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Vorwort 

Vorliegende  Arbeit  ist  der  erste  Versuch  einer  monographischen 
Darstellung  des  deutschen  Theaterrechts,  eines  von  der  deutschen 
Wissenschaft  aus  Gründen,  die  ich  bereits  in  meinen  Beiträgen  zum 
Aufführungsrecht  (Archiv  für  die  zivilistische  Praxis  Bd.  84  S.  153  fg.) 
darzulegen  suchte,  bisher  über  Gebühr  vernachlässigten  Rechtszweiges. 

Und  doch  hätte  allein  die  Existenz  der  reichen  ausserdeutschen 
theaterrechtlichen  Literatur,  die  freilich  fast  durchweg  wissen- 
schaftliche Gesichtspunkte  vermissen  lässt,  ein  genügender  Hinweis 
dafür  sein  müssen,  dass  es  sich  hier  um  einen  Rechtsstoff  handelt, 
der  schon  mit  Rücksicht  auf  die  Vielheit  der  mit  dem  Theater- 
wesen verknüpften  materiellen  Interessen  eingehende  Beachtung 
verdiente. 

Eine  Darstellung  des  Theaterrechts  dürfte  indess  nicht  nur 
einem  Bedürfniss  der  Praxis  entgegenkommen,  sondern  auch  aus  rein 
wissenschaftlichen  Erwägungen  geboten  sein.  Denn  öffentliches  wie 
privates  Theaterrecht  enthalten  nicht  nur  allgemeine  Rechtssätze 
in  ihrer  speziellen  Anwendung  auf  den  Theaterverkehr;  ihre  Normen 
besitzen  vielmehr  grösstentheils  selbständigen  Inhalt,  umfassen  einen 
Rechtsstoff,  der  sich  nur  innerhalb  des  dem  Theaterwesen  eigenen 
Rechtsverkehrs  entwickelt  hat,  und  der  desshalb  auf  den  Rang  eines 
Spezialrechts  Anspruch  erheben  darf. 

Aufgabe  dieser  Arbeit  ist  die  Darstellung  des  geltenden 
deutschen  Theaterrechts;  nur  soweit  dessen  Verständniss  die  Angabe 
der  historischen  Entwicklung  verlangte,  sind  ältere  Phasen  des 
Theaterrechts  berührt,  während  blosse  l'heaterrechtsalterthümer 
prinzipiell  ausgeschlossen  blieben.  Umfassende  Berücksichtigung 
hat  dagegen  das  fremde  Recht  gefunden,  dessen  Heranziehung 
namentlich  für  die  kritische  Beleuchtung  der  einzelnen  Theaterrechts- 
institute  geboten  erschien. 
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2  Einleitung. 

b.  Das  Theaterrecht  im  engern  Sinn  schliesst  den  letzt- 
genannten Bestand  von  Rechtssätzen  aus,  indem  es  sich 
auf  die  Darstellung  des  dem  Theaterverkehr  eigenthüm- 
lichen  Rechtsstoffs  beschränkt.^) 

Die  Grenze  zwischen  dem  Theaterrecht  im  engem  und 
dem  im  weitern  Sinn  kann  natürlich  nicht  absolut  gezogen 
werden,  da  sich  nicht  immer  definitiv  entscheiden  lässt,  ob  ein 
einzelner  Rechtssatz  als  selbständiges  Gebilde  des  Theater- 
verkehrs oder  als  blosse  Modifikation  eines  allgemeinen  Rechts- 
satzes, die  durch  die  faktische  Gestaltung  des  Theaterverkehrs 
bewirkt  woirde,  erachtet  ^werden  muss. 

Auch  vorliegende  Arbeit,  die  sich  nur  die  Aufgabe  stellt, 
das  Theaterfecht  im  engern  Sinn    zur  Darstellung  zu  bringen, 
wird  daher  nicht  immer  vermeiden  können,  hier  und  da  Materien, 
die  mit  eben  so  vielem  Recht  nach  andrer  Ansicht  nur  in  einer 
Darstellung  des  Theaterrechts  im  weitem  Sinn  Berücksichtigung 
beanspruchen  dürften,  in  den  Kreis  ihrer  Darlegungen  zu  ziehen. 
III.    Das  Theaterrecht  im  engern  Sinn  zerfallt,  je  nachdem 
es    sich    dabei    um    die    Darstellung    rechtlicher   Beziehungen 
handelt,  die  zwischen  einer  Privatperson  und  der  Staatsgewalt, 
oder  zwischen  zwei  Privatpersonen  bestehen,  in  ein  öffentliches 
und  ein  privates  Theaterrecht. 
1.  Das    öffentliche  Theaterrecht    enthält    die  Normen,    denen 
der  Theaterverkehr  im    allgemeinen  Interesse  unterworfen 
ist.      Da    ein    allgemeines    Interesse    nur    denjenigen    Er- 
scheinungen   gegenüber    vorhanden    ist,    die    über    einen 
weiteren  Kreis  Staatsangehöriger    einen  Einfluss    zu  üben 
im  Stande  sind,  beschränkt  sich  die  Geltung  des  öffentlichen 
Theaterrechts  auf  den  mit  dieser  Wirkung  ausgestatteten 
Theaterverkehr,  der  sich  ausschliesslich  in  den  öffentlichen, 
jedermann  zugänglichen  Theaterunternehmungen  vollzieht. 
Nach  der  Richtung  seiner  Wirksamkeit  zerfält  das  öffent- 
liche   Theaterrecht    oder    die    Theaterpolizei    in    folgende 
Zweige:*) 


3)  Dahin  die  Lehre  vom  Engagementsvertrag,  vom  Aufführungsrecht  u.s.  w. 

4)  Man  könnte  hier  vielleicht  einen  das  Theaterstrafrecht  behandelnden 
Abschnitt  vermissen.     Allein  die  Anwendung  strafrechtlicher  Normen  auf  That- 


§    I.    Begriff  und  Eintheilung  des  Theaterrechts.  3 

a.  Das  Theatergewerbepolizeirecht  umfasst  die  Rechtssätze, 
die  den  Betrieb  der  Theateruntemehmungen  als  Gewerbe 
betreffen. 

b.  Das  Theatersicherheitspolizeirecht  ist  die  Gesammtheit 
der  Normen,  denen  der  Theaterverkehr  im  Interesse  der 
Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Sicherheit  untersteht. 

2.  Das  private  Theaterrecht  regelt  die  zwischen  Privatpersonen 
aus  den  dem  Theaterverkehr  eigenthümlichen  Thatbeständen 
entsprungenen  Rechtsbeziehungen.  Derartige  Rechtsbe- 
ziehungen könnnen  in  vierfacher  Form  auftreten: 

a.  Selbständiger  Regelung  unterliegt  das  durch  den  Ab- 
schluss  eines  Bühnenengagementsvertrages  zwischen 
Unternehmer  und  Schauspieler  geschaffene  Rechtsver- 
hältniss. 

b.  Das  gleiche  gilt  für  die  durch  den  Theaterbesuchsver- 
trag zwischen  Unternehmer  und  Zuschauer  entstandenen 
Beziehungen. 

c.  Zwischen  dem  Unternehmer  und  dem  Autor  können 
vertraglich  und  ausservertraglich  eigenartige,  den  Inhalt 
des  Aufführungsrechts  bildende  Rechtsbeziehungen  in 
Frage  kommen. 

d.  Selbständige  Gestaltungen  weisen  endlich  theilweise  auch 
die  im  Geschäftsverkehr  der  Theateragenten  üblichen 
Vertragsformen  auf. 

IV.  Entsprechend  dieser  Eintheilung  wird  auch  die 
folgende  Darstellung  das  öffentliche  und  das  private  Theater- 
recht, jedes  wieder  in  die  erwähnten  Unterabschnitte  zerfallend, 
nach  einander  behandeln,  unter  Vorausschickung  einer  Geschichte 
und  Quellen  des  Theaterrechts  kurz  skizzirenden  Uebersicht.^) 


bestände  des  Theaterverkehrs  entbehrt  jeder  Eigenthumlichkeit ;  ihre  Dar- 
stellung fallt  damit  aus  dem  Rahmen  einer  Darstellung  des  Theaterrechts 
als  Speziälrechts  -  Disziplin  im  engern  Sinn.  —  Uebrigens  sind  auch  hier  an 
den  geeigneten  Stellen  kurze  Verweisungen  über  die  in  Betracht  kommenden 
strafrechtlichen  Beziehungen  gegeben. 

*)  Eine  erschöpfende  Darstellung  liegt  nicht  nur  ausserhalb  der  für 
diese  Arbeit  gestellten  Aufgabe,  sondern  lässt  sich  auch  zur  Zeit  mangels 
genügender  Vorarbeiten  gar  nicht  liefern.  So  lange  wir  noch  nicht  einmal 
eine  ausreichende  Geschichte  des  Theaters  besitzen  —  die  bisherigen  Arbeiten 
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4  Einleitung. 

^  2.    Geschichte  des    Theaterrechts. 

I.  Die  Geschichte  des  Theaterrechts  weist  keine  ununter- 
brochene Kontinuität  auf.  Zwischen  seiner  antiken  Entwicklung, 
die  es  bereits  auf  eine  verhältnissmässig  hohe  Stufe  der  Aus- 
bildung gebracht  hatte,  und  seiner  modernen,  im  15.  Jahrhundert 
anhebenden  Neubildung  klafft  die  ungeheure  Lücke  des  Mittel- 
alters, dessen  Theaterwesen  jedes  Zusammenhangs  mit  dem 
antiken  Theaterwesen  entbehrte'),  und  dessen  Theaterrecht, 
wenn  überhaupt  von  einem  solchen  gesprochen  werden  darf, 
naturgemäss  ebenfalls  keine  Verbindung  mit  dem  antiken 
Theaterrecht  besass.^ 

IL    Das  antike  Theaterrecht  trägt  bei    den  Griechen  und 
Römern  einen  abweichenden  Charakter.*) 
a.  Im  griechischen  Theaterrecht  überwiegt    das  Moment .  des 
öffentlich  -  rechtlichen.     Da  das  Theater    hier  stets  seinen 


von  Klein,  Geschichte  des  Dramas.  Leipzig  1865  fg.  Devrient,  Geschichte 
der  Deutschen  Schauspielkunst.  Leipzig  1848  fg.,  Creizcnach,  Geschichte 
des  neueren  Dramas,  1.  Band,  Halle  1893  sowie  die  in  Litzmann's 
Theatergeschichtlichen  Forschungen,  Hamburg  und  Leipzig  1891  {%.  erschienenen 
Untersuchungen  umfassen  entweder  nur  bestimmte  Perioden  oder  sind  un- 
vollendet — ,  kann  natürlich  von  einem  tieferen  Einblick  in  die  Geschichte 
des  Theaterrechts  keine  Rede  sein.  Rivalta's  Werk  (vgl.  §  3)  verspricht 
freilich  eine  Theatergeschichte  zu  liefern.  In  Wahrheit  vermag  aber  auch 
Rivaita  nur  vereinzelte  Theaterrechtsalterthümer  zu  bieten,  die  allerdings  nicht 
des  Interesses  entbehren,  aber  die  Entwicklung  des  Theaterrechts  nicht  darzu- 
thun  vermögen. 

1)  Devrient  Bd.  1,  S.  15  vertritt  noch  den  jetzt  wohl  allgemein  aufge- 
gebenen Standpunkt,  dass  das  mittelalterliche  Drama  Elemente  der  altgriechischen 
Tragödie  in  sich  aufgenommen  habe.  —  Eine  Fortwirkung  des  antiken 
Theaterwesens  Hesse  sich  höchstens  für  die  Thätigkeit  der  Spielleute  annehmen, 
deren  Darstellungsweise  vielfach  an  den  römischen  mimus  erinnert.  Aber  ob  diesen 
Spielleuten  ein  Einfluss  aul  die  Ausbildung  des  modernen  Theater wesens  zu- 
kommt, ist  überaus  fraglich.     Creizenach  Bd.  1,  S.  386. 

2)  Die  Belegstellen  für  den  angenommenen  Entwicklungsgang  sind  bei 
den  einzelnen  Materien  gegeben.  Hier  handelt  es  sich  nur  um  eine  allgemein 
orientirende  Uebersicht. 

3)  Die  juristischen  Momente  sind  namentlich  berücksichtigt  bei  Mar- 
quardt  -  Mommsen,  Handbuch  der  römischen  Alterthümer.  2.  Aufl.,  Bd.  6. 
Leipzig  1885.  S.  482  fg.:  Die  Spiele  von  Ludwig  Friedländer.  Iwan  Müller, 
Handbuch  der  klassischen  Alterthumswissenschaft.  Bd.  5,  Abth.3.  München  1890: 
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Zusammenhang  mit  dem  als  Theil  der  staatlichen  Ver- 
richtungen geltenden  Gottesdienst  bewahrte,  trugen  auch 
die  im  Theaterverkehr  entstehenden  rechtlichen  Verhältnisse 
sämmtlich  den  Charakter  staatlicher  Beziehungen.  Oeffent- 
liches  Recht  bildete  daher  nicht  nur  die  Sicherheitspolizei, 
die  bereits  zur  Ausbildung  eines  Theaterzensurinstituts  ge- 
diehen war;  auch  das  Engagement  der  Schauspieler,  der 
Abschluss  von  Aufführungsverträgen  trugen  den  Stempel 
des  öffentlich  -  rechtlichen,  da  ihre  Vornahme  mindestens 
auf  Seite  des  engagirenden  oder  das  Manuscript  erwer- 
benden Staates  kein  Akt  freier  Vertragsthätigkeit,  sondern 
eine  Erfüllung  öffentlich-rechtlicher  Obliegenheiten  bildete. 
Erst  in  der  nachklassischen  Zeit  scheint  hierin  ein  Wandel 
eingetreten  zu  sein;  wenigstens  lässt  die  Erwähnung  von 
Theateragenten,  die  sich  mit  der  Vermittlung  von  Bühnen- 
engagementsverträgen befassten ,  auf  eine  gesteigerte 
Häufigkeit  des  Theaterverkehrs,  also  wohl  auf  die  Ent- 
stehung privater  Theaterunternehmungen  schliessen,  über 
deren  jedenfalls  nach  privatrechtlichen  Gesichtspunkten 
geordnete  Rechtsverhältnisse  indess  ausreichende  Nach- 
richten zu  fehlen  scheinen, 
b.  Auch  in  Rom  war  das  Theater  ursprünglich  ausschliesslich 
Staatssache,  wie  sich  ja  aus  seiner  im  religiösen  Interesse 
erfolgten  Einführung  hinlänglich  erklärt.  .  Aber  schon  früh- 
zeitig stellten  sich  neben  die  gottesdienstlichen  Vorstellungen 
Theaterunternehmungen  rein  privater  Natur,  für  die  sich 
ein  in  der  Ausgestaltung  seiner  einzelnen  Institute  mit  dem 
modernen  durchaus  rivalisirendes  Theaterrecht  ausbildete, 
das  sich  gleichmässig  nach  der  öffentlich-  wie  nach  der 
privatrechtlichen  Seite  hin  erstreckte.  In  ersterer  Richtung 
weist  das  römische  Theaterrecht  nicht  nur  eingehende,  die 
äussere  Sicherheit    der  Vorstellungen  durch    obrigkeitliche 


Das  Bühnenwesen  der  Griechen  und  Römer  von  Oehmichen.  Pauly,  Realency- 
klopädie  der  klassischen  Alterthumswissenschaft.  Stuttgart  1846  fg.  Bd.  3,  s.  v. 
histrio.  Bd.  4,  s.  v.  ludi  scenici.  (Die  neue  von  Wissowa  besorgte  Ausgabe, 
Stuttgart  1893  fg.,  umfasst  erst  den  Buchstaben  A). 
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Ueberwachung  und  gesetzliche  Platzvertheilung  garantirende 
Massregeln  auf,  es  enthält  sogar  auch  schon  Keime  einer 
Theatergevverbepolizei,  indem  es  die  Veranstaltung  derVorstel- 
lungen  vom  Nachweise  eines  bestimmten  Vermögens  und  Em- 
pfang einer  senatorischen  Erlaubniss  abhängig  machte.  Nicht 
minder  umfassend  scheint  sich  das  private  Theaterrecht 
gestaltet  zu  haben,  wie  die  nicht  seltene  Erwähnung  be- 
sonderer auf  den  Engagementsvertrag  bezüglicher  Normen 
und  die  durch  Inschriften  und  Funde  bekundete  Ausbildung 
des  Theaterbesuchsvertrags  erweist.  Dass  das  Auf- 
führungsrecht an  dieser  Entwicklung  nicht  theil  genommen, 
kann  freilich  nicht  in  Abrede  gestellt  werden;  die  Ursache 
lag  aber  wohl  nicht  nur  in  der  Ablehnung  des  der  antiken 
Welt  fremden  Gedankens  einer  pekuniären  Ausnutzung 
des  geistigen  Eigenthums,  sondern  vor  allem  in  der  drama- 
tischen Sterilität  der  Römer,  mit  Rücksicht  auf  die  sich 
gar  kein  Bedürfniss  nach  Gewährung  eines  Auffuhrungs- 
schutzes  geltend  machte. 

III.  Das  antike  Theaterwesen  hat  den  Untergang  der 
antiken  Welt  nicht  überlebt,  selbst  im  oströmischen  Reich  ver- 
schwindet allmählich  jede  Spur  seiner  Fortexistenz,*)  so  dass  lange 
Jahrhunderte  hindurch  bei  den  mittelalterlichen  Schriftstellern, 
die  ja  keine  Gelegenheit,  sich  besser  zu  unterrichten,  besassen, 
sich  die  merkwürdigsten  Ansichten  über  theatralische  Verhält- 
nisse ausgesprochen  finden.*) 

Das  moderne  Theaterwesen^)  hat  sich  durchaus  selbständig 
aus  den  kirchlichen  Wechselgesängen  entwickelt,  die,  allmählich 
immer  dramatischer  gestaltet,  schliesslich  zur  Ausbildung  von 
geistlichen  Schauspielen  führten.  So  lange  deren  Darstellung 
wesentlich  unter  kirchlicher  Leitung  erfolgte,  war  naturgemäss 
für  die  Entstehung  eines  selbständigen  Theaterrechts  keine 
Gelegenheit  gegeben,  da  das  Theater  als  Kulteinrichtung  einen 


^)  Handbuch    der  klassischen  Alterthumswissenschaft.     Bd.  9,  Abth.   1. 
München  1891:  Geschichte  der  byzantinischen  Literatur  von  Krumbacher  S.  296, 

S)  Creizenach  Bd.  I,  S.  5  f. 
.     .       ö)  Vereinzelte  Angaben  juristischen  Inhalts  bei  Creizenach.  —  Ergiebiger 
ist  hierfür  das  Werk  Guichard's  (vgl.  §  3). 
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Bestandtheil  des  liturgisch  geregelten  Gottesdienstes  bildete. 
Gegen.  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  erscheint  jedoch  das 
Theater  der  kirchlichen  Unterordnung  entrückt;  seine  Darstel- 
lungen erfolgen  unabhängig  von  der  Feiertagsordnung,  seine 
Darsteller  gehören  überwiegend  und  bald  sogar  ausschliesslich 
dem  Laienstande  an,  und  der  Inhalt  der  Aufiführungen  greift 
über  das  der  heiligen  Schrift  entlehnte  Stoffgebiet  hinaus,  indem 
er  neben  den  noch  entfernt  an  die  geistlichen  Schauspiele  er- 
innernden Mysterien')  auch  Fastnachtsspiele,  Farcen  und  Mora- 
litäten  umfasst  und  damit,  bei  letzteren  freilich  in  allegorischer 
Gewandung,  zur  Vorführung  rein  weltlicher  Vorgänge  gelangt. 
An  das  Selbständigwerden  des  Theaters  knüpft  sich  beinah 
unmittelbar  die  Entstehung  eines  neuen  Theaterrechts. 

IV.  Das  moderne  Theaterrecht  charakterisirt  sich  durch 
die  ungleichmässige  Behandlung,  die  seitens  der  Gesetzgebung 
seinen  öffentlich  -  rechtlichen  und  seinen  privatrechtlichen  Be- 
standtheilen  zu  Theil  geworden  ist. 

Die  Theaterpolizei  hat  überall  eine  umfassende  gesetz- 
liche Regelung  erfahren,  welche  die  Gewerbe-  sowohl  wie  die 
Sicherheitspolizei  in  ein  festes  System  obrigkeitlicher  Beauf- 
sichtigung brachte.  Das  private  Theaterrecht  hat  dagegen  fast 
gar  keine  gesetzliche  Normirung  gefunden,®)  so  dass  die  reiche 
Ausgestaltung  seines  Inhalts  beinah  durchgängig  als  ein  Er- 
zeugniss  des  den  Theaterverkehr  beherrschenden  Gewohnheits- 
rechts betrachtet  werden  muss.  Es  kann  jedoch  keinem  Zweifel 
unterliegen,  dass  die  passive  Rolle,  welche  die  Gesetzgebung 
dem  privaten  Theaterrecht  gegenüber  bisher  eingenommen  hat, 
sich  auf  die  Dauer  nicht  aufrecht  erhalten  lassen  wird.     Auch 


'')  Nach  Creizenach's  wohl  zutreffender  Annahme  ist  der  Ausdruck  von 
ministerium  =  vorschriftsmässig  durchgeführte  Handlung,  abzuleiten  und  nur 
missverständlich  in  Mysterium  umgewandelt  worden,  weil  die  Geheimnisse  des 
christlichen  Glaubens  den  Hauptgegenstand  der  Misterien  genannten  Spiele 
bildeten.     Creizenach  Bd.  1,  S.  163. 

®)  Nur  das  Aufführungsrecht  ist  in  den  Gesetzen  über  das  geistige 
Eigenthum  berücksichtigt.  Umfassender,  aber  ebenfalls  auf  das  Aufführungs- 
recht beschränkt,  berücksichtigt  die  neuere  spanische  Gesetzgebung  das  Theater- 
recht, vgl.  Anhang  E. 
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im  privaten  Theaterrecht  hat  der  Grundsatz  des  laisser  faire, 
laisser  aller  fast  auf  allen  Gebieten  Resultate  gezeitigt,  die 
schliesslich  ein  Eingreifen  der  Gesetzgebung  nothwendig  machen 
werden,  um  der  im  heutigen  Theaterverkehr  nicht  seltenen  Aus- 
beutung der  wirthschaftlich  schw^achen  Vertragstheile  durch  die 
faktisch  oder  rechtlich  monopolisirten  Theaterunternehmer  vor- 
zubeugen. 

§  ^.    Quellen  und  Literatur  des    Theaterrechts. 

I.  In  Uebereinstimmung  mit  den  übrigen  Rechtsdisziplinen 
setzt  sich  auch  der  Quellenbestand  des  Theaterrechts  aus  Ge- 
setzes- und  Gewohnheitsrecht  zusammen,  ersteres  von  über- 
wiegender Bedeutung  für  das  öffentliche,  letzteres  desgleichen 
für  das  private  Theaterrecht. 

II.  Das  öffentliche  Deutsche  Theaterrecht  ist  theils  reichs-, 
theils  landesgesetzlich  geregelt.  Eine  durchgängig  auf  Reichs- 
recht ruhende  Normirung  hat  nur  der  als  Genehmigungspolizei 
zu  bezeichnende  Abschnitt  des  Theatergewerbepolizeirechts  ge- 
funden;^) alles  übrige  öffentliche  Theaterrecht,  also  die  gesammte 
Theatersicherheitspolizei  und  die  einen  Theil  der  Theaterge- 
werbepolizei bildende  Theaterkontrollpolizei  unterliegt  landes- 
gesetzlicher Gesetzgebung,  ein  Umstand,  der  jedoch  auch  für 
diese  Gebiete  nicht  das  Entstehen  eines  materiell  wesentlich 
übereinstimmenden  Theaterrechts  verhindert  hat. 

III.  Von  den  Materien  des  privaten  Deutschen  Theater- 
rechts hat  bisher  nur  eine  einzige,  das  Aufführungsrecht,  eine 
wenigstens  das  Prinzip  aufstellende  reichsgesetzliche  Regelung 
erfahren;^)  sonst  herrscht  hier  —  soweit  nicht  zwingende  landes- 
rechtliche Normen  eingreifen  — ,  ausschliesslich  das  Theater- 
gewohnheitsrecht, ^)  als  dessen  Erkenntnissmittel  die  in  der  her- 
kömmlichen   Gestaltung    der    im    Theaterverkehr   begründeten 


1;  In  der  Deutschen  Gewerbeordnung,  deren  letzte  vom  1.  Juli  1883 
stammende  Neuredaktion  seitdem  wieder  in  zahlreichen  Punkten  Veränderungen 
erlitten  hat. 

2)  Durch  das  Reichsgesetz  vom  11.  Juni  1870. 

3)  Urth.    d.   R.-O..H.-G.  v.  21.  April    1874    (Entsch.    Bd.  12,  S.  339). 
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Rechtsverhältnisse  zu  Tage  tretende  Rechtsübung  und  die  Lite- 
ratur des  Theaterrechts  in  Betracht  kommen.  Da  das  private 
Theaterrecht  sich  bei  allen  europäischen  Kulturvölkern  in 
wesentlich  übereinstimmender  Weise  entwickelt  hat  —  die  Gründe 
liegen  in  der  Gleichheit  der  für  die  Gestaltung  des  privaten 
Theaterverkehrs  massgebenden  Umstände,  dann  wohl  auch  in 
der  internationalen  Zusammensetzung  der  umherziehenden 
Schauspielergesellschaften,  die  bis  zu  der  erst  im  vorigen  Jahr- 
hundert üblicher  werdenden  Bildung  stehender  Theater*)  die 
alleiniger  Träger  des  Theaterrechts  waren,  deren  Mitglieder 
daher,  bei  dem  häufigen  Wechsel  ihrer  Stellung  in  den  ver- 
schiedensten europäischen  Ländern,  überall  gleichartige  Rechts- 
normen zur  Verbreitung  brachten*)  — ,  so  darf  auch  das  nicht 
unmittelbar  durch  deutsche  Erkenntnissquellen  bezeugte  Theater- 
gewohnheitsrecht, sobald  seine  Anwendbarkeit  nicht  durch  be- 
sondere Umstände  ausgeschlossen  scheint  und  seine  Uebung 
im  deutschen  Theaterverkehr  feststeht,  für  die  Konstatirung 
privaten  Deutschen  Theaterrechts  verwerthet  werden.^ 

IV.  Aus  der  Literatur  des  Theaterrechts  verdienen  folgende, 
die  gesammte  Disziplin  behandelnden  Werke  hervorgehoben  zu 
werden: 


4)  Das  erste  deutsche  stehende  Theater  wurde  1668  durch  Johann  Velthen 
in  Dresden  begründet.     Devrient  Bd.  1,  S.  227. 

^)  Ein  ähnlicher  Vorgang  lässt  sich  bei  einer  anderen  Spezialrechts- 
disziplin,  dem  Bergrecht  verfolgen,  dessen  gleichmässige  Ausbildung  ebenfalls 
auf  die  mannigfachen  Wanderungen  der  Träger  des  Bergrechts,  der  umher- 
ziehenden Bergleute ,  zurückzuführen  ist  Stobba-Lehmann ,  Handbuch  des 
Deutschen  Privatrechts.     3.  Aufl.  Berlin  1896.     Bd.  2,  S.  532. 

^)  Massgebende  Bedeutung  besitzt  das  französische  Theaterrecht,  das 
dementsprechend  auch  die  ausgedehnteste  Theaterrechtsliteratur  aufweist.  — 
Einer  umfassenden  reichsrechtlichen  Regelung  des  Theaterrechts  stehen  ver- 
fassungsmässig keine  Bedenken  entgegen,  Stenogr.  Ber.  über  die  Verhand- 
lungen des  preussischen  Landtages,  Haus  der  Abgeordneten  1879.  Bd.  1, 
S.  408  (Abgeord.  Miquel);  der  bei  den  Berathungen  über  die  Novelle  zur 
G.-jO.  von  1880  seitens  des  Berichterstatters  v.  Soden  dagegen  erhobene 
Widerspruch,  Verhandlungen  des  Deutschen  Reichstags.  1880.  4.  Leg.  -  Pe- 
riode. 3.  Sess.  Sten.  Ber.  Bd.  2,  S.  921,  machte  nicht  einmal  den  Versuch 
einer  Begründung, 
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1.  Vivien  et  Blanc,  Traite  de  la  legislation  des  theätres. 
Paris  1830. 

2.  Lacan  et  Paulmier,  Traite  de  la  legislation  et  de  la  juris- 
prudence  des  theätres.     2  Bde.     Paris  1853. 

3.  Salucci,  Manuale  della  giurisprudenza  dei  teatri.  Firenze  1858. 

4.  Dalloz,  Repertoire  methodique  et  alphabetique  de  legislation, 
de  doctrine  et  de  jurisprudence.  Bd.  42,  Th.  1.  Paris  1861. 
s.  V.  Theätre. 

5.  Guichard,  De  la  legislation  du  theätre  en  France.  Paris  1880. 

6.  Constant,  Code  des  theätres.     2.  Aufl.     Paris  1882. 

7.  Rivaita,  Storia  e  sistema  del  diritto  dei  teatri.    Bologna  1886. 

8.  Rosmini,  Legislazione  e  giurisprudenza  dei  teatri.  3.  Aufl. 
Milano  1893.^ 

-  9.  Deseure,  Le    droit  et  le  theätre.     Paris  et  Bruxelles  1895. 

Von    grösseren  Abschnitten    des    Theaterrechts  sind   be 
handelt  worden: 

Theaterpolizei : 

1.  G.  Meyer,  Schaupielunternehmungen ,  Handwörterbuch 
der  Staatswissenschaften.     Jena  1893.     Bd.  5,  S.  519  fg. 

2.  Leuthold,  Theaterpolizei,  Wörterbuch  des  Deutschen  Ver- 
waltungsrechts. Freiburg  i.  B.  und  Leipzig  1894.  Bd.  2, 
S.  625  f. 

Bühnenengagementsvertrag : 

1.  Burckhard,    Das  Recht   der  Schauspieler.    Stuttgart  1896. 

2.  Krükl,  Der  Vertrag  zwischen  Direktor  und  Mitglied  der 
deutschen  Bühne.     Frankfurt  a.  M.  1879. 

3.  Opet,  Der  Bühnenengagementsvertrag,  Archiv  für  die  civi- 
listische Praxis.     Bd.  86,  S.   155  fg. 

4.  Pouillet,  St.  -  Leon,  Pataille,  Dictionnaire  de  la  propriete 
industrielle,  artistique  et  litteraire.  Paris  1887.  s.  v.  artiste 
dramatique. 


'^)  Die  unter  späterer  Ziffer  als  unter  No.  484  aufgeführten  Zitate  sind 
der  2.  Aufl.  dieses  Werkes  entlehnt,  da  die  3.  Aufl.  den  über  das  Aufführungs- 
recht handelnden,  mit  jener  No.  beginnenden  Abschnitt  fortgelassen  hat. 
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Aufführungsrecht : 
Cutler,  Smith  and  Weatherley,    The   law  of  musical  and 
dramatic  Copyright.     2.  Aufl.     London  1892. 
Kohler,  Autorrechtliche  Studien,  Archiv  für  die  civilistische 
Praxis.     Bd.  85,  S.  339  fg. 

Kadlec,  Das  Aufführungsrecht  von  dramatischen  und  musi- 
kalischen Werken,  Zeitschrift  Neuzeit  1892. 
Opet,  Beiträge  zum  Aufführungsrecht,  Archiv  fiir  die  civi- 
listische Praxis.  Bd.  84,  S.  151  fg. 
Pouillet ,  Traite  theorique  et  pratique  de '  la  propriete 
litteraire  et  artistique  et  du  droit  de  representation.  2.  Aufl. 
Paris  1894.  no.  741  fg. 

Theateragenturverträge : 
Pouillet ,    St.  -  Leon,    Pataille ,    Dictionnaire   s.    v.    agent 
dramatique. 


Erstes  Buch. 


Das  öffentliche  Theaterrecht. 


I.  Abtheilung. 

Die  Theatergewerbepolizei. 

Erster  Abschnitt. 

Die  Qenehmigungspolizei. 

§  ^.    Geltungsgebiet. 

I.  Das  Recht  der  Theatergewerbepolizei  umfasst  diejenigen 
Normen,  denen  der  Betrieb  der  Theater  als  selbständiger  Ge- 
werbe im  Interesse  der  Gesammtheit  unterworfen  ist.^)  Der 
Inhalt  dieser  Normen  ist  ein  doppelter,  indem  er  entweder 
die  Rechtssätze  enthält,  von  deren  Befolgung  der  rechtlich  zu- 
lässige, öffentlich  genehmigte  Charakter  der  Theatergewerbe 
abhängt,  oder  diejenigen  Rechtssätze  bietet,  die  eine  Ueber- 
wachung  über  das  Vorhandensein  dieses  genehmigten  Cha- 
rakters ermöglichen.  Innerhalb  des  Rechts  der  Theatergewerbe- 
polizei lassen  sich  danach  als  Unterabtheilungen  das  Recht 
der  Genehmigungs-  (§4  —  §  16)  und  das  Recht  der  Kontroll- 
polizei (§  17)  unterscheiden. 

II.  Der  Ausdruck  „Gewerbe"  wird  weder  in  der  Sprache 
des  täglichen  Lebens  noch  in  derjenigen  der  Gesetzgebung  in 
konstantem  Sinn  gebraucht.  Er  bezeichnet  häufig  jede  Berufs- 
art,   auch    die    künstlerische    und    landwirthschaftliche,    häufig 


1)  Laband,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs.  3.  Aufl.  Frei- 
burg i.  B.  1895.  Bd.  2,  S.  186.  Schönberg,  Gewerbe,  Handbuch  der  politischen 
Oekonomie.     2.  Aufl.     Tübingen  1886.     Bd.  2,  S.  420  fg. 
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die  auf  Erwerb  gerichtete  Privatthätigkeit,  unter  Ausschluss  der 
Urproduktionen  und  der  höheren  Berufsarten,  mitunter  auch 
speziell  die  des  Handwerkers  und  des  Fabrikanten.^ 

Auch  die  G.-O.  hat  sich  inhaltlich  an  keine  absolute  Be- 
deutung des  Ausdrucks  „Gewerbe"  gehalten;^  trotzdem  sind 
die  unter  ihre  Herrschaft  fallenden  Thätigkeiten  durch  gemein- 
same, der  Art  und  dem  Zweck  ihrer  Vornahme  entnommenen 
Merkmale  als  einheitliche  Glieder  ein  und  desselben  Gewerbe- 
begrififes  charakterisirt. 

Im  Sinn  der  G.-O.  sind  nur  diejenigen  Thätigkeiten  Ge- 
werbe, die  gewerbsmässig,  d.  h.  als  Beruf  und  in  Erwerbsab- 
sicht, vorgenommen  werden.*) 

Im  Sinn  der  G.-O.,  und  damit  dem  Theatergewerbepolizei- 
recht untergeben,  sind  daher  auch  nur  die  gewerbsmässig 
betriebenen  Theaterunternehmungen  Gewerbe ,  alle  anderen 
Theaterunternehmungen,  bei  denen  keines  oder  nur  eins  der 
den  gewerbsmässigen  Betrieb  charakterisirenden  Kennzeichen 
vorhanden,  dagegen  den  Bestimmungen  des  Theatergewerbe- 
polizeirechts entzogen. 

III.  Keinen  Gewerbebetrieb  bildet  daher  ein  ohneErwerbs- 
absicht  betriebenes  Theaterunternehmen.  Das  Fehlen  dieser 
Absicht  wird  sich  meist  in  der  unentgeltlichen  Veranstaltung 
der  Aufführungen  dokumentiren,*^)    ohne    dass  dieser  Umstand 


2)  V.  Landmann,  Die  Gewerbeordnung  für  das  Deutsche  Reich.  2.  Aufl. 
München  1895.  S.  25  fg.  Seydel,  Das  Gewerbepolizeirecht  nach  der  Reichs- 
gewerbeordnung, Annalen  des  Deutschen  Reichs  1881.     S.  509  fg. 

^)  §  6  G.-O.  schliesst  zwar  einzelne  Berufsarten  von  der  Unterordnung 
unter  die  Normen  der  G.  -  O.  aus,  ohne  aber  damit  ihren  Charakter  als  Ge- 
werbe in  Frage  zu  stellen. 

^)  Haenel,  Deutsches  Staatsrecht.  Leipzig  1892.  Bd.  1,  S.  689.  v. 
Landmann,  S.  35.  Edg.  Löning,  Lehrbuch  des  Deutschen  Verwaltungsrechts. 
Leipzig  1884.  S.  480.  Schmid,  Ueber  dingliche  Gewerberechte.  Archiv 
für  die  civilistische  Praxis.  Bd.  44,  S.  2.  Zorn,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen 
Reichs.  Berlin  und  Leipzig  1883.  Bd.  2,  S.  130.  (Von  der  2.  Aufl.  dieses 
Werkes    ist  erst  Bd.   1  erschienen). 

*)  Mugdan,  Die  Gewerbeordnung  für  das  Deutsche  Reich.  2.  Aufl. 
Berlin  1893.     §  33  n.  3. 
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jedoch  nothwendig  zu  dieser  Annähme  fähren  muss.*)  Andrer- 
seits würde  auch  das  Vorhandensein  der  Entgeltlichkeit  nicht 
absolut  zum  Schluss  auf  das  Vorliegen  der  Erwerbsabsicht 
zwingen.'^ 

Zweifel  bestehen  über  die  Einreihung  der  von  Korporationen 
des  öffentlichen  Rechts,  wie  dem  Staat  oder  den  Gemeinden, 
betriebenen  Theaterunternehmungen  unter  die  Gewerbebetriebe, 
die  häufig  wegen  des  hier  selbstverständlichen  Mangels  der 
Erwerbsabsicht  in  Frage  gestellt  worden  ist.^  Die  allgemeine 
Verneinung  ruht  jedoch  auf  einer  unzulässigen  petitio  principii. 
Der  Umstand  allein,  dass  ein  Unternehmen  vom  Staat  oder 
einer  Kommune  betrieben  wird,  ist  noch  kein  Beweis  dafür, 
dass  der  Betrieb  ohne  Erwerbsabsicht  erfolgt.*)  Nur  beim  Be- 
trieb derjenigen  Unternehmungen,  die  nach  der  allgemein 
herrschenden  Auffassung   in    den  Kreis   der   begrifilich   durch 


^  Die  UnentgelUichkeit  des  Aufführungsbesuchs  kann  ebenfalls  als 
Förderung  der  Gewerbethätigkeit  und  damit  in  Gewinnabsicht  vorgenommen 
erscheinen.  So  etwa,  wenn  der  Theatet Unternehmer  gleichzeitig  ein  Restaurant 
betreibt  und  durch  die  Gewähr  freier  Vorstellungen  seinen  Wirthschaftsbetrieb 
vortheilhafter  gestalten  will.  v.  Landmann  S.  39.  Urth.  des  Preuss.  Ob.  Trib 
V.  13:  November  1878  (Goltdammer  Archiv  für  Strafrecht.  Bd.  26,  S.  538.) 
Urth.  des  0.-L.-G.  Rostock  v.  16.  Dezember  1887  (Mecklenburgische  Zeitschrift 
für  Rechtspflege  und  Rechtswissenschaft.     Bd.  3,  S.  140). 

'^)  Kein  Gewerbebetrieb  läge  in  der  gewerbsmässigen  Veranstaltnng 
entgeltlicher  Aufführungen,  deren  Ertrag  voll  für  gemeinnützige  Zwecke  be- 
stimmt ist;  kein  Gewerbe  betriebe  dasjenige  Theater,  dessen  Betrieb  aus- 
schliesslich durch  künstlerische  Gesichtspunkte  bestimmt  würde.  Seydel,  Ge- 
werbepolizeirecht S.  570.  Leuthold^  Theaterpolizei  S.  625.  —  Doch  ist  dies 
wegen  der  Schwierigkeit  der  Feststellung  dieser  Umstände  bestritten.  Laband 
Bd.  2,  S.  50;  v.  Landmänn  S.  39;  Thöl,  Das  Handelsrecht,  6.  Aufl.,  Leip- 
zig 1879.  Bd.  1,  S.  120  nehmen  auch  hier  Gewerbebetrieb  an.  —  Der  Charakter 
einer  Theaterunternehmung  als  Hoftheater  schliesst  nicht  aus,  dass  es  sich 
dabei  um  einen  Gewerbetrieb  handelt. 

8)  Für  ihre  Qualifizirung  als  Gewerbe  v.  Landmann  S.  35  fg.  Zorn 
Bd.  2,  S.  129.  —  Dagegen  Laband  Bd.  2,  S.  189  n.  2.  G.  Meyer,  Schau- 
spieluntemehmungen  S.  522.  v.  Stein,  Die  Verwaltungslehre.  Stuttgart  1868. 
Bd.  6,  S.  40. 

ö)  Dass  der  staatliche  Theaterbetrieb  durchaus  nicht  immer  ideale 
Ziele  verfolgt,  ergiebt  leider  jedes  Blatt  der  Deutschen  Theatergeschichte. 
Prutz,  Dichter  und  Schauspieler,  Neue  Schriften.    Halle  1854.     Bd.  2,  S.  281. 

Dp  et,  Theaterrecht.  2 


18  Die  Theatergewerbepalizei. 

den  Staat  oder  die  Gemeinde  zu  vollziehenden  Thät\gkeiten 
fallen,  ist  die  Annahme  der  Erwerbsabsicht  absolut  ausge- 
schk)ssen;  bei  allen  anderen  staatlichen  oder  kommunalen 
Unternehmungen  kann  dagegen  nur  eine  Untersuchung  jedes ' 
einsselnen  Falles  ergeben,  ob  ihr  Betrieb  mit  oder  ohne  Erwerbs- 
absicht  vorgenommen  wird.  Theateruntemehmungen  gehören 
aber  zweifellos  nicht  zur  ersten  Gruppe  öffentlicher  Unter- 
nehmungen; ihr  Betrieb  erscheint  nicht-  als  ein  Essentiale  der 
Staatsthätigkeit,  sondern  liegt  dieser  nur  akzidentdl  ob,^)  und 
muss  deshalb,  je  nachdem  dabei  eine  Erwerbsabsidit  vorhanden 
ist,  oder  nicht,  den  Normen  des  Gewerbepolizeirechts  unter- 
worfen oder  entzogen  sdn.^^) 

IV.  Kdnen  Gew^-betrieb  bildet  femer  das  nicht  berufs- 
mässig betriebene  Theateruntemehmen.  Berufsmässigkeit  M^ 
aber  nur  dann  vor,  wenn  die  Gewerbethätigkeit  fortgesetzt 
vorgenommen  wird,  oder  ihre  Vornahme  wenigstens  mit  der 
Absicht  der  Wiederholung  erfolgt.^  Die  gelegentliche  Veran- 
staltung einer  Aufführung  untersteht  daher  nicht  dem  Theater- 
gewerbepoKzeirecht,  auch  wenn  sie  vom  Unternehmer  in  Er- 
werbsabsicht vorgenommen  wäre;^*)  andrerseits  kann  auch  eine 
einmalige  unentgeltliche  Aufführung  als  Bethätigung  eines 
Theatergewerbes  erscheinen,  sobald  sie  nämlich  in  der  Absicht 
der  Wiederholung  erfolgt.^*) 


^)  Roetscher,  Theater  und  dramatische  Poesie,  Staatslexikon  van 
Ratteck-Welker  Bd.  12,  S.  562. 

^1)  Allerdings  würde  sich  dann  der  Staat  selbst  konzessioniren  oder 
priväegiren,  was  Seydel,  Bayrisches  Staatsrecht,  Freiburg  i.  Br.  1888  fg.  Bd.  5, 
S.  658  für  unmöglich  zu  halten  scheint.  Zutreffend  wendet  indess  v.  Land- 
mann S.  37  ein,  dass  der  Fiskus,  der  doch  der  Justizhoheit  des  Staates  unter- 
worfen sei,  in  gleicher  Weise  auch  der  Polizeihoheit  des  Staates  unterstellt 
sein  könne. 

12)  V.  Landmann  S.  40.  —  Dass  die  gewerbsmässige  Aufführung  durch 
Berufsschauspieler  erfolgen  müsse,  ist  nicht  nothwendig.  Preuss.  Min.  -  Erl. 
V.  2.  November  1884.     (Min.-Bl,  f.  d.  Innere  Verw.  1884,  S.  251). 

18)  Berger,  Reichsgewerbeordnung.  11.  Aufl.  Berlin  1891.  S.  36. 
Mugdan  §  33a  n.  2. 

1*)  Urth.  des  Preuss.  Ob.  Trib.  v.  9.  Juli  1875.  (Goltdammer  Bd.  23 
S.  570.) 
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V.    Die  Normen  des  Thcata-gewerbepolizeirechts  erieiden 
ekle  wettere  Ekischiunkung  dadurch,  dass  sie  sich  nur  auf  den 
Betrieb  der  Hieaterunteroehmungen  ais  selbständiger  Gewerbe 
b«siehen,  nur  xüejenigen  Personen  treffen,  die  die  Theateointer- 
nehmung  auf  eigene  Rechnung  und  auf  eigene  Verantwortlich- 
keit betre&erL^^) 
a.  Keine  Anwendung   findd:    demnach    das  Theatergewerbe- 
poüzeiredtit  auf  Schauspieldirektoren,  denen  Dritten  gegen- 
über keine  Haftung  aus  den  pekuniären  Verbincäichkeiten 
der  von  ihnen  geleäiteten  Theateruntemehmung  erwächst,  die 
aber  andr^^eits   auch  nicht   auf  den   pekuniären  Nutzen 
der  Unternehmung  Anspruch  erheben  dürfen.  —  Ein  solches 
Unt^ndimen   liegt   dann   vor,    wenn  etwa    eine  Stadtge- 
meinde  einen  Schauspiddkektor  zur  Leitung  des  der  Stadt 
gehörigen,    auf    deren   Rechnung    betriebenen    Theaters 
anstellt^^    oder    ein     Schauspiddirektor    die    Darstellung 
eines    Cydus    von  Aufführungen    gegen    festes    Honorar 
übernimmt.*')      In     beiden    Fällen    erscheint    nicht    der 
Schauspieldirektor,     auf    dessen     Seite    jedes    pekuniäre 
Risiko    ausgeschlossen,     sondern    derjenige,     dem    seine 
Entlohnung  obliegt,    als  der  eigentliche    und  deshalb  aus- 
schliesslich  dem   Theatergewerbepolizeirecht   unterworfene 
Unternehmer.    Daran  würde  auch  eine  etwaige  Betheüigung 
des  Direktors  am  pekuniären  Ergebniss  der  Unternehmung 
—  indem  ihm  etwa   ein  bestimmter  Prozentsatz  der  Vor- 
stellungseinnahmen zugesichert  wurde  — ,  keine  Aenderung 
herbeiführen,  so  wenig  wie  das  Recht  auf  Tantiemenbezug  den 
commis  Interesse  aus  der  Stellung  eines  blossen  Handlungs- 
gehülfen  in  die  Sphäre  der  Prinzipalschaft  erheben  würde.  *^ 
b.  Keine  Anwendung  findet  femer  das  Theatergewerbepolizei- 
recht   auf    das    Schauspielerpersonal    der    Theaterunter- 


^^)  V.  Landmann  S.  110.  Mugdan  §  14  n.  1.  Rehm,  Die  rechtliche 
Natur  der  Gewerbskonzession«  München  1889,  S.  19.  Seydel,  Gewerbe- 
polizeirecht S.  579  n.  2.    Zorn  Bd.  2,  S.  133. 

18)  Mugdan  §  33  n.  2. 

1')  V.  Landmann  S.  236, 

M)  Cosack,  Lehrbuch  des  Handelsrechts.    3.  Aufl.    Stuttgart  1895.  S.  90. 
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hehmungen,    das    dem  Gewerberecht   überhaupt  entzogen 
\sO^    Die  G.  -  0.    selbst   bietet  für  diese  Annahme  zwar 

r  keinen  zwingenden  Beweis ;*°)  trotzdem  hat  die  Praxis  es 
bisher  regelmässig  abgelehnt,  die  Schauspieler  dem  Begriff 
der  gewerblichen  Arbeiter  unterzuordnen,  „weil  ihre 
Leistungen  nicht  in  dem  Sinn  gewerbliche'  seien,  wie.  sie 
für  den  Begriff  des  Gewerbegehülfen  als  wesentlich  ange- 
sehen würden.  "^^)  Ob  diese  Praxis  im  Interesse  der  Schau- 
spieler liegt,  darf  füglich  in  Zweifel  gezogen  werden;  denn 
wtenn  auch  darin  die  Anerkennung  des  künstlerischen 
Charakters  ihrer  Thätigkeit  zu  Tage  tritt,  so  entzieht  ihnen 
andrerseits  die  Eximirung  von  den  Bestimmungen  der  G.-O. 
die  gesetzlichen  Wohlthaten,  die  deren  7.  Titel  und  die 
modernen  Versicherungsgesetze  den  gewerblichen  Arbeitern 
zukommen  lassen,*^  die  aber  mit  Rücksicht  auf  die  wirth- 
schafllich  häufig  ebenfalls  ungenügende  Lage  des  Schau- 
spielerpersonalß  dringend  ihre  Erstreckung  auch  auf  diesen 
Beruf  fordem.^^ 
Mitglieder  umherziehender  Schauspielergesellschaften  sind 

freilich  durch  §  60d.  al.  3,  4  G.-O.  theatergewerbepolizeilichen 


W)  V.  Landmann  S.  236.  Löning  S.  481  n.  5.  Urth.  des  Preuss.  Ob. 
Trib,  V»  2,  Januar  1873.     (Goltdammer  Bd.  21,  S.  299). 

2ö)  Die  Motive  zum  Entwurf  der  G.-O.  von  1868  bestimmten  freilich, 
dass  die  schönen  Künste  nicht  zu  den  Gewerben  gehören.  Reichstagsver. 
handlungen  1868.  Sten.  Ber.  II,  S.  127.  In  der  G.-O.  kommt  das  jedoch 
nicht  klar  zum  Ausdruck. 

21)  Urth.  des  Bundesamts  für  Heimatswesen  vom  13  Januar  1894. 
(Reger,  Entscheidungen  der  Gerichte  und  Verwaltungsbehörden.  München  1881 
fg.  Bd.  14,  S.  409). 

22)  Urth.  des  Reichsgerichts  vom  21.  März  1887  (Entsch.  Civ.  Sach. 
Bd.  3,  S.  86).  —  Preuss.  Min.  -  Verf.  vom  14.  Januar  1892  (Min.-Bl.  für  die 
innere  Verw.  1892,  S.  46).—  Amtliche  Nachricht  des  Reichsversicherungsamts 
vom  1.  Juni  1893  n.  11  (Selbstverwaltung  Bd.  20,  S.  410).  —  Der  öster- 
reichische Verwaltungsgerichtshof  hat  sich  dagegen  für  die  Versicherungspflicht 
der  Schauspieler  gemäss  dem  Ges.  vom  30.  März  1880  ausgesprochen. 
Deutsche  Bühnengenossenschaft  1891  S.  223. 

28)  Natürlich  müsste  das  durch  ein  besonderes  Theatergesetz  geschehen, 
da  die  blosse  Unterstellung  unter  die  G.-O.  allerdings  einer  capitis  deminutio 
des  Schauspielerstandes  gleich  käme. 
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Normen  unterstellt;  allein  dabei  handelt  es  sich  nicht  etwa  um 
feist  engagirtes  Personal,  liegt  kein  Anstellungsverhältniss  vor; 
die^  Schauspieler  erscheinen  vielmehr  hier  selbst  als  Unternehmer, 
wie  die  Verweisung  auf  §  55  no.  4  G.-O.  darthut. 

VI.  Besondere  gewerbepolizeiliche  Normen  gelten 'femer 
für  den  Gewerbebetrieb  der  Theateragenten,  soweit  Sie  sich  mit 
der  Vermittlung  von  Schauspielerengagements  befassen.  Sie 
betreiben  in  dieser  Funktion  die  Geschäfte  von  Stellenvermittlem 
und  sind  daher  den  für  diese  durch  die  G.-O.  festgestellten 
Bestimmungen  unterworfen.^)  Da  diese  Normen  dem  Theater- 
gewerbepolizeirecht streng  genommen  nicht  beigerechnet  werden 
dürfen,  dennoch  aber  in  einer  Darstellung  des  öffentlichen 
Theaterrechts  Berücksichtigung  verlangen,  soll  ihre  Besprechung 
im  folgenden  sich  anhangsweise  an  die  korrespondirenden  Theile 

des  eigentlichen  Theaterrechts  anschliessen. 

-. 

§  j.    Das  Prinzip  der    Theaterunfreiheit. 

I.  Der  Gegensatz,  in  welchen  die  Existenz  eines  besonderen 
Theatergewerbepolizeirechts  die  Theatergewerbe  zu  andern,  nicht 
in  der  gleichen  Abhängigkeit  von  staatlichen  Massnahmen  be- 
findlichen Gewerben  setzt,  ist  keine  auf  das  deutsche  Theater- 
recht  beschränkte  Erscheinung.  Schon  unsre  ältesten  Nach- 
richten bezeugen  die  Herrschaft  des  Grundsatzes  der  Theater- 
unfreiheit, der  mit  geringen  Abweichungen  bis  zum  Ausgang 
des  vorigen  Jahrhunderts  in  der  gesammten  europäischen 
Theatergesetzgebung  unumstritten  Geltung  besass. 
a.  Während  das  Theater  bei  den  Griechen  stets  als  ein  Theil 
des    staatlich    organisirten    Gottesdienstes    erscheint    und 


24)  V.  Landmann  S.  304.  Mugdan  §  35  n.  7.  Urth.  d.  bayr.  V.-G.-H. 
vom  12.  Juni  1889  (SammL  Bd.  11,  S.  260).  Urth.  d.  preuss.  Kammergerichts 
vom  15.  Oktober  1894.  (Goltdammer  Bd.  42,  S.  288).  Das  letztgenannte 
Urtheil  hat  bekanntlich  einen  heftigen  Sturm  unter  den  Theateragenten  und 
selbst  unter  den  Schauspielern  erregt,  die  sich  durch  die  Behandlung  der 
Agenten  als  Stellenvermittler  in  die  Stellung  von  Gesinde  gedrängt  glaubten. 
—  Im  belgischen  Recht  gelten  die  Theateragenten  als  Kaufleute.  Belg.  Ges. 
vom  15.  Dezember  1872  art.  2  al.  5.  Deseure  S.  60,  desgleichen  im  italienischen 
Recht.    Rivaita  S.  384. 
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schon  aus  Äesem  Grunde  zu  keiner  Theaterfreiheit  ge* 
langen  konnte,  waren  bei  den  Römern,  die  das  Theater 
frühzeitig  von  jeder  religiösen  Beziehung  k>slösten  und 
seinen  Betrieb  als  reine  Gewerbsuntemehmung  kannten, 
an  sich  alle  die  Theaterfreiheit  begünstigenden  Momente 
gegeben.  Trotzdem  wurde  auch  nach  römischem  Recht 
der  Betrieb  der  Theater  dem  Belieben  der  Untern^mjer 
entzogen  und  von  einer  obrigkeitlichen,  durch  den  Senat 
zu  ertheilenden  Erlaubniss  abhängig  gemacht,^)  deren  Ein- 
holung nur  den  Senatoren  selbst  erlassen  war.^ 
b.  Als  gegen  Ausgang  des  Mittelalters  sich  aus  den  Mysterien- 
spielen Theateruntemehmungen  im  modernen  Sinn  ent- 
wickelten, erachtete  es  die  Staatsgewalt  wiederum  sofort 
für  ein  ihr  zustehendes  Recht,  nur  den  von  ihr  autorisirten 
Schauspielertruppen  den  Betrieb  des  Theatergewerbes  zu 
gestatten.^  Die  Ertheilung  der  Erlaubniss  wurde  unter- 
schiedslos als  Konzession  oder  Privilegium  bezeichnet; 
thatsächlich  handelte  es  sich  jedoch  stets  um  Ertheilung 
eines  Privilegs,*)  da  die  Bewifligung   des  vom  Erlaubniss- 


^)  Die  daraufi  FesuUirende  Ermäehttgung  wird  als  spsctacula  publice 
edendi  ius  bezeichnet.     Sueton.     Claudius  cp.  28. 

2)  Dio  Cassius,  Hist.  Rom.  lib.  60  cp.  23. 

3)  Patent  Karls  VI.  v.  1402  bei  Guidhard  S.  10.  —  In  England  wurde 
die  Nbtfiwendigkeit  der  Privilegirung  unter  EUsabeth  eingeführt.  Faterson, 
The  Uberty  of  the  press,  London  1880.  S.  309,  —  Kurbrandenburgisches 
Privileg  v.  1605  bei  v.  Hellwald,  Geschichte  des  holländischen  Theaters. 
Rotterdam  1874.  S.  7.  —  Zahlreiche  Notizen  über  Konzessionsertheilungen  des 
17.  u.  18.  Jhdts.  bei  Hans  Devrient,  Johann  Friedrich  Schönemann  und  seine 
Schauspielergesellschaft.  Hamburg  und  Leipzig  1895  (Theatergeschichtliche 
Forschungen  Bd.  11.)  S.  61  fg.  Heine,  Johann  Velthen.  Halle  1887.  S.  8  fg., 
V.  Hellwald  S.  78,  87.  Streit,  Geschichte  des  bemischen Bülmenwesens.  Bern  1873. 
Bd.  1.  S.  14,  39.  Wustmann,  Quellen  zur  Geschichte.  Leipzig  1889  fg. 
Bd.  1.  S.  423.  —  Dass  in  Salzborg  noch  1790  vollkommene  Theaterfreibcit 
herrschte,  muss  deshalb  als  wohl  einzig  dastehende  Anomalie  bezeichnet 
werden.  Werner,  Der  Laufencr  Don  Juan.  Hamburg  und  Leipzig  1892 
(Theatergeschichtliche  Forschungen  Bd.  3)  S.  11. 

*)  Korrekt  stellt  den  Sprachgebrauch  in  dieser  Weise  Hinschius.  Privi- 
legium, Wörterbuch  des  Deutschen  Verwaltungsrechts,  Bd.  2,  S.  810,  fest. 
Unrichtig  bezeichnet  dagegen  Eccius,  Rechtslexikon.  3.  Aufl.  Leipzig  1881. 
Bd.  3,  S.  185  s.  V.  Privilegium  das  jederzeit  entziehbare  Recht  als  Konzession. 
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Sucher  gesteöten  Antrages  ausschfiesslich  in's  BeBeben  der 
Staatsgewalt  gestellt  war,  die  nach  freiem  Ermessen  Ab- 
Irfinung  oder  Genehmigung  aussprechen  durfte.*) 
c.  IMe  französische  Revolution,  deren  epochemachende  Be- 
deutimg für  die  Entwicklung  des  Theaterrechts  wir  noch 
wiederholt  werden  konstatiren  müssen,*)  führte  etnen  völligen 
Bruch  mit  dem  geschilderten  Zustand  der  Theaterunfreiheit 
herbei,  der  dem  von  den  neuen  Ideen  als  allein  zulässig 
erachteten  Prinzip  der  Gewerbefreiheit  aufs  Entschiedenste 
widersprach.  Noch  bevor  die  letztere  proklamirt  war,^ 
bestimmte  die  Nationalversammlung,  durch  das  Drängen 
der  dramatischen  Schriftsteller,  die  bereits  in  den  voran- 
gegangenen Jahrzehnten  die  Theaterfreiheit  angestrebt 
hatten,  veranlasst,  mittelst  Dekrets  vom  13./19.  Januar  1791, 
„dass  jeder  Bürger,  sobald  er  der  Ortspolizeibehörde  vorher 
Anzeige  erstattet  habe,  ein  öffentliches  Theater  errichten 
dürfe".*)  Die  Folge  dieses  Gesetzes,  das  das  Erfordemiss 
obrigkeitlicher  Autorisation  zum  Gewerbebetrieb  in  eine  für 
diesen  selbst  gleichgültige  Ordnungsvorschrift  verwandelte, 
war  das  massenhafte  Auftauchen  von  Theaterunter- 
nehmungen,*) deren  Mehrzahl  freilich  nach  kurzem  Bestand 
durch  Konkurs  oder  freiwillige  Schliessung  endigte.^*) 
Das  Kaiserthum  brach  mit  dem  System  der  Theaterfreiheit 
Durch  Dekret  vom  8.  Juni  1806,  ergänzt  durch  eine  Verfügung 
des  Ministeriums  des  Innern  vom  13.  August  1807,  wurde 
für  die  Errichtung  neuer  Theateruntemehmungen  die  kaiser- 
liche Genehmigung  erfordert,  ein  ferneres  Dekret  vom 
29.  Juli  1807  ordnete,  ohne  den  Unternehmern  eine  Ent- 
schädigung  zu   gewähren,    die  Schliessung  einer  grossen 


^)  Die  vorangehende  Untersuchung  de  commodo  et  incommodo  ist 
juristisch  bedeutungslos. 

«)  Sie  wird  völlig  verkannt  von  Streit  Bd.  1,  S.  204. 

'^)  Dies  geschah  erst  durch  Dekret  v.  2./17.  März  1791. 

®)  Art.  1  dieses  Gesetzes. 

®)  Die  Zahl  der  Pariser  Theater,  die  vor  der  Revolution  sich  auf  drei 
belaufen  hatte,  vermehrte  sich  noch  im  selben  Jahr  auf  40.    Dalloz  No.  9. 

10)  Guichard  S.   18.     Rivaita  S.  101. 
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Anzahl  Pariser  Theater  an^ .  endlich  woirde  noch  durch 
Dekret  vom  13.  August  1811  den  kleineren  Opembühnen 
die  Verpflichtung  auferlegt,  einen  gewissen  Prozentsatz  ihrer 
Einnahmen  der  kaiserlichen  Musikakademie  zu  überweisen. 
Trotz  mannigfaltigen  ..Wechsels  der  Regierungsformen-  hielt 
auch  die  Folgezeit  an  diesem  System  der  Theaterunfreiheit 
festj  dessen  gesetzliche  Grundlage  allerdings  nicht  unbe- 
stritten blieb. ^^)  Einen  durchgreifenden  Wandel  führte  das 
-  zweite  Kaiserreich  herbei:  ein  Dekret  vom  6.  Januar  1864 
proklamirte  die  völlige  Theaterfreiheit,  unter  Aufrechter- 
haltung der  für  die  cafes  chantants  getroffenen,  besonderen 
Bestimmungen.  ^2)  j^iq  ^^j^g  Republik  hat  bisher  an  diesem 
Zustand  nichts  geändert;  doch  verdient  Beachtung,  >  dass 
sich  in  jüngster  Zeit  wiederum  Stimmen  erhoben  haben, 
die  eine  der  Theaterfreiheit  ungünstige  Revision  des  geltenden 
Rechts  befürworten.^^ 
d.  Nicht  weniger  wechselvoll  hat  sich  die  deutsche  Theater- 
gesetzgebung im  Lauf  des  gegenwärtigen  Jahrhunderts 
gestaltet.  Das  preussische  Gesetz  über  die  polizeilichen 
Verhältnisse  der  Gewerbe  vom  7.  September  1811  bestimmte 
noch  unter  strenger  Festhaltung  des  Privilegiensystems, 
„dass  Schauspieldirektoren  der  Gewerbeschein  nur  auf 
Genehmigung  des  allgemeinen  Polizeidepartements  ertheilt 
werden  dürfe,  und  dass  diese  Genehmigung  Zeit  und  Ort, 
für  welche  sie  gültig  sein  soll,  genau  bestimmen  müsse". 
Den  gleichen  Standpunkt  theilte  auch  noch  die  preussische 
G. -0.  vom  17.  Januar  1845;  sie  brach  zwar  äusserlich 
mit  dem  Privilegiensystem ,  indem  sie  für  Schauspiel- 
unternehmungen die  Konzessionspflicht  einführte,  so  dass 
der  Oberpräsident  auf  vorgängigen  Nachweis  gehöriger 
Zuverlässigkeit  und  Bildung  die  Konzession  ertheilen  sollte; 
thatsächlich   blieb  jedoch   das  Privilegiensystem   in  Kraft, 


11)  Vivien  et  Blanc  S.  9  fg. 

12)  Dieselben  dürfen   auch    heute  nur  mit  Erlaubniss  des  Präfekten  er- 
öffnst  werden.     Dekret  vom  29.  Dezember  1851.     Constant  S.  74. 

18)  Constont  S.  2  fg.     Delpit,  La  liberle  des  theätres,  Revue  des  deux 
mondes  1887.    Jahrgang  48.     3.  Periode.    S.  601  fg. 
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da  der  Oberpräsident  selbst  trotz  jenes  Nachweises  zur 
Versagung  der  Konzession  befugt  blieb.^*)  Erst  die  Deutsche 
G.-O*  von  1869  brachte  mit  der  Einführung  des  Konzessions- 
systems  einen  wirklichen  Wechsel  der  Gesetzgebung:  die 
Theaterunternehmungen   wurden    für    kon^essionspflichtig 

-  erklärt,  die  Ertheilung  der  Konzession  aber  nicht  mehr 
in's  Belieben  der  Behörde  gestellt,  letztere  vielmehr  nur 
für  befugt  erklärt,  beim  Vorliegen  bestimmter,  gesetzlich 
festgestellter  Umstände  die  Ertheilung  der  Konzession  zu 
versagen.  Durch  die  Novelle  vom  15.  Juli  1880  wurde 
die  Konzessionsertheilung  an  das  Vorhandensein  noch 
weiterer,  strengerer  Voraussetzungen  gebunden  und  ihre 
Nothwendigkeit  auch  für  den  Betrieb  der  Lokaltheater  aus- 
gesprochen, deren  rechtliche  Behandlung  früher  manchem 
Zweifel  unterworfen  gewesen  war.^^)  Eine  Rückkehr  zum 
Privilegiensystem  brachte  dann  die  Novelle  vom  1.  Juli  1883, 
welche  den  Gewerbebetrieb  von  Strassenaufführungen  an 
eine  von  der  Behörde  nach  freiem  Ermessen  zu  gewährende 
Eriaubniss  knüpfte  und  die  Regelung  der  Wandertheater 
nach  einem  aus  Konzessions-  und  Privilegiensystem  ge- 
mischten System  erfolgen  liess.^*)  Endlich  hat  auch  die 
Jüngste  Revision  der  G.-O.  —  unter  Festhaltung  der  bis 
dahin  geltenden  Prinzipien  —  das  Recht  der  Schauspiel- 
unternehmungen und  der  Wandertheater  einer  theilweisen 
.  Neuregelung  unterworfen.*') 

e.  In  der   sonstigen   europäischen  Gesetzgebung   findet  sich 


14)  §  47  Preuss.  G.-O.  v.  17.  Januar  1845. 

1^)  Rcichstagsverharidlungen.  4.  Leg.  -  Per.  2.  Sess.  1879.  Stenogr. 
Ber.  S.  537  (Abg.  Ackermann).  3.  Sess.  1880.  Stenogr.  Ber.  S.  925  (Abg. 
Baumbach). 

1^  Der  Ausspruch  von  Gerber,  Ueber  Privilegienhoheit  und  Öispensations- 
gewalt  im  modernen  Staat,  Gesammelte  Juristische  Abhandlungen.  Jena  1872. 
S.  475:  ,Eine  Privilegiengewalt,  welche  die  grossen  Grundsätze  dieser  auf 
dem  Prinzip  der  Gewerbefreiheit  ruhenden  Gesetze  willkürlich  stören  oder 
durchbrechen  könnte,  besteht  daneben,  nicht  mehr*  trifft  daher  nach  dejn 
jetzigen  Stand  der  Reichsgesetzgebung  nicht  mehr  absolut  zu. 

")  §§  32,  57a,  57b  G.-O. 
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mdst    das    Prinzip  der    Theoterunfretheit,  in  Rus^and,'^ 
Oestcrreich,^*)    Skandinavien**)    büs    Privil^ien^rstem,    in 
England  desgleichen,  jedoch  theih^eise  auch  als  Konzessions- 
System.**)    Der  Grundsatz  der  Theaterfreiheit  herrsdit  da- 
gegen in  Italien,**)  Bdgien**)  und  Luxemburg.**) 
II.    Weitgehende   Meinungsverschiedenheit   herrscht   über 
den  Werth   der  beiden  Systeme.     Während  Napoleon  III.  von 
der  Einfuhrung   der  Theaterfreiheit  hoffte,    „que  le  niveau  de 
Tart  ne  ferait  que  s' elever  sous  Tempire  de  la  legislation  nou- 
vefie,  et  que  le  bon  goüt  public  se  revefllerait  lui-meme  en  se 
sentant  plus  libre",**)  ericlärt  Devricnt  „sie  für  immer  nachtheilig, 
weil  sie  zu  verflachender  und  avilirender  Augendienerei  gegen 
den  grossen  Haufen  treibt  und  den  Pöbelgeschmack  zum  Mass- 
stab der  geistigen  Entwicklung  macht"  .*^ 

Zu  Gunsten  der  Theaterfreiheit  wird  namentlich  geltend 
gemacht,  dass  die  moderne  Weltanschauung  für  Jeden  die 
freieste  Bethätigung  seiner  Krafl  verlange,  und  deshalb  Jedem 
auch  die  Möglichkeit,  ein  Theatergewerbe  zu  betreiben,  einge- 
räumt werden  müsse;  dass  die  freie  Konkurrenz  der  einzelnen 
Theaterunternehmer   die   beste  Gelegenheit  gebe,    die  Eignung 


^^)  Engelmann,  Das  Staatsrecht  des  russischen  Reichs.  Hdbch.  des 
öfif.  Rechts.    Bd.  4.    Halbb.  2.  Abth  1.    Preiburg  i.  B.  1889.    S.  172. 

1^)  Gest.  Theaterordnung  v.  25.  November  1850  §  1. 

^)  Goos  und  Hansen,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Dänemark, 
Hdbch.  d.  öff.  Rechts.  Bd.  4.  Halbb.  1,  Abth.  3.  1889.  S.  150.  Blomberg, 
Skandinavische  Gewerbegesetzgebung,  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaften.    Jena  1892.     Bd.  3,  S.  1025. 

21)  6  u.  7  Vict.  c.  68.  —  Gneist,  Das  englische  Verwaltungsrecht  der 
Gegenwart.  3.  Aufl.  Berlin  1883.  Bd.  1.  S.  766.  G.  Meyer,  Schauspiel- 
unternehmungen S.  525. 

28)  Rüsmim  No.  11.  —  Nach  Rivaita  S.  166  kann  dagegen  die  be- 
hördliche Bewilligung  für  die  Eröffnung  eines  Theatergewerbes  jederzeit  zurück- 
gezogen werden,  woraus  praktisch  die  Herrschaft  des  Privitegiensystems 
folgen  würde. 

28)  Belg.  Dekret  vom  21.  Oktober  1830,  Art.  1.  —  Deseure  S.  248. 

24^  Eyschen,  Das  Staatsrecht  des  Grossherzogthums  Luxemburg,  Hdbch. 
d.  öff.  Rechts.     Bd.  4.     Halbb.  1,  Abth.  4.     1890.     S.  62. 

2ß)  Constant  S.  4. 

2ö)  Devrient  Bd.  1.  S.  356. 
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jedes  Einacebien  für  cKes  Gewerbe  zo  erproben^  und  dem  Pubülaiin 
den  Vortheü  bi^  sein  Theaterbedixrfniss  durdn  denjen^en, 
der  ädi  für  ein  solches  \Jntemehtn&\  als  der  geeignetste  er- 
wiesen habe,  befried^en  zu  lassen;  dass  die  Tbeaterfreiheit 
femer  die  Hebung  des  Sduuispider-  und  Autorenstandes  be- 
günstige: währ^id  unter  der  Herrschaft  der  Theaterunfreiheit 
Sdiauspider  und  Autoren  auf  einige  Theater  angewiesen  seien  und 
deshalb,  usn  nur  überhaupt  ein  Engagement  zu  finden  oder  ihre 
Werke  aufgeführt  zu  sehen,  die  von  den  wenigen  Direktoren 
naeh  Outdünken  gestalteten  Vertragsbedingungen  akzeptiren 
müssten,  biete  ihnen  das  System  der  Theaterfreiheit  die 
Möglichkeit,  ihrerseits  auf  die  Gestattung  dieser  Bedingungen 
einzuwirken  und  nach  ihrem  Belieben  unter  den  vortiandenen 
Direktoren  eine  Auswahl  zu  treffen«  ^^ 

Die  Gegner  der  Theaterfreiheit  wenden  dagegen  ein,  dass 
die  schrankenlose  Freiheit  in  der  Eröffnung  von  Theatern  zur 
Begründung  unsolider  Unternehmungen  führe,  die  von  vorn- 
herein dem  Konkurs  zusteuerten  und  mit  ihrem  Zusammenbruch 
die  grosse  Menge  der  bei  einem  Theateruntemehmen  betheiligten 
Personen  ruinirten;  dass  die  Errichtung  neuer,  durch  kein 
wachsendes  Bedüffniss  des  Publikums  gerechtfertigter  Theater- 
unternehmungen die  Existenz  der  bereits  bestehenden  Theater 
gefährde  und  der  unvermeidliche  Konkurrenzkampf  der  ver- 
schiedenen Unternehmungen  nothwendig  zur  Folge  habe,  dass 
jedes  Unternehmen  durch  Herabsetzung  der  Eintrittspreise  die 
übrigen  zu  unterbieten  suche;  dass  dies  aber  nur  durch  unge- 
nügende Leistungen,  Engagement  minderwerthiger  Schauspieler 
und  Erwerb  schlechterer  Theaterstücke  ermöglicht  werden 
könne,  so  dass  dramatische  Dicht-  und  Schauspielkunst  einen 
gleichmässigen  Niedergang  erführen.*^ 

Trotz  dieser  Argumente  dürfte  sich  vom  rein  gewerblichen 
Standpunkte  aus  kaum  anders  als  zu  Gunsten  der  Theater- 
freiheit   entscheiden    lassen.     Denn    die    vorgebrachten  Gegen- 


27)  Constant  S.  5.     Guichard  S.  7.     Rosmini  No.  22.     Vivien  et  Blanc, 
Vorrede  S.  XIV. 

28)  Dalloz  No.  7.     Delpit  S.  106.     Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  67. 
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gründe  decken  sich  mit  den  gegen  die  Gewerbefreiheit  über- 
haupt erhobenen  Vorwürfen ,  die  sich  in  den  Schlagworten 
,, Herstellung  schlechter,  zwar  billiger,  «aber  doch  nicht  preis- 
würdiger Produkte,  Gründung  konkurrenzunfähiger,  und  un- 
solider: Unternehmungen,  Ueberpröduktion  und  Krisen"  zu- 
sammenfassen lassen,^®)  trotz  ihrer  relativen.  Berechtigung  aber 
noch  nirgends  eine  ernsthafte  Rückkehr  zu  den  vermoderten, 
mit  noch  nachtheiligeren  Folgen  verbundenen  Grundsätzen  der 
Gewerbeunfreiheit  veranlasst  haben.  Für  das  Theater  als  ge- 
werbliches Institut  kämen  nur  die  gleichen  Erwägungen  wie 
für  die  sonstigen  Gewerbe  in  Frage;  danach  müsste  .aber  un- 
bedenklich die  Theaterfreiheit  als  angemessenes  System  des 
Gewerbebetriebs  eraditet  werden. 

III.  Die  Entscheidung  der  Frage  darf  aber  nicht  vom 
rein  gewerblichen  Standpunkt  aus  gefällt  werden,  da  das 
Theater  bei  seiner  Bedeutung  für  das  geistige  Leben  der 
Nation  eine  andere  Behandlung  als  die  wesentlich  nur  für  das 
Erwerbsinteresse  ihrer  Unternehmer  in  Betracht  kommenden 
Gewerbebetriebe  beansprucht. 

Die  allgemeine  Bedeutung  des  Theaters  äussert  sich  in 
zwei  Richtungen: 

a.  Das  Theater  furiktionirt  stets  als  eine  der  Befriedigung 
eines  Massenbedürfnisses  dienende  Vergnügungsanstalt,*®) 
deren  Unternehmung  aus  sittenpolizeilichen  Gründen  nur 
denjenigen  Personen,  die  eine  Gewähr  für  den  angemessenen 
Charakter  der  zu  veranstaltenden  Vergnügungen  bieten, 
überlassen  werden  darf.*^) 

b.  Das  Theater  funktionirt  ferner,  sobald  sein  Niveau  sich 
über    die  niedrigste  Sphäre  des  rein  Possenhaften    erhebt. 


2ö)  Schönberg,  Gewerbe,  Hdbch.  der  politischenOekonomie.  Bd.  2.  S.  513 
'  ^)  Nach  Rousseau,    Lettre    ä  Mr.   d*Alembert,    Coli,   compl.  des  ouvr. 

Geneve  1782.  Bd.  11,S.  184  besteht  darin  seine  einzige  Bedeutung,  eine  merk- 
würdiger Weise  auch  von  Goethe,  Verschiedenes  über  Theater  (Werke, 
Hempelsche  Ausgabe,  Bd.  28,  S.  766)  adoptirte  Auffassung. 

81)  Rivaita  S.  164. 
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als  eine  nationale  Bildungsanstalt,*^  deren  unmittelbar 
gegenständliche  Leistung  zahlreichen  Volkskreisen,  die 
durch  den  Mangel  ästhetischer  Vorbildung  Vom  Genuss 
der  meisten  Kunstschöpfungen  ausgeschlossen  sind,  die 
einzige  ihnen  zugängliche  Kunstbethätigung  übermittelt;**) 
Auch  in  dieser  Funktion  dient  das  Theater  der  Befriedigung 
eines  Massenbedürfnisses,  die  ihres  idealen,  erziehlichen 
Zweckes  wegen  sogar  positiver.  Förderung  durch  die  Staats- 
gewalt bedarf.'*)  Als  deren  geeignetstes  Mittel  dürfte  die 
Einreihung  der  Theatergewerbe  unter  die  quasipublizistischen 
Unternehmungen  erscheinen,  d.  h.  unter  diejenigen  gewerb- 
lichen Unternehmungen,  die,  obgleich  sie  von  Privatpersonen 
in  Erwerbsabsicht  veranstaltet  werden,  mit  Rücksicht  auf 
ihre  öffentliche  Zweckbestimmung  gesetzlich  gewissen 
zwingenden  Normen,  die  eine  dem  Volksganzen  gedeihliche 
Betriebsgestaltung  garantiren,  unterworfen  sind.**)  Em- 
den Gewerbebetrieb  der  Theater  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Erziehungsanstalt  müssten  dann  namentlich  folgende  Punkte 
in  Betracht  kommen: 


^)  Hierzu  ist  namentlich  Schillers  Aufsatz,  die  Schaubühne  als  eine 
moralische  Anstalt  betrachtet,  (Werke,  Hempelsche  Aasgabe  Bd.  14,  S.  229  fg.) 
zvL  vergleichen,  dessen  Gedanken  noch  heut  die  vollste  Beachtung  beanspruchen 
können.  Aehnlich  Oester.  Zensurinstruktion  Anhang  B.  Dalloz  No.  2.  Rötscher, 
Staatslexikon  Bd.  12,  S.  568. 

33)  Goethe,  Werke,  Bd.  27.  S.  330. 

34)  Auf  den  ersten  Blick  scheint  sich  deshalb  die  Verstaatlichung  des 
Theaters  zu  empfehlen,  wie  sie  der  antiken  Philosophie,  Plato,  legg.  lib.  3  p.  700, 
neuerdings  auch  Rötscher  a.  a.  0.  S.  660  als  Ideal  erschien.  Allein  eine 
solche  Forderung  muss  entschieden  abgelehnt  werden;  denn  eine  Theaterver- 
staatlichung hätte  gleichzeitig  eine  Verstaatlichung  der  dramatischen  Literatur 
zur  Folge.  Der  Natur  der  Dinge  nach  würden  staatliche  Theaterinstitute  nur 
dem  jeweiligen  Regierungsstandpunkt  genehme  Dramen  zur  Darstellung  bringen ; 
die  dramatische  Dichtung  müsste  daher,  um  ihren  Erzeugnissen  nicht  von  vorn- 
herein den  Weg  zur  Bühne  abzuschneiden,  darin  alles  den  herrschenden  Ideen 
Widersprechende  vermeiden,  ein  Zustand,  dessen  korrumpirende  Wirkung  ohne 
Weiteres  einleuchtet. 

35)  Dahin  gehören  namentlich  die  Transportanstalten.  Demburg,  Lehr- 
buch des  Preussischen  Privatrechts.  4.  Aufl.  Halle  1889.  Bd.  2,  S.  811. 
Schott,  Transportgeschäft,  Hdbch.  d.  Handelrechts.    Leipzig  1885.  Bd.3.  S.  477. 
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1.  Der  Betrieb  eines  Theaters  dürfte  nur  solchen  Personen, 
die  durdi  den  Besitz  künstlerischer  Bildung  und  sittlicher 
Makellosigkeit  ihre  Befähigung  zur  angemessenoi  Ldtung 
einer  nationalen  Erzi^ungsanstalt  dargeihan  haben,  ge- 
stattet  sein.      Damit   ^giebt    sich   die   Nothwendigkeit 
eines  Systems   staaüicher  Betriebsermächtigung,  die  zur 
Vötneidung    behördlicher   Wilücür    in     der   Fonn     der 
Konzessionsertheilung  erfolgen  müsste. 
'2.  Den  konzessionirten  Unternehmer  hätte  die  Verpfliditung 
zu   treffen,    einem  Jeden  gegen  Erfüllung   der   generell 
vorgesehenen  Bedingungen  die  Benutzung  des  Theaters 
zu    gestatten,    das   seiner  nationalen  Bedeutung  wegen 
allgemein  zugänglich  sein  müsste. 
3.  Die  Anerkennung  des  quasipublizistischen  Charakters  des 
Theaters  würde  endlich    die   obrigkeitliche  Fixirung  der 
Benutzungsbedingungen    erforderlich  machen,  da  deren 
willkürliche  Normirung  durch  den  konzessionirten  Unter- 
nehmer bestimmte  Bevölkerungskreise    faktisch  von  der 
Benutzung   eines    als    nationalen  Bildungsmitt^  zu  er- 
achtenden Instituts  ausschliessen  könnte. 
Beide   Funktionen    des  Theaters   verbieten    daher   seine 
absolute    Gleichstellung    mit    anderen     Gewerbebetrieben    und 
verlangen  im  AUgemeininteresse  die  Herrschaft  des  Prinzips  der 
Theaterunfreiheit. 

IV.  Der  gegenwärtige  Stand  der  deutschen  Gesetzgebung 
entspricht  diesen  Forderungen  nur  in  ungenügender  Weise.  Es 
mangelt  eine  durchgreifende  Anerkennung  der  quasipublizistischen 
Eigenschaft  des  Theaters,  dessen  Gewerbebetrieb  in  seiner 
privatrechtlichen  Seite,  wie  der  jeder  andern  gewerblichen 
Unternehmung,  dem  willkürlichen  Ermessen  des  Unternehmers 
überlassen   ist^^     Nach   der   öffentlich  -  rechtlichen    Seite   gilt 


^)  Der  Unterschied  zwischen  den  quasipublizistischen  Transportanstalten 
und  den  rein  privatwirthschaftlichen  Theateruntemehmungen  zeigt  sich  am 
erkennbarsten  darin,  dass  diesen  eine  Betriebspflicht  anhaftet,  Laband  Bd.  2, 
S.  51.  Meili,  das  Telephonrecht,  Leipzig  1885.  S.  163,  166,  der  Betrieb 
eines  Theaters  dagegen  nach  dem  freien  Willen  des  Unternehmers  ruht  oder 
vor  sich  geht. 
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aHeF(£ngs  <i&c  Grundsatz  der  Theatemnfreiheit,  da  die  Eröffoijuag 
eines  Theatergewerbes  nur  dem  behördlich  für  quaüfizirt  er- 
aditeten  Unternehmer  gestattet  ist;  aber  auch  hier  mangelt 
diesem  Grundsatz  die  folgerichtiyge  Durchfuhrung,  insofern  die 
QuaMkationsgründe  auch  die  flnanzieUe  Leistungsfähigkeit  des 
Unternehmers  umfassen,  die  weder  mit  Rücksicht  auf  den 
privat-gewerblichen  noch  auf  den  öffentlich-nationalen  Charakter 
des  Theaters  Berücksichtigung  verdient  hätte. 

^  ö.    Die  Arten  der    Theatergewerbe. 

L  Die  Bestimmungen  des  Theatergewerbepolizeirechts  sind 
nicht  für  alle  Theatergewerbe  identisch;  sein  Inhalt  variirt  viel- 
mehr, je  nachdem  die  von  ihm  ergriffene  Theateruntemehmung 
der  einen  oder  andern  der  von  der  G.-O.  unterschiedenen  Gruppen 
der  Theatergewerbe  angehört. 

Uebereinstimmend  mit  der  allgemeinen  Eintheilung  des 
Gewerbebetriebs  in  stehenden  und  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen^) lassen  sich  auch  die  Theatergewerbe  in  stehende  und 
Wandertheatergewerbe  unterscheiden.  Bei  der  Schwierigkeit, 
den  Begriff  des  stehenden  Gewerbes  hinreichend  scharf  zu 
definiren,  lässt  sich  das  trennende  Merkmal  nur  negativ  dahin 
feststellen,  dass  jedes  Theatergewerbe,  bei  dem  nicht  alle  ge- 
setzlichen Erfordernisse  des  Wandertheatergewerbes  vorhanden, 
ein  stehendes  Theatergewerbe  bildet.^  Als  Wandertheaterge- 
werbe bezeichnet  aber  §  55  G.-O.  den  Gewerbebetrieb  desjenigen, 
„der  ausserhalb  des  Gemeindebezirks  seines  Wohnorts  oder  der 
durch  besondere  Anordnung  der  höheren  Verwaltungsbehörde 
dem  Gemeindebezirk  des  Wohnorts  gleichgestellten  nächsten 
Umgebung  desselben  ohne  Begründung  einer  gewerblichen 
Niederlassung  und  ohne  vorgängige  Bestellung  in  eigener  Person 
theatralische  Vorstellungen,  ohne  dass  ein  höheres  Interesse  der 


^)  Der  Marktverkehr  ist»  trotz  seiner  selbständigen  Behandung  in  der 
C-O.  nur  als  eine  Form  des  stehenden  Gewerbebetriebes  zu  erachten.  Motive 
zu  §  15  des  Entw.  der  G.-O.  von  1869.  Reichstagsverhandlungen  1869. 
Sten.  Ber.  III.  S.  115.     Drucks.  No.  13. 

3)  Berger  S.  12. 
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Kunst  dabei  obwaltet,,  darbietet".     Das  Wandertheatergewerbe 
charakterisirt  sich  danach  durch  folgende  Punkte; 

1.  Der  Schauplatz  des  Betriebes  ist  nicht  mit  dem  Gemeinde- 
bezirk oder  dem  Quasigemeindebezirk  des  Domizils  des 
Gewerbetreibenden  identisch.^ 

2.  Der  Betrieb  des  Theatergewerbes  erfolgt  an  den  einzelnen 
Orten  in  Bühnenlokalen,  di6  nicht  für  den  besondern  Ge- 
brauch des  Gewerbetreibenden  bestimmt  sind,  nicht  ständig 
oder  doch  nicht  für  gewisse  Zeiten  im  Voraus  seiner  Ver- 
fügung unterstehen.^) 

3.  Der  Gewerbebetrieb  erfolgt  nicht  in  Ausführung  eines  auf 
die  Veranstaltung  theatralischer  Vorstellungen  gerichteten 
Auftrages  an  den  Gewerbetreibenden,  als  Erledigung  einer 
Bestellung,  ö) 

4.  Der  Gewerbebetrieb  erfolgt  durch  persönliche  Ausübung 
der  Gewerbsthätigkeit,  nicht,  indem  die  Gewerbshandlungen 
mittelst  andrer  Personen,  als  durch  den  Gewerbetreibenden 
verrichtet  werden.^) 

5.  Der  Gegenstand  des  Gewerbebetriebs  wird  durch  theatra- 
lische Vorstellungen  niederer  Kunstgattung  gebildet. 

Die  Feststellung,  wann  eine  theatralische  Produktion  einem 
höheren  Interesse  der  Kunst  dient  oder  nur  als  theatralische 
Vorstellung  niederer  Gattung  erscheint,  ist  nicht  ohne  Schwierig- 
keit, da  der  Wortlaut  der  G.-O.  es  zweifelhaft  lässt,  ob  dabei 
an  die  Interessen  der  poetischen  oder  der  darstellenden  Kunst 
gedacht  ist,  ob  ferner  die  Entscheidung  von  der  Absicht  oder 
den  Leistungen  des  Gewerbetreibenden  abhängt. 


^)  Ein  ambulanter  Betrieb  im  Gemeindebezirk  des  Domizils  ist  daher 
stehender  Gewerbetrieb:  so  §  33b.  G.-O. 

4)  V.  Landmann  S.  435. 

^)  Seydel,  Gewerbepolizeirecht  S.  666.  —  Ob  Bestellung  nur  dann  vor- 
liegt, wenn  der  Bestellende  auch  das  Entgelt  für  die  Aufführung  voll  über- 
nommen hat,  ist  bestritten.  Dagegen  Urth.  d.  preuss  Ob.-Trib.  v.  28.  März  1878v 
(Oppenhoff,  Die  Rechtsprechung  des  Kgl.  Obertribunals.  Bd.  19,  S.  178), 
Preuss.  Min.-Erl.  v.   13.  Januar  1895  (Min.  Bi.  f.  d.  inn.  Verw.   1895,  S.  19.) 

ö)  V.  Landmann  S.  438. 
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Für  die  erste  Frage  dürfte  sich  die  Beantwortung  indess 
aus  dem  Wesen  der  Aufführung  ergeben.  Ist  die  Aufführung 
begriffsmässig  dazu  bestimmt,  ein  Zusammenwirken  dichterischer 
und  schauspielerischer  Kunst  eintreten  zu  lassen,  ohne  dass 
der  einen  oder  andern  überwiegende  Bedeutung  für  das  Ge- 
lingen zugeschrieben  werden  darf,'0  so  kann  auch  das  für  die 
Aufführung  erforderte  höhere  Interesse  der  Kunst  nur  von  den 
vereinigten  Künsten  der  Dichtung  und  der  Darstellung  verstanden 
werden,  scheidet  mithin  jede  Aufführung,  die  nicht  beiden  Inter- 
essen gerecht  wird,  aus  dem  Kreis  der  theatralischen  Vor- 
stellungen höherer  Art. 

Würde  unter  dieser  Voraussetzung  die  Entscheidung  in 
die  den  Gewerbetreibenden  bei  seiner  Thätigkeit  leitende  Absicht 
verlegt  werden,  so  würde  wohl  kaum  auch  nur  eine  Vorstellung 
als  eine  solche,  bei  welcher  ein  höheres  Interesse  der  Kunst 
nicht  waltete,  bezeichnet  werden  dürfen.  Denn  jede  Aufführung 
zeigt,  auch  wenn  sie  in  der  untergeordnetsten  Weise  vor  sich 
geht,  ein  gewisses  Bestreben  künstlerischer  Gestaltung;^  nur 
in  den  seltensten  Fällen  würde  sich  daher  die  Absicht  des  Ge- 
werbetreibenden, seine  Thätigkeit  ohne  Verfolgung  eines  künst- 
lerischen Interesses  auszuüben,  mit  Bestimmtheit  nachweisen 
lassen.®) 

Weniger  Schwierigkeit  würde  diese  Konstatirung  dagegen 
verursachen,  wenn  die  Entscheidung  von  dem  Urtheil  über  'die 
in  der  Aufführung  zu  Tage  tretenden  Leistungen  abhängig  ge- 
macht, ein  höheres  Kunstinteresse  dann  als  vorhanden  ange- 
nommen wird,  wenn  die  Aufführung  Leistungen  bietet,  die 
denjenigen  Anforderungen  zu  genügen    geeignet  sind,    die  von 


"*)  Jungmann,  Aesthetik.  Freiburg  1884.  S.  500.  Manning,  Idealismus 
und  Realismus  in  der  deutschen  Schauspielkunst.  Freiburg  i.  B.  1892.  S.  6. 
vgl.  §  33. 

8)  Zutreffend  führt  dies  das  sonst  kein  praktisches  Resultat  gewährende 
ürth.  des  Preuss.  Ob.-Trib.  vom  15.  Oktober  J878  (Preuss.  Justizministerial- 
blatt 1878,  S.  196)  aus. 

®)  Trotzdem  will  Seydel,  Gewerbepolizeirecht  S.  576,  die  Entscheidung 
nur  davon  abhängig  machen,  „dass  der  animus  lucrandi  der  Thätigkeit  aus- 
schliesslich seinen  Stempel  aufpräge''. 

Opet,  Theaterrecht.  3 
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den  mit  Durchschnittsbildung  versehenen  Ständen  des  Publikums 
vom  künstlerischen  Standpunkt  an  eine  Aufführung  gestellt 
werden.  ^^) 

II.    Unter   den   stehenden  Theatergewerben  —  die   Dar- 
stellung des  auf  das  Wandertheatergewerbe  bezüglichen  Theater- 
gewerbepolizeirechts bleibt  einem  späteren  Abschnitt  vorbehalten 
—  unterscheidet  die  G. -O.    drei  Typen:  das  Schauspielunter- 
nehmen, das  Lokaltheater  und  die  Strassenaufführung. 
a.  Das  Schauspieluntemehmen  charakterisirt  sich  ausschliess- 
lich   durch   den  Inhalt   der   vom  Unternehmer   gebotenen 
Aufführungen.     Ihren  Gegenstand  bildet  die  Veranstaltung 
von  Aufführungen  dramatischer   Werke  jeder   Art,    unter 
Ausschluss  von  Singspielen  und  theatralischen  Vorstellungen 
ohne  höheres  Kunstinteresse. 

Der  Begriff  „Dramatisches  Werk"  umfasst  nicht  nur 
Schauspiele  im  technischen  Sinn,  sondern  —  unter  Vor- 
behalt der  eben  erwähnten  Ausnahmen  —  alle  Schriftwerke, 
die  Gegenstand  einer  Darstellung  sein  können,  eine  un- 
mittelbare Umsetzung  in  Handlung  zulassen.  ^^)  Eine  solche 
Umsetzung  ist  nicht  auf  die  Mittel  der  Sprache  und  des 
Gesanges  beschränkt;  auch  die  durch  Gebärde  und  Tanz 
dargestellten  Pantomimen  undBallets  sind  dramatische  Werke; 
denn  auch  sie  führen,  wie  Schauspiel  und  Oper,  eine 
Handlung  vor,^^)  die  sich  nur  in  dem  einen  und  dem  andern 


10)  Urth.  des  0.-L.-G.  Rostock  vom  26.  Februar  1887  (Mecklenb.  Zeit- 
schr.  Bd.  6,  S.  393).  Urth.  des  Preuss.  Kammer-Ger.  vom  1.  Oktober  1894 
(Goltdammer  Bd.  42,  S.  295).  —  Dass  die  Aufführung  diesen  Anforderungen 
entspricht,  darf  nicht  präsumirt  werden,  sondern  muss  von  dem  Schauspiel- 
unternehmer, dessen  Darstellung  die  Eigenschaft,  ein  höheres  Interesse  der 
Kunst  zu  befriedigen,  bestritten  wird,  bewiesen  werden.  Urth.  des  Preuss. 
Kammer-Ger.  v.  19.  Dezember  1889.  (Jahrbücher  f.  Entsch.  des  Kammerge- 
richts.    Bd.  10,  S.  202). 

11)  V.  Landmann  S.  236.  Mandry,  Das  Urheberrecht  an  literarischen 
Erzeugnissen  und  Werken  der  Kunst.  Erlangen  1867.  S.  108.  Scrutton, 
The  laws  of  Copyright.     London  1883.     S.  137. 

12)  Unzutreffend  behauptet  Eberhard,  Handbuch  der  Aesthetik,  Halle  1804. 
Bd.  3,  S.  152,  das  Ballet  könne  deshalb,  weil  es  keine  Gesinnungen  darstelle, 
nicht  als  dramatisches  Werk  bezeichnet  werden.  Die  Haltlosigkeit  dieser 
Annahme  weisen  gut  nach  Bouterwek,  Aesthetik.  3.  Aufl.  Göttingen  1825. 
Bd.  1,  S.  267.     Kohler,  Autorrecht.     Jena  1880.     S.  186. 
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Fall  verschiedener  Verwirklichungsmittel  bedient,  damit 
aber  nicht  ihren  jenen  dramatischen  Typen  gleichartigen 
Charakter  einbüsst.^^) 

Der  Begriff  der  „Handlung"  und  damit  das  Vorliegen 
eines  dramatischen  Werkes  ist  nicht  voii  der  Anzahl  der 
darin  auftretenden  Personen  abhängig.  Allerdings  ist  nicht 
selten  das  Verlangen    einer  Mehrheit  von  Personen  aufge- 


1^)  In  der  ausländischen  Literatur  dürfte  über  die  Stellung  des  Ballets 
als  dramatischen  Werks  heut  zu  Tage  wohl  Einstimmigkeit  herrschen,  Constant 
S.  182.  Cutler  S.  18.  Darras,  Du  droit  des  auteurs  et  des  artistes  dans  les 
rapports  internationaux.  Paris  1887.  S.  587.  Drone,  A  treatise  on  the 
law  of  propriety  in  *  intcUectual  productions.  Boston  1879.  S.  590  fg« 
Guichard  S.  118.  Huard  et  Mack,  Repertoire  de  legislation,  de  doctrine  et 
de  jurisprudence  en  matiere  de  propriete  litteraire  et  arttstique.  Paris  1891 
No.  70,  118,803,804,  871.  Lyon-Caen  et  Delalain,  Lois  fran9aises  et  etran- 
geres  sur  la  propriete  litteraire  et  artistique.  Paris  1889.  Bd.  1,  S.  176 
n.  1.  Poufllet,  Traite  No.  40,  41,  747,  791,  805.  Rivaita  S.  250.  Rosmini 
No.  803.  Slater,  The  law  relating  to  Copyright  and  trademarks.  London  1884. 
S.  126.  Für  das  deuteche  Recht  darf  jedoch  noch  immer  nicht  die  unbedingte 
Geltung  dieser  Anschauung  behauptet  werden.  Zwar  haben  sich  AUfeld,  Ur- 
heberrecht, Handwörterbuch  der  Staatswisschaften,  Bd.  6,  S.  400;  Daude, 
Lehrbuch  des  deutschen  Urheberrechts,  Stuttgart  1887,  S.  68;  Dernburg, 
Lehrbuch  des  Preussischen  Privatrechts,  4.  Aufl.,  Halle  1883,  Bd.  2,  S.  955 
n.  33;  Gierke,  Das  Deutsche  Privatrecht,  Leipzig  1895,  Bd.  1,  S.  775,  800  n, 
60;  HeydeiBann,  Der  internationale  Schutz  des  Urheberrechts,  Festgaben  für 
Heffter,  Berlin  1880,  S.  183;  Hinschius,  Ueber  die  Urheberberechtigung 
von  Pantomimen  und  Ballets  gegen  öffentliche  Auffuhrung,  Jahrbücher  für 
Dogmatik,  Bd.  26.  S.  188  fg.;  Kadlec,  Das  Aufführungsrecht  von  dramatischen 
und  musikalischen  Werken,  Zeitschrift  Immaterialgüter,  später  Neuzeit,  1892, 
S.  515,  535;  Kohler,  Autorrecht  S.  315;  Ders.,  Das  literarische  und  artistische 
Kunstwerk  und  sein  Autorschutz.  Mannheim  1892,  S.  167;  Ders.,  Autor- 
rechtliche Studien  S.  374  ;  Vesque  v.  Püttlingen,  Das  musikalische 
Autorrecht.  Wien  1864,  S.  5,  46;  Schuster,  Das  Urheberrecht  an  Werken 
der  Tonkunst.  München  1891,  S.  231  für  den  Dramencharakter  des  Ballets 
ausgesprochen,  aber  es  tauchen  immer  noch  entgegengesetzte  Ansichten  auf, 
wie  neuerdings  Scheele,  Das  Deutsche  Urheberrecht.  Leipzig  1892,  S.  134. 
Seine  Begründung,  das  Ballet  lasse  sich  nicht  durch  Druck  vervielfältigen,  nur 
derartige  Werke  aber  seien  durch  das  Reichsgesetz  vom  11.  Juni  1870 
geschützt,  ist  aber  nicht  durchschlagend,  da  dem  Druck  des  Balletscenariums 
doch  absolut  keine  Hindernisse  entgegenstehen.  Auch  der  deutsch-italienische 
Literaturvertrag  v.  20.  Juni  1884,  Schlussprotokoll  Ziffer  2  nimmt  auf  die 
noch  schwankende  Auffassung  der  deutscheri  Gerichtspraxis  Bezug. 

3* 
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stellt^*)  und  damit  begründet  worden/^)  dass  das  Drama 
das  seiner  Natur  nach  gesellschaftliche  Leben  der  Menschen 
darzustellen  suche,  mithin  eine  durch  das  Ineinandergreifen 
von  Personen  hervorgerufene  dialektische  Entwicklung  erfor- 
dere. Aber  auch  die  Handlung  eines  einzelnen  Menschen  er- 
scheint, wenn  auch  äusserlich  keine  weitere  Person  an  ihr  be- 
theiligt, innerlich  doch  als  Produkt  des  gesellschaftlichen  Lebens, 
als  Folge  aus  früherem  Zusammenleben  mit  andern  entstandener 
Verkettungen,  ihre  Darstellung  bietet  also  trotz  Fehlens  von 
weiteren  Personen  ein  Bild  des  menschlichen  Lebens.  Es 
liesse  sich  daher  schwerlich  ein  zwingender  Grund  finden,  um 
die  Darstellung  von  Monodramen,  mit  denen  die  dramatische 
Kunst  bekanntlich  begonnen,  ^^  vom  Gebiet  der  Schauspiel- 
Unternehmungen  auszuschliessen.^'O 

Die  an  sich  zutreffende  Forderung,  dass  das  Drama 
das  menschliche  Leben  darstellen  solle  —  wie  jede  künst- 
lerische Bethätigung,  enthält  auch  das  Drama  den  Aus- 
druck einer  Lebensauffassung,  das  Fazit  eines  Menschen- 
lebens —  darf  nicht  zu  der  Annahme  verleiten,  dass  ein 
dramatisches  Werk  nur  Menschen  als  handelnd  einführen 
dürfe.  Schon  im  Alterthum  haben  über-  und  unterirdische 
Gewalten  die  Bühne  beschritten,  und  das  Schauspiel  hat 
sich  diese  Freiheit  trotz  des  zeitweise  von  der  französischen 
Autklärung  dagegen  erhobenen  Widerspruchs  niemals  ver- 


14)  Allfeld,  Urheberrecht.  S.  400.  Dalloz,  No.  177.  Daude  S.  95. 
Dambach,  Die  Gesetzgebung  des  Norddeutschen  Bundes  betr.  das  Urheber- 
recht. Berlin  1871.  S.  244.  Haenel,  Deutsches  Staatsrecht.  Leipzig  1892. 
Bd.  1,  S.  661.  Klostermann,  Das  Urheberrecht  an  Schrift-  und  Kunstwerken. 
Berlin  1876.  S.  404.  Mugdan  §  32  No.  1.  v.  Schiegel,  Vorlesungen  über 
dramatische  Kunst  und  Literatur.  3.  Aufl.  Leipzig  1846.  Bd.  1,  S.  21. 
Seydel,  Gewerbepolizeirecht  S.  647. 

1*)  Bouterwek  Bd.  1,  S.  249.  Jungmann,  Aesthetik.  Freiburg  i.  B. 
1884.     S.  538.     Kohler,  Autorrechtliche  Studien  S.  384. 

16)  Aristot.  Poet.  4,  16. 

1'')  Den  richtigen  Standpunkt  vertreten  Cutler  S.  18.  Copinger,  The  law  of 
Copyright.  3.  Aufl.  London  1893.  S.  349.  Drone  S.  578,  628.  v.  Orelli, 
Das  schweizerische  Bundesgesetz  betr.  das  Urheberrecht.  Zürich  1884.  S.  62. 
Pouillet  No.  349.     Scrutton  S.  138. 
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kümmern  lassen.  ^^  Das  gleiche  gilt  von  der  Thierkomödie, 
die  trotz  der  vierbeinig  gedachten  Darsteller  die  Erforder- 
nisse des  Schauspiels  erfüllen  würde,  oder  von  einigen 
neueren  Ballets,  wie  Puppenfee  oder  Koppelia,  in  denen 
die  Schauspieler  sogar  leblose  Gegenstände,  Nussknacker 
und  Automaten,  darzustellen  haben.  ^®) 

Nicht  mehr  Darstellung  einer  Handlung  und  deshalb 
nicht  mehr  Gegenstand  des  Schauspieluntemehmens  wäre 
das  Vorführen  von  lebenden  Bildern,  die  im  Gegensatz 
zum  Dramenbegriff,  der  ein  ununterbrochenes  zeitliches 
Vorwärtsschreiten  erfordert,  einen  an  sich  vorübergehenden 
Moment  fixiren,  also  die  stärkste  Negation  der  Handlung 
enthalten.  20) 

Unzutreffend  wäre  jedoch  andrerseits,  jede  Vorführung 
von  Bewegungen  dem  Begriff  Drama  zu  subsumiren 
und  damit  als  Gegenstand  des  Schauspieluntemehmens  zu- 
zulassen. Die  Vorführung  eines  Tanzes,  einer  Pferde- 
dressur oder  anderer  Bestandtheile  des  Cirkusprogramms 
bildet  kein  Drama.  Zwar  liegt  auch  hier  Handlung  vor, 
aber  nicht  in  der  dem  Drama  eigenthümlichen  Bedeutung, 
„die  dem  Zuschauer  ein  von  bestimmten  Gedanken  be- 
herrschtes Geschehen  von  Begebenheiten  und  die  Motive, 
Gefühle  und  Empfindungen  der  dabei  betheiligten  Personen 
vorführt", 2^)  ein  Wollen  und  daraus  erwachsenes  Handeln 
verlangt.  2^ 


1^)  Lessing,  Hamburgische  Dramaturgie  Stück  11. 

1^)  Nothwendig  ist  dagegen  die  Darstellung  durch  Menschen,  die  freilich 
nicht  Berufsschauspieler  zu  sein  brauchen.  Ein  Affentheater,  eine  Marionetten- 
darstellung bilden  blosse  Schaustellungen,  v.  Landmann  S.  285. 

20)  Schleiermacher,  Vorlesungen  über  die  Aesthetik.  Berlin  1842.  S.  236: 
„Die  eigentliche  Mimik  soll  gerade  das  Momentane  ausdrücken^. 

21)  Dambaeh,  Fünfzig  Gutachten  über  Nachdruck  und  Nachbildung 
Berlin  1891.  S.  186.  —  Sobald  das  Cirkusprogramm  ebenfalls  diese  Stufe  er- 
reicht, etwa  Ballets  oder  Pantomimen  mit  wahrem  dramatischem  Charakter 
zur  Darstellung  bringt,  würde  der  Cirkus  zur  Schauspielunternehmung 
werden  und  sich  den  für  diese  geltenden  Normen  zu  unterwerfen  haben. 
Verf.  d.  Sachs.  Min.  d.  Innern  vom  7.  Juli  1888  (Fischer's  Z.S.  Bd.  10,  S.  50 
g.).     V.  Landmann  S.  236. 

22)  Lipps,  Der  Streit  über  die  Tragödie,  Beiträge  zur  Aesthetik.  Ham- 
burg und  Leipzig  1891.     S.  51. 


\ 
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Aus  dem  gleichen  Grund,  dem  Mangel  einer  drama- 
tischen Handlung,  fällt  auch  die  augenfällige  Darstellung 
von  Naturvorgängen,  die  Vorführung  einer  Sonnenfinstemiss, 
eines  Erdbebens,  wie  sie  das  Repertoire  sg.  wissenschaft- 
licher Theater  aufweist,  nicht  unter  den  Begriff  „drama- 
tisches Werk",^^  bildet  ihre  gewerbsmässige  Darstellung 
nicht  die  Bethätigung  eines  Schauspieluntemehmens. 

Die  Darstellung  von  Singspielen  oder  sonstigen 
kürzeren  dramatischen  Produktionen  würde  dagegen  an 
sich  durchaus  unter  die  Gegenstände  des  Schauspielunter- 
unternehmens fallen.  Kraft  nothwendiger  Gesetzesauslegung 
muss  jedoch  der  Begriff  des  Schauspielunternehmens  eine 
Einschränkung  dahin  erfahren,  dass  ihm  die  Veranstaltung 
der  genannten  theatralischen  Vorstellungen  nur,  wenn  dabei 
ein  höheres  Interesse  der  Kunst  obwaltet,  unterstellt  werden 
darf,  in  allen  andern  Fällen  dagegen  ihre  Subsumtion 
unter  den  Begriff  der  Schauspielunternehmung  ausge- 
geschlossen  ist.  2*) 

Die   nicht   durch  den  Gegenstand  ihrer  Produktionen  als 
Schauspielunternehmungen   qualifizirten  Theatergewerbe  —  ihr 


»)  Bouterwek  Bd.  1,  S.  268. 

^)  Der  vom  Schauspielunternehmen  handelnde  §  32  G.-O.  enthält 
allerdings  keine  Einschränkung  dieser  Art,  wie  er  überhaupt  keine  Angaben 
über  die  Gegenstände  dieses  Theatergewerbes  bietet.  Der  Ausschluss  der 
künstlerisch  untergeordneten  Singspiele  und  theatralischen  Vorstellungen  vom 
Programm  der  Schauspieluntemehmungen  dürfte  indess  daraus  zu  folgern 
sein,  dass  andernfalls  die  durch  §  33  a  G.-O.  angestrebte  Einschränkung  des 
Tingel-Tangelunwesens  —  vgl.  Reichstagsverhandlungen,  5.  Leg. -Per.  II. 
Sess.,  1882/83,  Bd.  5  S.  9.  Drucks.  No.  5  —  in  der  Praxis  leicht  umgangen  werden 
könnte,  indem  der  Theateruntemehmer,  dessen  Lokal  die  für  die  Lokaltheater- 
konzession erforderlichen  Eigenschaften  nicht  aufwiese  und  dem  daher  die 
für  Veranstaltung  von  Vorstellungen  untergeordneter  Art  nach  §  33a  o.-U.  nöthige 
Erlaubniss  nicht  ertheilt  werden  würde,  auf  Grund  seiner  Schauspielkonzession 
Vorstellungen  nach  Manier  eines  Tingel-Tangels  veranstalten  würde.  —  Andrer 
Ansicht  v.  Landmann  S.  236,  der  indess  S.  277  selbst  zugiebt,  dass  die  Veran- 
staltung von  Singspielen  mit  höherem  Kunstwerth  unter  Umständen 
Gegenstand  der  Schauspielunternehmung  sem  könne.  —  Nur  in  diesem  Fall 
spielt  übrigens  der  Kunstwerth  für  den  Begriff  des  Schauspieluntemehmens 
eine  Rolle.     Mugdan  §  32  n.  1. 
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Programm  beschränkt  sich  demgemäss  auf  die  Darstellung  von 
Singspielen  und  theatralischen  Vorstellungen  ohne  höheres  Kunst- 
interesse — ^°)  charakterisiren  sich  durch  die  lokalen  Verhältnisse 
ihres  Betriebes. 

b.  Das  Lokaltheater^^  ist  begrifflich  an  eine  bestimmte,  im 
Privatbesitz  befindliche  Lokalität  gebunden,  seine  Existenz 
auf  einen  bestimmten  geographischen  Punkt  radizirt.^'O 

c.  Der  Betrieb  der  StrassenaufRihrung  erfolgt  dagegen^®) 

a.  „von  Haus  zu  Haus",  so  dass  der  Unternehmer  die 
theatralischen  Vorstellungen  nach  einander  in  wechselnden 
Baulichkeiten  vornimmt,^®)  oder 

ß.  „auf  öffentlichen  Wegen,  Strassen  und  Plätzen","®)  wo- 
runter nur  res  publicae,  staatliche  und  kommunale,  nicht 
auch  jedermann  zugängliche  private  Räume"*)  verstanden 
werden  dürfen."^ 


^)  Für  die  Verwirklichung  ihres  Programms  dürfen  sich  die  Unter- 
nehmer dieser  Theatergewerbe  derselben  Mittel  wie  die  Schauspieluntemehmer 
bedienen.  —  Im  fremden  Recht  sind  die  Cafes  •  chantants  Beschränkungen 
unterworfen;  nach  österreichischem  Recht,  Erl,  des  Ministerrathspräsidiums  v.  31. 
Dezember  1867  für  den  Wiener  Polizeirayon,  ist  ihnen  die  Verwendung  von 
Theatermaschinen,  nach  französischem,  Decret  v.  29.  Dezember  1851,  das  Auf- 
treten kostümirter  Darsteller  untersagt  Ulbrich  Bd.  2,  S.  163.  Guichard  S.  21. 

»)  §  33a  G.-O.  —  Auch  Singspielhalle,  Tingel-Tangel,  Varietetheater. 
V.  Landmann  S.  236. 

27)  Mugdan  §  33a  n.  3. 

28)  §  33  b  G.-O. 

^)  In  Hof-  oder  Wohnräumen,    v.  Landmann  S,  285. 

^  Für  diesen  Fall  ist  Wechsel  des  Raums,  auf  dem  sich  der  Ge- 
werbebetrieb vollzieht,  nicht  erforderlich. 

81)  Entsch.  d  O.-L.-G.  Zelle  v.  31.  März  1894  (Goltdammer  Bd.  42, 
S.  59).  Umgekehrt  will  die  Entsch.  d.  Preuss.  Kammergerichts  vom  21. 
Januar  1889  (Goltdammer  Bd.  37,  S.  455),  auch  private  Räume,  sobald 
sie  dem  Publikum  unbeschränkt  zugänglich  sind,  sollte  auch  ihr  Eintritt 
von  Entrichtung  eines  Eintrittgeldes  abhängig  gemacht  sein,  als  .öffent- 
liche'' bezeichnen.  Gegen  diese  Ansicht  spricht  indess  der  Sprachgebrauch 
der  G.-O.,  die  an  nicht  wenigen  Stellen  der  „ öffentlichen  Wege,  Strassen 
und  Plätze'  einzeln  oder  in  Verbindung  mit  einander  gedenkt,  wobei  mehr- 
mals sich  zweifellos,  so  §§  28,  37,  43,  deren  Charakter  als  res  publicae 
ergiebt*    Beide  Auffassungen    vertragen  freilich  §§  42a,  42b,  60a,  60b  G.-O. 

^)  Die  Strassenauffübrung  charakterisirt  sich  femer  durch  die  be- 
sondere Art  ihres  Betriebes,    die    im  Gesetz    als  „darbieten'^  bezeichnet  wird. 
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III.  Die  juristische  Unterscheidung  der  verschiedenen 
Theatergewerbe  schliesst  natürlich  nicht  deren  gleichzeitigen 
Betrieb  durch  denselben  Unternehmer  aus.  Das  damit'  nach 
aussen  als  Einheit  erscheinende  Theatergewerbe  bleibt  aber 
dann  in  seinen  gewerbepolizeilich  zu  trennenden  Bestandtheilen 
den  für  diese  geltenden  besonderen  Normen  unterworfen.^^ 


Ihre  Vornahme  erfolgt  danach  wie  der  Betrieb  des  Wandertheaters  ohne  vor- 
gängige Bestellung,  d.  h.  ohne  einen  auf  Vornahme  der  Leistung  an  den 
Gewerbetreibenden  gerichteten  Auftrag.  Seydel,  Gewerbepolizeirecht  S.  666. 
Entsch.  des  O.-L.-G.  München  vom  3.  Juni  1885  (Samml.  Strfe.  Bd.  3,  S.  401). 

^)  Der  Schauspieluntemehmer  darf  daher  auf  Grund  seiner  Schauspiel- 
konzession  kein  Lokaltheater  betreiben  und  umgekehrt;  die  Erlaubniss  zum 
Betrieb  eines  stehenden  Theatergewerbes  berechtigt  nicht  zu  dessen  Betrieb  im 
Umherziehen;  die  Suspension  aus  §  53  G.-O.  trifft  den  Theateruntemehmer 
nur  in  seiner  Eigenschaft  als  Schauspieluntemehmer  u.  s.  w.  v.  Landmann 
S.  236.  280. 

Auf  ganz  andrem  Prinzip  ruht  die  Viertheilung  des  englischen  Rechts. 
25.  Geo.  IIc.  36;  6  und  7  Vict.  c.  68  an  act  for  regulating  theatres;  s.  3  of  the 
Local  Government  Act  1888,  51  und  52  Vict.  c.  41.  Fischel,  Die  Verfassung 
von  England.  2.  Aufl.  Berlin  1864.  S.  94.  Wharton's  Law-Lexicon.  3. 
Aufl.  London  1892.  s.  v.  musical  and  dancing  licenses.  S.  498.  —  Das  ältere 
französische  Recht  unterschied  Pariser  und  Provinzialtheater,  letztere  wieder 
in  drei  Gruppen  zerfallend,  ständige  Theater  mit  dem  Sitz  in  der  Provinzial- 
hauptstadt,  Arrondissementstruppen  mit  bestimmtem  Spielturnus  innerhalb 
eines  Arrondissements  und  Wandertruppen  mit  unregelmässig  wechselnden 
Spielorten.  Kgl.  Ordonanz  v.  8.  Dezember  1824.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  50. 
VivienetBlancS.  18.  Die  Begründung  gemeinsamer  Pro vinzialbühnen  auf  ähnlichen 
Prinzipien  wurde  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  in  Süddeutschland  empfohlen, 
Werner,  Der  Laufener  Don  Juan,  S.  8  fg.  und  neuerdings  auch  von  Prutz, 
Dichter  und  Schauspieler,  Neue  Schriften,  Halle  1854,  Bd.  2  S.  283  und  bei 
Savits,  Bericht  über  die  Resultate  der  Untersuchung  des  Nothstands  der  privaten 
Theateruntemehmer  u.  s.  w.  Berlin  1891,  S.  4  in  Anregung  gebracht.  Heut 
zu  Tage  scheidet  das  französische,  wie  auch  das  österreichische  Recht  nur 
Schauspieluntemehmen  und  Cafe-chantant,  Constant  S.  73;  Guichard  S.  21; 
Ulbrich,  Handbuch  Bd.  1  S.  330.  Dagegen  kennt  die  italienische  Gesetz- 
gebung nur  den  einheitlichen  Begriff  der  Veranstaltung  von  öffentlichen  Auf- 
führungen. Ital.  Ges.  über  -die  öffentliche  Sicherheit  vom  30.  Juni  1889,  Art. 
37;  Brusa,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Italien,  Handbuch  des  öffentlichen 
Rechts,  Bd.  4,  Hlbbd.  1,  Abth.  7,  Freiburg  i.  B.  1892.  S.  88;  Rosmini  No.  4. 
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A.   Das  Sonzessionssystem. 

^  7.    Du  Ertheilung  der  Konzession. 

I.  Gegenüber  dem  stehenden  Gewerbebetrieb  der  Schau- 
spieluntemehmung  und  des  Lokaltheaters  äussert  sich,  wie  bereits 
in  der  geschichtlichen  Uebersicht  erwähnt  wurde/)  der  Grund- 
satz der  Thaterunfreiheit  in  der  Herrschaft  des  Konzessions- 
systems, demzufolge  die  Eröffnung  des  Betriebes  dieser  Theater- 
gewerbe zwar  von  behördlicher  Genehmigung  abhängt,  die  Er- 
theilung dieser  Genehmigung  indess,  sobald  nicht  bestimmte 
gesetzlich  normirte  Versagungsgründe  vorliegen,  seitens  der  an- 
gegangenen Behörde  erfolgen  muss.  Der  Sprachgebrauch  der 
G.-O.  bringt  den  besonderen  Charakter  dieser  Genehmigung 
nicht  zum  Ausdruck,  indem  er  diese  sowohl  wie  die  nach 
freiem  Ermessen  der  Behörde  ertheilte  Genehmigung  zu  gewissen 
andern  Gewerbebetrieben  als  „Erlaubniss"  bezeichnet.  Die 
folgende  Darstellung  wird  dagegen,  um  über  die  verschiedene 
Natur  der  betreffenden  Genehmigungen  von  vornherein  keinen 
Zweifel  aufkommen  zu  lassen,^)  diejenige  Genehmigung,  zu 
deren  Ertheilung  die  Behörde  gesetzlich  verbunden  ist,  als 
„Konzession"  bezeichnen,  ein  Ausdruck,  von  dem  die  G.  -  O. 
selbst  bezüglich  gewisser  Gewerbebetriebe  einen  genau  ent- 
sprechenden Gebrauch  macht,  ^  für  die  von  der  Behörde  nach 
freiem  Ermessen  zu  ertheilende  Genehmigung  dagegen  die  Be- 
zeichnung „Privileg"  verwenden. 

II.  Das  Gesuch  um  Ertheilung  der  Konzession  zum  Be- 
trieb eines  Theatergewerbes  darf  sich  nicht  auf  die  Angabe, 
dass  ein  Schauspielunternehmen  oder  ein  Lokaltheaterbetrieb 
beabsichtigt  werde,  beschränken. 


1)  Vgl.  §  5  n.  14. 

2)  Rehm,  Die  rechtliche  Natur  der  Gewerbskonzession,  München  1889, 
S.  77  n.  2  identifizirt  sie  freilich,  weil  der  Ausspruch  der  Genehmigung  durch 
die  Behörde  in  beiden  Fällen  den  gleichen  rechtsbegründenden  Charakter  trage. 
Allein  damit  wird  doch  ihre  rechtliche  Verschiedenheit  dem  Gesuch  des 
Unternehmers  gegenüber  nicht  beseitigt. 

^)  Z.  B.  G.-O.  §  30.  In  gleichem  Sinn  wird  der  Ausdruck  von  Schmid, 
Dingliche  Gewerberechte  S.  19  verwendet. 
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a.  Handelt  es  sich  um  die  Erlangung  einer  Schauspielkon- 
zession, so  hat  der  Antragsteller  das  beabsichtigte  Unter- 
nehmen zu  spezialisiren,  mithin  genaue  Angaben  zu  machen, 
an  welchem  Ort  das  Unternehmen  betrieben  werden  und 
was  für  Darstellungskategorieen  darin  zur  Aufführung  ge- 
bracht werden  sollen.^) 

b.  Der  Antrag  auf  Ertheilung  der  Lokaltheaterkonzession  hat 
dagegen  ausser  den  beabsichtigten  Darstellungskategorieen 
auch  die  als  Schauplatz  des  Gewerbebetriebes  in  Aussicht 
genommene  Baulichkeit  eingehend  zu  bezeichnen.^) 

Das  Gesuch  ist  an  die  zum  Ausspruch  der  Konzession  kom- 
petenten Behörden  zu  richten,  deren  Normirung  mangels  reichs- 
rechtlicher Bestimmungen  durch  die  landesstaatliche  Gesetz- 
gebung erfolgt  ist.^ 


*)  Die  Verpflichtung  dazu  ergiebt  sich  aus  der  neuen  Fassung  des 
§  32  G.-O.,  der  die  Konzession  nur  dem  bei  der  Antragstellung  „bezeichneten 
Unternehmen'  zu  Theil  werden  ^ässt.  Nach  dem  älteren  Recht  genügte  der 
blosse  Antrag  auf  Konzessionsertheilung.  Ueber  die  Folgen  dieser  Aenderung 
vgl.  §  9  a.  E. 

*)  §  33a  G.-O. 

®)  In  den  grösseren  Bundesstaaten  vertheilt  sich  die  Kompetenz  in 
folgender  Weise: 

Bundesstaat :  für  Schauspielunternehmen  (§  32  G.-O.)  für  Lokaltheater  (33a  G.-O.) 
Preussen.         Bezirksausschuss  gemäss  §  115  Zu-     Kreisausschuss  gemäss  §  1 
ständigkeitsgesetz v.l.  August  1883,    Verordnung  v.  31.  Dez.  1883. 
für  Berlin  Polizeipräsident  gemäss 
§    161  Zuständigkeitsgesetz. 
Bayern.  Distriktsverwaltungsbehörde     i  gemäss  §§  11,  13  der  Verordnung 

für  München  Polizeidirektion  I  vom  29.  März  1892. 

Sachsen.  Kreishauptmannschaft    und  Kreis-     untere  Verwaltungsbehörde 

ausschuss 
gemäss  §§  24,  26  Ausführungsverordnung  vom  28.  März  1892. 
Württemberg.  Kreisregierung  Oberamt 

gemäss  §§  7,  20-22  Ministerialverfügung  vom  9.  November  1883. 
Baden.  Landeskommissar  ev.   Bezirksrath  Bezirksamt 

gemäss  §§39-4 1,  55,  56  Vollziehungsverordnung  v.  23.  Dez.  1883. 
Oldenburg.  höhere  Vewaltungsbehörde  untere,  in  den  Fürstenthümem 

höhere  Verwaltungsbehörde 
gemäss  Art.  3,  5  Ausführungsverordnung  vom  14.  Januar  1884. 
Hessen.  Kreisausschuss  gemäss  §§1,6  Vollz.  V.-O.  v.  17.  November  1883. 

Elsass-Lothringen.  Bezirkspräsident  Ortspolizeibehörde 

gemäss  §§8,  10  Einführungs Verordnung  vom  24^  Dezember  1888. 
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in.  lieber  die  juristische  Qualifizirung  der  im  Konzessions- 
ertheilungsverfahren  zu  scheidenden  Momente  der  Antragstellung 
und  der  Konzessionsgewähr  herrscht  eine  auch  praktisch  zu 
nicht  unerheblich  von  einander  abweichenden  Folgerungen 
führende  Kontroverse.  "^ 

a.  Die  Möglichkeit  der  Antragstellung,  d.  h.  die  abstrakte 
Befugniss  einer  Person,  ein  Gesuch  um  Konzessions- 
ertheilung  an  die  Behörde  zu  richten,  trägt  keinen  juristischen 
Charakter,^  da  es  sich  dabei  nur  um  einen  unmittelbaren 
Ausfluss  des  Rechts  der  Persönlichkeit,®)  eine  rein  natürliche 
Befähigung  handelt,  die  ebensowenig  Rechtswirkungen 
äussert,  wie  die  Möglichkeit  zur  Bethätigung  der  sog. 
Grundrechte.  Auch  mit  deren  Proklamirung  wird  für  das 
einzelne  Rechtssubjekt  kein  Recht  ins  Leben  gerufen,  sondern 
ihm  nur  die  ungestörte  Bethätigung  gewisser  in  sein  Be- 
lieben gestellter  Handlungen  ermöglicht,  die  Freiheit  zur 
Ausübung  einer  rein  natürlichen  Befugniss  eröffnet.  ^^ 

b.  Die  Möglichkeit,  Antragstellung  und  Grundrecht  zu 
parallelisiren,  verschwindet,  sobald  zur  Bethätigung  beider 
geschritten  wird.  Die  Ausübung  der  Grundrechte  trägt 
wiederum  keinen  juristischen  Charakter,  sie  ist  nicht  rechts- 
begründend, sondern  nur  Vornahme  rein  faktischer 
Handlungen,  die  an  sich  von  andern  nicht  als  Grundrechten 
bezeichneten  Handlungen  nach  keiner  Richtung  differiren. 
Ob  ich  mich  als  Spaziergänger  oder  Theilnehmer  einer 
kirchlichen  Prozession  auf  der  Strasse  bewege,  ist  in  beiden 
Fällen  die  gleiche  Handlung  freiwilliger  Bewegung,  die  für 
eine  Rechtsordnung,  die  weder  Spazierengehen  noch  Be- 
theiligung an  einer  Prozession  unter  besondere  Normen 
stellt,    gleichmässig   unerheblich    ist,    und    nur  darin  sich 


^)  Vgl.  §  12. 

8)  Thon,  Rechtsnorm  und  subjektives  Recht.     Weimar  1878.    S.  337  f. 

ö)  Gierke  Bd.  1,  S.  713. 

^^  Gluth,  Genehmigung  und  subjektives  Recht,  Archiv  für  öffentliches 
Recht.  Bd.  3,  S.  604,  621.  Jellinek,  System  der  subjektiven  öffentlichen 
Rechte.  Freiburg  i.  B.  1892.  S.  43.  Laband  Bd.  1,  S.  187  n.  l.  Schmid, 
Gewerberechte  S.  3.     Thon  S.  282. 


44  Die  Theatergewerbepolizei. 

unterscheidet,  dass  das  Spazierengehen  von  jeher  diesen 
rechtlich  irrelevanten  Charakter  trug,^^)  die  Theilnahme  an 
Prozessionen  dagegen  früher  mitunter  Verbotsnormen  unter- 
stand, deren  Herrschaft  durch  den  Ausspruch  des  Grund- 
rechts der  Religionsfreiheit  beseitigt  wurde.  ^^ 

Ein  anderer  Charakter  wohnt  der  Ausübung  der  Be- 
fugniss  zur  Antragstellung  bei.  Die  Wirkung  der  Gesuch- 
steilung um  Erlaubniss  zum  Betrieb  eines  Theaterunter- 
nehmens erschöpft  sich  nicht  in  der  Handlung  des  Antrag- 
stellers, die  an  sich  freilich  auch  nur  eine  rein  faktische 
Bethätigung  wäre;  die  Antragstellung  zieht  vielmehr  eine 
rechtlich  bedeutsame  Konsequenz  nach  sich:  sie 
verpflichtet  die  angegangene  Behörde  zu  einer  Bescheidung 
des  Antragstellers  und  begründet  damit  einen  rechtlich 
qualifizirten  Anspruch  des  letzteren  auf  Bescheidung.^^ 
Mit  dem  Moment  der  Antragstellung  tritt  demnach  die 
Behörde  zum  Antragsteller  in  ein  obligatorisches  Verhältniss: 
sie  ist  ihm  zu  einer  Leistung,  zur  Bescheidertheilung  ver- 
bunden;^*) der  Antragsteller  hat  sich  aus  einer  im  Besitz 
rechtlich  bedeutungsloser  Befugnisse  befindlichen  Person  in 
einen  Gläubiger  verwandelt,  der  von  dem  durch  eine  be- 
stimmte Behörde  repräsentirten,  die  Rolle  des  Schuldners 
übernehmenden  Staat  einFacere  beansprucht.  Die  Vornahme 
der  Antragstellung  wirkt  demnach  rechtserzeugend  :^^)    sie 


1^)  Möglich  wäre  auch  hier  eine  rechtliche  Regelung,  Jellinek  S.  104 
n.  2,  was  von  Rehm,  Gewerbskonzession  S.  18  mit  Unrecht  verneint  wird. 

12)  0ie  Grundrechte  besitzen  den  Charakter  historischer  Registraturen; 
ihre  Aufstellung  ist  stets  ein  untrügliches  Kennzeichen,  dass  eine  frühere 
Periode  die  von  ihnen  freigestellte  natürliche  Befugniss  unter  Verbotsnormen 
gestellt  hatte. 

18)  Mit  Recht  verwirft  auch  Schuppe,  Der  Begriff  des  subjektiven  Rechts. 
Breslau  1887.  S.  51  n.  1  ein  Recht  zu  fordern,  falls  das  objektive  Recht  das 
Fordern  nicht  bejaht.  Die  Bejahung  muss  aber  nicht  in  Erfüllung  des  Gesuchs 
bestehen;  das  ergiebt  sich  am  klarsten  aus  den  für  die  Privilegien  geltenden 
Normen,  vgl.  §   14. 

14)  Thon  S.  129. 

1^)  Gluth  S.  608.  O.  Mayer,  Deutsches  Verwaltungsrecht.  Leipzig  1895. 
Bd.  1,  S.   113  n.   19. 
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ruft  ein  subjektives  Recht  des  Antragstellers  ins  Leben,  und 
zwar  ein  subjektiv-öffentliches  Recht,^^  weil  die  Erfüllung 
der  Forderung  das  Verhältniss  zwischen  Staat  und  Unter- 
than  in  rechtliche  Formen  zu  bringen  beabsichtigt.  ^"0 

Das  Recht  des  Antragstellers  erschöpft  sich  indessen 
nicht  in  seinem  Anspruch  auf  Bescheidung  des  Gesuchs,  der 
in  dieser  Beschränkung  überhaupt  keine  Eigenthümlichkeit 
des    auf  Ertheilung    der    für  Theateruntemehmungen    er- 
:  forderlichen  Genehmigung  gerichteten  Gesuchs  bilden,  sondern 
nach   der   modernen    Auffassung   der   den   Behörden    ob- 
liegenden Verpflichtung  einem  Antragsteller  aus  jedem  an 
die   Behörde   gerichteten    Antrag  erwachsen  würde.     Der 
Gesuchsteller   hat  vielmehr  Anspruch    auf  einen  ganz  be- 
stimmten Inhalt  dieses  Bescheides,  nämlich  die  Konzessions- 
ertheilung,   sofern    nicht    gewisse    gesetzlich    vorgesehene 
Thatbestände  vorliegen.     Diese   weitere  Verpflichtung  der 
Behörde  wird  zwar  in  der  G.  -  O.  nicht  ausdrücklich  aus- 
gesprochen,   sie    folgt    aber  mit   absoluter  Gewissheit  aus 
der  gesetzlichen  Vorschrift,  dass  die  beantragte  Erlaubniss 
nur    unter   bestimmten    Voraussetzungen    versagt   werden 
darf,    woraus  sich  zweifellos  ergiebt,  dass  beim  Nichtvor- 
liegen  dieser   speziellen   Voraussetzungen    eine  Versagung 
ausgeschlossen  ist.^^ 
c.  Die  Ertheilung  der  Konzession  ist  ein  verwaltungsrechtlicher 
Akt,  eine  Bethätigung   der  Staatsgewalt,    die    mit  der  Er- 
theilung eines  Patents,    der    Approbirung   zum    Arzt    und 
ähnlichen  administrativen  Handlungen  auf  einer  Linie  steht. 
Die  staatliche  Rechtsordnung,  das  objektive  Recht,  erleidet 
durch    die    Ertheilung   der   Konzession   in    ihrem  Bestand 
keine  Veränderung,^®)  zweifelhaft  ist  dagegen,  ob  die  Kon- 
zessionirung   eine  Veränderung   in  der   Rechtssphäre  des 
Konzessionirten  herbeiführt.^^) 


1«)  Löning  S.  11.    Thon  S.  130. 

")  Jelünek  S.  48.     O.  Mayer  a.  a.  O.  S.  104. 

18)  V.  Undmann  S.  240,  281. 

1^  Haenel  Bd.  1.  S.  761.    JeUinek  S.  122. 

»)  V.  Landmann  S.  208.    Rehm  S.  10  f. 
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a.  Die   objektiv  -  rechtliche  Theorie  bestreitet   den    rechts- 
erzeugenden  Charakter  der  Theaterkonzession,    die  nur 
die  aus  gewerbepolizeilichen  Rücksichten  gegen  die  freie 
Ausübung  der  Theatergewerbe  aufgerichteten  Schranken 
beseitige  und  damit  für  den  Konzessionirten  den  ursprüng- 
lichen   Zustand    ungehinderter    Bethätigungsmöglichkeit 
wiederherstelle.  2^) 
ß.  Dagegen    schreibt   die  subjektiv  -  rechtliche  Theorie  der 
Theaterkonzession  konstitutive  Wirkung  zu,    indem  mit 
ihrer  Ertheilung    für    den  Konzessionirten  ein  subjektiv- 
öffentliches Recht,    ein  Gewerberecht,  entstehe,  das  ihm 
die  Ausübung  des  Theatergewerbes,  je  nach  dem  Inhalt 
der  Konzession,  als  Schauspieluntemehmen  oder  Lokal- 
theater ermögliche.  ^^) 
Die  Existenz  eines  Gewerberechts  ist  jedoch  durchaus  zu- 
treffend in  Abrede  gestellt  worden,  da  es  sich  dabei  um  eines 
der  bereits  als  Nichtrecht  erkannten  Grundrechte  handelt,  alsa 
um    blosse   Bethätigung  natürlicher  Befugnisse. ^^)    Würde   die 
Konzession   nur  als  Wiederherstellung  der  an  sich  bestehenden 
Freiheit   erscheinen,    so    müsste  daher  zweifellos  die  objektiv- 
rechtliche Theorie  akzeptirt  werden.^*) 

Allein  der  durch  die  Konzession  geschaffene  Zustand  unter- 
scheidet sich  von  dem  durch  die  Grundrechte  erzeugten;  der 
Besitz  der  Grundrechte  gewährt  keinen  Vorzug,  da  die  durch 
sie  gewährte  Freiheit  von  Verbotsnormen  allen  Mitgliedern  der 
Nation  zukommt;  der  Besitz  der  Theaterkonzession  gewährt 
ihrem  Inhaber  dagegen  einen  sehr  realen  Vorzug  vor  allen  Nicht- 


21)  Laband  Bd.  2,  S.  199  n.  2.  Piloty,  Kritische  Vierteljahrsschrift. 
Bd.  38,  S.  291.     Seydel,  Gewerbepolizeirecht  S.  637.     Thon  S.  291. 

22)  Löning  S.  1 1  fg.,  242.  Georg  Meyer,  Lehrbuch  des  Deutschen  Ver- 
waltungsrechts. Leipzig  1883,  Bd.  1,  S.  69.  v.  Roth,  System  des  Deutschen 
Privatrechts.  Tübingen  1880.  Bd.  1,  S.  267.  v.  Wächter,  Handbuch  des 
Würt.  Privatrechts.     Stuttgart  1839   f.     Bd.  2,  S.  336.     Zorn  Bd.  2,  S.  133. 

28)  Vgl.  n.    10. 

24)  In  diesem  Sinn  darf  der  Konzession  auch  nicht  deklarative  Wirkung^ 
zugeschrieben  werden;  denn  die  Behörde  erklärt  nicht  durch  die  Ertheilung^. 
dass  die  zur  Versagung  ermächtigenden  Voraussetzungen  in  der  Person  des 
Geßuchstellers  nicht  gegeben  seien.     Gluth  S.  624. 
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konzessionirten.^^)  Während  die  Nichtkonzessionirten  beim  Be- 
trieb eines  Theatergewerbes  einer  staatlichen  Hinderung  ausgesetzt 
sind,  steht  dem  Konzessionirten  dem  Staat  gegenüber  ein  An- 
spruch auf  Nichthinderung,  Respektirung  seines  Gewerbebetriebes 
zu.  Die  Konzession  wirkt  also  thatsächlich  konstitutiv,  nur  dass 
das  durch  sie  entstehende  subjektiv-öffentliche  Recht^®)  nicht  als 
Gewerberecht  bezeichnet  werden  darf. 

rV.  In  diesem  Forderungsrecht  gegen  den  Staat  erschöpft 
sich  der  Inhalt  des  dem  Konzessionirten  zustehenden  Rechts, 
eine  Begrenzung,  die  in  der  Literatur  und  Praxis  des  Theater- 
rechts nicht  immer  inne  gehalten  worden  ist. 
a.  Eine  irrige  Auffassung  hat  dem  Inhaber  der  Konzession 
nicht  selten  das  Recht  zugestanden,  die  Unternehmer  un- 
konzessionirter  Theaterbetriebe  zur  Einstellung  ihrer  gewerb- 
lichen Thätigkeit  zwingen  und  einen  Schadensanspruch  gegen 
sie  geltend  machen  zukönnen,^^  was  doch  nur  unter  der 
nicht  zutreffenden  Voraussetzung,  dass  die  Ertheiiung  der 
Konzession  für  deren  Inhaber  ein  Bannrecht  begründe^ 
angenommen  werden  dürfte.  ^^)  Nicht  weniger  fehl  geht 
die  hier  und  da  ausgesprochene  Ansicht,  dass  derjenige 
Konzessionirte,  dem  seitens  der  Behörde  bei  Ertheiiung 
der  Konzession  das  Versprechen,  keine  gleichartige 
Konzession  an  andere  Theateruntemehmer  zu  gewähren,  ge- 
geben sei,  ein  Entschädigungsanspruch  gegen  die  diesem 
Abkommen  zuwiderhandelnde  Behörde  zustehe.  ^^)  Denn 
die  Abgabe  eines  solchen  Versprechens,  durch  das  sich 
der  Staat  vertragsmässig  zur  Begehung  einer  Ungesetz- 
lichkeit —  zur   Uebertretung   der   ihm    obliegenden   Ver- 


25)  So  spricht  O.  Mayer  a.  a.  0.  Bd.  1,  S.  292  von  einem  im  Ver- 
gleich mit  der  Lage  der  Nichtkonzessionirten  rechtlich  gesicherten  Zustand 
des  Konzessionsinhabers. 

2ö)  Pur  dessen  Existenz  Gluth  S.  629  fg.    Jellinek  S.  105.    Schraid  S.  7. 

27)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  85,  108.     Dalloz  No,  50. 

28)  Rosmini  No.  39,  der  freilich  No.  13  die  umgekehrte  Ansicht  zu 
volreten  scheint.  —  Mit  Recht  hebt  auch  Jellinek  S.  48  hervor,  dass  sich  ein 
subjektives  öffentliches  Recht  in  der  Beziehung  zwischen  Staat  und  Individuum 
erschöpft. 

29)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  79. 
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pflichtung,  gesetzlich  erfolgenden  Anträgen  auf  Konzessions- 
ertheilung  Folge  zu  geben  —  anheischig    machen  würde, 
litte  ja  von  vornherein  an  unheilbarer  Nichtigkeit.^^) 
b.  Wie  jede  Ausdehnung,    so  ist    andrerseits  auch  jede  Ein- 
schränkung des  vom  Konzessionirten  durch  die  Erlangung 
der  Konzession  erworbenen  Rechts  unzulässig.     Die  Kon- 
zession darf  nur  die  behördliche  Erlaubniss  des  beabsichtigten 
Theaterbetriebes  aussprechen,  die  Ertheilung  muss  durchaus 
pure  erfolgen,  sie  darf  durch  keine  Bedingung,  keine  zeit- 
liche oder  inhaltliche  Beschränkung  begrenzt  sein: 
a.  Die    Konzession    darf   nur  sine   conditione    eingeräumt 
werden.     Die  Natur   des  Konzessionsystems  nöthigt  -zu 
dieser  Folgerung,  ohne  deren  Geltung  das  Konzessions- 
system praktisch  die  gleichen  Resultate,    wie. das  Privi- 
legiensystem  zeitigen    würde.     Denn    es    liegt  auf   der 
Hand,    dass    eine   Behörde,    welche  die  Ertheilung    der 
Konzession  mit  von  ihr  beliebten  Bedingungen  verbinden 
könnte,  thatsächlich  die  Ermächtigung  besässe,  ihr  miss- 
liebigen  Personen  den  Betrieb  von  Theatergewerben   zu 
verschliessen.^^)     Diesem,    auch    in    der  Literatur    über- 
wiegend   vertretenen  Standpunkt,  ^^    scheint   freilich   die 
G.-O.  selbst  zu  widersprechen,^^  deren  §  147  Ziffer  1 


«>)  Rosmini  No.  24.     Vivien  et  Blanc  S.  22. 

3^)  Freilich  wird  durch  die  Uiizulässigkeit  bedingter  Konzessionser- 
theilung  der  Behörde  die  an  sich  durchaus  wünschenswerthe  Möglichkeit,  den  Unter- 
nehmer zu  quasipublizistischem  Betrieb,  vgl.  S.  29  f.,  zu  zwingen,  genommen. 
Allein  diesem  Mangel  müsste  das  Gesetz  abhelfen;  behördliche  Willkür  würde 
sich  bald  unerträglich  fühlbar  machen. 

32)  Berger  S.  36.  Dalloz  No.  37.  Grelling,  Streifzüge.  Berlin  1894. 
S.  207.  V.  Landmann  S.  279  bezüglich  des  Lokaltheaters.  O.  Mayer,  Ver- 
waltungsrecht Bd.  1,  S.  296.  Vivien  et  Blanc  S.  15.  Unrichtig  Lacan  et 
PaulmierBd.  1,  S.  70.  Der  Regierungsentwurf  zum  §  33a  G.-O.  hatte  freilich  den 
Vorbehalt  von  Bedingungen  vorgesehen,  der  indess  schon  in  den  Kommissions- 
verhandlungen gestrichen  wurde.  Reichstagsverhandlungen.  5.  Leg.  -  Per. 
n.  Sess.  1882/83.     Kommissionsbericht,  Drucks.  No.  206,  S.  720  fg. 

33)  Auch  §  49  G.-O.  könnte  zu  Gunsten  der  Beschränkungsmöglichkeit 
angerufen  werden,  da  er  das  Schauspielunternehmen  mit  den  an  eine  be- 
stimmte Lokalität  gebundenen  Gewerben  zusammenstellt,  mithin  zu  der  Annahme 
veranlassen  könnte,  dass  auch  die  Schauspielkonzession  unter  der  Bedingung, 
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mit  Strafe  bedroht,  „wer  den  selbständigen  Betrieb  eines 
stehenden  Gewerbes,  zu  dessen  Beginn  eine  besondere 
polizeiliche  Genehmigung  (Konzession,  Approbation,  Be- 
stallung) erforderlich  ist,  ohne  die  vorschriftsmässige 
Genehmigung  unternimmt  oder  fortsetzt,  oder  von  den 
in  der  Genehmigung  festgesetzten  Bedingungen 
abweicht."  Da  die  G. -O.  den  Betrieb  von  Schauspiel- 
untemehmen  und  Lokaltheater  durch  deren  Einreihung 
unter  die  von  „Gewerbetreibenden,  welche  einer  be- 
sonderen Genehmigung  bedürfen"  handelnde  zweite 
Unterabtheilung  des  zweiten  Abschnittes  ihres  ersten 
Titels  zu  denjenigen  Gewerben  zählt,  deren  Beginn  eine  be- 
sondere polizeiliche  Genehmigung  erfordert,  und  §  147 
sogar  noch  speziell  der  „Konzession"  erwähnt,  so  scheint  es 
zweifellos,  dass  auch  die  letzten  Worte  der  zitirten  Be- 
stimmung auf  die  konzessionirten  Theateruntemehmungen 
Anwendung  finden  müssten,  demnach  auch  für  sie  die 
Konzession  Bedingungen  enthalten  dürfe.  Allein  diese 
ganze  Folgerung  ist  unzulässig,  da  sie  unter  Ver- 
kennung des  strafrechtlichen  Charakters  der  in  Rede 
stehenden  Bestimmung  gewonnen  werden  würde.  Die 
darin  erwähnten  Genehmigungen  dürfen  nämlich  nicht 
auf  all'  diejenigen  Genehmigungen  bezogen  werden,  deren 
die  G.  -  O.  überhaupt  gedenkt,  sondern  nur  auf  die  aus- 
drücklich in  ihr  als  Konzession,  Approbation  oder 
Bestallung  bezeichneten  Genehmigungen.  Diese  Ein- 
schränkung ergiebt  sich  daraus,  dass  §  147  Ziffer  1  den 
Worten  „eine  besondere  polizeiliche  Genehmigung"  die 
Parenthese  „Konzession,  Approbation,  Bestallung"  beifügt, 
die  vollkommen  überflüssig  wäre,  wenn  durch  die  Wahl 


sie  in  einem  bestimmten  Lokal  auszuüben,  ertheilt  werden  dürfe.  Allein  die 
herrschende  Ansicht  verwirft  mit  Recht  dieZulässigkeit  auch  nur  dieser  Bedingung, 
da  §49  G.-O.  auch  ohne  ihre  Annahme  für  das  Schauspielunternehmen  einen 
ausreichenden  Sinn  bietet,  v.  Landmann  S.  238  ist  freilich  andrer  Ansicht.  — 
Nach  österreichischem  Recht  wird  dagegen  die  Konzession  stets  für  den  Be- 
trieb in  einem  bestimmten  Lokal  ertheilt.  Oest.  Theaterordnung  vom  25. 
November  1850  §  4/ 

O  p  e  t ,  Theaterrecht.  4 
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des  Ausdrucks  „Genehmigung"  alle  polizeilichen  Geneh- 
migungen umfasst  werden  sollten,  dagegen  dann  einen  zu- 
treffenden Sinn  erhält,  wenn  ihr  Inhalt  auf  bestimmte  Ge- 
nehmigungsarten bezogen  werden  darf.  Und  das  ist  aller- 
dings der  Fall.  Die  G.-O.  erwähnt  bestimmte  Gewerbe, 
deren  Betrieb  von  Ertheilung  einer  Konzession,^^)  andere, 
deren  Betrieb  von  einer  Approbation^^)  abhängig  gemacht 
ist,  schliesslich  noch  eine  dritte  Art,  deren  Betrieb  eine 
öffentliche  Anstellung,^*)  deren  äusseres  Kennzeichen  im 
Empfang  einer  Bestallung  liegt,  erfordert.  Der  Betrieb 
der  Theaterunternehmungen  fällt  jedoch  unter  keine 
dieser  Gruppen,  da  die  für  ihn  nothwendige  Genehmigung 
im  Sprachgebrauch  der  G.-O.  nicht  als  Approbation,  Kon- 
zession, Bestallung,  sondern  ausschliesslich  als  „Er- 
laubniss"  bezeichnet  wird.^'O  Dass  diese  „Erlaubniss" 
allerdings  im  wissenschaftlichen  Sinn  in  eminenter  Weise 
den  Charakter  der  „Konzession"  besitzt,  berechtigt 
natürlich  nicht,  sie  den  Regeln  des  von  der  G.-O.  technisch, 
aber  materiell  unzutreffend  als  Konzession  bezeichneten 
Instituts  zu  unterwerfen.  Es  kann  dahingestellt  bleiben, 
was  für  Motive  den  Gesetzgeber  veranlasst  haben,  die 
„Erlaubniss"  in  der  besprochenen  Strafbestimmung  fort- 
zulassen; sein  Schweigen  berechtigt  jedenfalls  nicht,  in 
Verkennung  des  Grundsatzes:  nulla  poena,  nuUum 
crimen  sine  lege  den  Paragraph  auch  auf  die  Theater- 
konzessionen zu  beziehen^®)  und  aus  der  dort  erwähnten 
Möglichkeit,  die  Genehmigung  unter  Bedingungen  zu 
ertheilen,  die  Zulässigkeit  eines  solchen  Vorgehens  auch 
auf  die  Genehmigung  von  Theaterunternehmungen  aus- 
zudehnen.^®) 

3*)  so  G.-O.  §§  30  al.   1,  34  al.  3. 

35)  so  G.-O.  §  29. 

36)  so  G.-O.  §  40. 

37)  G.-O.  §§  32,  33a. 

38)  Die  Praxis  thut  es  allerdings.  Berger  S.  32,36.  v.  Landmann  S.  1061. 

39)  Auch  dann  handelt  es  sich  jedoch  nicht  um  gewerbepolizeiliche, 
sondern  aus  allgemeinen  polizeilichen  Rücksichten  bei  Ertheilung  der  Kon- 
zession auferlegte  Bedingungen,     v.  Landmann  S.  279. 
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ß.  Die  Konzession  darf  ferner  nicht  für  einen  bestimmten 
Zeitraum  ertheilt  werden,  sondern  muss  ohne  jede  zeit- 
liche Begrenzung,  sine  die,  erfolgen.*^)  Auch  diese  in 
der  G.  -  O.  allerdings  ausdrücklich  nur  für  das  Lokal- 
theater ausgesprochene  Norm*^)  lässt  sich  als  eine  un- 
mittelbare Konsequenz  des  Konzessionssystems  bezeichnen, 
das  ohne  ihre  Geltung  praktisch  wiederum  zum 
gleichen  Ergebniss  wie  das  Privilegiensystem  führen  würde. 
Die  Errichtung  von  Theateruntemehmungen  ist  regelmässig 
mit  bedeutendem  Kostenaufwand  verbunden;  wäre  es  daher 
ins  Belieben  der  Behörde  gestellt,  die  Erlaubniss  für  den 
Betrieb  auf  einen  gewissen  Zeitraum  zu  beschränken, 
so  würde  sich  auch  hier  leicht  eine  Benachtheiligung  miss- 
liebiger  Antragsteller  durch  zeitlich  kurze,  zur  Ausnutzung 
ihres  kostspieligen  Apparates  unzulängliche  Korizessions- 
ertheilung  herbeiführen  lassen.*^ 

Nur  wenn  der  Antragsteller  selbst  sein  Konzessions- 
gesuch für  einen  begrenzten  Zeitraum  gestellt  hätte  — 
wenn  es  sich  etwa  um  den  gewerbsmässigen  Betrieb 
eines  Lokaltheaters  während  der  Dauer  einer  Ausstellung 
handelte  — ,  dürfte  die  Konzessionsertheilung  als  zeitlich 
begrenzte  erfolgen,  da  die  Gründe,  die  eine  solche 
Konzession  sonst  als  unzulässig  erscheinen  Hessen,  hier, 
wo  die  Beifügung  des  Endtermins  durch  den  freien 
WiUen  des  Antragstellers  hervorgerufen  wurde,  in  keiner 
Weise  zutreffen.*^) 
7.  Die  Konzession  muss  endlich  vollständig,  absolute,  sein, 
ihr  Inhalt  muss  sich,  sofern  sie  nicht  versagt  wird,  mit  dem 


40)  DaUoz  No.  46.     Mugdan  §  32  n.  4.     Vivien  et  Blanc  S.  168. 

«)  G.-O.  §  40. 

^  Im  älteren  französischen  und  italienischen  Recht  war  die  zeitliche 
Beschränkung  zugelassen.  Frz.  Dekret  v.  8.  Juni  1806  art  2.  Jtal.  Min.- Verf. 
V.  1.  Mai  1869.    Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  71.    Rosmini  No.  18. 

^  Die  Zulässigkeit  selbstlimitirter  Konzessionsgesuche  nimmt  auch  be- 
züglich der  Lokaltheater  §  2 1  der  Württembergischen  Min.-Verf.  v.  9.  Nov.  1883 
an.  Ebenso  Seydel,  Gewerbepolizeirecht S.  650  und  Urth.  des  Preuss.  O.-V.-G. 
V.  10.  Oktober  1877  und  v.  22.  September  1883,  (Entsch.  Bd.  3,  S.  249; 
Bd.  10,  S.  522)  allerdings  für  Schankkonzessionen,  für  deren  Limitirung  in- 
dess    die    gleichen    Grundsätze  gelten  müssten. 

4* 
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Gesuch    des    Antragstellers    nach    jeder    Richtung    hin 
decken.**)     Was    zur   Begründung   der   Unzulässigkeit, 
die    Konzession    an    Bedingungen    oder    zeitliche    Ein- 
schränkungen zu  knüpfen,   ausgeführt  wurde,    gilt  auch 
hier.     Eine    Behörde,    die   nach    ihrem    Belieben    einen 
Theaterunternehmer  auf  die  Aufführung  bestimmter  Dar- 
stellungskategorieen  beschränken    dürfte,  wäre  ebenfalls 
in  der  Lage,  der  Konzessionsertheilung  durch  ungleiche 
Behandlung  der  einzelnen  Antragsteller  thatsächlich  den 
Charakter  der  Privilegirung  zu  geben. 
Im  Gegensatz  zu  der  hier  vertretenen  Ansicht  räumen  zahl- 
reiche Autoren  der  konzessionirenden  Behörde    das  Recht  ein, 
die  Schauspiel-  oder  Lokaltheaterkonzession   auch   gegen    den 
Willen  des  Antragstellers  unter  willkürlicher  Beschränkung  auf 
die  Aufiführung  gewisser  Darstellungskategorieen  zu  ertheilen*^), 
unter  Berufung  auf  eine  zur  Ermöglichung  dieses  Resultats  mit 
dem  ursprünglichen  Wortlaut  der  G.-O.  vorgenommene  Aender- 
ung.  Während  nämlich  §  32  G.-O.  in  der  ihm  durch  die  Novelle 
vom  15.  Juli  1880  gegebenen  Fassung  nur  einen  Absatz  enthält, 
zählt  derselbe  Paragraph  in  der  älteren  Textform  vom  21.  Juni 
1869  zwei  Alinea.     Das    erste  entsprach  —  mit   geringer  Ab- 
weichung —  dem  Wortlaut   des  §  32  nach  der  Novelle;    das 
zweite   Alinea  wurde    dagegen    durch    die  Novelle   gestrichen. 
Der  Text  der  hierdurch  aus  der  G.-O.  verschwundenen,  mit  dem 
Art.  4  des    französischen  Dekrets   vom   6.   Januar   1864  über- 
einstimmenden Vorschrift  war  folgender: 

„Beschränkungen  auf  bestimmte  Kategorieen  theatralischer 
Darstellung  sind  unzulässig",  wodurch  für  Schauspielunter- 
nehmer der   an    sich    selbstverständliche,   jedoch  behufs  Aus- 


44)  Dalloz  No.  18. 

^)  Berger  S.  32.  v.  Landmann  S.  238,  278.  G.  Meyer,  Verwaltungs- 
recht  Bd.  l,  S.  250.  Ders.  Schauspieluntemehmungen  S.  522.  Mugdan  §  32 
n.  4.  Leuthold,  Theaterpolizei  S.  625.  —  Nach  Lacan  et  Paulmier 
Bd.  1,  S.  108  und  Rosmini  No.  40  soll  die  Beschränkung  auf  gewisse  Dar- 
stellungskategorieen auch  im  englischen  Recht  gelten,  eine  Annahme,  für  die 
sich  in  den  modernen  Gesetzen  kein  Anhalt  findet. 
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Schliessung  der  von  einigen  Hoftheatem  erhobenen  Prätensionen*^) 
besonders  betonte  Grundsatz  ausgedrückt  war,  dass  die  Kon- 
zession nur  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Antrag  ertheilt  werden 
dürfe.  Für  das  Lokaltheater,  das  in  der  älteren  Fassung  der 
G.-O.  unberücksichtigt  war,  fehlte  naturgemäss  eine  entsprechende 
Norm.  Wie  die  Reichstagsverhandlungen  unzweifelhaft  dar- 
thun,*'0  sollte  die  Streichung  des  zweiten  Alinea  des  §  32  den 
darin  verbrieften  Rechtszustand  beseitigen,  der  konzessioniren- 
den  Behörde  mithin  die  Befugniss  verschaffen,  ihre  Erlaubniss 
als  partielle  zu  ertheilen  bezw.  den  Antragsteller  von  Darstellung 
bestimmter  theatralischer  Kategorieen  auszuschliessen;  für  das 
Lokaltheater,  einen  durch  das  Gesetz  vom  L  Juli  1883  in  die 
G.-O.  aufgenommenen  Begriff,  sollte  das  gleiche  Resultat  da- 
durch, dass  §  33a  überhaupt  keine  Bestimmung  über  den  Um- 
fang der  zu  ertheilenden  Konzession  enthielt,  erzielt  werden. 
Trotz  dieser  deutlich  zu  Tage  liegenden  Absicht  des  Gesetz- 
gebers muss  jedoch  eine  mit  den  geltenden  Auslegungsregeln 
in  Einklang  befindliche  Betrachtung  der  jetzigen  Fassung  der 
G.-O.  zu  dem  Ergebniss  gelangen,  dass  diese  Absicht  nicht  ver- 
wirklicht wurde,  die  Unzulässigkeit  der  behördlichen  Beschränk- 
ung daher  auch  jetzt  noch  als  zu  Recht  bestehend  erachtet 
werden.  Dehn  während  die  ältere  Fassung  der  G.-O.  die 
Konzessionsbeschränkung  ausdrücklich  verbot,  begnügt  sich  die 
neuere,  auch  in  der  jüngsten  Revision  nicht  geänderte  Fassung 
damit,  vollständig  über  sie  zu  schweigen.  Der  geltende  Text 
der  G.-O.  erwähnt  nur  die  Konzessionsertheilung  als  solche, 
diese  kommt  aber  ihren  Begriff  nach  nur  als  vollständige,  dem 
Antrag  entsprechende,  in  Betracht.  Da  der  Wortlaut  der 
§§  32,  33a  G.-O.  durchaus  klar,   mithin  behufs  Interpretation 


^)  Devrient  Bd.  4,  S.  48.  —  Aehnliche  Vorrechte  auf  alleinige  Dar- 
stellung des  klassischen  Repertoires  nahmen  die  königlichen  Theater  in  Frank- 
reich bis  zum  Gesetz  vom  17.  Januar  1791  in  Anspruch  dessen  Art.  1  alle  Ka- 
tegorien freigab.  Guichard  S.  17.  In  Dänemark  ist  dem  Hoftheater  in  Kopen- 
hagen noch  heut  die  Aufführung  bestimmter  Dramen  reservirt.  Goos  und 
Hansen,  Dänisches  Staatsrecht  S.  150. 

*'^)  Namentlich  der  Bericht  des  Reichstagsmitgliedes  v.  Soden,  'Reichs- 
agsverhandlungen.     4.  Leg.-Per.     III.  Sess.  1880.     Sten.  Ber.  II,  S.  921. 
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keiner  Hilfsmittel  bedarf,  ist  eine  Bezugnahme  auf  die  ihm  zu 
Grunde  liegende  Reichstagsverhandlung  ausgeschlossen,  entfällt 
somit  jedes  Moment,  aus  der  Streichung  des  zweiten  Alinea 
des  alten  §32  irgendeinen  Schlussauf  eine  mögliche  Beschränkung 
der  in  den  jetzigen  §§  32,  33a  erwähnten  Konzessionsertheilung 
zu  ziehen.  Wohl  hat  der  Gesetzgeber  einen  andern  Erfolg 
herbeiführen  wollen,  seinen  Willen  aber  im  Gesetz  selbst  nicht 
zum  Ausdruck  gebracht.  „Der  gesetzgeberische  Gedanke  aber, 
der  bloss  Gedanke  geblieben  ist  und  keinen  Körper  erlangt  hat, 
kann  niemals  Gesetz  sein.*®) 

V.  Die  Ertheilung  einer  Konzession,  deren  Inhalt  durch 
Willkür  der  Behörde  sich  zu  dem  gestellten  Antrag  in  Wider- 
spruch   setzen  würde,    wäre  rechtlich    mit  der  Versagung  der 


*^  Seydel  a.  a.  O.  Aehnlich  H.  O.  Lehmann,  Lehrbuch  des  Deutschen 
Wechselrechts.  Stuttgart  1886.  S.  114.  Rehm  S.  49.  Die  Ansichten  über 
den  Werth  der  behördlichen  Konzessionsbeschränkungen  sind  äusserst  getheilt. 
Die  ästhetischen  Schriftsteller  haben  sich  meist  zu  Gunsten  der  Beschränkung 
derTheateruntemehmungen  auf  bestimmte  Oarstellungskategorieen  ausgesprochen. 
So  nennt  Devrient  die  Grenzenlosigkeit  der  Konzession  ^eine  unheilbare 
Krankheit,  welche  die  damit  Behafteten  zu  zwecklosen  Versuchen  in  allen 
Gattungen  veranlasse',  entsteht  nach  Goethe  ^durch  die  Vereinigung  der 
verschiedenen  Gattungen  eine  Konfusion  im  Urtheil  des  Publikums,  welche 
die  Ausbildung  eines  wahren  Kunstgeschmacks  verhindere'.  Devrient  Bd.  3» 
S.  413;  Bd.  4,  S.  120.  Aehnlich  auch  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  98, 
Rosmini  No.  13,  34.  Andrerseits  können  häufig  unter  der  Herrschaft  eines 
solchen  Systems  Schauspieler  und  Dichter  nicht  zur  freien  Entfaltung  ihrer 
Kunst  gelangen,  da  sie  von  den  wenigen  grade  für  ihr  Genre  konzessionirten 
Theateruntemehmem  abhängen,  Dalloz  No.  18,  ist  es  auch  den  Unternehmern 
nicht  möglich,  durch  ausreichende  -  Proben  sich  davon  zu  überzeugen,  was 
für  Darstellungskategorieen  ihrer  besonderen  Befähigung  am  angemessensten 
sind.  Gegen  die  Einrichtung  der  getheilten  Konzession  sprechen  jedenfalls 
die  damit  in  Frankreich  gemachten  Erfahrungen,  wo  die  Unfähigkeit  der 
Polizeibehörden,  über  Fragen  aus  dem  Gebiet  der  Kunst  eine  kompetente 
Entscheidung  zu  fällen,  sich  bei  Normirung  der  einzelnen  Genres  wiederholt 
auis  schärfste  dokumentirte,  indem  ganz  äusserliche  Momente,  wie  Anwendung 
gebundener  oder  ungebundener  Rede,  Vivien  et  Blanc  S.  22,  das  gelegentliche 
Vorkommen  eines  Liedes  in  einem  Drama,  Alexander  Dumas  fils,  pref.  de 
rEtrangere,  zum  Kennzeichen  der  Darstellungskategorieen  gemacht  wurden. 
Zahlreiche  dramatische  Werke  lassen  sich  überhaupt  nicht  unter  bestimmte 
Kategorien  einreihen,  wie  Goethe's  Faust,  Byron 's  Kain,  Maday's  Tragödie 
des  Menschen.     Soll  diesen  überhaupt  das  Recht  zur  Aufführung  versagt  sein  ? 
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Konzession  auf  eine  Linie  zu  stellen  und  der  Anfechtung 
mittelst  Rekurses  gemäss  §  54  G.-O.  unterworfen.  Unterlässt 
der  Theateruntemehmer  sich  dieses  Rechtsmittels  zu  bedienen, 
so  muss  sein  Schweigen  als  nachträgliches  Einverständniss 
mit  jdem  Verhalten  der  Behörde  gedeutet  werden,  gerade  so, 
als  ob  er  seinen  Antrag  von  vornherein  in  der  gemäss  der 
Konzessionsertheilung  modifizirten  Weise  gestellt  hätte.*®) 


§  8.    Die    Versagung  der  Konzession, 

I.  Die  Entscheidung  über  das  Schicksal  des  Konzessions- 
gesuchs ist  jeder  Willkür  der  zuständigen  Behörde  durch  den 
Umstand  entrückt,  dass  die  Versagung  der  Konzession  nur 
beim  Vorliegen  bestimmter  gesetzlich  normirter  Voraussetzungen 
zulässig,  dann  aber  auch  obligatorisch  auszusprechen  ist. 

Die  Versagungsgründe  scheiden  sich,  je  nachdem  es  sich 
um  die  Erlangung  der  Schauspielunternehmungs-  oder  der 
Lokaltheaterkonzession  handelt. 

1 .  Die  Versagung  der  Konzession  zum  gewerbsmässigen  Betriebe 
eines   Schauspielunternehmens  muss  erfolgen: 

„wenn  der  Nachsuchende  den  Besitz  der  zu  dem  Unternehmen 
nöthigen  Mittel  nicht  nachzuweisen  vermag,  oder  wenn  die  Be- 
hörde auf  Grund  von  Thatsachen  die  Ueberzeugung  gewinnt, 
dass    derselbe  die  zu  dem   beabsichtigten  Gewerbebetriebe 
erforderliche     Zuverlässigkeit,     insbesondere    in    sittlicher, 
artistischer  und  finanzieller  Hinsicht  nicht  besitzt.^) 
An  die  Stelle  des  früheren  Rechtszustandes,    der  nur  den 
Mangel  der  erforderlichen  Zuverlässigkeit  als  Versagungsgrund 
anerkannte,  ist  jetzt  ein  doppeltes  System  von  Versagungsgründen 
getreten,    deren    Behandlung    sich    durch  die  abweichende  Art 
des  Nachweises  ihres  Vorhandenseins  unterscheidet. 


*ö)  Vivien  et  Blanc  S.  171.  —  Nach  O.  Mayer,  Verwaitungsrecht 
Bd.  1,  $•  30Ö  kann  indess  die  vorgesetzte  Behörde  jederzeit  die  Rechts- 
unbeständigkeit des  von  der  untergeordneten  Behörde  veranlassten  Verwaltungs- 
akts  feststellen. 

1)  §  32  al.  2  G.-O. 
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a.  Der  erste  Versagungsgrund  ist  dann  gegeben,    wenn  eine 
dem  Antragsteller  obliegende  Beweisführung  misslingt, 

„wenn  er  den  Besitz  der   zu  dem  Unternehmen  nöthigen 

Mittel  nicht  nachzuweisen  vermag." 
Mit  Aufstellung  dieses  Erfordernisses  ist  die  Gesetzgebung 
zu  dem  alten,  schon  im  antiken  Theaterrecht  befolgten  Grund- 
satz' zurückgekehrt,^)  dass  der  Betrieb  eines  Unternehmens, 
von  dessen  Gedeihen  die  Existenz  so  zahlreicher  Personen  ab- 
hänge, wie  dies  bei  einer  Theaterunternehmung  der  Fall  sei, 
nur  kapitalkräftigen  Elementen  anvertraut  werden  dürfe.  Im 
Gegensatz  zu  dem  früheren  System,  das  den  Nachweis  der 
erförderlichen  Kapitalkraft  an  das  Vorhandensein  eines  ein-  für 
allemal  ziffernmässig  begrenzten  Vermögens  knüpfte,  wohl  auch  den 
Unternehmer  zur  Hinterlegung  fest  normirter  Geldbeträge  ver- 
pflichtete,*) verlangt  die  G.  -  O.  nicht  den  Nachweis  eines  dem 
Unternehmer  gehörigen  bestimmt  fixirten  Vermögens- 
minimums, sondern  lässt  mit  Recht  die  Umstände  des  einzelnen 
Falls  über  die  Höhe  der  für  nothwendig  zu  erachtenden  Mittel 
entscheiden.  Denn  es  bedarf  keines  besonderen  Nachweises, 
dass  der  ordnungsmässige  Betrieb  eines  Theaterunternehmens, 
je  nach  dem  Charakter  desselben,  wie  er  durch  den  Sitz  seiner 
Niederlassung  und  die  darin  vertretenen  Darstellungskategorieen 
bestimmt  wird,  das  Vorhandensein  ganz  verschiedener  Geld- 
mittel   beim  Unternehmer   voraussetzt.^)     Dass    eine  Polizeibe- 


2)  Nach  Tacitus,  Ann.  4.  cp.  63  musste  nach  einem  27  n.  Chr.  er- 
gangenen Senatskonsult  der  Unternehmer  von  Gladiatorenschauspielen  min- 
destens 400000  ass  besitzen. 

8)  Wie  noch  im  heutigen  englischen  Recht.  6  und  7  Vict.  c.  68  §  7. 
Paterson,  The  Liberty  of  the  press.     London  1880.     S.  309. 

*)  So  das  ältere  iranzösische  Recht.  Dekr.  v.  8.  Juni  1806  art.  2. 
Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  70.  —  Eine  analoge  Kautionspflicht  gilt  noch 
heut  in  Elsass-Lothringen    für  die  Verleger.     Löning  S.  288. 

^)  Die  frühere  Gesetzgebung  gestattete  keine  Berücksichtigung  der 
individuellen  Verhältnisse,  da  der  Konzessionsantrag  ganz  aligemein  lauten 
durfte,  die  Behörde  also  nicht  im  Stande  war,  sich  das  für  die  zutreffende 
Beurtheilung  der  pekuniären  Seite  erforderliche  Material  zu  verschaffen. 
Urth.  d.  Preuss.  O.-V.-G.  vom  5.  Juli  1894  (Deutsche  Bühnengenossenschaft 
1894,  S.  221). 
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hörde  gerade  die  geeignete  Instanz,  die  Höhe  der  im  Einzelfall 
erforderlichen  Mittel  festzustellen,  dürfte  freilich  kaum  anzu- 
nehmen sein;  Beachtung  verdient  daher  die  preussischeMinisterial- 
verfügung  vom  5.  März  1893,*)  die  den  zuständigen  Behörden 
empfiehlt  „vor  Ertheilung  der  Konzession  den  Vorstand  eines 
der  beiden  Bühnenvereine,  bei  denen  vorzugsweise  eine  Kennt- 
niss  der  einschlägigen  Verhältnisse  vorausgesetzt  werden  kann, 
nämlich  des  Deutschen  Bühnenvereins  und  der  Genossenschaft 
Deutscher  Bühnenangehöriger,  beide  in  Berlin,  um  Auskunft  zu 
ersuchen." 

Die  G.  -0.  verlangt  ferner  nur  den  Besitz,  nicht  das 
Eigenthum  der  erforderlichen  Mittel.  Die  Versagung  darf  daher 
nicht  erfolgen,  wenn  der  persönlich  mittellose  Unternehmer 
durch  den  Empfang  langfristiger  Darlehne  über  die  erforderlichen 
Mittel  zu  verfügen  in  den  Stand  gesetzt  ist.'') 

Die  Beweispflicht  für  das  Vorhandensein  der  erforderlichen 
Mittel  trifft  den  Unternehmer,  der  hiermit  noch  über  die  Antrag- 
stellung hinaus  zur  Entwicklung  einer  positiven  Thätigkeit 
genöthigt  ist,  ebenfalls  eine  Abweichung  vom  früheren  Recht, 
wonach  bereits  die  blosse  Antragstellung  die  Vorbedingung 
setzte,  welche  die  Behörde  mangels  Abwesenheit  von  Ver- 
sagungsgründen zur  Konzessionsertheilung  nöthigte.®) 
b.  Die  Versagung  der  Konzession  muss  ferner  ausgesprochen 
werden: 

„wenn  die  Behörde  auf  Grund  von  Thatsachen  die 
Ueberzeugung  gewinnt,  dass  der  Nachsuchende  die 
zu  dem  beabsichtigten  Gewerbebetriebe  erforderliche  Zu- 
verlässigkeit, insbesondere  in  sittlicher,  artistischer  und 
finanzieller  Hinsicht  nicht  besitzt".®) 

,Nach  dem  Wortlaut  dieser  Bestimmung^ wäre  das  Nicht- 
vorhandensein der  zum  Schauspielbetriebe  erforderlichen  Zuver- 
lässigkeit allgemeine  Voraussetzung    der  Versagung  und  der 


ö)  Min,-Bl.  f.  d.  innere  Verw.     1893.     S.  104. 

'^)  Urth.  d.  Bezirksausschusses  Berlin  (Deutsche  Bühnengenossenschaft 
1890,  S.  56). 

8)  Thon,  Rechtsnorm  S.  337  fg. 
»)  §  32  al.  2  i.  f.  G.-O. 
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Nichtbesitz  der  Zuverlässigkeit  in  den,  durch  die  hinter  dem 
Wörtchen  „insbesondere"  folgenden  Ausdrücke  bezeichneten 
Hinsichten  wären  nur  die  wichtigsten  Richtungen,  in  denen  der 
Mangel  der  allgemeinen  Zuverlässigkeit  sich  offenbare,  neben 
denen  jedoch  auch  noch  andre  Richtungen  in  Frage  kommen 
könnten.  In  diesem  Sinn  wird  die  Bestimmung  auch  von 
V.  Landmann  und  G.  Meyer  verstanden,  die  der  Behörde  die 
Verpflichtung  zuschreiben,  namentlich  jene  drei  Momente  in's 
Auge  zu  fassen,  ihr  damit  aber  die  Möglichkeit  vorbehalten, 
ihr  Prüfungsrecht  auch  noch  nach  andern  Richtungen  hin  aus- 
zuüben. ^°)  Freilich  dürfte  die  Prüfung  sich  auch  dann  nur  auf 
die  zu  dem  beabsichtigten  Gewerbebetriebe  erforderliche  Zuver- 
lässigkeit beziehen;  wie  sich  diese  aber  noch  anders  als  in 
sittlicher,  artistischer  oder  finanzieller  Hinsicht  bethätigen  solle, 
dürfte  schwer  anzugeben  sein;  erschöpfen  doch  diese  drei 
Richtungen  den  Inhalt  der  zum  Betriebe  von  Schauspielunter- 
nehmungen erforderlichen  Zuverlässigkeit  vollkommen.  ^^)  Schon 
bei  den  Berathungen  im  Reichstag  wurden  deshalb  gegen  diese 
Gesetzesfassung  Einwendungen  erhoben,  die  seitens  des  Be- 
richterstatters keine  genügende  Beantwortung  fanden, ^^)  obwohl 


1®)  V.  Landmann  S.  241.     G.  Meyer,  Schauspieluntemehmungen  S.  522! 

11)  Seydel,  Gewerbepolizeirecht  S.  649. 

^)  Nachdem  das  Reichstagsmitglied  Baumbach  geäussert ' hatte :  „Die 
Minorität  der  Kommission,  zu  welcher  ich  gehöre,  nahm  vorzugsweise  Anstoss 
an  dem  Wörtchen:  , insbesondere ** :  es  soll  die  Zuverlässigkeit  erörtert  werden 
insbesondere  in  sittlicher ,  artistischer  und  finanzieller  Hinsicht.  Diese 
Redewendung  deutet  an,  dass  auch  nach  anderen  Hinsichten  Erörterungen 
über  die  Zuverlässigkeit  der  Theaterunternehmer  angestellt  werden  könnten. 
Die  Minorität  der  Kommission  fand  das  doch  etwas  gewagt  und  unbestimmt, 
und  sie  glaubte,  dass  dadurch  den  Verwaltungsbehörden  eine  polizeiliche  Ge- 
walt eingeräumt  werde,  die  unter  Umständen  sehr  bedenklich  sein  könnte.* 
entgegnete  der  Berichterstatter  v.  Soden:  „Der  Herr  Abgeordnete  Baumbach 
hat  sich  femer  gestossen  an  dem  Wörtchen  „insbesondere."  Er  hat  gemeint, 
dadurch  würde  die  entscheidende  Behörde  eine  zu  grosse  Machtbefugniss  er- 
halten. Ich  erlaube  mir  aber  in  der  Beziehung  darauf  hinzuweisen,  dass 
nach  wie  vor  die  Behörde  nur  die  Zuverlässigkeit  in  Bezug  auf  den 
beabsichtigten  Gewerbebetrieb  zu  prüfen  hat,  dass  es  also  damit  ausgeschlossen 
bleibt,  dass  die  betreifende  Behörde  irgend  welche  Rücksicht  nimmt  auf  die 
Zuverlässigkeit  des  Nachsuchenden    nach    irgend  welcher  Seite    hin,    die  dem 
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auf  der  Hand  liegt,  dass  die  Unbestimmtheit  des  Ausdrucks  die 
Behörde  leicht  zu  MissgrifTen  veranlassen  kann.  Die  richtig 
verstandene  Prüfungspflicht  der  Behörde  wird  sich  deshalb  auf 
jene  drei  Richtungen  zu  beschränken  haben,  nicht  mit  einem 
allgemeinen  Begriff  der  für  den  Betrieb  von  Schauspielunter- 
nehmungen erforderlichen  Zuverlässigkeit  rechnen  dürfen. 

Sache  der  Behörde  ist  es,  sich  in  den  Besitz  desjenigen 
Materials  zu  setzen,  das  ihr  über  die  Zuverlässigkeit  des  Antrag- 
stellers Aufschluss  zu  geben  hat;  für  das  hierfür  einzuschlagende 
Ermittlungsverfahren  besitzt  die  Behörde  völlig  freie  Hand; 
namentlich  ist  ihrer  Entscheidung  überlassen,  ob  sie  sich  in 
der  Beschaffung  des  erforderlichen  Materials  der  Unterstützung 
des  Schauspieluntemehmers  selbst  bedienen  will  oder  nicht, 
trifft  letzteren  auch  keine  Verpflichtung,  dahin  gehende  behörd- 
liche Anfragen  zu  beantworten.^') 

Beschränkt  ist  die  Behörde  dagegen  in  der  Beurtheilung 
des  gesammelten  Materials:  ihre  Ueberzeugung,  dass  der  Antrag- 
steller der  erforderlichen  Zuverlässigkeit  ermangele,  darf  nicht 
aiif  Vermuthungen  gegründet  sein,  sondern  muss  auf  bewiesenen 
Thatsachen  basiren,  d.  h.  auf  Vorkommnissen,  deren  Vorsich- 
gehen  durch  eine  positive  oder  negative  Handlung  des  Nach- 
suchenden veranlasst  wurde. 

Im  Einzelnen  kommen  für  diese  Gruppe  von  Versagungs- 
gründen folgende  Umstände  in  Betracht: 


Gewerbe  freoid  ist,  so  z.  B.  nach  politischen  oder  kirchlichen  Motiven  die  Er- 
laubniss  ertheilt.^*  Reichstagsverhandlungen.  4.  Leg.-Per.  III.  Session.  1880.  Sten. 
Ber.  S.  925,  931.  Auch  diese  Antwort  klärt  nicht  darüber  auf,,  was  für 
Momente  positiv  neben  den  besonderen  drei  Hinsichten  in  Frage  kommen, 
obwohl  sie  offenbar  mit  deren  Möglichkeit  rechnet.  —  Jedenfalls  beweist  dieser 
Gang  der  Verhandlungen,  in  denen  von  Freunden  und  Gegnern  der  Vorlage 
jenen  drei  Hinsichten  nur  paradigmatischer  Charakter  beigemessen  wurde, 
dass  die  Wahl  des  Ausdruckes  „insbesondere"  nicht  auf  einen  Redaktionsfehler 
zurückzuführen  ist,  wofür  sich  Seydel  a.  a.  O.  auszusprechen  scheint. 

^^)  Anders  das  österreichische  Recht,  das  dem  Antragsteller  den  Nach- 
weis unbescholtener  Haltung  und  des  Besitzes  von  ausreichender  BUdung 
auferlegt.  Erlass  d.  Ministerrathspräsidiums  v.  31.  Dezember  1867  No.  3. 
Ulbrich  Bd.  2,  S.  164. 
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a.  Die  Konstatirung  des  Nichtbesitzes  der  für  den  Gewerbe- 
betrieb in  sittlicher  Hinsicht  erforderlichen  Zuverlässigkeit 
ist  i  ein  Urtheil  über  den  sittlichen  Gehalt  des  Antrag- 
stellers.^*) Dasselbe  wird  sich  meist  auf  ein  direktes  uner- 
laubtes Thun  des  Unternehmers  gründen;  häufig  kann  sich 
dessen  Handlung  jedoch  in  einem  negativen  Verhalten 
äussern,  etwa  wenn  der  Antragsteller  durch  Mangel  an 
Aufmerksamkeit  in  seinem  früheren  Gewerbebetriebe  das  Vor- 
kommen geschlechtlicher  Ausschweifungen  seitens  seines 
Personals  nicht  verhindert  hat.^^)  Eine  Aufzählung  der 
Fälle,  in  denen  ein  Mangel  in  dieser  Richtung  der  Zu- 
verlässigkeit anzunehmen,  ist  natürlich  nicht  möglich; 
zweifellos  handelt  es  sich  dabei  nicht  immer  um  Thatbe- 
stände,  die  ein  bestimmtes  Verbrechen  darstellen;  auch 
Handlungsweisen,  die  nur  eine  moralische  Verurtheilung 
rechtfertigen,  ohne  grade  unmittelbar  gegen  ein  Strafgesetz 
zu  Verstössen,  können  geeignet  sein,  das  Nichtvorhandensein 
der  sittlich  nothwendigen  Qualifikation  des  Unternehmers 
darzuthun.  Das  Urtheil  der  Behörde  kann  bereits  auf 
eine  einzelne  Thatsache  gegründet  sein;  möglicherweise 
ist  jedoch  auch  erst  eine  Mehrheit  von  Verfehlungen,  die 
ganz  vereinzelt  noch  nicht  hinreichen  würden,  die  Ent- 
scheidung zu  Ungunsten  des  Antragstellers  zu  bestimmen, 
geeignet,  seine  sittliche  Unzuverlässigkeit  zu  erweisen.^*)  — 
Der  Massstab,  mit  dem  die  Behörde  an  die  Beurtheilung 
der  Handlungen  des  Nachsuchenden  heranzutreten  hat, 
dürfte  bei  der  hohen  ethischen  Aufgabe  des  Theaters  kaum 
jemals  zu  streng  erscheinen ;  vielmehr  müsste  die  geringste, 
sich  als  unsittlich  qualifizirende  Handlungsweise  des 
Antragstellers  zur  Abweisung  seines  Gesuchs  führen. 

,S.  Der  fernere  Versagungsgrund,  das  Nichtvorhandensein  der 
Zuverlässigkeit  in  artistischer  Hinsicht  bezieht  sich  auf  die 
intellektuelle  Befähigung  des  Antragstellers,  ein  Schauspiel- 
untemehmen  zu  leiten.     Geschäftstüchtigkeit  kann  darunter 


1^;  Urth.  d.  Preuss.  O.-V.-G.  v.  23.  Mai  1877  (Entsch.  Bd.  2,  S.  306  fg.). 

15)  Urth.  d.  Preuss.  O.-V.-G.  v.  2.  JuU  1877  (Entsch.  Bd.  3,  S.  235  fg.). 

16)  Urth.  d.Bayr.V.-G-H.v.  24.  Sept.  1890.  (Sammlung  Bd.  12,  S  235). 
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nicht  mitverstanden  werden,  wie  freilich  bei  den  Reichs- 
tagsverhandlungen behauptet  wurde.  ^')  Denn  für  Geschäfts- 
tüchtigkeit, eine  von  jedem  Gewerbetreibenden,  gleichgiltig 
welcher  Art  sein  Gewerbe,  zu  prästirende  Eigenschaft, 
wäre  doch  der  Ausdruck  „Zuverlässigkeit  in  artistischer 
Hinsicht",  der  eine  künstlerische  Beziehung  voraussetzt, 
durchaus  unangemessen. 

Unter  der  artistischen  Zuverlässigkeit  wird  jedenfalls  auch 
Besitz  einer  ausreichenden  allgemeinwissenschaftlichen  Bildung 
mitverstanden  werden  müssen,^®)  da  ein  Schauspieluntemehmer, 
der  die  Strömungen  der  dramatischen  Literatur  nicht  voll 
zu  würdigen  verstände,  ein  Theater  nicht  im  Sinn  einer 
nationalen  Bildungsanstalt  führen  könnte.  Der  Umstand,  dass 
der  Antragsteller  selbst  Schauspieler,  würde  jedenfalls  nicht 
genügen,  ihm  ohne  weiteres  den  Besitz  der  artistischen  Zu- 
verlässigkeit beimessen  zu  dürfen.^®) 

Auch  hier  wird  die  Behörde    sich  am  passendsten  durch 
sachverständige  Gutachten  über   das  Vorhandensein  der  artist- 
ischen Zuverlässigkeit  unterrichten.^^) 
7.  Die  Versagung    auf  Grund  Nichtbesitzes    der  für  den  Ge- 
werbebetrieb  erforderlichen  finanziellen  Zuverlässigkeit    ist 
dann    geboten,    wenn    dem    Unternehmer    seiner    ganzen 
Persönlichkeit  nach  in  Bezug  auf  die  Erfüllung  pekuniärer 
Verpflichtungen  kein  Vertrauen   entgegengebracht  werden 
kann.^^)    Als  Umstände,  die  diese  Ueberzeugung  begründen, 
kommen    namentlich    die  frühere    geschäftliche  Thätigkeit 
des  Unternehmers,  durch  eigenes  Verschulden  verursachtes 
wirthschaftliches  Fiasko, ^^)  Kontraktbruch  gegenüber  seinen 
Schauspielern,    kurz    alles,    was    auf  einen    bei  ihm  vor- 

^'^)  Reichstagsverhandlungen.  4.  Leg.-Per.  III.  Session.  1880.  Sten. 
Ber.    S.  921. 

18)  Urth.  d.  Preuss.  O.-V.-G.  v.  9.  Juni  1877  (Entsch.  Bd.  3,  S.  315). 

1*)  Den  Beweis  erbringen  die  drastischen  Angaben  Lindau's,  Vorspiele 
auf  dem  Theater.     Dresden  und  Wien  1895.     S.  204. 

20)  Mugdan  §  32  n.  6. 

21)  Urth.  d.  Preuss.  O.-V.-G.  v.  5.  Juli  1894  (Entsch.  Bd.  27  S.  305  fg.). 

22)  Preuss.  Min.  ■  Zirkular  v.  5.  März  1893  (Min.  -  Bl.  f.  d.  inn.  Verw. 
1893  S.  104). 
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b.  Was  unter  den  polizeilichen  Anforderungen  des  zweiten 
Versagungsgrundes  zu  verstehen,  ist  bestritten.  Während 
Seydel  im  Anschluss  an  die  Rechtsprechung  des  preussischen 
Oberverwaltungsgerichts^^)  darunter  nur  Anforderungen  ge- 
werbepolizeilicher Art  subsumirt,^^)  rechnet  v.  Landmann 
polizeiliche  Anforderungen  jeder  Natur  dahin.^^)  Allein, 
obwohl  das  Gesetz  polizeiliche  Anforderungen  schlechthin 
erwähnt,  dürfte  dennoch  Seydel  beizustimmen  sein,  da 
die  G.  -  O.  im  Allgemeinen  nur  Bestimmungen  gewerbe- 
polizeilicher Art  trifft,  da,  wo  sie  also  von  polizeilichen 
Anforderungen  spricht,  präsumtiv  nur  solche,  die  in  das 
Gebiet  der  Gewerbepolizei  einschlagen,  im  Auge  haben 
dürfte.28) 

c.  Der  dritte  Versagungsgrund  verdankt  der  vom  Standpunkt  der 
Gesetzgebungspolitik  aus  durchaus  zu  billigenden  Erwägung, 
dass  die  möglichste  Einschränkung  des  Tingel-Tangelun- 
wesens  im  Interesse  der  Nation  liege,  seine  Entstehung.  ^^) 
Die  durch  ihn  der  Behörde  anvertraute  Entscheidung 
streift  bereits  die  Grenze  des  freien  Ermessens;  eine  absolute 
Willkür  ist  jedoch  dadurch  vermieden,  dass  die  Versagung 
der  Konzession  aus  diesem  Grunde  jedenfalls  dann  unzu- 
lässig  scheint,    wenn    die    angegangene  Behörde  für  den 


25)  Urlh.  d.  Preuss.  O.-V.-G.  v.  24.  Juni  1878  (Entsch.  Bd.  4,  S.  308). 

^)  Seydel,  Gewerbepolizei  S.  654.  Seine  Ausführungen  beziehen  sich 
allerdings  auf  §  33  G.-O.,  dessen  Bestimmungen  jedoch  in  dem  hier  fraglichen 
Punkt  mit  dem  Inhalt  des  §  33a.  übereinstimmen. 

27)  V.  Landmann  S.  281. 

28)  Wird  in  den  Räumen  des  Lokaltheaters  gleichzeitig  eine  Wirthschalt 
betrieben,  so  müssen  natürlich  auch  die  an  diese  gestellten  polizeilichen 
Anforderungen  erfüllt  sein. 

29)  Zutreffend  bemerken  die  Motive  des  jetzigen  §  33a,  G. -O:  „E.s 
handelt  sich  um  die  Herstellung  der  Möglichkeit,  dem  Unwesen  der  sog. 
Singspielhallen  (Tingel  -  Tangel  u.  s.  w.)  mit  Erfolg  entgegenzutreten.  Die 
Ausschreitungen  dieses  Gewerbebetriebes  werden  von  der  öftentlichen  Meinung 
und  in  der  Presse  zur  Genüge  und  mit  vollem  Recht  gebrandmarkt.  Sie  sind 
der  Moral  im  höchsten  Grade  schädlich  und  sie  bereiten  insbesondere  solchen 
Aufführungen  und  Vorstellungen,  bei  denen  ein  wirkliches  Interesse  der  Kunst 
oder  Wissenschaft  obwaltet,  eine  im  öffentlichen  Interesse  in  hohem  Grade 
unerwünschte  Konkurrenz." 
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Gemeindebezirk,    dem    der   Antragsteller  angehörig,  noch 
keine  gleichartige  Konzession  ertheilt  hat.^°) 
Auch    hier    berechtigt   und  verpflichtet    die  Behörde  das 
Vorliegen  eines  einzelnen  Versagungsgrundes  zur  Zurückweisung 
des  Konzessionsantrages.  ^^) 

IL  Die  Abweisung  des  Konzessionsgesuchs  darf  durch  die 
Behörde  nicht  deshalb  ausgesprochen  werden,   weil  bereits  ein 


^)  V.  Landmann  S.  282  stellt  diesen  Versagungsgrund  mit  der  durch 
§  33  G.-O.  der  Behörde  gegebenen  Ermächtigung,  die  Erlaubniss  zum  Wirth- 
schaftsbetriebe  vom  Nachweis  eines  vorhandenen  Bedürfnisses  abhängig  zu 
machen,  auf  eine  Linie.  Wie  der  abweichende  Wortlaut  im  §  33a.  G.  -  O. 
ergiebt,  wird  aber  hier  —  in  Uebereinstimmung  mit  der  in  der  vorigen  Note 
betonten  Absicht  des  Gesetzes  —  gar  kein  Bedürfniss  für  Errichtung  von 
Lokaltheatem  anerkannt.  Richtig  fasst  das  Verhältniss  dagegen  Biermann, 
Rechtszwang  zum  Kontrahiren,  Jahrbücher  für  Dogmatik.    Bd.  32,  S.  279. 

**)  Die  Aufstellung  persönlicher  Versagungsgründe  —  die  Ertheilung, 
der  Scbauspielkonzession  darf  nur  aus  solchen  Gründen  verweigert 
werden ,  während  bei  der  Versagung  der  Lokaltheaterkonzession  auch 
Gründe  andrer  Natur  in  Betracht  kommen—,  hat  zu  einer  für  die  Praxis 
äusserst  erheblichen  Kontroverse  darüber,  ob  die  Konzession  zum  Betriebe  der 
gedachten  Theatergewerbe  nur  physischen  oder  auch  juristischen  Personen 
verliehen  werden  darf,  geführt.  Die  Gerichtspraxis  hat  sich  wiederholt  gegen 
diese  Möglichkeit  ausgesprochen,  Urth.  d.  bayr.  V.-G.-H.  v.  25.  Januar  1881 
(Samml.  Bd.  2,  S.  514);  Urth.  des  preuss.  O.-V.-G.  v.  16.  September  1882 
(Entsch.  Bd.  9,  S.  286),  wesentlich  mit  der  Begründung,  dass  die  Konzessions- 
ertheüung  gewisse  persönliche  Eigenschaften  des  Theateruntemehmers  voraus- 
setze, eine  juristische  Person  aber  sich  nie  im  Besitz  persönlicher  Eigenschaften 
befinde  und  deshalb  auch  nicht  als  Konzessionsempfängerin  in  Betracht  komme. 
Gegen  diese  auch  von  v.  Landmann  S.  46,  236  akzeptirte  Ansicht  hat  sich  die 
wissenschaftliche  Literatur,  wie  Rehm,  Gewerbskonzession  S.  45  fg.;  Seydel, 
Gewerbepolizei  S.  583;  Ders.,  Der  Betrieb  konzessionspflichtiger  Gewerbe 
durch  juristische  Personen,  Annalen  des  Deutschen  Reichs  1882,  S.  620  fg.; 
Ders.,  Bayr,  Staatsrecht  Bd.  5,  S.  661  n.  2;  dann  aber  auch  der  Erlass  des 
württembergischen  Min.  d.  Inn.  v.  17.  Juni  1881  (Reger,  Entsch.  Bd  1,S.  349), 
sowie  der  Erlass  des  badischen  Min.  d.  Inn.  v.  20.  Juni  1885  (Reger,  Entsch. 
Bd.  6,  S.  165)  ausgesprochen,  weil  in  den  betreffenden  Fällen  nicht  das  Vor- 
handensein persönlicher  Eigenschaften  Voraussetzung  der  Konzessionsertheilung 
sei,  vielmehr  nur  ihre  Verweigerung  aus  gewissen  Gründen  persönlicher 
Natur,  die  aber  bei  nichtphysischen  Personen  begrifflich  ausgeschlossen  seien, 
erfolgen  dürfe.  —  Die  zutreffende  Entscheidung  dürfte  m.  E.  in  einem  ab- 
weichenden Resultat  gefunden  werden,  je  nachdem  die  Ertheilung  der  Kon- 
zession  seitens    einer  juristischen  Person  für  ein  Schauspieluntemehmen  oder 
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früherer  Antrag  des  gleichen  Unternehmers  wegen  Vorliegens  ge- 
setzlicher Versagungsgründe  zur  Ablehnung  gelangte.  Auch  wo 
dies  der  Fall,  darf  sich  die  Behörde  ihrer  Verpflichtung  zur  erneuten 
Prüfung  der  Thatsachen  nicht  entziehen,  da  sehr  wohl  denkbar 
ist,  dass  die  früher  als  vorhanden  angenommenen  Versagungs- 


den  Betrieb  eines  Lokaltheaters  nachgesucht  wird,    das   im    ersten   Fall   zur 
Ablehnung,  im  andern  dagegen  zur  Stattgabe  des  Antrags  führen  muss. 

Die  Differenz  wird  durch  die  verschiedene  Natur  der  in  beiden  Fällen 
aufgestellten  persönlichen  Versagungsgründe  veranlasst.  Die  Versagung  der 
Schauspielkonzession  stützt  sich  auf  das  Vorhandensein  eines  negativen 
Zustande s,  nämlich  das  Nichtvorhandensein  der  für  den  Gewerbebetrieb 
erforderlichen  artistischen  und  sittlichen  Zuverlässigkeit:  dieser  negative  Zu- 
stand ist  für  die  juristische  Person,  die  niemals  positiv  im  Besitz  der  erforderlichen 
artistischen  imd  sittlichen  Zuverlässigkeit  sein  kann,  stets  gegeben;  der  blosse 
Umstand,  dass  die  eine  Schauspielkonzession  nachsuchende  AntragsteUerin 
eine  juristische  Person,  bildet  mithin  bereits  die  Thatsache,  auf  welche  die 
Behörde  ihre  Ueberzeugung,  dass  die  Antragstellerin  die  zu  dem  beabsichtigten 
Gewerbebetriebe  erforderliche  Zuverlässigkeit  nicht  besitzt,  ausreichend  stützt.  — 
Die  Versagung  der  Konzession  zum  Betriebe  eines  Lokaltheaters  setzt  dagegen 
das  Vorhandensein  einer  positiven  Erwartung  voraus,  die  Annahme 
nämlich,  dass  die  beabsichtigten  Vorstellungen  den  Gesetzen  oder  guten  Sitten 
zuwiderlaufen  werden.  Wird  man  auch  mit  der  modernen  Entwicklung  die 
Deliktsfahigkeit  juristischer  Personen  bis  zu  einem  gewissen  Grade  anzuerkennen 
haben,  so  schliesst  dieser  Umstand  doch  noch  nicht  in  sich,  dass  man 
juristischen  Personen  gegenüber  sogar  bis  zur  Annahme  künftiger  Delikts- 
begehung gelangen  dürfte.  Im  letzten  Grund  sind  ja  doch  die  Delikte  jurist- 
ischer Personen  Rechtswidrigkeiten,  die  der  jeweiligen  Zusammensetzung 
der  juristischen  Person  ihre  Entstehung  verdanken,  die  deshalb,  weil  die 
jeweiligen  Mitglieder  den  als  Handlung  der  Korporation  unzulässigen 
Rechtsakt  ins  Leben  riefen,  begangen  wurden.  Die  Zusammensetzung  einer 
juristischen  Person  ist  jedoch  dem  Wechsel  unterworfen  und  damit  auch  die 
Möglichkeit  der  Deliktsbegehung  durch  sie  keine  stabile,  sondern  ebenfalls 
ständiger  Verschiebung  ausgesetzt,  so  dass  die  Erwartung  künftiger  Delikts- 
begehung, die  dem  Einzelindividuum  gegenüber  durchaus  am  Platze  sein  kann, 
einer  Korporation  gegenüber  schlechterdings  ausgeschlossen  ist.  Auch  dem 
Antrag  der  juristischen  Person  auf  Konzessionsertheilung  zum  Betriebe  eines 
Lokaltheaters  kann  deshalb  die  Behörde  nie  das  Vorhandensein  des  positiven 
Versagungsgrundes  entgegensetzen;  die  absolute  Unzulässigkeit  der  Konzes- 
sioniruÄg  von  Korporationen  darf  daher  für  diesen  Fall  nicht  behauptet  werden. 
Mit  Recht  bezeichnet  Seydel,  Gewerbepolizeirecht  S.  623,  dies  Resultat 
als  höchst  unerfreulich.  Da  hiemach  eine  juristische  Person  bezüglich  einer 
Schauspielunternehmung   vom    Empfang    der   Konzession    ausgeschlossen,    ist 
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gründe  in  der  Zwischenzeit  in  Fortfall  gekommen  sind,  nun- 
mehr mithin  keine  Veranlassung  zur  Abweisung  des  gestellten 
Antrages  geben  würden.  An  diesem  Grundsatz  müsste  selbst 
dann  festgehalten  werden,  wenn  die  Versagung  auf  Grund  der 
mangelnden  sittlichen  Zuverlässigkeit  des  Schauspielunternehmers 
erfolgte,    sobald    er   den  Nachweis  versuchen  würde,  dass  die 


der  legale  Betrieb  dieses  Gewerbes  durch  Aktiengesellschaften  oder  sonstige 
Korporationen  des  Privatrechts  —  die  des  öffentlichen  Rechts  werden  meist 
keiner  Konzession  bedürfen,  da  ihre  Unternehmungen  regelmässig  nicht  als 
Gewerbebetrieb  erscheinen  dürften,  vgl.  S.  17  —  unmöglich,  obwohl 
grade  derartige  Rechtssubjekte  am  leichtesten  die  für  ein  solches  Unternehmen 
erforderlichen  Mittel  aufzubringen  im  Stande  wären.  Was  für  ein  Motiv  den 
Gesetzgeber  zum  Erlass  dieser,  der  „Entwicklung  des  modernen  wirthschafi- 
liehen  Lebens  schnurstracks  entgegenlaufenden  Bestimmung*  bewogen  hat, 
lässt  sich  allerdings  kaum  ermitteln,  da  §  45  G.-O.  genügende  Garantie  dafür 
bieten  würde,  dass  der  seitens  der  juristischen  Person  zur  Ausübung  des 
Betriebes  gestellte  Vertreter  stets  diejenige  persönliche  Eignung,  die  in  gleichem 
Fall  von  einem  physischen  Betriebsunternehmer  gesetzlich  erfordert  würde, 
besässe.  Mit  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  der  Praxis,  die  bereits  jetzt  zur 
ständigen  Uebertretung  der  gesetzlichen  Vorschrift  gefuhrt  hat,  wäre  daher 
dringend  eine  Revision  der  G.-O.  erforderlich,  die  den  Betrieb  der  Schauspicl- 
untemehmungen  auch  juristischen  Personen  uneingeschränkt  freigäbe,  sobald 
bereits  die  Antragstellung  durch  einen  persönlich  genügend  qualifizirten  Ver- 
treter, d.  h.  eine  Person,  die  in  sittlicher  und  artistischer  Hinsicht  bei  der 
zuständigen  Behörde  nicht  die  Ueberzeugung  vom  Nichtbesitz  der  erforderlichen 
Zuverlässigkeit  zu  begründen  vermöchte,  erfolgt.  Nach  dem  jetzigen  Stand 
dsr  Gesetzgebung  wäre  ein  derartiges  Vorgehen  unzulässig,  da  der  im  §  45 
G.-O.  erwähnte  Vertreter  nur  einen  Stellvertreter  in  der  Ausübung  eines  be- 
reits genehmigten  Gewerbes  bezeichnet,  Berger  S.  56;  v.  Landmann  S.  382, 
dessen  Funktionen  sich  demnach  nicht  auf  die  Befugniss,  durch  seinen  Antrag 
erst  die  Genehmigung  zum  Betrieb  der  von  ihm  vertretenen  juristischen  Person 
herbeizuführen,  erstrecken.  —  Dass  auch  das  von  v.  Landmann  S.  261 
vorgeschlagene  Auskunftsmittel,  wonach  ein  Angestellter  oder  Mitglied  der 
Korporation  die  Konzession  für  seine  Person  nachsuchen  und  sich  der  Korpo- 
ration durch  Privatvertrag  für  den  Fall  der  Auflösung  seines  Dienst-  oder 
Mitgliedschaftsverhältnisses  zur  Niederlegung  der  Konzession  verpflichten  solle, 
den  jetzigen  Zustand  nur  wenig  erträglicher  machen  würde,  leuchtet  ohne 
weiteres  ein. 

Das  Konzessionsgesuch  einer  juristischen  Person  des  Auslandes  könnte 
femer,  soweit  das  im  Bezirk  der  angegangenen  Behörde  herrschende  Landes- 
recht deren  Gewerbebetrieb  ausschliesst,  zur  Abweisung  gelangen.  §  12  G.-O  al.  1. 

Im  Anschluss  hieran  mag  noch    darauf   hingewiesen  werden,  dass  die 
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Ueberzeugung  oder  Annahme  der  Behörde  von  der  Existenz 
oder  Erwartung  sittlicher  Verfehlungen  auf  irrthümlich  für 
erwiesen  erachteten  Thatsachen  beruht  habe.  Das  Ermittlungs- 
verfahren der  Behörde  bezieht  sich  eben  immer  nur  auf  die  Zeit 
seiner  Vornahme;  seine  Resultate  sind  einem  erneuten  Antrag 
gegenüber   ohne   präjudizirende   Wirkung.  ^^)      Die   Versagung 


sonstige  Ausländerqualität  des  Antragstellers,  dessen  Alter  oder  Geschlecht  an 
sich  keinen  Konzessionsversagungsgrund  bilden.     Die  zwei  ersten  Punkte  er- 
geben sich  aus  der  allgemeinen  Fassung  des  §  1  G.-O.     v.  Landmann  S.  45, 
47,    die    Unerheblichkeit    des    Geschlechts    folgt  aus  §  11  G.-O.     Durch  die 
polizeiliche  Genehmigung  zum  Gewerbebetrieb    sind  indessen  die  landesrecht- 
liehen    Vorschriften    über    die   Verbindlichkeit    der   von    den    Minderjährigen 
im  Gewerbebetriebe    eingegangenen  Verpflichtungen  nicht  beseitigt,    v.  Land- 
mann S.  101,  Motive  zum  Entwurf  eines  bürg.  Oes.-Bchs.  Bd.  1,  S.   141  fg., 
ebensowenig   die   landesrechtlich    für   den    selbständigen  Gewerbebetrieb  von 
Ehefrauen  erforderliche  ehemännliche  Genehmigung,   Berger  S.   10.     Allgemein 
hat  jedoch    die  G.  •  O.  den  Gew-erbefrauen   in  Betreff  ihrer  Erwerbsgeschäfte 
die  Berufung  auf  die  sog.  beneficia  muliebria  abgeschnitten.  —  Das  Auftreten 
von  Frauen,  sog.  Prinzipaiinnen,  ist  in  der  deutschen  Theatergeschichte  schon 
Ausgangs  des  17.  Jhdts.  nachweisbar,  Devrient  Bd.  1,  S.  312.     In  Frankreich 
war  dagegen  den  Frauen  durch  den  heut  aufgehobenen  art.  5  des  kgl.  Erlasses 
über  die  Provinzialtheatcr  v.  8.  Dezember  1824  die  Leitung  von  Theateruntemeh- 
mungen  untersagt,  ein  Verbot,  das  nach  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  72  gegründet 
war  »sur  des  raisons  de  convenance  .  .  (um)  de  preserver  la  discipUne  des  troupes 
de    tous  les  dangers    qu'elle  pourrait  courir  dans  la  main  des  femmes^!  — 
Weniger  liberal  als  das  deutsche  Gewerberecht  ist  das  österreichische  bezüglich 
des  Theaterbetriebes   durch   Ausländer,    da   nach   dem   n.    13   zitirten  Erlass 
die  Unternehmer   von   Singspielhalien    die  Eigenschaft   österreichischer  Staats- 
bürger besitzen  müssen. 

Die  Konzession  zum  Betrieb  eines  Theatergewerbes  muss  bezw.  darf 
endlich  auch  denjenigen  Personen  des  Soldaten-  und  Beamtenstandes  sowie 
deren  Angehörigen  versagt  werden,  für  die  reichsrechtlich  oder  landesgesetzlich 
ein  entsprechendes  Gewerbebetriebsverbot  besteht.  G.-O,  §  12  al.  2.  Am 
wichtigsten  sind  hiernach  §  43  ReichsmUitairgesetz  v.  2.  Mal  1874,  §  16  Reichs- 
beamtengesetz V.  31.  März  1873,  §  19  Preuss.  G.-O.  v.  17.  Januar  1845 
und  die  weitem  bei  v.  Landmann  S.  104  aufgeführten  Bestimmungen. 

32)  Urth.  des  preuss.  O.-V.-G.  v.  25.  Juni  1879  (Entsch.  Bd.  5,  S.  292  fg.). 
Urth.  des  bayr.  V.-G.-H.  v.  13.  Juni  1889  und  v.  19.  Februar  1890  (Samml. 
Bd.  11,  S.  262;  Bd.  12,  S.  72.)  —  Dass  es  sich  in  den  konkreten  Fällen  um 
die  Versagung  der  Schankkonzession  handelte,  ist  für  die  Ausdehnung  des  in 
diesen  Entscheidungen  ausgesprochenen  Prinzips  auf  die  Theaterkonzession 
unerheblich. 
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der  Konzession,  die  sich  nicht  auf  einen  der  materiellen  gesetz- 
lichen Versagungsgründe ,  sondern  den  formellen  Umstand 
stützte,  dass  früher  einmal  materielle  Versagungsgründe  der 
Konzessionsertheilung  entgegengestanden  hätten,  wäre  daher 
ungesetzlich. 

Darin  würde  auch  der  Umstand,  dass  die  frühere  Ver- 
sagung im  Instanzenzuge  rechtskräftig  geworden,  dass  also 
res  iudicata  vorläge,  keine  Aenderung  herbeiführen.  Denn  auch 
dann  wäre  immer  nur  festgestellt,  dass  in  einem  gewissen  früheren 
Zeitpunkt  die  Voraussetzungen  für  Versagung  des  Konzessions- 
gesuchs vorgelegen  hätten,  jedoch  darüber,  ob  dies  auch  in 
einem  späterem  Zeitpunkt  der  Fall,  nichts  entschieden.  Eine 
allgemeine  Negirung  des  Grundsatzes  der  Rechtskraft  ergangener 
Urtheile  für  das  Gebiet  der  Verwaltungsrechtspflege  wäre  jedoch 
hieraus  nicht  herzuleiten.  Denn  die  Wirkung  der  Rechtskraft 
macht  sich  nur  zu  Ungunsten  der  an  dem  Verfahren  als  Partei 
Betheiligten  geltend.  Partei  bildet  aber,  wenn  es  sich  um  die 
Regelung  von  Gesuchen  um  polizeiliche  Konzessionen  handelt, 
nur  der  Antragsteller,  da  nur  sein  Verhältniss  durch  das  er- 
gehende Urtheil  bestimmt  werden  soll,  mag  auch  die  Behörde, 
formell  ebenfalls  als  Trägerin  einer  Parteirolle  erscheinen.  ^^)  Von 
einer  Wirkung  der  Rechtskraft  könnte  daher  nur  bezüglich 
des  Antragstellers  gesprochen  werden,  die  aber  auch  für  ihn 
entfallt,  da  die  von  ihm  erstrebte  Aenderung  des  älteren  Urtheils 
nicht  gegen  ein  ihm  durch  dasselbe  zuertheiltes  Recht  Verstössen 
würde,  mithin  für  ihn  ohne  Nachtheil  wäre. 

III.  Als  Versagung  der  Konzession  ist  auch  diejenige 
Konzessionsertheilung  aufzufassen,  die  einen  andern,  als  den 
vom  Antragsteller  nachgesuchten  Inhalt  besitzt.**)  Ein  der- 
artiger Vorgang  widerspräche  dem  Wesen  des  Konzessions- 
systems, das  dem  Theaterunternehmer,  sofern  der  Ertheilung 
nicht  gesetzliche  Versagungsgründe  entgegenstehen,  den  Empfang 


•^^)  Hierzu  sind  namentlich  die  treffenden  Ausführungen  von  Otto  Mayer, 
Verwaltungsrecht  Bd,  1,  S.  181,  196  fg.  über  den  Begriff  der  einseitigen 
Rechtspflege  zu  vergleichen. 

34)  Urth.  d.  bayr.  V.-G.-H.  v.  18.  Dezember  1889  (Samml.  11,  S.  543). 
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einer  inhaltlich  nach  seinem,  nicht  nach  dem  Belieben  der  Be- 
hörde gestalteten  Genehmigung  garantirt.  Eine  im  Widerspruch 
mit  diesem  Grundsatz  ertheilte  Konzession  wäre  daher  ein 
aliud  als  die  vom  Antragsteller  geforderte  Leistung,  keine  solutio 
des  ihm  zustehenden  Anspruchs.  —  Das  Recht  des  Antrag- 
stellers, auf  Ertheilung  der  Konzession  in  der  von  ihm  gewünschten 
Form  zu  bestehen,  erlischt  indess  durch  sein  negatives  Verhalten 
gegenüber  dem  willkürlichen  Vorgehen  der  Behörde,  aus  dem, 
wie  bereits  früher  ausgeführt  wurde,  auf  eine  nachträgliche 
Modifikation  seines  Antrages  geschlossen  werden  muss.^^) 

IV.  Aus  der  Verpflichtung  der  Behörde,  das  Konzessions- 
gesuch genehmigend  oder  versagend  zu  bescheiden,  folgt 
natürlich  nicht,  dass  jede  während  des  Konzessionsverfahrens 
ergehende  behördliche  Verfügung  bereits  eine  in  diesem  Sinn 
gehaltene  Disposition  enthalten  müsse.  Die  Behörde  ist  viel- 
mehr durchaus  befugt,  durch  unverbindliche  Vorbescheide 
den  Antragsteller  zu  Aufklärungen  über  sein  Gesuch  aufzu- 
fordern, von  deren  binnen  angemessener  Frist,  erfolgten  Ab- 
gabe dann  die  Entscheidung  über  das  Gesuch  abhängig  zu 
machen  ist.^^) 

Binnen  welcher  Zeit  die  Behörde  sich  über  das  an  sie 
gestellte  Gesuch  schlüssig  zu  machen  habe,  ist  gesetzlich  nicht 
bestimmt:  bei  der  Schwierigkeit  des  in  Betracht  kommenden 
Ermittlungsverfahrens  liesse  sich  auch  kaum  ein  allen  Eventu- 
alitäten gerecht  werdender  Termin  dafür  normiren.  Zögert  die 
Behörde  nach  Ansicht  des  Antragstellers  mit  der  Bescheidung, 
ohne  dazu  durch  besondere  Umstände  veranlasst  zu  sein,  so 
sjteht  ihm  wohl  allgemein  landesrechtlich  das  Recht  zur  Be- 
schwerdeführung bei  der  nach  der  Dienstinstruktion  vorgesetzten 
Behörde  zu.^^) 


^)  Vgl.  S.  55.  —  Nach  O.  Mayer,  a.  a.  O.  S.  305  wäre  die 
Konzession  nur  bis  zum  Ausspruch  ihrer  Ungültigkeit  durch  die  höhere  Behörde 
rechtswirksam. 

3ö)  Eine  Beweispflicht  des  Antragstellers  existirt  nur  sehr  beschränkt. 
Vgl.  S.  57. 

37)  Seydel,  Gewerbepolizeirecht  S.  622  fg. 
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V.  Gegen  den  die  Konzession  zum  Betrieb  der  Theater- 
untemehmung  versagenden  oder  im  Widerspruch  mit  dem 
Gesuch  nur  bedingt  gestattenden  Bescheid  der  Behörde  steht 
dem  sich  beschwert  fühlenden  Antragsteller  das  Rechtsmittel 
des  Rekurses  an  die  nächsthöhere  Behörde  zu,  der  binnen 
14  Tagen  seit  Eröffnung  des  Bescheides,  unter  Angabe  von 
Gründen,'®)  eingelegt  sein  muss.*®)  Rekursverfahren  und  Rekurs- 
behörden sind  landesgesetzlich  bestimmt;  die  G. -O.  normirt 
nur  die  allgemeinsten  Grundzüge  für  das  Verfahren.*^) 


^)  Ein  ohne  Beifügung  von  Gründen  eingelegter  Rekurs  ist  rechtlich 
bedeutungslos.  Urth  des  bayr.  V.-G.-H.  vom  9.  Dezember  1879  (SammIg. 
Bd.  1.  S.  12), 

W)  G.-O.  §  40.  Abweichend  von  §  195  C.  P.-O.  wird  hier  der  Tag, 
auf  welchen  das  Ereigniss  fallt,  nach  dem  sich  der  Anfang  der  Frist  richtet, 
in  die  Frist  eingerechnet.  Berger  S.  18.  Andrer  Ansicht  v.  Landmann  S.  168.  Fällt 
der  letzte  Tag  der  Frist  auf  einen  Sonn-  oder  Feiertag,  so  dürfte,  übereinstimmend 
mit  dem  sonst  in  neueren  Gesetzen  üblichen  Grundsatz,  der  Ablauf  der  Frist 
erst  mit  Ablauf  des  nächstfolgenden  Wochentags  anzunehmen  sein.  Seydel 
S.  620  fg. 

^)  G.-O.  §  20  fg.  —  Lieber  die  grundsätzliche  Bedeutung  dieser  Be- 
stimmungen Haenel,  Staatsrecht,  Bd.  1,  S.  756. 

In  den  grösseren  Gliedstaaten  fungiren  als  Rekursinstanz  gegen  die  Ver- 
sagung: 

Bundesstaat:         der  Schauspielkonzession :  der  Lokaltheaterkonzession : 

Preussen.         Oberverwaltungsgericht  gemäss  §  118    Bezirksausschuss  gemäss 
Zuständigkeitsgesetz  v.  I.August  1883.  V.-O.  v.  31  Dez.  1883  §-1. 
Bayern.  Kreisregierung  gemäss  §  2  Vollz.  V.-O.  v.  29.  März  1892. 

Sachsen.  Ministerium  des  Innern  Kreishauptmannschaft 

gemäss  §  19  Ausf.  V.-O.  z.  G.-O.  v.  28.  März  1892. 
Württemberg.  Ministerium  des  Innern  Kreisregierun^ 

gemäss  lit  D  Ziffer  2,  4  der  V.-O.  v.  19.  Juni  187^ 
Baden.  Ministerium  des  Innern  gemäss  §  37  der  V.-O.  v.  31.  August  1884, 

Hessen.  Provinzialausschuss,  von  dort  weiterer  Rekurs  an  das  Ministerium 

des  Innern  gemäss  Art. '48  III   Ziff.   12   und  Art.  98  al.  2    der 
Kreis-   und  Provinzialordnung    v.    l2.  Juni  1874  und    §§  1,  6 
Vollz.  V.-O.  V.  17.  November  1883. 
Oldenburg.       Kollegialabtheilung    für  Gewerbesachen    des    Staatsministeriums 

gemäss  Ausf.  V.-O.  z.  G.-O.  v.   14.  Januar  1884. 
Elsasss-Lothringen.  Kaiserl.  Rath.  Bezirksrath. 

gemäss  §§  13,  24,  25  Einf.  V.-O.  v.  24.  Dezember  1888. 
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§  9.     Die   rechtlicJie   Gestaltung  des   kanzessianirten 
Theater  gewer  bebetriebes. 

I.  Der  Inhalt  der  Konzession  ist  während  des  Gewerbe- 
betriebes keinerlei  Einschränkungen  seitens  der  Behörde  unter- 
worfen^), gleichgültig,  ob  der  Konzessionirte  von  seiner  Kon- 
zession sofort  vollen  Gebrauch  macht,  oder  seinen  Betrieb 
zunächst  nur  auf  gewisse  Darstellungskategorieen  beschränkt 
und  erst  allmählig  auch  auf  andere  ausdehnt.^) 

II.  Andererseits  ist  aber  auch  der  Unternehmer  an  die 
Grenzen  seiner  Konzession  gebunden;  der  Schauspieluntemehmer 
darf  seinen  Betrieb  nicht  auf  Darstellungskategorieen  ausdehnen, 
die  über  den  Inhalt  seiner  Konzession  hinausgehen^);  der  Unter- 
nehmer eines  Lokaltheaters  ist  nicht  zur  Aufführung  von  Dar- 
stellungen, denen  ein  höheres  Interesse  der  Kunst  beiwohnt, 
ermächtigt.*) 

III.  Der  konzessionirte  Theateruntemehmer  kann  für  die 
Ausübung  seines  Gewerbebetriebes  einen  Stellvertreter  bestellen, 
der  nach  §  45  G.-O.  „den  für  das  in  Rede  stehende  Gewerbe 
insbesondere  vorgeschriebenen  Erfordernissen  genügen"  muss. 
Der  gesetzliche  Wortlaut  gestattet  eine  doppelte  Auffassung: 

a)  Die  ältere  Ansicht  verstand  unter  den  „vorgeschriebenen 
Erfordernissen"  die  formellen  Erfordernisse  des  Gewerbe- 
betriebes und  erachtete  danach  die  Stellvertretung,  im 
Theatergewerbe  nur  für  zulässig,  wenn  auch  der  Stell- 
vertreter sich  im  Besitz  einer  Schauspielkonzession  befand.*) 


1)  Gluth  S.  632.  Urth.  d.  Preuss.  O.-V.-G.  v.  7.  Juni  1879.  (Entsch. 
Bd.  5,  S.  286  fg.)  u.  V.  11.  Juni  1881  (Reger,  Enlsch.  Bd.  1,  S.  75). 

2)  Dalloz  No.  48.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  l,  S.  101.  O.  Mayer,  Ver- 
waltungsrecht Bd.  1,  S.  293. 

3)  §  32  al.  IS.-O.:  „Dieselbe  (Erlaubniss)  gilt  nur  für  das  bei  Ertheilung 
der  Erlaubniss  bezeichnete  Unternehmen.  Zum  Betriebe  eines  anderen  oder  eines 
wesentlich  veränderten  Unternehmens  bedarf  es  einer  neuen  Erlaubniss." 

4)  §  33a  al.  1,  Satz  1  S.-O. 

ö)  Urth.  d.  Preuss.  G.-Tr.  v.  16.  Mai  1876  u.  v.40.  April  1878(Oppen- 
hofif,  Die  Rechtsprechung  des  Kgl.  Gb.-Tribunals  Bd.  17,  S.  347  u.  Bd.  19, 
S.  210).  Urth.  d.  G.-A.-G.  Dresden  v.  15.  Januar  1877  (Stenglein  Z.  S. 
Bd.  7.  S.  241). 
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b)  In  neuerer  Zeit  wird  jedoch  nach  dem  Vorgang  des  Reichs- 
gerichts*) der  Ausdruck  dahin  verstanden,  dass  der  Stell- 
vertreter die  gleichen  persönlichen  Eigenschaften,  die  vom 
Gewerbetreibenden  gefordert  woirden,  besitzen  müsse,  ohne 
dass  seine  eigene  Konzessionirung  nothwendig  sei.') 
Die  zweite  Auffassung  dürfte  die  zutreffende  sein,  da  die 
G.-O.  da,  wo  sie  eine  Antheilnahme  der  Behörde  bei  der  Be- 
stellung eines  Stellvertreters  erfordert,  dies  durch  ausdrückliche 
Normirung  hervorhebt.®) 

Der  Stellvertreter  im  Schauspielgewerbe  muss  daher  die 
gleiche  Zuverlässigkeit  in  sittlicher  und  artistischer  Beziehung, 
wie  der  Schauspielunternehmer,  besitzen,  der  Stellvertreter  im 
Betriebe  eines  Lokaltheaters  darf  eben  so  wenig,  wie  der  be- 
stellende Konzessionsinhaber,  der  Vermuthung,  dass  die  von 
ihm  veranstalteten  Darstellungen  den  Gesetzen  oder  guten  Sitten 
zuwiderlaufen  würden,  Raum  lassen.  Ob  dies  thatsächlich  der 
Fall,  wird  durch  keine  behördliche  Untersuchung  festgestellt®); 
vielmehr  bleibt  es  dem  Unternehmer,  den  ja  unter  Umständen 
die  strafrechtliche  Haftung  für  die  gesetzv^drigen  Handlungen 
seines  Stellvertreters  trifft,  eventuell  auch  Verlust  der  Konzession 
bedroht,  überlassen, ^^  sich  von  der  persönlichen  Eignung  des- 
selben zu  überzeugen. 

Vom  theatergewerbepolizeilichen  Standpunkt  dürfte  diese 
Regelung  des  Vertretungsverhältnisses  kaum  befriedigen,^^)  da 
sie  gerade  das  leitende  Prinzip,  den  Betrieb  der  Theatergewerbe 
nicht  jedem  Beliebigen  anheim  zu  geben,  materiell  ausser 
Wirksamkeit  setzt,  indem  bei  der  Freiheit  des  Unternehmers 
in  der  Wahl  des  Vertreters  der  Bestellung    ungeeigneter  Stell- 


ö)  Urth.  d.  Reichsger.  v.  20.  Mai  1880  (Entsch.  Strf.-Sach.  Bd.  1,  S.  434). 

7)  Scydel,  Gewerbepolizeirecht  S.  582.  Löning  S.  489.  Urth.  d.  Preuss 
O-V.-G.  V.  21.  November  1885  und  24.  Februar  1890  (Entsch.  Bd.  12,  S.  341; 
Bd.  19,  S.  326).  Urth.  d.  bayr.  V.  -  G.  -  H.  vom  20.  März  1883  (Samml. 
Bd.  4,  S.  372). 

8)  So  im  §  47  G.-O. 

9)  V,  Landmann  S.  385. 

10)  Gemäss  §  151  G.-O.     v.  Landmann  S.  1122. 

11)  Das  ältere  französische  Theaterrecht  Hess  daher  überhaupt  keine 
Vertretung  im  Betriebe  der  Theatergewerbe  zu.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.35. 
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Vertreter  an  sich  nichts  im  Wege  steht.  Allerdings  hat  die 
Praxis  den  Polizeibehörden  die  Befugniss  eingeräumt,  die  Be- 
seitigung ungeeigneter  Stellvertreter  mittelst  polizeilichen  Zwanges 
zu  betreiben.**)  Allein  abgesehen  von  der  gesetzlich  nicht 
bedenkenfreien  Grundlage  eines  solchen  Verfahrens  —  immerhin 
kann  ein  polizeiliches  Einschreiten  erst  erfolgen,  nachdem  der 
Vertreter  Proben  seiner  persönlichen  Ungeeignetheit  gegeben, 
die  Theaterleitung  auch  thatsächlich  in  einer  sittlich  oder  artistisch 
unzuverlässigen  Weise  geführt  hat,  also  gerade  die  Folgen  ein- 
getreten sind,  die  durch  das  Erfordemiss  der  Konzession  aus- 
geschlossen sein  sollen.  Angemessener  würde  daher  der  Be- 
stellung des  Stellvertreters  eine  behördliche  Untersuchung 
seiner  persönlichen  Befähigung  vorauszugehen  haben,  von  deren 
Ergebniss  die  Zulässigkeit  seiner  Bestellung  abhängig  ge- 
macht sein  müsste,  ein  Verfahren,  wie  es  die  G.-O.  bei 
andern,  in  ihrer  ethischen  Bedeutung  dem  Betriebe  der  Theater- 
untemehmungen  durchaus  nachstehenden  Gewerben  jetzt  schon 
vorgesehen  hat.") 

IV.  Ausgeschlossen  ist  eine  Verwerthung  der  Theater- 
konzession durch  deren  Zession  auf  eine  andere  Person,  deren 
Uebertragung  quoad  ius,  nicht  quoad  exercitium,  wie  bei  Be- 
stellung eines  Stellvertreters.  Die  Unzulässigkeit  der  Zession 
ist  nicht,  wie  Jellinek  behauptet,  aus  dem  öffentlichen  Charakter 
des  durch  die  Konzessionsertheilung  entstandenen  Rechts  abzu- 
leiten,^*) der  eine  Privatdisposition  nicht  allgemein  unmöglich 
machen  würde;'*)  sie  folgt  vielmehr  aus  dem  persönlichen 
Charakter  der  Konzession,  die  ein  auschliesslich  auf  die  Person 
des  Antragstellers  beschränktes  Recht  begründet.*')     Dass  dies 


^  PreiLss.  Min.  -  Reskript  v.  24.  Februar  1882  und  v.  15.  Mai  1884 
(Min.-Bl.  f.  d.  inn.  Verw.  1882  S.  650.  1884  S.  329).  Württemb.  Min.- Verf. 
V.  9.  November  1883  §  46.     Bad.  VoUz.-V.  v.  23.  Dezember  1883  §  75. 

^  Nämlich  für  die  §§  34,  36  G.  •  O.  aufgezählten  Gewerbe  gemäss 
§  47  G.-O. 

1*)  JelUnek  S.  53. 

Iß)  O.  Mayer,  Verwaltungsrecht  Bd.  1,  S.  293. 

1*)  V.  Landmann  S.  236.  G.  Meyer,  Schauspielunternehmungen  S.  522. 
Zorn,  Staatsrecht,  Bd.  2,  S.  143. 
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der  Fall,  wird  zwar  nicht  ausdrücklich  in  der  G.-O.  hervor- 
gehoben, kann  aber  keinem  Zweifel  unterliegen,  da  die  Ertheilung 
der  Konzession  nur  beim  Nichtvorhandensein  bestimmter  Ver- 
sagungsgründe, die  theilweise  die  persönliche  Qualifikation  des 
Antragstellers  betreffen,  erfolgt,  also  von  vornherein  von  dessen 
Persönlichkeit  abhängig  gemacht  ist,  woraus  sich  dann  von  selbst 
ihre  untrennbare  Verbindung  mit  seiner  Person  ergiebt.  Für 
diejenigen  Autoren,  die  aus  der  Konzessionsertheilung  über- 
haupt kein  Recht  hervorgehen  lassen,^')  wird  die  Unmöglichkeit 
einer  Zession  der  Konzession  noch  durch  den  Mangel  der 
Existenz  eines  übertragbaren  Rechts  begründet. 

Ein  als  Konzessionsabtretung  bezeichnetes  Abkommen 
wird  deshalb  als  eine  unter  der  Bedingung,  dass  dem  Erwerber 
die  entsprechende  Konzession  zu  Theil  werde,  erfolgte  Zession 
des  Theatergewerbes  erachtet  werden  müssen. 

V.  Das  örtliche  Geltungsgebiet  der  Theaterkonzession  ist 
verschieden,  je  nachdem  sie  sich  auf  ein  Schauspieluntemehmen 
oder  einen  Lokaltheaterbetrieb  bezieht. 

Die  letztere  ist  begrifflich  an  eine  bestimmte,  für  ihre 
Ausübung  allein  in  Betracht  kommende  Betriebsstätte  gebunden. 
Jede  Veränderung  oder  Verlegung  der  Betriebsstätte  nöthigt 
daher  den  Inhaber  der  Lokaltheaterkonzession,  eine  neue  Kon- 
zession nachzusuchen,  da  er  auf  Grund  seiner  alten  Konzession 
das  Gewerbe  an  der  geänderten  oder  verlegten  Betriebsstätte 
nicht  betreiben  dürfte.^*) 

Für  den  Schauspielunternehmer  wird  dagegen  der  Wechsel 
der  Betriebsstätte  erst  dann  rechtserheblich,  wenn  seine  Vor- 
nahme als  wesentliche  Veränderung  des  konzessionirten  Unter- 
nehmens erscheint.  Eine  bloss  bauliche  Veränderung  kann 
jedenfalls  nicht  dahin  gerechnet  werden;^*)  ebensowenig  wohl 
auch  eine  Verlegung   innerhalb    desselben  Gemeindebezirks.  ^) 


1*0  Vgl.  S.  46. 

18)  V.  Landmann  S.  266  fg.,  282. 

1^)  Selbstverständlich  muss  auch  das  neue  Lokal  den  aus  allgemein 
polizeilichen .  Gründen  aufgestellten  Forderungen  genügen. 

^  V.  Landmann  S.  238.  —  Auch  die  Hinzunahme  einer  zweiten  Be- 
triebsstätte würde  gewerblich  keine  wesentliche  Veränderung  des  Unternehmens 
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Dagegen  würde  durch  eine  ausserhalb  des  Gemeindebezirks 
erfolgende  Verlegung  der  Betriebsstätte  2*)  das  Unternehmen 
eine  wesentliche  Veränderung  erleiden,  die  dessen  Weiterbetrieb 
auf  Grund  der  alten  Konzession  ausschlösse.^^) 

§  10.    Fortfall  der  Konzession. 

I.  Das  durch  Ertheilung  der  Konzession  begründete 
subjektiv  -  öffentliche  Recht  des  Konzessionirten  komqit  beim 
Eintritt  bestimmter  Voraussetzungen  wieder  in  Fortfall.  Je 
nachdem  der  Untergang  des  durch  die  Konzessionsertheilung 
erzeugten  Rechts,  wofür  wir  kürzer  —  in  Uebereinstimmung 
mit  dem  nicht  korrekten  Sprachgebrauch  —  Fortfall  der  Kon- 
zession sagen  werden,  durch  behördliches  Vorgehen  oder  andere 
Umstände  veranlasst  ist,  lassen  sich  Zurücknahme  und 
Erlöschen  der  Konzession  unterscheiden. 

IL  Der  Fortfall  der  Konzession  ist  ein  rechtsauthebendes 
Faktum,   er    beseitigt  den   Anspruch  des  Theateruntemehmers, 


darstellen,  sofern  auf  beiden  Bühnen  die  gleichen,  dem  Konzessionsinhalt  ent- 
sprechenden Darstellungskategorieen  zur  Aufführung  kämen.  Anders  im  Auf- 
führungsrecht, vgl.  §  38. 

^^)  Die  Veranstaltung  von  Gastspielreisen  —  unter  Beibehaltung  der 
Betriebsstätte  —  würde  nicht  dahin  gehören  sondern  unter  den  nach  §  42 
G.-O.  zulässigen  ambulanten  Geschäftsbetrieb  fallen.  —  Gleichzustellen  wäre 
der  Betrieb  von  Sommertheatern,  den  die  Motive  zur  Novelle  von  1883  aus- 
drücklich vom  Gewerbebetriebe  im  Umherziehen  ausnehmen. 

22)  Die  frühere  Fassung  der  G.  •  O.  liess  es  zweifelhaft,  ob  die  Schau- 
spiel untemehmungskonzession  für  den  ganzen  Umfang  des  Reichs  oder  nur 
den  Bezirk  der  konzessionirenden  Behörde  gelten  sollte.  Für  die  Erstreckung 
auf  ganz  Deutschland  lUing,  Die  deutsche  Gewerbeordnung.  3.  Aufl.  Berlin  1891. 
§  32.  G.  Meyer,  Schauspielunternehmungen  S.  522.  Mugdan  §  32  n.  4. 
Seydel ,  Gewerbepolizeirecht  S.  649,  ferner  preuss.  Min.  -  Verf.  v.  24.  No- 
vember 1871  und  V.  5.  März  1893.  (Min.  •  Bl.  f.d.  inn.  Verw.  1871  S.  345; 
1893  S.  104).  Sachs.  Min.-Erl.  v.  20.  März  1?89  (Fischer,  Zeitschrift  Bd.  10, 
S.  198).  —  Für  die  Erstreckung  auf  den  Bezirk  der  konzessionirenden  Be- 
hörde Berger  S.  32.  Schenkel,  Die  deutsche  Gewerbeordnung.  Tauberbischofs- 
heim 1884.  S.  15.  Bad.  Vollz.-V.-O.  v.  23.  Dezember  1883  §  40,  al  3.  Wohl 
auch  die  bayrische  Praxis.  Leuthold,  Schaustellungen,  Rechtslexikon  3.  Aufl. 
Leipzig,  1881.  Bd.  3  S.  540. 
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in  seinem  Betriebe  nicht  durch  gewerbepolizeiliche  Verbote  ge- 
hindert zu  werden,  und  raubt  ihm  damit  den  ihm  bis  dahin  vor 
Nichtkonzessionirten  zustehenden  Vorzug.^)  Diese  juristische 
Bedeutung  des  Konzessionsfortfalls  ist  jedoch  nicht  allgemein 
anerkannt:  Schriftsteller,  die  durch  die  Ertheilung  der  Konzession 
ein  Recht  des  Antragstellers  nicht  entstehen  lassen,  können 
natürlich  auch  ihrem  Fortfall  keinen  rechtsvemichtenden  Cha- 
rakter beimessen,  ohne  dann  aber  das  Verschwinden  des  vor- 
her dem  Konzessionirten  innewohnenden  Vorzugs  genügend 
erklären  zu  können. 

III.  Der  Fortfall  der  Konzession  beseitigt  nur  das  konkrete, 
durch  ihre  Ertheilung  entstandene  Recht,  beschränkt  jedoch 
nicht  die  natürliche  Fähigkeit  des  konzessionirt  Gewesenen  zur 
erneuten  Antragstellung.  Die  Versagung  der  Konzession  darf 
auch  dann  nur  auf  die  gesetzlichen  Versagungsgründe,  nicht 
auf  den  früheren  Fortfall  der  Konzession,  soweit  es  sich  dabei 
um  seinen  rein  formellen  Charakter  als  Verwaltungsakt 
handelt,  gestützt  werden.^) 

rv.  Erlöschen  und  Zurücknahme  der  Konzession  sind  in 
der  G.-O.  nicht  gleichmässig  behandelt,  insofern  die  Erlöschungs- 
gründe keine  erschöpfende  Aufzählung  gefunden  haben,  während 
die  angeführten  Zurücknahmegründe  deren  sämmtliche  Möglich- 
keiten enthalten.  Veranlasst  ist  diese  Abweichung  durch  den 
Umstand,  dass  die  Erlöschungsgründe  mit  den  allgemein  Rechte 
authebenden  Gründen  identisch  sind,  die  Zurücknahmegründe 
dagegen  einen  Aufhebungsmodus  darstellen,  der,  dem  durch 
Konzession  erzeugten  Recht  eigenthümlich,  einer  umfassenden 
Regelung  bedurfte,  um  seine  willkürliche  Anwendung  durch 
die  Behörde  auszuschliessen. 

Im  allgemeinen  steht  der  Behörde  kein  Recht  zur  Zurück- 
nahme der  Konzession  zu,  ein  Grundsatz,  den  §  40  G.-O.  für  alle 
genehmigungspflichtigen  Gewerbe  normirt. 

§  II,    Die  Zurücknahme  der  Konzession. 

I.  Die  Zurücknahme  der  Konzession  lässt  sich  als  das 
formelle   und    materielle  Gegenbild   zur   Konzessionsertheilung 

1)  Vgl.  s.  47. 

2)  Vgl.  S.  65  ff. 
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bezeichnen,  während  das  Erlöschen  ihr  nur  materiell  entspricht. 
Die  Zurücknahme  der  Konzession  setzt,  wie  deren  Ertheilung, 
einen  verwaltüngsrechtlichen  Akt,  ein  behördliches  Verfahren 
voraus,  dessen  Abschlüss  hier  wie  bei  der  Ertheilung  materiell 
rechtliche  Wirkungen  äussert;  das  Erlöschen  der  Konzession 
hat  zwar  die  gleiche  Wirkung,  erfolgt  aber  mit  dem  Eintritt 
der  Authebungsgründe  ipso  iure. 

II.  Die  Zurücknahme  trägt  meist,  indess  nicht  nothwendig, 
pönalen  Charakter,  da  ihr  Ausspruch  unter  Umständen  auch 
ohne  Verschulden  des  Konzessionsinhabers  erfolgen  kann. 

Die    Zurücknahmegründe    sind    für   Schauspielkonzession 
und  Lokaltheaterkonzession  verschieden: 
a.  Die  Zurücknahme  der  Schauspielkonzession  ist  zulässig: 
1.  „Wenn  die  Unrichtigkeit  der  Nachweise  dargethan  wird, 
auf  Grund  deren  die  Erlaubniss  ertheilt  wurde ".^) 

Ob  die  Unrichtigkeit  auf  ein  Verschulden  des  Gesuch- 
stellers zurückgeht,  dem  durch  Vorlegung  gefälschter  Zeugnisse 
u.  s.  w.  die  Behörde  über  seinen  Mangel  an  Mitteln  oder  seine 
UnZuverlässigkeit  zu  täuschen  gelang,  oder  ob  sie  nicht  durch 
seine  eigene  Thätigkeit  veranlasst  wurde,  ist  für  die  Zurücknahme- 
befugniss  der  Behörde  unerheblich;*'*)  nothwendig  ist  dagegen, 
dass  die  Unrichtigkeit  nicht  nur  wahrscheinlich,  sondern  zur 
Evidenz  nachweisbar,^  und  dass  es  sich  um  solche  Nachweise 
handelt,  denen  die  Behörde  für  die  Bildung  ihrer  Ueberzeugung 
über  die  Qualifikation  des  Antragstellers  entscheidende  Bedeutung 
beimass.*)  Endlich  steht  nur  die  Unrichtigkeit  der  Nachweise, 
nicht  das  Zutreffen  der  aus  ihnen  gezogenen  Folgerungen  in 
Frage:  die  Zurücknahme  darf  deshalb  nicht  ausgesprochen 
werden,  wenn  die  thatsächlich  richtigen  Nachweise  in 
Wahrheit    ungeeignet   waren,    bei    der  Behörde  die  Ueber- 


1)     §  53  al.  1,  2  G.-O. 

^  Urth,  d.  preuss.  O.  -  V.  -  G.  vom  2.  Juni  1886  (Reger,  Entsch. 
Bd.  7,  S.  188). 

8)  V.  Landmann  S.  424. 

4)  Urth.  d.  preuss.  O.-V.-G.  v.  13.  Mai  1878  (Entsch.  Bd.  4,  S.  289). 
Urth.  d.  bayr.  V.-G.-H.  v.  20.  Februar  1889  (Samml.  Bd.  10,  S.   382). 
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Zeugung    vom    Nichtvorhandensein    eines    Versagungsgrundes 
hervorzurufen.^) 

2.    „Wenn    aus    Handlungen    oder    Unterlassungen    des 
Inhabers  der  Mangel  derjenigen  Eigenschaften,  welche  bei 
der    Ertheilung    der    Erlaubniss   vorausgesetzt    werden 
mussten,  klar  erhellt."^ 
Dem  Unternehmer  wird  damit  die  Verpflichtung  auferlegt, 
auch  während  des  Betriebes  selbst   denjenigen  Grad   sittlicher, 
artistischer  und  finanzieller  Zuverlässigkeit  aufzuweisen,  dessen 
Nichtvorhandensein  im  Moment    der   Antragstellung   die    Ver- 
sagung der  Konzession  zur  Folge  gehabt  hätte.*)     Auch   hier 


5)  Urth.  d.  preuss.  O.-V.-G.  v.  20.  Oktober  1887  (Entsch.  Bd.  15,  S.  355). 

6)  §  53  al.  2  G.-O. 

'^)  Der  Wortlaut  der  Bestimmung  schliesst  freilich  nicht  aus,  dieselbe 
auch  auf  Handlungen  und  Unterlassungen,  die  in  der  Zeit  vor  der  Kon- 
zessionsertheilung  liegen,  zu  beziehen.  Ohne  durchschlagende  Gründe  ist 
jedoch  die  entgegengesetzte  Ansicht  die  herrschende  geworden.  Urth.  d. 
preuss.  O.-V.-G.  v.  10.  Februar  1879  und  13.  Dezember  1883  (Entsch.  Bd.  4, 
S.  314;  Bd.  5,  S.  266).  Urth.  d.  bayr.  V.-G.-H.  v.  20.  Februar  1889  (Samml. 
Bd.  10,  S.  382).  —  Als  eine  zur  Konzessionszurücknahme  berechtigende 
Handlung  kann  auch  die  schuldhafte  Bestellung  deines  ungeeigneten  Stellver- 
treters erscheinen,  v.  Landmann  S.  1122.  Unrichtig  bezieht  dieser  jedoch 
auch  die  §  151  G.-O.  ausgesprochene  Möglichkeit  der  Konzessionsentziehung 
auf  die  Theatergewerbe.  Der  zitirte  §  droht  dem  Inhaber  einer  Gewerbe- 
genehmigung in  zwei  Fällen  deren  Verlust  an: 

1.  Wenn  mit  Vorwissen  des  verfügungsfähigen  Genehmigungsinhabers  dessen 
Stellvertreter  bei  Ausübung  des  Gewerbes  eine  polizeiliche  Vorschrift 
übertritt,  an  deren  Uebertretung  der  Verlust  der  Konzession,  Approbation 
oder  Bestallung  geknüpft  ist. 

2.  Wenn  eine  solche  Uebertretung  ohne  Vorwissen  des  Genehmigungsin- 
habers begangen  wurde  und  dieser  den  Stellvertreter  dann  nicht  entlässt. 

Die  Voraussetzung  für  diese  Fälle  der  Konzessionszurücknahme  bildet 
die  Möglichkeit,  die  Befolgung  polizeilicher  Vorschriften  bei  Konzessionsverlust 
zu  gebieten.  Eine  solche  Möglichkeit  besteht  aber  den  Schauspiel-  und 
Lokaltheaterunternehmungen  gegenüber  nicht,  für  welche  §§  33a,  53  erschöplend 
die  Zurücknahmefälle  aufzählen,  ohne  einer  solchen  Möglichkeit  zu  gedenken. 
Allerdings  dürAe  die  Behörde  einem  Schauspieluntemehmer  die  Aufführung 
unsittlicher  Theaterstücke  untersagen  und  ihm  für  den  Fall  des  Ungehorsams 
der  Erzielung  eines  grösseren  Effekts  wegen  die  Entziehung  der  Konzession 
androhen.  Träte  dann  thatsächlich  die  Konzessionszurücknahme  ein,  so  könnte 
der  Vorgang,  äusserlich  betrachtet,  als  Anwendung  des  §  151  G.-O.  erscheinen. 
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bedarf  es  eines  mit  zwingender  Kraft  geführten  Beweises  für 
die  Unzulänglichkeit  des  Konzessionsinhabers,®)  die  jedenfalls 
nicht  auf  uribedeutende  Verfehlungen  gestützt  werden  darf.^) 
b.  Die  Zurücknahme  der  Lokaltheaterkonzession  ist  nur  zu- 
lässig, 
„wenn  gegen  den  Inhaber  Thatsachen  vorliegen,  welche  die 
Annahme  rechtfertigen,  dass  die  beabsichtigten  Veranstaltungen 
den  Gesetzen  oder  guten  Sitten  zuwiderlaufen  werden.  "^^) 

Auch  hier  darf  also  die  Zurücknahme  erfolgen,  wenn  die 
Person  des  Konzessionsinhabers  nicht  auch  während  des  Be- 
triebes fortgesetzt  die  gleiche  moralische  Garantie  für  dessen 
zulässige  Gestaltung  bietet,  wie  bei  dessen  Eröffnung.  ^^) 

Keinen  Zurücknahmegrund  bildet  dagegen  die  Verlegung 
oder  Veränderung  des  Betriebslokals,  mit  deren  Vornahme  der 
Unternehmer  freilich  von  der  Ausübung  des  Gewerbebetriebes 
ausgeschlossen  wäre,^^  bis  er  durch  Wiederaufnahme  des  Be- 
triebes im  gleichen,  den  bei  Konzessionsertheilung  gestellten 
gewerbepolizeilichen  Erfordernissen  wieder  genügenden  Lokal 
den  alten  Zustand  aufs  neue  hergestellt  hätte.  ^^) 


In  Wahrheit  dürfte  die  Zurücknahme  aber  nicht  wegen  Uebertretung  der 
Polizeivorschrift  erfolgen,  sondern  nur  aus  §  53  al.  2  G.-O.  ausgesprochen 
werden,  weil  die  Aufführung  unsittlicher  Stücke  den  Mangel  der  erforderlichen 
sittlichen  Zuverlässigkeit  des  Unternehmers  darthun  würde.  Die  umgekehrte 
Ansicht  würde  die  Unternehmer  der  vollsten  Willkür  der  Behörde  preisgeben,, 
die  ja  dann  nach  freiem  Ermessen  die  Uebertretung  jeder  von  ihr  ausgehendea 
Vorschrift  gewerbepolizeilichen  oder  allgemeinpolizeilichen  Inhalts  zum  Zurück- 
nahmegrund  stempeln  könnte.  Wo  der  Behörde  eine  solche  Befugniss  that* 
sächlich  eingeräumt  ist,  kommt  es  nach  in  der  G.-O.  klar  zum  Ausdruck.  Sa 
erwähnt  z.  B.  §§  36,  38  G.-O.  'die  Geltung  besonderer  landesrechtlicher  Vor- 
schriften, deren  Nichtbeachtung  dann  natürlich  auch  als  Zurücknahmegrund  der 
Genehmigung  des  Gewerbebetriebes  erscheinen  kann.  Für  die  Theatergewerbe 
trifft  das  jedoch  nicht  zu,  soweit  sie  nach  dem  Konzessionssystem  betrieben 
werden.     Andres  gilt  freilich  für  die  Strassenaufiührung,  vgl.  §  14. 

8)  Urth.    d.    bayr.  V.-G.-H.   v.  7.  Januar  1880  (Samml.  Bd.   1,  S.  73)- 

ö)  Selbstverwaltung  1892  S.  280.  —  Eine  Konzessionszurücknahme 
gemäss  §  14  Berliner  Th.-O.  ist  durch  die  G.-O.  unmöglich  geworden. 

W)  §  33a  al.  2  G.-O. 

11)  Bezüglich  ungeeigneter  Vertreter  gilt  das  S.  73  Ausgeführte. 

1^  V.  Landmann  S.  283. 

13)  O.Mayer,  Ven^'altungsrecht  S.  295  n.  12.  Urth.  d.  preuss.  O.-V.-G. 
V.  30.  Dezember  1881  (Entsch.  Bd.  8,  S.  278). 
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III.  Was  für  Behörden  die  Kompetenz  zur  Vornahme 
des  Zurücknahmeverfahrens  besitzen ,  bestimmt  sich  nach 
Landesrecht;  desgleichen  das  Rekursverfahren,  für  dessen 
Regelung  das  zu  §  8  V  Bemerkte  gilt,^*)  und  mit  dessen 
Erledigung  die  Zurücknahme  erst  ihre  Wirksamkeit  entfaltet.  ^^) 

IV.  Die  Vornahme  der  Zurücknahme  ist  ein  freier  Akt 
der  Staatsgewalt,  auf  dessen  Vorsichgehen  Niemand  ein  sub- 
jektives Recht  hat  und  der  deshalb  auch  dem  freien  Belieben 
der  zuständigen  Behörde  trotz  Vorliegens  eines  Zurücknahme- 
grundes unterbleiben  kann.^^)  Im  Gegensatz  zur  Konzessions- 
ertheilung,  für  die  das  Legalprinzip  herrscht,  ist  für  die 
Konzessionsentziehung    das    Opportunitätsprinzip    statuirt , 


^^)  §  54  G.-O.    In  den  grösseren  Bundesstaaten  sind  für  die  Konzessions- 
zurücknahme zuständig  bezw.  Rekursinstanz : 

Preussen:  Zurücknahme:  Bezirksausschuss  gemäss  §§  119,  120  Zuständigkeits- 
gesetz V.  1.  August  18S3, 
Rekurs :  Oberverwaltungsgericht  gemäss  §§  82,  83,  93  Landes- 

verwaltungsgesetz V.  30.  Juli   1883. 
Bayern :  Zurücknahme :  Distrikts  Verwaltungsbehörde  ^geraäss§§  1 3,24Vollz.-V.'0. 
Rekurs:  Kreisregierung  jz.  G.-O.  v.  29.  März  1892. 

Sachsen:  Zurücknahme:  Kreishauptmannschaft  |  gemäss  §39  Ausf.-V.-O. 

Rekurs:  Ministerium  des  Innern        J      v.  28.  März  1892. 

Württemberg :  Zurücknahme :  Kreisregierung   gemäss    §    52    Min.  -  Verf.    vom 

9.  November  1883, 
Rekurs:  Verwaltungsgerichtshot   gemäss    art.  14,    60  fg. 

Ges.   vom  16.  Dezember  1876. 
Baden :  Zurücknahme :  Bczirksrath  gemäss  §80  Vollz.  V.-O.  v.  23.  Dezember  1883, 
Rekurs:  Ministerium    des     Innern    gemäss    §    37    V.  -  O.   vom 

31.  August  1884. 

u  ^    ••  1      u         r,      •     •  1  u  \  gemäss  art  98.  21,  art.  111 

Hessen:  Zurücknahme:  Provmzialausschuss         I    ,    «      „    .  t^      . 

„  ,  »*•  .  *    •       j  1  j  T    *•    }  *!•  3.     Kreis-  u.  Provmzial- 

Rekurs:.  Mimstenum  d.  Inn.  u.  d.  Justiz  I        ,  ,^   ,     .^ , 

)     Ordnung  v.  12.  Juni  1874. 

Oldenburg:  Zurücknahme:  die     untere    Verwaltungsbehörde     im  \ 

Herzogthum,  die  höhere Verwaltungs-I   .     f  v  o 

behörde  in  den  Fürstenthümern        >        ,  1   » 

/    V.  14.  Ja- 
Rekurs:  KoUegialabtheilung  für  Gewerbesachen  1  .^oa 
,      o            .  .                                       I  "uar 1884. 
des  Staatsmmistenums                        / 

Elsass-Lothringcn :  Zurücknahme:  Bezirkspräsident i  gemäss  §§  16,  24Einf.-V.-0. 

Rekurs:  Kaiserl.  Rath      )     v,  24.  Dezember  1888. 

1^)  V.  Landmann  S.  430. 

^*)  V.  Landmann  S.  417. 

Opet,  Theaterrecht.  G 
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eine  Abweichung,  gegen  die  sich  die  ernstesten  Bedenken  nicht 
unterdrücken  lassen,  da  sie  die  behördliche  Willkür,  deren 
Beseitigung  doch  das  Konzessionssystem  anstrebt,  auf  einem 
Umweg  wieder  einführt.  Allerdings  kann  ein  freies  Ermessen, 
das  sich  nur  in  der  Möglichkeit  beliebiger  Zurücknahme  einer 
ertheilten  Konzession  bethätigt,  nicht  so  verderblich  wirken, 
als  wenn  ihm  auch  die  beliebige  Entscheidung  über  Konzessions- 
anträge eingeräumt  wäre;  allein  die  Rechtssicherheit  leidet 
offenbar  auch  schon  darunter,  dass  eine  Behörde  nach  Gut- 
dünken gegen  gewisse  Theaterunternehmer  mit  der  vollen 
Gesetzesstrenge  vorgeht,  andere  dagegen,  trotzdem  sie  sich 
gleiche  oder  noch  härtere  Verfehlungen  zu  schulden  kommen 
lassen,  unbehelligt  in  der  Ausübung  ihrer  Konzession  belässt. 
Mit  Rücksicht  auf  die  nationale  Bedeutung  des  Theaters  ist  es 
jedoch  für  jeden  Staatsangehörigen  von  erheblichstem  Interesse, 
dass  der  Betrieb  eines  so  wichtigen  Instituts  nicht  in  einer 
an  sich  zur  Konzessionszumcknahme  ermächtigenden  Weise  er- 
folgt. Wo  daher  die  Staatsgewalt,  trotz  Vorliegens  von  Zurück- 
nahmegründen ,  die  Einleitung  des  Zurücknahmeverfahrens 
unterlässt,  dürfte ampassendsteneinePopular klage  einzuräumen 
sein,  die  einem  Jeden  ermöglichen  würde,  die  Beseitigung  eines 
sich  mit  den  gesetzlichen  Bestimmungen  in  Widerspruch 
setzenden  und  damit  das  nationale  Leben  gefährdenden  Theater- 
betriebes herbeizuführen.^^ 

§  12.     Das  Erlöschen  der  Konzession. 

I.  Die  Gründe,  aus  denen  ipso  iure  der  Fortfall  der  Kon- 
zession eintritt,  sind,  von  einer  Ausnahme  abgesehen,  für 
Schauspieluntemehmen  und  Lokaltheater  identisch.  Da  es  sich 
hier  um  allgemeine  Gründe  handelt,  die  überhaupt  als  rechts- 
beseitigend  in    Frage  kommen,    so    bedürfen    nur   diejenigen, 


1'')  Zur  Aufstellung  eines  ähnlichen  Postulats  gelangt  auch  Savits, 
Bericht  über  die  Resultate  u.  s.  w.  S.  19,  indem  er  für  die  „Deutsche  Bühnen- 
genossenschaft" das  Recht  zur  Klageerhebung  auf  Konzessionszurücknahme 
gegen  unwürdige  Bühnenleiter  fordert.  Allein  solange  die  Deutsche  Bühnen- 
genossenschaft ein  rein  privater  Verband,  könnte  natürlich  von  einer  ihr  speziell 
einzuräumenden  Klagebefugniss  keine  Rede  sein. 
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bei  denen  die  G.-O.  Besonderheiten  statuirt,  eingehenderer  Be- 
sprechung. 

II.  Durchaus  nach  'allgemeinen  Regeln  sind  die  durch 
Eintritt  von  Resolutivbedingung  oder  dies  ad  quem  herbeige- 
führten Fälle  der  Konzessionserlöschung  zu  beurtheilen.^) 

III.  Das  gleiche  müsste  an  sich  vom  Verzicht  gelten,^ 
der  auch  von  zahlreichen  Autoren  ^  als  Konzessionserlöschungs- 
grund  aufgeführt  wird,  dem  jedoch  von  anderer  Seite  diese 
Wirkung,  —  ja  seine  Zulässigkeit  überhaupt  entschieden  be- 
stritten wird.^)  Die  Entscheidung  hängt  auch  hier  ausschliesslich 
von  der  Beantwortung  der  Vorfrage  ab,  welch*  rechtlichen 
Charakter  das  durch  die  Konzession  entstandene  Verhältniss 
besitzt.*)  Erblickt  man  darin  lediglich  die  Wiederherstellung 
der  natürlichen  Bethätigungsfreiheit,  so  kann  natürlich  von  einem 
Verzicht  auf  die  Konzession  keine  Rede  sein,  da  ein  Verzicht 
die  Existenz  eines  Rechts  voraussetzt.  Begründet  dagegen,  wie 
oben  ausgeführt  wurde,*)  die  Konzession  ein  subjektives  Recht 
für  den  Konzessionirten,  so  hat  dessen  Verzichtserklärung  die 
Wirkung  einer  Aufhebung  dieses  subjektiven  Rechts. 

Die  Differenz  dieser  Ansichten  ist  jedoch  nicht  nur  theo- 
retisch bedeutsam,  sondern  auch  praktisch  von  weittragenden 
Folgen.  Durch  die  Leugnung  einer  Zulässigkeit  des  Verzicht 
als  Erlöschungsgrund  der  Konzession  wird  dem  Konzessionirten 
in  gewissem  Umfang  ein  character  indelebilis  aufgeprägt;  denn 
wenn  er  auch  noch  so  bestimmt  die  Erklärung  seines  Verzichts 
auf  die  ihm  ertheilte  Konzession  abgäbe,  so  stände  ihm  nichts 
im  Wege,  jeder  Zeit  wieder  den  Betrieb  des  konzessionspflich- 
tigen    Gewerbes    ohne    neue    Genehmigung   von    frischem    zu 


1)  Ueber  deren  Möglichkeit,  trotz  §  40  G.-O,  vgl.  S.  51. 

2)  Dem  Wesen  des  subjektiven  Rechts  ist  die  Verzichtsmöglichkeit 
immanent.     Schuppe,  Subjektives  Recht  S.  45,  137. 

*)  G.  Meyer,  Verwaltungsrecht  Bd.  1,  S.  81.  v.  Landmann  S.  403. 
Rehm,  Gewerbskonzession  S.  78. 

*)  O.Mayer,  Verwaltungsrecht  Bd.  1,  S.  118  n.  25.  Seydel,  Gewerbe- 
polizeirecht S.  637. 

^)  Das  hebt  O.  Mayer  a.  a.  O.  S.  302  n.  23  gut  hervor. 

8)  Vgl.  S.  47. 

G* 
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beginnen,  da  der  Verzicht  eben  als  eine  rechtlich  bedeutungslose 
Thatsache  zu  erachten  wäre.  Umgekehrt  steht  nach  unserer 
Ansicht,  die  durch  den  Verzicht  das  durch  die  Konzession 
begründete  subjektive  Recht  untergehen  lässt,  der  Verzichtende, 
der  später  dasselbe  Gewerbe  wieder  zu  betreiben  beabsichtigt, 
mit  demjenigen,  der  noch  keine  Konzession  besessen,  durchaus 
auf  einer  Linie,  indem  beide  ohne  Unterschied  der  Einholung 
der  Konzession  benöthigen.  Je  nach  dem  einen  oder  anderen 
Standpunkt  schliesst  femer  die  Abgabe  eines  Verzichts  das 
Stattfinden  eines  Zurücknahmeverfahrens  aus  oder  lässt  ein 
solches  auch  trotzdem  zu,  gestattet  oder  verbietet  den  Ueber- 
gang  der  Konzession  auf  Wittwe  oder  minderjährige  Erben  des 
Verzichtleisters.'') 

Die  Form,  in  welcher  der  Verzicht  zu  erfolgen  hat,  be- 
stimmt sich  nach  Landesrecht;  im  Allgemeinen  wird  wohl  eine 
jeden  Zweifel  über  ihren  Inhalt  ausschliessende  Erklärung  des 
Konzessionirten  an  die  zur  Zeit  für  die  Konzessionsertheilung 
zuständige  Behörde  ausreichen,  die  mit  Rücksicht  auf  die  Natur 
des  aufgegebenen  Rechts  keiner  Annahme  bedarf.^ 

IV.  Die  Konzession  erlischt  femer  durch  den  Tod  des 
Konzessionirten  bezw.,  wenn  eine  juristische  Person  als  Inhaberin 
der  Konzession  in  Betracht  kommt,  mit  deren  Untergang.  Eine 
Vererbung  oder  legatweise  Zuwendung  der  Konzession  ist  mit 
Rücksicht  auf  den  persönlichen  Charakter  des  durch  sie  be- 
gründeten subjektiven  Rechts  ausgeschlossen;  eine  trotzdem 
erfolgte  letztwillige  Verfügung,  in  welcher  der  Erblasser  den 
Uebergang  der  Konzession  auf  einen  Erben  oder  Vermächtniss- 
nehmer  anordnet,  könnte  deshalb  im  allgemeinen  nur  von  einer 


'')  Für  die  Steuerpflichl  wäre  dagegen  die  Verzichtleistung  unter  Um- 
ständen unerheblich,  wie  Seydel  a.  a.  O.  S.  637  n.  1  mit  Recht  gegen  ein 
Urth.  des  bayr.  V.-G.-H.  v.  2.  Oktober  1880  (Samml.  Bd.  2  S.  146)  ausführt. 

^)  Umgekehrt  nahm  die  französische  Jurisprudenz  für  den  Staat  das 
Recht  in  Anspruch,  die  Wirksamkeit  des  Verzichts  von  seiner  besonderen 
Zustimmung  abhängig  zu  machen,  Vivien  et  Blanc  S.  168,  eine  Konsequenz 
der  völlig  anders  gearteten  Natur  der  Konzession  des  französischen  Theater- 
rechts. Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  78.  Rosmini  No.  28.  Unsichere 
Resultate  würde  die  Annahme  eines  duCch  konkludente  Handlungen  erfolgenden 
Verzichts  ergeben,     v.  Landmann  S.  403. 
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Zuwendung    des    durch    den    konzessionirten    Gewerbebetrieb 
repräsentirten  Vermögensbestandtheils  verstanden  werden. 

Trotz  Todes  des  Konzessionsinhabers  findet  in  drei  Fällen 
ein  Erlöschen  der  Theaterkonzession  nicht  statt:*) 

a.  Der  Betrieb  des  konzessionirt  gewesenen  Gewerbes  darf 
zu  Gunsten  der  hereditas  jacens^^  bis  zur  endgültigen 
Nachlassregulirung  fortgeführt  werden. 

b.  Das  gleiche  gilt  zu  Gunsten  der  Wittwe  des  Konzessions- 
inhabers bis  zu  ihrer  Wiederverheirathung^*)  und 

c.  zu  Gunsten  der  minderjährigen  Erben  des  Konzessions- 
inhabers bis  zum  Eintritt  der  Majorennität.^^) 

Doch  ist  die  Fortführung  des  Betriebes  stets  von  der 
Bestellung  eines  Stellvertreters  abhängig,  dessen  Eignung  der  des 
inter  vivos  ernannten  Vertreters  entsprechen  muss.^*) 

Schwierigkeiten  verursacht  die  juristische  Konstruktion 
dieser  drei  Ausnahmefalle.  —  Vollkommen  unzutreffend  ist  die 
Annahme  einer  Vererbung  des  dem  fortgefallenen  Konzessions- 
inhaber zuständig  gewesenen  subjektiven  Rechts;")  denn  diese 
Theorie  wlirde  nur  die  Fortführung  der  Konzession  zu  Gunsten 
der  minderjährigen  Erben  und  der  hereditas  jacens  erklären, 
dagegen  keinen  Aufschluss  geben,   weshalb    auch  die  Wittwe, 


«)  §  46  G.-O. 

^^)  Entsprechend  isi  wohl  das  Legat  ante  diem  venientem  zu  be- 
handeln. 

1*)  Später  wieder  eingetretene  Verwittwung  Hesse  die  einmal  erloschene 
Konzession  nicht  wieder  autleben.  —  Natürlich  wäre  die  Wittwe  nicht  ver- 
hindert, von  vornherein  selbst  die  Konzessionirung  nachzusuchen.  Urth.  d. 
preuss.  O.-V.-G.  v.  2.  Dezember  1886.     (Entsch.  Bd.   14,  S.  315). 

12)  Beim  Vorhandensein  mehrerer  minderjähriger  Erben  endet  die  Fort- 
führung mit  Eintritt  des  spätesten  Grossjährigkeitstermins.  v.  Landmann  S.  390. 
Fraglich  ist  jedoch,  ob  das  Gewerbe  bis  zu  diesem  Zeitpunkt  zu  Gunsten 
sämmtlicher  Erben,  auch  der  bereits  grossjährig  gewordenen,  betrieben  werden 
soll,  oder  ob  Akkreszenz  des  ledig  gewordenen  Antheils  der  Konzession  an 
den  noch  minderjährigen  stattfindet.  —  Verwandschaft  der  Erben  mit  dem 
Erblasser  muss  nicht  vorliegen. 

13)  Vgl.  S.  72  fg. 

1-^)  Dafür  Jellinek,  Subjektive  Rechte  S.  327.  LöningS.  17.  Rehm  S.  46. 
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die  doch  nicht  nothwendig  Erbin  ihres  Gatten  sein  muss,^^) 
als  Konzessionsfortführerin  erschiene.  —  Den  Schwierigkeiten 
entginge  man  auch  nicht  durch  die  Annahme,  dass  die  Fort- 
führung der  Konzession  sich  als  eine Neuertheilung  qualifizire, 
die  durch  die  Staatsgewalt  mit  Rücksicht  auf  den  präsumtiven 
Willen  der  Interessenten  ohne  deren  besonderen  Antrag  als 
geschehen  fingirt  werde.  Eine  Rechtszuwendung  dieser  Art 
wäre  schon  durch  den  eigenthümlichen  Charakter  des  mittelst 
Konzessions  entstehenden  subjektiven  Rechts  ausgeschlossen, 
das  doch  gerade  begrififlich  nur  nach  Vornahme  einer  ausdrück- 
lichen Willensaktion  des  Interessenten,  die  sich  eben  in  der 
Antragstellung  bethätigt,  zur  Existenz  gelangt.  ^^)  Dem  Wesen 
des  Konzessionssystems  widerspräche  femer,  dass  die  Neu- 
ertheilung als  zeitlich  limitirte  erfolgte,  während  doch  begrifflich 
die  Beifügung  eines  dies  nur  beim  ausdrücklichen  Einverständniss 
der  Konzessionsempfanger  zulässig.^')  —  Angemessen  erscheint 
daher,  die  Fortführung  der  Konzession  als  We itererstreckung 
der  alten  Konzession  aufzufassen,'**)  die  deshalb  erfolgt,  weil 
präsumtiv  in  den  drei  Ausnahmefällen  der  Tod  des  Konzessionirten 
in  dem  bestehenden  Zustand,  der  Abwesenheit  von  Zurück- 
nahmegründen, keine  Aenderung  herbeiführt.  In  dem  Moment, 
in  dem  diese  Voraussetzung  schwindet,  tritt  dementsprechend 
die  sonst  mit  dem  Eintritt  des  Todes  verbundene  Wirkung, 
das  Erlöschen  der  Konzession  ein:  die  Wittwe,  die  den  Namen 
des  Verstorbenen  mit  dem  eines  neuen  Ehemannes  vertauscht, 
giebt  nicht  mehr  die  Gewähr,  die  Theateruntemehmung  im 
alten  Geist  weiterzuführen;  der  grossjährig  Gewordene  ist  nicht 
mehr  an  die  Betriebsart  des  Gewalthabers  gebunden;  der  Ab- 
schluss  der  Nachlassregulirung  kann  das  Unternehmen  in  die 
Hand  eines    dem    ursprünglichen  Konzessionsinhaber  gänzlich 


lö)  Berger  S.  56.  Rehm  S.  48.  v.  Landmann  S.  388.  Ohne  Be- 
gründung nimmt  Seydel,  Gewerbepolizeirecht  S.  584  n.  6;  Ders.  Bayr.  Staats- 
recht Bd.  5,  S.  659  n.   1   das  Gegentheil  an. 

16)  Vgl.  S.  44. 

")  Vgl.  S.  51. 

18)  0.  Mayer,  Verwaltungsrecht  Bd.  1,  S.  293  n.  9. 
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Fremden  bringen;  in  all'  diesen  Fällen  kann  daher  nicht  mehr 
eine  Fortsetzung  seiner  Persönlichkeit  angenommen  werden. 

Die  Fortsetzung  der  Konzession  über  den  Tod  des  Kon- 
zessionirten  hinaus  wird  von  Seydel  mit  Recht  als, ein  Privileg 
der  dadurch  Begünstigten  bezeichnet,  da  es  sich  dabei  um  eine 
bestimmten  Klassen  von  Rechtssubjekten  kraft  besonderer  Rechts- 
regel zustehende  Ermächtigung  handelt.'®) 

V.  Nonusus  kommt  als  Erlöschungsgrund  nur  für  die 
Schauspielkonzession  in  Betracht,  deren  Fortfall  er  in  drei 
FäUen  bewirkt,  ^o) 

1.  Die  Schauspielkonzession  erlischt  ipso  iure,  sobald 
ihr  Inhaber  den  Gewerbebetrieb  während  eines  Zeitraums  von 
drei  Jahren  eingestellt  hat.*^)  Die  Einstellung  umfasst  jede  durch 
freie  Willensaktion  des  Konzessionsinhabers  herbeigeführte 
Nichtausübung  des  Gewerbebetriebes,  die  auch  in  der  Ver- 
pachtung der  Unternehmung  gegeben  wäre.**)  Für  die  Be- 
rechnung des  dreijährigen  Zeitraums  muss  die  Naturalkompu- 
tation zur  Anwendung  kommen:  die  Frist  beginnt  daher  mit 
demjenigen  Moment,  in  welchem  die  Absicht  des  Unternehmers, 
eine  Betriebseinstellung  herbeizuführen,  zuerst  unzweifelhaft  er- 


^®)  Seydel ,  GewerbepoHzeirecht  S.  584.  —  Zweifel  bestehen  über  die 
Bedeutung  der  im  selben  §  i.  f.  erwähnten  Kuratel,  für  deren  Dauer  ebenfalls 
ein  Gewerbebetrieb  durch  Vertreter  zugelassen  ist.  Würde  es  sich  hier  um 
eine  zu  Gunsten  eines  Lebenden,  etwa  Verschollenen  oder  Geisteskranken, 
eingerichtete  Pflegschaft  handeln,  wie  v.  Landmann  S.  391  annimmt,  so 
wäre  die  Bestimmung  selbstverständlich,  da  das  durch  die  Konzession  erworbene 
Recht  durch  den  Eintritt  der  Handlungsunfähigkeit  des  Berechtigten  in  seinem 
Bestand  nicht  tangirt  würde,  die  Befugniss,  zu  seiner  Ausübung  einen  Stell- 
vertreter zu  bestellen,  dagegen  schon  durch  §  4v5  G.-O.  normirt  wäre ;  handelt 
es  sich  aber  um  eine  Nachlasspflegschaft,  so  wäre  dafür  schon  durch  die  die 
Fortführung  der  Konzession  bis  zur  erfolgten  Nachlassregulirung  garantirende 
Vorschrift  gesorgt.  —  Seydel  bezieht  die  Kuratel  auf  den  Fall  einer  Handlungs- 
unfähigkeit der  minderjährigen  Erben. 

^)  In  keinem  dieser  Fälle  muss  das  Erlöschen  auch  durch  eine  be- 
hördliche Erklärung  konstatirt  werden.  Urth.  des  bayr.  V.  -  G.  -  H.  vom 
15.  Januar  1890  (Reger,  Enisch.  Bd.   11,  S.  142). 

21)  §  49  al.  3  G.-O. 

22)  V.  Landmann  S.  398.  Seydel,  Gewerbepolizeirecht  S.  630.  —  Urth. 
d.  bayr.  V.-G.-H.  v.  23.  Januar  1883  (Samml.  Bd.  4,  S.  306). 
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kennbar,  ein  Zeitpunkt,  der  nicht  gerade  mit  dem  Stattfinden 
der  letzten  Vorstellung  zusammenfallen  muss.  Mit  jeder  Unter- 
brechung der  Einstellung  durch  Vornahme  einer  Betriebs- 
handlung verliert  der  bis  dahin  aufgelaufene  Zeitraum  seinen 
konzessionsvemichtenden  Charakter  ;^^)  eine  Zusammenzählung 
der  verschiedenen  Einstellungsperioden  ist  danach  ausgeschlossen ; 
nur  eine  ununterbrochene  dreijährige  Einstellungsdauer  bewirkt 
den  Fortfall  der  Konzession.  Will  der  Unternehmer  das  Erlöschen 
der  Konzession  durch  dreijährige  Betriebseinstellung  verhindern, 
so  hat  er  diejenige  Behörde,  die  für  den  Bezirk  seiher  Schauspiel- 
unternehmung zur  Konzessionsertheilung  befugt  wäre,  unter 
Angabe  der  Gründe,  die  ihn  zur  zeitweiligen  Betriebseinstellung 
nöthigen,  für  einen  von  ihm  zu  bestimmenden  Zeitraum  um 
Fristung  zu  ersuchen.  Mit  der  Bewilligung  des  Begehreps,  dessen 
Ablehnung  zur  Rekursnahme  an  die  vorgesetzte  Behörde  be- 
rechtigt,^*) treten  die  Folgen  der  Betriebseinstellung  erst  mit 
dem  Ablauf  des  durch  die  Fristung  begrenzten  Zeitraums  ein. 
Die  Stellung  eines  auf  Fristung  gerichteten  Antrages  muss 
vor  Ablauf  der  dreijährigen  Betriebseinstellung  erfolgt  sein; 
ob  der  die  Bewilligung  der  Behörde  aussprechende  Bescheid  noch 
innerhalb  desselben  Zeitraumes  ergeht,  ist  dagegen  unerheblich 
—  trotz  des  scheinbar  entgegenstehenden  Geöetzestextes.^^) 

2.  Die  Schauspielkonzession  fällt  ferner  fort,  wenn  ihr  In- 
haber nach  dem  Empfang  ein  ganzes  Jahr,  ohne  von  ihr  Ge- 
brauch zu  machen,  verstreichen  lässt.^^  Betraf  der  Fall  unter 
1  den  Fortfall  einer  schon  ausgeübten  Konzession,  so  handelt 
es  sich  hier  um  das  Erlöschen  einer  vom  Inhaber  noch  gar 
nicht  benutzten  Konzession.  Der  kritische,  auf  ein  Jahr  be- 
messene Zeitraum  muss  wiederum  ein  ununterbrochener  sein, 
wie  sich  aus  dem  Adjektiv  „ganz",  das  sonst  überflüssig  stände, 
ergiebt;  sein  Anfangspunkt  fällt  mit  dem  Moment,  in  welchem 
der  Unternehmer    die    amtliche  Mittheilung    der   Konzessions- 


23)  V.  Landmann  S.  400. 

24)  Gemäss  §  20  fg.  G.-O. 

25)  Seydel  a.  a.  O.  S.  631    giebt    erschöpfenden    Aufschluss    über  das 
Zustandekommen  der  merkwürdigen  Gestaltung  dieses  §. 

26)  §  49  al.   1  G.-O. 
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ertheilung  empfing,*'^)  zusammen.  Unter  „Ingebrauchnahme 
der  Konzession"  ist  die  Eröffnung  des  konzessionirten  Gewerbe- 
betriebes, nicht  bloss  Vornahme  von  Vorbereitungshandlungen 
dazu  zu  verstehen,  für  welche  der  Unternehmer  ja  gar  keiner 
Konzession  benöthigen  würde.  Stellen  sich  der  Eröffnung  des 
Betriebes  im  ersten  Jahr  nach  Konzessionsempfang  Hindernisse 
entgegen,  so  ist  die  konzessionirende  Behörde  nach  freiem 
Ermessen  zur  Gewähr  einer  Frist  befugt,  um  deren  Umfang 
sich  dann  das  dem  Unternehmer  zur  Eröffnung  freistehende 
Jahr  verlängert.  Einen  Anspruch  auf  Fristverlängerung  besitzt 
der  Unternehmer  nicht,  der  daher  auch  nicht  den  ablehnenden 
Bescheid  mit  Rekurs  anfechten  könnte.^^)  Ob  die  Fixirung  der 
Frist  durch  den  Unternehmer  im  Antrag  auf  Fristgewähr  er- 
folgen muss  oder  dem  Belieben  der  Behörde  anheim  gegeben 
ist,  lässt  sich  aus  der  Fassung  des  Gesetzes  nicht  mit  Sicherheit 
ermitteln ;  da  die  Behörde  bei  ihrem  Bescheid  jedoch  überhaupt 
an  keine  Schranke  gebunden  ist,  dürfte  die  Normirung  der 
Frist  mit  grösserer  Wahrscheinlichkeit  ihrem  Ermessen  über- 
lassen sein. 

3.  Die  Schauspielkonzession  erlischt  endlich,  wenn  bei 
Ertheilung  der  Genehmigung  von  der  genehmigenden  Behörde 
den  Umständen  nach  eine  Frist  festgesetzt  wurde,  „binnen 
welcher  das  Unternehmen  bei  Vermeidung  des  Erlöschens  der 
Genehmigung  begonnen  und  ausgeführt,  und  der  Gewerbebetrieb 
angefangen  werden  muss".^®)  Auch  hier  handelt  es  sich,  wie 
unter  2,  um  das  eventuelle  Erlöschen  einernoch  gar  nicht  benutzten 
Konzession,  unterscheidet  sich  aber  von  dem  dortigen  Fall  darin, 
dass  die  Ertheilung  der  Konzession  unter  einem  dies  erfolgte, 
dessen  Nichteintritt  zu  veranlassen  allerdings  von  der  freien 
Thätigkeit  des  Konzessionirten  abhängig  gemacht  ist.  Die  Bei- 
fügung einer  solchen  Einschränkung  ist  ins  Ermessen  der  Be- 
hörde gestellt,  dagegen  kein  Rekurs  zugelassen,  der  auch  bei 
Ablehnung  eines  auf  Fristerstreckung  gestellten  Antrages  ausge- 


27)  Oder,  falls  Rekurs  eingelegt  war,  die  letzte  rechtskräftige  Bescheidung. 

28)  Andrer  Ansicht  Seydel  a.  a.  O.  S.  630  n.  3,  der  in  dem  Wortlaut 
des  Gesetzes:  ,kann  bewilligt  werden"  blosse  Nachlässigkeit  erblickt. 

29)  §  49  al.  1  G.-O. 
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schlössen  ist.'^  Auch  hier  ^ind  blosse  Vorbereitungshandlungen 
des  Unternehmers  nicht  im  Stande,  das  Erlöschen  der  Kon- 
zession zu  verhindern,  sondern  nur  die  volle  Inbetriebnahme, 
die  jedoch  mittelst  Stellvertreters  erfolgen  kann.'^) 

Auf  innere  Berechtigung  kann  der  durch  Zeitablauf  ein- 
tretende Konzessionsfortfall  keinen  Anspruch  erheben.  Wie 
die  Motive  zu  §§  49,  50  G.  -  O.  ergeben,'^  ging  man  bei 
Normirung  der  Fristen  von  der  Anschauung  aus,  „dass  eine 
Genehmigung,  von  welcher  kein  Gebrauch  gemacht  werde,  die 
Konkurrenz  abschrecken  werde,  ohne  dass  dem  Publikum  der 
Vortheil  des  genehmigten  Gewerbebetriebes  zu  Theil  werde." 
Eine  solche  Erwägung  wäre  doch  nur  bei  Genehmigungen  mit 
dem  Charakter  ausschliesslicher  Gewerbeberechtigungen,  wie  ihn 
die  Schauspielkonzession  indess  nicht  besitzt,  am  Platze.'^) 


§  Jj.     Die  Suspension  der  Konzession. 

I.  Während  im  allgemeinen  Konzessionen  zum  Betriebe  von 
Theatergewerben  während  ihres  rechtlichen  Bestandes  den  In- 
haber vor  jeder  gewerb epolizeiliöhen  Beschränkung  sicher 
stellen,^)  besteht  für  die  Konzession  zum  Betriebe  eines  Schau- 
spieluntemehmens  gesetzlich  die  Möglichkeit  einer  zeitweisen 
Suspension.  Nach  §  53  Abs.  1  u.  2  G.-O.  kann  den  Inhabern 
gewisser  Gewerbegenehmigungen,  wohin  auch  die  Schauspiel- 
konzession zählt,  gegen  die  ein  auf  Aberkennung  der  bürger- 
lichen Ehrenrechte  lautendes  Urtheil  ergangen  ist,  für  die  Dauer 


^)  Das  den  Rekurs  zulassende  al.  4  §  49  G.-O.  spricht  von  „Fristung* 
und  ist  daher  nur  auf  al.  3  zu  beziehen,  wo  dieser  Ausdruck  wiederkehrt; 
al.  1,  2  haben  dagegen  stets  die  Bezeichnung  „Verlängerung  der  Frist". 
Andrer  Ansicht  v,  Land  mann  S.  402. 

8>)  V.  Landmann  S.  398.     Mugdan  §  49  n.   L 

33)  Reichstagsverhandlungen  1869.     Sten.  Ber.  III,  S.  120. 

^)  Angemessen  war  die  Bestimmung,  dass  non  usus  den  Fortfall  der 
Genehmigung  bewirke,  daher  für  das  ältere  französische  Theaterrecht.  Lacan 
et  Paulmier  Bd.  1,  S.  139.  Irrthümlich  erachtet  Rosmini  No.  103  dies  noch 
für  geltendes  Recht. 

1)  Vgl    S.  72. 
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des  Ehrverlustes,^  der  Betrieb  des  Gewerbes  untersagt  werden. 
Der  Ausspruch  der  Suspension  erfolgt  nach  den  Regeln  des 
Zurücknahmeverfahrens,")  was  den  irrigen  Sprachgebrauch  der 
G.-O.,  diese  Suspension  selbst  als  einen  Fall  der  Zurücknahme 
zu  bezeichnen,  hervorgerufen  hat.  Thatsächlich  handelt  es  sich 
jedoch  um  zwei  völlig  verschiedene  Rechtsinstitute,  da  die 
Zurücknahme  den  definitiven  Verlust  der  Konzession  bewirkt, 
letztere  dagegen  nach  Ablauf  der  Suspension  ipso  jure  wieder 
zu  neuem  Leben  erwacht.*) 

IL  Der  Maximalzeitraum  der  Suspension  wird  durch  die 
Dauer  des  Ehrverlustes  bestimmt,  der  nach  §  32  Abs.  2  Str.- 
G.-B.  bei  einer  Verurtheilung  zur  Gefangnissstrafe  zwischen  1 
und  5,  zur  Zuchthausstrafe  zwischen  2  und  10  Jahren  beträgt, 
deren  Lauf  gemäss  §  36  a.  a.  O.  mit  Erledigung  der  Freiheits- 
strafe beginnt. 

in.  Die  Tendenz  dieser  erst  durch  die  Novelle  vom  1 .  Juli 
1883  in  die  G.-O.  aufgenommenen  Bestimmung  strebt  offenbar 
die  sittliche  Hebung  der  gewisse  konzessionirte  Gewerbe  be- 
treibenden Personen  an,  die,  solange  sie  an  ihrer  bürgerlichen 
Ehre  gemindert  sind,  zur  Ausübung  jener  Gewerbe  nicht  qua- 
lifizirt  erscheinen.  Für  den  Schauspieluntemehmer,  an  den 
sittlich  besonders  hohe  Forderungen  gestellt  werden  müssen, 
dürfte  die  Bestimmung  indess  nicht  weitgehend  genug  sein. 
Hat  sich  ein  solcher  einer  mit  dem  Verlust  der  Ehrenrechte 
gebüssten  Strafthat  schuldig  gemacht,  so  sollte  er  den  Betrieb 
eines  Schauspielunternehmens  nicht  beginnen  dürfen,  ohne  sich 
erneuter  obrigkeitlicher  Prüfung  seiner  gewerblichen  Zuverlässig- 
keit unterzogen  zu  haben;  statt  blosser  Suspension  würde  sich 
deshalb  die  Umgestaltung  der  Wirkung  des  Ehrverlustes  in 
einen  Zurücknahmegrund  empfehlen. 


2)  Mithin  auch  für    einen    geringeren  Zeitraum,     v.  Landmann  S.  419. 

8)  Ob  die  Suspension  verhängt  wird,  entscheidet  daher  freies  Ermessen 
der  Behörde. 

^)  Falls  nicht  Verlust  der  Konzession  in  Folge  von  non  usus  ein- 
getreten.    Vgl.  S.  87  fg. 


B.    Das  PriTileglensystem. 

§  H' 

I.  Das  Gebiet  des  Privilegiensystems  ist  im  modernen 
deutschen  Theaterrecht  äusserst  eingeschränkt ;  es  erstreckt  sich 
ausschliesslich  auf  die  StrassenaufFührung,  deren  gewerbs- 
mässiger Betrieb  an  den  Empfang  einer  von  der  Behörde  nach 
freiem  Belieben  zu  ertheilenden  Erlaubniss  geknüpft  ist.  Der 
Vorgang  derErlaubnissertheilung  entspricht  äusserlich  demjenigen 
der  Konzessionsertheilung : 

a.  Beide  Vorgänge  sind  von  einer  durch  freie  Willensaktion 
des  Unternehmers  zu  schaffenden  Voraussetzung,  der 
Stellung  eines  die  Genehmigungsertheilung  nachsuchenden 
Antrages  abhängig;  allein  während  der  Antrag  des  Kon- 
zessionssuchers eine  Forderung  auf  Konzessionsempfang 
geltend  macht,  besitzt  der  Antrag  des  Erlaubnisssuchers, 
soweit  er  nicht  gleichfalls  eine  Forderung  auf  amtliche 
Bescheidung  enthält,^)  nur  den  Charakter  einer  rechtlich 
irrelevanten  Bitte,  dem  ergehenden  Bescheide  einen  vom 
Antragsteller  gewünschten  Inhalt  zu  geben. 

b.  Beide  Vorgänge  vollziehen  sich  ferner  in  der  Vornahme 
eines  administrativen  Aktes,  der  Abgabe  einer  die  Ge- 
nehmigung aussprechenden  behördlichen  Erklärung:  allein 
während  die  Konzessionsertheilung  auf  unmittelbarer  Ge- 
setzesanwendung beruht,  für  jeden,  dem  nicht  bestimmt 
normirte  Versagungsgründe  entgegenstehen,  stattfinden 
muss,  bildet  die  Erlaubnissertheilung  eine  freigewillte 
Handlung  der  Behörde,  die  für  den  Einzelnen,  dem 
sie  zu  Theil  wird,  eine  Ausnahmestellung  begründet. 


1)  Diese  Bedeutung  muss  ihm  natürlich  ohne  weiteres,  eingeräumt  werden. 
Vgl.  S.  44. 
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Gerade  diese  Differenzen  berechtigen  dazu,  dies  zweite 
Genehmigungssystem  als  Privilegiensystem  zu  bezeichnen. 

IL  Der  Ausdruck  „Privileg"  wird  bekanntlich  im  juristi- 
schen Sprachgebrauch  in  doppelter  Bedeutung  verwendet:  im 
weiteren  Sinn  versteht  man  unter  Privileg  einen  Rechtssatz, 
der  für  gewisse  Personenklassen  vom  gemeinen  Recht 
abweichende  Normen  aufstellt,  wie  etwa  -Dotalprivilegien  zu 
Gunsten  der  Ehefrauen,  Prozessprivilegien  zu  Gunsten  der 
Minderjährigen,  von  denen  jede  Ehefrau,  jeder  Minderjährige 
lediglich  mit  Rücksicht  auf  ihre  Zugehörigkeit  zu  diesen  Per- 
sonenklassen Gebrauch  machen  kann;  ^)  im  engem  Sinn  be- 
zeichnet dagegen  Privileg  die  durch  Rechtssatz  erfolgende  in- 
dividuelle Regelung  konkreter,  einer  bestimmten  Person  eigener 
Rechtsverhältnisse.  ^  Die  Ertheilung  der  Erlaubniss  zum  ge- 
werbsmässigen Betrieb  von  Strassenaufiührungen  fällt  nach 
dieser  Definition  nicht  unter  das  Privileg  im  weitern  Sinn; 
denn  sie  erfolgt  nicht  an  gewisse  Personenklassen,  da  es  sonst 
Rechtssubjekte  geben  müsste,  die  ohne  weiteres,  nur  als  Mit- 
glieder eben  dieser  Klassen,  zum  gewerbsmässigen  Betrieb  von 
Strassenaufführungen  befugt  wären,  während  die  G.-O.  den 
Betrieb  dieses  Gewerbes  doch  gerade  an  Einholung  einer  be- 
sonderen Erlaubniss    gebunden    hat.     Dagegen    bildet    die  Er- 


2)  Der  Einfachheit    wegen,    und  weil  hier  gleichgültig,    ist  der  Begriff 
des  Privilegium  rei  und  causae  nicht  miterwähnt. 

3)  Baron,  Pandekten.  6.  Aufl.  Leipzig  1887.  §  15  S.  31.  Beseler, 
System  des  gemeinen  deutschen  Privatrechts.  4.  Aufl.  Berlin  1885,  S.  179. 
Dembuig,  Preuss.  Privatrecht.  Bd.  1,  S.  48.  Ders.  Pandekten.  3.  Aufl.  Berlin  1892 
Bd.  S.19Ö,  Gerber,  Privilegienhoheit  S.  471.  Gierke,  Deutsches  Privatrecht.  Bd.  1, 
S.  302.  Haenel,  Staatsrecht  Bd.  1,  S.  166.  Hinschius,  System  des  Katholischen 
Kirchenrechts.  Berlin  1883.  Bd.3,  S.  806.  Derselbe,  Privilegium,  Wörterbuch  des 
deutschen  Verwaltungsrechts.  Bd.  2,  S.  309.  Regelsberger,  Pandekten. 
Leipzig  1893.  Bd.  1,  S.  123.  Schulze,  Das  preussische  Staatsrecht.  2.  Aufl. 
(besorgt  von  G.  Meyer).  Leipzig  1890.  Bd.  2,  S.  60.  v.  Stubenrauch, 
Kommentar  zum  österreichischen  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuch.  6.  Aufl. 
(besorgt  von  Schuster  v.  Bonnot  und  Schreiber.)  Wien  1892.  Bd.  1,  S.  60. 
Unger,  System  des  österreichischen  allgemeinen  Privatrechts.  2.  Aufl.  Leip- 
zig 1863.  Bd.  1,  S.  52,  587;  Bd.  2,  S.  313.  Wächter,  Privatrecht,  Bd.  2. 
S.  17.  Windscheid,  Lehrbuch  des  Pandektenrechts.  6.  Aufl.  Frankfurt  a/M.  1887. 
Bd.  1,  S.  444. 
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laubniss  ein  Privileg  im  engern  Sinn ,  da  sie  durch  Einzel- 
verfugung  für  ein  bestimmtes  Individuum  eine  Ausnahmestellung, 
die  Freiheit  von  der  sonst  allgemein  ausgesprochenen  Verbots- 
norm des  gewerbsmässigen  Betriebes  von  Strassenaufiführungen,*) 
begründet.  Dem  Privilegcharakter  der  Erlaubniss  scheint  aller- 
dings zu  widersprechen  —  nicht,  dass  sie  eine  Dispensation 
enthält,  die  zutreffend  als  eine  Art  des  Privilegs  betrachtet 
werden  muss  ^)  —  sondern,  dass  ihre  Ertheilung  nicht  durch 
Rechtssatz,  sondern  nur  durch  Verwaltungsakt  erfolgt.  Allein 
es  ist  für  das  moderne  Recht  allgemein  anerkannt,  ^  dass  die 
Ertheilung  von  Privilegien  im  engeren  Sinn  bestimmten  Staats- 
organen delegirt  sein  kann,  ohne  den  Privilegbegriff  zu  ver- 
ändern, sobald  nämlich  diese  Uebertragung  durch  Gesetz  für 
alle  eventuellen  Fälle  im  Voraus  bestimmt  war,  indem  jenes 
Organ  dann  in  jedem  einzelnen  Fall  durch  seine  Verfügung 
die  Thätigkeit  des  Gesetzgebers  selbst  repräsentirt.  Genau 
dieser  Regel  entsprechend  vollzieht  sich  aber  die  Ertheilung  der 
Strassenaufführungserlaubniss,  deren  Vornahme  für  jeden  Einzel- 
fall von  der  Gesetzgebung  an  die  Ortspolizeibehörde  übertragen 
ist,  also  trotz  der  äusserlich  abweichenden  Form  dem  Wesen 
nach  die  Schaffung  eines  Rechtssatzes  bildet. 

III.  Der  Umstand,  dass  die  Privilegertheilung  Rechtssetzung, 
nicht  Rechtsausübung,  erklärt  auch  das  freie  Belieben,  mit  welchem 
die  Behörde  über  den  auf  Erlaubniss  lautenden  Antrag  ent- 
scheidet.  Auf  den  Konzessionsempfang  b  esteh t  eine  Forderung, 


4)  Jellinek,  System,  S.  104.     Roth,  Privatrecht,  Bd.  1,  S.  265. 

5)  Dernburg,  Preuss.  Pr.  -  R.  Bd.  1,  S.  48  n.  3.  Gerber,  Privilegien- 
hoheit  S.  487.  Gierke  Bd.  1,  S.  303.  Regelsberger  Bd.  1,  S.  124.  Unger 
Bd.  1,  S.  52.  —  Mit  Unrecht  bestreitet  Hinschius,  Privileg  S.  310  ihren  rechts- 
erzeugenden Charakter. 

ö)  Beseler  Bd.  1,  S.  180.  Gierke  Bd.  1,  S.  305  n.  9.  Hinschius, 
Privilegium  S.  311.  Regelsberger  Bd.  1,  S.  123.  Roth  Bd.  1,  S,  266.  Ungar 
Bd.  1,  S.  53;  Bd.  2,  S.  314.  Wächter  Bd.  2,  S.  832.  Windscheid  Bd.  1, 
S.  446.  —  Zu  weitgehend  erachten  Baron,  Pandekten  a.  a.  0.;  Dernburg 
Pr.  Pr.-R.  Bd.  1,  S.  49;  Eccius,  Privileg  S.  185;  Jellinek  S.  104  die  Er- 
theilung von  Privilegien  heut  ausschliesslich  als  Verwaltungssache.  —  Kirchen- 
rechtlich wird  noch  an  der  Ertheilung  in  Form  eines  Gesetzes  festgehalten. 
Hinschius,  Kirchenrecht  Bd.  3,  S.  810. 
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die  ein  gegen  den  Staat  subjektiv  Berechtigter  erhebt;  auf  den 
Privilegempfang  kann  keine  Forderung  bestehen,  weil 
ihr  Inhalt  eine  Verpflichtung  des  Staats  enthielte,  einen  be- 
stimmten gesetzgeberischen  Akt  zu  erlassen,  eine  solche  Ver- 
pflichtung aber  vom  Staat  ohne  Verlust  seiner  Souveränität  an 
den  Forderungsberechtigten  gar  nicht  eingegangen  werden 
könnte.  —  In  der  älteren  Zeit  war  man  sich  über  diesen  Cha- 
rakter der  Privilegertheilung  nicht  hinreichend  klar.  Da  der 
Ertheilung  von  Privilegien  regelmässig  Verhandlungen  zwischen  * 
den  Privilegiensucher  und  der  zur  Ertheilung  zuständigen  Be- 
hörde voranzugehen  pflegen,  wurde  das  Privileg  nicht  selten 
als  das  Ergebniss  eines  Vertrages  erachtet,  demnach  dem  Staat, 
der  die  Ertheilung  eines  Privilegs  zugesagt,  die  Freiheit,  es  zu 
ertheilen  oder  zu  verweigern,  abgesprochen;  namentlich  war 
man  geneigt,  eine  Bindung  des  Staates  gegenüber  demjenigen, 
der  zur  Erlangung  des  Privilegs  Leistungen  an  den  Staat  ge- 
macht hatte,  anzuerkennen.  Heut  sind  diese  Ansichten  ziemlich 
allgemein  aufgegeben;  ^  die  etwaigen  Vorverhandlungen  oder 
Zuwendungen  an  den  Staat  können  diesen  wohl  zur  Ertheilung 
eines  Privilegs  bewegen,  nicht  aber  eine  rechtliche  Ve  rpflichtung 
dazu  begründen;  namentlich  ist  aber  eine  Klage  auf  Ertheilung 
eines  vom  Staat  zugesagten  Privilegs  unzulässig,  ®)  weshalb 
auch  die  G.-O.  dem  mit  dem  Antrag  auf  Ertheilung  der  zum 
gewerbsmässigen  Betrieb  von  Strassenaufführungen  erforder- 
lichen Erlaubniss  Abgewiesenen  kein  Rechtsmittel  gegen  den 
ablehnenden  Bescheid  einräumt.  ®) 


'')  Beseler  Bd.  1,  S.  181.  Gierke  Bd.  1,  S.  304.  Regelsberger  Bd.  1, 
S.  124.  Unger  Bd.  1,  S.  588  n.  28;  Bd.  2,  S.  314  n.  3.  --  Die  ältere  An- 
sicht dringt  noch  bei  Roth  Bd.  l,  S.  265  durch,  der  ausnahmsweise  eine 
Entstehung  von  Privilegien  durch  Vertrag  annimmt. 

8)  Dernburg,  Pandekten  Bd.  1,  S.   197. 

^)  Landesgesetzlich  kann  ein  Beschwerderecht  eingeräumt  sein.  Berget 
S.  37.  Dann  wird  freilich  unter  Umständen  auch  diese  Form  der  Betriebs- 
genehmigung sich  dem  Konzessionssystem  nähern;  die  Landesgesetzgebung 
wäre  aber  ungehindert,  wieder  zum  reinen  Privilegiensystem  zurückzukehren, 
was  für  die  reichsrechtlich  geregelten  Fälle  des  Konzessionsystems  aus- 
geschlossen ist. 
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IV.  Um  die  aus  der  Entscheidungsfreiheit  der  Behörde 
resultirende  Möglichkeit  willkürlicher  Behandlung  der  Erlaubniss- 
gesuche zuverhüten,  ist  wiederholt  die  Ansicht  ausgesprochen 
worden,  dass  auch  das  freie  Ermessen  von  der  Behörde  nicht  ge- 
missbraucht  werden  dürfe,  sondern  durch  die  Erwägung  eines  im 
allgemeinen  Interesse  liegenden  pflichtmässigen  Handelns,  durch 
bestimmte  sachliche  Gründe  geleitet  sein  müsse.  ^^)  Es  bedarf 
keines    Nachweises ,      dass      ein     derartiges     Verfahren     der 

-Behörde  äusserst  wünschenswerth,  das  Gegentheil  dagegen 
leicht  zu  den  schwersten  Missständen  Veranlassung  geben  kann. 
Moralisch  ist  die  Behörde  deshalb  stets  verpflichtet,  auch 
wo  ihrem  freien  Ermessen  der  breiteste  Spielraum  überlassen 
ist,  ihre  Entscheidungen  aus  Rücksichten  der  Gerechtigkeit  und 
Zweckmässigkeit  zu  treffen;  allein  eine  rechtlicheBindung 
kann  daraus  nicht  hergeleitet  werden,  so  dass  auch  das  willkür- 
lichste Verfahren  in  Versagung  oder  Genehmigung  der  bean- 
tragten Strassenaufführungserlaubniss  juristisch  unanfechtbare 
Ergebnisse  liefert  ^^) 

V.  Aus  dem  Umstand,  dass  die  Behörde  stets  ohne 
Weiteres  zur  Ablehnung  der  gestellten  Erlaubnissanträge  befugt 
ist,  ergiebt  sich  ihre  Berechtigung,  die  Bewilligung  in  jeder  ihr 
genehmen  Form  zu  ertheilen,  also  beliebig  von  Bedingungen 
und  Endterminen  abhängig  zu  machen  und  auf  bestimmte  Be- 
standtheile  des  gesetzlichen  Programms  der  Strassenaufführungen 
zu  beschränken,^^  obwohl  die  G.-O.  selbst  ausdrücklich  nur 
die  Normirung  eines  dies  vorsieht.^*)  Dieser  behördlichen  All- 
macht gegenüber  erübrigt  sich  einer  bereits  im  Antrag  zu  Tage 
tretenden    Selbstbeschränkung    des  Antragstellers    oder   dessen 


10)  Gluth,  Arch.  f.  öff.  R.  Bd.  3,  S.  612.  Jellinek  S.  125,  337  fg. 
Rosin ,  Das  polizeiliche  Verordnungsrecht  in  Preussen.  2.  Aufl.  Berlin 
1896.     S.   19. 

11)  Hinschius,  Kirchenrecht.  Bd.  3,  S.  810  n.  3.  Laband,  Staatsrecht, 
Bd.  1,  S.  661.     V.  Landmann  S.  286. 

12)  O.  Mayer,  Verwaltungsrecht.     Bd.  1,  S.  298. 

13)  Es  folgt  dies  aus  §  40  G.-O.,  der  nur  lür  die  „in  den  §§  29  bis 
33a  und  im  §  34  erwähnten  Approbationen  und  Genehmigungen"  das  Verbot 
einer  sub  die  zu  ertheilenden  Genehmigung  aufstellt,  unter  Fortlassung  des 
die  Strassenaufführung  behandelnden  §  33b. 
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nachträglicher  Zustimmung  zu  etwaigen  seinem  Antrag  zuwider 
normirten  Beschränkungen  rechtliche  Bedeutung  beizumessen, 
wie  dies  die  analogen  Erscheinungen  im  Konzessionssystem 
mit  Fug  beanspruchen  durften J^) 

VI.  Der  Antrag  auf  Ertheilung  der  Erlaubniss  ist  an 
diejenige  Ortspolizeibehörde  zu  richten,  in  deren  Bezirk  der 
Gewerbebetrieb  vor  sich  gehen  soU;^^)  weder  für  das  Gesuch 
noch  das  von  der  Behörde  einzuschlagende  Verfahren  sind 
reichsrechtliche  Vorschriften  gegeben. 

VU.  Als  Erlaubnissempfanger  können  gleichmässig  phy- 
sische und  juristische  Personen  in  Betracht  kommen.  Die  Fähig- 
keit der  letzteren  ergiebt  sich  aus  dem  Text  der  G.-O.,  welche 
die  Ertheilung  der  Erlaubniss  nicht  von  Voraussetzungen,  deren 
Erfüllung  ausschliesslich  durch  physische  Personen  erfolgen 
könnte,  abhängig  macht,  und  auch  nicht  die  persönliche  Aus- 
übung des  erlaubten  Betriebes  durch  den  Privilegirten  fordert.^*) 

VIII.  Durch  den  Empfang  der  Erlaubniss  vermehrt  sich 
die  Rechtssphäre  des  Individuums,  und  zwar  in  einer  der  Stel- 
lung des  Konzessionirten  genau  entsprechenden  Weise.  *^  Der 
Privilegirteerwirbtein subjektiv-öffentliches  Recht gegenden 
Staat,  das  diesen  verpflichtet,  gegen  den  Gewerbebetrieb  des 
Erlaubnissinhabers  in  den  durch  das  Privileg  gezogenen  Grenzen 
nicht  hindernd  einzugreifen,  so  dass  der  Besitz  des  Privilegs 
auch  hier  dem  Privilegirten  einen  Vorzug  vor  allen  Nicht- 
privilegirten  verschafft.^*)  Ein  Recht  gegen  Dritte  wird  durch 
das  Privileg  nicht  begründet,  namentlich  auch  kein  Recht  auf 
den  ausschliesslichen  Betrieb  des  erlaubten  Gewerbes;  der  Privi- 
legirte  darf  daher  gegen  andere,  auch  wenn  sie  den  Gewerbe- 
betrieb ohne  Erlaubniss  vollziehen,  nicht  auf  dessen  Einstellung 

14)  Vgl.  s.  51. 

15)  Berger  S.  36. 

1®)  V.  Landmann  S.  286.  —  Denkbar  wäre  ja  immerhin,  dass  eine 
Aktiengesellschaft  den  gewerbsmässigen  ambulanten  Betrieb  von  theatralischen 
Vorführungen  übernähme. 

17)  Vgl.  S.  47. 

18)  Gerber,  Privilegienhoheit,  S.  471.  Gierke  Bd.  1,  S.  715.  Jellinek 
S.    104.     Schulze,  Fr.  St.-R.     Bd.  2,  S.  60. 

Opet,  Theaterrecht.  T 
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klagen.  Hatte  die  Behörde  das  Privileg  als  ausschliessliches 
gegeben,  d.  h.  sich  anheischig  gemacht,  binnen  bestimmter 
Begrenzung  kein  konkurrirendes  Privileg  zu  ertheilen,  dem  Ver- 
sprechen aber  dennoch  entgegengehandelt,  so  ist  dem  Privile- 
girten  wohl  ein  Entschädigungsanspruch  gegen  sie  einzuräumen, 
da  die  Behörde,  f^r  die  doch  gesetzlich  kein  Zwang  zur  Er- 
theilung  von  Privilegien  besteht,  durch  den  nicht  nothwendigen 
Bruch  ihres  Versprechens  die  wirthschaftliche  Lage  des  Privi- 
legirten,  der  fuglich  darauf  rechnen  durfte,  dass  sein  Gewerbe- 
unternehmen das  allein  privilegirte  verbleiben  werde,  ungünstiger 
gestaltet  hat.^^) 

IX.  Das  durch  das  Privileg  erworbene  Recht  ist  nicht 
absolut,  sondern  nur  unter  der  clausula  rebus  sie  stantibus 
ertheilt.  Die  Behörde  kann  daher  seinen  Inhalt  beliebig  ab- 
ändern, ohne  dem  Privilegirten  über  ihre  Gründe  Rechenschaft 
zu  schulden.  Die  G.-O.  erwähnt  zwar  diese  Befugniss  nicht 
ausdrücklich ;  sie  ergiebt  sich  aber  als  das  minus  aus  dem  der 
Behörde  jeder  Zeit  zustehenden  Recht,  gegen  das  Privileg  in  toto 
den  Widerruf  auszusprechen.^^) 

X.  Wurde  die  Erlaubniss  ohne  Limitirung  ertheilt,  so 
darf  der  Privilegirte  bis  zu  deren  Eintritt  beliebig  Singspiele 
und  theatralische  Vorstellungen  ohne  höheres  Kunstinteresse  zur 
Darstellung  bringen,  seinen  Gewerbebetrieb  auch  durch  einen 
Stellvertreter  gemäss  §  45  G.-O.  wahrnehmen  lassen.**)  —  Der 
Möglichkeit  einer  Zession  des  Privilegs  stehen  nicht  die  gleichen 
Bedenken  gegenüber,  die  gegen  die  Abtretung  der  Schauspiel- 
oder Lokaltheaterkonzession  erhoben  werden  mussten.**)  Allein 
obgleich  das  Privileg  keinen  persönlichen  Charakter  trägt  *^ 
und  zweifellos  ein  abtretungsfähiges  subjektives  Recht  gewährt, 
wird  die  Zession  praktisch  kaum    thunlich  sein,  da  ihre  Vor- 

^®)  An  sich  begründet  das  Privileg  kein  Monopol  des  Privilegirten. 
Roth  Bd.  1,  S.  267.  —  Die  Entschädigungsfrage  wurde  für  diesen  Fall 
häufig  in  der  französischen  Praxis  erörtert.     Vgl.  S.  47  n.  29. 

20)  Vgl.  n.  36. 

21)  Mugdan  §  33b  n.  1. 

22)  Vgl.  S.  74. 

28)  Unger  Bd.  1,  S.  591.  Wächter  Bd.  2,  S.  236.  —  Ohne  Begründung 
nimmt  Zorn,  Staatsrecht,  Bd.  2,  S.  133  das  Gegentheil  an. 
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nähme  wohl  regelmässig   die  Behörde   zum  Widerruf  der  Er- 
laubniss  veranlassen  würde. 

XI.  Wie  beim  Konzessionssystem  lassen  sich  auch  für 
den  Fortfall  des  Privilegs  zwei  Möglichkeiten  unterscheiden:, 
entweder  geht  das  Privileg  durch  einen  der  allgemein  rechts- 
tilgenden Gründe  unter  ^*)  —  dann  liegt  ein  Erlöschen  des 
Privilegs  vor  —  oder  das  Privileg  fallt  in  Folge  Widerrufs 
seitens  der  Staatsgewalt  fort. 

a.  Das  Privileg  erlischt  in  folgenden  Fällen : 

1)  Den  Hauptfall  bildet  der  Eintritt  der  bei  der  Ertheilung 
als  Löschungsgründe  vorherbestimmten  Ereignisse,^*) 
wie  Erfüllung  einer  Resolutivbedingung,**)  Eintritt  eines 
dieSj^'O  Ausspruch  des  von  der  Behörde  vorbehaltenen 
Widerrufs.««) 

2)  Das  Privileg  erlischt  ferner  durch  den  Verzicht  des  Privi- 
legirten.^")  Die  Erklärung  desselben  darf  stets  erfolgen, 
da  die  Erlaubniss  zum  gewerbsmässigen  Betrieb  von 
Strassenaufführungen  keine  Verpflichtung  zu  deren  Vor- 
nahme enthält.  ®°) 


24)  Soweit  sie  auf  das  durch  das  Privileg  begründete  Recht  zur  An- 
wendung kommen  können.  Irrthümiich  nahm  man  früher  an,  dass  für  dies 
Recht  in  seiner  Eigenschaft  als  Privileg  besondere  Erlöschungsgründe,  wie 
Missbrauch,  Verjährung,  Unverträglichkeit  mit  der  Staatsgewalt  u.  s.  w.  in 
Frage  kämen,  während  dies  nur  Motive  für  den  Widerruf  bilden  können. 
Demburg,  Pandekten  Bd.  1,  S.  198.  Ders.,  Pr.  Pr.-R.  Bd.  l,  S.  51.  Gierke 
Bd.  1,  S.  306.  Hinschius,  Kirchenrecht.  Bd.  3,  S.  822.  Ders.,  Privilegium 
S.  313.  Regelsberger  Bd.  1,  S.  125.  Unger  Bd.  1,  S.  593.  Wächter  Bd.  2, 
S.  833.     Windscheid  Bd.   1,  S.  448. 

25)  Unger  Bd.  2,  S.  317. 

2«)  Beseler  Bd.  1,  S.  183.  Hinschius,  Kirchenrecht.  Bd.  3,  S.  817. 
Roth  Bd.  1,  S.  267.     Windscheid  Bd.  1,  S.  447  n.  1. 

27)  Baron  S.  32. 

28)  V.  Wächter  Bd.  2,  S.  832. 

2»)  Baron  S.  32.  Beseler  Bd.  1,  S.  183.  Roth  Bd.  1,  S.  267.  Wind- 
scheid Bd.  1,  S.  447. 

^)  In  solchem  Fall  schliessen  den  Verzicht  aus  Demburg,  Pandekten 
Bd.  l,  S.  197;  Ders.,  Pr.  Pr.-R.,  Bd.  1,  S.  51;  Hinschius,  Kirchenrecht  Bd.  3, 
S.  820;  Ders.,  Privilegium  S.  314;  Unger  Bd.  2,  S.  218;  Vivien  et  Blanc  S.  1 70. 

7* 
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Nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen,  im  Grunde  ge- 
nommen also  nur  als  Anwendungen  des  ersten  Falles,  wirken 
privilegerlöschend : 

1)  Nonusus,  sobald  der  Privilegirte  nur  für  den  Fall,  dass 
er  das  Gewerbe  auch  thatsächlich  ständig  ausübe,  die 
Erlaubniss  erhalten  hatte.®*) 

2)  Tod  des  Privilegirten,  sobald  das  Privileg  ihm  ausdrück- 
lich als^  persönliches  verliehen  war.**)  Doch  wäre  selbst 
dann  eine  Fortführung  der  Erlaubniss  gemäss  §  46  G.-O. 
nicht  ausgeschlossen.*®) 

b.  Der  Widerruf  des  Privilegs  entspricht  in  seiner 
juristischen  Bedeutung  durchaus  dessen  Ertheilung.  Er  bildet, 
wie  letztere,  Rechtssetzung,**)  die  sich  häufig  in  die  einfache 
Form  eines  Verwaltungsaktes  derjenigen  Behörde,  der  dieser 
Bestandtheil  der  gesetzgebenden  Gewalt  delegirt  wurde,  kleidet. 
Die  widerrufende  Behörde  muss  nicht  mit  der  zur  Privileg- 
ertheilung  berufenen  identisch  sein,  letztere  muss  vielmehr  die 
Befugniss  zum  Widerruf  durch  besondere  Delegation  erhalten 
haben.^'^)  Da  der  Widerruf  in  jedem  einzelnen  Fall  den 
Charakter  eines  Gesetzes  besitzt,  so  ist  die  Staatsgewalt  jeder 
Zeit  zu  seinem  Ausspruch  berechtigt,  gleichgültig,  ob  der  Privi- 
legirte durch  seine  Handlungsweise  zu  diesem  staatlichen  Ent- 
schluss  Veranlassung  gegeben,  oder  ob  sich  letzterer  als  ein 
rein  willkürlicher  Akt  erweist.®*) 

Die  zutreffende  Erwägung,  dass  eine  beliebige  Hand- 
habung des  Widerrufsrechts    für  den  Betroffenen  mit  den  un- 


31)  Beseler  ßd.  1,  S.  183.  Sonst  ist  Nichtgebrauch  für  den  Bestand 
des  Privilegs  gleichgiltig.  Gierke  Bd.  1,  S.  307.  Hinschius,  Kirchenrecht. 
Bd.  3,  S.  821.     Unger  Bd.  2,  S.  321  fg. 

32)  Unger  Bd.   1,  S.  591. 
83)  Vgl.  S.  85. 

34)  Beseler  a.  a.  O.     Gierke  Bd.  1,  S.  306.     Windscheid  Bd.  1,  S.  447. 

35)  Gierke  Bd.  1,  S.  307  n.  23.     Hinschius,  Privileg  S.  314. 

3ö)  Dem  bürg,  Pandekten.  Bd.  1,  S.  198.  Gierke  a.  a.  O.  Hinschius, 
Kirchenrecht.  Bd.  3,  S.  818.  Regelsberger  Bd.  1,  S.  125.  —  Dagegen  ver- 
langt Unger  Bd.  2,  S.  319  das  Vorliegen  einer  justa  causa,  da  durch  die 
Privilegertheilung  ein  wohlerworbenes  Recht  geschaffen  werde.  Aber  auch 
ein  solches  kann  durch  Gesetz  beseitigt  werden. 
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günstigsten  wirthschaftlichen  Folgen  verbunden  sein  kann,  hat 
häufig  die  Annahme  hervorgerufen,  dass  der  Staat,  der  ohne 
zwingenden  Grund  den  Widerruf  eines  unbedingt  ertheilten 
Privilegs  ausspreche,  zu  einer  Entschädigung  an  den  Privile- 
girten  verbunden  sei.^'O  Allein  eine  solche  Verpflichtung  kann 
immer  nur  als  moralische  anerkannt  werden ;  juristisch  unanfechtbar 
würde  auch  diejenige  Staatsgewalt  handeln,  die  das  Privileg 
durch  grundlosen  Widerruf  beseitigte.'®)  —  Nur  wenn  der  Staat 
sein  Widerrufsrecht  bei  der  Erlaubnissertheilung  ausdrücklich 
beschränkt  hatte,  indem  er  etwa  das  Privileg  auf  einen  be- 
stimmten Zeitraum  ertheilte  oder  sich  anheischig  machte,  bei 
Erfüllung  gewisser  Bedingungen  durch  den  Privilegirten,  vom 
Widerrufsrecht  keinen  Gebrauch  zu  machen,  trotzdem 
aber  später  dem  zuwider  den  Widerruf  aussprach,  wird  dem 
Privilegirten  aus  den  bereits  unter  VIII.  entwickelten  Grün- 
den ein  Entschädigungsanspruch  gegen  den  Staat  zuzubil- 
ligen sein. 


3^)  Baron  S.  30.     Dernburg,  Pr.  Pr.-R.     Bd.  1.  S.  52.     Eccius  S.  185. 

38)  Gierke  Bd.  1,  S.  308.  Hinschius,  Kirchenrecht.  Bd.  3,  S.  819 
Windscheid  Bd.  1,  S.  447.  —  Für  unzulässig  erachtet  den  beliebigen  Wider- 
ruf O.  Mayer,  Verwaltungsrecht  Bd.  1,  S.  303. 


C.    Das  modlfizirte  Konzessionssystem. 

§15' 

I.  Auch  der  Gewerbebetrieb  des  Wandertheaters  wird 
vom  Grundsatz  der  Theaterunfreiheit  beherrscht,  der  sich  darin 
manifestirt,  dass  die  Eröffnung  dieses  Gewerbes  einer  obrigkeit- 
lichen Genehmigung  bedarf,  deren  Ertheilung  nach  einem  zum 
Theil  dem  Privilegiensystem  sich  annähernden  Konzessions- 
system erfolgt.  Voraussetzung  für  die  Ertheilung  bildet  auch 
hier  nur  das  Vorangehen  einer  Antragstellung,  deren  Vornahme 
die  einzige  dem  Nachsuchenden  obliegende  Thätigkeit  bildet, 
und  die  ihm  ein  subjektives  Recht  auf  Empfang  der  Ge- 
nehmigung gewährt,  falls  ihm  nicht  bestimmte,  gesetzlich  nor- 
mirte  Versagungsgründe  entgegenstehen.  In  der  Behandlung 
der  Versagungsgründe  ist  der  Behörde  jedoch  eine  an  die  Ge- 
staltung des  Privilegiensystems  erinnernde  Willkür  eingeräumt, 
indem  das  Vorliegen  nicht  aller  Versagungsgründe  die  Behörde 
gleichmässig  zur  Abweisung  des  gestellten  Antrages  verpflichtet, 
vielmehr  ihrem  Ermessen  anheimgestellt  ist,  die  Genehmigung 
trotz  Vorhandenseins  gewisser  Versagungsgründe   zu  ertheilen. 

II.  Der  Antrag  auf  Ertheilung  der  Genehmigung  ist  an 
diejenige  höhere  Verwaltungsbehörde  zu  richten,  in  deren  Bezirk 
das  Wandertheatergewerbe  betrieben  werden    soll.  ^)     Die  Ge- 


1)  G.-O.  §  61  al.  2.  —  Zuständig  sind  in  den  giösseren  Bundesstaaten 
folgende  Behörden: 

Preussen:  Bezirksausschuss  gemäss§  117  Zuständigkeitsgesetz  v.  1.  August  1883. 
Bayern:  Distriktsverwaltungsbehörde,    in   München     Magistrat    gemäss    §   25 

Vollz.-V..O.  V.  29  März  1892. 
Sachsen:  Kreishauptmannschaft  gemäss  §  1  Ausf.-V.-O.  v.  28.  März  1892. 
Württemberg:    Oberamt    gemäss  §§  62,    63  Min.-Verf.  v.  9.  November   1883- 
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nehmigung  erfolgt  durch  Ausstellung  einer  technisch  als 
„Wandergewerbeschein"  bezeichneten  Urkunde,  welche  die 
Personalbeschreibung  des  Inhabers  und  die  nähere  Bezeichnung 
des  Geschäftsbetriebes  enthält,^  und  fiir  die  Mitglieder  einer 
umherziehenden  Schauspielergesellschaft  auch  in  der  Form  eines 
Gesellschafts-  oder  Kollektiv -Wandergewerbescheins 
zugelassen  ist.  ^) 

III.  Wie  Schauspielkonzession  und  StrassenauJBRihrungs- 
privileg  gewährt  auch  der  Wandergewerbeschein  seinem  In- 
haber ein  subjektiv-öffentliches  Recht,  einen  Anspruch  auf 
Nichthinderung  im  Gewerbebetrieb  und  damit  einen  Vorzug 
vor  allen  nicht  im  Besitz  eines  Wandergewerbescheins  befind- 
lichen Personen. 

IV.  Aus  dem  Konzessionscharakter  der  Ertheilung  des 
Wandergewerbescheins  folgt  die  Unzulässigkeit  seiner  L  i  m  i  t  i  r  u  n  g 
durch  behördliche  Willkür.  Die  G.-O.  selbst  hat  aber  seine 
Wirksamkeit  bereits  mehrfach  eingeengt : 

a.  Der  Wandergewerbeschein  besitzt  stets  eine  zeitliche  Be- 
grenzung. Die  Ausstellung  darf  im  Maximum  nur  auf  die 
Dauer  eines  Kalenderjahres  erfolgen;  doch  kann  die  Be- 
hörde nach  freiem  Ermessen  eine  noch  geringere  Geltungs- 
dauer vorschreiben  oder  die  Ausübung  des  Gewerbe- 
betriebes nur  für  bestimmte  Tage  innerhalb  des  Jahres  zu- 
lassen. *) 

b.  Minderjährigen  Gewerb etreibende|n  darf  nach  be- 
hördlichem Ermessen  der  Gewerbebetrieb  nach  Sonnenunter- 


Baden:    Bezirksamt   gemäss  §  90  ff.  VoUz.-V.-O.  v.  23.  März  1883. 
Hessen:  Kreisausschuss  gemäss  §§  4  fg.  V.-O.  v.   17.  November  1883. 
Oldenburg:    im  Herzogthum  die  Polizeidireklion,    in    den  Fürstenthümern    die 
Regierung  gemäss  art.  1,  7  Ausf.-V.-O.  z.  G.-O.  v.   14.  Januar  1884. 

2)  G.-O.  §  60  al.  4. 

3)  G.-O.  §  60d  al.  3,  4.  —  Auch  dann  ist  aber  das  etwaige  Vorliegen 
von  Versagungsgründen  bezüglich  jedes  einzelnen  Gesellschaftsmitgliedes  zu 
prüfen,     v.  Landmann  S.  503. 

*)  G.-O.  §  60  al.  1,  2.  Dabei  ist  an  feststehende  .Messen,  Jahrmärkte, 
Volksfeste  gedacht. 
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gang^)  untersagt,  minderjährigen  weiblichen  Personen 
noch  die  weitere  Beschränkungauferlegt  werden,  theatra- 
lische Vorstellungen  nur  auf  öftentlichen  Wegen,  Strassen 
und  Plätzen,  nicht  aber  von  Haus  zu  Haus  zu  veran- 
stalten. ^ 

c.  Das  Wandertheatergewerbe  darf  ferner  nur  im  Bezirk  der 
den  Schein  ausstellenden  Behörde  betrieben  werden  —  '^) 
bei  einer  Betriebsgestaltung  nach  Art  der  Strassenauf- 
führung  unter  vorgängiger  Erlaubniss  der  Ortspolizei- 
behörde —  ®) ;  doch  ist  die  Ausdehnung  des  Betriebes  auf 
einen  andern  Bezirk  unter  Zustimmung  der  dort  kompetenten 
Behörde  mittelst  Ausdehnung  des  Wandergewerbe- 
scheins zugelassen,  deren  Ablehnung  mit  Beschwerde 
angefochten  werden  kann.  *) 

d.  Der  Inhaber  des  Wandergewerbescheins  ist  ferner  in  der 
Mit führungvon  Kindern  Beschränkungen  unterworfen^^ 


^)  V.  Landmann  S.  498  will  den  Zeitpunkt  nach  dem  kalendermässigen 
Eintritt  der  Dunkelheit  bemessen.  Zutreffender  dürfte  jedoch  darunter  deren 
faktischer  Eintritt  verstanden  werden. 

«)  G.-G.  §  60b  ai.  1. 

'^)  G.-O.  §  60  al.  2. 

8)  G.-O.  §  60a. 

^)  Zuständig  für  die  Ausdehnung  sind  die  n.  1  aufgeführten  Behörden. 
Die  Beschwerde  geht  in  Preussen  an  den  Oberpräsidenten  nach  Ausf.  -  Anw. 
V.  29.  Dezember  1883,  lit.  A  ZifT.  IV  (Min.-Bl.  f.  d.  inn.  Verw.  1884  S.  11), 
in  Bayern  an  die  Kreisregierungen  nach  §  16  Voll.- Anw.  v.  1.  Juli  1890. 

^^)  G.-O.  §  62.  —  Die  Mitführung  von  Kindein  unter  14  Jahren  ist 
danach  für  gewerbliche  Zwecke  absolut  verboten,  auch  nicht  für  deren  Aus- 
bildung zu  Schauspielern  zugelassen.  Mugdan  §  62  n.  3.  Kinder  über  14 
Jahre  dürfen  dagegen,  wenn  für  ihren  ausreichenden  Unterricht  —  und  zwar 
in  Volksschulgegensländen ,  v.  Landmann  S.  510  —  gesorgt  ist,  auch  zu 
gewerblichen  Zwecken  mitgefuhrt  werden.  —  Während  des  Aufenthalts  an 
einem  bestimmten  Ort,  darf  der  Inhaber  des  Wandergewerbescheins  auch 
Kinder  unter  14  Jahren  zu  gewerblichen  Zwecken,  etwa  zur  Darstellung  einer 
Kinderrolle,  verwenden.  Berger  S.  79.  Der  zitirte  §  der  G.-O.  ist  bis  jetzt  die 
einzige,  im  Interesse  jugendlicher  Personen  auf  dem  Gebiet  des  Theaterrechts 
erlassene  reichsrechtliche  Bestimmung,  da  eine  analoge  Ausdehnung  der  für 
gewerbliche  Arbeiter  erlassenen  §§  120  fg.  G.-O.,  wie  freilich  Roesler,  Ver- 
waltungsrecht Bd.  2,  S.  230  verkennt,  unzulässig  ist.  —  Landesrechtlich 
findet  sich  nicht  selten  ein  weitergehender  Schutz.     So  gestattet  das  Zirkular- 
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und  zur  provisorischen  Einstellung  seines  Gewerbebetriebes 
gezwungen,  wenn  er  den  Schein  nicht  auf  Erfordern  den 
zuständigen  Behörden  oder  Beamten  sofort  vorzuzeigen  im 
Stande.  ^^) 

e.  Aus  dem  begrifflichen  Erfordemiss  persönDchen  Gewerbe- 
betriebs ^^  ergiebt  sich  die  Unzulässigkeit  der  Stellver- 
tretung im  Betriebe^*)  und  der  Zession  des  Wanderge- 
werbescheins. 

V.  Ergiebt  das  von  der  Behörde  angestellte  Prüfungs- 
verfahren, dass  gegen  den  Antragsteller  die  gesetzlichen  Ver- 
sagungsgründe nach  der  einen  oder  andern  Richtung  vorliegen, 
so  muss  die  Versagung  nur,  wenn  es  sich  um  einen  obli- 
gatorischen Versagungsgrund  handelt,  ausgesprochen  werden. 
Als  solche  bezeichnet  §57  G.-O.: 
1.   „Wenn  der  Nachsuchende  mit  einer  abschreckenden  oder 


reskript  d.  preuss.  Min.  d.  Inn.  v.  29.  November  1829  (Marcinowski,  Die 
Deutsche  Gewerbeordnung,  5.  Aufl.,  Berlin  1892  S.  307)  die  öffentliche  Vor- 
zeigung von  Menschen,  wohin  man  wohl  auch  die  Produktion  bei  einer  Vor- 
stellung rechnen  dürfte,  nur,  „wenn  das  zur  Schau  zu  stellende  Individuum 
sich  erweislich  bereits  in  dem  Alter  befindet,  welches  nach  den  Landesgesetzen 
eine  völlig  freie  Dispositionsireiheit  verleiht" ;  eine  Verf.  d.  Berl.  Polizeipräsidiums 
v.  5.  Juli  1886  (Sammlung  der  Polizeiverordnungen  für  Berlin,  3.  Aufl.  1895 
Bd.  2,  S.  347)  macht  das  Auftreten  schulpflichtiger  Kinder  von  polizeilicher 
Gestattung  abhängig.  —  Eine  eingehende  gesetzliche  Normirung  hat  diese 
Materie,  wenigstens  Vorstellungen  ohne  höheres  Kunstinteresse  betreffend,  im 
belgischen  Gesetz  v.  28.  Mai  1888,  Deseure  S.  31  fg.,  und  im  italienischen 
Gesetz  v.  30.  Juni  1889  art.  48,  Brusa,  Ital.  Staatsrecht  S.  88,  Rosmini  No.  4 
gefunden.  Ganz  unzureichend  sind  dagegen  die  Österreich.,  im  Dekret  der 
Polizeihofstelle  vom  12.  Januar  1824  enthaltene!)  Bestimmungen.  Ulbrich  Bd.  2, 
S.  161.  —  Dass  reichsrechtliche  Anordnungen  dringend  erforderlich,  ergiebt 
sich  aus  der  grossen  Zahl  am  Theater  beschäftigter  Kinder.  Wurde  doch- 
nur  in  Berlin  von  1886—1890  an  649  schulpflichtige  Kinder  die  erwähnte 
Polizeierlaubniss  ertheilt.  Deutsche  Bühnengenossenschaft.  1892.  S.  304. 
^1)  G.-O.  §  60c  al.  1.  —  Beim  Vorliegen  eines  Gesellschaftswander, 
gewerbescheins  trifft  die  Verpflichtung  zur  Vorlegung  den  Chef  der  Truppe. 
V.  Land  mann  S.  500. 

12)  Vgl.  S.  32. 

13)  V.  Landmann  S.  438. 
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ansteckenden  Krankheit  behaftet  oder  in  einer  abschreckenden 
Weise  entstellt  ist/  ^^) 

2.  „Wenn  er  unter  Polizeiaufsicht  steht."  ^^) 

3.  Wenn  er  wegen  strafbarer  Handlungen  aus  Gewinnsucht^^, 
gegen  das  Eigenthum,  gegen  die  Sittlichkeit,  wegen  vor- 
sätzlicher Angriffe  auf  das  Leben  und  die  Gesundheit  der 

.  Menschen,  wegen  Land-  oder  Hausfriedensbruchs,  wegen 
Widerstands  gegen  die  Staatsgewalt,  ^'0  wegen  vorsätzlicher 
Brandstiftung,  wegen  Zuwiderhandlungen  gegen  Verbote 
oder  Sicherungsmassregeln,  betreffend  Einführung  oder  Ver- 
breitung ansteckender  Krankheiten  oder  Viehseuchen,  zu 
einer  Freiheitsstrafe  von  mindestens  drei  Monaten  ^^)  ver- 
urtheilt  ist,  und  seit  Verbüssung  der  Strafe  drei  Jahre  noch 
nicht  verflossen  sind." 

4.  „Wenn  er  wegen  gewohnheitsmässiger  Arbeitsscheu, 
Bettelei,  Landstreicherei,  Trunksucht  übel  berüchtigt  ist." 

5.  „Sobald  der  den  Verhältnissen  des  Verwaltungsbezirks  der 
zuständigen  Verwaltungsbehörde  entsprechenden  Anzahl 
von  Personen  Wandergewerbescheine  ertheilt  oder  ausge- 
dehnt sind."  1») 

Alle  übrigen  Versagungsgründe  wirken  nur  fakultativ;  bei 
ihrem  Vorliegen  darf,  aber  muss  nicht,  die  Ertheilung des  Wander- 
gewerbescheins abgelehnt  werden.     In  der  Regel  soll  die  Ver- 
sagung nach  §  57a  G.-O.  erfolgen : 
1.  „Wenn  der  Nachsuchende  das  25.  Lebensjahr  noch  nicht 
vollendet  hat."  ^^) 


1*)  Ein  Zwang  zur  Beibringung  eines  Gesundheitsattestes  kann  hieraus 
nicht  hergeleitet  werden. 

15)  §  38  Str.  G.  B. 

lö)  Es  braucht  sich  hierbei  nicht,  wie  v.  Landmann  S.  447  richtig  be- 
merkt, um  ein  Vergehen  gegen  das  Eigenthum  zu  handeln. 

1"^)  Die  Worte:  „wegen  Land-  u.  s.  w.  bis  Staatsgewalt*  fehlten  in  der 
Fassung  der  G.-O.  v.  1883. 

18)  Dieser  Betrag  muss  durch  eine  Einzelstrafe  erreicht  sein. 

lö)  Vgl.  n.   9. 

20J  j^ach  der  früheren  Fassung;  „Wenn  der  Nachsuchende  noch  nicht 
grossjährig  ist." 


^   15.    Das  modifizirte  Konzessionssystem.  107 

2.   „Wenn  er  blind,   taub  oder   stumm  ist,   oder  an  Geistes- 
schwäche leidet." 
Endlich    darf   die  Versagung    auch  nach   §  57b  G.-O* 
ausgesprochen  worden: 

1.  „Wenn  der  Nachsuchende  im  Inlande  einen  festen  Wohn- 
sitz nicht  hat."*») 

2.  „Wenn  er  wegen  der  im  §  57  Ziffer  3  bezeichneten  Hand- 
lungen zu  einer  Freiheitsstrafe  von  mindestens  sechs 
Wochen  verurtheilt  ist,  und  seit  Verbüssung  der  Strafe 
drei  Jahre  noch  nicht  verflossen  sind." 

3.  „Wenn  er  wegen  Verletzung  der  auf  den  Gewerbebetrieb 
im  Umherziehen  bezüglichen  Vorschriften  im  Laufe  der 
let25ten  drei  Jahre  wiederholt  bestraft  ist." 

4.  „Wenn  er  ein  oder  mehrere  Kinder  besitzt,  für  deren 
Unterhalt  und,  sofern  sie  im  schulpflichtigen  Alter  stehen, 
für  deren  Unterricht  nicht  genügend  gesorgt  ist. " 

VI.  Gegen  die  Verweigerung  des  Wandergewerbescheins 
steht  dem  Antragsteller  im  Allgemeinen  das  Rechtsmittel  des 
Rekurses ,  wenn  sie  wegen  mangelnden  Bedürfnisses  erfolgte, 
nur  eine  Beschwerdeführung  offen.**) 

Vn.  Der  Wandergewerbeschein  erlischt  mit  dem  Tod 
des    Inhabers.     Die    Genehmigung    zum  Betrieb    des  Wander- 


^^)  Einem  Ausländer  gegenüber  darf  dieser  Versagungsgrund  nicht 
geltend  gemacht  werden.  Bekanntmachung  vom  31.  Oktober  1883  betr.  Ausf.* 
Best,  zur  G.-O.  IL  A.  7  (Centralblatt  f.  d.  deutsche  Reich  1883.  S.  305  fg.). 
^)  G.-O.  §  63.  —  Der  Rekurs  ist  in  den  grösseren  Bundesstaaten  an 
folgende  Behörden  zu  richten: 
Preussen:    Oberverwaltungsgericht   gemäss    §  118   Zuständigkeitsgesetz    vom 

1.  August  1883. 
Bayern:  Kreisregierung  gemäss  §  2  VoUz.-V.-O.  v.  29.  März  1892. 
Sachsen :  Ministerium  des  Innern  gemäss  §  19  lit.  b.  Ausf.-V.-O.  v.  28.  März  1892. 
Württemberg:  Kreisregierung    gemäss  §  79  Min.- Verf.   v.  9.  November    1883. 
Baden :  Bezirksrath,    von    da    an    das  Ministerium    des  Innern  gemäss  §  105 

Vollz.-V.-O.  V.  23.  Dezember  1883  und  §  37  V.-O.  v.  31.  August  1884. 
Hessen:  Provinzialausschuss,    von  da  an   das  Ministerium  des  Innern  gemäss 

§  6  V.-O.  V.  17.  November  1883. 
Oldenburg:    Kollegialiscl^    eingerichtete    Abtheilung    für    Gewerbesachen    des 

Staatsministeriums  gemäss  art.  16  Ausf.-V.-O.  z.  G.-O.  v.  14.  Januar  1884. 
Elsass-Lothringen:    Kaiseri.  Rath  gemäss  §  19  Einf.-V.-O.  v.  24.  Dezember  1888. 
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theatergewerbes  fallt  femer  mit  der  Zurücknahme  des  Wander- 
gewerbescheins fort,  deren  mittelst  Rekurses  anfechtbarer  Aus- 
spruch dann  erfolgen  kann,  wenn  sich  nach  der  Ertheilung 
herausstellt,  dass  obligatorische  oder  fakultative  Versagungs- 
gründe —  der  Behörde  unbekannt  —  schon  im  Moment  der 
Ausstellung  vorhanden  waren  oder  doch  später  eintraten.**) 
Unter  den  gleichen  Voraussetzungen  ist  endlich  eine  partielle 
Zurücknahme  durch  Fortfall  der  bewilligten  Ausdehnung  zu- 
lässig. ^) 


23)  G.-O.  §§  58,  63.  --  Für    die  Zurücknahme  sind  die  n.  1,   für  den 
Rekurs  die  n.  22  aufgeführten  Behörden  zuständig. 
34)  G.-O.  §  60  al.  3. 


§  i6.     Die  Gewerbepolizei  über  die   1  heateragenten. 

I.  Der  Theateragent,  der  sich  mit  der  Vermittlung  von 
Schauspielerengagements  gewerbsmässig  befasst,^)  unterliegt  nach 
drei  Richtungen  besonderen  gewerbepolizeilichen  Bestimmungen: 

1.  Während  die  Gewerbetreibenden  nach  §  14  G.-O.  allge- 
mein den  Beginn  ihres  selbständigen  Gewerbes  der  landes- 
gesetzlich zuständigen  Behörde  anzeigen  müssen,  trifft  den 
Theateragenten,  hiervon  unabhängig,  noch  eine  zweite 
Anzeigepflicht.^ 

2.  Der  Theateragent  hat  femer  die  landesrechtlichen  Vor- 
schriften über  die  Führung  seiner  Geschäftsbücher  zu 


^)  In  ähnlicher  Weise  funklionirten  bereits  im  4.  Jhdt.  v.  Chr.  die  eppXdßoi 
die  nach  Plato,  de  republ.  II,  p.  373b  zu  den  unumgänglich  nothwendigen 
Bestandtheilen  einer  achtbaren  Stadt  gehören.  Unzutreffend  ist  die  Angabe 
Oehmichen's,  Bühnenwesen  S.  206,  dass  die  Theateragenten  auch  als  icpö^svoi 
bezeichnet  würden.  Hier  liegt  wohl  —  ich  verdanke  diese  Angabe  einer 
gütigen  Mittheilung  des  Herrn  Professor  Dr.  Hermann  Hagen  —  eine  Ver- 
wechslung mit  PoUux,  Onomast.  HI,  59  vor,  wo  als  Pflicht  des  irpo^svo;, 
d.  h.  des  Konsuls,  erwähnt  ist,  den  Fremden  sBpa;  iv  Tij)  i^sarpw  zu 
beschaffen. 

2)  G.-O.  §  35  al.  4.  —  Die  Anzeige  erfolgt 
in  Preussen    an    die    Gemeindehörde    des    Wohnorts    des    Gewerbetreibenden 

nach  Ziff.  13  Ausf.-Anw.  v.  4.  September  1869, 
in  Bayern  an  die  Distrikts  Verwaltungsbehörde,    in    München    an    die    Polizei- 
direktion nach  §  17  VoUz.-V.-O.  v.  29.  März  1892, 
in  Sachsen  an  die  untere  Verwaltungsbehörde  nach  Ausf.-V.-0.v.  28.  März  1892, 
in  Württemberg  an  das  Oberamt  nach  §§  27,  28  Min.- Verf.  v.  9.  November  1883, 
in  Baden  an  das  Bezirksamt  nach  §  59  Vollz.-V.-O.    v.  23.  Dezember   1883, 


^^^  Die  TheatergewerbepoUz«. 

h^r^xasstellt,    dass   «^^g^^^'^tnnt  -  schon   im  M-' 
gröir^cle  -  der  Behörde   unbekanr^        s^  ^^ 

l.x^teUur.g  vorhar^den   waren   od^   dod.     P  .^^  ^.^^ 
Ux^ter   den  gleichen  Vora^el^g^"  J^* 
Zvtr^ctoahme  durch  Fortfall  der  bewilligten 

lässig.**) 


j^eUviT 


■mr^^v  «wi  !■■ 


-^T*=i 
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"-  Behörde  von  der  Existenz 
;Utcn,  so  ist  sie  gesetzlich 
•  dtis  Gewerbebetriebes  ver- 
-  Interdizirte  mittelst  Rekurses 
m\  Innewordene  Untersagungs- 
k:h  unbegrenzt;'^  doch  steht 
Kr  G.-O.  seiner  behördlichen 

ichkert,  einer  Wiedereröffnung 
jl<oil    durch    den  interdizirten 


übtir    die    Einleitung    des   Zurück- 
idie  lilrmessen,  da  für  die  Erzwingung 
r..     Vgl,  S.  81. 

j^ung  sind  in  Bayern,  Sachsen,  Württem- 

iirf*peEent;    in  Preussen  erfolgt  die  Unter- 

virksiüusschuss,    in  Baden    durch    den  Be- 

r^,LLi.sschu.ss^  in  Oldenburg  durch  die  untere 

r\    Jui'cli    kli;    höhere  Verwaltungsbehörde 

usf.-V.  Ü.   7.^  G.-O.  V.   14.  Januar  1884,    in 

r^MsJitLMitnr    L^^ijmäss    §  12  Einf.-V. -O.  vom 


4,LL,iJg-,gtjricht  i^i^mEiss  §  11 9  Zuständigkeitsgesetz 

$  8i1  i.andcbivutvvultungsgesetz  v.  30.  Juli   1883, 

irem^ss  ^  IL'  J.  Vollz.-V.-O.  v.  29.  März  1892, 

i.inschiifl  1,-emiiss  §  19  der  Ausfi-V.-O.  z.  G.-O. 


.  ^iigierung  gemäss  isL  D,  Ziff.  2  V.-O.  v.  19.  Juni  1873, 
mm  Lies  Irmern  yemiisfi  |  37  V.-O  v.  31.  August  1884, 
in^ialau^f^ijhus»,  von  d'<rt  an  das  Min.  d.  Innern  gemäss 
.   und  ArL  'JM  ai.   ij   ICrciä-    u.    Provinzialordnung    vom 
und  §5   L  (i  Vollz-'V.'t.K  V,   17.  November  1883. 
-    die    KulkyialabiheikuiiA    Tür     Gewerbesachen    des    Staats- 
mtU  Au^f.  V.-n.  ;&,  G.M.  V,   14.  Januar  1884. 
TIF  Grund    schränki  w  Landsuann   S.  299    die  Wirkung  auf  das 
itersagenden  Staats  ein.  —  StrnSHestimmung  in  §  148  Ziff.  4  G.-O. 
iidrer  Ansicht  IJrth.  d.  |  ri'uss.  (),  V.-G.  v.  26.  Mai  1891.    (Entsch. 
d33). 
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befolgen,^  die  meist  eine  fortlaufende  Eintragung  der  ver- 
mittelten Engagements  unter  Angabe  der  dafür  erhobenen 
Gebühr  anordnen.*) 
3.  Der  Theateragent  ist    endlich  der   obrigkeitlichen    Unter- 
sagung  seines   Gewerbebetriebes  ausgesetzt,    wenn 
Thatsachen    vorliegen,    welche  seine  Unzuverlässigkeit  in 
Bezug  auf  die  Bühnenengagementsvermittlung  darthun.^) 
II.    Die  Thatsachen,  welche  die  Untersagung  des  Gewerbe- 
betriebes herbeiführen  —  nur  dieser  Punkt  bedarf  der  Erläute- 
rung —   können    sich   sowohl    nach   wie  vor    der    Eröffnung 
desselben    ereignet   haben,®)    und  müssen,    wie    der  Ausdruck 
„darthun"    erweist,    die   Unzuverlässigkeit  des  Theateragenten 
in  unzweideutigster  Weise    klar   stellen.     Als    derartige  That- 
sachen kommen  nicht    alle    den  moralischen  Minderwerth  des 
Agenten  erweisenden  Umstände  in  Betracht;  Voraussetzung  ist 
vielmehr  stets  ein  vorhandener   oder    doch   zu   konstruirender 
Zusammenhang  jener  Thatsache  mit  dem  Gewerbebetrieb,  wie 
dies  bei  Berechnung  übermässiger  Vermittlungsprovision,  Ver- 
leitung der  Engagementssucher  zu  Unsittlichkeiten,  Ausbeutung 
ihrer  Nothlage   zur  Ausbedingung   ungewöhnlicher  Leistungen 


in  Hessen  an  die  Ortspolizeibehörde  nach  Art.  48  III  12  Kreis-  u.  Provinzial- 
ordnung  v.  12.  Juni  1874. 

Nach  dem  ital.  Ges.  v.  30.  Juni  1 889  art.  69  bedarf  der  Theateragent  zur 
Eröffnung  seines  Gewerbebetriebes  obrigkeitlicher  Erlaubnis^»  die  ihm,  wenn 
gegen  seine  bisherige  Führung  Bedenken  bestehen,  verweigert  werden  darf. 
Dies  präventive  System  besitzt  unstreitig  grosse  Vorzüge  vor  dem  Standpunkt 
der  G.-C,  indem  es  übel  beleumundete  Personen  von  vornherein  von  einem 
Gewerbe  ausschliesst,  das,  wie  vielleicht  kein  zweites,  geeignet  ist,  in  miss- 
bräuchlichster  Weise  betrieben  zu  werden.  Mindestens  müsste  doch  vom 
Theateragenten  die  gleiche  moralische  Qualifikation,  wie  vom  Unternehmer 
eines  Lokaltheaters,  prästirt  werden. 

3)  G.-O.  §  38  al.  2.  —  Aehnlich  das  Ital.  Ges.  v.  30.  Juni  1889  Art.  70. 
Rosmini  No.  612. 

4)  V.-O.  d.  Sachs.  Min.  d.  Inn.  v.  14.  März  1893  (Fischer's  Zeitschr 
Bd.  14,  S.  269).     Berliner  Polizei-V.-O.  v.  18.  März  1885  (Samml.  der  PoUzei- 
V.-O.     Bd.  2,  S.  352).  -^  Ital.  Regl.  v.  8.  November  1889  Art.  75  fg. 

5)  G.-O.  §  35  al.  1,  3. 

ö)  V.  Landmann  S.  298.  —  Urth.  d.  preuss.  O.-V.-G.  v.  1 1.  November  1880. 
(Reger,  Entsch.  Bd.  1,  123). 
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u.  s.  w.  der  Fall  wäre.^  Hat  die  Behörde  von  der  Existenz 
solcher  Thatsachen  Nachricht  erhalten,  so  ist  sie  gesetzlich 
zum  Ausspruch  der  Untersagung  des  Gewerbebetriebes  ver- 
pflichtet,®) eine  Massregel,  die  der  Interdizirte  mittelst  Rekurses 
anfechten  kann.*)  Der  rechtskräftig  gewordene  Untersagungs- 
beschluss  wirkt  zeitlich  und  räumlich  unbegrenzt;'^  doch  steht 
wohl  nach  der  jetzigen  Fassung  der  G.-O.  seiner  behördlichen 
Zurücknahme  und  damit  der  Möglichkeit,  einer  Wiedereröffnung 
der  Engagementsvermittlungsthätigkeit  durch  den  interdizirten 
Agenten  nichts  im  Wege.") 


'')  V.  Landmann  S.  304. 

^)  Thatsächiich  entscheidet  indess  über  die  Einleitung  des  Zurück- 
nahmeverfahrens auch  hier  das  behördhche  Ermessen,  da  für  die  Erzwingung 
desselben  kein  Rechtsmittel  gegeben  ist.     Vgl.  S.  81. 

^)  G.-O.  §  40.  Für  die  Untersagung  sind  in  Bayern,  Sachsen,  Württem- 
berg die  n.  2  erwähnten  Behörden  kompetent;  in  Preussen  erfolgt  die  Unter- 
sagung durch  den  Kreis-  bezw.  Bezirksausschuss,  in  Baden  durch  den  Be- 
zirksrath,  in  Hessen  durch  den  Kreisausschuss,  in  Oldenburg  durch  die  untere 
Verwaltungsbehörde  im  Herzogthum,  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde 
in  den  Fürstenthümem  gemäss  Ausf.-V.-O.  z.  G.-O.  v.  14.  Januar  1884,  in 
Elsass  -  Lothringen  durch  den  Kreisdirektor  gemäss  §  1 2  Einf.  -  V.  -O.  vom 
24.  Dezember  1888.    - 

Der  Rekurs  erfolgt: 

in  Preussen  an  das  Oberverwaltungsgericht  gemäss  §119  Zuständigkeitsgesetz 

V.  1.  August  1883  und  §  83  Landesverwaltungsgesetz  v.  30.  Juli   1883, 

in  Bayern  an  die  Kreisregierung  gemäss  §  !2  d.  Vollz.-V.-O.  v.  29.  März  1892, 

in  Sachsen  an  die  Kreishauptmannschaft  gemäss  §  19  der  Ausf.-V.-O.  z.  G.-O. 

V.  28.  März  1892, 
in  Württemberg  an  die  Kreisregierung  gemäss  lit.  D,  Ziff.  2  V.-O.  v.  19.  Juni  1873, 
in  Baden  an  das  Ministerium  des  Innern  gemäss  §  37  V.-O  v.  31.  August  1884, 
in  Hessen  an  den  Provinzialausschuss,  von  dort  an  das  Min.  d.  Innern  gemäss 
Art.  48  III  Ziff.   12  und  Art.  98  al.  2  Kreis-    u.    Provinzialordnung    vom 
12.  Juni  1874  und  §§  1,  6  Vollz.-V.-O.  v.  17.  November  1883. 
in    Oldenburg    an    die    Kollegialabtheilung  fQr    Gewerbesachen    des    Staats- 
ministeriums  nach  Ausf.-V.-O.  z.  G.-O.  v.  14.  Januar  1884, 

10)  Ohne  Grund  schränkt  v.  Landmann  S.  299  die  Wirkung  auf  das 
Gebiet  des  untersagenden  Staats  ein.  —  Strafbestimmung  in  §  148  Ziff.  4  G.-O. 

11)  Andrer  Ansicht  Urth.  d.  preuss.  O.-V.-G.  v.  26.  Mai  1891.  (Entsch. 
Bd.  21,  S.  333). 


Zweiter  Abschnitt. 

Die  KontroUpolizei. 

§17^ 

I.  Das  durch  die  Ertheilung  von  Konzession  oder  Privileg 
begründete  Recht  des  Theateruntemehmers  unterscheidet  sich 
von  andern  subjektiven  Rechten  dadurch,  dass  es  von  seiner 
Entstehung  an  den  Todeskeim  in  sich  trägt.  Ständig  lastet 
auf  ihm  die  Möglichkeit  der  Zurücknahme  oder  des  Widerrufs, 
zu  deren  Vornahme  die  Behörde  mit  dem  Eintritt  gesetzlich 
normirter  Umstände  zu  schreiten  befugt  ist. 

Die  blosse  Berechtigung  dazu  setzt  jedoch  die  Behörde 
noch  nicht  in  den  Stand,  von  dieser  Befugniss  auch  wirklich 
Gebrauch  zu  machen.  Dazu  bedarf  sie  vielmehr  auch  der 
Kenntniss  derjenigen  Vorgänge,  die  sich  als  Gründe  für  die 
Zurücknahme  oder  den  Widerruf  qualifiziren,  so  dass  sich  die 
Frage  erhebt,  in  welcher  Weise  diesem  Bedürfniss  nach  Kennt- 
nissnahme  am  Besten  Genüge  geschehe.  Dass  die  Behörde 
dabei  nicht  auf  den  Zufall,  der  ja  mitunter  solche  Kenntniss 
vermitteln  würde,  angewiesen  sein  darf,  liegt  auf  der  Hand; 
würde  es  doch  dann  zahlreichen  Theaterunternehmern  gelingen, 
ihr  Gewerbe,  trotzdem  es  zur  Zurücknahme  oder  zum  Widerruf 
hinreichend  Veranlassung  böte,  ungestört  zu  betreiben  und  da- 
mit die  staatliche  Fürsorge  für  pinen  dem  Volksganzen  heil- 
samen Zustand  des  Theaterwesens  zu  beseitigen.  Bessere  Re- 
sultate würden  sich  kaum  auch  dann  erreichen  lassen,  wenn 
die  Behörde  ihre  Kenntniss  des  Vorliegens  von  Zurücknahme- 
oder Widerrufsgründen  aus  den  ihr  von  Dritten  gemachten  An- 
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zeigen  schöpfen  müsste,  da  es  sich  dann  um  eine  unreine, 
häufig  durch  Konkurrenzneid  getrübte  Quelle  handeln  würde. 
Am  zuverlässigsten  wird  die  Behörde  jene  Kenntniss  vielmehr 
dann  erwerben,  wenn  sie  selbst  eine  ständige  Ueberwachung 
der  Theateruntemehmungen,  eine  Kontrollpolizei,  ausübt  und 
damit  unmittelbar  wahrnimmt,  ob  der  Betrieb  in  einer  zum 
Ausspruch  von  Zurücknahme  oder  Widerruf  berechtigenden 
Weise  vor  sich  geht. 

II.  Die  Theaterkontrollpolizei  besitzt  zwar  keine  reichs- 
rechtliche Regelung,  findet  aber  dennoch  in  den  einzelnen 
Bundesstaaten  allgemeine  Anwendung.  Auch  hier  mangelt  freilich 
meist  eine  ausdrückliche  gesetzliche  Anerkennung,  ein  Umstand, 
der  jedoch  noch  nie  die  Gesetzmässigkeit  der  als  Ausfluss 
des  Theaterkontrollpolizeirechts  erfolgten  behördlichen  Mass- 
nahmen in  Zweifel  zu  ziehen  Veranlassung  gegeben  hat.  Ein 
solches  Unternehmen  müsste  auch  unbedenklich  ergebnisslos 
verlaufen,  da  die  Anordnung  von  KontroUmassregeln  die  selbst- 
verständliche Voraussetzung  für  jede  Funktion  der  Staatsgewalt 
bildet,  ohne  ihre  Möglichkeit  eine  Staatsthätigkeit  überhaupt 
ausgeschlossen  wäre.  ^)  Bezweckt  doch  die  Ueberwachung 
lediglich  die  Aufrechterhaltung  der  Rechtsordnung,  indem  sie 
den  Staat  in  die  Lage  versetzt,  sich  die  zur  Beseitigung  von 
Theateruntemehmungen,  deren  Betrieb  im  Widerspruch  zur 
Rechtsordnung  erfolgt,  erforderlichen  Mittel  zu  verschaffen  und 
daraufhin  den  gestörten  Rechtszustand  wieder  in  seine  gesetz- 
mässige  Gestalt  zu  bringen.  Die  Theaterkontrollpolizei  bildet 
demnach  eine  Anstalt  zur  Handhabung  der  Gerechtigkeit,^  einen 
Ausfluss  der  allgemeinen  Aufgabe  des  Staats,  sein  selbst  ge- 
setztes Recht  in    seinen    eigenen  Grenzen   zu  verwirklichen.  ^) 

III.  Aus  der  Aufgabe  der  Theaterkontrollpolizei  als  Ueber- 
wachung der  gewerbsmässigen  Theaterunternehmungen  auf  die 
Uebereinstimmung   ihres    Betriebes    mit    den  Vorschriften    der 


1)  Haenel,  Staatrecht.  Bd.  1,  S.  299  fg.  Laband,  Staatrecht.  Bd.  1, 
S.  667  fg.  V.  Stein,  Polizei,  Wörterbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts. 
Bd.  2,  S.  247. 

2)  Pr.  A.-L.-R.  II  17  §  2. 

3)  Gierke,  Deutsches  Privatrecht.     Bd.   l,  S.   118. 

Opet,  Theaterreoht.  8 
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G.-O.*)  ergiebt  sich  prinzipiell  für  die  Kontrollbehörde  ein  Recht  auf 
Einsichtnahme  in  den  Betrieb,  für  den  Theaterunternehmer 
eine  Verpflichtung  zur  Duldung  dieser  Einsichtnahme,  für 
beide  Kontrollinteressenten  dagegen  die  Unzulässigkeit  aller  die 
Thätigkeit  der  Einsichtnahme  überschreitenden  Massregeln. 

Das  Kontrollrecht  gestattet  daher  der  Behörde  nicht,  dem 
Unternehmer  Handlungen,  durch  die  er  sich  mit  Vorschriften 
der  Gewerbepolizei  in  Widerspruch  setzt,  zu  untersagen: 
eine  derartige  Beanstandung  würde  über  die  Grenzen  blosser 
Ueberwachung  hinausgehen,  den  Unternehmer  statt  des  ihm 
allein  obliegenden  pati  zum  non  facere  nöthigen.  ^)  Anders  ver- 
hält es  sich  mit  der  einfachen  Beanstandung,  d.  h.  der 
behördlichen  Mittheilung  an  den  Unternehmer,  dass  gewisse 
seiner  Handlungen  sich  nach  Ansicht  der  Behörde  nicht  mit 
den  gewerbepolizeilichen  Bestimmungen  in  Uebereinstimmung 
befanden,  worin  ein  rechtlich  irrelevanter  Rath  zu  erblicken, 
dessen  Befolgung  in's  freie  Belieben  des  Unternehmers  ge- 
stellt ist.  ö) 

Ebensowenig  gestattet  das  Kontrollrecht  der  Behörde,  dem 
Unternehmer  die  Vornahme  bestimmter  Handlungen  zu  ge- 
bieten, um  damit  die  gestörte  Uebereinstimmung  seines  Be- 
triebes mit  den  Normen  der  G.-O.  wieder  herzustellen:  auch 
hierin  würde  eine  Ueberschreitung  der  durch  die  Befugniss  zur 
Ueberwachung  gesteckten  Grenzen  enthalten  sein,  der  Unter- 
nehmer zum  facere  gezwungen  werden,  während  seine  Ver- 
pflichtung begrifflich  doch  nur  ein  pati  umfasst. 

Die  thatsächliche  Ausübung  der  Kontrollpolizei  scheint 
freilich  mit  diesen  Grundsätzen  im  Widerspruch  zu  stehen :  der 
Unternehmer    unterliegt   nämlich   nicht    nur    einer   sich  durch 


*)  Urth.  d.  preuss.  Kammer-Ger.  v.  31.  Januar  1884.  (Jahrbücher  f. 
Entsch.     Bd.  4,  S.  251). 

^)  Weitergehend  erachtet  allerdings  Haenel  Bd.  1,  S.  311  fg.  auch 
diese  Art  der  Beanstandung  als  eine  Konsequenz   des  Ueberwachungsbegriifs. 

ö)  Eine  derartige  Mahnung  kann  freilich  rechtliehe  Bedeutung  an- 
nehmen, wenn  sie  die  gesetzliche  Voraussetzung  für  das  auf  Aenderung  des 
unrechtmässigen  Zustandes  gerichtete  behördliche  Emgreifen  bildet.  O.  Mayer . 
Verwaltungsrecht.     Bd.   1,  S.  284. 
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Einsichtnahme  in  seinen  Betrieb  manifestirenden  Uebervvachung 
durch  die  Behörde,  sondern  ist  auch  selbst  zu  einem  Thun  ver- 
bunden, insofern  er  der  Behörde  auf  deren  Ersuchen  zur  Aus- 
kunft ertheilung  über  diejenigen  Thatsachen  verpflichtet  ist, 
von  deren  Vorhandensein  sie  sich  eventuell  durch  Einsicht- 
nahme unterrichten  dürfte.')  Allein  aus  diesem  Inhalt  des  dem 
Unternehmer  obliegenden  Thuns  ergiebt  sich,  dass  es  sich  hier 
nicht  um  ein  facere  im  allgemeinen  Sinn  handelt,  sondern  nur 
um  ein  solches  Thun,  das  zur  Kontrolle  in  direkter  Beziehung 
steht,  indem  es  die  Ueberwachungsthätigkeit,  deren  Ausübung 
an  sich  nur  der  Behörde  zusteht,  theilweise  in  die  Hand  des 
Ueberwachten  selbst  legt.  ®)  Nur  scheinbar  wird  durch  die 
Verpflichtung  zur  Auskunftertheilung  eine  Mehrbelastung  des 
Unternehmers  herbeigeführt:  thatsächlich  wird  ihm  damit  der 
Zwang  erspart,  für  diejenigen  Gegenstände,  über  die  er  Aus- 
kunft ertheilt,  sich  der  immerhin  drückenden  direkten  Einsicht- 
nahme der  Behörde  zu  unterziehen,  der  freilich  nicht  verwehrt 
ist,  etwaige  Zweifel  über  den  zutreffenden  Inhalt  der  Auskunft 
schliesslich  dennoch  durch  Einsichtnahme  in  den  Betrieb  zu  lösen. 
IV.  Der  geschilderte  Inhalt  des  Ueberwachungsrechts  giebt 
das  Mass  für  die  zu  seiner  Ausübung  zu  Gebote  stehenden 
Mittel.  Prinzipiell  beschränken  sich  diese  auf  die  Vornahme 
des  Augenscheins  durch  die  Behörde,  der  sich  auf  alle  im 
Theaterbetrieb  erfolgenden  Vorgänge  erstreckt,  mit  denen  eine 
Verletzung  gewerbepolizeilicher  Vorschriften  verbunden  sein 
kann.  Eventuell  tritt  dazu  die  Berichterstattung  des  Theater- 
untemehmers  über  diejenigen  Vorgänge,  über  die  er  von  der 
Behörde  um  Auskunftertheilung  angegangen  wurde.  Ob  und 
in  welcher  Weise  das  eine  oder  andere  Mittel  zur  Anwendung 
gelangt,    ist    eine    lediglich    nach    Zweckmässigkeitsrücksichten 


7)  Haenel  Bd.  1,  S.  311. 

8)  Der  durch  das  Kontrollrecht  erzeugte  Zustand  erinnert  an  die  durch 
Existenz  einer  Servitut  geschaffene  Lage.  Will  man  bei  dieser  Analogie 
bleiben,  so  bietet  für  die  Verpflichtung  des  Onerirten  zur  Auskunftertheilung 
die  servitus  oneris  ferendi  einen  Vergleichspunkt,  insofern  auch  hier  der  Ver- 
pflichtete aus  Zweckmässigkeitsrücksichten  zu  einem  positiven  Thun  ver- 
bunden  ist. 

8* 
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ZU  beantwortende  Frage;  doch  lassen  sich  für  die  verschie- 
denen Arten  der  Theateruntemehmungen  gewisse  gleichmäs- 
sige  Grundzüge  für  die  Ausübung  der  Kontrollpolizei  unter- 
scheiden. 

V.    Demnach  gestaltet  sich  die  Anwendung  der  Kontroll- 
polizei hauptsächlich  in  folgender  Weise: 

1.     Beim    Schauspielunternehmen    richtet    sich    die 
Ueberwachung  darauf,  ob  „aus  Handlungen  oder  Unterlassungen 
des  Konzessionsinhabers  der  Mangel  derjenigen  Eigenschaften, 
welche  bei  der  Ertheilung  der  Genehmigung  nach  der  Vorschrift 
der  G.-O.  vorausgesetzt  werden  mussten,klar  erhellt."®)     Dem- 
nach tritt  die  Kontrolle  in  folgender  Dreitheilung  auf: 
a)  Die  Behörde    hat   die  Fortdauer    der    für    den  Betrieb;  in 
sittlicherHinsicht  erforderlichen  Zuverlässigkeit  des  Unter- 
nehmers   zu     überwachen.     Zu    diesem    Zweck   gebührt 
der  Behörde  die  Vorstellungskontrolle,   behufs  deren 
Ermöglichung   der   Unternehmer   verpflichtet   ist,   der  Be- 
hörde   rechtzeitig    Zeitpunkt,    Ort    und  Gegenstand   jeder 
Aufführung  mitzutheilen  ^^  und   einer  genügenden  Anzahl 
ihrer  Organe    die     freie    Benutzung   angemessener   Plätze 
im  Theaterlokal    einzuräumen.^^)     Ob  die  Vorstellung   ein 
neues    oder     bereits     wiederholt    anstandslos    gegebenes 
Stück    bringt,    ist    für    das  Recht    der  Behörde,    der  Auf- 
führung  beizuwohnen,  unerheblich,    da  auch  die  Wieder- 
holung eines  Stückes    —   etwa  mit  veränderter  Besetzung 
—   zu  früher  nicht  vorhandenen    Bedenken   Anlass  geben 
kann,    eine    erschöpfende   Kontrolle    also    die   ausnahms- 
lose Ueberwachung  aller  Vorstellungen  verlangt.     Natür- 
lich    bezieht   sich   die    Kontrolle    nur    auf   die    im    Ge- 
werbebetrieb   des   Unternehmers   erfolgenden    Vorstel- 
lungen.   Zu  einer  vom  Unternehmer  vor  einem  individuell 
geladenen  Publikum  veranstalteten  Aufführung   dürfte  die 


ö)  G.-O.  §  53  Abs.  2. 

10)  Berl.  Theat.-O  §  4. 

11)  Berl.  Theat.-O.  §  12.     Ital.  Ges.  v.  30.  Juni  1889  Art.  43.     Lacan 
et  Paulmier  Bd.  1,  S.   153.     Rosmini  No.  97.     Vivien  et  Blanc  S.  71. 
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Behörde  nicht,  auf  ihr  Kontrollrecht  gestützt,  Eintritt  für 
ihre  Organe  beanspruchen,  und  eben  so  wenig  wäre  sie 
hierzu  für  AufHihrungen  befugt,  deren  Besuch  nur  den 
Mitgliedern  eines  bestimmten  Vereins  —  unter  Ausschluss 
von  eingeführten  Gästen  —  zugänglich  wäre.*^  — 
Die  Kontrolle  erstreckt  sich  femer  auf  das  Personal 
der  Schauspieliintemehmung,  dessen  Zusammensetzung 
unter  Umständen  ebenfalls  einen  Aufschluss  über  die 
sittliche  Zuverlässigkeit  des  Unternehmers  gestattet.^*) 
In  Ausübung  dieser  Funktion  kann  die  Behörde  vom 
Unternehmer  einen  ständigen  Ausweis  über  sein  Personal 


12)  Berl.  Theat.-0.  §  3,  Leuthold,  Theaterpolizci  S.  625.  Dahin  gehören 
auch  die  von  sog.  freien  Bühnen  veranstalteten  Vorstellungen,  die»  selbst  wenn 
die  Mitgliedschaft  des  Theatervereins  lediglich  durch  den  Kauf  eines  Eintritts- 
billets  erworben  wird,  dennoch  nicht  Aufführungen  im  Betrieb  eines  Theater- 
gewerbes darstellen.  Urth.  d.  Landgerichts  I  Berlin,  Straf  -  Kammer  vom 
13.  Dezember  1895,  Voss.  Ztg.No.  586  v.  14.  Dezember  1895.  Grelling,  Streifzüge 
S.  226.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  61.  Zu  weitgehend  dürfte  das  Urth. 
d.  preuss.  O.-V.-G.  v.  4.  Januar  1895  (Magazin  für  Literatur  1896,  S.  563) 
gefasst  sein,  das  die  von  Vereinen  veranstalteten  Vorstellungen  der  Theater- 
kontrollpolizei unterordnet,  „wenn  die  Mitgliederzahl  des  Vereins  so  gross 
und  die  Organisation  so  lose  ist,  dass  von  dem  Verein  nicht  gesagt  werden 
kann,  seine  Mitglieder  bilden  einen  in  sich  geschlossenen,  bestimmt  abge- 
grenzten Kreis  von  innerlich  unter  sich  verbundenen  Personen.**  Ob  Ver- 
einsmitglieder auch  innerlich  verbunden  sind,  ist  für  den  Begriff  „Verein" 
unerheblich;  charakteristisch  ist  grade  das  Moment  des  äusseren  Zu- 
sammenschlusses, das  durch  keine  noch  so  grosse  Mitgliederzahl  beseitigt 
wird.  DagegenKohler,  Autorrechtliche  Studien  S.  39 1 .  —  Gleichgültig  ist  dieLokalität 
der  Vorstellung,  Rosmini  No.  18,  unerheblich  auch,  dass  Annoncen  oder  Plakate 
auf  ihr  Stattfinden  aufmerksam  machten,  woraus  Vivien  et  Blanc  S.  14 
irrthümlich  ihre  Unterwerfung  unter  die  Polizeikontrolle  folgern,  obwohl  es 
sich  dabei  um  ein  einfaches  in  die  Erinnerungbringen  den  Vereinsmitgliedern 
gegenüber  handeln  kann.  Das  Veranstalten  einer  Vorstellung  angeblich  als 
einer  Vereinsvorstellung,  während  thatsächlich  eine  Jedermann  zugängliche 
entgeltliche  Aufführung  vorliegt,  wäre  natürlich  als  blosses  in  fraudem  legis 
facere  ungenügend,  um  die  Ueberwachung  auszuschliessen.  Preuss.  Min.-Erl. 
V.  2.  November  1884.     (Min.-Bl.  f.  d.  inn.  Verw.  1884  S.  251). 

1^)  Ein  Schauspieluntemehmer,  der  Damen  der  demi-monde  oder  in 
Sensationsprozessen  bekannt  gewordene  Verbrecher  als  Bühnenmitglieder  engagirt 
—  beides  hat  sich  vor  nicht  langer  Zeit  auf  einem  Berliner  Theater  ereignet  — 
hätte  schon  längst  seine  Konzession  einbüssen  müssen. 
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verlangen/*)  ist  jedoch  nicht  ermächtigt,  den  Unternehmer 
zur  Entlassung  derjenigen  Bühnenmitglieder,  deren  En- 
gagement den  an  den  Betrieb  zu  stellenden  sittlichen 
Anforderungen  widerspricht,  anzuhalten.'^)  Denn  damit 
würde  die  durch  das  Kontrollrecht  der  Behörde  gebotene 
Möglichkeit,  die  'jederzeitige  Zusammensetzung  des  Per- 
sonals zu  überwachen,  weitaus  überschritten.^^) 
b)  Die  Behörde  hat  femer  die  Fortdauer  der  fiir  den  Betrieb 
in  artistischer  Hinsicht  erforderlichen  Zuverlässigkeit  des 
Unternehmers  zu  überwachen.  Auch  diese  Richtung  der 
Kontrolle  wird  durch  den  Besuch  der  Vorstellung  seitens 
behördlicher  Organe  ausgeübt,  denen  es  obliegt,  sich 
über  den  künstlerischen  Werth  der  Aufführung  ein  Ur- 
theil  zu  bilden.  In  dieser  Thätigkeit  erschöpft  sich  die 
Kontrollfunktion.  Die  Behörde  hat  kein  Recht,  dem 
Unternehmer'  auf  Grund  .ihrer  Wahrnehmungen  über 
die  artistische  Seite  seines  Betriebes  Anweisungen  zu 
ertheilen,  weder  was  die  Zusammensetzung  des  Re- 
pertoires ^'')  noch  der  Truppe^*)  betrifft. 


1*)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  152.  Rosmini  No.  HO.  Salucci  S.  13. 
Mit  Unrecht  vermisst  Rosmini  für  diese  Verpflichtung  des  Unternehmers  eine 
besondere  gesetzliche  Grundlage. 

IS)  Roesler,  Verwaltungsrecht.     Bd.  2,  S.  229  n.  3. 

1®)  Die  französische  Praxis  hielt  freilich  diese  Grenzlininie  nicht  immer 
nne.     Dalloz  No    60. 

1'^)  Die  französische  Verwaltungspraxis  ging  allerdings  lange  Zeit 
soweit,  betreffs  der  aufzuführenden  Stücke  bindende  Vorschriften  zu  er- 
theilen. Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  152.  Vivien  et  Blanc  S.  64,  No.  101, 
3.  Kulturgeschichtlich  dürfte  nicht  uninteressant  sein,  dass  diese  Ueber- 
schreitung  des  Kontrollrechts  grade  zur  Zeit  der  angeblich  absoluten 
Theaterfreiheit  am  ausgedehntesten  stattfand.  Der  Konvent  befahl  nämlich 
durch  Dekret  v.  2./3.  August  1793,  Art.  1,  „dass  vom  4.  August  bis  1.  September 
in  den  von  der  Stadtverwaltung  bezeichneten  Pariser  Theatern,  dreimal 
wöchentlich  die  Trauerspiele  Brutus,  Wilhelm  Teil,  G.  Gracchus  und  andere, 
die  glorreichen  Ereignisse  der  Revolution  und  die  Tugenden  der  Freiheits- 
vertheidiger  schildernde  Dramen  auigeführt  würden".     Guichard  S.  63. 

1^)  Auch  hier  befolgte  die  französische  Praxis  das  umgekehrte  System, 
das  sich  bis  zur  obrigkeitlichen  Fixirung  des  Bestandes  der  Schauspielertruppen 
steigerte.  Dalloz  No.  60.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  152.  Vivien  et  Blanc 
S.  63,  No.   100,  2. 
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c)  Endlich  hat  die  Behörde  die  Fortdauer  der  für  den  Betrieb 
in  finanzieller  Hinsicht  erforderlichen  Zuverlässig- 
keit des  Unternehmers  zu  überwachen.  Zu  diesem  Be 
huf  kann  sich  die  Behörde  jeder  Zeit  über  die  pekuniäre 
Lage  der  Theateruntemehmung  unterrichten,  Vorlegung 
der  über  Einnahmen  und  Ausgaben  vorhandenen  Beläge 
verlangen,  ständige  Mittheilung  der  Kassenrapporte  be- 
anspruchen, in  alle  die  geschäftliche  Seite  des  Betriebes 
betreffenden  Angelegenheiten  Einsicht  nehmen.  Doch 
beschränkt  sich  auch  hier  die  Thätigkeit  der  Behörde 
streng  auf  die  Kontrolle,  ist  ihr  jeder  aktive  Einfluss 
auf  die  Gestaltung  des  Betriebes  verschlossen.  Die  Be- 
hörde darf  daher  über  die  Zahl  der  zu  veranstaltenden 
Vorstellungen  keine  Bestimmungen  treffen,^*)  weder  die 
Höhe  der  künstlerischen  oder  Autorenhonorare  ^^)  noch 
den  Preis  der  Eintrittsbillets^^)  normiren. 
2.  Die  Kontrolle  über  den  gewerbsmässigen  Betrieb  der 
Lokaltheater  beschränkt  sich  auf  die  Ueberwachung,  „ob 
die  veranstalteten  Aufführungen  den  Gesetzen  oder  guten  Sitten 


1®)  Die  französische  Praxis  hielt  auch  diese  Grenze  des  Kontrollrechts 
nicht  inne.     Vivien  et  Blanc  S.  64,  No.  101,  4. 

20)  Ebensowenig  darf  die  Behörde  das  Recht,  Honorarstreitigkeiten  zu 
entscheiden,  beanspruchen.  In  völliger  Verkennung  des  richtigen  Standpunktes 
statuirte  dagegen  das  französische  Theaterrecht  ein  an  die  vorläufigen  Polizei- 
bescheide des  preussischen  Gesinderechts  erinnerndes  Verfahren  zur  summa- 
rischen Erledigung  solcher  Prozesse  zwischen  Unternehmer  einerseits  und 
Theaterpersonal  oder  Schriftsteller  andrerseits.  Reglement  v.  2ä.  April  1807 
Art.  19.  Vivien  et  Blanc  S.  59.  —  Auch  die  Span.  Th.-O.  Art.  119  giebtden 
Polizeibehörden  das  Recht  zur  vorläufig  vollstreckbaren  Entscheidung  der- 
artiger Streitigkeiten. 

21)  Eine  solche  Befugniss  der  Polizei  galt  in  Frankreich  bis  zum  Dekret 
v.  6.  Januar  1864,  Art.  7.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  145  n.  1.  Vivien 
et  Blanc  S.  61  n.  101,  1,  vereinzelt  auch  in  Deutschland  noch  im  laufenden 
Jhdt  V.  Oven,  Das  erste  städtische  Theater  in  Frankfurt  a/M.  Frankfurt 
a/M.  1872.  S.  3.  Streit,  Bernisches  Bühnenwesen.  Bd.  1,  S.  41.  Irrthümlich 
konstruirten  die  französischen  Juristen  die  obrigkeitliche  Normirung  als  einen 
Vertrag  zu  Gunsten  eines  Dritten,  nämlich  des  Theaterbesuchers,  während  es 
sich  um  eine  bei  der  Privilegerth eilung  obrigkeitlich  auferlegte  Bedingung 
handelte.  —  Die  obrigkeitliche  Normirung  der  Eintrittspreise  würde  jedoch  in 
der  Aberkennung  des  Theaters  als  quasipublizistischen  Instituts  ihre  Recht- 
fertigung finden.     Vgl.  S.  30. 
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zuwiderlaufen."  Die  Mittel  sind  auch  hier  Besuch  der  Vor- 
stellungen durch  polizeiliche  Organe,  Mittheilungen  des  Unter- 
nehmers über  Zeitpunkt  und  Gegenstand  der  Aufführung,^^) 
Vorlegung  von  Ausweisen  über  die  Zusammensetzung  des 
engagirten  Personals. 

3.  Für  die  Strassenaufführung  lässt  sich,  sobald  sie  be- 
dingungslos gestattet  wurde,  kein  Kontrollrecht  konstruiren, 
da  in  diesem  Falle  der  Widerruf  des  Privilegs  dem  freien  Be- 
lieben der  Behörde  unterliegt,  also  keine  Punkte  vorhanden 
sind,  an  deren  Existenz  die  Fortdauer  des  Privilegs  geknüpft 
wäre.  Wurde  das  zu  ihrer  Vornahme  erforderliche  Privileg 
dagegen  unter  bestimmten  Bedingungen  ertheilt,  so  liegt  der 
Behörde  die  Beobachtung  dieser  Bedingungen  zu  überwachen 
ob.  Häufig  wird  sich  hier  die  Kontrollpolizei  mit  den  Forderungen 
der  Strassenpolizei  kreuzen. 

4.  Die  Kontrolle  über  die  Wandertheatergewerbe  be- 
thätigt  sich  in  verschiedener  Weise,  je  nachdem  ihr  Betrieb  als 
Schauspielunternehmen  oder  Strassenaufführung  erfolgt.  Im 
ersten  Fall  kommen  die  sub  1  gegebenen,  im  zweiten  die 
Bestimmungen  sub  3  zur  Anwendung. 

VI.  Die  Massregeln  zur  Ausübung  der  Ueberwachung 
sind  entweder  in  allgemeinen  Polizeiverordnungen  vorgesehen 
oder  werden  durch  individuelle,  dem  Charakter  des  einzelnenTheater- 
gewerbes  angepasste  Polizeiverfügungen  ^^)  angeordnet.  Zu 
ihrer  Durchsetzung  kann  sich  die  Behörde  der  ganzen  Skala 
der  ihr  zustehenden  Zwangsmittel  bedienen,^*)  neben  denen  den 


22)  Berl.  Th.  -  0.  §  2.  Zirkular  des  französ.  Min.  d.  Inn.  v.  27  No- 
vember 1872,  Constant  S.  77  fg.  —  Die  Ueberwachung  der  Theaterlokalilät 
auf  ihre  dauernde  Eignung  für  die  Veranstaltung  von  Aufführungen  ist  da- 
gegen kein  Ausfluss  der  Kontrollpolizei,  da  der  Fortfall  dieser  Eignung  keinen 
Konzessions-Zurücknahmegrund  bildet,  vgl.  S.  80.  Ihre  Zulässigkeit  folgt 
aus  der  allgemeinen  Befugniss  der  Gewerbepolizei,  die  fernere  Benutzung  einer 
jeden  gewerblichen  Anlage  —  mithin  auch  der  Theaterlokale  —  wegen  über- 
wiegender Nachtheile  und  Gefahren  für  das  Gemeinwohl  zu  untersagen.  §  51 
G.-O.     v.  Landmann  S.  408. 

23)  Laband  Bd.  1,  S.  659  fg. 

24)  Namentlich  der  Ungehorsamsstrafe  oder  der  unmittelbaren  Gewalt, 
bei  deren  Anwendung  jedoch  stets  auf  die  Verhältnissmassigkeit  des  beab- 
sichtigten Ueberwachungsaktes  mit  dem  Zwangsmittel  zu  achten.  O.  Mayer, 
Vcrwaltungsrecht  Bd.  1.  S.  340,  351. 
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Theateruntemehmer  eventuell  auch  noch  die  Verurtheilung  zu 
einer  Polizeistrafe  trifft.^^)  Während  die  Rechtmässigkeit  der 
letzteren  in  den  Formen  des  gemeinen  Strafprozesses  festge- 
stellt wird,^®)  unterliegt  die  Individualverfügung  in  ihrer  Legalität 
und  Zweckmässigkeit  einer  landesrechtlich  abweichend  gestalteten 
Anfechtung  durch  Beschwerde  oder  Verwaltungsstreitklage.*^ 
VII.  Für  den  Engagements  vermittelnden  Gewerbebetrieb 
der  Theateragenten  macht  sich  mitRücksicht  auf  die  Möglich- 
keit der  Gewerbsuntersagung  das  Bedürfniss  nach  einer  Kon- 
troUpolizei  in  gleicherweise,  wie  den  Theatergewerben  gegenüber, 
geltend.  Dementsprechend  unterliegt  auch  ihr  Gewerbebetrieb 
polizeilicher,  sich  vornehmlich  durch  behördliche  Einsichtnahme 
ihrer  Geschäftsbücher  verwirklichender  Kontrolle,  der  durch 
§  38  al.  2  G.-O.  sogar  ein  besonderes,  reichsrechtliches  Funda- 
ment gegeben  ist.^®) 


25)  O.  Mayer,  a.  a.  O.  Bd.  1.  S.  306. 

26)  Ebenda  S.  318. 

27)  Eine  gute  Uebersicht  über  die  hierher  gehörigen  Bestimmungen  der 
wichtigsten  Landesrechte  im  Wörterbuch  des  Deutschen  Verwaltungsrechts. 
Bd.  2,  S.  720  fg.  Unsere  Darstellung  hat  die  Ueberwachung  des  Unter- 
nehmers bezgl.  des  Vorliegens  von  Suspensionsgründen,  vgl.  S.  90,  unberück- 
sichtigt gelassen.  Da  die  Einsichtnahme  in  den  Betrieb  hierfür  nicht  aus- 
reichen würde,  andrerseits  auch  dem  Unternehmer  nur  mit  geringem  Erfolg 
zugemuthet  werden  könnte,  der  Behörde  freiwillig  von  dem  ihm  widerfahrenen 
Ehrverlust  Nachricht  zu  geben,  so  müsste  die  Kontrolle  hier  durch  andere 
Mittel,  als  die  sonst  verwendeten,  geschehen.  Dies  ist  denn  auch  thatsächlich 
der  Fall,  indem  landesrechtlich  die  Strafvollstreckungsbehörden,  denen  aus 
dem  Aktenmaterial  die  Eigenschaft  des  Verurtheilten  als  Konzessionsinhabers 
mit  Rücksicht  auf  die  gemäss  §  136  Abs.  3,  Str.-Pr.-O.  erfolgte  Ermittlung 
seiner  persönlichen  Verhältnisse  bekannt  geworden  ist,  zu  einer  Anzeige  des 
eingetretenen  Ehrverlustes  an  die  zur  Eröffnung  des  Konzessions-Zurück - 
nahmeverfahrens  zuständige  Behörde  verpflichtet  sind. 

28)  Ueber  den  Kontrollzweck  hinausgehend  muss  jedoch  das  durch 
diesen  §  der  Behörde  eingeräumte  Recht  zur  Einsichtnahme  des  Umfangs  des 
Geschäftsbetriebes  bezeichnet  werden.  Die  Kenntniss  des  Umfangs  wird  sich 
zwar  regelmässig  aus  der  Kontrolle  über  die  Art  des  Geschäftsbetriebes  er- 
geben. Aber  ein  besonderes  Recht  auf  die  Kenntniss  des  Umfangs  steht  der 
Behörde  kraft  ihrer  Kontrollfunktion  nicht  zu:  denn  der  Umfang  des  Geschäfts- 
beiriebes  kann  doch  nie  eine  Thatsache  bilden,  welche  die  UnZuverlässigkeit 
des  Theateragenten  in  Bezug  auf  seinen  Gewerbebetrieb  darthut.  Nach  §  35  al.  1 
G.-O.  hat  die  Kontrollpolizei  aber  nur  solche  Thatsachen  festzustellen,  die  diesem 
Zweck  dienen  können. 


II.  Abtheilung. 

Die  Theatersicherheitspolizei. 

§  i8.     Allgemeine  Grundsätze, 

I.  Der  gewerbsmässige  Betrieb  der  Theaterunternehmungen 
kulminirt  in  der  regelmässigen  Veranstaltung  öffentlicher,  einem 
seiner  individuellen  Zusammensetzung  und  seiner  Zahl  nach 
unbestimmten  Publikum  zugänglicher  Aufführungen.  Potentiell 
besitzt  daher  jede  Aufführung  die  Fähigkeit,  den  Sammelplatz 
einer  grösseren  Menschenmenge  abzugeben,  eine  Möglichkeit, 
die  auch  unter  normalen  Verhältnissen  bei  jeder  Aufführung 
verwirklicht  wird. 

Das  Stattfinden  einer  Massenanhäufung  hat  jedoch  stets 
das  Hervortreten  einer  Gefahr,  d.  h.  die  Möglichkeit  des  Ein- 
tritts von  Ereignissen,    welche  die  Integrität  eines  bestehenden 
Zustandes    in   schädlicher   Weise    beeinflussen   würden,^)   zur 
Folge,^)  und  zwar  in  doppelter  Richtung: 
a.  Der  einzelne  Theilnehmer  der  Massenanhäufung  ist 
durch  den  physischen  Umstand,  dass  er  sich  innerhalb  einer 
grösseren  Menschenmenge  befindet,  in  der  Ausübung  seiner 
faktischen  Handlungsfreiheit  beschränkt  und  damit  von  der 
Gefahr  bedroht,    den  Eintritt   der   seine   Integrität  schädi- 


1)  Rohland,  Die  uefahr  im  Strafrecht.  Dorpat  1886.  S.  1.  v.  Liszt, 
Lehrbuch  des  Deutschen  Strafrechts.     6.  Aufl.     Berlin    1894.     S.  101. 

2)  H.  Schulze,  Lehrbuch  des  Deutschen  Strafrechts.  Leipzig  1886. 
Bd.  1,  S.  631.  Seydel,  Die  Sicherheitspolizei,  Hdbch.  der  politischen  Oekonomie 
Bd.  3,  S.  761. 
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genden  Ereignisse  nicht  durch  Ergreifung  der  zur  Ver- 
hütung geeignetsten  Maassregeln  von  sich  abwenden  zu 
können, 
b.  Die  Gesammtheit  der  Bevölkerung  ist  durch  die  in 
einer  Massenanhäufung  erfahrungsmässig  vorhandenen 
Neigung  zur  Bethätigung  gesetzwidriger  Eigenmacht  von  der 
Gefahr  des  Eintrittsvon  Ereignissen  bedroht,  deren  Ge- 
schehen die  Infegritätder  bestehenden  öffentlichen  Sicher- 
heit schädlich  beeinflussen  würde. 

Mit  Rücksicht  auf  diesen  gefahrlichen  Charakter  der  Massen- 
anhäufung hat  die  Staatsgewalt  es  von  jeher  für  ihre  Aufgabe 
erachtet,  ihr  Stattfinden  in  ein  bestimmtes  Verhältniss  zu  sich 
zu  setzen,  es  zum  Gegenstand  von  Geboten  und  Verboten  zu 
machen  und  damit  eine  als  Theil  der  allgemeinen  Sicherheits- 
polizei erscheinende  Polizei  der  Massenanhäufungen  zu 
begründen.^ 

Die  Anwendung  dieses  allgemeinen  Grundsatzes  auf  die 
speziell  durch  den  Theaterbetrieb  hervorgerufenen  Massen- 
anhäufungen führt  zur  Ausbildung  eines  Systems  polizeilicher 
Massnahmen,  durch  welche  die  von  den  zur  Aufführung  ver- 
einigten Massen  den  einzelnen  oder  der  Gesammtheit  drohenden 
Gefahren  abgewendet  oder  doch  deren  Umsichgreifen  verhütet 
werden  sollen.  Die  Gesammtheit  dieser  Massnahmen  bildet  den 
Inhalt  der  Theatersicherheitspolizei. 

n.  Die  Theatersicherheitspolizei  ist  eine  Unterabtheilung 
der  Versamn^^lungspolizei,  die  jedoch  zahlreiche  in  das  Gebiet 
anderer  Polizeizweige,  wie  Bau-,  Feuer-,  Medizinalpolizei  ein- 
schlagende Normen  mit  umfasst.  Eine  Ueberschreitung  der 
durch  den  Begriff  der  Versammlungspolizei  gezogenen  Grenzen 
liegt  dabei  indess  nur  scheinbar  vor:  auch  jene,  anderen  Po- 
lizeizweigen angehörenden  Normen  haben  die  Abwendung  solcher 
Gefahren  zum  Ziel,  wie  sie  gerade  durch  die  in  der  Aufführung 
erfolgende  Massenhäufung  dem  einzelnen  Theaterbesucher  oder 
der  Gesammtheit  drohen.    Verfolgt  eine  polizeiliche  Norm  nicht 


3)  Haenel,    Staatsrecht  Bd.  1,    S.  149.      v.   Sarwey,    Allgemeines  Ver- 
waltungsrecht, Hdbch.  des  off.  Rechts.     Bd.  1,  Hlbbd.  2.     1884.     S.   136. 
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speziell  diesen  Zweck,  wie  z.  B.  Bestimmungen  einer  Theater- 
bauverordnung, die  lediglich  einen  mit  sonstigen  Bauverord- 
nungen identischen  Inhalt  haben,  etwa  im  Interesse  der  stän- 
digen Bewohner  des  Theatergebäudes  dessen  feste  Erstellung, 
im  Interesse  des  Strassenverkehrs  eine  bestimmte  Anlage  des 
Theatergebäudes  fordern,  so  fallt  sie  nicht  mehr  unter  den 
Begriff  der  Theatersicherheitspolizei,  sondern  bildet  einen  Be- 
standtheil  des  allgemeinen  Polizeizweiges,  dem  sie  ihr  Inhalt 
einordnet. 

1.  Die  Gefahren,  welche  die  Theatersicherheitspolizei  von 
den     einzelnen     Theaterbesuchern    abzuwenden    sucht, 
stimmen  mit  den  sonst  das  Objekt  der  Sicherheitspolizei  bildenden 
überein,  nur  dass  ihre  Behandlung  durch  ihr  erwartetes  Auftreten 
bei    Theateraufführungen    eine    abweichende   Färbung    erhält. 
Danach  erscheinen    als  hierhergehörige  Hauptbestandtheile  der 
Theatersicherheitspolizei : 
a.  Die  Theaterbaupolizei, ^)    soweit    ihre    Normen     die 
Errichtung   von    Theatergebäuden    verhindern,  deren   Be- 
nutzung   wegen     des     für   sie    zu    erwartenden   Massen- 
besuchs    dem     einzelnen    Besucher   Gefahren     für    seine 
leibliche    Integrität     droht.      Als    leitender    Gesichtspunkt 
erscheint    die    Herstellung   von  Bedingungen ,     die    einen 
Brand     des    Theatergebäudes    zu    verhüten     oder    dessen 
Folgen     möglichst    zu    lokalisiren  suchen.  °)      Nach    dem 
augenblicklichen    Stande     der   Technik    liegen    diese   Be- 
dingungen  vor,    sobald    das  Theatergebäude    frei  gelegen 
und    massiv    gebaut    ist,    Brandmauern    und    selbständige 
Beleuchtungsanlagen   für  Bühne,  Zuschauerraum    und  die 
Räume    des  Theaterpersonals ,    eiserne    Vorhänge ,    Noth- 


*)  Ihre  erste  Erwähnung  wohl  in  einem  Senatkonsult  vom  Jahre  27 
n.  Chr.  Tacitus,  Ann.  4  cp.  63.  Im  Bernischen  Theaterwesen  findet  sie  sich 
bereits  im  Beginn  der  Neuzeit  voll  ausgebildet.  Streit,  Bühnenwesen.  Bd.  1, 
S.  29.  —  Im  Allgemeinen  ist  sie  eine  Unterart  der  allgemeinen  Baupolizei, 
deren  Inhalt  den  besonderen  Verhältnissen  des  Theaterwesens  angepasst  ist. 
Deseure  S.  248.     Schenkel,  Gewerbeordnung.     S.  111. 

ö)  Gneist,  Engl.  Verwaltungsrecht  der  Gegenwart.  Bd.  1,  S.  766. 
Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  138. 
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treppen,  unvergitterte  Fenster,  eiserne  Thüren  zum  Dach, 
Zentralheizung  und  Hochdruckwasserleitung  besitzt;*)  er- 
forderlich ist  femer  ein  die  rasche  Zirkulation  grosser 
Massen  auch  im  Innern  des  Gebäudes  gestattender  Aus- 
bau, der,  soweit  irgend  möglich,  in  feuersicherem  Material 
auszuführen  ist.'O 
b.  Die  entsprechenden  Normen  der  Theaterfeuerpolizei.®) 
Auch  sie  beabsichtigt,  Theaterbrände  oder  doch  ihr  Umsich- 
greifen zu  verhüten,  soweit  sich  dies  durch  eine  ange- 
messene Behandlung  der  beweglichen  Theatergeräthschaften^ 
namentlich  Imprägnirung  der  Dekorationen,  Requisiten  u.  s.  w. 
erreichen  lässt.®)  Um  eine  wirksame  Bekämpfung  eines 
dennoch  ausgebrochenen  Theaterbrandes  zu  ermöglichen, 
ordnen  neuere  Feuerpolizeiordnungen  für  jede  Vorstellung 
die  Anwesenheit  einer  mit  den  erforderlichen  Apparaten  ver- 
sehenen, geeignet  zu  plazirenden  Feuerwache  an,^°)  deren 
Mitgliedern  die  Befugniss  zusteht,  die  Vornahme  aller  eine 


ö)  Dalloz  No.  53.  Mugdan  §  32  No.  4.  Rosmini  No.  12,  110.  Leut- 
hold,  Theaterpolizei  S.  626.  Preuss.  Min -Erl.  v.  12.  Oktober  1889  (Min.-Bl. 
f.  d.  inn.  Verw.  1889.  S.  180).  Gest.  Ges.  v.  15.  Dez.  1882  für  Gest.  unt. 
Enns.  Gest.  Ges.  v.  27.  März  1887  für  Böhmen,  Ulbrich,  Handbuch.  Bd.  2, 
S.  653  fg.     Pariser  Th.-G.  v.  1.  Juli  1864  art.  2,  Constant  S.  28  fg. 

T)  Guichard  S.  100.  —  Die  Wahl  des  Theaterbauplatzes  ist  dem  Unter- 
nehmer überlassen.  Dagegen  wurde  im  älteren  französischen  Theaterrecht 
dem  Unternehmer  der  Platz  seitens  der  Gbrigkeit  vorgeschrieben,  Lacan  et 
Paulmier  Bd.  1,  S.  71.  Vivien  et  Blanc  S.  17,  so  dass,  ähnlich  wie  beim 
Deutschen  Lokaltheater,  die  Schauspielgenehmigung  mit  Aufgabe  des  Platzes 
erlosch.  Rosmini  No.  35.  —  Die  Errichtung  von  Theatergebäuden  als  solchen 
untersteht  nur  der  gewöhnlichen  Baupolizei;  erst  wenn  das  Gebäude  für  eine 
bestimmte  Theateruntemehmung  in  Anspruch  genommen  werden  soll,  unter- 
liegt es  der  behördUchen  Untersuchung  über  seine  spezielle  Eignung  hierfür. 
Gerland,  Ueber  den  Begriff  der  Polizei  und  insbesondere  der  Sicherheitspolizei 
nach  preussischem  Recht,  Archiv  f.  öff.  Recht.     1890.     Bd.  5,  S.  32. 

8)  Besondere  Normen  sind  dafür  wohl  erst  im  vorigen  Jhdt.  üblich 
geworden.     Streit  Bd.  1,  S.  51. 

ö)  Preuss.  Min.-Erl.  v.  9.  Dezember  1885  (Min.-Bl.  f.  d.  inn.  Ver- 
walt.  1885,  S.  252). 

10)  Berl.  Th.-G.  §  12.     Paris.  P.-V.-G.  v.  20.  Juli  1862,  Constant  S.  33. 
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Feuersgefahr  drohenden  Handlungen  innerhalb  des  Theater- 
gebäudes, eventuell  mit  Zwangsgewalt,  zu  verhindern. ^^) 
c  Die  Vorschriften  der  Theatermedizinalpolizei  in  der 
gleichen  Begrenzung.  Mittelst  derselben  gebietet  die  Be- 
hörde bauliche  Einrichtungen,  welche  die  aus  einer  Massen- 
häufung dem  Einzelnen  drohenden  gesundheitsgefahrlichen 
Einwirkungen  beseitigen  oder  doch  schwächen, ^^  und  die 
Herstellung  eines  ständigen  Sanitätsdiensten  während  der 
Vorstellung,  der  den  Einzelnen  der  Gefahr  entrückt,  wegen 
der  durch  die  Massenhäufung  verursachten  Zirkulationser- 
schwerung, nur  mit  Zeitverlust  in  den  Besitz  ärztlicher 
Hülfe  zu  gelangen.^*) 

2.  Die  Gefahr  einer  durch  die  Zuschauermenge  zu  ver- 
ursachenden Störung  der  öffentlichen  Sicherheit  besteht 
nicht  nur  während  der  Vorstellung,  sondern  auch  nach  deren 
Schluss  bis  zum  Auseinandergehen  der  im  Theater  versammelt  ge- 
wesenen Menschenmasse,  die  ja  grade  unter  dem  frischen 
Eindruck  des  eben  beendigten  Stückes  zur  Vornahme  gesetz- 
widriger Handlungen  besonders  geneigt  sein  kann.^^)  Demnach 
lassen  sich  zwei  der  Abwendung  der  aus  der  Aufführung 
der  Gesammtheit  drohenden  Gefahr  dienende  Arten  der  Theater- 
sicherheitspolizei unterscheiden : 
a.  Die  Vorstellungspolizei^^)  beabsichtigt  die  Unterdrückung 
eines    jeden ,    den    ungestörten    Verlauf   der    Aufführung 


11)  Spezielles  Rauchverbot.  Berl.  P.-V.-O.  v.  28.  April  1864  (Samml. 
Bd.  1»  S.  51).  Guichard  S.  101.  Zulässigkeit  der  Anwendung  von  Gewalt- 
massregeln behufs  Gefahrverhütung  (Wegnahme  der  Cigarre).  Urth.  d.  preuss. 
O.-V.-G.  V.  30.  Januar  1886  (Selbstverwaltung  Bd.  13,  S.  60). 

12)  Constant  S.  34.     Guichard  S.   102. 

18)  Paris.  Pol.-V.-O.  v.  2.  Mai  1852,  Constant  S.  32.  Deseure  S.  256. 
Rosmini  No.  171. 

1*)  Die  Brüsseler  Revolution  von  1 830  brach  unmittelbar  unter  dem  Ein- 
druck einer  Aufführung  der  Stummen  von  Portici  aus.     Dalloz  No.  25. 

1^)  Sie  findet  sich  schon  im  altgriechischen  Theaterrecht,  wo  sie  durch 
besondere,  als  paßSouyoi,  [iaoTijo(popoi  bezeichnete  Beamte  geübt  wurde. 
PoUux,  Onomast.  III,  145.  Bei  den  Römern  fimgirten  in  theilweise  gleicher 
Art  die  dissignatores,  denen  namentlich  die  nach  der  L.  Julia  municipalis  §  23  infa- 
mirende  Thätigkeit  der  Platzanweisung  oblag.     Plautus,  Poenulus  prol.  v.  1 7  fg. 
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hindernden  Thuns,  gleichgültig,  ob  es  vom  Zuschauer,^*) 
Schauspieler^')  oder  Unternehmer^®)  ausgeht ,  da  das 
Geschehenlassen  häufig  die  öffentliche  Ordnung  beein- 
trächtigende Kundgebungen  selbst  ausserhalb  des  Theaters 
veranlasst.  ^^)  Zu  diesem  Zweck  dürfen  die  der  Vorstellung 
beiwohnenden  behördlichen  Organe^^)  alle  durch  die  Eigen- 
art des  Falles  geforderten  Massnahmen  treffen,  ^^)  vom 
einfachen  Ruhegebot^^)  und  der  Fortweisung  des  einzelnen 
Ruhestörers  aus  den  Theaterräumen^^)  oder  von  der  Bühne^*) 


—  Auch  im  Mittelalter  machte  das  Zusammenströmen  der  Bevölkerung  bei 
den  Mysterienaufführungen  besondere  Polizeimassregeln  nöthig.  Creizenach 
Bd.  1,  S.  215.  Nachrichten  über  Holländische  Theaterpolizei  bei  v.  Hellwald, 
Holl.  Theater  S.  46. 

lö)  Etwa  durch  zu  heftige  Aeusserungen  von  Beifall  und  Missfallen 
Guichard  S.  101.  Vivien  et  Blanc  No.  132.  Auch  absichtliche  Einnahme 
eines  ungehörigen  Platzes  gehört  dahin. 

^'^)  Etwa  durch  Invekliven  gegen  Zuschauer  oder  andere  Personen.  — 
Weigerung  eines  Schauspielers  aufzutreten,  berechtigt  die  Behörde  nicht,  ihn 
dazu  zu  zwingen.  Anders  Pr.  Min.-Verf.  v.  8.  Mai  1825:  „Wie  die  Polizei 
das  Recht  hat,  salvo  iure  dem  Dienstherrn  einen  widerspenstigen  Dienstboten 
zurückzuführen,  so  hat  sie  dieselbe  Verpflichtung  noch  mehr  bei  einem 
Histrionen,  der  eine  angekündigte  Rolle  nicht  spielen  will,  weil  sie  durch  ihr 
Einschreiten  verhindert,  dass  das  getäuschte  Publikum  im  Schauspielhause 
Unruhen  erregt.«    Nach  dem  Zitat  bei  Grelling,  Streifzüge.    Berlin  1894.    S.  220. 

1®)  In  seiner  Weigerung,  einen  Schauspieler  auf  Wunsch  des  Publikums 
auftreten  zu  lassen,  wäre  ein  solches  Verhalten  nicht  zu  erblicken.  Rosmini 
No.  119.  Die  ältere  Richtung  schreckte  auch  hiervor  nicht  zurück.  Lacan  et 
Paulmier  Bd.  1,  S.  104.     Vivien  et  Blanc  S.  57. 

1®)  Lacan  et  Paulmier  Bd.   1,  S.   147. 

20)  Wo  der  Grundsatz  der  Kontrollpolizei  gilt,  empfiehlt  sich  die  für 
die  Ueberwachung  entsandten  Beamten  auch  mit  der  Wahrnehmung  der  Vor- 
stellungspolizei  zu  betrauen.  —  Die  Vorstellungspolizei  findet  auch  da  statt, 
wo  der  Begriff  der  Kontrollpolizei  unbekannt.  Deshalb  ist  z.  B.  auch  in 
Frankreich  und  Italien  jeder  Unternehmer  verpflichtet,  einer  angemessenen 
Anzahl  von  Polizeibeamten  freien  Eintritt  zur  Vorstellung  zu  gewähren.  Paris 
Th.-9.  V.   1.  Juli  1864  Art.  22  Ig.     Ital.  Ges.  v.  30.  Juni  1889  Art.  43. 

21)  Natürlich  unter  Berücksichtigung  der  Verhältnissmässigkeit  von  Mittel 
und  Zweck.     O.  Mayer,  Verwaltungsrecht  Bd.  1,  S.  267,  289. 

22)  Juristisch  ist  dies  mit  O.  Mayer  a.  a.  O.  S.  284  nur  als  Mahnung 
aufzufassen. 

28)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  155. 

24)  So  darf  die  Polizei,  um  die  sonst  zu  erwartende  Ruhestörung  zu 
vermeiden,    das    Auftreten    bestimmter    Schauspieler     untersagen.       Leipzig. 
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bis    zur    zeitweisen    Unterbrechung^^)     oder    definitiven 
Schliessung  der  Vorstellung.^^)     Zur  letzterwähnten  Mass- 
regel darf  auch   dann  geschritten  werden,    wenn  die  Auf- 
führung die  Zuschauer  offenbar  in  eine  zur  Begehung  ge- 
setzwidriger  Handlungen    geneigte    Stimmung   versetzt.^'') 
b.  Die  Theaterstrassenpolizei  sorgt  für  die  rasche  Trennung 
der   in  der  Aufführung  vereinigt  gewesenen  Menge  durch 
entsprechende  Anordnungen   über    den  zur  Zeit  des  Vor- 
stellungsschlusses in  den  dem  Theater  angrenzenden  Strassen 
stattfindenden  Wagen-  und  Fussgängerverkehr.^®) 
III.    Auch  die  Sicherheitspolizei  trägt  die  allgemeinen  Merk- 
male des  Polizeibegriffs ;  sie  ist  Staatsthätigkeit  zur  Abwehr 
von  Störungen.^®)    Die  aktive  Seite  liegt  ausschliesslich  bei  den 
Behörden,  nur  diese  sind  zum  facere  befugt,  und  zwar  in  um- 
fangreicherer Weise,  als  dies  bei  der  nur  zur  Ueberwachungs- 
thätigkeit  berechtigenden  Kontrollpolizei  der  Fall  war.    Die  von 
der  Polizeigewalt  Ergriffenen,  Unternehmer,  Personal  und  Theater- 


Regulativ  V.  12.  Juni  1885  n.  6,  Gerland  S.  58.  —  Guichard  S.  101.  Lacan 
et  Paulmier  Bd.  1,  S.  151.  Rosmini  No.  119.  Salucci  S.  38.  Vivien  et  Blanc 
S,  58.  —  Freilich  handelt  es  sich  bei  solchen  Massnahmen  oft  um  eine  Ver- 
schiebung des  rechtlichen  Standpunktes :  „Die  Störung  wird  durch  Gewalt  am 
minder  schuldigen  Theil  beseitigt."     O.  Mayer  a.  a.  O.  S.   357  fg. 

2*)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  156.  Ital.  Ges.  v.  30.  Juni  1889 
art.  44,  Rosmini  S.  12.  Spanische  Schauspielpolizei  V.-O.  v.  2.  August  1886, 
Manuel  Torres  Campos,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Spanien,  Hdbch.  d. 
öff.  R.'s.     Bd.  4,  Hlbbd.  1  Abth.  8.     1889.     S.  101. 

26)  Berl.  Th.-O.  §  12  Ital.  Ges.  v.  30.  Juni  1889  Art.  44.  Guichard 
S.  101.  Paterson,  Liberty  of  the  press  S.  309.  v.  Eyschen,  Luxemburg. 
Staatsrecht  S.  63.  Tavares  de  Medeiros,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs 
Portugal,  Hdbch.  d.  öff.  R.'s.  a.  a.  O.  Abth.  9,  S.  93. 

27)  Das  läge  noch  nicht  vor,  sobald  nur  die  Möglichkeit  zur  Ent- 
stehung einer  solchen  Stimmung  vorhanden  wäre.  Eine  Gefahr  für 
die  Störung  der  öffentlichen  Sicherheit  tritt  erst  ein,  wenn  die  Voraussetzungen 
für  die  Verletzung  des  bestehenden  Zustandes  sich  als  unmittelbar  gegeben 
darstellen,  v.  Rohland  S.  29,  und  das  erfordert  doch  mindestens  die  Existenz 
der  ordnungsfeindlichen  Stimmung  selbst. 

28)  Zahlreiche  Berliner  Polizei- V.-O.  (Samml.  Bd.  I,  S.   186  fg.). 

2®)  O.  Mayer  a.  a.  0.  S.  249.  Rehm,  Pressgewerbe  und  Pressrecht, 
Hd.-W.-B.  der  Staatswissenschaften.  1893.  Bd.  5,  S.  272.  Rosin,  Polizei- 
verordnungsrecht S.  247. 
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besucher,  sind  auch  hier  lediglich  passiv  betheiligt ;  sie  müssen 
die  Akte  der  polizeilichen  Thätigkeit  widerstandslos  über  sich  er- 
gehen lassen.^^)  Eine  scheinbare  Ausnahme  trifft  den  Unter- 
nehmer; ihm  liegt  die  Vornahme  gewisser  Handlungen  ob, 
deren  Beurtheilung  indess  juristisch  ebenfalls  nach  den  bei  der 
Kontrollpolizei  für  solche  Ausnahmen  geltend  gemachten  Ge- 
sichtspunkten zu  erfolgen  hat.^^)  Es  sind  durchgängig  Thätig- 
keiten  ohne  selbstständigen  Charakter,  die  nur  dazu  bestimmt 
sind,  der  Behörde  die  Ausübung  des  ihr  zustehenden  facere  zu 
ermöglichen  bezw.  das  pati  des  Unternehmers  in  einer  dessen 
Interessen  zweckentsprechendsten  Weise  zu  gestalten.  Im 
wesentlichen  kommen  folgende  Anzeigepflichten  des  Unter- 
nehmers in  Frage  :*^ 

a.  Die  Verpflichtung,  der  Behörde  rechtzeitig  Ort  und 
Zeit  der  Vorstellung  mitzutheilen,^^  damit  ihre  Or- 
gane überhaupt  die  Vorstellungspolizei  wahrnehmen  können. 
Mit  Rücksicht  auf  die  für  die  Theaterpolizei  zu  erlassenden 
Massnahmen  kann  die  Behörde  auch  genaue  Angabe  des 
Vorstellungsschlusses  beanspruchen,  eventuell  auch  von  sich 
aus  die  Zeit  der  Schliessung  des  Theaters  festsetzen.^*) 

b.  Die  Verpflichtung  zurEinreichung  des  Vorstellungs- 
programms unter  Angabe  der  Darsteller,  ^^)  dessen  Inhalt 


^)  O.  Mayer  a.  a.  O.  S.  251  fg.  Vorbehalten  ist  natürlich  die  ver- 
waltungsrechtliche Anfechtung. 

31)  Vgl.  S.  114. 

82)  Diese  Verpflichtungen  gelten  natürlich  auch  beim  System  der 
Theaterfreiheit.    Vgl.  S.   127  n.  20. 

38)  Vgl.  S.  116  n.  10. 

8*)  Berl.  P.-V.-O.  v.  8.  Dezember  1874  (Samml.  Bd.  1,  S.  346).  Paris. 
Th.-O.  V.  1.  Juli  1864  Art.  61,Constant  S.  38.  38  und  39  Vict.  c.  21;  sect.  3 
Local  Government  Act  1888,  51  und  53  Vict.  cap.  42.  Whaton,  Law-Lexicon 
s,  V.  Musical  and  dancing  licenses  S.  498.  —  Dalloz  No.  53.  Deseure 
S.  254.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  140.  Rosmini  No.  97.  Vivien  et 
Blanc  S.  56. 

8*)  Nach  Ital.  Ges.  v.  30.  Juni  1889  Art.  40  ist  nur  Angabe  des 
Stückes  erforderlich. 

Opet,  Theaterreobt.  0 
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nicht  selten  die  Ausdehnung  der  zu  entfaltenden  behörd- 
lichen Massnahmen  bestimmen  wird.^^) 
c.  Die  Verpflichtung  zur  Mittheilung  der  für  jede  Vor- 
stellung geltenden  Eintrittspreise,^*^)  weil  sich  aus 
deren  Höhe  ein  Schluss  auf  die  Art  des  die  Vorstellung 
besuchenden  Publikums  ziehen  lässt,  dessen  Zusammensetzung 
aber  wiederum  für  den  Charakter  der  behördlichen  Mass- 
nahmen von  entscheidender  Bedeutung  sein  kann.^^' 

IV.  Die  Zulässigkeit  der  in  Handhabung  der  Theater- 
sicherheitspolizei behördlicherseits  ergriffenen  Massregeln,  wird 
durch  §  1  G.-O.,  der  die  Gewerbefreiheit,  soweit  ihre  Bethäti- 
gung  nicht  durch  Vorschriften  der  G.-O.  beschränkt  sei,  proklamirt, 
nicht  in  Frage  gestellt.^®)  Denn  die  Freiheit  des  Betriebes  be- 
zeichnet nur,  dass  die  Zulassung  dazu  nicht  durch  reichs- 
oder  landesrechtliche  Vorschriften,  auf  welche  nicht  in  der  G.-O. 
ausdrücklich  verwiesen  sei,  eingeengt  werden  dürfe,  schliesst 
aber  nicht  das  Recht  der  Verwaltung  aus,  die  Ausübung  der 
Gewerbe  aus  allgemeinpolizeilichen  Rücksichten  bestimmten 
Normen  zu  unterwerfen.'*^)     Zwar   lässt  sich    diese  Auslegung* 


^)  Deshalb  muss  die  Behörde  auch  rechtzeitig  von  Programmänderungen 
in  Kenntniss  gesetzt  werden.     Ital.  Ges.  v.  30.  Juni  1889  Art.   45. 

37)  Berl,  Th.-O.  §  5. 

38)  Bezgl.  Aenderungen  vgl.  n.  36.  Auf  allgemein  sicherheitspolizeilichen 
Erwägungen  beruht  dagegen  die  Vorschrift,  dass  die  Aenderungen  der  Höhe 
der  Eintrittspreise  erst  mit  Ablauf  einer  gewissen  Zeit  nach  ihrer  Bekannt- 
gabe in  Kraft  treten  dürfen.  Dalloz  No.  59.  Rosmini  No.  109.  Vivien  et 
Blanc  S.  61.  —  Zu  weitgehend  fassen  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  2  die 
Funktionen  der  Sicherheitspolizei,  indem  sie  ihr  auch  im  Interesse  der 
öffentlichen  Ordnung  die  Befugniss  zur  Normirung  der  Eintrittspreise  ein- 
räumen. 

39)  Wie  Zorn,  Staatsrecht  Bd.  2,  S.  114  annimmt. 

40)  Haenel  S.  689  n.  6.  Laband  Bd.  2,  S.  188  n.  2.  v.  Landmann  S.  49. 
Löning,  Verwaltungsrecht  S.  483.  Rosin  S.  142  n.  6.  Seydel,  Gewerbe- 
polizeirecht S.  596.  Ders.  Bayr.  Staatsrecht  Bd.  5,  S.  663  n.  4.  Schenkel 
S.  19.  —  Urth.  d.  preuss.  O.-V.-G.  v.  21.  März  1877,  v.  21.  Oktober  1889, 
V.  1.  Dezember  1892.  (Entsch.  Bd.  2,  S..  392.  Bd.  18,  S.  308.  Bd.  24, 
S.  311).  Urth.  d.  preuss.  Kammer  -  Ger.  v.  15.  Oktober  1888.  (Jahrbücher 
f.  Entsch.  Bd.  9,  S.   185). 


S   18.    Allgemeine  Grundsätze.  131 

nicht,  wie  herkömmlich,*^)  aus  §  144  G.-O.  herleiten,  eine  Be- 
stimmung, die  der  Strafbarkeit  von  „Zuwiderhandlungen  der 
Gewerbetreibenden  gegen  ihre  Berufspflichten  ausser  den  in  diesem 
Gesetz  erwähnten  Fällen"  gedenkt.  Denn  die  Beobachtung  all- 
gemeinpolizeilicher Vorschriften  ist  nicht  Berufspflicht  gewisser 
Gewerbetreibender,  sondern  allgemeine  Pflicht  eines  jeden  Staats- 
bewohners. Grade  dieser  letzte  Umstand  ist  aber  für  die  Zulässig- 
keit  der  Theatersicherheitspolizeivorschriften  entscheidend.  Ist  die 
Behörde,  wie  unbezweifelt,  befugt,  das  Verhalten  des  Einzelnen 
mit  Rücksicht  auf  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Sicherheit  be- 
stimmten Einschränkungen  zu  unterwerfen,  so  kann  der  Um- 
stand, dass  im  vorliegenden  Fall  das  Verhalten  sich  auf  den 
Gewerbebetrieb  bezieht,  keinen  Unterschied  begründen.*^  Die 
gegentheilige  Annahme  würde  ja  für  die  Gewerbetreibenden 
ein  Privileg  darstellen,  das  die  allgemeine  Sicherheit  der  zügel- 
losen Ausübung  der  einzelnen  Gewerbe  opferte. 

V.  Landesrechtliche  Vorschriften  verpflichten  mitunter  den 
Unternehmer,  für  die  Vornahme  jeder  Aufführung  die 
Genehmigung  der  Polizeibehörde  einzuholen.*^)  Seitdemin- 
krafttreten der  G.-O.  ist  die  fortdauernde  Gültigkeit  solcher  Normen 
zweifelhaft,  von  den  Gerichten  jedoch  häufig  bejahtworden,  weiles 
sich  auch  hier  um  eine  blosse  Ausübungsvorschrift  handele.**)  Eine 
solche  Begründung  kann  jedoch  nicht  gebilligt  werden:  denn 
während  eine  Ausübungsvorschrift  doch  nur  den  Inhalt  haben 
kann,  Art  und  Weise,  in  welcher  der  Gewerbetrieb  erfolgen 
solle,  gewissen  Anordnungen  zu  unterwerfen,  wird  durch  eine 
Bestimmung,  die  jede  Aufführung  von  vorheriger  polizeilicher 
Erlaubniss  abhängig  macht,  die  Bethätigung  des  Gewerbebe- 
triebes selbst,  nicht  nur  Formen  seiner  Bethätigung,  einer  Be- 
dingung unterstellt    und    damit  thatsächlich  der  Grundsatz  des 


41)  Berger  S.   190.     v.  Landmann  S.  48. 

42)  Gluth,  Arch.  f.  öff.  R.  Bd.  3,  S.  573.     Haenel  Bd.   1,  S.  689. 

«)  Berl.  Th.-O.  §§  1,  4.  Bayr.  Strafgesetzbuch  Art.  32.  —  Ital.  Ges. 
V.  30.  Juni  1888  Art.  37. 

44)  Urth.  d.  O.-L.-G.  München  v.  3.  Juni  1885  und  v.  7.  Oktober  1893 
(Samml.  Bd.  3.  S.  404;  Bd.  7,  S.  456).  Urth.  d.  preuss.  Kammer  -  Ger.  v. 
31.  Januar  1884  (Jahrbücher  f.  Entsch.  Bd.  4,  S.  249). 
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§  1  G.-O.  wieder  beseitigt.  Es  darf  deshalb,  soweit  die  G.-O. 
nicht  das  Gegentheil  bestimmt,  wie  für  die  Strassenaufiführung 
der  Fall,*^)  landesrechtlich  die  Vornahme  der  einzelnen  Auf- 
führung nicht  an  die  Genehmigung  einer  Polizeibehörde  ge- 
knüpft werden.*^  Etwas  anderes  ist  die  zur  Ermöglichung  der 
Kontroll-  und  Sicherheitspolizei  statuirte  Anzeigepflicht  des  Unter- 
nehmers,**') die  eben,  auf  reiner  Ausübungsvorschrift  basirt, 
nur  die  Art  der  Gewerbebethätigung  regelt,  nicht  letztere  selbst 
von  der  Zustimmung  einer  Behörde  abhängig  macht.  Andrer- 
seits schliesst  aber  auch  der  Umstand,  dass  der  Unternehmer 
gesetzlich  nicht  dazu  verpflichtet  werden  kann,  für  jede  einzelne 
Aufführung  Erlaubniss  einzuholen,  nicht  aus,  dass  die  Behörde 
das  Stattfinden  einer  beabsichtigten  Aufführung  im  Voraus 
verbieten  darf,  weil  die  Vorstellung  nicht  unter  Beobachtung 
der  sicherheitspolizeilich  für  nöthig  erachteten  Massnahmen  er- 
folgen könnte,*^)  oder  dass  die  Behörde  dem  Unternehmer  für 
eine  beabsichtigte  Vorstellung  die  Erfüllung  gewisser  Handlungen 
als  Bedingung  aufzuerlegen  vermag,  ohne  deren  nachgewiesene 
Vornahme  sie  sich  den  Ausspruch  eines  Aufführungsverbotes 
vorbehält.*^ 

VI.  Im  übrigen  gelten  auch  für  die  Theatersicherheits- 
polizei die  für  die  Kontrollpolizei  aufgestellten  Grundsätze.  ^^) 

§  ig.    Die    Theaterzensur. 

I.  Unsere  Darstellung  des  öffentlichen  Theaterrechts  würde 
nicht  erschöpfend  sein,  wenn  sie  nicht  auch  noch  dasjenige 
Institut  berücksichtigte,  dessen  Ausgestaltung,  ja  dessen  ganze 


«)  G.-O.  §  33b. 

4^)  Mit  Recht  spricht  daher  das  Urth.  d.  preuss.  Kammer  -  Ger.  vom 
15.  Oktober  1888  (Jahrbücher  Bd.  9,  S.  185)  davon,  dass  nur  die  Anzeige 
verlangt  werden  dürfe. 

47)  Vgl.  S.  129  n.  32. 

«)  Preuss.  Min.-Erl.  v.  8.  Oktober  1875  und  v.  4.  März  1889  (Min.- 
Bl.  f.  d.  inn.  Verw.  1875  S.  271,  1889  S.  64).  Daher  ist  auch  Badisches 
Polizeistrafgesetzbuch  Art.  63  in  Kraft  verblieben. 

4^)  Das  erkennt  selbst  die  allen  Beschränkungen  abgeneigte  belgische 
Rechtsprechung  an.     Deseure  S,  254. 

50)  Vgl.  S.   120. 
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Existenz  am  wesentlichsten  durch  die  besonderen  Eigenthüm- 
lichkeiten  des  Theaters  bedingt  ist,  und  das  seit  über  einem 
Jahrhundert  nach  logischer  Begründung  und  gesetzlicher  Zu- 
lässigkeit  im  Mittelpunkt  erbittertster  Kontroversen  steht- 
Es  handelt  sich  hier  um  die  Theaterzensur,  eine  Einrichtung^ 
welche  der  Staatsgewalt  eine,  direkte  Einwirkung  auf  das 
Programm  der  öftentlichen  Theatervorstellungen  ge- 
stattet. 

Die  Theaterzensur  umfasst  begrifflich  ein  Doppeltes: 

a.  Die  Theaterzensur  ermächtigt  die  Staatsgewalt,  dem  Unter- 
nehmer die  Darstellung  bestimmter  von  ihm  beabsichtigter 
Produktionen  zu  untersagen,  mit  andern  Worten,  da  die  in 
Frage  kommenden  Produktionen  sich  fast  regelmässig  auf  die 
Darstellung  von  Theaterstücken  beziehen,  ein  Verbot  der 
Aufführung  dramatischer  Werke  auszusprechen.^) 

b.  Die  Theaterzensur  ermächtigt  die  Staatsgewalt  femer  zu 
der  Forderung,  vom  Unternehmer  über  den  genauen  Inhalt 

-  der  von  ihm  beabsichtigten  Darstellungen  vor  ihrer  öffent- 
lichen Aufführung  unterrichtet  zu  werden,  eine  Befugniss, 
die  bezüglich   dramatischer  Werke  einen  Anspruch  des 
Staates  auf  Einsichtnahme  in  das  Manuskript  des 
noch    nicht   aufgeführten  Stückes  und  Zuziehung 
zu  dessen  Generalprobe  begründet. 
Die  übliche  Auffassung    der  Theaterzensur   legt  das  ent- 
scheidende Gewicht  auf  den  zweiten,  als  Theaterzensur  im 
engeren   Sinn  zu    bezeichenden   Punkt;    thatsächlich  ist  das 
Rangverhältniss  jedoch  das  umgekehrte.   Das  Recht,  das  Verbot 
theatralischer  Produktionen  auszusprechen,  muss  als  das  essen- 
tielle bezeichnet  werden;    die  Befugniss  zur  Manuskripteinsicht 
und  Probentheilnahme  erscheint  daneben  nur   in  zweiter  Linie, 
lediglich  als  Hülfsrecht,    dessen  Ausübung   in  gewissen  Fällen 
die  Bethätigung  des  Hauptrechts  vermittelt. 


1)  Nach  Berl.  Th.  -  O.  §  2  und  Oestr.  Th.  -  O.  §  3  unterstehen  alle 
theatralischen  Produktionen  der  Zensur;  dagegen  nach  französischem  und 
italienischem  Recht  nur  eigentliche  Theaterstücke.  Frz.  Ges.  v.  6.  Januar  1864 
Art.  3,  Ital.  Ges.  v.  30.  Juni  1889  Art.  40.  Dalloz  No.  83.  Guichard  S.  74. 
Rosmini  No.  41. 
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II.  Die  Theaterzensur  kann  auf  eine  lange  Geschichte 
zurückblicken;  sie  ist  so  alt  wie  das  Theater  selbst  und  mit 
wenig  Ausnahmen  dessen  ständige  Begleiterin  geblieben,  wenn 
auch  die  Grundsätze  ihrer  Handhabung  häufig  in  rascher 
Folge  wechselten. 

Unsere  ersten  Nachrichten  über  die  Theaterzensur  gehen 
bis  in's  Altert  humzurück.  ^Bereits  in  Athen  mussten  die  neuen 
Theaterstücke  vor  ihrer  Aufführung  einer  amtlichen  Prüfung 
unterzogen  werden,  von  deren  Ergebniss  die  Zulässigkeit  ihrer 
öffentlichen  Darstellung  abhing,  ^)  eine  Massregel,  die  Plato  dann 
auch  für  die  Gesetzgebung  seines  Idealstaates  akzeptirte.^) 
Ein  Zensurgesetz  war  ferner  die  im  4.  Jhdt.  v.  Chr.  ergangene 
Bestimmung,  welche  die  Aufführung  dramatischer  Werke,  in 
denen  lebende  Personen  als  Träger  von  Rollen  erschienen, 
verbot,^)  und  die  gleiche  Tendenz  tritt  in  dem  Gesetz  des  Lykurg 
zu  Tage,  das  den  Schauspielern  bei  Strafe  Abweichungen  vom 
authentischen  Wortlaut  der  klassischen  Stücke  untersagte.'^)  — ■ 
In  auffallendem  Gegensatz  steht  hierzu  die  römische  Ge- 
setzgebung, für  die  sich  keine  Spur  vom  Bestehen  einer  Theater- 
zensur nachweisen  lässt.®)  Selbst  in  den  schlimmsten  Zeiten 
absoluter  Zäsarenwillkür  unterblieb  jeder  Versuch  die  Theater- 
freiheit gesetzlich  einzuengen,  obwohl  nicht  wenig  Fälle  bekannt 
sind,  in  denen  die  Zensurfreiheit  des  Theaters  zu  den  deutlichsten 
Invektiven  gegen  den  Gewalthaber  benutzt  wurde. '^)  —  Auch 
für  die  geistlichen  Schauspiele  des  Mittelalters  fehlt  es  an  Nach- 
richten,   aus    denen    auf   ihre    Abhängigkeit  von  Zensurmass- 


2)  Davon,  dass  dem  gebilligten  Stück  ein  Chor  bewilligt  wurde,  wurde 
die  Billigung  selbst  durch  die  Worte  yopov  Sioövai  bezeichnet.  Plato,  Respubl.  II 
p.  383  C. 

3)  Plato,  Legg.  III  p.  701  A. 

4)  Pollux,  Onomast.  IV.  143.  In  der  Komödie  hatte  dies  die  Regel 
gebildet.     Augustin.  Civ.  Dei  II,  9. 

5)  Plutarch.,  Vitae  X  orator.  p.  841  F. 

6)  Marquardt  -  Mommsen,  Handbuch.  Bd.  6,  S.  539  n.  1.  —  Auch 
Augustin.,  Civit.  Dei  II,  12  ist  nicht  auf  Zensur  im  engem  Sinn  zu  beziehen, 
da  hier  von  der  nach  der  Aufführung  wegen  iniuria  verhängten  Strafe 
gesprochen  wird. 

'')  Sueton.  Octav.  cp.  68.  Id.,  Tiberius  cp.  45. 
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regeln  zu  schliessen  wäre;  trotzdem  mögen  solche  bestanden 
haben,  da  die  AulBführungen  von  der  niederen  Geistlichkeit  nur 
unter  Billigung  ihrer  kirchlichen  Vorgesetzten  veranstaltet  werden 
durften  und  daher  sehr  wohl  anzunehmen  ist,  dass  die  Schau- 
spiele von  diesen  einer  Prüfung  unterzogen  wurden.  Unter- 
stützt wird  diese  Vermuthung  durch  die  Behandlung  der 
späteren  Schulkomödien,  die  regelmässig  nur  nach  Billigung 
des  Geistlichen  Oberen  zur  Darstellung  gelangen  durften.®)  — 
Als  gegen  Ausgang  des  Mittelalters  das  Theater  die  Verbindung 
mit  der  Kirche  löste,  ^)  zögerte  die  Staatsgewalt  nicht  lange, 
die  Aufführungen,  die  nunmehr  statt  biblischer  Geschichten 
Fragen  von  aktuellstem  Interesse  behandelten,  ihrer  Aufsicht  zu 
unterwerfen.  Der  Gang  dieser  Entwicklung  ist  am  klarsten 
in  der  französischen  Gesetzgebung  zu  verfolgen.  Träger  der 
Zensuridee  war  hier  das  Parlament,  ^^)  das  bereits  1477  die 
Vornahme  von  Aufführungen  durch  die  als  Basoche^^)  be- 
zeichnete Genossenschaft  ohne  seine  vorherige  Genehmigung 
verbot  und  durch  zwei  Beschlüsse  von  1538  und  1594  eine 
Theaterzensur  im  engern  Sinn  einführte.  Nachdem  die  Insti- 
tution im  Verlauf  des  17.  Jhdts.  ziemlich  in  Vergessenheit  ge- 
rathen  war,  wurde  sie  von  Ludwig  XIV.  1 706  durch  Schaffung 
einer  besonderen  Theaterzensurbehörde,  die  bis  zur  Revolution 
in  Wirksamkeit  verblieb,  erneuert.  —  Später  scheint  die  Theater- 
zensur sich  in  Deutschland  eingebürgert  zu  haben,  ein  Um- 
stand, der  wohl  mit  der  späteren  Ausbildung  des  dortigen 
Theaterwesens  zusammenhängen  mag.  Verhältnissmässig  früh- 
zeitig ist  ihre  Existenz  in  der  Schweiz  nachweisbar,  wo  sie 
zu  Anfang  des  17.  Jhdts.  bereits  in  voller  Uebung  war;^*) 
1751  erfolgte  ihre  Einführung  in  Wien,^')  und  im  letzten 
Viertel  des  18.  Jhdts.  erscheint  sie    als  ständiger  Vorbehalt  in 


®)  Bahlmann,  Das  Drama  der  Jesuiten,  Euphorion,  Zeitsch.  f.  Literatur- 
geschichte.    1895.     S.  280.     Lacan  et  Paulmier  Bd.   1,  S.   116. 
ö)  Creizenach  Bd.   1,  S.  379,  458. 

10)  Guichard  S.  38. 

11)  Creizenach  Bd.   1,  S.  437.     Guichard  S.  11. 

12)  Streit,  Bernisches  Bühnenwesen.     Bd.   1,  S.  46. 

13)  Devrient  Bd.  2,  S.  200. 
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den  Theaterprivilegien  der  deutschen  Reichsstädte.^*)  Doch 
war  sie  auch  um  die  Wende  des  Jhdts.  noch  zu  keiner  in 
ganz  Deutschland  herrschenden  Institution  geworden,  wie  sich 
aus  den  1797  schwebenden  Verhandlungen  über  ihre  Ein- 
führung im  Salzburger  Erzbisthum  ergiebt.^^)  —  Auch  für 
ausserdeutsche  Länder  fehlt  es  meist  an  zuverlässigen  Nach- 
richten über  ihre  gesetzliche^^)  Aufnahme,  die  sich  häufig 
vielleicht  im  Anschluss  an  die  Einrichtung  der  Bücherzensur 
vollzogen  hat.  In  England  erfolgte  sie  unter  Elisabeth,  dann 
nach  vorübergehender  Beseitigung  während  der  Revolution,  auf 
Betreiben  Walpoles  von  neuem  1737,  jedoch  unter  Beschränkung 
auf  London  und  die  Königlichen  Residenzen;^')  in  Holland  war 
der  Rechtszustand  in  den  einzelnen  Provinzen  ein  vollkommen 
verschiedener,  von  der  nachsichtigen  Zensur  in  Amsterdam 
bis  zum  totalen  Aufführungsverbot  in  Groningen.^®) 

In  vollem  Gegensatz  zur  bisherigen  französischen  Ent- 
wicklung beseitigte  Art.  6  des  auf  Antrag  von  Robespierre  er- 
lassenen Gesetzes  vom  13./19.  Januar  1791  die  Theaterzensur'®), 
die  mit  den  durch  die  Revolution  zur  Herrschaft  gelangenden 
Grundsätzen  in  Widerspruch  zu  stehen  schien.  Allein  schon 
nach  zwei  Jahren  erfolgte  durch  den  Konvent  ihre  Wiederein- 
führung. 2^)  Denn  als  etwas  anderes  lässt  sich  doch  Art.  2 
des  bereits  erwähnten  Dekrets  vom  2./3.  August  1793^^)  nicht 


14)  V.  Oven,  Theater  in  Frankfurt  a/M.     S,  29,  40. 

1^)  Werner,  Der  Laufener  Don  Juan,  S.  23. 

1^)  Ihre  Ausübung  lag  dem  Master  of  the  Revels,  dem  Vorsteher  der 
königlichen  Vergnügungen,  ob.     Paterson,  Liberty  of  the  press.    S.  305. 

1'^)  10  Geo.  ir  c.  28.  Fischel,  Englische  Verfassung  S.  93.  Gneist, 
Verwaltungsrecht  Bd.  2,  S.  1334. 

18)  V.  Hellwald,  Holl.  Theat.  Gesch.  S.  24,  76.  —  Für  Lille  bestimmte 
eine  Ordonnanz  Karls  V.  v.  6.  Februar  1549,  Guichard  S.  50  n.  2  die  Einrich- 
tung einer  umfassenden  Theaterzensur  im  engeren  Sinn,  die  m.  W.  zuerst  den 
obrigkeitlichen  Besuch  der  Generalprobe  anordnet. 

löj  Guichard  S.  60. 

20)  Noch  am  12.  Januar  1793  hatte  der  Konvent,  trotz  Danton's 
Widerspruch,  das  Verbot  eines  royalistischen  Stückes  abgelehnt  —  um  nicht 
den  von  ihm  selbst  ausgesprochenen  Grundsatz  der  Theaterfreiheit  entgegen 
zu  handeln.     Guichard  S.  62. 

21)  Vgl.  S.  118  n.    17. 
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auffassen,  das  jedem  Theater  „auf  dem  Stücke  mit  der  Tendenz, 
den  öffentlichen  Geist  zu  verschechtern  oder  den  schmählichen 
Aberglauben  an  das  Königthum  wieder  zu  erwecken,  gegeben 
würden"  Schliessung  und  seinem  Unternehmer  Bestrafung 
androhte,  eine  Massregel,  welche  die  einfachen  Aufführungsverbote 
der  alten  Monarchie  nicht  nur  ersetzte,  sondern  weit  über- 
bot. Nachdem  das  Direktorium  noch  mehrere  entsprechende 
Verfügungen  getroffen,  erfolgte  durch  Art.  14  des  napoleonischen 
Dekrets  vom  8.  Juni  1806  auch  die  offizielle  Neubegründung 
der  Theaterzensur,  die  seitdem  in  Frankreich  —  von  kurzen 
durch  die  Revolutionsgesetzgebungen  veranlassten  Authebungen 
abgesehen^^)  —  im  wesentlichen  unbeanstandet  in  Geltung 
verblieb.  2') 

Trotz  seines  Misserfolges  im  eigenen  Geburtsland  hat  der 
Gedanke  einer  Beseitigung  der  Theaterzensur  die  Geschicke 
der  Institution  seitdem  in  bedeutsamer  Weise  beeinflusst.  Nur 
wenige  Staaten  haben  allerdings  das  Beispiel  der  Revolutions- 
gesetzgebung nachgeahmt  und  ausdrücklich  die  Aufhebung  der 
Theaterzensur  im  engerem  Sinn  proklamirt;^^)  aber  fast 
überall  ist  ihre  Handhabung,  die  vordem  dem  schrankenlosen  Er- 
messen   der  Behörde    überlassen    war,    an    bestimmte  Voraus- 


22)  Wenigstens  wurde  jedesmal  bei  Einführung  der  Republik  der  Fort- 
bestand der  Theaterzensur  angezweifelt;  vgl.  S.  152  n.  77. 

23)  Die  letzte  Reorganisation   der   Zensur   erfolgte    durch    Gesetz  vom 
1.  Februar  1874.     Constant  S.  58. 

24)  Das    ist   der   Fall   in    Belgien,    Ges.   v.   21.   Oktober  1830  Art.  1, 
Deseure  S.  248;  Spanien,  Kgl.  Verordnung  v.  26.  Februar  1881,    Lyon-Caen 

et  Delalain  Bd.  1,  S.  212  n.  3;  Portugal,  Verfassungsurkunde  v.  "  '      , . 

5.  Juli  1852 

Art.  145  No.  3,  de  Lesignano,  Les  constitutions  de  tous  les  pays  cultives. 
Bruxelles  1880  S.  293,  ßolivia,  Gesetz  v.  13.  August  1879  Art.  1,  Lyon-Caen 
et  Delalain  Bd.  2,  S.  47.  ~  In  England,  wo  nach  Gneist  a.  a.  O.  die  Theater- 
zensur nur  dem  Namen  nach  besteht,  ohne  dass  ihre  Anwendung  ernstlich 
in  Frage  kommen  könnte,  hat  neuerdings  sect.  12  of  the  Local-Govemment 
Act  1888,  51  und  52  Vict.  c.  42,  Wharton,  Law-Lexicon  s.  v.  Theatre  S.  735 
ihre  Handhabung  durch  den  Lord-Chamberlain  bestätigt  und  die  Uebertretung 
ihrer  Vorschriften  eventuell  mit  dem  Verlust  der  Schauspiellizenz  bedroht. 
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Setzungen  gebunden  und  damit  der  früheren  Willkür  entzogen 
worden.  ^^) 

III.  Im  modernen  Recht  lassen  sich  für  die  Handhabung 
der  Theaterzensur  vier  verschiedene  Systeme  unterscheiden, 
die  häufig  neben  einander  vorkommen: 

a.  Allgemein  gilt  die  Ausübung  der  Zensur  Dramen  gegen- 
über als  zulässig,  deren  Aufführung  selbst  sich  als  Ver- 
letzung bestehender  Strafgesetze  qualifizirt.^^) 

b.  Nach  dem  österreichisch-italienischen  System,^^  das  nur  in 
Einzelanwendungen  auch  im  preussischen  Recht  Ver- 
wendung findet, 2^)  erfolgt  das  Verbot  von  Theaterstücken 
mit  Rücksicht  auf  ihren  aus  bestimmten  Gründen  für  die 
Darstellung  als  ungeeignet  erscheinenden  Inhalt,  wobei 
hauptsächlich  folgende  Punkte  in  Betracht  kommen: 

1.  Dem  Verbot  unterliegen  dramatische  Werke,  die  eine 
feindselige  Richtung  gegen  die  bestehende 
Staatsordnung  einnehmen,  Angriffe  gegen  grund- 
legende Staatseinrichtungen,  namentlich  Königthum  und 
Parlament,  aber  auch  die  übrige  Behördenorganisation,^^) 
Verächtlichmachung  der  Gesetze^^)  und  Anstiftung  zu 
ihrer  Uebertretung^^)  enthalten. 

2.  Das    gleiche    gilt    von  Theaterstücken,   welche   die    be- 


25)  Wenigstens  gilt  dies  —  von  der  französischen  Zensur  abgesehen, 
die  noch  heut  einen  Akt  reiner  Ministerwillkür  bildet  —  von  den  im  folgenden 
Abschnitt  zu  besprechenden  Theaterzensursystemen.  Unbekannt  blieben  mir 
die  Regeln,  nach  denen  die  Theaterzensur  in  Luxemburg,  Russland  und  Nord- 
amerika gehandhabt  wird,  Länder,  in  denen  sich  nach  v.  Eyschen.  Luxemb. 
Staatsrecht,  S.  62.  Engelmann,  Russisches  Staatsrecht  S.  77,  217,  Constant 
S.  69  und  Rivaita  S.  169  die  Institution  ebenfalls  findet. 

2ö)  Besonders  hervorgehoben  in  der  österreichischen  Instruktion  zur 
Theaterordnung  No.  1,  Anhang  B. 

^)  Enthalten  in  der  genannten  Instruktion  und  den  italienischen 
Erlassen  des  Minist,  d.  Innern  v.  1.  Januar  1862  und  14.  Februar  1864, 
Rosmini  S.   141  fg. 

28)  Vgl.  S.   143. 

2ö)  Ital.  Erl.  sub  b. 

80)  Ital.  Erl.  sub  c.     Oestr.  Instr.  No.  2 

81)  Ital.  Erl.  sub  c. 
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Stehende  Staatsreligion  oder  die  neben  ihr  anerkannten 
Konfessionen  verletzen.  ^2) 

3.  Das  Verbot  findet  ferner  Anwendung,  sofern  ein  Drama 
gegen  die  in  Bezug  auf  Moral  und  Anstand 
herrschenden  Grundsätze  verstösst.^^) 

4.  Ebenso  darf  das  Verbot  gegen  dramatische  Werke  aus- 
gesprochen werden,  deren  Inhalt  sich  mit  den  be- 
stehenden Grundsätzen  der  gesellschaftlichen 
Ordnung  in  Widerspruch  setzt. ^*) 

5.  Dem  Zensurverbot  unterliegen  weiterhin  auch  diejenigen 
Bühnenstücke,  die  Angriffe  gegen  die  bestehende 
Ordnung  des  Familienlebens,  namentlich  die  Insti- 
tution der  Ehe,  bieten.  ^^) 

6.  Endlich  erstreckt  sich  die  Wirksamkeit  der  Theater- 
zensur auch  noch  auf  Dramen,  deren  Inhalt  sich  auf 
konkrete  Vorgänge  aus  dem  Leben  der  Gegen- 
wart angehörender  Personen  bezieht. ^^) 

c.  Das  französische  Zensursystem,^')  mit  welchem  sich  durch 
die  konstante  Rechtsprechung  des  preussischen  Oberver- 
waltungsgerichts^®)  bezw.  eine  clausula  generalis  seines 
Zensuredikts^®)  im  wesentlichen  auch  die  praktische  Hand- 
habung der  Zensur  in  Preussen  und  Oesterreich  deckt, 
misst  nicht  dem  Inhalt  des  dramatischen  Werks,  sondern 
der  Wirkung  der  ßühnenaufführung  auf  die  Zu- 
schauer die  entscheidende  Bedeutung  bei.  Erscheint 
diese  Wirkung  geeignet,  bei  ihnen  eine  zur  Begehung  von 


32)  Ital.  Erl.  sub  d.     Oestr.  Instr.  No.  4. 

33)  Ital.  Erl.  sub  a.  Oestr.  Instr.  No.  4.  Urth.  d.  preuss.  0.  -  V.  -  G. 
V.   1.  Dezember  1892  (Entsch.  Bd.  24,  S.  311.) 

34)  Ital.  Erl.  sub  c. 

35)  Ital.  Erl.  sub.  e. 

36)  Ital.  Erl.  sub  e.     Oestr.  Instr.  No.  5. 

37)  Es  beruht  auf  den  Min.  -  Erl.  vom  20.  Oktober  1850,  Constant 
S.  62  fg.  und  26.  Februar  1879,  Guichard  S.  72  fg. 

38)  Urth.  d.  preuss.  O.-V.-G.  v.  1.  Dezember  1892,  v.  2.  Oktober  1893, 
V.  3.  Januar  1894  (Entsch.  Bd.  24,  S.  311.  Grelling,  Streifzüge  S.  267. 
Selbstverwaltung  Bd.  21,  S.  292). 

3Q)  Oestr.  Instr.  No.  3  und  nach  No.  5. 
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Störungen    der   öffentlichen    Ordnung   geneigte  Stimmung 
hervorzurufen,    so    ist    eine   justa   causa  für  Anwendung 
der  Zensur  gegeben;  kann  der  Aufführung  dagegen  diese 
Wirkung  nicht  beigemessen  werden,  dann  ist  ein  Zensur- 
verbot ausgeschlossen,  mag  auch  der  Inhalt  der  Dichtung 
gegen  die  sub  b  aufgeführten  Punkte  Verstössen.*^) 
d.  Ein    französischer  Ministerialerlass '  vom    24.    April   1858 
stellt    endlich    einen  weiteren  Anwendungsfall  der  Zensur 
auf,    indem  er  Theaterstücke,  deren  Sprache  dem  guten 
Geschmack  zuwiderläuft,  dem  Verbot  unterstellt. 
IV.    Eine  Kritik  der  Theaterzensur  muss  Zweckmässigkeit 
und  Gesetzlichkeit  des  Instituts  unterscheiden. 

Nicht  alle  Angriffe  oder  Vertheidigungen,  die  sich  auf 
die  Zweckmässigkeit  oder  innere  Berechtigung  des  Instituts 
beziehen,  kommen  auch  noch  heut  für  die  Beurtheilung  in 
Betracht.  Namentlich  gilt  dies  von  denjenigen  Angriffen,  die 
bis  zur  Mitte  unseres  Jahrhunderts  gegen  die  Theaterzensur 
erhoben  wurden,  sich  aber  weniger  gegen  diese  selbst,  als  die  Art 
ihrer  Handhabung  wandten.*^)  Im  Gegensatz  zur  heutigen 
Zensur,  deren  Verhängung  nach  allen  geschilderten  Systemen 
nur  beim  Vorliegen  bestimmter  Gründe  erfolgen  darf,  war  die 
Theaterzensur  früher  der  Tummelplatz  polizeilicher  Willkür, 
ihre  Ausübung  nicht  von  bestimmten  Voraussetzungen  abhängig, 
sondern  dem  freien  Ermessen  der  Behörden  überlassen.  Die 
Folge  war  denn  auch  eine  überaus  parteiische  Handhabung 
der  Zensur,  die  manchem  Autor,  der  vielleicht  einmal  das  Miss- 
fallen der  Regierung  erregt  hatte,  die  Bühne  für  immer  ver- 
schloss^*)  und  dem  Zensor  eine  durch  kein  Rechtsmittel  ein- 
geengte   autokratische  Gewalt   verlieh.'*^    Heut   ist    ein  derart 


^)  Bei  Constant  S.  64  fg.  Aehnlich  verbietet  bereits  eine  Deklaration 
Ludwigs  XIII.  vom  16.  April  1641  den  Schauspielern  den  Gebrauch  vulgärer 
Ausdrücke.     Guichard  S.  53. 

41)  Prutz,  Epos  und  Drama,  Neue  Schriften.  Halle  1854.  Bd.  2,  S.  197  fg. 
Schäffle,  Bau  und  Leben  des  sozialen  Körpers.    Stuttgart  1879.     Bd.  1,S.  464. 

*2)  Es  genügt,  an  die  Behandlung  des  Jungen  Deutschland"  durch  den 
Deutschen  Bundestag,  Voltaire's  durch  Crebillon  zu  erinnern. 

43)  Auch  nach  der  Berliner  Theater-O.  §  10  war  das  Polizeipräsidium 
von  Angabe  der  ein  Zensurverbot  veranlassenden  Gründe  entbunden. 
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willkürliches  Verfahren  meist  ausgeschlossen;  es  kann  sich 
deshalb  nur  noch  die  Frage  erheben,  ob  auch  gegen  die  Zweck- 
mässigkeit der  nunmehr  geltenden  Zensursysteme  überzeugend 
begründete  Einwendungen  sprechen. 

Davon  kann  jedenfalls  dann  nicht  die  Rede  sein,  wenn 
sich  das  Zensurverbot  gegen  Aufführungen  richtet,  deren  Vor- 
nahme direkt  den  Thatbestand  einer  strafbaren  Handlung  kon- 
sumirt.  In  einem  solchen  Fall  muss  es  sogar  als  Aufgabe 
der  Staatsgewalt  erachtet  werden,  einer  beabsichtigten  Ver- 
letzung der  Rechtsordnung  entgegen  zu  treten.  Allerdings 
liegt  darin  die  Ausübung  einer  Präventivpolizei,  deren  Aeusser- 
ungen  im  allgemeinen  einem  durch  die  Erinnerung  an  die  Miss- 
bräuche des  .Polizeistaats  genährten  Misstrauen  begegnen; 
allein  da,  wo  es  sich  unzweifelhaft  um  Verhinderung  eines 
Deliktes  handelt,  kann  ein  solches  Einschreiten  keine  Bedenken 
hervorrufen.**)  —  Der  Kreis  der  durch  eine  Aufführung  ver- 
letzbaren Strafgesetze  ist  naturnothwendig  ein  eng  begrenzter: 
nach  Deutschem  Reichsstrafrecht  können  nur  Beleidigungen,*^) 
strafbare  Aufforderungen,*®)  Religionsdelikte*'^  und  Aergerniss- 
erregung  durch  unzüchtige  Handlungen*®)  in  Betracht  kommen ; 
dagegen  ist  die  Möglichkeit  eines  durch  die  Aufführung  zu 
begehenden  groben  Unfugs*^)  abzulehnen,  deren  Zulassung 
leicht  eine  neue  Aera  willkürlicher  Handhabung  der  Theater- 
zensur eröffnen  könnte.  —  Der  Ausspruch  des  Zensurverbots  kann 
jedoch  auch  bei  einer  mit  Vornahme  der  Aufführung  eintretenden 
Verletzung  eines  Strafgesetzes  nicht  immer  ohne  weiteres  für  zu- 
lässig erachtet  werden.  Die  meisten  der  mittelst  Aufführung 
zu  begehenden  Strafthaten,  die  Beleidigungen,  setzen  nämlich  zur 
Einleitung  ihrer   Verfolgung^^)    bezw.    zur    Durchführung    des 


*4)  O.  Mayer,  Verwaltungsrecht  Bd.   1,   S.  256  n.  24.    Rosin,    Polizei- 
verordnungsrecht S.  100. 

«)  R.-Str.-G..B.  §§  94  fg.,  103  fg.,   131,   135.  185  fg. 

46)  R.-Str.-G.-B.  §§  85.  110,   130. 

47)  R..Str.-G..B.  §  166. 
«)  R.-Str.-G.-B.  §  183. 

«)  R.-Str.-G.-B.  §  360  No.   11. 

öO)  So  R.-Str.-G.-B.  §§  103,  104,  185  fg. 
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Strafverfahrens^^)  einen  Antrag  bezw.  eine  Ermächtigung  des 
Verletzten  voraus,  deren  Mangel  den  Eintritt  der  an  die  Be- 
gehung des  Deliktes  geknüpften  Folgen  verhindert.  Durch  diesen 
Umstand  ist  es  für  die  darunter  gehörenden  Fälle  gewisser- 
massen  der  Entscheidung  des  Betroffenen  überlassen,  die  an 
sich  normwidrige  Handlung  als  strafrechtlich  relevante  oder 
irrelevante  zu  qualifiziren.  Würde  die  Zensurhehörde  durch 
ein  Aufführungsverbot  ohne  weiteres  die  Begehung  auch  dieser 
Art  von  Delikten  verhüten,  so  liesse  sie  vielleicht  dem  Ver- 
letzten einen  über  sein  eigenes  Verlangen  hinausreichenden 
Schutz  angedeihen.  In  air  diesen  Fällen  müsste  deshalb  der 
Ausspruch  eines  Aufführungsverbots  —  sobald  es  nicht  aus 
andern  Gründen  zu  erfolgen  hätte  —  von  vorausgegangener  Zu- 
stimmung des  Verletzten  abhängig  gemacht  werden. 

Keine  Billigung  verdient  dagegen  dasjenige  Zensursystem, 
das  ein  Verbot  von  Theaterstücken  mit  Rücksicht  auf  ihre 
sprachliche  Form  zulässt.  Die  Staatsbehörde  masst  sich  damit 
eine  Funktion  an,  die  sich  nicht  unter  die  dem  Staat  ob- 
liegenden Aufgaben  einreihen  lässt.  Allerdings  hat  sich  seine 
Thätigkeit  nicht  auf  die  Beschaffung  der  für  die  materielle 
Volkswohlfahrt  erforderlichen  Mittel  zu  beschränken,  sondern 
auch  die  Vorbedingungen,  von  denen  eine  harmonische  Ent- 
wicklung des  Volksgeistes  abhängig,  zu  ermöglichen.  Das 
kann  aber  nicht  dadurch  geschehen,  dass  der  freien  Gestaltung 
eines  hierfür  so  mächtigen  Faktors,  wie  ihn  die  Volkssprache 
bildet,  Schranken  auferlegt  werden,  indem  der  Bühne  die 
Sprache  des  Lebens  verschlossen  wird.^^ 

Ein  eben  so  ungünstiges  Urtheil  ist  über  die  mit  Rück- 
sicht auf  den  Inhalt  der  aufzuführenden  Theaterstücke  geübte 
Zensur  zu  fällen.  Eine  Polizeigewalt,  welche  dichterische  An- 
griffe gegen  die  bestehenden  Zustände  von  Staat,  Religion, 
Moral,  Gesellschaft  und  Familie  mit  Aufführungsverboten  be- 
antwortet, muthet  der  Literatur  völlige  Erstarrung  zu,  da  sich 


51)  So  R.-Str.-G.-B.  §§  99,   101,  197. 

^^)  Die  Ablehnung    unzulässiger  Sprachgestaltungen  war  im  Alterthura 
mit  richtigem  Takt  den  Zuschauern  überlassen.     Cicero,  Paradox.  3,  2. 
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doch  kaum  ein  dramatischer  Konflikt  denken  lässt,  der  nicht 
auf  einem  Zwiespalt  zwischen  dem  Bestehenden  und  den  da- 
gegen ankämpfenden  neuen  Ideen  beruht.  Ausserdem  wohnt 
einer  solchen  Zensur  erfahrungsmässig  die  Tendenz  bei,  dem 
Begriff  „Angriff"  die  weitgehendste  Auslegung  zu  geben  und 
schliesslich  nicht  nur  die  direkte  Befehdung  der  bestehenden 
Ordnung  zu  perhorresziren,  sondern  eine  solche  schon  in  der 
blossen  Darstellung  von  Institutionen,  gegen  die  sich  im  öffent- 
lichen Leben  Angriffe  erheben,  zu  erblicken.  So  gelangt  z.  B. 
die  österreichische  Theaterzensur  zum  Verbot  von  Aufführungen, 
die  eine  „mit  den  Gefühlen  der  Loyalität  für  das  Staatshaupt 
und  dessen  Familie  oder  der  Vaterlandsliebe  unvereinbaren 
Inhalt"  haben,^^  eine  Kautschukformel,  die  je  nach  der  poli- 
tischen Richtung  und  dem  historischen  Verständniss  die  ab- 
weichendsten Entscheidungen  der  Zensurbeamten  herbeifähren 
wird,  denen  die  positive  Vorschrift,  dass  in  einer  .dramatischen 
Darstellung  österreichische  Amtskleider  oder  Uniformen  keine 
Verwendung  finden  dürfen,^^)  für  Zweifelsfalleernsterer Natur  kaum 
ein  dankenswerther  Leitstern  sein  dürfte.  Eine  gleich  masslose 
Ausdehnung  findet  ferner  nach  dem  österreichischen  System 
der  der  Religion  gewährte  Schutz,  der  ein  Verbot  der  „Dar- 
stellung kirchlicher  Gebräuche  und  gottesdienstlicher  Handlungen 
anerkannter  Religionsgenossenschaften"  und  des  „Gebrauchs  der 
den  Dienern  derselben  eigenthümlichen  geistlichen  Ornate  auf 
der  Bühne  "^^)  veranlasst,  also  Werke,  wie  Maria  Stuart  oder 
Faust  nur  in  verstümmelter  Form  zur  Aufführung  zulässt.  — 
Rudimente  dieses  Zensursystems  finden  sich  auch  in  dem  sonst 
einer  andern  Auffassung  huldigenden  preussischen  Recht. 
Wenigstens  lässt  sich  das  hiernach  geltende  Verbot,  verstorbene 
Mitglieder  des  preussischen  Königshauses^^)  oder  Begebenheiten 


53)  Oestr.  Intsr.  No.  2. 

54)  Oestr.  Instr.  No.  4. 
«5)  Ebenda. 

^)  Die  kgl.  preuss.  Ordre  v.  20.  April  1844  gestattet  die  Aufführung 
von  Stücken,  in  welchen  verstorbene  Mitglieder  des  kgl.  Hauses  die  Bühne 
betreten,  nur  mit  Allerhöchster  Erlaubniss.  Doch  ist  durch  Kabinetsordre  v. 
13.  Juli  1844  gestattet,    derartige  Stücke,    sobald    sie    auf  einer    kgl.  preuss. 
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der  biblischen  Geschichte^')  auf  die  Bühne  zu  bringen,  doch 
wohl  nur  aus  der  Annahme  erklären,  dass  in  den  unter- 
sagten Handlungen  stets  Angriffe  gegen  die  bestehende 
Staats-  und  Religionsordnung  enthalten  sein  müssten,  die  sich 
freilich  am  sichersten  durch  ein  Aufführungsverbot  abwenden 
Hessen.  Eine  innere  Berechtigung  kann  diesen  Beschränkungen 
der  Bühnenfreiheit  nicht  zugestanden  werden,  da  es  kein 
Stoffgebiet  giebt,  dessen  dramatische  Bearbeitung  von  vorn- 
herein nothwendig  zu  Unzuträglichkeiten  führen  müsste,  also 
auch  nicht  ersichtlich  ist,  warum  dies  bei  Darstellungen,  in 
denen  preussische  Prinzen  oder  biblische  Personen  eine  Rolle 
spielen,  der  Fall  sein  sollte.  — 


Bühne  zur  Aufführung  gekommen  sind,  ohne  Weiteres  auch  auf  anderen 
Theatern  darzustellen.  Preuss.  Min.-Erl.  v.  28.  Juli  1884  (Min.-Bl.  f.  d.  inn. 
Verw.  1884  S.  210).  —  Aehnliche  Verbote  bestanden  im  älteren  französischen 
Recht.  Nachdem  bereits  1447  ein  Prozess  geschwebt  hatte,  in  dem  die 
Schauspieler  beschuldigt  waren,  den  König  und  den  Dauphin  kopirt  zu  haben 
Creizenach  Bd.  1,  S.  432,  untersagte  ein  Parlaraentsbeschluss  v.  5.  Januar  1516 
die  Erwähnung  von  Mitgliedern  des  Königshauses  auf  der  Bühne.  Dalloz 
No.  19.  Doch  blieben  die  Uebertretungen  häufig  straflos.  Guichard  S.  46. 
57)  Preuss.  Min.-Erl.  v.  8.  Oktober  1875  (Min.-Bl.  f.  d.  inn.  Verw.  1875 
S.  271).  —  In  Baden  soll  umherziehenden  Gauklergesellschaften  die  Ge- 
nehmigung zur  Darstellung  von  Passionsspielen  untersagt  werden,  v.  Land- 
mann S.  237.  —  In  dieser  Beschränkung  der  AufTührungssüjets  liegt  ein 
wichtiges  Stück  Theaterkullurgeschichte,  das  die  Emanzipation  des  Theaters  von 
der  Kirche  deutlich  zum  Ausdruck  bringt.  Die  Anfänge  der  Trennung  fallen  in  den 
Ausgang  des  Mittelalters;  ziemlich  gleichzeitig  machen  sich  denn  auch  schon 
Strömungen  geltend,  die  dem  weltlich  gewordenen  Theater  die  Befugniss  zur 
Darstellung  religiöser  Stoffe  zu  entziehen  suchen.  1541  fand  allerdings  ein 
Antrag  des  Pariser  Generalprokurators,  den  Schauspielern  die  Darstellung  von 
Gegenständen  aus  der  heiligen  Schrift  zu  .untersagen,  der  mit  der  auffallenden 
Begründung,  es  könnte  sonst  leicht  bei  den  ungebildeten  Zuschauern  ein 
Rückfall  ins  Judenthum  vorkommen,  noch  Widerspruch,  Lacan  et  Paulmier 
Bd.  1,  S.  32;  allein  schon  1548  erfolgte  ein  solches  Verbot  durch  das  Parlament, 
das  dann  noch  mehrfach  wiederholt  wurde  und  damit  thatsächlich  die  fran- 
zösische Dramatik  zwang,  ihr  Material  von  nun  an  andern  Gebieten,  namentlich 
der  Geschichte  und  Mythologie  des  klassischen  Alterthums  zu  entnehmen. 
Guichard  S.  50.  In  den  deutschen  Territorien  war  die  Geistlichkeit  namentlich 
seit  Ausgang  des  17.  Jhdts.  im  gleichem  Sinn  thätig;  die  älteste  mir  bekannte 
Nachricht  bietet  ein  bernisches  Kreisschreiben  v.  1.  Juni  1592,  das  die  Auf- 
führung von  Theaterstücken  geistlichen  Inhalts  verbietet.     Streit  Bd.  1,  S.  129, 
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Keine  innere  Berechtigung  besitzt  ferner  ein  allgemeines 
Verbot  der  Darstellung  konkreter  Vorgänge  des  Individual- 
lebens.  So  lange  eine  solche  Darstellung  nicht  gegen  Straf- 
gesetze verstösst  oder  den  von  ihr  Betroffenen  zur  Anrufung 
der  Staatsgewalt  veranlasst,  muss  ein  Zensurverbot  als  völlig 
unzulässig  erscheinen,  da  dem  Betroffenen  selbst  die  Ent- 
scheidung, ob  er  seine  Bühnenverkörperung  dulden  oder  als 
Verletzung  seines  Persönlichkeitsrechts  verwehren  will,  gebührt.^®) 

Für  durchaus  angemessen  ist  dagegen  dasjenige  System 
der  Theaterzensur  zu  erachten,  das  ihre  Ausübung  von  den 
wahrscheinlich  zu  erwartenden  Folgen  der  Aufführung  abhärtgig 
macht.     In    dieser  Form   verliert    die  Theaterzensur   ihren  ex- 


^)  Nicht  jede  Bühnenverkörperung  enthält  nothwendig  eine  solche 
Verletzung,  wie  Mohl,  Die  Polizeiwissenschafl.  3.  Aufl.  Tübingen  1866. 
Bd.  3,  S.  276  annimmt.  Die  Dramatisirung  seiner  Lebensschicksale  kann 
z.  B.  Niemand  untersagen ;  erst  wenn  die  Aufführung  über  die  Identität  einer 
Rolle  mit  einer  lebenden  Person  gar  keinen  Zweifel  Hesse,  wozu  wesentliche 
Uebereinstimmung  von  Maske  und  Namen  des  Dargestellten  mit  dem  Darzu- 
stellenden erforderlich,  läge  ein  Eingriff  in  das  Persönlichkeitsrecht  vor, 
Gierke,  Deutsches  Privatrecht  Bd.  1,  S.  723,  das  ebenso  unzulässig,  wie  die  un- 
genehmigte  Ausstellung  eines  Portraits.  v.  Ihering,  Rechtsschutz  gegen  injuriöse 
Rechtsverletzungen,  Jahrbücher  für  Dogmatik  Bd.  23,  S.  319.  Ob  die  dargestellte 
Person  im  öffentlichen  Leben  eine  Rolle  spielt  oder  nicht,  ist,  wie  Kohler, 
Das  Individualrecht  als  Namen,  Archiv  für  bürgerliches  Recht  Bd.  5,  S.  83 
mit  Unrecht  bestreitet,  hierfür  völlig  gleichgültig,  da  eine  öffentliche  Wirksam- 
keit nicht  nothwendig  einen  Verzicht  auf  das  Persönlichkeitsrecht  gerade  nach 
dieser  Richtung  enthält.  —  Eine  Beleidigung  im  strafrechtlichen  Sinn  ist  mit 
der  Bühnenverkörperung  einer  lebenden  Person  nicht  unumgänglich  verbunden. 
Einen  dahin  gehörenden  interessanten  Fall  berichtet  Deutsche  Bühnengenossen- 
schaft 1891  S.  336.  Verbote  der  Darstellung  lebender  Personen  brachte  be- 
reits da  spätere  griechische  Recht,  vgl.  S.  134  n.  4;  inFrankreich  folgten  seit  1536 
zahlreiche,  stets  unbeachtet  bleibende  Verbote.  Dalloz  No.  19,  Guichard 
S.  46,  56.  —  Hiervon  verschieden  ist  die  Frage,  ob  demjenigen  ein  Einspruchs- 
recht zusteht,  dessen  Name,  ohne  dass  de~.  Autor  eine  persönliche  Beziehung 
vorschwebte,  von  einer  Person  des  Dramas  geführt  wird.  Die  Urth.  d.  Seine- 
Civ,  -  Tribunals  v.  15.  Februar  1882  und  vom  13.  November  1889,  (Sirey, 
Rec.  1884.  2,  2  S.  21  und  Droit  d'auteur  1891  S.  43)  haben  ein  Verbietungs- 
recht  anerkannt,  wenn  die  dargestellte  Rolle  den  Namen  verhasst  oder  lächerlich 
zu  machen  geeignet  sei.  Das  geht  indess  zu  weit,  wenn  es  sich  um  einen  all- 
gemein verbreiteten  Namen  handelt.  LalUer,  De  la  propriete  des  noms  et  des 
titres.     Paris  J890.     S.  330. 

Opet,  Theaterrecht.  10 
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zeptionellen  Charakter  und  erweist  sich  einfach  als  Anwendung 
der  Theatersicherheitspolizei,  die  im  Interesse  der  Aufrecht- 
erhaltung der  öffentlichen  Sicherheit  die  Vornahme  einer  Handlung 
untersagt,  die  eine  Gefahr  für  die  Integrität  des  bestehenden 
Rechtszustandes  droht.  ^®)  Zweifellos  kann  eine  Aufführung 
aber  unter  bestimmten  Voraussetzungen  von  einem  solchen 
Erfolg  begleitet  sein.  Ein  Durchschnittspublikum  wird  freilich 
in  normalen  Zeiten  aus  einer  Theatervorstellung  nur  ein  vorüber- 
gehendes Vergnügen  schöpfen,  dessen  Erinnerung  schon  mit 
der  Beendigung  der  Aufführung  zu  entfliehen  beginnt.  In 
politisch  erregten  Zeiten  kann  dagegen  eine  Vorstellung,  die 
mit  oder  ohne  Absicht  des  T  Autors  Beziehungen  auf  die 
brennenden  Tagesfragen  gestattet,®^)  Zuschauer,  die  den  davon 
betroffenen  Bevölkerungsschichten  angehören,  in  eine  zur  Be- 
gehung von  Rechtsbrüchen  geneigte  Stimmung  versetzen. ^^) 
Hat  eine  Aufführung  thatsächlich  einen  solchen  Erfolg  gehabt, 
so  unterliegt  die  Befugniss  des  Staats,  die  Wiederholung  der 
Aufführung  zu  verbieten,  als  eine  die  drohende  Störung  des 
öffentlichen  Friedens  verhütende  Massregel  keinen  Bedenken; 
das  gleiche  aber  hat  vom  Verbot  einer  Auffuhrung  zu  gelten, 
die  zwar  noch  keine  Störung  des  öffentlichen  Friedens  hervor- 
gerufen hat,  von  deren  Vorsichgehen  aber  unter  den  ob- 
waltenden Verhältnissen  eine  solche  zu  befürchten  steht.  Im 
Gegensatz  zu  demjenigen  Zensursystem,  das  Verbot  oder  Ge- 
stattung der  Aufführung  von  vornherein  nach  dem  Inhalt  der 
Dichtung  definitiv  feststellt,  trägt  für  dies  System  jede  Auf- 
führung individuellen  Charakter,  so  dass  je  nach  den 
wechselnden  Umständen,  dasselbe  Drama  heut  einem  Zensur- 
verbot  unterliegen,    zu    andrer  Zeit    dagegen    anstandslos   zur 


ö9)  Zutreffend  Urth.  d.  preuss.  O.-V.-G.  v.  2.  Mai  1892  (Selbstver- 
waltung Bd.  19,  S.  386) 

^)  Noch  heut  ist  z.  ß.  die  Aufführung  der  Hugenotten  in  Südfrankreich 
verboten,  die  dort  zu  konfessionellen  Reibungen  führen  könnte,  obwohl  von 
einer  beabsichtigten  Beziehung  der  Oper  auf  die  dortigen  Verhältnisse  doch 
keine  Rede  ist. 

öl)  Mit  der  reicheren  Entwicklung  des  politischen  Lebens  schwindet 
natürlich  diese  Gefahr.  Nur  dort,  wo  das  Volk  keine  genügende  politische  Tribüne 
besitzt,  muss  das  Theater  dazu  dienen.     Prutz,  Epos  und  Drama  S.   10  fg. 
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Darstellung  gelangen  kann.  Eine  solche  Handhabung  mag 
äusserlich  als  Willkür  erscheinen,  ist  jedoch  innerlich  durch 
die  mögliche  Verschiedenheit  der  einzelnen  Aufführungen  voll- 
kommen begründet.  Eine  gewisse  Freiheit  der  EntSchliessung 
wird  der  Behörde  allerdings  dadurch  'eingeräumt,  dass  die  Be- 
urtheilung  der  eventuellen  Aufführungswirkungen  ihrer  Ent- 
scheidung anheimgegeben  ist;  allein  jede  Ausübung  der  Sicher- 
heitspolizei trägt  ein  gewisses  Moment  der  Willkür  in  sich, 
insofern  die  zur  Abwendung  einer  Gefahr  angeordneten  Mass- 
regeln durch  die  sich  vielleicht  später  gar  nicht  bewahrheitende 
Annahme  der  Behörde,  dass  jene  Gefahr  drohe,  veranlasst 
sind.^^)  Speziell  für  das  preussische  Recht  wird  jedoch  auch 
diese  Befürchtung  eines  Missbrauchs  der  Zensurbefugniss  durch 
das  gesetzliche  Erforderniss,  dass  die  Verhängung  der  Theater- 
zensur nur  dann  erfolgen  dürfe,  wenn  die  Aufführung  eine 
unmittelbare  Gefährdung  der  öffentlichen  Sicherheit,  nicht 
bloss  die  entfernte  Möglichkeit  eines  solchen  Ereignisses  er- 
warten lasse,  so  gut  wie  ausgeschlossen.^') 

Unsre  Kritik  der  inneren  Berechtigung  der  Theaterzensur 
führt  demnach  zu  folgendem  Ergebniss: 

Die  Theaterzensur  ist  verwerflich,  sofern  sie  zum  Verbot 
von  Theaterstücken  mit  Rücksicht  auf  ihre  Sprache  oder  ihren 
strafrechtlich  irrelevanten  Inhalt  führt;  sie  ist  berechtigt,  sofern 
sie  die  Aufführung  den  Thatbestand  eines  Deliktes  erfüllender 
Dramen  verhindert;  sie  ist  nothwendig,  sofern  sie  die  Auf- 
führung dramatischer  Werke  untersagt,  deren  Wirkung  eine 
Störung  der  öffentlichen  Sicherheit  droht.  ^*) 


ö2)  Dem  Begriff  „Gefahr"  mangelt  eben  objektiv  nothwendig  die  Realität. 
Hugo  Meyer,  Lchibuch  des  deutschen  Strafrechts.  4.  Aufl.  Erlangen  1888. 
S.  36  fg. 

63)  Vgl.  S.  153  n.  82. 

^)  Sittenpolizeiliche  Zwecke  hat  die  Theaterzensur  dagegen  nicht  zu 
erfüllen,  wie  freilich  G.  Meyer,  Schauspielunternehmungen  S.  522,  Schulze, 
Preuss.  Staatsrecht  Bd.  2,  S.  367  fg.,  Urth.  d.  preuss.  O.-V.-G.  v.  1.  Dezember  1892 
(Entsch.  Bd.  24,  S.  311)  annehmen.  Besondere  Massnahmen  zum  Schutz  der 
Sittlichkeit  gegen  Verletzungen  durch  das  Theater  sind  überflüssig,  da  §  183 
Str.-G.-B.,  wie  sich  unzweifelhaft  aus  dem  Urth.  d.  Reichsgerichts  v.  6.  Mai  1881 
(Entsch.  Strf.-Sach.  Bd.  4  S.  131  fg.)  ergiebt,    auch  Aufführungen  gegenüber 

10* 
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In  der  angegebenen  Begrenzung  ist  die  Theaterzensur 
nicht  nur  als  Verbotsübung,®*)  sondern  auch  im  engern  Sinn, 
als  Recht  der  Manuskript-Einsichtnahme  und  Probentheilnahme 
begründet.  Um  den  Umfang  der  im  Interesse  der  Verbrechens- 
verhütung oder  allgemeinen  Sicherheitspolizei  zu  ergreifenden 
Massregeln  feststellen  zu  können,  wohin  geeignetenfalls  auch 
ein  Verbot  der  Aufführung  zählt,  muss  die  Behörde  ja  im  vor- 
aus den  Eindruck  der  Aufführung  zu  beurtheilen  im  Stande 
sein,  was  sich  bei  noch  nicht  dargestellten  Werken  nur  durch 
Bethätigung  der  Theaterzensur  im  engem  Sinn  erreichen  lässt.^®) 

Der  -  Zensurbehörde  ist  damit  freilich  eine  schwere  Auf- 
gabe gestellt,  deren  Lösung  nicht  allein  den  Besitz  juristischer, 
sondern  ebenmässig  literarischer  und  psychologischer  Kennt- 
nisse voraussetzt,  wie  sie  polizeilichen  Organen  kaum  beizu- 
wohnen pflegen.  Die  Zulässigkeit  der  Theaterzensur  muss 
daher  auch  noch  davon  abhängig  gemacht  werden,  dass  ihre 
Ausübung  durch  eine  aus  juristisch,  literarisch  und  psycho- 
logisch gebildeten  Personen  zusammgesetzte  Behörde  erfolgt.®^) 

Der  thatächliche  Zustand  wird  dieser  Forderung  freilich 
nirgends  gerecht.    Wo  die  Zensur  besteht,  ist  ihre  Handhabung 


zur  Anwendung  kommen  kann,  Pezold,  Die  deutsche  Strafrechtspraxis.  Stutt- 
gart 1877  S.  160,  Olshausen,  Kommentar  zum  Str.-G.-B.  §  183  n.  2.  Eine 
Theaterzensur  aus  Rücksichten  der  Sittlichkeit  würde  leicht  zur  Folge  haben, 
dass  selbst  eine  durchaus  künstlerische  Behandlung  der  wichtigsten  Probleme 
von  der  Bühne  ausgeschlossen  wäre.  Und  doch  soll  grade  die  dramatische 
Dichtung  „sich  auf  den  grossen  Markt  des  Lebens  wagen,  das  Gefahrvollste 
und  Grösste  zu  ihrem  Gegenstand  nehmen,  mit  den  öffentlichen  Zuständen 
Bund  machen  und  mit  dem  Leben  selbst  rivalisiren."  Gervinus,  Geschichte 
der  deutschen  Nationalliteratur.    2.  Auflage  Lpzg.  1844  Bd.  5  S.  734. 

^)  Ihre  Unentbehrlichkeit  in  dieser  Funktion  erweist  ihr  Fortbestand 
auch  da,  wo  sie  als  Theaterzensur  im  engeren  Sinn  aufgehoben  ist.  Deseure 
S.  254.     Tavares  de  Medeiros,  Portugiesisches  Staatsrecht  S.  83. 

66)  Berl.  Th.  -  0.  §  5.  Oestr.  Instr.,  Anhang  B.  Constant  S.  66. 
Guichard  S.  74.     Mohl  Bd.  3.  S.  277.     Rosmini  No.  15,  95. 

6'')  Constant  S.  70,  Guichard  S.  36  bringen  dahingehende  Ansichten 
der  berühmtesten  französischen  Autoren.  Aehnlich  äusserte  sich  der  Abge- 
ordnete Miquel,  Verhandl.  des  preuss.  Landtags,  Haus  der  Abgeordn.  1879. 
Sten.  Ber.  I  S.  408  fg.  —  Anhang  B.  Nur  die  toskanische  Zensur  entsprach 
diesem  Verlangen.     Salucci  S.  20. 
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ausschliesslich  juristisch  oder  kameralistisch  geschulten  Beamten 
anvertraut,  deren  mangelnde  Urtheilsfähigkeit  häufig  Verbote 
bezw.  Gestattungen  von  Aufführungen  ausspricht ,  bezüglich 
derer  eine  alle  Faktoren  gleichmässig  berücksichtigende  Prüfung 
zu  entgegengesetzten  Resultaten  gelangt  wäre. 

Die  Berechtigung  der  Theaterzensur  wird  häufig  durch 
Hinweis  auf  die  Gründe,  die  zur  Beseitigung  der  Presszensur 
geführt  haben,  zu  bestreiten  versucht;^**)  in  beiden  Fällen  mache 
sich  die  Staatsgewalt  eines  unzulässigen  Eingriffs  in  die  Frei- 
heit der  Meinungsäusserung  schuldig,  der  zwar  in  die  Entwicklung 
der  Literatur  hindernd  eingreife,  aber  völlig  zwecklos  sei,  da  die  an- 
geblich ordnungsfeindlichen  Werke  nur  die  ohnehin  im  Volke 
herrschende  Stimmung  wiederspiegelten.  Allein  diese  An- 
schauung wird  dem  eigenthümlichen  Wesen  der  Aufführung 
nicht  gerecht,  deren  Wirkung  sich  von  derjenigen  der  Lektüre 
qualitativ  unterscheidet.  Die  Aufführung  giebt  dem  Zuschauer 
nicht  nur  einen  Bericht,  wie  die  Lektüre  dem  Leser,  sondern 
sie  lässt  ihn  den  dargestellten  Vorgang  miterleben;  die  Auf- 
führung zwingt  ferner  während  ihres  unaufhaltsamen  Fortgangs 
den  Zuschauer,  ihrem  Gedankeninhalt  ständig  zu  folgen,  während 
die  Lektüre,  durch  die  stete  Möglichkeit  der  Unterbrechung, 
den  Leser  befähigt,  an  Punkten,  die  seinen  Widerspruch  her- 
vorrufen, noch  beim  Lesen  Kritik  übend  zu  verweilen;  die 
Aufführung  geht  endlich  in  einer  Massenanhäufung  vor  sich, 
in  welcher  der  Einzelne  ausser  der  eigenen  Empfindung  des 
Dargestellten  als  Glied  der  Gesammtheit  auch  die  Empfindung 
aller  übrigen  Zuschauer  in  sich  aufnimmt,  ^^)  während  die  Lektüre 
nur  durch  eine  Person   erfolgen  kann,    demnach    des  bei  der 


^)  Grelling  S.  201.  Rosmini  No  137.  Roesler,  Verwaltungsrecht. 
Bd.  2,  S.  230.     Salucci  S.   11.     Devrient  ßd.  4,  S.  231. 

^^)  Zutreffend  spricht  Schiller,  Schaubühne  als  moralische  Anstalt,  am 
Schluss  von  dem  Phänomen:  „Jeder  Einzelne  geniesst  die  Entzückungen 
aller,  die  verstärkt  und  verschönert  aus  hundert  Augen  auf  ihn  zurückfallen. ** 
Eben  so  findet  aber  auch  das  gleiche  bei  einer  sicherheitsfeindlichen  Stimmung 
statt.  Auch  da  machen  sich  nach  Grote's  glücklichem  Ausdruck,  History  of  Greece 
Bd.  5,  S.  200  „the  common  susceptibilities,  common  Inspiration  and  common 
Spontaneons  impulse  of  a  multitude,  effacing  for  the  time  each  man's  separate 
individuality*  geltend. 
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Aufführung  vorhandenen  Steigerungsfaktors  der  Empfindung 
ermangelt.  Diesen  Unterschieden  entsprechend  gestaltet  sich 
auch  die  Wirkung  der  Auffuhrung  zu  einer  die  der  Lektüre 
weit  überbietenden;  der  Eindruck  der  Lektüre  mag  ein  noch 
so  gewaltiger  sein:  er  wird  niemals  den  einzelnen  Leser  in 
eine  Stimmung  versetzen  können,  deren  Bekämpfung  aus 
sicherheitspolizeilichen  Gründen  erfolgen  muss;  die  Wirkung 
der  Aufführung  ist  dagegen  eine  Massen  Wirkung;  eine  Menschen- 
masse ist  aber  leicht  geneigt,  dasjenige  in  Thaten  umzusetzen, 
von  dessen  Unternehmung  den  Einzelnen  das  Gefühl  seiner 
Vereinzelung  abschreckt.  Der  Erfolg  einer  Aufführung  kann 
daher  sehr  wohl  die  Erzeugung  einer  auf  Störung  der  öffent- 
lichen Sicherheit  gerichteten  Massenstimmung  sein.  Die  Mög- 
lichkeit dieses  Erfolges  verlangt  der  Aufführung  gegenüber  die 
staatliche  ßefugniss,  seinen  Eintritt  zu  verhindern,  mit  anderen 
Worten,  die  Geltung  der  Theaterzensur;  die  Unmöglichkeit  seines 
Eintritts  durch  die  blosse  Lektüre  schliesst  dagegen  Schriften 
gegenüber  die  Nothwendigkeit  einer  analogen  Befugniss,  der 
Presszensur,  aus.*^®) 

V.  Die  Rechtsbeständigkeit  der  Theaterzensur  im 
engern  Sinn  ist  in  jüngster  Zeit  für  Deutschland  —  mit  Ausnahme 
von  Elsass  -  Lothringen,  wo  ihre  Geltung  kraft  ausdrücklicher 
gesetzlicher  Bestimmung  unzweifelhaft"^^)  —  lebhaft  bestri|tten 


''*^)  Anhänger  der  Theaterzensur  sind  Constant  S.  68.  Dalloz  No.  19. 
Delpit,  Revue  des  deux  mondcs,  1887,  3.  Per.  S.  610  fg.  Guichard  S.  36. 
Haenel,  Staatsrecht  Bd.  1,  S.  662.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  109.  G. 
Meyer,  Schauspieluntemehmungen  S.  520.  Mohl  Bd.  1 ,  S.  626,  Bd.  3,  S.  277. 
Rivaita  S.   169.     v.  Stein,    Verwaltungslehre  Bd.  6,    S.  42.     Vivien    et  Blanc 

5.  XIX.  —  Unerheblich  ist  für  die  Beurtheilung  der  Theaterzensur  im  engeren 
Sinne,  dass  ihre  Bethätigung  dem  Unternehmer  Kosten  erspart,  die  er  bei 
einem  erst  nach  der  Aufführung  eintretendem  Verbot  für  die  Vorbereitung 
des  Stückes  aufwenden  würde,  ein  namentlich  von  französischen  Autoren  zu 
Gunsten  der  Institution  geltend  gemachter  Umstand. 

■^1)  §  3  des  Ges.  betr.  Einführung  der  G.  -  O.  in  Elsass-Lothringen  v. 
27.  Februar  1888:  „Die  auf  die  Theaterpolizei  bezüglichen  Bestimmungen 
der  Landesgesetze  bleiben  neben  den  Bestimmungen  der  G. -O.  in  Kraft." 
Dahin  gehört  auch  der  die  Theaterzensur  bestimmende  Art.  3  des  Dekrets  vom 

6.  Januar  1864.  -  G.  Meyer,  Schauspielunternehmungen  S.  523.    Berger  S.  32. 
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worden.''^)  Ihre  Aufhebung  wird  aus  der  durch  die  G. -O. 
proklamirten  Gewerbefreiheit  gefolgert,  mit  welcher  ein  Recht 
der  Behörden  zum  Erlass  von  Theaterzensurverordnungen, 
deren  Befolgung  den  Unternehmer  im  Betrieb  seines  Gewerbes 
zur  Vornahme  gewisser  Handlungen  verpflichte,  unvereinbar 
sei.  Allein  die  Irrthümlichkeit  einer  solchen  Folgerung  wurde 
bereits  früher  dargethan.*^^  Die  Eigenschaft  einer  Person  als 
Gewerbetreibender  begründet  für  sie  der  allgemein  staatlichen 
Polizeigewalt  gegenüber  keine  Ausnahmestellung;  auch  der 
Gewerbetreibende  darf  seine  Thätigkeit  nur  unter  Beobachtung 
der  im  allgemeinen  Interesse  erlassenen  Polizeivorschriften  aus- 
üben ;  mithin  muss  auch  der  Theateruntemehmer  der  zur  Auf- 
rechterhaltung der  öffentlichen  Sicherheit  angeordneten  Theater- 
zensur nachkommen. 

Die  Unzulässigkeit  der  Theaterzensur  wäre  reichsrechtlich 
nur  bei  einem  besonderen  Verbot  ihrer  Bethätigung  anzu- 
nehmen, das  die  gegnerische  Ansicht  zwar  aus  dem  Reichs- 
pressgesetz vom  7.  Mai  1874  herzuleiten  sucht,  für  dessen 
Existenz  jedoch,  da  das  erwähnte  Gesetz  sich  ausschliesslich 
auf  „Druckschriften"  bezieht,'*)  auch  nicht  der  geringste  Um- 
stand spricht. 

Nicht  minder  unzureichend  ist  der  speziell  für  die 
preussische  Gesetzgebung  versuchte  Nachweis*^^)  der  Unzulässig- 
keit der  Theaterzensur  im  engeren  Sinn.  Als  Argument  wird 
hierfür  Art.  27  der  Pr.  Verfassungsurkunde  vom  31.  Januar  1850 

'^2)  Namentlich  von  Grelling  in  den  anlässlich  des  Verbots  der  „Weber „ 
und  „Johanna  Jagert*  angestellten  Prozessen.  —  Bedenken  äussern  über  die 
Gültigkeit  auch  Reichstags  Verhandlungen.  7.  Leg. -Per.  II.  Sess.  1887/88. 
Drucks.  No.  30  S.  241  sowie  Reichstagsabg.  Richter,  Reichstagsverhand- 
lungen. 4.  Leg.-Per.  III.  Sess.  1880.  Sten.  Ber.  IL  S.  927.  —  Für  ihre  un- 
bedingte Geltung  V.  Landmann  S.  239. 
73)  Vgl.  S.  130. 

■^4)  Als  solche  gelten  nach  §  3  a.  a.  0: 

„alle    Erzeugnisse    der   Buchdruckerpresse,    sowie    alle    andern,    durch 
mechanische  oder  chemische  Mittel  bewirkten,  zur  Verbreitung  bestimmten 
Vervielfältigungen    von  Schriften    und  bildlichen  Darstellungen  mit  oder 
ohne  Schrift,  und  von  Musikalien  mit  Text  oder  Erläuterungen". 
75)  Grelling  S  198  fg. 
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verwendet, '^^)  der  freilich  ein  Verbot  der  „Zensur"  ausspricht, 
unter  dem  jedoch,  wie  der  Folgesatz,  der  ausdrücklich  „Be- 
schränkungen der  Pressfreiheit"  erwähnt,  über  jeden  Zweifel 
darthut,  keineswegs  die  Theaterzensur  verstanden  werden  kann. 
Selbst  wenn  dieser  Folgesatz  fehlte,  müsste  der  Ausdruck 
„Zensur"  ausschliesslich  auf  Presszensur  bezogen  werden.  Es 
ergiebt  sich  dies  aus  der  Entstehungsgeschichte  des  Artikels, 
der  eine  Kopie  französischer  Verfassungsbestimmungen 
bildet,  die  ebenfalls  nur  die  Aufhebung  der  Presszensur  im 
Auge  hatten;'^  es  folgt  ferner  aus  dem  Wortlaut  seines  ersten 
Absatzes,  der  keine  Beziehung  auf  theatralische  Darstellung 
verträgt, ^^  sondern  nur  die  mittelst  Rede  oder  „Druckschriften"''^) 
bewirkte  Meinungsäusserung  berücksichtigt.  Zutreffend  hat  sich 
deshalb  auch  die  preussische  Praxis  durchgängig  zu  Gunsten  der 
Rechtsbeständigkeit  der  Theaterzensur  ausgesprochen.^^) 

VI.  Das  Verfahren  für  die  Handhabung  der  Theater- 
zensur im  engeren  Sinn  ist  meist  durch  Polizeiverordnungen 
allgemein  geregelt,®^)  während  der  Ausspruch  eines  Aufführungs- 


"6)  Derselbe  lautet: 
Jeder    Preusse    hat  das  Recht,    durch  Wort,   Schrift   und  bildliche  Dar- 
stellung seine  Meinung  frei  zu  äussern. 

Die  Zensur  darf  nicht  eingeführt  werden ;  jede  andere  Beschränkung  der 
Pressfreiheit  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung. 

77)  Dalloz  No.  20.  Guichard  S.  66,  72.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1, 
S.  118.  Mohl  Bd.  3,  S.  276,  Vivien  et  Blanc  S.  140.  Dem  §  86  der 
dänischen  Veriassungsurkunde  v.  28.  Juh  1866,  de  Lesignano  S.  158,  giebt 
deshalb  die  dänische  Wissenschaft  die  gleiche  Auslegung.  Goos  und  Hansen , 
Dänisches  Staatsrecht  S.  21. 

78)  Was  Grellmg  S.  200  ausführt,  war  schon  zwei  Jahr  früher  durch 
Rehm,  Hd.-W.-B.  der  Staatswissenschaften  Bd.  5  S.  271  widerlegt. 

7®)  Nach  der  Terminologie  des  R.  Pressgesetzes. 

^)  Berger  S.  32.  Hue  de  Grais,  Handbuch  der  Verfassung  und  Ver- 
waltung. 10.  Aufl.  Berlin  1895.  S.  470.  Illing,  Gewerbeordnung  §  32  n. 
Mugdan  §  32  n.  4.  Miquel  a.  a.  O.  Ferner  die  n.  82  zitirten  Urth.  des 
preuss.  O.-V.-G.  und  das  Urth.  des  preuss.  Kamm.-Ger.  v.  31.  Januar  1884. 
(Jahrbücher  Bd.  4,  S.  249).  Nach  badischem  Recht  ist  Theaterzensur  eben- 
falls zulässig.     Schenkel,  Gewerbeordnung  S.  111. 

81)  Beri.  Th. -O.  §  5.  Oestr.  Zensur  -  Instruktion  a.  E.  Frz.  Min.-Erl, 
V.  3.  August  1850,  Constant  S.  60  fg.  —  AH'  diese  Bestimmungen  leiden  an 
dem  Mangel,    der  Zensu^behörde    für  Ausübung  ihrer  Thätigkeit  im  Einzelfall 
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Verbots,  der  ja  nur  individuell  erfolgen  darf,  durch  Einzelver- 
fiigung  geschieht-  Nach  preussischem  Recht  befugt  nicht  bereits 
jede  Möglichkeit  einer  die  öffentliche  Sicherheit 
störenden  Wirkung  der  Aufführung  zu  ihrer  Untersagung; 
ein  derartiges  Einschreiten  der  Sicherheitspolizei  darf  vielmehr 
nur  dann  erfolgen,  wenn  die  Gefahr  einer  durch  die  Aufführung 
zu  bewirkenden  Ordnungsstörung  unmittelbar  droht. ®^)  Die 
Frage,  ob  die  Gefährdung  einen  solchen  Charakter  trägt,  kann 
natürlich  nur  nach  den  bei  der  einzelnen  Aufführung  waltenden 
Umständen  beantwortet  werden;®^)  im  Gegensatz  zu  der  nicht 
selten®*)  aufgestellten  Behauptung  kann  daher  davon  keine 
Rede  sein,  dass  gegenüber  Bühnenwerken,  deren  Aufführung 
in  der  Hauptstadt  ohne  Beanstandung  erfolgte,  auch  in  der 
Provinz  ein  Auffuhrungsverbot  ausgeschlossen  sei.®^) 

Die  Erklärung  der  Zensurbehörde,  dass  sie  der  Aufführung 


keine  Frist  vorzuschreiben,  so  dass  die  Theaterunternehmer,  für  welche  die 
Kenntniss  der  Zulässigkeit  oder  Unzulässigkeit  einer  geplanten  Aufführung 
unter  Umständen  eine  Lebensfrage  bildet,  auf  die  Beschleunigung  des  von 
der  Zensurbehörde  vorzunehmenden  Verfahrens  keine  Einwirkung  ausüben 
können.  Nachahmung  verdient  das  italienische  Recht,  das  die  Zensurbehörde 
sich  binnen  48  Stunden  seit  Empfang  des  Manuskripts  über  dessen  Aufführung 
zu  erklären  verpflichtet.     Ital.  Regl.  v.  8.  November  1889  Art.  38. 

82)  §  1011  17  Pr.  L.-R.  -  Urth.  d.  preuss.  0,-V..G.  v.  18.  September  1878' 
v.  26.  März  1881,  v.  2.  Mai  1892  (Entsch.  Bd.  4,  S.  418:  Bd.  7,  S.  377; 
Selbstverwaltung  Bd.  19,  S.  387).  Wegen  Mangel  dieses  Erfordernisses 
wurde  deshalb  das  VerboV  einer  Aufführung  m  dänischer  Sprache  aufgehoben, 
das  die  Polizei  ohne  nähere  Feststellung  der  Thatsachen,  aus  denen  sich  mit 
Wahrscheinlichkeit  auf  den  Eintritt  einer  Sicherheitsstörung  als  Konsequenz 
jener  Aufführung  schliessen  Hess,  erlassen  hatte.  Urth.  d.  O.-V.-G.  vom 
3.  Januar  1894  (Selbstverwaltung  Bd.  21,  S.  292).  —  Das  gleiche  Schicksal 
würde  voraussichtlich  die  Verf.  des  Pr.  Min.  d.  Innern  v.  26.  November  1895 
treffen,  die  ein  Auffuhrungsverbot  ohne  genauere  Begründung  „wegen  der 
durch  die  Aufführung  zweifellos  verursachten  Aufregung  und  Beunruhigung 
der  Bevölkerung"  anordnet.     Voss.  Ztg.  No.  589  v.   17.  Dezember  1895. 

83)  Mit  meisterhafter  Klarheit  hebt  dies  das  Urth.  d.  preuss.  O.-V.-G. 
V.  2.  Oktober  1893  (Grelling  S.  267)  hervor. 

84)  Constant  S.  58  Anhang  B  a.  E.  Aehnlich  Abgeordneter  Schmidt, 
Verhandlungen  des  preussischen  Landtags.  Haus  der  Abgeordn.  1879.  Sten. 
Ber.   1,  S.  406. 

85)  Guichard  S.  76.     Salucci  S.  26.     Die  n.  83  zitirte  Entsch. 
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eines  dramatischen  Werkes  kein  Verbot  entgegenstelle,  enthält 
keinen  Verzicht  auf  die  künftige  Ausübung  des  Verbotsrechts. 
Die  Untersagung  darf  vielmehr  auch  dann  noch  ausgesprochen 
werden,  sobald  sich  nachträglich  der  strafbare  Charakter  der 
Aufführung  oder  als  ihre  Wirkung  eine  Gefahrdung  der  öffent- 
lichen Sicherheit  herausstellt.^^  Ebensowenig  schützt  diese  Er- 
klärung der  Zensurbehörde  den  Autor  oder  Unternehmer  und 
Darsteller  vor  der  Verantwortung  für  den  strafbaren  Charakter 
der  Aufführung,  gleichgültig,  ob  das  darin  verübte  Delikt  ex 
officio  oder  nur  auf  Antrag  verfolgbar.  Es  ergiebt  sich  das  aus 
der  juristischen  Natur  jener  Erklärung,  die  nur  die  Ansicht 
der  Zensurbehörde,  die  Auffuhrung  werde  keine  sicherheits- 
störende  Wirkung  üben,  ausspricht.®"^) 

Aus  dem  Verbotsrecht  ergiebt  sich  endlich  die  Befugniss 
der  Zensurbehörde  zur  bedingten  Gestattung  an  sich  zum  Aus- 
spruch eines  Verbots  berechtigender  Aufführungen.^®)  Der 
Unternehmer,  der  auf  Grund  einer  solchen  Gestattung,  die  Auf- 
führung veranstaltet,  muss  das  Werk  dann  unter  genauer  Be- 
obachtung der  ihm  von  der  Zensurbehörde  gestellten  Bedingungen 
darstellen,  widrigenfalls  die  Aufführung  als  eine  verbotswidrige 
erscheint.  ®®)  Das  gleiche  gilt  von  einer  Aufführung,  die  sich 
nicht  genau  in  der  der  Behörde  vom  Unternehmer  angegebenen 
Weise  vollzieht,  sodass  jeder  Zusatz,  jede  Textveränderung,  ja 
selbst  die  blosse  Umnennung  des  Titels   ausgeschlossen  [ist.^®) 

Zur  Durchsetzung  ihrer  Zensurmassregeln  stehen  der  Be- 
hörde die  bereits  früher   besprochenen  Wege  offen^O  ^^^  sind 


86)  Berl.  Th.-p.  §  9.  Oestr.  Instr.  hinter  No.  5.  —  Constant  S.  59. 
Dalloz  No.  89.     Lacan  et  Paulmier  Bd.   1.  S  122.     Rosmini  No.  142. 

»7)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  126.  Rivaita  S.  170.  Rosmini  No.  145 
—  Dagegen  wollen  Constant  S.  73,  Dalloz  No.  87,  Guichard  S.  76  nur  dem 
persönlich  Verletzten  die  Erhebung  einer  Klage  gestatten. 

88)  Vgl.  S.  96. 

89)  Berl.  Th.-O.  §§7,   13. 

9»)  Berl.  Th.-O.  §  9.  Oestr.  Th.-O.  §  3.  —  Constant  S.  72.  Dalloz 
No.  85.  Lacan  et  Paulmir  Bd.  1,  S.  125.  Rivaita  S.  170.  Rosmini  No.  144. 
Salucci  No.  14. 

91)  Vgl.  S.  120. 
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andrerseits  gegen  ihre  Massnahmen  die  dort  ebenfalls  er- 
wähnten Rechtsmittel  gegeben®^)  Als  Objekt  der  polizeilichen 
Massnahmen  wird  wohl  regelmässig  der  Unternehmer  erscheinen, 
auch  ihn  allein  die  Schuld  verbotswidriger  Aufführungen  treffen,®*) 
da  Autor  und  Darsteller  an  sich  kein  Mittel  besitzen,  sich  über 
den  Inhalt  des  an  den  Unternehmer  ergangenen  Zensurbescheides 
zu  unterrichten.®*) 


®3)  Einen  ausreichenden  Schutz  gewährt  das  moderne  deutsche  Recht 
durch  sein  eine  unabhängige  Behandlung  garantirendes  System  von  Ver- 
waltungsbeschwerden und  Klagen.  Nach  französisch-italienischem  Recht  steht 
nur  Beschwerde  an  den  Minister  offen.  Constant  S.  71.  Guichard  S.  74. 
Vivien  et  Blanc  S.  90.  Ital.  Ges.  v.  30.  Juni  1889  Art.  40. 

08)  Dalloz  No.  86. 

»4)  Andrer  Ansicht  Constant  S.  72.  Lacan  et  Paulmier  Bd«  1,  S.  124 
Kosmini  No.  144.  Auch  die  Verf.  des  Berl.  Polizeipräsidiums  v.  14.  August  1895 
Voss.  Ztg.  No.  399  v.  27.  August  1895)  nimmt  allgemein  die  Strafbarkeit 
der  Darsteller  an.  —  Dagegen  trifft  die  Verantwortung  für  Extemporiren  in 
erster  Linie  den  Darsteller,  neben  dem  allerdings  andere  Personen  als 
Anstifter  erscheinen  können.  Berl.  Th.  -  O.  §  13.  —  Frz.  Min.  -  Erl.  vom 
16.  Dezember  1861,  Constant  S.  65.  —  Nach  ältestem  österreichischen  Zensur- 
recht war  das  dritte  Extemporiren  mit  lebenslänglicher  Festungshaft  bedroht. 
Devrient  Bd.  1,  S.  200. 


Zweites  Buch. 


Das  private  Theaterrecht. 


I.  Äbtheilung. 

Das  Bühnenengagement. 

§  20.  Das  Bühnenengagement  im  Allgemeinen. 

I.  Die  gleiche  Entwicklung,  die  andere  Spezialrechte 
charakterisirt,  die  Umbildungeines  Standesrechts  zum  Recht 
obj'ektiv  bestimmter  Lebensverhältnisse,^)  hat  sich  auch 
im  Theaterrecht  vollzogen. 

Bis  zur  Schwelle  der  neuesten  Zeit  bildete  das  Theater- 
recht ein  Standesrecht,  ein  Spezialrecht  der 
Schauspiele,  wesentlich  mit  dem  Inhalte  alle,  die  diesem 
Beruf  angehörten,  theilweise  sogar  auch  solche  Personen, 
die,  ohne  selbst  Schauspieler  zu  sein,  durch  Abstammung 
oder  Verehelichung  in  verwandtschaftlicher  Beziehung  zu  Schau- 
spielern standen,  in  zahlreichen,  dem  öffentlichen  wie  dem 
privaten  Recht  angehörenden  Punkten  einer  ungünstigeren  Be- 
handlung als  die  übrigen  Staatsangehörigen  zu  unterwerfen.^)  Der 


^)  So  hat  sich  das  Handelsrecht  aus  einem  Recht  der  mercatores 
zum  Recht  der  Handelssachen  umgestaltet,  ist  das  Standesrecht  der 
montani  zum  Bergrecht  geworden.  Gierke,  Deutsches  Privatrecht 
Bd.   1,  S.  414. 

2)  Seine  erste  Ausbildung  fand  dies  benachtheiligende  Standesrecht  bei 
den  Römern.  Hier  waren  die  Schauspieler,  im  Gegensatz  zu  der  ihnen  von 
den  Griechen  eingeräumten  hohen  Stellung,  Demost.,  pro  Corona  §  21;  Id.,  de 
pace  §  6.  Burckhard  S.  6  von  der  Bethätigung  aller  politischen  Rechte  aus- 
geschlossen und  auch  privatrechtlich  mannigfachen  Zurücksetzungen  ausge- 
setzt. Nepos,  praef.  August.,  Civ.  Dei  2,  13.  Die  Belegstellen  für  ihre 
infamia  und  die  daraus  folgende  ungünstige  Stellung  am  ausführlichsten  bei 
Greenidge,  Infamia,  its  place  in  roman  public  and  private  law.  Oxford  1894 
S.  7,  68,  70,   124.     Auch    die  Eltern    und  Kinder    von    Schauspielern    unter- 
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Gegenwart  ist  diese  Zurücksetzung  der  Schauspieler,  die  sich 
mit  der  in  den  modernen  Verfassungen  durchweg  proklamirten 
Aufhebung  der  Standesunterschiede  nicht  vereinigen  lassen 
würde,    fremd    geworden,    das  Standesrecht   der    Schauspieler 


lagen  gewissen  Rechtsnachtheilen.  L.  37  D.  de  operis  libertorum  38,  1 . 
Ulpian,  lib.  sing,  regul.  fr.  13.  —  Auch  im  Mittelalter  galten  die  vagabundi- 
renden  Spielleute,  die  jedoch  der  Mehrzahl  nach  nicht  eigentliche  Schauspieler 
waren,  sondern  den  sog,  Spezialitäten  entsprachen,  Creizenach  Bd.  I,  S.  380 
als  rechtlos.  Sachs.  Sp.  Ldr.  I  Art.  38  §  1,  Art.  50  §  2.  Weitere  Einzel- 
heiten bei  Burckhardt  S.  8,  58  fg.  und  bei  Rivaita  S.  65  n.  2,  3,  wo  die 
auf  das  Theaterwesen  bezüglichen  kirchenrechtlichen  Normen  zusammenge- 
stellt sind.  Irrthümlich  nimmt  die  herrschende  Ansicht  eine  absolute  Miss- 
billigung des  Theaters  durch  die  mittelalterliche  Kirche  an;  das  Gegenlheil 
erweist  beispielsweise  die  Aeusserung  des  Thomas  v.  Aquino,  Summae  theol. 
sec.  par.  secund.  quaest.  168,  Art.  3,  ad  3m.  (ed.  Nürnberg  1496.)  Etiam  officium 
histrionum  quod  ordinatur  ad  solatium  hominibus  exhibendum,  non  est  secundum 
se  illicitc;  nee  sunt  in  statu  peccati,  dum  modo  moderate  ludo  utantur,  idest 
nonutendo  aliquibus  illicitis  verbis,  vel  factis  ad  ludum.  Ebenso  scheidet  S.  Antonin., 
de  turp.  lucr.  cp.  23,  Opp.  (ed.  Verr.)  Bd.  2,  S.  313  fg.  den  histriopatus 
turpis  vom  histrionatus  honestus,  woran  auch  das  spätere  kirchliche  Recht 
festgehalten  hat.  Denn  auch  de  Luca,  Theatrumveritatis  et  justitiae  CÖIn  1692  Bd.  6, 
Tract.  2  pars  1,  de  donat.  disc.  42  no.  7  erklärt  Schenkungen  an  Schau- 
spieler der  zweiten  Kategorie  für  zulässig:  quoniam  si  haec  secunda 
species  histrionatus  non  est  illicita,  neque  peccaminosa,  sed  ab  Ecclesia  per- 
missa,  neque  inducit  illam  infamiam,  aliosque  effectus,  quos  prima,  idcirco 
nulla  videtur  subesse  ratio,  ob  quam  huiusmodi  personae  inferioris  esse 
debeant  conditionis  quacumque  alia  de  populo,  cui  donari  potest,  cum  quo- 
dammodo  ista  videatur  species  virtutis,  ac  eruditionis  et  talenti  exercitium. 
In  der  neueren  Zeit  gew^ann  freilich  in  der  katholischen  Kirche  eine  absolut 
theaterfeindliche  Richtung  nicht  selten  die  Oberhand,  die  den  Schauspielern  die 
Theilnahme  an  den  kirchlichen  Segnungen  verschloss.  Lacan  et  PaulmierBd.  1, 
S.  227  fg.  —  Die  Reformation  war  dem  Theater  ursprünglich  nicht  abge- 
neigt ;  bekannt  sind  die  theaterfreundlichen  Aeusserungen  Luther' s,  Tischreden, 
Eisleben  1566,  Bl.  584  (irrthümlich  mit  598  bezeichnet):  „das  in  Comedien 
fein  künstlich  ertichtet,  abgemalet  vnd  fürgestelt  werden  solche  Personen,  da- 
durch die  Leute  unterrichten,  vnd  ein  jeglicher  seines  Ampts  vnd  Standes 
erinnert  vnd  vermanet  werden,  was  einem  Knecht,  Herrn,  jvngen  Gesellen 
vnd  Alten  gebüre,  wol  anstehe  vnd  was  er  thun  sol.  Ja,  es  wird  darinnen 
furgeh alten  vnd  für  die  Augen  gesteh,  aller  Digniteten,  Grad,  Empter  vnd 
gebüre,  wie  sich  ein  jeglicher  in  seinem  Stande  halten  sol  im  eusserlichen 
Wandel,  wie  in  einem  Spiegel.  .  .  .  Vnd  Christen  sollen  Comedien  nicht  gantz 
vnd    gar   fliehen.     Drumb  das    bisweilen  grobe  Zoten    vnd  Bulerey    darinnen 
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demnach  fortgefallen;^)  an  seine  Stelle  ist  die  besondere 
rechtliche  Regelung  der  Theatersachen,  d.  h.  der  im 
Theaterverkehr  üblichen  Rechtsverhältnisse  getreten  und  durch 
ein  eigenes  System  theatergewohnheitsrechtlich  erwachsener 
oder  auch  legislativ  festgestellter  Rechtssätze  gestaltet  worden. 

Wie  bereits  in  der  Einleitung  hervorgehoben  wurde,  kommen 
als  solche  Theatersachen  die  Beziehungen  zwischen  dem  Unter- 
nehmer einerseits  und  dem  Schauspieler,  Theaterbesucher  und 
Bühnendichter  andrerseits,  sowie  ergänzend  die  Theateragentur- 
geschäfte in  Betracht.^)  Der  logischen  Anordnung  folgend, 
wonach  der  Betrieb  eines  Theatergewerbes  in  erster  Linie  die 
Existenz  einer  dem  Unternehmer  zu  Diensten  stehenden  Schau- 
spielertruppe voraussetzt,  wird  im  Folgendem  zunächst  die 
Lehre  vom  Bühnenengagement  zur  Darstellung  gelangen. 

II.  Unter  einem  Bühnenengagement  ist  die  Vereinbarung 
zwischen  einem  Theateruntemehmer  und  einem  Schauspieler 
zu  verstehen,  durch  welche  der  Schauspieler  sich  zur  Leistung 
schauspielerischer  Thätigkeit,  der  Unternehmer  zu  einem  dem 
Schauspieler  zu  entrichtenden  Entgelt  verpflichtet.  Je  nachdem 
die  versprochene  schauspielerische  Thätigkeit  —  worunter 
natürlich  auch  die  Thätigkeit  des  Sängers  oder  Ballettänzers  mit- 
verstanden werden  muss  —  sich  nur  auf  eine  Leistung  bezw. 
der  Zahl  nach  vertragsmässig  definitiv  bestimmte 
Leistungen  bezieht  oder  eine  unbestimmte  Anzahl  von 
Leistungen  umfasst,  scheidet  sich  das  Bühnenengagement  in 
den  Gastspielvertrag  und  den  Bühnendienstvertrag. 


seien.  Da  man  doch  vmb  derselben  willen  auch  die  Bibel  nicht  dürffte  lesen. 
Darumb  ists  nichts,  das  sie  solchs  fürwenden,  vnd  vmb  der  Vrsache  willen  ver- 
bieten wollen,  das  ein  Christen  nicht  solte  Comedien  mögen  lesen  vnd 
spielen."  Mit  dem  Aufkommen  der  pietistischen  Richtung  trat  jedoch  auch 
hier  ein  Wandel  ein,  Devrient  Bd.  2,  S,  186  f.,  der  mitunter  bis  zur  Schliessung 
der  Theater  führte,     v.  Hellwald,  Holländische  Theatergeschichte  S.  76. 

3)  Zunächst  erfolgte  die  volle  bürgerliche  Gleichstellung  wohl  durch 
das  französische  Gesetz  v.  24.  Dezember  1789,  als  dessen  Vorläufer  das 
Kgl.  Patent  v.  16.  April  1641,  das  den  Schauspielern  den  Besitz  der  Ehren- 
rechte zuerkannte,  erachtet  werden  muss. 

4)  Vgl.  S.  3. 

O  p  e  t ,  Theaterrecht.  1 1 
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III.  Ueber  die  rechtliche  Natur  des  Bühnenengage- 
ments herrscht  keine  Uebereinstimmung.*)  Die  überwiegende 
Anzahl  der  Autoren  zählt  es  unter  Anlehnung  an  die  römisch- 
rechtliche  Anschauung^  unter  die  Fälle  der  lo  catio-conductio 
operarum,'')  vereinzelt  ist  es  dagegen  als  Werkver dingung 
bezeichnet  worden.^) 

Man  wird  zugeben  müssen,  dass  diese  Differenz  nicht 
grundlos  entstanden  ist. 

Denn  während  der  Begriff  der  Dienstmiethe  erfordern 
würde,  dass  der  Schauspieler  bei  seiner  Thätigkeit  nicht  nach 
eigener  Intention,  sondern  nach  den  Anordnungen 
des  Unternehmers  verfahre,  dass  seine  Thätigkeit  femer 
keinen  in  sich  geschlossenen  Charakter  trage,  sondern 
als  blosse  Arbeitsleistung  für  den  Unternehmer  in  Betracht 
komme,^)  gilt  für  die  vom  Schauspieler  auf  Grund  des  Enga- 
gements zu  entwickelnde  Thätigkeit  das  gerade  Gegentheil. 
Der  Schauspieler  hat  nicht  an  sich  unselbständige,  erst  durch 
den  Willen  des  Dienstberechtigten  einem  bestimmten  Zweck 
nutzbar  zu  machende  Arbeiten  zu  leisten;  seine  Thätigkeit  ist 
eine  höhere,  von  vornherein  auf  ein  bestimmtes  Resultat,  die 
Verkörperung  einer  dichterischen  Gestalt,  gerichtet,    und  damit 


^)  Dass  er  allgemein  als  Fall  des  Miethsvertrages,  genauer  der  Personen- 
miethe,  aufgefasst  wird,  ist  selbstverständlich. 

ö)  Constant  S.  87.  Dalloz,  Theätre  No.  167.  Dankwardt,  der  Arbeiter- 
vertrag, Jahrbücher  für  Dogmatik  Bd.  14,  S.  235.  Deseure  S.  17.  Guichard 
S.  146.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  241.  Pouillet,  Dict.  s.  v.  artiste 
dramatique  §  1  No.  1,  2.  Rosmini  No.  372.  Salucci  S.  19,  33.  Vivien 
et  Blanc  S.   130. 

'^)  L.  3  D  de  his,  qui  not.  3,  2. 

8)  Dankwardt,  Die  locatio  -  conductio  operis,  Jahrbücher  für  Dogmatik 
Bd.   13,  S.  364  n.  4.     Dernburg,  Pr.  Pr.-R.  Bd.  2,  S.  565.    Kivalta  S.  344. 

ö)  Arndts,  Lehrbuch  der  Pandekten.  Stuttgart  1883.  11.  Aufl.  S.  594. 
Endemann,  Das  deutsche  Handelsrecht.  Heidelberg  1876.  3.  Aufl.  S.  264  fg.  Ders., 
Handbuch  des  deutschen  Handelsrechts.  Leipzig  1892.  Bd.  2,  S.  376.  Glück, 
Ausführliche  Erläuterung  der  Pandekten.  Erlangen  1816.  Bd.  17,  S.  268. 
Löwenfeld,  Ueber  den  Dienst-,  Werk-  und  Auftragsvertrag  nach  dem  Entwurf 
eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs,  Gutachten  aus  dem  Anwaltsstand.  Berlin  1889. 
Bd.  10,  S.  894.  Motive  zu  dem  Entwürfe  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das 
Deutsche  Reich.     Berlin  und  Leipzig  1888.     Bd.  2,  S.  455  f. 
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ein  selbständiges  Arbeitsprodukt,  ein  opus  erzeugend.  Seine 
Thätigkeit  erfolgt  femer  vollkommen  selbständig,  durchaus 
nach  eigner  Intention.  Denn  wie  der  Schauspieler  die  ihm 
übertragene  Rolle  zur  Darstellung  bringt,  ist  ausschliesslich  seine 
Sache,  die  Auffassung,  die  er  in  sie  hineinlegt,  seine  Auf- 
fassung, die  Gestalt,  in  welcher  er  das  Dichtwerk  "verwirklicht, 
von  ihm  geschaffen.  ^^)  Diese  Selbständigkeit  erleidet  auch  keine 
Einschränkung  durch  die  nicht  seltene  Vorschrift  der  Bühnen- 
reglements, dass  jeder  Schauspieler  bereits  bei  den  Proben  den 
Charakter  seiner  Rolle  soweit  markiren  müsse,  dass  über  die 
Art  seiner  Auffassung  kein  Zweifel  bleibe.  Denn  damit  wird 
nicht  etwa  dem  Unternehmer  bezw.  dem  ihn  hierbei  vertretenden 
Regisseur  das  Recht  eingeräumt,  den  Schauspieler  zur  Aufgabe 
der  eigenen  Auffassung  zu  nöthigen ;  es  handelt  sich  hier  viel- 
mehr um  eine  im  Interesse  des  Ensemble  getroffene  Vorschrift, 
ohne  die  die  Gesammtdarstellung  nicht  den  nothwendig  einheit- 
lichen Charakter  besitzen  wlirde. 

Hiemach  scheint  es  allerdings  zutreffender,  das  Engagement 
für  einen  Fall  der  Werkmiethe  zu  erklären,  deren  wesentliche 
Merkmale,  die  auf  Hervorbringung  eines  opus  gerichtete  Absicht 
des  Arbeitleisters  und  dessen  Selbständigkeit  bei  Erzielung  dieses 
Resultats,^^)  hier  ebenfalls  vorhanden  sind. 

Die  Zulässigkeit  dieser  Auffassung  wird  freilich  wieder 
durch  den  Umstatnd  fraglich,  dass  nur  die  eine  Form  des 
Bühnenengagements,  der  Gastspielvertrag,  sich  nach  jeder 
Richtung  als  Werkverdingung  erweist,  während  der  Bühnen- 
dienstvertrag  in  gewissen  Punkten  ein  eigenartiges,  ihn  der 
gewöhnlichen  Dienstmiethe  annäherndes  Gepräge  aufweist.    Die 


10)  Rivaita  S.  309,  343. 

11)  Vgl.  Anm.  9;  ferner  Brinz,  Lehrbuch  der  Pandekten.  Erlangen  1882. 
2,  Aufl.  Bd.  2,  Abth.  2  S.  752.  Burchardt,  Ueber  die  Verantwortlichkeit 
des  Schuldners  für  seine  Gehülfen  bei  der  Erfüllung  von  Obligationen. 
Giessen  1861.  S.  132.  Dankwardt,  locatio  S.  363.  Helfferich,  Die  Kategorien 
des  Rechts  auf  geschichtlicher  Grundlage.  Berlin  1863.  S.  149.  Mommsen, 
Beiträge  zum  Obligationenrecht.  Braunschweig  1853.  Bd.  1,  S.  365.  Sintenis, 
Das  praktische  gemeine  Zivilrecht.  Leipzig  1847.  Bd.  2,  S.  675.  Unter- 
holzner, Quellenmässige  Zusammenstellung  der  Lehre  des  römischen  Rechts 
von  den  Schuld  Verhältnissen.     Leipzig  1840.     Bd.  2,  S.  347. 

11* 
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locatio-conductio  operis  bezweckt  gewöhnlich  die  Herstellung 
nur  eines  einzelnen  bestimmten  opus;  dementsprechend 
bildet  auch  das  vom  locator  zu  entrichtende  Entgelt  eine  ein- 
malige bestimmte  Zahlung.  Beim  Bühnendienstvertrag 
verpflichtet  sich  der  Schauspieler  dagegen  zur  Darstellung  einer 
unbestimmten  Anzahl  Rollen,  die  erst  mit  den  jeweiligen  An- 
ordnungen des  Unternehmers  Bestimmtheit  gewinnt;  desgleichen 
erfolgt  die  Gegenleistung  des  Unternehmers  in  fortlaufenden, 
terminweise  fällig  werdenden  Zahlungen,  nicht,  wie  regelmässig 
bei  der  locatio-conductio  operis,  in  einer  einzigen  Zahlung. 
Aber  beide  Abweichungen  schliessen  die  Einreihung  des 
Bühnendienstvertrages  unter  den  Begriff  der  Werkverdingung 
nicht  absolut  aus.  Denn  schon  in  den  gemeinrechtlichen  Quellen 
finden  sich  Werkverdingungsverträge,  die  den  locator  zu  einer 
fortlaufenden,  ratenweise  zu  entrichtenden  Gegenleistung  ver- 
pflichten;**) und  dass  der  Schauspieler  eine  Mehrheit  von  opera 
zu  prästiren  hat,  kann  dem  Engagement  ebenfalls  keinen  mit 
der  Werkmiethe  durchaus  unverträglichen  Charakter  geben, ^^ 
da  die  Thätigkeit  des  Schauspielers  trotzdem  in  jedem  einzelnen 
Fall  auf  die  Herstellung  eines  selbständigen  opus  gerichtet  ist^ 
diese  sich  aber  in  der  Wiederholung  nicht  zur  einfachen 
Arbeitsleistung  umgestalten  kann.**)   Doch  muss  andrerseits  zu- 


12)  L.  30  §  3.     L.  51  §  1   D.     Locati  19,  2. 

13)  Für  die  juristische  Gleichartigkeit  von  Gastspiel-  und  Bühnendienst- 
vertrag auch  Koch,  Allgemeines  Landrecht.  8.  Aufl.  Berlin  und  Leipzig  1884. 
Bd.  1,  S.  960  No.  18. 

1*)  Andrer  Ansicht  Förster -Eccius,  Preussisches  Privatrecht.  6.  Aufl. 
Berlin  1892.  Bd.  2,  S.  270.  Unerheblich  ist  auch,  dass  das  beim  Bühnen- 
engagement zu  leistende  opus  nicht  als  sichtbares,  sondern  als  im- 
materielles Produkt  zu  Tage  tritt,  und  dass  die  Thätigkeit  des  Schauspielers 
keine  Substitution  verträgt.  L.  13  §  1  D.  Locati  19,  2.  L.  31  pr.  D.  de 
solut.  46,  3.  —  Im  Gegensatz  zum  gemeinen  Recht,  dem  Allgemeinen  bürger- 
lichen Gesetzbuch  für  Oesterreich  §  1163,  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  für 
Sachsen  §  1243,  dem  deutschen  Entwurf  I  §  579,  II  §  569  al.  2  erfordert 
Pr.  L.  -  R.  I  11  §  925  für  den  Werkverdingungsvertrag  begrifflich  die  Her- 
stellung eines  materiellen  opus.  FÖrster-Eccius  a.  a.  O.  S.  276.  Koch  Bd.  1 , 
S.  966  No.  40.  Rocholl,  Rechtsfälle  aus  der  Praxis  des  Reichsgerichts. 
Breslau  1885.  Bd.  2,  S.  40.  Doch  hat  die  Praxis  hiervon  häufig  abgesehen. 
Urth.  d.  R.-O.-H.-G.  v.  7.  Oktober  1873  und  v.  1.  Mai  1878  (Entsch.  Bd.  11, 
S.  158.     Bd.  23,  S.  322). 
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gegeben  werden,  dass  der  Bühnendienstvertrag  sich  in  der 
äusseren  Erscheinung  der  locatio-conductio  operarum  nähert, 
und  dass  für  diejenigen  Verhältnisse,  zu  deren  Regelung  die 
für  die  Werkverdingung  geltenden  Normen  nicht  ausreichen, 
die  analoge  Anwendung  von  Rechtssätzen  der  Dienstmiethe  auf 
den  Bühnendienstvertrag  sich  als  unumgänglich  erweist. 

Am  angemessensten  dürfte  es  daher  wohl  sein,  das  Bühnen- 
engagement, dem  der  im  Folgenden  zu  besprechende  Anspruch 
des  Schauspielers  auf  Beschäftigung  ein  ferneres  cha- 
rakteristisches Gepräge  verleiht,  als  Innominatkontrakt  im 
Sinne  des  modernen  Rechts  zu  bezeichnen. 

§  21     Abschluss  des  Bühnenengagem^nts. 

I.  Der  Abschluss  des  Bübnenengagements^)  erfolgt  meist 
schriftlich,  unter  Benutzung  gedruckter  Vertragsformulare,  deren 
Bestimmungen  indess ,  auch  soweit  sie  sich  auf  nicht- 
essentielle Punkte  beziehen,  nur  bei  nachweislicher  Kenntniss 
der  Kontrahenten  von  ihrem  Inhalt  als  lex  contractus  behandelt 
werden  dürfen.^  Die  Schriftlichkeit  dient  nur  als  Beweis-, 
nicht  als  Perfektionsmittel,  sodass  auch  ein  mündlicher  Ab- 
schluss die  Wirksamkeit,   mindestens    des    theilweise  zur  Aus- 

1)  Die  Bühnenengagements  des  deutschen  Theaterverkehrs  zerfallen  in 
zwei  verschiedene  Gruppen,  je  nachdem  sie  sich  auf  Bühnen  innerhalb  oder 
ausserhalb  des  „Deutschen  Bühnenvereins^  beziehen.  Die  ersteren  enthalten  einen 
gewissen  übereinstimmenden  Bestand  von  Bestimmungen,  zu  dessen  Aufnahme 
in  die  ihrerseits  geschlossenen  Engagements  die  dem  Deutschen  Bühnenverein  an- 
gehörendenTheaterunternehmer  statutenmässig  verpflichtet  sind ;  die  wesentlichsten 
dieser  einheitlichen  Kontraktsbestimmungen  sind:  1.  Die  Bestimmung  über  die 
bei  Kontraktbruch  verfallende  Konventionalstrafe.  2.  Die  Anerkennung  des 
Vereinsschiedsgerichts.  3.  Die  Nichtangabe  des  speziellen  Fachs.  4.  Die  An- 
erkennung der  „Theatergesetze*  als  integrirenden  Theils  des  Kontrakts.  — 
Für  den  Inhalt  der  übrigen  Engagements  ist  dagegen  ausschliesslich  die 
jeweilige  Parteibeliebung  entscheidend.     Krükl  S.   14  fg. 

2)  Dalloz,  Theätre  No.  194.  Pouillet,.  Dict.  art.  dram.  §  2  No.  6. 
Vivien  et  Blanc  S.  138.  Ob  ihr  Inhalt  dem  Theaterbrauch  entspricht,  ist  da- 
gegen gleichgiltig,  ihre  Rechtsbeständigkeit  daher  nicht,  wie  Rivaita  S.  293 
behauptet,  durch  den  Nachweis  der  Abweichung  davon  zu  entkräften.  Selbst- 
verständlich gilt  das  nicht  von  Vertragsbestimmungen,  die  sich  mit  den  guten 
Sitten  in  Widerspruch  setzen  und   deshalb  rechtlicher  Wirksamkeit  entbehren. 
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führung  gekommenen  Engagements  nicht  beeinträchtigen 
würde.*) 

II.  Der  rechtlich  wirksame  Abschluss  setzt  bei  beiden 
Kontrahenten  das  Vorhandensein  voller  oder  hinreichend 
ergänzter  Handlungsfähigkeit  voraus,  ein  Erforderniss, 
dessen  Mangel  in  der  praktischen  Gestaltung  des  Theater- 
verkehrs nur  auf  Seiten  des  zu  engagirenden  Schauspielers  aui 
Bedeutung  Anspruch  erheben  kann. 

Einschränkungen  in  der  sonst  jedem  Verpflichtungsfähigen 
zustehenden  Freiheit  zur  Eingehung  von  Bühnenengagements 
sind  im  modernen  Recht  die  in  väterlicher,  vormundschaftlicher 
oder  ehemännlicher  Gewalt  befindlichen  Personen  unterworfen. 

1 .  Die  vom  Theateruntemehmer  mit  Kindern*)  in  väter- 
licher Gewalt  geschlossenen  Engagements  bedürfen  nach 
allen  in  Deutschland  geltenden  Rechten  behufs  Erlangung  recht- 
licher Wirksamkeit  der  Genehmigung  des  Vaters,  da  es  sich 
dabei  um  die  wohl  allgemein  diese  Zustimmung  fordernde  Be- 
gründung eines  Lebensberufs  handelt.^)    Die  Genehmigung  be- 


3)  Anders  natürlich,  wenn  die  Parteien  die  schriftliche  Abfassung  zur 
Perfektionsbedingung  machten.  Urth.  d.  L.  -  G.  Darmstadt  v.  11.  Juni  1887. 
(Deutsche  Bühnengenossenschaft  1887  S.  346). 

*)  Darunter  sind  nur  über  7  Jahr  alte  Personen  zu  verstehen;  die 
unter  dieser  Altersstufe  befindlichen  Kinder  sind  willens-  und  deshalb  auch 
unfähig,  ein  Engagement  zu  schliessen.  L.  1  §  12,  13  D.  de  0.  et  A.  44,  7. 
Preuss.  Ges.  v.  12.  Juli  1875  §  1.  Oestr.  Bürg.  Ges.-Bch.  §  21.  Sachs.  Bürg. 
Ges.-Bch.  §  47.  D.  Entw.  I  §§  21,  64,  II  §  78.  —  Ueber  polizeilichen  Schutz 
Unerwachsener  vgl.  S.   l04  n.   10. 

5)  Pr.  L.-R.  II  2  §  109  fg.  Oestr.  Bürg.  Ges.-B.  §  148.  Sachs.  Bürg. 
Ges.-  Bch.  §  1804.  Code  civil  art.  450  in  Verbindung  mit  art.  371  fg., 
—  D.  Entw.  I  §  67,  II  §  86  will  die  Ermächtigung  des  gesetzlichen  Ver- 
treters, also  auch  des  Vaters,  in  jedem  Fall  an  die  Genehmigung  des  Vor- 
mundschaftgerichts knüpfen.  —  Dass  unter  der  hier,  nach  Vorgang  d.  Preuss. 
Ges.  V.  12.  Juli  1875  §  5  erwähnten  „Begründung  eines  Erwerbsgeschäfts** 
auch  die  Widmung  zum  schauspielerischen  Beruf  verstanden  werden  muss, 
führt  überzeugend  das  Urth.  d.  Reichsgerichts  v.  9  Juli  1881  (Entsch.  Civ.- 
Sach.  Bd.  28.  S.  281)  aus.  —  Die  Emanzipation  des  französischen  Rechts  ist 
auf  den  Fortbestand  der  Nothwendigkeit  einer  durch  den  Gewalthaber  zu 
ertheilenden  Genehmigung  einflusslos.  Denn  der  emanzipirte  Minor  darf 
selbständig  nach  Art.  484  Code  civ.  ni  faire  aucun  acte  autre  que  ceux  de 
pure  administration,    wohin  die  Eingehung  eines  Bühnenengagements  zwei  fei- 
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gründet  keine  Verbindlichkeit  für  den  Gewalthaber,  das  Kind 
zur  Erfüllung  des  Vertrages  anzuhalten,^  giebt  dagegen 
letzterem  die  Befugniss,  alle  in  den  Rahmen  schauspielerischer 
Beschäftigung  fallenden  Rechtsakte  nunmehr  ohne  Zuziehung 
des  Vaters  rechtsverbindlich  vorzunehmen. "^  Der  Abschluss 
weiterer  Engagements  ist  indess  nicht  hierher  zu  zählen,  da 
jedes  Engagement  einen  selbständigen  Charakter  besitzt,  und 
es  schwerlich  der  Intention  des  Vaters,  der  dem  Engagement 
seines  Kindes  an  eine  ihm  moralisch  und  künstlerisch  als  gut 
renommirt  bekannte  Bühne  seine  Zustimmung  gegeben,  ent- 
sprechen würde,  wenn  das  Kind  dann  nach  seiner  freien  Wahl 
auch  mit  jedem  beliebigen  andern  Theaterunternehmer,  etwa 
dem  Leiter  einer  sozial  und  artistisch  auf  niedrigster  Stufe  be- 
findlichen Wandertruppe,  Engagements  abschliessen  dürfte.^) 
Das  ohne  die  erforderliche  Genehmigung  des  Vaters  ge- 
schlossene Engagement  begründet  nach  den  meisten  Rechten 
ein  sog.  hinkendes  Geschäft,  das  sich  durch  die  binnen  ange- 
messener Frist  erfolgende    zustimmende  Erklärung    des  Vaters 


los  nicht  gerechnet  werden  kann.  Constant  S.  89.  Deseure  S.  25.  Lacan 
et  Paulmier  Bd.  1,  S.  262.  Salucci  S.  39.  —  Andrer  Ansicht  Rivaita  S.  178, 
theilweise  auch  Guichard  S.  149. 

6)  Umgekehrt  nehmen  Demburg,  Pr.  Pr.-R.  Bd.  2.  S.  581;  Koch,  L.-R. 
Bd.  3,  S.  338  n.  44;  Rosmini  No.  360  dessen  Verpflichtung,  den  Gewalt- 
unterworfenen zur  Vertragserfüllung  zu  nöthigen,  an,  während  Constant  S.  91; 
Förster-Eccius,  Pr.  Pr.-R.  Bd.  4,  S.  148  n.  28;  Guichard  a.  a.  O.;  Lacan 
et  Paulmier  Bd,  1,  S.  268;  Sachs.  Bürg.  Ges.-Bch.  §  1825  eine  solche  Haftung 
des  Vaters  ausschliessen.  Die  letztere,  zutreffende  Ansicht  findet  ihre  Be- 
gründung darin,  dass  der  Abschluss  des  Bühnenengagements  den  Gewalt- 
unterworfenen zur  Prästirung  einer  künstlerischen  Thätigkeit  verpflichtet, 
diese  aber  nur  von  einem  *fr  ei  willig  zur  Leistung  entschlossenen  entwickelt 
werden  kann.  Der  Abschluss  des  Engagements  setzt  deshalb  auch  auf  Seite 
des  Gewaltunterworfenen  ein  volles  Verständniss  für  die  übernommene  Ver- 
pflichtung voraus,  Förster-Eccius  Bd.  4,  S.  208,  Salucci  S.  41,  bei  dessen 
nachweisbarem  Mangel  eine  Anfechtung  des  Vertrages,  auch  wenn  er  den 
Gewaltunterworfenen  nicht  schädigen  würde,  zugelassen  ist.  Vivien  et 
Blanc  S.  130. 

'^)  Dernburg  a.  a.  O.  S.  562.  Deseure  S.  24.  Regelsberger,  Pandekten 
Bd.  1,  S.  483. 

8)  Constant  S.  91.    Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  271.    Rosmini  No.  353. 
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in  ein  vollgültiges  Engagement  verwandelt,  durch  dessen  Wider- 
spruch oder  Erklärungsweigerung  dagegen  jede  rechtliche  Wirk- 
samkeit einbüsst.®)  Nach  französischem  Recht  lastet  jedoch 
auf  dem  ungenehmigten  Engagement  eine  unheilbare  Nichtigkeit, 
zu  deren  Geltendmachung  ausser  dem  Gewalthaber  auch  das 
Kind  selbst  berechtigt  ist.^®) 

Soweit  das  Engagement  nicht  die  wirthschaftliche  Selbst- 
ständigkeit des  Schauspielers  begründet  und  damit  zu  dessen 
voller  Emanzipation  führt,  bleibt  die  väterliche  Gewalt  unver- 
ändert bestehen.  ^^)  Der  Gewinn,  den  der  gewaltunterworfene 
Schauspieler  aus  seiner  Thätigkeit  zieht,  wird  sein  Eigenthum:*^ 
darunter  fallen  nicht  nur  Gage  und  Spielgeld,^®)  sondern  auch 
Geschenke,  die  ihm  anlässlich  seiner  künstlerischen  Thätigkeit 
gemacht  werden.^*) 

2.    Von  den   vormundschaftlicher  Gewalt   unter- 
worfenen Personen  scheiden  naturgemäss  die  Wahnsinnigen 
für  die  Möglichkeit  der  Vertragsschliessung  von  vornherein  aus; 
für  die  Untersuchung  kommen  daher  nur  die  Minorennen  und 
die  wegen  Verschwendung  unter  Vormundschaft  gestellten  Per- 
sonen in  Betracht : 
a.  Für  die  Minorennen  gelten  im  allgemeinen  die  unter  1 
entwickelten  Regeln;'*^)  nur  bedarf  nach  preussischem  Recht 
der  Vormund,    der    sein  Mündel    durch    Abschluss    eines 


*;  Windscheid,  Pandekten  Bd.  2,  S.  237.  —  Motive  zum  Entwurf  eines 
Bürg.  G.-^ch's.  Bd.  1,  S.   132. 

l<^)  DeseureS.  26.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1.  S.  261,  269  fg.  —  Offen- 
bar den  Minderjährigen  benachtheiligender  Vertragsinhalt  berechtigt  indess 
trotz  Genehmigung  durch  den  Gewaltinhaber  zur  Anfechtung  des  Engagements. 
Urth.  d.  App.  -  Ger.  -  Hof  Paris  v.  8.  Juli  1882  (Pand.  fran9.  chron.  Bd.  6, 
Abth.  6  S.  98). 

11)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  280.    Rivaita  S.  178.    Rosmini  No.  354. 

12)  pr.  L. -R.  II  2  §  148.  Oestr.  Bürg.  Ges.  -  Bch.  §  149.  Sachs. 
Bürg.  Ges.-Bch.  §  1810,     D.  Entw.  I  §  1518,  II  §  1542.  —  Rosmini  No.  368. 

13)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  282. 

1^)  Pr.  L..R.  II  2  §  151.  —  Lacan  et  Paulmier  a.  a.  O.    Rosmini  No.  369. 

15)  Oestr.  Bürg.  Ges.-Bch.  §  216.  Sachs.  Bürg.  Ges.-Bch.  §  1915. 
Preuss.  Vorm.-Ord.  v.  5.  Juli  1875  §  42  No.  9.  D.  Entw.  I  §  1663,  II 
§  1686.  —  Dass  der  Vertreter  für  die  Vertragserfüllung  nicht  haftet,  ist  hier 
allgemein    anerkannt.     Dernburg  Pr.  Pr.-R.  Bd.  2,   h.  "81.     Guichard  S.   149. 
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Bühnenengagements  dem  schauspielerischen  Beruf  widmen 
will,  der  vormundschaftsgerichtlichen  Genehmigung,^*)  und 
lässt  sich  vielleicht  für  den  geschlechtsreifen  Minderjährigen 
des  gemeinen  Rechts  die  Ansicht  verfechten,  dass  ihm  die 
Eingehung  eines  Engagements  ohne  Zuziehung  des  Vor- 
mundes gestattet  sei.^'O 
b.  Der  interdizirte  Verschwender  kann  dagegen  zweifellos 
nach  gemeinem  Recht  und  nach  fast  allen  Kodifikationen  nur 
unter  vormundschaftlicher  Zustimmung  ein  rechtlich  wirk- 
sames Engagement  schliessen;^®)  im  Gebiet  des  Code  civil 
ist  dagegen  eine  derartige  Beschränkung  des  Verschwenders 
nicht   vorhanden,'^)    da  art.  513  dieses  Gesetzbuchs  dem 
Verschwender   nur   die  Vornahme    bestimmter  Rechtsakte 
untersagt,  unter  denen  sich  weder  das  Bühnenengagement, 
noch  ein  analoger  Kontrakt  befindet.^**) 
3.    Bescliränkungen  unterliegt  endlich  die  Vertragsfahigkeit 
der  Ehefrauen,  2^)    die  ein  rechtlich  unanfechtbares  Bühnen- 
engagement nur  mit  Zustimmung  des  Ehemannes  abschliessen 
können : 


lö)  Vgl.  s.  166  n.  5. 

^^)  Windscheid,  Pandekten  Bd.   1,  S.  183. 

18)  L.  6  D.  de  V.  O.  45,  1.  —  Pr.  L.-R.  15  §  14.  Oestr.  Bürg.  Ges,- 
Bch.  §  865.     Sachs.  Bürg.  Ges.-Bch.  §  1987.     D.  Entw.  I  §  70,  II  §  88. 

19)  Rivaita  S.  195.     Rosmini  No.  373. 

20)  Der  Widerspruch  Salucci*s  S.  41  ist  vereinzelt  geblieben. 

21)  Die  herrschende  Ansicht,  dass  im  Alterthum  die  Frauenrollen 
von  Männern  dargestellt  worden  seien,  und  dass  es  damals  überhaupt  keine  Schau- 
spielerinnen gegeben  habe ,  ist  mindestens  für  die  Kaiserzeit  unzutreffend.  Das 
Gegentheil  ergiebt  Donat.  ad  Terent.  Andria  4,  3  (ed.  Lindenbruch,  Paris  1602 
S.  72),  der  ausdrücklich  das  Vorkommen  weiblicher  Darsteller  in  der  Komödie 
bezeugt.  Die  im  Cod.  Theod.  15,  7  de  scaenicis  erwähnten  mimae  und 
scaenicae  dürften  wohl  eher  unter  die  Gruppe  der  sog.  Spezialitäten  zu 
rechnen  sein.  In  den  geistlichen  Schauspielen  des  Mittelalters  wurden  dagegen 
nur  Männer  als  Darsteller  verwendet,  Burckhardt  S.  70  f.,  so  dass  später 
das  Auftreten  von  Frauen  als  etwas  durchaus  Ungewohntes  nicht  selten 
heftigem  Widerstand  begegnete.  Die  ersten  Nachrichten  über  weibliche  Schau- 
spieler der  neueren  Zeit  entstammen  dem  16.  Jhdt. :  sie  beziehen  sich  sämmtlich 
auf  romanische  Gegenden.  Devrient  Bd.  1,  S.  258.  Deutsche  Schauspielerinnen 
werden  zuerst  1654  erwähnt,  Heine,  Johann  Velthen  S.  47.  —  Zahlreiche, 
leider  nur  ausserdeutsche  Gebiete  berücksichtigende  Angaben  bei  Paterson, 
Liberty  of  the  press  S.  308  fg. 
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a.  Im  Gebiet  des  gemeinen  Rechts  fehlt  freilich  eine  aus- 
drückliche Vorschrift  dieser  Art,  ein  Umstand,  der  darauf 
hinzudeuten  scheint,  dass  im  spätrömischen  Zeitalter  die 
Bethätigung  einer  Ehefrau  in  einem  Erwerbsgeschäft  nicht 
an  eine  ehemännliche  Genehmigung  geknüpft  war.^^  Für 
die  Gegenwart  dürfte  diese  absolute  Freiheit  jedoch  nicht 
mehr  als  zutreffend  erachtet  werden,  da  sie  mit  der  haus- 
herrlichen Gewalt  des  Mannes,  die  durch  den  Einfluss 
deutscher  Rechtsanschauungen  trotz  der  Rezeption  in 
Geltung  verblieben,  in  unversöhnlichen  Widerspruch  treten 
würde.  ^') 

b.  Die  kodifizirten  Rechte  machen  dagegen,  mit  Ausnahme 
des  österreiehischen,  den  Abschluss  des  Bühnenengagements 
ausdrücklich  von  einer  ehemännlichen  Genehmigung  abhängig, 
indem  sie  entweder,  wie  das  französische,  die  Genehmigung 
des  Ehemannes  zu  allen  Rechtsakten  der  Frau  verlangen,^*) 
oder,  wie  das  sächsische,  zu  allen  ihren  nicht  rein  lukra- 
tiven Erwerbsakten,^^)  oder  endlich,  wie  das  preussische, 
zu  allen  Rechtsgeschäften,  durch  welche  die  Ehefrau  sich 
zu  einer  in  Person  zu  bewirkenden  Leistung  verpflichtet.  2*) 

c.  Das  österreichische  Recht  theilt  dagegen  den  Standpunkt 
des  gemeinen  Rechts,  indem  es  zwar  keine  besonderen 
Einschränkungen  der  ehefräulichen  Handlungsfähigkeit 
statuirt ,  den  Ehemann  aber  ebenfalls  als  Haupt  der 
Familie  proklamirt  und  ihm  damit  einen  weitgehenden 
Einfluss  auf  die  rechtliche  Wirksamkeit  der  von  seiner 
Gattin   vorzunehmenden  Rechtsgeschäfte    einräumt.  ^^) 


22)  Glück,    Ausführliche    Erläuterung    der  Pandekten.     Bd.  24,  S.  391. 

23)  Auch  nach  gemeinem  Recht  hat  der  Ehemann  ein  Recht  auf  den 
Gehorsam  der  Frau.     Windscheid  Bd.  2,  S.  848. 

24)  Code  civ.  art.  217. 

25)  Sachs.  Bürg.  Ges.-Bch.  §  1638. 

26)  Pr.  L.-R.  II  1  §  196.  —  Diesem  Sjstem  schliesst  sich  an  Entw.  I  §  1 277, 
II  §  1258,  dessen  Bestimmungen  nach  den  Motiven  zum  Entw.  Bd.  4,  S.  111 
auch  auf  den  Dienst-  und  Werkvertrag  bezogen  werden  müssen. 

27)  Oestr.  Bürg.  Ges.-Bch.  §§  91,  92.  —  Früher,  im  Archiv  f.  d.  civ. 
Praxis  Bd.  86,  S.  169  f.,  glaubte  ich  für  das  gemeine  und  österreichische 
Recht  einen  der  Handlungsfähigkeit   der  Ehefrau   günstigeren  Standpunkt  ein- 
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Ob  die  grundlos  verweigerte  Einwilligung  des  Ehemannes 
obrigkeitlich  ergänzt  werden  dürfe,  ist  bestritten.  Die  An- 
wendung allgemeiner  Rechtsprinzipien  müsste  jedenfalls  zur 
Zulassung  einer  solchen  Ergänzung  führen  f^  trotzdem  hat  die 
ranzösische  Praxis  ihre  Möglichkeit  bisher  fast  regelmässig^®) 
abgelehnt,  weil  die  Eigenart  der  theatralischen  Laufbahn  eine 
abweichende  Behandlung  verlange,  indem  der  Entschluss  einer 
Ehefrau,  sich  der  Bühne  zuzuwenden,  die  soziale  Stellung  auch 
ihres  Gatten  in  erheblichster  Weise  beeinflusse  und  deshalb 
diesem  allein  die  Entscheidung  über  die  Zulässigkeit  eines  s 
schwer  wiegenden  Schrittes  gebühre.'®)  Die  Logik  dieser  Be- 
gründung dürfte  kaum  auf  überzeugende  Kraft  Anspruch  machen, 
da  sich  darin  thatsächlich  nur  ein  Nachklang  der  mittelalter- 
lichen Anschauung  von  der  entehrenden  Natur  des  schauspiele- 
rischen Berufs  offenbart,  wie  man  ihn  freilich  gerade  von  der 
französischen,  sonst  vom  modernsten  Geist  erfüllten  Judikatur 
nicht  erwarten  sollte. 

Durch  den  genehmigten  Abschluss  des  Bühnenengagements 
erweitert  sich  die  früher  eingeschränktere  Handlungsfähigkeit 
der  Ehefrau,  entsprechend  den  für  die  Hauskinder  geltenden 
Regeln.  Auch  sie  wird  dadurch  zur  rechtswirksamen  Vornahme 
aller  in  ihre  Bühnenthätigkeit  fallenden  Rechtsakte  befugt,'^) 
nicht  aber  zur  Eingehung  weiterer  Engagements,'^)  es  sei  denn. 


nehmen  zu  müssen.  Allein  die  vorbehaltlose  Anerkennung  einer  Befugniss 
der  Ehefrau,  ohne  Genehmigung  ihres  Gatten  einen  in  die  eheliche  Lebens- 
gemeinschaft so  tief  eingreifenden  Beruf  zu  wählen,  würde  doch  zu  praktisch 
unerträglichen  Zuständen  führen. 

2«)  Deseure  S.  27.  Guichard  S.  150.  Rosmini  No.  381.—  Code  civ. 
art.  219.     D.  Entw.  I  §   1277,  II  §  1258. 

^)  Abweichend  —  wenigstens  in  den  Gründen  —  Urth.  des  Seine- 
tribunals V.  26.  August  1842  (Le  Droit  v.  27.  August  1842). 

80)  Urth.  d.  App.  ■  Ger.  •  Hof  Paris  v.  3.  Januar  1868  (Dalloz,  Recueü 
periodique.  1868.  Bd.  2.  S.  28).  Constant  S.  93.  Dalloz  No.  178.  Lacan 
et  Paulmier  Bd.  1,  S.  268. 

81)  Constant  S.  94.  Deseure  S.  28.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  293. 
Salucci  S.  41. 

32)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  289. 
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dass  die  ehemännliche  Genehmigung  sie  auch  hierzu  generell 
ermächtigte.^^) 

Die  rechtliche  Behandlung  des  von  der  Frau  aus  ihrer 
schauspielerischen  Thätigkeit  erworbenen  Vermögens  bestimmt 
sich  nach  der  gesetzlichen  oder  vertragsmässigen  Normirung 
des  ehelichen  Güterrechts;^^)  nach  gemeinem,  österreichischem 
und  französischem  Recht,  in  letzterem  jedoch  nur  unter  Herr- 
schaft des  Dotalsystems,  erwirbt  die  Ehefrau  das  Eigenthum 
ihrer  schauspielerischen  Dienstbezüge,  *^)  desgleichen,  jedoch 
unter  Vorbehalt  des  ehemännlichen  Niessbrauchs,  nach  säch- 
sischem Recht  ;^°)  umgekehrt  lässt  das  preussische  Recht  den 
Erwerb  der  Frau  in's  Eigenthum  des  Mannes  übergehen,^') 
während  er  nach  dem  System  der  französischen  Gütergemein- 
schaft zum  Bestandtheil  des  Gesammtgutes  wird.'^) 

Das  ohne  ehemännliche  Genehmigung  geschlossene  Enga- 
gement einer  Ehefrau  unterliegt  der  Anfechtung  durch  den 
Gatten.  Weitergehende  Bestimmungen  enthält  das  französische 
Recht,  das  beide  Eheleute  zur  Anstellung  der  Nichtigkeitsklage 
ermächtigt.^®) 

Die  Nothwendigkeit  ehemännlichen  Konsenses  entfällt  für 
die  durch  Scheidung  wieder  sui  iuris  gewordene  Ehefrau; 
nur  das  französische  Recht  hält  auch  hier  —  unzulässigerweise 
—  am  Erforderniss  ehemännlicher  Genehmigung  fest.**^) 


33)  Aus  unzureichenden  Gründen  bestreiten  Constant  S.  93;  Guichard 
S.  149;^  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  287  die  Gültigkeit  einer  generell  ertheilten 
Genehmigung.     Dafür  Salucci  S.  41. 

3*)  Deseure  S.  29.     Guichard  S.   153.     Vivien  et  Blanc  S.  209. 

3*)  Glück  a.  a.  O.  S.  389.  Förster-Eccius  Bd.  4,  S.  39.  Ocstr.  Bürg. 
Ges. -Bch.  §  1237.  Code  civ.  art.  1574.  Nach  dem  D.  Entw.  I  §  1289, 
II  §  1266  wird  der  artifizielle  Erwerb  der  Ehefrau  deren  Vorbehaltsgut. 

36)  Sachs.  Bürg.  Ges.-Bch.  §   1668. 

87)  Pr.  L.-R.  II  1  §  211.  —  In  der  Mark  gilt  hierfür  gemeines  Recht. 
Dernburg,  Pr.  Pr.-R.  Bd.  3,  S.  84. 

38)  Code  civ.  art.  1401.  Constant  S.  93.  Dalloz  No.  185.  Lacan  et 
Paulmier  Bd.   1,  S.  297. 

38)  Motive  zum  Entw.  Bd.  4,  S.  111.  Code  civ.  art.  225,  1125.  — 
Deseure  S.  29.     Lacan  et  Paulmier  Bd.   1,  S.  285. 

40)  Constant  S.  183.  Dagegen  bereits  Salucci  S.  42.  —  Zutreffender 
bestimmt    D.    Entw.  I  §  1277    al.    4,    II  §  1258  al.  4,    dass   selbst   durante 
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In  welcher  Form  der  Gewalthaber  die  Zustimmung  zum 
Abschluss  von  Bühnenengagements  seiner  Gewaltunterworfenen 
ertheilen  müsse,  ist  wohl  nirgends  gesetzlich  geregelt ;  die 
üblichen  Kontraktsformulare  erfordern  meist  die  Unterschrift 
des  Gewalthabers  ;*0  doch  genügt  auch  jeder  andere  Nachweis, 
dass  letzterer  ausdrücklich  oder  durch  konkludente  Handlungen 
den  Vertrag  genehmigt  habe.*^) 

III.  Beim  Abschluss  der  Engagements  bedienen  die  Schau- 
spieler sich  häufig  nicht  ihrer  bürgerlichen,  sondern  der  Theater - 
namen,  d.  h.  freigewählter  Personennamen,  unter  denen  sie 
alle  zu  ihrem  theatralischen  Beruf  in  Beziehung  stehenden 
Rechtsakte  vorzunehmen  pflegen.  Die  Berechtigung  zur  An- 
nahme und  der  Schutz  in  der  Führung  derartiger  Pseudonyme*') 
lässt  sich  zwar  nicht  mit  Bestimmtheit  aus  den  gemeinrecht- 
lichen Quellen  herleiten,**)  ist  aber  durch  ein  allgemeines  Ge- 
wohnheitsrecht begründet,*^)  da  es  sich  hier,  wie  bei  der  An- 
nahme einer  Handels-  oder  Fabrikmai*ke,  um  die  Beilegung 
eines  die  Persönlichkeit  im  Genuss  ihrer  ideellen  und  gewerb- 
lichen Bethätigungssphäre  sichernden  Merkmals  handelt.*®) 


matrimonio  die  Ehefrau  ihre  Rechtsakte  ohne  ehemännliche  Genehmigung 
rechtswirksam  vornehmen  darf,  sobald  eine  Aufhebung  der  häuslichen  Ge- 
meinschaft unter  den  Gatten  stattfand.  Denn  die  hausherrliche  Gewalt  des 
Ehemanns,  als  deren  Ausfluss  das  Genehmigungsrecht  erscheint,  darf  doch 
begrifflich  nur  beim  Bestehen  eines  Hauswesens  Wirkungen  äussern. 

41)  Anhang  C.  I  §  11;  D  §  16. 

*2)  Constant  S.  90.  Dalloz  No.  172,  180.  Förster-Eccius  Bd.  4,  S.  149. 
Lacan  et  Paulmier  Bd.  l,  S.  288.  Pouillet  a.  a.  O.  §  1  No.  29.  Rosmini 
No.   351. 

^)  Levy,  Vorname  und  Familienname  im  Recht.    Giessen  1888.    S.  46. 

^)  L.  un.  C.  d.  mut.  nom.  9,25  handelt  von  der  definitiven  Namens- 
änderung; der  Theatername,  der  nur  im  Theater  verkehr  zur  Anwendung 
kommt,  beseitigt  jedoch  nicht  den  bürgerlichen  Namen,  der  für  alle  anderen 
Rechtsbeziehungen  im  Gebrauch  bleibt,  so  dass  die  Führung  des  Theater- 
namens Behörden  gegenüber  der  strafrechtlichen  Ahndung  des  §  360  No.  8 
Str.-G.-B.  unterliegt. 

45)  Gierke,  Deutsches  Privatrecht.     Bd.   1,  S.  723. 

^)  Der  Träger  des  Theaternamens  ist  sogar  befugt,  die  ungenehmigte 
Führung  seines  Pseudonyms  unter  Schadensersatzpflicht  döis  Zuwiderhan- 
delnden zu  untersagen.     Levy  S.  58. 
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Sobald  die  Identität  der  betreffenden  Person  feststeht,  be- 
sitzt die  unter  Benutzung  des  Theaternamens  erfolgte  Unter- 
zeichnung des  Bühnenengagements  volle  Giltigkeit  ;*^  doch  be- 
dingen die  dem  deutschen  Bühnenverein  angehörenden  Theater- 
untemehmer  sich  regelmässig  das  Recht  aus,  Verträge,  die  der 
Schauspieler  unter  Verschweigung  seines  bürgerlichen  Namens 
abschloss,  vorzeitig  wieder  aufzuheben.*^) 

§  22.    Inhalt  des  ßühnenengagements. 

I.  Als  vollkommen  beiderseitiger  Vertrag  begründet  das 
Bühnenengagement  für  Theaterunternehmer  und  Schauspieler 
gleichmässig  Rechte  und  Pflichten,  die  sich  von  den  durch 
andere  Vertragsformen  erzeugten  zum  Theil  in  der  bedeutsamsten 
Weise  unterscheiden. 

IL  Die  Rechtsstellung  des  Schauspielers  bestimmt 
sich  durch  folgende  Momente: 

1.  Das  wichtigste,  das  Engagement  am  schärfsten  cha- 
rakterisirende  Recht  des  Schauspielers  ist  sein  Anspruch  auf 
Beschäftigung  in  seiner  Kunst,  sein  Recht,  auf  Bethätiguug 
der  von  ihm  versprochenen  Arbeit  zu  bestehen.^)     Den  Unter- 


*'')  In  dieser  Funktion  kann  auch  für  eine  geschiedene  Frau  der  Name 
des  geschiedenen  Mannes,  als  dessen  Trägerin  sie  ihren  theatralischen  Ruf 
gewonnen  hat,  in  Betracht  kommen.  Sie  kann  denselben  unter  diesen  Um- 
ständen als  Theaternamen  weiterfuhren,  sollte  ihr  auch  sonst  seine  Fuhrung 
verboten  sein.  Urth.  d.  Civ.-Ger.  Toulouse  v.  18.  Mai  1886  (Sirey,  1886. 
Bd.  2,  S.  119). 

48)  Anhang  C.  I  §  12. 

1)  Guichard  S.  158.  Rivaita  S.  345.  Vivien  et  Blanc  S.  148.  Urth. 
d.  Seinehandelsgerichts  v.  27.  November  1844  (Le  Droit  v.  28.  November  1844.) 
—  Andrer  Ansicht  sind  freilich  Lacan  et  Paulraier  Bd.  1,  S.  377,  Rosmini 
No.  558,  die  darauf  hinweisen,  dass  ein  Recht  des  Schauspielers  auf  Be- 
schäftigung den  Theateruntemehmer  dazu  zwingen  würde,  auch  einen  un- 
genügenden oder  vom  Publikum  aus  andern  Gründen  missfallig  aufgenommenen 
Schauspieler  auf  der  Bühne  erscheinen  zu  lassen,  was  für  den  Unternehmer 
leicht  die  empfindlichsten  pekuniären  Einbussen  heraufbeschwören  könnte. 
Dass  ein  solcher  Erfolg  nicht  unmöglich,  ist  freilich  zuzugeben,  aber  nicht 
geeignet,  die  Itier  vertretene  Ansicht  zu  widerlegen.  Der  Theaterunternehmer 
war  ja  im  Stande,  sich  über  die  Leistungsfähigkeit  des  Schauspielers  während 
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nehmer  schränkt  diese  Befugniss  des  Schauspielers  in  seiner 
Freiheit,  über  dessen  Leistungen  beliebig  zu  verfügen,  ein,  in- 
dem sie  ihm  nicht  gestattet,  den  Schauspieler  unbeschäftigt  zu 
lassen,  während  der  Abschluss  eines  Arbeitsvertrages  im  allge- 
meinen den  Miethsherm  nicht  zur  Beschäftigung  des  Mieths- 
mannes  nöthigen  würde. 

Die  Veranlassung  für  diese  eigenthümliche  Gestaltung  des 
Bühnenengagements  bildet  die  Sondernatur  der  vom  Schau- 
spieler zu  leistenden  Thätigkeit.  Arbeitsverträge  werden  regel- 
mässig von  den  Kontrahenten  ausschliesslich  in  der  Absicht 
geschlossen,  ihrer  eigenen  Person  unmittelbar  einen  wirthschaft- 
lichen  Erfolg  zu  verschaffen:  Der  Arbeitsleister  will  seine  Ar- 
beitskraft nicht  bethätigen,  um  die  Zahl  der  vorhandenen  Güter 
zu  vermehren,  sondern  nur,  um  sich  selbst  einen  vermögens- 
werthen  Vortheil  zuzuwenden;  der  Besteller  will  die  Arbeits- 
kraft seines  Gegenkontrahenten  nur  in  Bewegung  setzen,  wenn 
seine  persönlichen  Verhältnisse  davon  eine  Besserung  zu  erwarten 
haben.  Weder  Besteller  noch  Uebernehmer  haben  ein  Inter- 
esse an  Bethätigung  der  Arbeitskraft  als  solcher;  und 
deshalb  auch  jener  kein  Recht,  auf  Vornahme  der 
Arbeit  zu  bestehen,  dieser  keine  Pflicht,  die  Arbeit 
vornehmen  zu  lassen. 

Völlig  verschieden  gestaltet  sich  dies  Verhältniss  beim 
Bühnenengagement.  Wohl  bezweckt  auch  hier  die  Bethätigung 
der  vertragsmässigen  Leistung  einen  wirthschaftlichen  Erfolg 
—  der  Schauspieler  wül  ebenso  wie  jeder  Arbeitsleister  durch 
seine  Leistung  eine  Gegenleistung  erwerben,  die  ihm  wenigstens 
die  Möglichkeit  eines  angemessenen  Daseins  verschafft;  aber 
anders,  als  bei  der  Masse  der  Arbeitsleister,  erschöpft  sich 
das  Interesse  des  Schauspielers  nicht  in  dem  geld- 
werthen  Vortheil,  den  ihm  seine  Leistung  einbringt  und  aut 


des  Probemonats  oder  bei  den  Debüts  zu  unterrichten,  vgl.  §  24,  so  dass  ihn, 
wenn  er  diese  Vorsichtsmassregel  unterlassen  hat,  der  entstehende  Schaden 
nicht  unverdient  trifft.  Ist  die  Unbeliebtheit  des  Schauspielers  aber  nur  das 
Ergebniss  einer  Laune  des  Publikums,  dann  müsste  es  als  doppelt  ungerecht 
bezeichnet  werden,  wenn  dem  Schauspieler  durch  Nichtbeschäftigung  jede 
Möglichkeit,  diese  unbegründete  Abneigung  zu  paralysiren,  geraubt  werden  dürfte. 


176  Das  Bübnenengagcment. 

den  er  auch  Anspruch  hätte,  wenn  der  Theaterunternehmer  ihn 
nicht  beschäftigte.  Der  Vortheil,  den  der  Schauspieler 
durch  Abschluss  des  Engagements  in  erster  Reihe  sucht, 
ist  vielmehr  etwas  Immaterielles,  die  Anerkennung  seiner 
künstlerischen  Bedeutung,  das  Bekanntwerden  seines  Namens, 
die  stete  Möglichkeit,  um  den  Beifall  der  Menge  zu  werben. 
Um  diese  Ziele  zu  erreichen,  muss  aber  der  Schauspieler 
ständig  Gelegenheit  haben,  seine  Arbeitskraft  zu  be- 
thätigen,  muss  er  ein  Recht  auf  Beschäftigung  besitzen,, 
darf  andrerseits  der  Unternehmer  nicht  befugt  sein,  von  den 
Diensten  seines  Schauspielers  beliebig  keinen  Gebrauch  zu 
machen.^) 

An  dieses  Recht  auf  Beschäftigung  schliesst  sich  ein 
weiterer  Anspruch  des  Schauspielers,  der  im  engsten  Zusammen- 
hang damit  dessen  Stellung  ebenfalls  in  eigenthümlicher,  ge- 
wöhnlichen Arbeitsverträgen  wiederum  fremder  Weise  normirt. 


2)  Seine  erste  Anerkennung  fand  dies  Recht  auf  Arbeit  in  einem,  in 
der  Berufungsinstanz  freilich  geänderten  Urtheil  des  Pariser  Handelsgerichts  vom 
7.  Februar  1828  (Gazette  des  Tribunaux  v.;8.  Februar  1828),  dessen  knappe, 
durchaus  zutreffende  Begründung  die  Verpflichtung  des  Theaterunternehmers 
zur  Beschäftigung  seiner  Schauspieler  als  stillschweigende  Parteiabsicht  er- 
klärte, „qu'il  resulterait  de  l'inobservation  de  cette  clause  par  le  directeur 
que  l'artiste  engage  serait  reduit  ä  une  inactivite  forcee  qui  nuirait  ä  ses 
moyens  acquis  et  ä  leur  perfectionnement,  et  le  priverait  d'exercer  ulterieurement 
son  etat".  —  Auch  im  übrigen  Rechtsgebiet  fehlt  es  nicht  an  analogen  Er- 
scheinungen. Ein  Pendant  bietet  z.  B.  im  Theaterrecht  der  Anspruch  des 
Autors  auf  Darstellung  seines  Werks,  vgl.  §  37,  selbst  wenn  die 
Unterlassung  der  Aufführung  für  den  Verfasser  pekuniär  bedeutungslos,  etwa, 
weil  er  durch  einmalige  Honorarzahlung  für  seinen  Anspruch  auf.  pekuniäre 
Leistung  voll  befriedigt  wäre;  denn  die  Geldzahlung  würde  nicht  den  durch 
die  Aufführung  bezweckten  Erfolg,  die  Ermöglichung  einer  Gelegenheit  zum 
Erwerb  von  Autorruhm,  herbeiführen,  v.  Ihering,  Ein  Rechtsgutachten  be- 
treffend die  Gäubahn,  Jahrbücher  für  Dograatik  Bd.  18,  S.  103.  Einen  ähnlichen 
Charakter  trägt  ferner  der  Anspruch  des  Beamten,  in  einer  seinem 
Amt  entsprechenden  Weise  beschäftigt  zu  werden.  Laband,  Staats- 
recht Bd.  1,  S.  473.  Otto  Mayer,  Zur  Lehre  vom  öffentlichrechtlichen  Ver- 
trage, Archiv  für  öffentliches  Recht.  Bd.  3,  S.  85.  —  Seitens  der  Theaterunter- 
nehmer wird  freilich  dieser  Anspruch  des  Schauspielers  meist  als  unbegründet 
erklärt,  eine  leider  auch  in  der  deutschen  Gerichtspraxis  häufig  vertretene 
Anschauung.  Burckhard  S.  49.  Richtig  erfasst  den  Gegenstand  dagegen  ein 
Urth.  d.  L.-G.  Wien  (Deutsche  Bühnengenossenschaft  1892.     S.  127). 
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Der  Schauspieler  darf  nämlich  nicht  nur  allgemein 
Gelegenheit  zur  Ausübung  seiner  Kunst  verlangen; 
er  darf  auch  beanspruchen,  dies  in  solchen  Rollen  zu 
thun,  für  deren  Darstellung  er  vertragsmässig 
engagirt  wurde  —  die  sog.  reservirten  Rollen^  — ,  oder 
die  er  als  erster  auf  der  betreffenden  Bühne  zur  Dar- 
stellung brachte  —  die  sog.  kreirten  Rollen.*)  Nach  beiden 
Richtungen  besitzt  er  ein  Ausschliessungsrecht,  das  jedem 
andern  Schauspieler  desselben  Theaters  die  Darstellung  der 
davon  berührten  Rollen  verbietet.  Können  wir  dieses  Recht  den 
anderen  Schauspielern  gegenüber  als  ein  Bannrecht  be- 
zeichnen, das  dem  Berechtigten  in  Reflexwirkung  der  von  den 
andern  Schauspielern  geschlossenen  Engagements  zuwächst,  so 
gestaltet  es  sich  im  Verhältniss  zum  Theaterunternehmer,  den 
neben  dem  Verbot,  andern  Schauspielern  die  gleichen  Rollen 
zu  übertragen,  noch  das  Gebot  trifft,  gerade  diesen  Schauspieler 
mit  den  betreffenden  Darstellungen  zu  betrauen,  zum  Bann- 
und  Zwangsrecht. 

Auch  dieses  Recht  findet  in  der  eigenartigen  Natur  der 
schauspielerischen  Thätigkeit  seine  Begründung.  Der  Schau- 
spieler verdankt  seinen  künstlerischen  Ruhm  nicht  dem 
Spiel  als  solchem,  sondern  dem  Umstand,  dass  die  Inter- 
pretation, die  er  dem  einzelnen  Dichtwerk  giebt,  Bei- 
fallfindet, dass  die  Auffassung,  die  er  in  die  einzelne 
Rolle  legt,  als  die  richtige  erscheint.  So  wird  er  dem 
Publikum  gewissermassen  Verkörperung  der  dichterischen 
Gestalten,  die  er  darstellt,  verbindet  sich  sein  Name  so 
eng  mit  den  einzelnen  von  ihm  gespielten  Rollen,  dass  jedes 
ohne  zwingende  Gründe  erfolgende  Auftreten  eines  anderen 
Schauspielers  in  den  für  ihn  reservirten  oder  von  ihm  kreirten 
Rollen  einer  Minderung  seiner  künstlerischen  Stellung  gleich- 
kommt und  deshalb  regelmässig  nur  mit  seiner  Einwilligung 
erfolgen  darf,  und  dass  er,  falls  entschuldbare  Umstände  ihn 
zeitweise  an  Darstellung  dieser  Rollen    verhinderten,    nachdem 


3)  Pouillet,  Dict.  s.  v.  art.  dram.  §  2  No.  9,  10. 
*)  Constant    S.    111.     Deseure    S.     106.     Guichard    S.    158.     Rosmini 
No.  486. 

Op«t,  Theaterrecht.  12 
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er  wiederum  dazu  im  Stande,  einen  gegen  den  Theaterunter- 
nehmer klagbaren  Anspruch  auf  Rückübertragung  dieser  in 
seinem  Quasibesitz  befindlichen  Rollen  geltend  machen  kann.^) 

Zahlreiche  Autoren  wollen  dies  Recht  des  Schauspielers 
noch  auf  weitere  Fälle  ausdehnen,  indem  sie  die  Zurückziehung 
einer  Rolle  durch  den  Unternehmer  schon  dann  für  unzulässig 
erklären,  sobald  sie  vom  Schauspieler  bereits  wiederholt  ge- 
spielt wurde,®)  während  andere  die  Rücknahme  sogar  dann 
als  Verletzung  des  Schauspielers  erachten,  falls  dieser  mit  dem 
Lernen  der  Rolle  begonnen  hatte,')  oder  auch  nur  öffent- 
lich seitens  des  Unternehmers  bekannt  gemacht  war,  dass 
dieser  Schauspieler  die  betreffende  Rolle  übernehmen 
werde.^  Allein  hier  dürften  doch  Uebertreibungen  zu  Gunsten 
des  Schauspielers  vorliegen,  die  eine  gedeihliche  Führung  des 
Theateruntemehmens,  namentlich  die  Möglichkeit  einer  Doppel- 
besetzung, unnöthig  erschweren  würden,  und  deshalb  von  der 
Praxis  mit  Recht  abgelehnt  werden.®) 

2.  Der  Schauspieler  hat  ferner  darauf  Anspruch,  dass  er 
in  den  vom  Theateruntemehmer  ausgehenden  Bekannt- 
machungen unter  dem  von  ihm  für  seine  theatralische  Thätig- 
keit  gewählten  Namen  in  der  ortsüblichen  Weise  als  Träger 
der  von  ihm    darzustellenden  Rollen   genannt  wird.^'^) 

Die  Ausübung  auch  dieses  Rechts  dient  einem  idealen 
Interesse  des  Schauspielers,  der  es  als  Ausfluss  seines  Persön- 
lichkeitsrechts verlangen  kann,    dass    die  von  ihm  geschaffene 


5)  Pouillet  a.  a.  O.  §  2  No.  7.     Rosmini  No.  555. 

6)  Constant  S,  113.     Dalloz,  Theatre  No.  208.     Rosmini     No.  559. 

7)  Rivaita  S.  344. 

8)  Deseure  S.  125. 

ö)  Dalloz  No.  207.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  379.  Pouillet  a.  a.  O. 
§  2  No.   1,  4.     Salucci  S.  54. 

W)  Schieclsspruch  v.  17.  Oktober  1887  (Journal  des  Tribunaux  1890 
S.  221.)  Pouillet  a.  a.  O.  §  1  No.  55.  Urth.  des  L.  -  G.  I  Berlin  vom 
17.  Januar  1890  (Deutsche  Bühnengenossenschaft  1890  S.  32).  —  Besondere 
Vorschriften  gelten  für  die  bei  der  Ankündigung  von  Gast-  oder  Benefizvor- 
stellungen zu  wählende  Form,  deren  Bekanntgabe  meist  längere  Zeit  vordem 
Stattfinden  erfolgen  muss.  Constant  S.  104.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1, 
S.  369.     Salucci  S.  74. 
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Verkörperung  der  dichterischen  Gestalt  auch  äusserlich  erkennbar 
als  sein  geistiges  Werk  erscheint. 

3.  Der  Schauspieler  kann  ferner  die  Entrichtung  der  ihm 
vom  Theateruntemehmer  versprochenen  pekuniären  Gegen- 
leistung verlangen,  die  sich  gewöhnlich  aus  vier  Bestandtheilen, 
der  Gage,  dem  Spielhonorar,  dem  Garderobengeld  und 
dem  Benefizertrage  zusammensetzt. 

a.  Die  Gage,  nach  Ihering's  zutreffender  Bemerkung 
wegen  der  liberalen  Thätigkeit  des  Schauspielers  nicht  unter 
der  Bezeichnung  Lohn  erscheinend, ^0  bildet  die  pekuniäre 
Entschädigung  für  dessen  Bereitstellung  seiner  Thätig. 
keit,  nicht  für  das  einzelne  von  ihm  geleistete  opus. 
Ihre  Zahlung  ist  in  Folge  dessen  nicht  von  erfolgtem  Spielen 
abhängig,  so  dass  sie  bei  häufigerem  oder  seltenerem  Auftreten 
des  Schauspielers  weder  steigt  noch  fällt; ^2)  der  Zeitpunkt  ihrer 
Zahlung  steht  ebenfalls  in  keinerlei  Zusammenhang  mit  dem 
wirklichen  Auftreten  des  Schauspielers,  sondern  wird  nur  durch 
den  Eintritt  der  vertragsmässig  oder  gesetzlich  als  Fälligkeits- 
termin normirten  Momente  bestimmt.^') 

Der  Anspruch  auf  den  Empfang  der  Gage  erlischt  an  sich 
mit  dem  Fortfall  der  Bereitstellung  der  schauspielerischen 
Thätigkeit^*)  und  besteht  dagegen  unverändert  fort,  wenn  der 
Theateruntemehmer  in  die  Unmöglichkeit  einer  Benutzung  der 
bereitgestellten  schauspielerischen  Thätigkeit  versetzt  wird.  Ver- 
tragsmässig pflegt  jedoch  aus  Billigkeitsrücksichten  meist  eine 
Abweichung  von  diesen  Grundsätzen  normirt  zu  werden,  die 
in  beiden  Fällen  den  Eintritt  einer  geminderten  Gagenzahlung, 
ein  Kompromiss  zwischen  den  prinzipiell  einzunehmenden  Stand- 
punkten veranlasst. 

a.  Der  Fortfall  der  Bereitstellung  der  schauspiele- 
rischen Thätigkeit  veranlasst  im  allgemeinen  nur  dann  einen 


")  v.Ihering,  Der  Zweck  im  Recht.  2.  Aufl.  Leipzig  1884.  Bd.  1,  S.  186 

12)  Constant  S.   102.     Pouillet  a.  a.  O.  §  1  No.  38. 

1^)  Ein  ausführliches  Verzeichniss  der  verschiedenen  Gagenzahlungs- 
systeme, deren  Differenzen  indess  ohne  Iheaterrechtliche  Bedeutung  bei  Deseure 
S.    132  fg.     Guichard  S.   152.     Rosmini  No.  401   fg. 

14)  Lacan  et  Paulmier  Bd.   1  S.  350.     Vivien  et  Blanc  S.   141. 

12* 
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totalen  Fortfall  des  Anspruchs  auf  Gagenzahlung,  wenn 
sein  Eintritt  auf  ein  Verschulden  des  Schauspielers  zurück- 
geführt werden  muss.^^)  Die  herrschende  Auffassung  stellt  da- 
hin namentlich  im  Duell  erlittene  Verletzungen,  Zu- 
ziehung geschlechtlicher  Krankheiten^®)  und  ausser- 
eheliche  Schwangerschaft, ^"0  durch  die  das  Auftreten  auf 
der  Bühne  unmöglich  gemacht  wird.  Bei  anderen  Krankheits- 
fällen,^®)   dem   Eintritt    ehelicher    Schwangerschaft^®) 


15)  Deseure  S.  132.     Guichard  S.  153. 

16)  Salucci  S.  53. 

")  Dalloz  No.  227.  Vivien  et  Blanc  S.  144.  Die  abweichende  Be- 
handlung der  ehelichen  und  der  ausserehelichen  Schwangerschaft  scheint  mehr 
durch  moralische  als  rechtliche  Gesichtspunkte  bestimmt  zu  sein.  Denn  die 
Leistungsuntähigkeit  der  Schauspielerin  ist  in  beiden  Fällen  durch  deren  frei- 
willige Handlung  herbeigeführt,  müsste  also  in  beiden  Fällen  auch  die  gleichen 
Rechtsfolgen  haben.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  354.  Am  angemessensten 
wäre  Gleichstellung  von  Schwangerschaft  und  Krankheit.  Dalloz, 
Theätre  No.  200.     Deseure  S.  140.     Krückl.S.  58. 

18)  Für  ihre  Konstatirung  erfordern  zahlreiche  Verträge  ein  theater- 
ärztliches Zeugniss,  Salucci  S.  48,  Anhang  C  II  §§  4,  8,  D  §  15,  dem 
nicht  selten  ausschlaggebende  Bedeutung  beigemessen  wird. 
Allein  trotzdem  wären  Unternehmer  oder  Schauspieler  berechtigt,  aut  ein 
anderes  von  einer  ärztlichen  Autorität  ausgestelltes  Gutachten  über  den  Ge- 
sundheitszustand zu  provoziren,  wäre  namentlich  das  Gericht  in  seiner 
Freiheit,  auch  andere  Sachverständige  zu  vernehmen,  nicht  be- 
schränkt. Constant  S.  115.  Dalloz  No.  138.  Deseure  S.  137.  Lacan  et 
Paulmier  Bd.  1,  S.  410.  Pouillet  a.  a.  O,  §  2  No.  26.  Rosmini  No,  504.  Vivien 
et  Blanc  S.  156.  —  Missbräuchlich  machen  die  Verträge  den  Anspruch  auf 
Gagenzahlung  mitunter  davon  abhängig,  dass  die  durch  den 
Theaterarzt  attestirte  Krankheitsmeldung  binnen  bestimmter, 
ausser  st  kurz  bemessener  Fristen  zu  rKenntniss  des  Unternehmers 
gelangt.  Krükl  S.  81  fg.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  durch  eine 
solche  Vorschrift  der  Anspruch  des  Schauspielers  häufig  illu- 
sorisch gemacht  wird,  da  sich  nicht  immer  in  so  kurzer  Zeit  ein  Zeugniss 
grade  des  Theaterarztes  beschaffen  lässt. 

lö)  Die  Behandlung  der  ehelichen  Schwangerschaft  hat  in  den 
letzten  Jahren  eine  Verschlechterung  zu  Ungunsten  der  Schau- 
spielerinnen erfahren.  Bei  denjenigen  Bühnen,  die  nicht  Mitglieder  des 
Deutschen  Bühnenvereins,  fiel  allerdings  von  jeher  der  Anspruch  auf  Gage 
total  fort,  sobald  die  Schwangerschaft  kein  weiteres  Auftreten  mehr  gestattete. 
Die  Verträge  der  Vereinsbühnen  garanlirten  dagegen  für  den  Zeitraum  der 
durch  Schwangerschaft  und  Wochenbett  veranlassten  Aufhebung  künstlerischer 
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und  allgemeiner  Dienstuntauglichkeit^°)  billigt  dagegen 
die  Mehrzahl  der  Vertragsbestimmungen  einen  fortdauernden 
Anspruch  auf  den  Empfang  der  Gage  zu,  freilich  meist 
in  gemindertem,  mit  der  Dauer  der  Verhinderung  immer  weiter 
abnehmendem  Betrage,  ein  Recht,  das  erst  bei  einem,  einen 
längeren  Zeitraum  überschreitenden  Fortfall  der  Bereitstellung 
der  vertragsmässig  geschuldeten  Leistungen  des  Schauspielers 
gänzlich  erlischt.  ^^) 

ß.  Umstände,  die  den  Theaterunternehmer  ausser 
Stand  setzen,  sich  der  bereitgestellten  Thätigkeit  des 
Schauspielers  zu  bedienen,  müssten  auf  die  Gagen- 
zahlungspflicht an  sich  ohne  jeden  Einfluss  sein,  da 
diese  eben  das  Aequivalent,  nicht  für  die  wirklich  erfolgte 
Leistung,  sondern  für  deren  Prästationsmöglichkeit  darstellt.  Aber 
auch  hier  hat  das  in  den  Vertragsbestimmungen  sich  äussernde 
Theatergewohnheitsrecht  aus  Billigkeitsrücksichten  Modifika- 
tionen eintreten  lassen,  die  den  Unternehmer,  dem  die  Be- 
nutzung der  schau  spielerischen  Thätigkeit  ohne  sein 
Verschulden    unmöglich   geworden,    ganz  oder  zum  Theil 


Bethätigungsmöglichkeit  die  fortlaufende  Zahlung  der  halben  Gage,  eine  Be- 
stimmung, die  seit  der  1879  erfolgten  Revision  des  einheitlichen  Kontrakts- 
lormulars  nur  noch  in  der  Beschränkung  auf  einen  Zeitraum  von  21/2  Monat 
für  verheirathete  Chorsängerinnen  und  Figurantinnen  in  Geltung  verblieben 
ist,  während  alle  übrigen  Schauspielerinnen  mit  dem  Moment  ihres  durch 
Schwangerschaft  veranlassten  Forlbleibens  von  der  Bühne  jeden  Gagenan- 
spruch einbüssen.     Krückl  S.  57,  Anhang  C  II  §  4  i.  f. 

20)  Krückl  S.  62. 

21)  Nach  den  Bühnenvereinsverlrägen  wird  während  der  durch  ver- 
schuldete Krankheit  eintretenden  Unterbrechung  die  halbe  Gage  gezahlt;  ist 
die  Unterbrechung  durch  unverschuldete  Krankheit  veranlasst,  so  bleibt  während 
der  ersten  14  Krankheitstage  der  Anspruch  auf  die  volle  Gage  bestehen, 
mit  dem  15.  Krankheitstag  tritt  dagegen  ihre  Herabsetzung  auf  die  Hälfte 
ein.  Nach  andern  Verträgen  wird  die  volle  Gage  nur  für  die  ersten  zwei 
Kranheitstage  entrichtet,  um  dann  ganz  fortzufallen.  Eine,  namentlich  den 
Schauspielerinnen  ungünstige  Neuerung,  hat  die  Revision  des  Bühnenvereins- 
formulars durch  Einführung  des  Begriffs  der  wiederkehrenden  Krank- 
heitsfälle bewirkt.  Danach  findet  eine  Zusammenzählung  der  einzelnen  im 
Lauf  eines  Jahres  eingetretenen  Krankheitstage  statt,  für  die  mit  dem  Ueber- 
schreiten  eines  Zeitraums  von  28  Tagen  der  Anspruch  auf  Gage  vollständig 
fortfällt.     Anhang  C  II  §  4  I,   II,  III,   D  §  10.     Krükl  S.  79. 
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von  der  Gagenzahlung  entbinden.  Dahin  gehören  alle 
durch  höhere  Gewalt  veranlassten  Unterbrechungen 
des  Theaterbetriebes, *^)  zu  denen  auch  die  von  hoher 
Hand,  etwa  wegen  Landestrauer,  politischer  Unruhen,  epidemi- 
scher Krankheiten,  oder  aus  Gründen  der  Feiertagsheiligung  an- 
geordneten Schliessungen  des  Theaters  zählen. ^^)  Auch  plötz- 
lich nothwendig  gewordene  Theaterreparaturen, 
während  deren  Vornahme  der  Theaterbetrieb  eingestellt  werden 
muss,  berechtigen  zur  Unterbrechung  der  Gagenzahlung. ^*) 
Nach  den  kontraktlichen  Abmachungen  wird  häufig  auch  in 
diesen  Fällen,  sobald  die  Einstellung  des  Theaterbetriebes  ge- 
wisse grössere  Zeiträume  nicht  überschreitet,  eine,  mitunter  ge- 
minderte, fortlaufende  Gagenzahlung  garantirt,  eine  Verpflichtung, 
die  durchaus  der  Billigkeit  entspricht,  da  der  Schauspieler  auch 
während  jener  Unterbrechung  seiner  ausschliesslichen  Dienst- 
verpflichtung*'') gegen  den  Unternehmer  nicht  enthoben  ist, 
also  keine  Gelegenheit  hat,  während  der  erzwungenen  Müsse 
seine  Fähigkeiten  bei  einem  andern  Theaterunternehmer  pekuniär 
nutzbar  zu  machen. ^^)  Unzulässig  ist  dagegen,  wenn  nicht 
vertragsmässig  vorgesehen,  die  Einstellung  der  Gagen- 
zahlung in  all'  denjenigen  Fällen  unterbrochenen  Theater- 
betriebes, die  durch  ein  Verschulden  oder  doch  eine  ver- 
meidbare Handlungsweise  des  Unternehmers  veranlasst 
sind.  So  muss  die  Gage  unverändert  entrichtet  werden,  wenn 
eine  Reparatur,  die  während  der  Theaterferien  hätte  vorge- 
nommen werden  können,  den  regelmässigen  Gang  der  Vor- 
stellungen unterbricht,^'^)  wenn  der  Unternehmer  aus  Familien- 
rücksichten, zur  Feier  patriotischer  Gedenktage,  aus  religiösen 
Beweggründen,  die  für  die  staatliche  Feiertagsordnung  belanglos, 
oder  Ferien  halber  vorübergehende  Schliessung  des  Theaters  an- 


22)  Constant  S.   100.     Guichard  S.  153. 

23)  Deseure  S.   146.     Lacan  et  Paulmier  Bd.   1,  S.  360.     Salucci  S.  45. 
Anhang  C  II  §   14. 

24)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  357. 
26)  Vgl.  S.  188  n.  53. 

26)  Krükl  S.  96. 

27)  Rosmini  No.  550. 
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ordnet.  Vertragsmässig  könnten  natürlich  auch  in  diesen  Fällen 
abweichende  Bestimmungen  normirt  sein,  die  jedoch  nur,  wenn 
sie  nicht  mit  höherenRücksichten  des  öffentlichenWohls 
in  Konflikt  gerathen,  rechtliche  Wirksamkeit  besitzen. 
Aus  Gründen  der  letzteren  Art  wäre  deshalb  der  in  den  Ver- 
tragsformularen nicht  selten  ausgesprochene  Vorbehalt,  der 
Theaterunternehmer  solle,  wenn  seitens  des  Schauspielers  gegen 
ihn  eine  Klage  aus  dem  Engagementsverhältniss  er- 
hoben werde,  während  der  Dauer  dieses  Prozesses  zur 
Einstellunig  der  Gagenzahlung  befugt  sein,*®)  für  nichtig 
zu  erachten,  da  er  den  Schauspieler  in  der  Jedermann  zu- 
stehenden Befugniss,  bestrittene  Ansprüche  der  Entscheidung 
kompetenter  Organe  zu  unterbreiten,  unzulässig  beschränken 
würde. 

b.  Während  die  Verpflichtung  zur  Gagenzahlung  einen 
essentiellen  Bestandtheil  des  Bühnenengagements  bildet, 
die  mangels  Vereinbarung  der  Höhe  nach  durch  gesetzliche  Be- 
stimmung ergänzt  wird,^®)  beruht  der  Anspruch  des  Schau- 
spielers auf  Spielgeld  oder  Spielhonorar *^)  nur  auf  spe- 
zieller kontraktlicher  Abmachung.  ^^) 

Das  Spielgeld  bildet  die  Gegenleistung  des  Theaterunter- 
nehmers für  jede  wirkliche  Inanspruchnahme  der   schauspiele- 


28)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  349.     Rosmini  No.  535. 

2ö)  Pr.  L-R.  I  11  §  873.  Sachs.  Bürg.  Ges.-Bch.  §§  1231,  1243.  D.  Entw 
I  §567  al.  1,  II  §  570  al.  2.  Nach  älterem  französischen  Recht  wurde  bei  einer 
Differenz  über  die  Höhe  der  vereinbarten  Gage  die  Entscheidung  von  einem  Eid  des 
Theateruntemehmcrs  abhängig  gemacht,  eine  Praxis,  die  sich  auf  Art  1781 
Code  civil  stützte  und  damit  ganz  unzutreffend  den  Schauspieler  mit  den 
ouvriers  und  domestiques  auf  eine  Linie  stellte.  Vivien  et  Blanc  S.  136.  Der 
gegen  diese  Auslegung  stets  rege  gewesene  Widerspruch,  Dalloz,  Theätre 
No.  191;  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  317  ist  heut  gegenstandslosgeworden, 
nachdem  der  zitirte  Art.  durch  das  franz.  Ges.  vom  2.  August  1868  und 
§  14  Ziff.  2  d.  Einf. -Ges.  z.  C.  -  P.  -  0.  aufgehoben  worden  ist.  Zachariae- 
Crome,  Handbuch  des  französischen  Civilrechts.  8.  Aufl.  Freiburg  1891. 
Bd.  2,  S.  579. 

20)  Bis  in's  17.  Jhdt.  war  das  Spielhonorar  das  einzige  pekuniäre  Ent- 
gelt des  Schauspielers,     v.  Hellwald,  Holland.  Theatergesch.  S.  48. 

«1)  Rivaita  S.  402. 
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rischen  Thätigkeit,^^)  die  Bezahlung  des  einzelnen  vom  Schau- 
spieler prästirten  opus,  so  dass  seine  Fälligkeit  an  sich  mit 
dem  jedesmaligen  Auftreten  des  Künstlers  eintreten  müsste ;  der 
Bequemlichkeit  halber  erfolgt  seine  Entrichtung  jedoch  vertraglich 
regelmässig  gleichzeitig  mit  der  Gagenzahlung  oder  zu  bestimmten 
Terminen, ^^)  ohne  den  Unternehmer  den  sonst  für  den  Verzugs- 
fall normirten  Folgen  auszusetzen.  Häufig  wird  das  Spielgeld 
dem  Schauspieler  in  einer  bestimmten  Höhe  garantirt,^*)  mitunter 
unter  Feststellung  einer  Maximalgrenze,  über  deren  Betrag  hin- 
aus der  Schauspieler,  selbst  wenn  die  Zahl  seiner  Auftritte  ein 
höheres  Spielgeld  ergeben  würde,  keinen  weitgehenderen  An- 
spruch erheben  kann.  Bezüglich  des  garantirten  Spielgeldes 
kommen  die  für  die  Gagenzahlung  geltenden  Normen  zur  An- 
wendung, insofern  die  dort  zur  Unterlassung  berechtigenden 
Umstände  auch  zu  entsprechenden  Modifikationen  des  Spiel- 
geldes Veranlassung  geben  können.*^.) 

c.  Der  Schauspieler  hat  femer  auf  die  Zahlung  des  ihm 
unter  der  Bezeichnung  Garderobengeld  versprochenen  Geld- 
betrages Anspruch,  die  bei  länger  währenden  Kontrakten  nur 
einmal  jährlich  zu  erfolgen  pflegt. 

d.  Der  Schauspieler  kann  endlich  —  jedoch  ebenfalls 
nur    bei    besonderer    Verabredung    —    die    Gewährung    eines 

,  Benefizes  verlangen.  Es  ist  darunter  der  Anspruch  des 
Schauspielers  auf  den  Empfang  des  nach  Abzug  sämmtlicher 
Kosten   sich    ergebenden  Reinertrages    einer    unter  seiner  Mit- 


32)  Dalloz  No.  251.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  362.  Vivien  et 
Blanc  S.  144.     Anhang  C    I  §  3. 

38)  Anhang  C  I  §  3.     D  §  3. 

34)  Anhang  D  §  9. 

35)  Anhang  D  g§  10,  11.  —  Spielgeldgarantie,  verbunden  mit 
Maximalziffer  und  gleichzeitigem  Vorbehalt  des  Unternehmers,  für  jede 
Verhinderung  des  Auftretens  einen  Abzug  vorzunehmen,  führen  oft  zur 
schlimmsten  Ausbeutung  des  Schauspielers:  ein  Schauspieler,  dem 
z.  B.  im  Maximum  60  Spielgelder  für  die  Saison  garantirt  sind,  erhält  selbst 
bei  hundertmaligem  Auftreten  nur  50  Spielgelder,  sobald  er  in  zehn  Fällen 
ein  Auftreten  ablehnen  musste,  hat  also,  trotzdem  er  die  garantirte  Zahl  der 
Auftritte  um  40  überschritten,  eine  Einbusse  von  10  Spielgeldern  zu  erleiden. 
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Wirkung  erfolgten  Vorstellung  zu  verstehen,®^)  dessen  Höhe  ihm 
mitunter  bis  zu  einem  gewissen  Betrage  vom  Theaterunter- 
nehmer garantirt  wird.^'^)  Die  Wahl  des  aufzuführenden  Stückes 
gebührt  dem  Schauspieler,  der  sich  jedoch  —  widrigenfalls  ihn 
die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  des  Autorhonorars  trifft  — , 
dabei  innerhalb  des  Theaterrepertoires  zu  halten  hat,  nament- 
lich vom  Unternehmer  auch  nicht  Aufwendung  besonderer 
Geldmittel  für  die  betreffende  Vorstellung  beanspruchen  kann.^*^) 
Den  Zeitpunkt  für  das  Stattfinden  des  Benefizes,  das  jedoch  nur 
als  Abendvorstellung  angesetzt  werden  darf,^®)  bestimmt  der 
Unternehmer,  dessen  Entscheidung  indess,  wenn  sie  durch  un- 
geschickte Wahl  des  Termins  voraussichtlich  den  pekuniären 
Ausfall  ungünstig  beeinflussen  würde,  einem  gerichtlich  geltend 
zu  machenden  Widerspruch  desBenefizianten  unterworfen  wäre. '*^) 


^)  Dankwardt,  Arbeitervertrag  S,  244  n.  1.  Lacan  et  Paulmier 
Bd.    1,  S.  368. 

37)  Constant  S.   104. 

38)  Pouillet  a.  a.  O.  §  l  No.  56. 

3»)  Deutsche  ßühnengenossenschaft  1896  S.   1 19. 

^)  Deseure  S.  153.  Salucci  S.  74.  —  Das  Institut  des  Benefizes  hat 
heut  zu  Tage  für  den  Schauspieler  geringere  Bedeutung,  da  die  Vertrags- 
massig  vom  Beneflzianten  zu  tragenden  Abzüge  vom  Reingewinn  kaum  noch 
einen  ihm  zu  Gute  kommenden  nennenswetthen  Betrag  übrig  lassen.  Krükl 
S.  55  fg.  —  Die  Einräumung  eines  Benefizes  entbehrt  nicht 
selten  sogar  jedes  materiellen  Gehalts  für  den  Schauspieler, 
wenn  nämlich  seine  Gewähr  zwar  zugesichert  wird,  jedoch  mit  der  Massgabe 
erlolgt,  dass  der  Ertrag  der  Bcnefizvorstellung,  wie  der  einer  jeden  andern 
Vorstellung,  ausschliesslich  dem  Unternehmer  zufallen  soll.  Seitens  vieler 
Juristen  wird  eine  solche  Vereinbarung  als  contra  bonos  mores  ge- 
richtet für  nichtig  erklärt,  Deseure  S.  154;  Lacan  et  Paulmier  Bd.  l, 
S.  371;  Rosmini  No.  556;  allem  so  weit  wird  man  m.  E.  nicht  gehen  dürfen, 
wenn  auch  eine  derartige  Vereinbarimg  moralisch  als  äusserst  verwerflich  be- 
zeichnet werden  muss.  Einen  gewissen  Vortheil  gewährt  die  Einräumung 
einer  Benefizvorstellung  dem  Schauspieler  auch  dann,  wenn  er  an  ihrem 
pekuniären  Ergebniss  vollkommen  unbetheiligt  ist,  nämlich  die  Möglichkeit, 
seine  Rolle  vor  einem  grösseren  Publikum,  als  es  den  nicht  als  Benefizvor- 
stellungen bezeichneten  .Aufführungen  beizuwohnen  pflegt,  zur  Darstellung  zu 
bringen.  Bei  dem  idealen  Charakter  der  schauspielerischen  Thätigkeit  liegt 
aber  immerhin  schon  in  der  Eröffnung  dieser  Gelegenheit  eine  Besserung  der 
Stellung  des  Schauspielers. 
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Die  schauspielerischen  Dienstbezüge  sind,  soweit  ihr  Be- 
trag nicht  1500  Mk.  übersteigt,  gemäss  §  749  no.  1  C.  P.  O. 
der  Pfändung  entzogen*^)  und  geniessen,  soweit  sie  auf 
Grund  eines  dauernden  Dienstverhältnisses*^  aus  dem 
letzten  Jahr  vor  der  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  oder  dem 
Ableben  des  Gemeinschuldners  rückständig  verblieben,  ein 
Konkursprivileg  gemäss  §54  no.  1  Konk.-O.*^  Ihre  Ver- 
jährung erfolgt  nach  sächsischem  und  österreichischem  Recht 
in  der  gewöhnlichen  Frist ;^*)  das  gleiche  muss  wohl  auch  für  das 


*i)  Beschluss  des  preuss.  Kamm. -Ger.  v.  10.  Januar  1895  (Blätter  fü^ 
Rechtspflege.  Bd.  6,  S.  117).  Beschluss  des  O.  -  L.  -  Ger.  Hamburg  vom 
31.  Januar  1895  (Seufferfs  Arch.  Bd.  50,  S.  367).  Anders  v.  Wilmowski  und 
Levy,  Deutsche  Zivilprozessordnung.  7,  Aufl.  Berlin  1896  zum  §  749  n.  1. 
—  Dem  französischen  Recht  ist  eine  entsprechende  Norm  an  sich  fremd,  Vivien  et 
Blanc  S.  202  fg.;  die  Praxis  hat  aber  den  Gerichten  allgemein  die  Befugniss 
eingeräumt,  einen  nach  den  jeweiligen  Umständen  zu  fixirenden  Betrag  der 
Gage  mit  Rücksicht  auf  ihren  alimentenähnlichen  Charakter  für  unpfändbar 
zu  erklären.  Constant  S.  106.  Dalloz  No.  249.  Deseure  S.  148  fg,  Guichard 
S.   157.     Pouillet  a.  a.  O.  §  3  No.   1. 

^2)  Das  Bühnenengagement  trägt  diesen  Charakter,  „wenn  dasselbe 
gesetzlich ,  Vertrags-  oder  gewohnheitsmässig  mindestens  auf  ein  Jahr  be- 
stimmt, oder  bei  unbestimmter  Dauer  für  die  Auflösung  eine  Kündigungsfrist 
von  mindestens  drei  Monaten  einzuhalten  ist."  Reichsgesetz  v.  21.  Juni  1869  §  4. 
*8)  V.  Wilmowski,  Deutsche  Reichskonkursordnung.  3.  Aufl.  Berlin  1885. 
§  54  n.  2.  —  Die  sonstigen  Ansprüche  des  Schauspielers  gehen  mit  den 
übrigen  Gläubigern  in's  Theil.  —  Keinen  Vorzug  geniessen  dagegen  die 
schauspielerischen  Dienstbezüge  nach  französischem  Konkursrecht.  Deseure 
S.  151.  Guichard  S.  155.  Pouillet  a.  a.  O.  §  1  No.  52.  Rivaita  S.  400. 
Rosmini  No.  564.  Es  fehlt  allerdings  nicht  an  Widerspruch;  namentlich 
wird  vielfach  ein  Konkursprivileg  der  schauspielerischen  Forderungen  aus 
Art.  2101  No.  4  Code  civil  herzuleiten  gesucht.  Vivien  et  Blanc  S.  171.  .Mlein 
hier  ist  von  einem  Privileg  der  gens  de  service  die  Rede,  worunter  nach  nunmehr 
feststehender  ludikaiur  die  Schauspieler  nicht  gezählt  werden  dürfen.  Guichard 
a.  a.  O.  Auch  Art.  549  Satz  2  Code  de  comm.,  der  dem  Gehaltsanspruch 
der  jjCommis*  ein  Vorzugsrecht  einräumt,  ist  zu  Gunsten  der  Schauspieler  an- 
gerufen worden;  jedoch  ebenfalls  zu  Unrecht,  da  der  Schauspieler  als 
Künstler  nicht  unter  den  Begriff  des  Handlungsgehülfen  fällt.  Constant  S.  129. 
44)  Sachs.  Bürg.  Ges.-Bch.  §  1016.  Qeitr.  Bürg.  Ges.  -  Bch.  §  1480. 
Die  ungeschickte  Fassung  des  letzten  §  kann  freilich  zur  entgegengesetzten 
Ansicht  verleiten,  v.  Stubenrauch,  Kommentar  Bd.  2,  S.  785  macht  aber  mit 
Recht  darauf  aufmerksam,  dass  die  kurze  Verjährung  des  §  sich  auf  die  rück- 
ständigen Dienstleistungen,  nicht  auf  die  rückständige  Vergütung 
der  Dienstleistungen  bezieht. 
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französische  Rechtsgebiet  gelten,*^)  da  die  von  einigen  Autoren  als 
anwendbar  bezeichnete  kurze  Verjährung  des  Art.  2271  Code  civil 
sich  nur  auf  Ansprüche  der  ouvriers  und  der  gens  de  travail 
bezieht,  unter  denen  Schauspieler  indess  nicht  verstanden  werden 
können.^^)  Wo,  wie  im  preussischen  und  schweizerischen 
Recht,  die  Verjährungsfrist  für  periodische  und  nichtperiodische 
Leistungen  verschieden  normirt  ist,  laufen  auch  für  die  Dienst- 
bezüge, je  nach  ihrer  Einreihung  unter  die  eine  oder  die  andere 
Gruppe,  verschiedene  Verjährungsfristen.  Gage  und  Garderoben- 
geld sind  daher  als  periodische  Leistungen  im  Gebiete  des 
Preussischen  Landrechts  der  vierjährigen**^),  in  dem  des  schweize- 
rischen Obligationenrechts  der  fünQährigen  Verjährung  unter- 
worfen,'*®) während  die  nicht  als  periodisch  charakterisirten  An- 
sprüche auf  Spielgeld  und  Benefizertrag  in  der  gewöhnlichen 
Verjährungsfrist  erlöschen."*®) 

4.  Der  Schauspieler  hat  ferner  —  unabhängig  von  einem 
ihm  als  Garderobengeld  zugesicherten  Dienstbezug  —  auf  die 
Gewährung  der  Garderobe  Anspruch,  deren  er  für  die  an- 
gemessene Darstellung  der  ihm  übertragenen  Rollen  benöthigt, 
soweit  es  sich  nicht  um  Gegenstände  der  modernen  Tracht, 
des  sog.  costume  de  ville,  handelt.^")  Bei  den  nicht  zum 
Bühnenverein  gehörenden  Theaterunternehmungen  pflegt  dieses 
Recht  bezüglich  der  Schauspielerinnen  vertraglich  fort- 
bedungen zu  werden,^^)  womit  diesen  die  Verpflichtung, 
sich  die  gesammte  Garderobe  auf  eigene  Kosten  zu 
beschaffen,  erwächst.  Auch  diese  Verpflichtung  darf 
jedoch  immer  nur  im  Verhältniss  zu    den   der  Schau- 


ms) Rivaita  S.  410. 

4ö)  Andrer  Ansicht  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  367.  Wohl  auch 
Zachariae-Crome  Bd.   1,  S.  417. 

4"^)  Preuss.  Ges.  v.  31.  März  1838  §  2  No.  5.  Urth.  des  preuss.  Ob.- 
Trib.  V.   19.  Dezember  1871  (Striethorst,  Arch.  Bd.  84  S.   164.) 

48)  Schweiz.  Obl.  R.  Art.  147  No.  1. 

«)  Nach  D.  Entw.  I  §  156  No.  12;  II  §  163  No.  8  tritt  für  alle  Arten 
schauspielerischer  Dienstbezüge  eine  kürzere  zweijährige  Verjährung  ein. 

50)  Constant  S.  119.  Deseure  S.  108.  Guichard  S.  159.  Pouillet 
a.  a.  0.  §  1  No.  59.     Rosmini  No.  433.     Anhang  C:  I  §  5. 

51)  Anhang  D  §  4. 
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Spielerin  eingeräumten  Dienstbezügen  verstanden 
werden,  so  dass  sie  nicht  zu  Garderobenausgaben  genöthigt 
werden  kann,  deren  Betrag  ihre  schauspielerischen  Einnahmen 
übersteigen  oder  auch  nur  unverhältnissmässig  in  Anspruch 
nehmen  würde. ^^ 

III.  Der  Theaterunternehmer  erwirbt  durch  den  Ab- 
schluss  des  Bühnenengagements  ein  doppeltes  Recht: 

1.  Der  Schauspieler  schuldet  dem  Unternehmer  in  erster 
Reihe  die  Bereitstellung  und  Bethätigung  seiner  schau- 
spielerischen Kunst,  in  einer  seine  ganze  Persönlich- 
keit ausfüllendenWeise,  die  ihm  während  seiner  kontrakt- 
lichen Gebundenheit  jede  anderweite  schauspielerische  Bethäti- 
gung, jedes  öffentliche  Auftreten  auf  einer  nicht  von  seinem 
Unternehmer  geleiteten  Bühne  untersagt.  ^^) 

Die  Verpflichtung  des  Schauspielers  ist  innerhalb  der  durch 
die  Vertragsdauer  bestimmten  Begrenzung  eine  zeitlich  un- 
beschränkte, so  dass  er  seine  Thätigkeit  durchaus  nach  dem 
Willen  des  Unternehmers  ausüben  und  die  Darstellung  von 
Rollen  zu  den  von  letzterem  beliebig  normirten  Zeiten,  also 
gleichmässig  in  Matinees,  Nachmittags-  und  Abendvorstellungen 
übernehmen  muss,^*)  auch  gehalten  ist,  in  jeder  dieser  Vor- 
stellungen eventuell  gleichzeitig  eine  Mehrheit  von  Rollen 
zur  Darstellung  zu  bringen. '^^) 

Die  Verpflichtung  des  Schauspielers  ist  ferner  in  der 
gleichen  Begrenzung  auch  örtlich  unbeschränkt,  der  Schau- 
spieler daher  gezwungen,    seine  Thätigkeit  auf  jeder  ihm  vom 


ö2)  Urth.  des  Seinetribunals  v.  23.  Juli  1881,  Constant  S.  328  fg. 

^)  Constant  S.  119.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  420.  Rivaita  S.  191. 
Rosmini  No.  497.  Anhang  C:  U  §  2.  —  Zu  weitgehend  ist  jedoch  die  An- 
nahme Guichard's  S.  162,  dass  der  Schauspieler  vor  Ablauf  des  Engagements 
nicht  einmal  bekannt  machen  dürfe,  wo  er  später  auftreten  werde. 

54)  Constant  S.  108.  Dalloz  No.  204.  Guichard  S.  160.  Rivaita 
S.  244.  —  Anhang  C:  I  §  6.  D  §  2. 

^)  Anhang  C:  I  §  3b.  —  Allzusehr  beschränkt  diese  Verpflichtung  das 
Urth.  d.  L. -G.  Liegnitz  v.  10.  März  1885  (Deutsche  Bühnengenossenschaft 
1885  S.  150),  das  den  Schauspieler  nur,  wenn  davon  die  Möglichkeit  der 
Aufführung  abhängt,  zur  Uebernahme  einer  Mehrheit  von  Rollen  in  einem 
Stück  für  verpflichtet  erachtet. 
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Unternehmer  dafür  angewiesenen  Bühne  auszuüben. ^^  Ob 
diese  Verpflichtung  den  Schauspieler  mangels  besonderer  Ab- 
rede auch  zum  Domizilwechsel  nöthigt,  ist  bestritten.  Die 
Entscheidung  wird  wohl  von  dem  dem  Theaterunternehmen  im 
Moment  des  Kontraktsschlusses  beiwohnenden  Charakter  ab- 
hängig zu  machen  sein:  handelte  es  sich  um  ein  Wander- 
theater, so  dürfte  die  Bejahung  keine  Bedenken  hervorrufen,^'^ 
da  der  Schauspieler  dann  von  vornherein  mit  der  Möglichkeit 
eines  Domizilwechsels  rechnen  musste;  erfolgte  das  Engagement 
dagegen  durch  einen  ein  stehendes  Gewerbe  betreibenden 
Schauspielunternehmer,  so  würde  eine  Verpflichtung  des  Schau- 
spielers zum  Domizilwechsel  wohl  abzulehnen  sein,  ihn  daher 
nur  die  Verbindlichkeit,  seine  Thätigkeit  am  ursprünglichen 
Domizil  der  Unternehmung  auszuüben,  treffen.^®) 

Soweit  der  Schauspieler  danach  lokal  gebunden  erscheint, 
liegt  ihm  die  Residenzpflicht  ob,  die  ihn  zu  ständigem 
Aufenthalt  am  Sitz  der  Theateruntemehmung  nöthigt.  ^^)  Sie 
trifft  den  Schauspieler  auch  in  den  Zeiten,  in  denen  er  vor- 
aussichtlich nicht  die  Bühne  betreten  würde, ^^)  da  ihre  Be- 
obachtung dem  Unternehmer  grade  ermöglichen  soll,  einen 
nothwendig  gewordenen  Repertoirewechsel  jeder  Zeit  ohne 
Schwierigkeit  zu  bewerkstelligen. 

Eine  zeitweilige  Authebung  erleiden  diese  Verpflichtungen 
—  von  kürzeren,  mit  Willen  des  Unternehmers  erfolgten  Unter- 
brechungen abgesehen  —  durch  den  Ferienurlaub  des  Schau- 
spielers,   der  jedoch    nur    bei  ausdrücklicher  Vereinbarung  be- 


^)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  404.  Rosmini  No.  495.  —  An- 
hang C:  I  §  6. 

57)  Vivien  et  Blanc  S.   162. 

M)  Dalloz  No.  216.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  405.  —  Ist  die  Ver- 
pflichtung zum  Domizilwechsel  vertraglich  vorgesehen  —  Anhang  C:  I  §  3  i.  f., 
D  §  1  — ,  so  trifft  den  Schauspieler  wohl  auch  unbeschränkt  die  Verbind- 
lichkeit zu  Reisen  in's  Ausland.  Rosmini  No.  421.  Selbstverständlich  muss 
der  Unternehmer  jedoch  die  durch  die  Domizilsverlegung  dem  Schauspieler 
erwachsenen  Kosten  tragen. 

5ö)  Dalloz  No.  215.  Deseure  S.  193.  Rosmini  No.  506.  Salucci  S.  59. 
Vivien  et  Blanc  S.  163. 

60)  Lacan  et  Paulmier  Bd.   1,  S.  421. 
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ansprucht  werden  darf.®^)  Während  der  Ferien  zessirt  nicht 
nur  die  zeitliche  und  räumliche  Gebundenheit  des  Schauspielers; 
es  erlischt  auch  die  Befugniss  des  Unternehmers,  seinem  Schau- 
spieler das  anderweitige  öffentliche  Auftreten  zu  untersagen. 
Allerdings  muss  der  Schauspieler  auch  dann  noch  gewisse 
Rücksichten  auf  die  Bühne  nehmen,  der  er  angehört:  sein  Auf- 
treten darf  auch  jetzt  nicht  zu  einer  unmittelbaren  Schädigung 
des  Unternehmers  führen,  wie  es  bei  einem  Gastspiel  auf  einer 
Bühne  in  derselben  Stadt,  in  welcher  die  Bühne  seines  Unter- 
nehmers befindlich,  der  Fall  wäre.  Die  Erlaubniss  zum  öffent- 
lichen Auftreten  erstreckt  sich  daher  stillschweigend  nur  auf 
die  übrigen  Orte.^^  —  Ueber  Zeitpunkt  und  Ausdehnung  der 
Ferien  entscheidet  mangels  besonderer  Abmachung  nur  der 
übereinstimmende  Wille  der  Kontrahenten.^^ 

Den  Schauspieler  trifft  ferner  die  Verpflichtung,  die 
ihm  vom  Theaterunternehmer  übertragenen  Rollen 
zu  übernehmen  und  in  ordnungsmässiger,  dem  Geist 
der  Rolle  entsprechender  Weise  zur  Darstellung  zu 
bringen.^*) 

Im  allgemeinen  muss  der  Schauspieler  den  diesbezüglichen 
Anordnungen  des  Unternehmers  unbedingt  Folge  leisten;  nur 
ausnahmsweise  kann  ihm  die  Befugniss  zur  Rollenübernahme- 
oder Spielverweigerung  zugeschrieben  werden. 

Die  Uebernahme  einer  Rolle  darf  der  Schauspieler  in 
folgenden  Fällen  ablehnen: 

a.  Der  Schauspieler  ist  nicht  gehalten,  eine  Rolle,  deren 
Darstellung  ihn  zu  Verstössen  gegen  Moral  und    öffent- 


61)  Dalloz  No,  218.     Rosmini  No.  506.     Vivien  et  Blanc  S.  164, 

62)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  423.  Rosmini  No.  508.  Vivien  et 
ßlanc  S.  163. 

63)  Urth.  d.  L.-G.  I  Berlin  v.  8.  Dezember  1888  (Deutsche  Bühenge- 
nossenschaft  1889  S.  55).  Unrichtig  Arch.  f.  d.  civ.  Praxis  Bd.  86,  S.  179. 
—  Anhang  C:  I  §  4. 

64)  Die  Entscheidung,  ob  eine  Leistung  ordnungsmässig, 
gebührt  im  Zweifel  dem  Gericht.  Urth.  d.  A.-G.  Nürnberg  (Deutsche 
Bühnengenossenschaft  1887  S.  414), 
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liehe  Ordnung  nöthigen  würde,  zu  übernehmen. ^^)  Das  ist 
indess  nicht  ohne  Weiteres  schon  dann  der  Fall,  wenn  die 
dichterischen  Gestalten  sich  innerhalb  des  Dramas  derartige 
Verstösse  zu  Schulden  kommen  lassen.*^)  Die  Berechtigung 
zur  Ablehnung  wäre  vielmehr  nur  dann  vorhanden,  wenn  sich 
die  Bühnendarstellung  selbst  gegenüber  dem  Zuschauer 
als  Verstoss  gegen  Moral  und  öffentliche  Ordnung 
qualifizirt.^*^  Einen  Mörder,  einen  Hochverräther  zu  spielen, 
darf  der  Schauspieler  demnach  nicht  verweigern,  da  die  Be- 
gehung von  Mord  und  Hochverrath  auf  der  Bühne  für  den 
Zuschauer  stets  den  Charakter  des  Fiktiven  trägt;  zweifelhafter 
wird  die  Entscheidung  bei  Wiedergabe  von  Vorgängen  des  ge- 
schlechtlichen Lebens,  die  in  der  Darstellung  mindestens  als 
selbständige  Verstösse  gegen  die  gute  Sitte  erscheinen  können.®^) 
b.  Der  Schauspieler  braucht  ferner  nicht  die  Darstellung 
von  Rollen  zu  übernehmen,  die  ihn  ernsteren  Gefahren 
aussetzen  würde.  ®^)    Ob  diese  Befürchtung  begründet,  ist  nicht 


^)  Der  Schauspieler  wäre  dann  sogar  neben  dem  Unternehmer  und 
Autor  als  Mitthäter  oder  Gehülfe  verantwortlich.  Ueber  eventuelle  Verant- 
wortlichkeit des  Schauspielers  für  Zensurverstösse  vgl.  S.  155. 

^)  Im  Allgemeinen  zutreffend,  jedoch  in  der  absoluten  Verneinung  der 
Möglichkeit  eines  durch  die  Darstellung  zu  begehenden  Delikts  zu  weitgehend, 
äussert  sich  Lipps,  Streit  über  die  Tragödie  S.  27  fg.:  »die  Personen  einer 
Tragödie  können  sich  an  keinem  Staat  oder  Volk,  keiner  Welt,  Weltgeschichte 
oder  Weltordnung  versündigen,  ausser  soweit  der  Dichter  dergleichen  in  der 
Tragödie  in  den  Personen,  ihren  Worten  und  Handlungen  sich  verkörpern 
oder  zur  Darstellung  gelangen  lasst,  und  sie  versündigen  sich  dadurch  immer 
genau  so  weit,  als  sie  eben  in  der  Tragödie,  der  sie  r.un  einmal  ausschliesslich 
angehören,  sich  dadurch  versündigen.  Niemand  fürchtet,  wenn  der  Held  auf 
der  Bühne  Drohungen  ausstösst,  für  die  Sicherheit  des  Theaterpublikums  und 
bietet  zu  seinem  Schutze  die  städtische  Polizei  auf.  Hier  ist  man  sich  der 
absoluten  Trennung  zwischen  der  Welt  des  Kunstwerkes  und  der  sonstigen 
Welt  wohl  bewusst.  Man  weiss,  jene  Welt  reicht  bis  zur  Umrahmung  der 
Bühne  und  nicht  weiter." 

67)  Das  Urth.  d.  Seinetribunals  v.  28.  Oktober  1853  (Gaz.  des  Trib.  v. 
29.  Oktober  1853)  scheint  das  zu  verkennen. 

«8)  Dalloz  No.  210.     Rosmini  493. 

ß^)  Anhang  C.  II  §  6.  Die  Entscheidung  hängt  rein  von  Thatumständen 
ab.  Was  für  einen  lyrischen  Tenor  lebensgefährlich,  dürfte  einen  als  Spezialität 
engagirten  Schauspieler  nicht  immer  zur  Ablehmung  der  Rolle  berechtigen. 
Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  402. 
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nach  allgemeinen  Gesichtspunkten  zu  entscheiden,  sondern  hängt 
von  dem  Fach  des  betreffenden  Schauspielers  ab,  der  nur  solche 
Gefahren,  wie  sie  herkömmlich  mit  Ausübung  gerade  seines 
Fachs  verbunden  sind,  zu  übernehmen  verpflichtet  ist.'^^) 

c.  Der  Schauspieler,  der  für  ein  bestimmtes  Fach  engagirt 
wurde,  ist  weiter  nicht  verpflichtet,  Rollen,  die  nicht  in  den 
Rahmen  seines  Fachs  fallen,  zur  Darstellung  zu  bringen.'^^) 
'  Die  Zahl  der  Fächer  ist  an  grossen  und  kleinen  Bühnen  ver- 
schieden,'^^) dementsprechend  wird  auch  der  Schauspieler  einer 
kleineren  Bühne  häufig  zur  Uebernahme  von  Rollen  genöthigt 
werden  können,  deren  Uebernahme  der  Schauspieler  eines  Hof- 
theaters mit  vollem  Recht  ablehnen  dürfte.''^ 

Hat  der  Schauspieler,  wie  dies  leider  in  den  letzten 
Jahren  zum  Nachtheil  der  dramatischen  Kunst  üblich  geworden, 
sich  ohne  Fachangabe  engagiren  lassen,  ^^)  so  dürfte  er,  streng 
genommen,  die  Uebernahme  keiner  einzigen  Rolle  ablehnen.'^^) 


■70)  Rosmini  No.  481.  Salucci  S.  72,  88.  Vivien  et  Blanc  S.  156.  — 
Wohl  aber  ist  der  Schauspielet  verpflichtet,  Rollen,  die  seinem  Fach  nicht 
angehören,  zu  übernehmen,  wenn  ihm  die  Ermächtigung,  sie  in  sein  Fach 
zu  übertragen,  ertheilt  ist.  Dergleichen  kommt  namentlich  bei  Operetten  vor, 
in  denen  beispielsweise  eine  Tenorparthie  ohne  Weiteres  die  Umsetzung  in 
eine  Barytonparthie  verträgt.  Urth.  d.  L.  -  G.  Barmen  (Deutsche  Bühnenge- 
nossenschaft 1885  S.  400.) 

''^)  Aufzählungen  der  verschiedenen  Fächer  bei  Constant  S.  110  f. 
Deseure  S.  91  fg.  Krückl  S.  25  n.  2.  —  Aehnlich  bereits  im  antiken  Theater- 
wesen.    Cicero,  de  off.   1  cp.  31 

^2)  Nach  diesem  Gesichtspunkt  ist  auch  die  Verpflichtung  zur 
Komparserie  und  Mitwirkung  im  Chor  zu  beurtheilen.  Deseure  S.  104. 
Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  399.  Rosmini  No.  490.  Vivien  et  Blanc  S.  159. 
Zutreffend  erkennt  das  Urth.  d.  L.-G.  Liegnitz  v.  10.  März  1885  (Deutsche 
Bühnengenossenschaft  1885  S.  150)  eine  solche  Verpflichtung  nur  dann  an, 
wenn  dazu  eine  bestimmte  künstlerische  Fähigkeit  erforderlich  ist.  Die  nach 
den  Vereinsbühnenverträgen  unterschiedslos  begründete  Verpflichtung  zum 
Statiren,  Anhang  C:  I  §  6  kann  vom  künstlerischen  Standpunkt  aus  nur  als 
durchaus  ungerechtfertigt  bezeichnet  werden. 

78)  Krückl  S.  26  fg. 

''*)  Bulthaupt,  Der  Engagementsvertrag  der  Bühnenmitglieder  (Deutsche 
Bühnengenossenschaft  1889  S.  359).  Constant  S.  108.  Dalloz  No.  204. 
Lacan  et  Paulmier  Bd.   1,  S.  393.     Rivaita  S.  348.     Rosmini  No.  477. 

"'S)  Constant  S.  102.  Deseure  S.  105.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,S.  399. 
Pouillet  Art.  dram  §  2  No.   17,   18.     Anhang  C.  II  §  1. 
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Allein  gewohnheitsrechtlich  haben  sich  auch  in  diesem  Fall 
Satzungen  ausgebildet,  die  einen  Missbrauch  der  schauspiele- 
rischen Thätigkeit  durch  den  Unternehmer  wenigstens  theilweise 
verhindern.  Danach  darf  jeder  Schauspieler  die  Uebernahme 
von  Rollen  verweigern,  die  ausserhalb  seiner  Kunst- 
gattung liegen,  also  ein  Ballettänzer  ablehnen,  als  Sänger  zu 
fungiren,  ein  Sänger,  als  Schauspieler  im  engern  Sinne  auf- 
zutreten usw.,'^*^  sobald  der  Künstler  bei  Abschluss  des  Bühnen- 
engagements erweislich  nur  Leistungen  im  Gebiet  einer  be- 
stimmten Kunstgattung  im  Auge  hatte.  Der  Schauspieler  ist 
ferner  zur  Weigerung  seiner  künstlerischen  Thätigkeit  berechtigt, 
wenn  die  ihm  angesonnene  Rolle  ausserhalb  seiner  Mittel 
liegt,  seiner  Individualität  vollkommen  unangemessen  ist.'^'O 
Dagegen  darf  die  Weigerung  nicht  darauf  gestützt  werden, 
dass  die  zu  übernehmende  Rolle  ohne  grössere  künstlerische 
Bedeutung  —  es  sei  denn,  dass  der  Schauspieler  unter  der 
ausdrücklichen  Vereinbarung  engagirt  wurde,  dass  ihm  in  jedem 
Stück  nur  die  ersten  Rollen  seines  Fachs  übertragen  werden '^®) 
dürften  — ,  oder  darauf,  dass  sie  von  dem  Künstler  die  Darstellung 
einer  Person  des  andern  Geschlechts  oder  eines  Thieres  ver- 
langt.''®) —  Unzulässig  ist  auch  im  allgemeinen  jede  Weigerung, 
die  sich  auf  eine  von  dem  Schauspieler  bereits  früher  wider- 
spruchslos gespielte  Rolle  bezieht,®^)  da  die  Bedenken,   die  der 


76)  Deseure  S.  129.  Guichard  S".  161.  Anhang  C.  II  §§  1,  6.  —  Wer 
als  Schauspieler  engagirt  ist,  darf  daher  seine  Mitwirkung  in  den  vom  Unter- 
nehmer veranstalteten  Zirkusproduktionen  ablehnen.  Urth.  d.  L.  -  G.  Pots- 
dam (Deutsche  Bühnengenssenschaft  1885  S.  150). 

'^'^)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  389. 

'^8)  Als  erste  Rolle,  chef  d'emploi.  Constant  S.  HO.  Vivien  et 
Blanc  S.  158.  Urth.  d.  Appel.-Ger.-Hof  Nancy  v.  19.  Februar  1874  (Fand. 
fran9.  chron.  Bd.  5  Th.  2,  S.  1 14  f.)  Zutreffend  bemerkt  ein  Urth.  d.  L.  -  G. 
Wien  (Deutsche  Bühnengenossenschaft  1892  S.  127):  „Es  könnte  für  den  Ruf 
einer  Sängerin  und  Schauspielerin  für  erste  Fächer  keineswegs  gleichgültig 
sein,  ob  sie  in  Stücken  täglich  in  einer  zweiten,  ihrer  Individualität  und  ihrem 
Fach  nicht  entsprechenden  Rolle  aufzutreten  hat  und  während  dieser  langen 
Zeit  gar  nicht  Gelegenheit  erhält,  in  Rollen  ihres  Fachs  ihr  Talent  zur  Geltung 
zu  bringen." 

79)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  403. 

80)  Dalloz  No.  196. 

Opet,  Theaterrecht.  13 
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Schauspieler  vielleicht  gegen  Uebernahme  der  Rolle  hätte  vor- 
bringen können,  durch  die  Thatsache  der  Darstellung  aufs 
bündigste  widerlegt  sind.^^) 

Die  Fälle,  in  denen  der  Schauspieler,  ohne  sich  einer  Vertrags- 
verletzung schuldig  zu  machen,  zur  Spielweigerung  be- 
rechtigt erscheint,  lassen  sich  nicht  in  erschöpfender  Weise 
rubriziren,  da  jeder  Umstand,  bei  dessen  Vorhandensein  dem 
Schauspieler  nach  verständigem  Ermessen  die  weitere  Prästirung 
von  Leistungen  nicht  angesonnen  werden  kann,  als  justa  causa 
der  Ablehnung  des  Auftretens  in  Frage  zu  kommen  vermag. 
Den  praktisch  erheblichsten  Weigerungsgrund  dürfte  die 
Nichtgewähr  einer  für  die  Erlernung  der  übertragenen 
Rollen  ausreichenden  Vorbereitungszeit  bilden,  die  ver- 
tragsmässig  häufig  in  bestimmter,  nach  der  Grösse  der  Rolle 
bemessener  Ausdehnung  im  Voraus  normirt  ist;^^  andere  Spiel- 
weigerungsgründe können  durch  die  erforderliche  umgehendeR  e  g  e- 
lung  von  Familienverhältnissen, durchKrankheiten  des 
Schauspielers  oder  seiner  Angehörigen  u.  s.  w.  gegeben 
sein;  bei  besonderer  vertraglicher  Abmachung  kann  auch  die 
Nichterfüllung    der    dem    Unternehmer    obliegenden 


^1)  Rivaita  S.  286,  344  erachtet  den  Schauspieler  ferner  für  befugt, 
die  Uebernahme  auch  all'  jener  Rollen,  die  sich  mit  seinen 
politischen,  religiösen  oder  moralischen  Ideer»  in  Wide/spruch 
befänden,  abzulehnen.  Eine  solche  Forderung  ist  freilich  vom  ethischen 
Standpunkt  aus  voll  berechtigt;  ihre  Durchführung  in  der  Praxis  würde  indess 
zur  totalen  Störung  jedes  geordneten  Theaterbetriebes  führen  und  der  will- 
kürlichen Ablehnung  durch  den  Schauspieler,  der  ja  jeder  Kontrolle,  ob  sein 
Widerspruch  thatsächlich  begründet  oder  aus  blosser  Frivolität  erfolgt  sei, 
entrückt  wäre,  Thür  und  Thor  öffnen.     Burkhard  S.  46. 

^)  Guichard  S,  132.  Der  Theaterbrauch  unterscheidet  Repertoire- 
und  andere  Rollen;  erstere  sind  diejenigen,  deren  der  Schauspieler  beim 
Abschluss  des  Engagements  bereits  mächtig  zu  sein  erklärt,  letztere  alle 
übrigen,  erst  neu  zu  lernenden  Rollen.  Für  das  Einstudiren  der  Repertoire- 
rollen gilt,  sobald  sie  nur  2  Bogen  gewöhnliche  Rollen-  bezw.  Notenschrift 
umfassen,  eine  Frist  von  24  Stunden,  bei  grösserem  Umfang  von  2  Tagen 
als  ausreichend.  Bei  neu  zu  lernenden  Rollen  ist  je  ein  Bogen  in  einem, 
handelt  es  sich  um  Gesangspartieen  in  drei  Tagen  zu  lernen.  Anhang  C.  II  §  3. 
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pekuniären  Gegenleistungen  den  Schauspieler  zur  Ein- 
stellung seiner  künstlerischen  Thätigkeit  berechtigen.*^ 

Die  Entscheidung  darüber,  ob  für  den  Schauspieler 
ein  genügender  Grund,  die  Uebernahme  einer  Rolle  oder 
sein  Spiel  zu  verweigern,  vorlag,  gebührt  stets  dem  Ge- 
richt,^^)  selbst  wenn  der  Vertrag  demUnternehmer  die 
ausschliesslicheKompetenz  dafür  zuschreibenwürde. ®^) 
Denn  die  umgekehrte  Annahme  würde  den  Schauspieler  dem 
diskretionären  Ermessen  des  Theateruntemehmers  aussetzen 
und  damit  eine  den  guten  Sitten  zuwiderlaufende  Abhängig- 
keit des  Schauspielers  in's  Leben  rufen.  ®^) 

2.  Der  Schauspieler  schuldet  allen  vom  Unter- 
nehmer im  Interesse  des  Theaterbetriebes  erlassenen 
Anordnungen  unbedingten  Gehorsam.  Dazu  gehört  zu- 
nächst die  genaue  Innehaltung  der  für  den  Probenbesuch 
geltenden  Vorschriften,  der  auch  für  den  seiner  Rolle  bereits 
mächtigen  Schauspieler  obligatorisch;^"^)    femer  aber  auch    die 

^)  Anhang  C.  II  §  6.  An  sich  würde  der  Zahlungsverzug  des  Unter- 
nehmers den  Gläubiger  nicht  zur  Einstellung  seiner  Thätigkeit  berechtigen. 
Lacan  et  Paulmier  Bd.   1,  S.  406. 

84)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  391.  Pouillet  a.  a.  O  §  2  No.  21.  — 
Zulässig  ist  natürlich  Kompfomiss  auf  die  Entscheidung  eines  Schiedsgerichts, 
wie  dies  im  Engagementsverkehr  der  Vereinsbühnen  obligatorisch.  Anhang 
C,  11  §   16. 

^)  Derartige  Bestimmungen  sind  in  den  von  Nichtvereinsbühnen  ge- 
schlossenen Verträgen  häufig.     Krükl  S.   115. 

®®)  Vivien  et  Blanc  S.  158  verkennen  diese  Konsequenz  vollständig. 

87)  Dalloz  No.  212.  Vivien  et  Blanc  S.  153.  —  Vertragsmässig  ist 
für  den  Schauspieler  häufig  auch  eine  Verpflichtung  zur  Theilnahme  an  den 
sog.  Vorproben  begründet,  worunter  der  Theaterbrauch  diejenigen  Proben 
versteht,  deren  Termin  noch  vor  den  Zeitpunkt,  mit  welchem  die  kontrakt- 
lichen Verpflichtungen  des  Unternehmers  in  Kraft  treten,  fällt.  Anhang  D  §  8. 
Das  wirthschaftliche,  de  lege  lata  indess  nicht  anfechtbare  Ergebniss  der 
Normirung  von  Vorproben  bildet  demnach  eine,  sich  nicht  selten  auf 
zwei  bis  drei  Wochen  erstreckende,  unentgeltliche  Leistung 
des  Schauspielers,  Krükl  S.  40,  eine  Erscheinung,  die  wohl  in  keinem 
andern  Vertragsverhältniss  ihres  Gleichen  findet,  jedenfalls  aber  die  Erwägung 
nahe  legt,  ob  dem  Schauspieler  nicht  durch  zwingende  Gesetzesbestimmung 
das  Recht  beigelegt  werden  solle,  für  die  Antheilnahme  an  Vorproben,  selbst 
bei  entgegenstehendem  Abkommen,  angemessene  Entschädigung  zu  bean- 
spruchen. 
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Beobachtung  aller  sonstigen,  das  Bühnenleben  regelnden  Normen, 
die  als  Theatergesetze  häufig  den  Kontraktsformularen  bei- 
gefügt sind.*^  Auch  in  den  Fällen,  in  denen  der  Schauspieler 
sich  ihnen  nicht  ausdrücklich  unterworfen  hat,  ist  seine  Unter- 
ordnung unter  sie  als  selbstverständlich  anzunehmen. ®®)  Zu- 
lässig erscheint  danach  auch  die  Unterordnung  unter  erst 
künftig  festzustellende  Theatergesetze,  deren  späteren 
Erlass  der  Unternehmer  nicht  selten  sich  vertraglich  ausbedingt.  ®^) 
Doch  erleidet  diese  Selbstbindung  des  Schauspielers  nach  allge- 
mein anerkanntem  Theatergewohnheitsrecht  eine  weitgehende 
Beschränkung:  Die  Theatergesetze,  gleichviel  ob  bereits 
vorhanden  oder  erst  zu  erlassen,  dürfen  keine  Be- 
stimmung enthalten,  die  den  Kreis  des  herkömmlich 
theatergesetzlich  zu  regelnden  Rechtsmaterials  über- 
schreitet:^^) was  darüber  hinausgeht,  hat  keine  recht- 
liche Kraft,  ist  pro  non  scripto  zu  erachten. 

Auch  hier  gebührt  die  Entscheidung  über  angebliche 
Zuwiderhandlungen  des  Schauspielers,  trotz  ent- 
gegenstehender vertraglicher  Bestimmung,  dem  Ge- 
richt, das  auch  über  die  Zulässigkeit  der  betreffenden 
Anordnung  selbst  zu  befinden  hat. 

IV.  Eine  Uebertragung  der  durch  das  Bühnen- 
engagement begründeten  Rechtsstellung  auf  eine  andere 
Person  ist  auf  Seiten  des  Schauspielers  nur,  soweit  es  sich 
um  den  pekuniären  Anspruch  handelt,  zulässig ;  die  Bethätigung 
der  schauspielerischen  Verpflichtungen  ist  dagegen,  wie  sich 
aus  der  Natur  der  zu  prästirenden  Leistungen  ergiebt,  aus- 
schliesslich an  die  Person  des  Schauspielers  gebunden.^^) 


^)  Ihr  Ursprung  geht  wohl  auf  die  im  17.  Jhdt.  lür  die  Comedie- 
fran9aise  erlassenen  kgl.  Ordonnanzen  zurück.  —  Der  Grundstock  der  im 
Deutschen  Theaterverkehr  üblichen  Theatergesetze  soll  nach  einigen  mir  un- 
kontroUirbaren  Angaben  auf  Bestimmungen  Schroeder's  und  Iffland's  zurückgehen. 

89)  Lacan  et  Paulmier  Bd.   1,  S.  417.     Rosroini  No.  517. 

öO)  Krükl  S.  117.     Anhang  C.  II  §  Uc,  20,  D  §  12. 

91)  Deseure  S.  181.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  419.  Rosmini  No.  519. 
Vivien  et  Blanc  S.  154. 

92)  L.  31  pr.  D.  de  solut.  46,  3. 
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.  Umgekehrt  entscheidet  die  herrschende  Anschauung  über 
die  Rechtsstellung  des  Unternehmers,  deren  Ueber- 
tragung  durch  Erbgang^^)  oder  Zession^*)  —  letzteren- 
falls  natürlich  bis  zum  Eintritt  einer  Novation  unter  fortdauernder 
Haftung  des  Zedenten  — ,  allgemein  als  zulässig  erachtet 
wird.  Allein  auch  hier  dürfte  die  verneinende  Ansicht  die  zu- 
treffendere sein:  der  innere  Gehalt  des  Engagementsverhält- 
nisses wird  so  wesentlich  durch  die  Persönlichkeit  des  Unter- 
nehmers bestimmt,  die  den  Charakter  des  Theaters,  die  von 
ihm  repräsentirte  Kunstrichtung  verkörpert,  dass  ein  Wechsel 
derselben  als  eine  wesentliche  Veränderung  der  beim  Abschluss 
des  Engagements  massgebenden  Faktoren  erscheint,  der  sich 
der  Schauspieler  nicht  ohne  weiteres  zu  unterziehen  gezwungen 
sein  sollte.®^) 

V.  Nichterfüllung  oder  ungenügende  Erfüllung 
der  den  Kontrahenten  gemäss  dem  abgeschlossenen  Vertrage 
obliegenden  Verpflichtungen  berechtigt  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen den  betroffenen  Vertragstheil  zur  Geltendmachung  einer 
den  Umständen    nach    zu    bemessenden  Ersatzforderung.®^) 


»8)  Guichard  S.  169.     Rosmini  No.  574. 

»*)  Dalloz  No.  238.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  442.  Pouillet  a.  a.  O. 
§  1  No.  47,  49.  Rivaita  S.  355.  Rosmini  No.  422.  Salucci  S.  82.  Vivien 
et  Blanc  S.  165.  Urth.  d.  Appel.-Ger.-Hof  Paris  v.  8.  Juli  1882  (Pand.  fran9. 
chronol.  Bd.  6  Abth.,  2  S.  97  f.) 

^)  Krükl  S.  107.  Von  der  Zession  ist  die  dem  Unternehmer  zu- 
stehende Substitutionsbefugniss  zu  unterscheiden,  vermittelst  der  er  die 
Ausübung  der  ihm  aus  dem  Engagement  erwachsenen  Rechte  untergeord- 
neten Organen  überträgt.  In  dieser  Funktion  erscheinen  in  jedem  grösseren 
Theater  der  Regisseur,  Kapellmeister  und  Inspizient,  die  den  Schau- 
spielern gegenüber  jeweilig  als  Vertreter  des  Unternehmers  auftreten,  deren 
Weisungen  daher  für  den  Schauspieler  gleichfalls  verbindliche  Wirkung  be- 
sitzen. Wo  der  Unternehmer  nicht  persönlich  die  Theaterleitung  besorgt,  pflegt 
die  Gesammtheit  der  Untemehmerrechte  einer  einzelnen  Person,  dem  Direktor, 
übertragen  zu  sein,  der  dann  von  sich  aus  den  oben  genannten  Theater - 
beamten  einzelne  Ausübungsfunktionen  weiter  überträgt.  Als  Direktor  wird 
indess  auch  der  physische  Theateruntemehmer  selbst  bezeichnet. 

^)  Ersatzansprüche  des  Schauspielers  wurden  z.  B.  anerkannt 
bei  Versetzung  in  unfreiwillige  Müsse  Salucci  S.  65,  bei  unge- 
rechtfertigter Entziehung  kreirter  oder  reservirter  Rollen  Constant 
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Um  die  Erfüllung  der  vom  Schauspieler  zu  prästirenden 
Leistungen  in  nachhaltigster  Weise  zu  sichern,  sind  in  den 
üblichen  Verträgen  seine  Obliegenheiten  fast  ausnahmslos  unter 
den  Schutz  von  Konventionalstrafen  gestellt,®'^  so  dass 
nach  dem  geisti'eichen  Ausdruck  Krükrs  die  Engagements- 
bestimmungen mehr  Hausordnungen  für  Straf-  denn 
Vereinbarungen  für  Kunstanstalten  gleichen.®^)  Für  die 
Behandlung  dieser  Konventionalstrafen  müsste  an  sich  das 
bürgerliche  Recht  zur  Anwendung  kommen,  sie  müssten  dem- 
nach, sobald  der  Fall  ihrer  Verwirkung  eingetreten,  in  voller 
Höhe  zur  Hebung  gelangen,  ohne  dass  dem  Richter  ein  Mil- 
derungsrecht  zustände,^^)  eine  Regel,  die  nur  für  das  fran- 
zösische Rechtsgebiet,  wo  die  Judikatur,  von  wenigen  ab- 
weichenden Entscheidungen    abgesehen,  ^^^)    dem  Gericht    stets 


S.  113;  Dalloz  No.  203;  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  382;  Pouillet  a.  a.  O. 
§  2  No.  3;  bei  Zwang  zur  Uebernahme  der  Individualität  des 
Künstlers  widersprechender  Rollen,  Salucci  S.  60.  Urth.  d.  L.-G.  Wien 
(Deutsche  Bühnengenossenschaft  1892  S.  127).  —  Zubilligung  einer  Ent- 
schädigung an  den  Unternehmer  fand  dagegen  statt  bei  unbefugter 
Weigerung  der  Rollenübernahme  Constant  S.  108;  Dalloz  No.  205 ; 
Deseure  S.  200;  Pouillet  a.  a.  O.  §  2  No.  22;  Salucci  S.  60;  bei  Ver- 
letzung der  Residenzpflicht,  Constant  S.  114;  Dalloz  No.  217; 
Salucci  S.  70,  beim  ungenehmigten  Betreten  einer  fremden 
Bühne  Rivaltä  S.  151,  bei  Nachlässigkeit  im  Besuch  der  Proben, 
Constant  S.  117,  bei  Zuwiderhandlung  gegen  theaterpplizeiliche 
Vorschriften  Constant  a.  a.  O.,  bei  unbefugter  Weigerung  zu  Spielen 
Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  416;  Salucci  S.  55,  bei  fingirter  Krankheit 
Rosmini  No.  541,  bei  eigenmächtiger  Versetzung  in  einen  das  Auf- 
treten ausschliessenden  Zustand  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  407,  414, 
bei  künstlicher  Herbeiführung  eines  Misserfolges  Vivien  et  Blanc 
S.  179.  —  Nach  antikem  Theaterrecht  durfte  der  Unternehmer  bezw.  die  Obrigkeit 
den  Schauspieler  wegen  ungenügender  Leistungen  körperlich  züchtigen.  Lucian., 
Piscat.  33.  Plaut.,  Cistell.  i.  f.  Id.  Amphitr.  prol,  v.  84.  Sueton.,  Oct.  cp.  45. 
Tac,  Ann.   1   cp.  77. 

»'7)  Urth.    des    Reichsgerichts    v.    9.    Juli    1891.      (Entsch.    Civ.-Sach. 
Bd.  28,  S.  281). 

98)  Krükl  S.   15. 

99)  Windscheid,  Pandekten  Bd.  2,  S.   109. 

100)  Dalloz    No.    247.     Deseure  S.  205.     Pouillet    a.  a.  O.  §  1  No.  8. 
Rosmini  No.  474.     Vivien  et  Blanc  S.   193. 
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diese  Ermässigungsbefugniss  eingeräumt  hat,^*^^)  eine  Ein- 
schränkung erlitte.  Allein  die  Theaterpraxis  scheint  den  fran- 
zösischen Standpunkt  zu  verallgemeinern:  wiederholt  ist 
wenigstens  in  aussergerichtlichen  Schiedssprüchen  über  Enga- 
gementsstreitigkeiten der  Grundsatz  ausgesprochen  worden,  dass 
eine  zwischen  Unternehmer  und  Schauspieler  vereinbarte  Kon- 
ventionalstrafe stets  richterlicher  Moderation  ausgesetzt  sei,^^^) 
eine  Norm,  die  jetzt  der  D.  Entwurf  zweiter  Lesung  auf  alle 
Fälle  der  Konventionalstrafe  ausdehnt.  ^"^)  Dagegen  dürfte  auch 
schon  nach  herrschender  Rechtsanschauung  fraglos  sein, 
dass  eine  auf  vollständige  Nichterfüllung  einer  Ver- 
bindlichkeit gesetzte  Konventionalstrafe  bei  theil- 
weiser  Erfüllung  weder  ganz  noch  zum  Theil  bean- 
sprucht werden  darf.  ^^*) 

Soweit  durch  die  Konventionalstrafe  die  Erfüllung  von 
Verbindlichkeiten  gesichert  werden  soll,  die  für  den  Unter- 
nehmer von  unmittelbarem  Geldinteresse  sind,  unterliegt  ihre 
Rechtsbeständigkeit  keinem  Zweifel;  Vertragsstrafen,  die  auf 
unbegründete  Weigerung  des  Auftretens  oder  der  Uebernahme 
einer  Rolle,  also  Handlungen,  die  dem  Unternehmer  Vermögens- 
nachtheile  drohen,  gesetzt  sind,  werden  deshalb  bei  Einklagung 
keiner  Schwierigkeit  begegnen.  Höchst  bestritten  ist  dagegen, 
ob  die  Konventionalstrafe  auch  für  Vornahme  oder  Unter- 
lassung von  Handlungen  normirt  werden  kann,  falls  diese  Um- 
stände sich  nicht  unmittelbar  in  einen  Geldwerth  reduziren 
lassen,  mit  andern  Worten,  ob  die  Konventionalstrafe  nur  als 
fixirtes  Interesse^®^)  oder  auch  als  Strafleistung^^^)  auf- 
treten kann.  In  den  üblichen  Verträgen  sind  gerade  Konven- 
tionalstrafen    der    letzten    Art    äusserst    häufig:    das    Nicht- 


101)  Constant  S.  126.  Guichard  S.  164.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1, 
S.  437.     Pouillet  a.  a.  O.  §   1  No.  9.     Rivaita  S.  295. 

102)  Deseure  S.  205. 
I03j  D.  Entw.  II  §  295. 

104)  Dernburg,  Pr.  Priv.  -  R.  Bd.  2,  S.  103.  Unbegründet  sind  Wind- 
scheids  Bedenken,  a.  a.  O.  S.   110- 

10^)  Förster  -  Eccius,  Preuss.  Pr.-R.  Bd.   1,  S.  727. 

10«)  Dernburg  a.  a.  0.  S.  98.  Puchta,  Pandekten.  12.  Aun.  Leip- 
zig 1877.     S.  347  f.     Windscheid  Bd.  2,  S.  3. 
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anzeigen  von  Behinderung  im  Auftreten,  unpünkt- 
liches Erscheinen  in  der  Probe,  Zuwiderhandlungen 
gegen  die  bühnenpolizeilichen  Vorschriften  und  un- 
zählige andere  Dinge  sind-  hier  mit  Konventional- 
strafen bedroht,  alles  Vorgänge,  die  schwerlich  unmittelbar 
ein  in  Geld  schätzbares  Interesse  des  Unternehmers  verletzen. 
Die  herrschende  Ansicht  leugnet  die  Rechtsverbindlichkeit 
solcher  Strafvereinbarungen,  „da  nicht  ersichtlich  sei,  welche 
vermögensrechtliche  Schäden  dem  Unternehmer  durch  un- 
passendes Kostüm  der  Schauspieler,  durch  unwahre  Angabe 
von  Behinderungsgründen,  oder  durch  unnöthiges  Sprechen  bei 
den  Proben  oder  Aufführungen  entstehen  könnten,  und  ferner 
nicht  ersichtlich  sei,  wie  einzelne  der  für  die  im  Theatergesetz 
genannten  Verstösse  angedrohten  Strafen  einen  durch  theater- 
gesetzwidriges Verhalten  etwa  hervorgerufenen  Schaden  auszu- 
gleichen vermöchten/*^^')  Allein  wir  werden  dieser  Auffassung 
nicht  beitreten  können,  die  vollständig  ausser  Augen  lässt,  dass 
es  neben  dem  Geldinteresse  noch  zahlreiche  andere  schutz- 
bedürftige Lebensinteressen  giebt,  die,  selbst  wenn  sie  in  den 
Quellen  nicht  mit  Aktionen  ausgestattet  sind,^®^  diese  Aner- 
kennung mindestens  im  modernen  Rechtsbewusstsein  finden.  ^^^) 
Allerdings  wird  die  unwahre  Angabe  eines  Behinderungsgrundes 
seitens  des  Schauspielers  dem  Unternehmer  keinen  pekuniären 
Nachtheil  bringen,  da  er  die  Vorstellung,  in  welcher  der  betreffende 
Künstler  aufzutreten  unterliess,  gleichviel,  ob  er  unter  falscher 
oder  wahrer  Angabe  ausblieb,  mit  einem  andern,  als  dem  be- 
absichtigten Programm,  vor  sich  gehen  lassen  musste;  dem 
Unternehmer  kann, es  aber  nicht    gleichgültig    sein,    dass  eine 


10'^)  Das  Zitat  ist  einem  Erkenntniss  des  Landgerichts  Frankfurt  a.  O. 
V.  S.Dezember  1892  (abgedruckt  in  den  Blättern  für  Rechtspflege,  Berlin  1893 
S.  33)  entnommen,  unter  geringfügiger  Veränderung  des  Wortlauts,  wie  ihn 
eine  Verwerthung  für  diese  Darstellung  nöthig  machte.  In  concreto  handelte 
es  sich  um  Konventionalstrafen,  zu  denen  sich  die  Mitglieder  einer  Feuer- 
wehrgesellschaft verpflichtet  hatten. 

108^  Derartige  Beispiele  in  L.  7  D.  de  praescr.  verb.  19,  5.  L.  38  §  17 
L.  95  D.  de  V.  O.  45.   1. 

109)  V.  Ihering,  Jahrbücher  Bd.   18,  S.  77. 
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Person,  mit  deren  Hülfe  er  die  hohen  Aufgaben  der  dramati- 
schen Kunst  verwirklichen  will,  sich  ein  moralisch  verwerf- 
liches Benehmen  zu  schulden  kommen  lässt  und  damit  den 
Charakter  seines  Theaterunternehmens  herabdrückt.  Die  in 
solchem  Fall  vereinbarte  Konventionalstrafe  dient  dann  der 
Ausgleichung  des  moralischen  Schadens,  den  der  Schauspieler 
verursacht  hat,  und  beansprucht  mit  Recht  die  gleiche  Aner- 
kennung, wie  eine  zur  Ausgleichung  eines  pekuniären  Schadens 
normirte  Vertragsstrafe.  In  den  meisten  Fällen  von  Konven- 
tionalstrafen wird  sich  übrigens  —  wenn  auch  nicht  immer 
gleich  auf  den  ersten  Blick  —  ein  damit  geschütztes  Ver- 
mögensinteresse des  Unternehmers  nachweisen  lassen;  so  bei 
allen  Konventionalstrafen,  die  auf  Ungehorsam  gegen  diejenigen 
Theaterbetriebsvorschriften  gesetzt  sind,  die  sich  auf  die  die 
Aufführung  vorbereitenden  Handlungen  beziehen.  Denn  hier 
würden  Zuwiderhandlungen  den  Termin  der  Aufführung  ver- 
zögern und  damit  den  Unternehmer  eines  vermögenswerthen 
Vortheils  berauben. 

Die  Untersuchung,  ob  thatsächlich  der  Fall  einer 
Verwirkung  der  Konventionalstrafe  eingetreten  sei, 
gebührt  in  letzter  Instanz  stets  dem  Gericht;  selbst 
wenn  die  schriftliche  Vertragsurkunde  dem  Unter- 
nehmer ausdrücklich  das  Recht  ausbedingt,  nach  Gut- 
dünken über  die  Verhängung  von  Konventional- 
strafen zu  entscheiden,  würde  diese  Bestimmung  der  richter- 
lichen Prüfung  keine  Schranke  auferlegen. ^^^)  Die  entgegen- 
gesetzte freilich  in  Theorie  und  Praxis  vertretene  Ansicht^^^) 
würde  dem  Unternehmer  eine  mit  den  guten  Sitten 
unverträgliche  Macht  einräumen,  die  hier  so  wenig  wie 
in  dem  analogen  Fall  einer  dem  Unternehmer  eingeräumten 
Befugniss  zur  ausschliesslichen  Vertragsauslegung  Anerkennung 
beanspruchen  darf. 


110)  Deseure  S.   176.     Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  418.    Salucci  S.  54. 

111)  ConstantS.  117.    Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  235.  Rosmini  No.  330. 
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§  2j,    Beendigung  des  ßühnenengagements, 

I.  Das  Bühnenengagement  endet  entweder  in  Folge 
einer  in  Aufhebungsabsicht  vorgenommenen  Hand- 
lung eines  oder  beider  Vertragstheile  oder  ohne  eine  solche 
mit  dem  blossen  Eintritt  gewisser  Ereignisse. 

II.  Den  Normalfall  der  letzten  Gruppe  der  Beendigungs- 
gründe bildet  der  Ablauf  des  von  den  Kontrahenten 
gleich  bei  Eingehung  des  Vertrages  für  dessen  Be- 
stand normirten  Zeitraums.^)  Mangelt  es  dem  Vertrage 
an  dieser  im  Engagementsverkehr  der  Vereinsbühnen  obliga- 
torischen Bestimmung,^)  so  gilt  der  Vertrag  auf  die  Dauer  eines 
Theaterjahres,  worunter  nach  deutschem  Bühnenbrauch  bei 
grösseren  Theatern  10  Monate,  bei  kleineren  nur  8  bis  höchstens 
9  Monate  verstanden  werden.') 

Eine  bestimmte,  nach  örtlicher  Usanze  auszulegende  Zeit- 
angabe enthält  auch  das  ausdrücklich  für  die  Sommer-  bezw. 
Wintersaison  geschlossene  Engagement;  meist  gilt  als  Sommer- 
saison die  Zeit  vom  Mai  bis  Mitte  August,  als  Wintersaison 
die  Zeit  vom  1.  Oktober  bis  Palmsonntag.**) 

Wie  bei  der  Dienstmiethe  kann  auch  beim  Engagement 
nach  Ablauf  der  kontraktmässigen  oder  usuell  ergänzten  Zeit 
durch  fortgesetzte  Beobachtung  des  Vertragsinhalts  eine  relo- 
catio  tacita  eintreten,  die  juristisch  als  eine  neue  unter  den 
Bedingungen  des  alten  Vertrags  geschlossene  Abmachung  zu 
beurtheilen  ist.^)     Die  Identität  der  Bedingungen  erstreckt  sich 


1)  Deseure  S.  184.  Lacan  et  Paulmier  Bd,  1,  S.  461.  Vivien  et  Blanc 
S.  167.  —  Unzulässig  ist  der  Abschluss  eines  Engagements  auf 
Lebenszeit,  wie  es  früher  bei  Hoftheatern  üblich,  Prutz,  Kleine  Schriften 
Bd.  2,  S.  282;  ein  solches  wird  vielmehr  wie  ein  auf  unbestimmte  Zeit  ge- 
schlossenes Engagement  behandelt.     Motive  zum  D.  Entw.  Bd.  4,  S.  465  fg. 

2)  Anhang  C.  II  §  9. 

3)  Auch  nach  französischem  Theaterrecht  hat  der  Begriff  eine  lokal 
verschiedene  Bedeutung:  Constant  S.  124;  Dalloz,  Theatre  No.  223;  Lacan 
et  Paulmier  Bd.  1,  S.  463;  Rosmini  No.  603;  Vivien  et  Blanc  S.  167.  Meist 
beginnt  indess  das  Theaterjahr  mit  dem   1.  April.     Guichard  S.  163. 

4)  Krükl  S.  48. 

5)  Constant  S.  124.     Vivien  et  Blanc  S.   169. 
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jedoch  nicht  auf  die  im  ersten  Vertrage  normirte  Dauer  ;^ 
jene  relocatio  tacita  gilt  vielmehr  nur  als  ein  auf  unbestimmte 
Dauer  geschlossenes  Engagement,  "0  sobald  nicht  eine  gegen- 
theilige,  eine  bestimmte  Dauer  zusichernde  Observanz  nachge- 
wiesen werden  könnte.®) 

In  gleicher  Weise  wirkt  die  vollständige  Vertrags- 
erfüllung als  vertragaufhebend,  was  namentlich  bei  Gastspiel- 
verträgen mit  genau  bestimmtem  Repertoire,  die  nicht  durch 
zeitliche  Begrenzung  an  einen  Endtermin  geknüpft  sind,  in 
Frage  kommt. 

Der  Vertrag  erlischt  ferner  durch  Tod  des  Schau- 
spielers, desgleichen  durch  Rückziehung  der  für  den 
Abschluss  nothwendig  gewesenen  Genehmigung  des 
Gewalthabers,  Vormundes  oder  Ehemanns,  falls  deren 
Ertheilung  unter  einem  die  Zurücknahmebefugniss  reservirenden 
Vorbehalt  erfolgt  war. 


^)  Irrthülich  nimmt  dies  Guichard  S.   163  an. 

'^)  Lacan   et  Paulmier  Bd.  1,  S.  464.     Rosmini  No.  607. 

®)  Pouillet  art.  dram.  1  No.  34.  Salucci  S.  83.  —  Eine  schwere 
Gefährdung  der  wirthschaftlichen  Selbständigkeit  der  Schau- 
spieler bildet  der  übliche  Prolongationsvorbehalt  zu  einseitigen 
Gunsten  des  Unternehmers.  Der  Schauspieler  darf,  sobald  er  sich 
dieser  Klausel  unterworfen  hat,  bevor  der  Unternehmer  nicht  ausdrücklich  auf 
Geltendmachung  des  Prolongationsrechts  verzichtet,  kein  neues  Engagement 
schliessen,  da  er  sich  sonst  den  Folgen  des  Kontraktsbruchs  aussetzt;  vgl. 
S.  205  n.  12.  Der  Unternehmer  hat  dagegen  vollkommen  freie  Hand, 
aus  dem  immer  zahlreichen  Angebot  von  Bühnenkünstlern  einen  andern 
Schauspieler  zu  engagiren  oder,  falls  er  einen  Personenwechsel  scheut,  den 
alten  Schauspieler  eventuell  unter  ungünstigeren  Bedingungen 
zubehalten.  So  ist  der  Schauspieler  ohne  die  Möglichkeit,  für  die 
Sicherung  seiner  Existenz  einen  einzigen  entscheidenden  Schritt 
zu  thun,  „von  Saison  zu  Saison,  von  Jahr  zu  Jahr  viele  Monate 
lang  auf  die  Folterbank  der  Erwartung  geschmiedet,  ob  sein 
Kontrakt  für  die  nächste  Saison  verlängert  wird."  Krükl  S.  44. 
Auch  hier  wird  schliesslich  die  Gesetzgebung  ein  zwingendes 
Verbot  aufstellen  müssen,  das  die  Ausbedingung  ungleicher  Vertrags- 
lösungsev<?ntualitäten  wenigstens  für  diesen  Punkt  ausschliesst,  wie  dies  durch 
G. -O.  §  122  bereits  auf  dem  Gebiet  des  gewerblichen  Dienst  Vertrages  ge- 
schehen ist. 
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III.  Unter  den  ausdrücklich  in  Aufhebungsabsicht  er- 
folgten Parteihandlungen  bedarf  nur  die  den  Vertrag  aufhebende 
einseitige  Rücktrittserklärung  der  Besprechung,  da  für 
eine  von  beiden  Kontrahenten  vereinbarte  vorzeitige  Vertrags- 
aufhebung keine  besondern  Regeln  zur  Anwendung   kommen. 

Der  einseitige  Rücktritt  ist  entweder  krafT  vertraglicher 
Bedingung  oder  beim  Vorliegen  bestimmter  Umstände  auch 
ohne  besondere  Verabredung  zulässig. 

1.  Vertraglich  pflegt  das  Rücktrittsrecht  regelmässig 
in  die  Form  einer  vorbehaltenen  Kündigung  gekleidet  zu 
sein,  deren  Ausübung  den  Unternehmern  meist  in  einer  die  Schau- 
spieler benachtheiligenden  Weise,  namentlich  durch  Aus- 
bedingung häufigerer  Kündigungstermine  und  kürzerer  Kündi- 
gungsfristen, als  sie  entsprechend  den  Schauspielern  zustehen, 
ermöglicht  ist.^) 

Häufig  ist  das  einseitige  Rücktrittsrecht  dem  Unternehmer 
sogar  ausschliesslich  eingeräumt,  ^^)  eine  Bestimmung,  durch 
die  das  als  synallagmatisch  gedachte,  beiden  Kontrahenten 
gleichmässig  Rechte  und  Pflichten  zutheilende  Engagement 
seinen  wesentlichen  Charakter  einbüsst.  Denn  während  der 
Schauspieler  für  die  ganze  beabsichtigte  Vertragsdauer  über  die 
Ausnutzung  seiner  wirthschaftlichen  Kraft  disponirte,  ist  der 
Unternehmer  nur,  so  lange  er  will,  an  den  Vertrag  gebunden 
und  durch  die  stets  drohende  Ausübung  seines  Rücktrittsrechts 
im  Stande,  den  Schauspieler  in  die  unwürdigste  Abhängigkeit 
zu  versetzen.  ^^) 


9)  Anhang  C.  I  §  2. 

10)  Krükl  S.   105. 

11)  Der  mit  diesem  Rücktrittsrecht  verfolgte  Zweck  ist 
häufig,  den  durch  die  Kündigung  mittenin  derSaison  stellenlos 
gewordenen  Schauspieler  zum  Abschluss  eines  neuen,  unter  un- 
günstigeren Bedingungen  sich  vollziehenden  Engagements  zu 
zwingen.  Bei  den  Vereinsbühnen  war  früher  ein  solches  Manöver 
ausgeschlossen,  da  das  Kontraktsformular  von  1873  den  Unternehmern 
verbot,  mit  dem  entlassenen  Schauspieler  für  dieselbe  Saison  einen  neuen 
Vertrag  mit  Ausbedingung  eines  geringeren  Auskommens  zu  vereinbaren. 
Das  neue  Vereinsbühnenformular  hat  dies  Verbot  gestrichen 
und    die    geschilderte    Ausnutzung    der    Schauspieler    damit    bei 
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Die  Bühnenvereinskontrakte  enthalten  noch  eine  zweite, 
praktisch  äusserst  erhebliche  Rücktrittsbedingung  zu 
Gunsten  der  Theaterunternehmer,  die  ihnen  die  sofortige 
Vertragsaufhebung  geg^n  diejenigen  Schauspieler  gestattet,  deren 
beim  Vertragsschluss  abgegebene  Erklärung,  dass  keine  Ver- 
pflichtung, deren  Erfüllung  mit  dem  neu  eingegangenen  Ver- 
trage unvereinbar  wäre,  auf  ihnen  laste,  sich  später  als  unwahr 
herausstellt.^^)  Der  Zweck  dieses  Rücktrittsrechts,  zu  deren 
thatsächlicher  Anwendung  die  dem  Bühnenverein  angehörenden 
Theaterunternehmer  statutarich  —  bei  Vermeidung  des  Aus- 
schlusses aus  dem  Verein  —  verpflichtet  sind,^^)  geht  dahin, 
kontraktbrüchig  gewordenen  Schauspielern  die  Möglichkeit 
zu  entziehen,  vor  definitiver  Tilgung  ihrer  älteren  kontraktlichen 
Verpflichtungen,  durch  Engagement  an  einer  Vereinsbühne  eine 
neue  gesicherte  Existenz  zu  gewinnen.  Die  Häufigkeit  der 
Vertragsbrüche,  die  freilich  durch  die  Härte  der  Vertragsbe- 
stimmungen meist  mehr  als  entschuldigt  wird,^*)  hat  die  Ein- 
führung dieser  Bedingung  veranlasst,  ohne  deren  ausdrück- 
liche Normirung  der  Unternehmer  die  Aufhebung  des  mit  dem 
kontraktbrüchigen  Schauspieler  geschlossenen  Engagements  nicht 
auf  Grund  jenes  Vertragsbruchs  aussprechen  könnte.  ^^)  Denn 
der  Umstand  allein,  dass  der  Schauspieler  bei  Abschluss  des 
zweiten  Vertrages  einem  anderen  Unternehmer  noch  vertrag- 
lich gebunden  war,  würde  den  zweiten  Unternehmer  nicht  zum 


aUen  deutschen  Bühnen  ermöglicht.  Krükl  S.  75  fg.  —  Zahlreiche 
Autoren  sprechen  übrigens  einem  einseitig  für  den  Unternehmer  aus- 
bedungenen Rücktrittsrecht  die  Rechtsbeständigkeit  ab.  Constant 
S.  123.  Deseure  S.  139.  Förster  -  Eccius  Bd.  1,  S.  170.  Pouillet  a.  a.  O. 
§  1  No.  3. 

12)  Anhang  C.  I  §§  9,  10. 

^3)  Satzungen  des  Deutschen  Bühnenvereins  §  8. 

14)  Burkhard  S.  54.     Krükl  S.  62. 

15)  Völlig  unrichtig  ist  die  bei  Vivien  et  Blanc  S.  123  ausgesprochene 
Annahme,  dass  der  mit  einem  zweiten  Unternehmer,  der  sich  in  Kenntniss 
der  noch  bestehenden  kontraktlichen  Gebundenheit  seines  Gegenkontrahenten 
befände,  geschlossene  Vertrag  ipso  iure  nichtig  sei.  Der  Vertrag  ist  vielmehr, 
unabhängig  von  jeder  bona  oder  mala  fides  des  Unternehmers,  durchaus 
rechtsbeständig.     Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  302.     Rosmini  No.  473. 
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Vertragsrücktritt  berechtigen,  da  jenes  erste  Abkommen  ihm 
gegenüber  eine  res  inter  alios  acta  wäre,  auf  die  er  sich 
behufs  Aufhebung  eines  zwischen  ihm  und  dem  kontrakt- 
brüchigen Schauspieler  vereinbarten  Vertrages  demnach  nicht 
berufen  dürfte.^®) 

2.  Der  Rücktritt  ist  ferner  jedem  Kontrahenten  auch 
ohne  vertragliche  Ausbedingung  gestattet,  sofern  der  Gegen- 
kontrahent die  ihm  obliegenden  Leistungen  nicht  erfüllt,  oder 
sofern  in  den  für  die  Durchführung  des  Vertrages  selbstver- 
ständlichen Voraussetzungen  eine  damit  unvereinbare  Veränderung 
eintritt. 

Der  Rücktritt  wegen  Nichterfüllung  der  vertrag- 
lichen Leistungen  darf,  soweit  er  sich  auf  Verfehlungen  des 
Schauspielers  bezieht,  im  allgemeinen  nicht  auf  eine  vereinzelte 
kontraktwidrige  Handlung  desselben  gestützt  werden,  sondern 
setzt  regelmässig  dessen  wiederholte  Vertragsverletzung 
voraus.  Eine  einmalige  Rollenübernahme-  oder  Spiel- 
weigerung, eine  einmalige  Verletzung  der  Residenz- 
pflicht berechtigen  den  Unternehmer  daher  nur,  wenn  der 
Vertrag  ihn  ausdrücklich  dazu  ermächtigt,  zur  Vertragslösung, ^') 
gestatten  ihm  dagegen  im  Fall  der  Wiederholung  auch  beim 
Schweigen  des  Vertrages  den  einseitigen  Rücktritt.  ^^  Handelt 
es    sich    um    Zuwiderhandlungen    gegen     unwesentliche     Be- 


1®)  Das  gleiche  würde  auch  für  den  ersten  Unternehmer  und  den 
reumüthig  gewordenen  Schauspieler  zutreffen,  die  beide  nicht  befugt  wären, 
unter  Berufung  auf  das  bestehende  erste  Engagement,  die  Gültigkeit  des 
zweiten  zu  beseitigen.  Unter  Umständen  würde  allerdings  der  zweite  Unter- 
nehmer, dem  eine  dolose  Verleitung  des  Schauspielers  zum  Kontraktbruch  zur 
Last  fällt,  dem  ersten  Unternehmer  ersatzpflichtig  werden,  während  der 
kontraktbrüchige  Schauspieler  den  ersten  Unternehmer  stets,  den  zweiten,  für 
den  Fall  seiner  bona  fides,  bei  einem  Rücktritt  von  dem  mit  ihm  geschlossenen 
Abkommen  entschädigen  müsste.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  304.  Rosmini 
No.  473,  476.  Salucci  S.  145  fg.  Unzutreffend  ist  die  Annahme  einer  dem 
zweiten  Unternehmer  ausnahmslos  zur  Last  fallenden  Ersatzpflicht,  wie  sie 
Rivaita  S.  297  verficht;  ebenso  unzutreffend,  mit  Deseure  S.  226,  eine  solche 
Ersatzpflicht  absolut  zu  leugnen. 

17)  Anhang  C.  I  §  10  III. 

18)  Constant  S.  108,  122.  Dalloz  No.  205.  Guichard  S.  164.  Pouillet 
a.  a.  O.  §  2  No.  22.     Rosmini  No.  579.     Salucci  S.  70. 
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Stimmungen,  wie  Nichtbeachtung  der  in  den  Theater- 
gesetzen gebotenen  Hausordnung,  so  darf,  selbst  wenn  der 
Vertrag  das  Gegentheil  bestimmen  würde,  seine  Aufhebung  nur 
bei  einer  Mehrheit  von  Verfehlungen  ausgesprochen  werden,  da 
dem  Unternehmer  sonst  die  Gelegenheit  zur  wucherischen  Aus- 
beutung des  Schauspielers  gegeben  wäre.^®) 

Nur  eine  Art  der  Vertragsverletzung  berechtigt  den  Unter- 
nehmer dagegen  stets  mit  der  einmaligen  Begehung  zum 
Rücktritt:  das  ungenehmigte  öffentliche  Auftreten  des 
Schauspielers  auf  einer  fremden  Bühne  stellt  einen  so  schweren 
Eingriff  in  die  dem  Unternehmer  geschuldete  Treupflicht  dar, 
dass  selbst  sein  ganz  vereinzeltes  Vorkommen  hinreichenden 
Grund  giebt,  das  Vertragsverhältniss  zu  lösen.^^) 

Die  gleichen  Grundsätze  kommen  auch  auf  der  Seite  des 
Unternehmers  zur  Anwendung.  Auch  die  ihm  zuzurechnenden 
Vertragsverletzungen  gestatten  dem  Schauspieler  regelmässig 
nur  im  Fall  der  Wiederholung  den  einseitigen  Rücktritt  vom 
Vertrage,  wie  die  längere  Zeit  hindurch  fortgesetzte  unge 
hörige  oder  unterlassene  Beschäftigung,  das  wiederholte 
Verlangen  über  die  vertragliche  Verpflichtung  hin- 
ausgehender Leistungen.^^)  Das  Gleiche  müsste  wohl 
auch  bezüglich  der  dem  Unternehmer  obliegenden  pekuniären 
Leistungen  gelten,  so  dass  auch  hier  erst  die  wiederholte  Unter- 
lassung der  geschuldeten  Zahlungen  den  Schauspieler  zurVer- 


^^)  Vgl.  S.  204  n.  11.  Eine  V^ertragsbestimmung  folgender  Art,  wie  sie 
nach  Krükl  S.  20  im  Engagementsverkehr  der  ausserhalb  des  Deutschen  Bühnen- 
vereins stehenden  Bühnen  zur  Anwendung  kommt : 

,,Sollte  das  engagirte  Mitglied  diesen  Vertrag  in  irgend 
einer  Stipulation  verletzen,  so  verpflichtet  sich  dasselbe, 
der  Direktion  eine  sofort  fällige  Konventionalstrafe  von  .  . 
zu  zahlen  .  .  und  überlässt  es  der  Direktion,  neben  der 
Eintreibung  dieser  Konventionalstrafe  gegenwärtigen  Ver- 
trag sofort  aufzulösen  oder  auch  fortbestehen  zu  lassen" 
charakterisirt  sich  offenbar  als  unsittlich  und  damit  rechtlich 
irrelevant. 

20)  Lacan  et  Paulmier  Bd.   1,  S.  420.  —  Anhang  C.  I  §   10  IV. 

21)  Guichard  S.  167.     Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  357. 
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tragsaufhebung  berechtigen  würde,^^)  wovon  indess  die  üblichen 
Vertragsabreden,  indem  sie  den  Rücktritt  von  nur  einmaligem 
Unterbleiben  der  Zahlung  abhängig  machen,  zu  Gunsten  des 
Schauspielers  abweichen.^^) 

Das  Engagement  wird  stillschweigend  unter  der  clausula 
rebus  sie  stantibus  geschlossen;  dementsprechend  steht 
jedem  Kontrahenten  bei  jeder  mit  dem  unveränderten  Fortbestand 
des  Vertrages  in  Widerspruch  tretenden  wesentlichen  Veränderung 
der  Umstände  ein  Rücktrittsrecht  zu,  auch  wenn  der  Wortlaut 
des  Vertrages  es  nicht  besonders  zubilligen  würde. 

Der  Schauspieler  ist  danach  zur  Aufhebung  des 
Vertrages  befugt,  wenn  ihm  dessen  Erfüllung  durch  Ein- 
tritt unberechenbarer  Ereignisse,  wie  Krankheit,  Einziehung 
zum  Militärdienst,  Verurtheilung  zu  einer  Freiheitsstrafe, 
unmöglich  gemacht  wird.^*)  Desgleichen,  wenn  zwar  keine 
absolute  Erfüllungsunmöglichkeit  vorliegt,  die  Erfüllung  aber 
unter  Umständen  vor  sich  gehen  müsste,  die  den  für  die  Ver- 
tragserfüllung angenommenen  Voraussetzungen  widersprechen 
würden,  wie  etwa  der  Fall  wäre,  wenn  den  Schauspieler 
ständiger  Misserfolg  träfe, ^^)  der  Unternehmer  ihn  unange- 
messen behandelte, ^^)  eine  Schauspielerin  durch  Heirath 
einen  mit  der  Ausübung  ihres  künstlerischen  Berufs  schwer 
vereinbaren  neuen  Pflichtenkreis  übernähme,^*)  das  Theater  auf 


22)  Constant  S.  102,  122.  Deseure  S.  142.  Guichard  S.  153,  167. 
Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  430.  Rosmini  No.  592.  Man  könnte  sich  hier- 
für wohl  auf  L.  54  §  1  D.  locati  19,2  berufen.  Dankwardt ,  Jahrbücher 
f.  Dogm.  Band  14,     S.  263. 

23)  Anhang  C.  II  §  6a. 

24)  Guichard  S.   165,  167.  —  Anhang  C.  II  §  5. 

25)  Salucci  S.  47. 

2ö)  Vertraglich  pflegt  dieser  Rücktrittsgrund  nur  zu  Gunsten 
des  Unternehmers  normirt  zu  sein,  Deseure  S.  170.  Aber  er  muss 
auch  dem  S  chauspieler  zugebilligt  werden,  den  seine  soziale  Stellung 
selbst  vor  den  geringfügigsten  Ehrverletzungen  durch  den  Unternehmer  schützen 
müsste.     Urth.  d.  L.-G.  I  Berlin  (Deutsche  Bühnengenossenschaft  1890  S.  24). 

2'')  Selbst  die  gegentheilige  ausdrückliche  Vertragsbe- 
stimmung müsste  als  unsittlich  erachtet  werden.  Anhang  C.  II 
§  10  i.  f.  Die  deutschen  Gerichte  haben  diesen  allein  zutreffenden  Stand- 
punkt leider   in    der  Mehrzahl  nicht  vertreten.     Burkhard  S.  50.     Nach    dem 
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einen  andern  Unternehmer  überginge.^®)  Aus  der  gleichen 
Erwägung  würde  auch  demjenigen  Schauspieler,  der  das  En- 
gagement in  der  Voraussetzung,  dass  ein  bestimmter  Berufs- 
genosse mit  ihm  gleichzeitig  derselben  Bühne  angehören  werde, 
geschlossen  hatte,  nach  dem  Ausscheiden  jenes  Genossen  aus 
dem  Vertragsverhältniss  mit  jener  Bühne  der  Rücktritt  offen 
stehen.^®) 

Die  gleichen  Gesichtspunkte  begründen  auch  für  den 
Theaterunternehmer  die  Befugniss  zur  Vertragsauf- 
hebung. 

Zur  ersten  Gruppe  der  Rücktrittsgründe,  die  sich  auf  die 
unverschuldete  Unmöglichkeit  der  Vertragserfüllung 
stützen,  gehören  die  Fälle  höherer  Gewalt,  wie  Ver- 
nichtung des  Theaterbetriebes  durch  den  Eintritt  von 
Elementarereignissen  oder  durch  obrigkeitliche 
Schliessung  des  Theaters,  sobald  sich  dem  Unternehmer  nicht 
die  Möglichkeit  bietet,  den  Theaterbetrieb  in  voraussichtlich 
kürzerer  Zeit  wieder  aufzunehmen.^^)  Brand  des  Theaters  darf 
also  nur  dann  zur  Lösung  des  Engagements  führen,  wenn  der 
Unternehmer  für  die  Veranstaltung  von  Vorstellungen  während 
der  noch  laufenden  Vertragsdauer  keine  andere  geeignete  Bühne 

D.  Entw.  I  §  566,  II  §  565  al.  I  ist  der  Rücktritt  wegen  Verheirathung 
jedenfalls  zulässig. 

28)  Vgl.  S.  197  n.  95.  —  Hierher  ist  auch  der  Konkurs  des  Unter- 
nehmers zu  stellen,  der  dem  Schauspieler  gemäss  §  19  R.  Konk.-O.  ein  Kün- 
digungsrecht gewährt.  —  Anders  das  französische  Recht,  das  den  seitens 
der  Gläubigerschaft  pekuniär  sicher  gestellten  Schauspieler  zur  Fortsetzung 
seiner  Thätigkeit  verpflichtet.  Constant  S.  116.  Dalloz  No.  243.  Lacan  et 
Paulmier  Bd.  I,  S  453.  Rosmini  No.  298.  Vivien  et  Blanc  S.  170.  Nur 
GuichardS.  169  lässt  den  Konkurs  des  Unternehmers  als  vertragaufhebend  wirken. 

2ö)  Derartige  Vereinbarungen  erfolgen  mei^t  durch  den  Abschluss  eines 
Kollektivkontraktes,  d.  h.  eines  Vertrages,  durch  den  sich  gleichzeitig 
eine  Mehrheit  von  Schauspielern  von  ein  und  demselben  Unternehmer  enga- 
giren  lässt.  Gewöhnlich  handelt  es  sich  um  Verträge  mit  Eheleuten  oder  mit 
einer  aus  Eltern  und  Kindern  bestehenden  Familie,  so  dass  nach  der  Partei- 
intention der  für  alle  Kontrahenten  gleichmässige  Fortbestand  des  Vertrages 
stillschweigende  Voraussetzung  seiner  Existenz  war.  Deseure  S.  196.  Krükl 
S.  34  n.   1. 

33)  Constant  S.  123.     Rosmini  No.  585,  589. 

Opet,  Theaterrecht.  14 
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zu  miethen  im  Stande,^^  polizeiliches  Verbot  eines 
Dramas  den  grade  für  dessen  Darstellung  geschlossenen  Gast- 
spielvertrag nur  dann  aufheben,  wenn  die  Unzulässigkeit  der 
Aufführung  durch  den  Entscheid  der  höchstkompetenten  Be- 
hörde endgültig  feststeht,"^)  ein  Grundsatz,  der  auch  —  mutatis 
mutandis  —  zur  Anwendung  käme,  wenn  der  Unternehmer 
vom  Vertrag  zurücktreten  wollte,  weil  eine  polizeilicheVer- 
fügung  dem  Schauspieler  das  Betreten  der  Bühne 
untersagen  würde.^^)  Die  streitige  Frage,  ob  auch  Strike 
eines  Theils  der  Schauspieler  den  Unternehmer  zur  Lösung 
der  mit  den  übrigen  Schauspielern  geschlossenen  Verträge  be- 
rechtige, also  ebenfalls  als  höhere  Gewalt  erachtet  werden 
müsse,  dürfte  richtiger  zu  verneinen  sein.^*) 

Aus  dem  Gesichtspunkt  einer  die  Möglichkeit  der  Erfüllung 
zwar  nicht  absolut  beseitigenden,  aber  im  Widerspruch  mit  den 
Vertragsvoraussetzungen  umgestaltenden  Veränderung  der  Um- 
stände darf  der  Unternehmer  das  Rücktrittsrecht  ausüben,  wenn 
der  Schauspieler  durch  lang  anhaltende  oder  häufiger  wieder- 
kehrende Krankheit,''^)  den  Eintritt  physischer  oder  psy- 
chischerMängel,^^  seine  Leistungen  einzustellen  gezwungen 
ist,  sein  Auftreten  ständig  von  Miss  erfolg  begleitet  ist,^"^)  das 
persönliche  Verhältniss  zwischen  ihm  und  dem  Unternehmer 
sich  in  unerträglicher  Weise  feindselig  gestaltet, ^^)  die  äussere 


81)  Guichard  S.  169.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  440.  —  Nach 
Rosmini  No.  586  und  Salucci  S.  45,  81  berechtigt  dagegen  ein  Theaterbrand 
ohne  weiteres  zur  Vertragslösung. 

32)  Pouillet  a.  a.  O.  §   1   No.   15. 

83)  Lacan  et  Paulmier  Bd,   1,  S.  438. 

31)  Urth.  d.  Reichsgerichts  v.  15.  Juni  1891  (Entsch.  Civ.-Sach.  Bd. 
28.  S.  222). 

35)  Gonstant  S.  122.  Deseare  S.  137.  Guichard  S.  165.  Lacan  et 
Paulmier  Bd.  1,  S.  431.    Rosmini  No.  583.    Salucci  S.  78.    Anhang  C.  II  §  4  m. 

36)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  431.  —  Darunter  fällt  auch  die  abso- 
lute, gerichtlich  zu  konstatirende  Unfähigkeit  des  Schauspielers 
zur  Erfüllung  der  ihm  obliegenden  Verpflichtungen.  Unzutreffend 
billigt  das  Urth.  d.  Appel.-Ger.  Brüssel  v.  10.  Vandemiaire  11  (2.  Oktober  1802) 

.  (Pand.  fran9.,  chronol.  Bd.  1,  Abth.  2  S.  6)    diesen   Rücktrittsgrund    nur  bei 
kontraktlichem  Vorbehalt  zu. 

3"^)  Guichard  S.   168.    Lacan  et  Paulmier  Bd.   1,  S.  437.    Salucci  S.  47. 
88)  Guichard  S.  166. 
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Lebensführung  des  Schauspielers  sich  zu  der  sittlichen  Be- 
deutung des  Theaters  in  offenbaren  Widerspruch  setzt,^®)  eine 
Schauspielerin  in  Folge  Verheirathung  dem  Unternehmer 
nicht  mehr  die  gleiche  Sicherheit  für  die  prompte  Erfüllung 
der  ihr  vertraglich  obliegenden  Leistungen  bietet,*^)  der  Unter- 
nehmer die  für  den  Theaterbetrieb  erforderliche  Konzession 
einbüsst.*^) 

Eine  erschöpfende  Aufzählung  der  zum  einseitigen  Rück- 
tritt berechtigenden  Umstände  lässt  sich  natürlich  nicht  geben; 
die  Verträge  pflegen  gewöhnlich  eine  umfassende  Skala  zu  ent- 
halten^^) —  jedoch  ausschliesslich  im  Interesse  des 
Unternehmers  und  meist  in  so  allgemeiner  Formu- 
lirung,  dass  das  einseitige  Rücktrittsrecht  des 
Letzteren  fast  an  gar  keine  Voraussetzung  gebunden 
erscheint,  von  einem  dem  Schauspieler  zustehenden 
Recht  auf  der  Beobachtung  des  Vertrages  zu  bestehen 
kaum  die  Rede  sein  kann.^^) 

IV.  Die  Geltendmachung  des  einseitigen  Rück- 
trittsrechts erfolgt  durch  eine  von  dem  Zurücktretenden  an 
den  Gegenkontrahenten  gerichtete  Erklärung,*^)  deren  Abgabe 
den  Vertrag  entweder  unmittelbar  auflöst  —  so  in  denjenigen 


3«)  Anhang  C.  II  §  1 1  f ,  D  §  13  g.  Darunter  fällt  auch  der  Eintritt 
einer  äussere helichen  Schwangerschaft. 

40)  Anhang  C  II  §  10.  Das  Rücktrittsrecht  des  Unternehmers  würde 
ebenfalls  aus  der  S.  208  n.  27  zitirten  Bestimmung  d.  Deutsch.  Entwurfs  folgen. 

*i)  Dalloz  No.  245.  —  Das  gleiche  gilt  für  die  Erben  des  Unter- 
nehmers, die  keine  Verpflichtung,  sich  um  Erneuerung  der  Konzession  zu 
bemühen,  trifft.  Constant  S.  127.  Dalloz  No.  246.  Lacan  et  Paulmier  Bd. 
1,  S.  547.     Salucci  S.  121. 

42)  Anhang  C.  II  §  11,  D  §   13. 

43)  Krükl  erwähnt  S.  106  als  die  weitgehendste  Bestimmung  den  Fall, 
dass  „sonstige  Kalamitäten"  den  Unternehmer  zum  Rücktritt  ermächtigten. 
Jetzt  scheint  selbst  damit  den  Ansprüchen  der  Unternehmer  noch  nicht  Genüge 
zu  geschehen.  Denn  der  im  Anhang  D  gebrachte  Vertrag  einer  Nichtvereins- 
bühne  lässt  im  §  6  überhaupt  „sonstige  Ereignisse",  also  alles  denk- 
bare, dem  Unternehmer  das  Recht  zur  Vertragslösung  gewähren. 

44)  Dalloz  No.  232. 

14* 
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Fällen,  in  denen  ein  ferneres  Zusammenwirken  zwischen  Unter- 
nehmer und  Schauspieler  schlechterdings  unmöglich  scheint,  wie 
etwa  bei  unsittlichen  Anmuthungen  an  eine  Schauspielerin  — 
oder  die  Bedeutung  einer  den  Umständen  nach  mit  verschiedener 
Frist  bemessenen  Kündigung  besitzt.*^) 

Keiner  Kündigung  bedürfen  die  auf  einen  bestimmten 
Zeitraum  geschlossenen  Verträge/^)  die  dagegen  wieder  noth- 
wendig  wird,  wenn  es  sich  um  die  Beendigung  eines  still- 
schweigend fortgesetzten  Engagements  handelt.*'^) 

V.  Die  vorzeitige  Aufhebung  des  Engagements  begründet, 
sobald  sie  die  Folge  des  schuldhaften  Verhaltens  eines  der 
Kontrahenten  bildet,  nach  allgemeinen  Grundsätzen  einen  Er- 
satzanspruch des  dadurch  geschädigten  Vertragsgegners.*®) 
Die  an  sich  nach  den  wechselnden  Umständen  verschieden 
hoch  zu  bemessende  Ersatzforderung*^)  pflegt  in  den  Verträgen 
meist  zu  Gunsten  der  Unternehmer  durch  Festsetzung 
einer  Konventionalstrafe,  für  deren  rechtliche  Behandlung 
die  früher  aufgestellten  Grundsätze  zur  Anwendung  kommen,^^) 
im  Voraus  definitiv  bestimmt  zu  sein.^^) 


*5)  Fehlt  es  an  vertraglicher  Abmachung,  so  beträgt  die  Kündigungs- 
frist einen  Monat.  Constant  S.  124.  Guichard  S.  163.  Pouillet  a.  a.  O. 
§  1  No.  42. 

46)  Rosmini  No.  603.     Vivien  et  Blanc  S.  168. 

47)  Lacan  et  Paulmier  Bd.   1,  S.  462.     Rosmini  No.  604. 

48)  Eine  obrigkeitliche  Konzessionszurücknahme,  vgl.  S.  77  fg.  würde 
regelmässig,  da  sie  durch  ein  Verschulden  des  Unternehmers  veranlasst  wird, 
ein  Regressrecht  der  unter  Berufung  auf  sie  entlassenen  Schauspieler  be- 
gründen.    Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  451. 

49)  Bei  Bemessung  des  dem  Unternehmer  zuzusprechenden  Ersatzes 
ist  namentlich  die  Schwierigkeit,  ein  in  der  Saison  unterbrochenes  Ensemble 
herzustellen,  in  Rechnung  zu  ziehen. 

^)  Vgl.  S.  198  —  Gegenseitige  Verfehlungen  beseitigen  den  Anspruch 
auf  Konventionalstrafe.  Urth.  des  preuss.  Kammer -Ger.  vom  13.  Mai  1889 
(Deutsche  Bühnengenossenschaft   1889  S.   198)., 

^1)  Eine  übertriebene  Höhe,  nämlich  einen  der  Gesammtsumme  der 
Dienstbezüge  eines  Jahres  gleichkommenden  Betrag,  erreicht  die  Konventional- 
strafe in  den  Bühnenvereinsverträgen  zu  Lasten  kontraktbrüchiger 
Schauspieler.     Anhang  C.  I  §   10. 
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§  2^,    Das  Probeengagement. 

I.  Nur  diejenigen  Engagements,  durch  die  ein  Unter- 
nehmer sich  einen  als  Künstler  bereits  allseitig  anerkannten 
Schauspieler  als  Bühnenmitglied  verpflichtet,  werden  regelmässig 
für  einen  bestimmten  Zeitraum  definitiv  geschlossen;  die  Mehr- 
zahl der  Engagements  erfolgt  dagegen  probeweise,  indem  einer 
Bedingung,  nämlich  dem  binnen  einer  gewissen  Frist  seit 
Beginn  des  Engagementszeitraums  erfolgenden  Hervortreten  der 
l/nfähigkeit  des  Schauspielers,  die  ihm  gestellten  Aufgaben  zu 
überwinden,  entscheidender  Einfluss  auf  die  Vertragsgestaltung 
zukommt.^)  Für  diese,  als  Probeengagements  zu  bezeich- 
nenden kontraktlichen  Verhältnisse  hat  der  Bühnenverkehr  zwei 
verschiedene  Institutionen  gebildet,  den  Probemonat  und  das 
Debüt. 

IL  Das  mit  der  Vereinbarung  des  Debüts  geschlossene 
Engagement  besitzt  den  Charakter  eines  resolutiv  bedingten 
Geschäfts;  der  Wegfall  der  Bedingung  ist  davon  abhängig, 
dass  das  Auftreten  des  Schauspielers  in  einer  bestimmten 
Zahl  Vorstellungen,  die  bei  neu  engagirten  Künstlern  ge- 
wöhnlich drei  beträgt,  bei  bereits  früher  am  gleichen  Theater 
engagirt  gewesenen  sich  jedoch  auf  eine  Vorstellung  zu 
beschränken  pflegt,^)  den  Gesammteindruck  eines  Erfolges 
hinterlässt.  Ob  dies  der  Fall,  ist  durch  die  übereinstim- 
mende Erklärung  der  Kontrahenten,  und,  wenn  sich  hier- 
bei Differenzen  ergeben  sollten,  durch  gerichtliche  Ent- 
scheidung festzustellen,  der  Schauspieler  demnach  der  Gefahr, 
einer  willkürlichen  Kritik  des  Unternehmers  zum  Opfer  zu 
fallen,  entrückt.^)  Die  Auswahl  der  Debutrollen,  die  sich  inner- 
halb des  vom  Schauspieler  zu  vertretenden  Fachs  und  im 
Zweifel  innerhalb  des  von  ihm  angegebenen  Repertoires  halten 


1)  Lacan    et   Paulmier  Bd.  1,  S.  332  fg.     Vivien    et    Blanc    S.  172. 

2)  Constant  S.  97.  Deseure  S.  74.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  335. 
Rosmini  No.  452.     Vivien  et  Blanc  S.  178. 

8)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  337.  Rosmini  No.  464.  —  Der  fran- 
zösisch-belgische Brauch,  die  Abonnenten  über  den  Erfolg  eines  Debüts  ab- 
stimmen zu  lassen,  Deseure  S.  265,  dürfte  in  Deutschland  vollkommen  fremd 
sein  und  beschränkt   sich  auch  in    seiner  Heimath    auf  die  Provinzialbühnen. 
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müssen,  gebührt  dem  Unternehmer,^)  durch  den  auch  die  An- 
setzung  der  Debuttermine  erfolgt.  Doch  berechtigen  ungerecht- 
fertigte Verzögerungen  den  Schauspieler,  die  Festsetzung  durch 
gerichtliche  Entscheidung  —  unter  eventueller  Ersatzpflicht  des 
ungehorsamen  Unternehmers  —  vornehmen  zu  lassen.^)  Auf 
das  Stattfinden  der  vereinbarten  Anzahl  Debüts  be- 
sitzt der  Schauspieler  einen  unverkürzbaren  An- 
spruch; ihre  Zahl  muss  selbst  dann  inne  gehalten  werden, 
wenn  das  eine  oder  andere  Debüt  einen  unverkennbaren  Miss- 
erfolg  gezeitigt  hätte,  da  erst  die  Gesammtheit  der  Probevor- 
stellungen einen  Schluss  auf  die  schauspielerische  Befähigung 
zulassen  soll.®) 

III.  Die  Vereinbarung  eines  Probemonats,  die  sich 
in  älterer  Zeit  vom  Engagement  auf  Debüt  nur  durch  den 
unwesentlichen  Umstand  unterschied,  dass  die  ihrer  Zahl  nach 
unbestimmten  Probevorstellungen  sämmtlich  im  ersten  En- 
gagementsmonat absolvirt  sein  mussten,')  begründet  heut  zu 
Tage  im  Gebiet  des  Bühnenvereins,  ^)  und  damit  im  Verkehr  der 
wichtigsten  Bühnen,  ein  suspensiv  bedingtes,  noch  nicht  alle 
dem  Engagement  wesentlichen  Momente  enthaltendes  Geschäft. 
Denn  der  Schauspieler  hat  während  des  Schwebezustandes, 
der  auf  einen  bis  anderthalb  Monat  bemessenen,  vom  Vertrags- 
schluss  ab  laufenden  Probefrist,  noch  kein  Recht,  auf  Ausübung 
seiner  schauspielerischen  Kunst  zu  bestehen,  sondern  muss 
seine  künstlerische  Verwendung  vollständig  dem  Belieben  des 
Unternehmers  überlassen,  dem  auch  ~  in  weiterer  Abweichung 
gegenüber  der  Vereinbarung  eines  Debüts  —  ausschliesslich 
die  Beurtheilung  seiner  Leistungen  zusteht.  Formell 
wird  dem  Schauspieler  allerdings  auch  beim  Probemonat  ein 
Debüt  zugesichert,  diese  Zusicherung  aber  dadurch  gegenstands- 
los gemacht,  dass  ausschliesslich  dem  Gutdünken  des  Unter- 
nehmers anheim  gestellt  ist,  schon  nach  der  ersten  Probe  das 


4)  Constant  S.  99.     Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  342.    Rosmini  No.  463. 

5)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  334.     Rosmini  No.  405.    Salucci  S.  72. 
ß)  Dalloz,  Theätre  No.  231.     Vivien  et  Blanc  S.   176. 

7)  Krükl  S.  66  fg. 

8)  Anhang  C.  I  §  8;  II  §  9. 
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gänzliche  künstlerische  Unvermögen  des  Schauspielers 
zu  konstatiren,  das  ihn  vertragsmässig  von  der  Verpflichtung 
zur  Gewähr  eines  Debüts  entbindet,  womit  das  Zustandekommen 
des  Engagements  thatsächlich  von  der  Willkür  des  Unter- 
nehmers abhängt.®) 


^  Krükl  S.  69.  —  Aehnlich  hat  der  Verkehr  der  übrigen  Bühnen  das 
Probeengagement  verunstaltet.  Bulthaupt,  Deutsche  Bühnengenossenschaft  1889, 
S.  358.  Burkhard  S.  48.  Deseure  S.  75.  Pouillet,  Dict.  s.  v.  art.  dram. 
§  1  No.  11.  Urth.  d.  Appel.-Ger.-Hof  Rouen  v.  18.  November  1857  (Fand. 
fran9.  chronol.  Bd.  1,  Abth.  2  S.  7  n.  c).  Juristisch  anfechtbar  dürften 
jedoch  derartige  Abmachungen  nicht  sein,  wenn  sie  auch  äusserlich  mit  dem 
S.  211  besprochenen  unzulässigen  einseitigen  Rücktrittsrecht  des  Unternehmers 
grosse  Aehnlichkeit  haben.  Denn  dort  handelte  es  sich  um  die  dem  Unter- 
nehmer während  der  ganzen  Vertragsdauer  zustehende  Befugniss  will- 
kürlicher Lösung  eines  bestehenden  Vertrages ,  während  hier  die  Be- 
thätigung  der  Unternehmerwillkür  auf  einen  kürzeren  Zeitraum  be- 
schränkt ist.  Guichard  S.  168.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1,  S.  343. 
Pouillet  a.  a.  0.  §  1  No.  6.  Rosmini  No.  562  sprechen  sich  für  die 
Rechtsbeständigkeit  aus,  desgleichen  das  Urth.  d.  Appel.-Ger.-Hof 
Paris  V.  7.  Mai  1895  (Z.-S.  f.  franz.  Civ.-R.  Bd.  27,  S.  9  fg.).  —  Anhangsweise 
mag  noch  bemerkt  werden,  dass  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten  aus  dem 
Engagementsverhältniss,  die  im  Allgemeinen  den  gewöhnlichen  Zivilgerichten 
gebührt,  Urth.  d.  Reichsgerichts  v.  21.  März  1887  (Entsch.  Civ.  -  S.  Bd.  17, 
S.  86)  sofern  es  sich  um  einen  mit  dem  Unternehmer  einer  Vereinsbühne  ge- 
schlossenen Vertrag  handelt,  durch  ein  Schiedsgericht  erfolgt,  dessen  An- 
erkennung einen  obligatorischen  Bestandtheü  der  Vereinsbühnen  vertrage  bildet. 
Anhang  C  II  §  16.  In  früherer  Zeit  bestand  dasselbe  aus  5  Mitgliedern,  von 
denen  3  durch  den  Deutschen  Bühnenverein,  2  durch  die  Deutsche  Bühnen- 
genossenschalt  ernannt  wurden;  seit  der  vor  einigen  Jahren  zwischen  beiden 
Vereinigungen  ausgebrochenen,  nunmehr  aber  der  Begleichung  nahen  Diffe- 
renzen hat  die  Genossenschaft  jedoch  auf  ihre  Betheiligung  am  Schiedsgericht 
verzichtet,  so  dass  zur  Zeit  die  Schiedsrichter  durch  den  Bühnenverein  und  den 
das  Schiedsgericht  anrufenden  Schauspieler  bestellt  werden.  Das  Verfahren 
des  Schiedsgerichts  ist  ausschliesslich  schriftlich  und  ungemein  schleppend; 
die  normale  Zeit  für  Erledigung  einer  anhängigen  Sache  beträgt  ungefähr  ein 
Jahr.  Vorschläge  zu  einer  auf  dem  Grundsatz  der  Mündlichkeit  gebauten 
Reform  bei  Pohl,  Deutsche  Bühnengenossenschaft  1890  S.  211,  und  bei 
l'Arronge,  Deutsches  Theater  und  Deutsche  Schauspielkunst,  Z.-S.  Deutsche 
Dichtung  1896.     S  175 


II.  Äbtheilung. 

Der  Theaterbesuch, 

§  2§.    Die  rechtliche  Natur  des    Theaterbesuchs. 

I.  Der  Besuch  einer  Theatervorstellung  erfolgt 
seitens  des  Zuschauers  entweder  auf  Grund  eines  ►be- 
stimmten ihn  hierzu  legitimirenden  Rechtstitels  oder 
ohne  einen  solchen. 

Ein  Vorstellungsbesuch  letzterer  Art  stellt  zwischen  dem 
Vorstellungsbesucher  und  dem  Vorstellungsunternehmer  ein 
zunächst  rein  faktisches  Verhältniss  her,  das  erst  in  dem 
Moment,  in  dem  der  Unternehmer  sein  Einverständniss  oder 
seinen  Widerspruch  gegenüber  dem  untitulirten  Theater- 
besuch äussert ,  rechtlichen  Charakter  gewinnt.  Die  zu- 
stimmende Erklärung  bringt  nachträglich  einen  zivilrechtlichen 
Vertrag  zwischen  Besucher  und  Unternehmer  zu  Stande,  der" 
in  allen  Bestandtheilen  einem  von  vornherein  über  den  Vor- 
stellungsbesuch geschlossenen  Vertrage  entspricht,  somit  keine 
Eigenthümlichkeiten  besitzt,  die  eine  gesonderte  Darstellung 
verlangen. 

Umgekehrt  lässt  die  entgegengesetzte  Erklärung  des  Unter- 
nehmers, der  den  untitulirten  Besuch  der  Vorstellung  als  gegen 
seinen  Willen  erfolgend  bezeichnet,  einen  strafrechtlichen  That- 
bestand  entstehen,  der  diejenige  Form  des  einfachen  Haus- 
friedensbruchs, die  sich  im  widerrechtlichen  Eindringen  in 
die    Geschäftsräume    eines  andern  vollzieht,  darstellt.^)       Denn 


1)  R.-Str..G.-B.  §  123.. 


§   25.    Die  rechtliche  Natur  des  Theaterbesuchs.  217 

als  Eindringen  qualifizirt  sich  der  untitulirte  Theaterbesuch,  weil 
ein  Theaterbesucher,  der  nicht  diejenigen  Voraussetzungen,  von 
deren  Vorhandensein  der  Unternehmer  erkennbar^)  die  Recht- 
mässigkeit der  Vorstellungstheilnahme  abhängig  gemacht  hat, 
erfüllt,  das  Bewusstsein,  dass  sein  Eintritt  in  die  Theaterräume 
wider  dessen  Willen  erfolge,  in  sich  trägt  ;^)  die  Widerrecht- 
lichkeit  dieses  Eindringens  liegt  in  dem  Mangel  einer  den  un- 
titulirten  Theaterbesucher  zum  Betreten  der  ihm  fremden  Theater- 
lokalität ermächtigenden  Befugniss;^)  die  Subsumirung  der 
Theaterräume,  die  einem  gewerbsmässigen  Betrieb  der  Theater- 
unternehmung dienen,  unter  den  Begriff  der  Geschäftsräume 
bedarf  endlich  kaum  besonderer  Ausführung.^) 

Trotzdem  stellen  einzelne  gerichtliche  Entscheidungen  die 
Möglichkeit  eines  durch  untitulirten  Vorstellungsbesuch  erfolgenden 
Hausfriedensbruchs  in  Abrede,  da  die  Lokalitäten  gewerbsmässig 
betriebener  Theaterunternehmungen  Jedermann  zugängliche 
Räume  seien,  deren  Betreten  demnach  nie  als  widerrechtlich  be- 
zeichnet werden  dürfe.  ^  Die  Frage,  ob  der  Betrieb  eines  Theaters 
thatsächlich  dessen  allgemeine  Zugänglichkeit  zur  Folge  habe, 
kann  prinzipiell  erst  später  erörtert  werden.  Selbst  wenn  dies 
der  Fall,  wäre  jedoch  ein  widerrechtliches  Eindringen  in  solche 
Räume  sehr  wohl  denkbar,  da  die  an  sich  Jedermann  zustehende 
Befugniss,  eine  Theaterlokalität  zu  betreten,  nicht  die  Befugniss 
des  Rauminhabers,  deren  Betreten  an  gewisse  Leistungen,  wie 
etwa  Entrichtung  von  Eintrittsgeld,  zu  knüpfen,  ausschlösse, 
mithin  jeder  ohne  Erfüllung  dieser  Voraussetzungen  erfolgende 
Theaterbesuch  sich  als  widerrechtlich  qualifiziren  würde.'') 

IL  Der  titulirte  Vorstellungsbesuch  kann  sich  auf 
ein  zweifaches  Fundament  stützen;  er  erfolgt  entweder  seitens 
der   mit  Wahrnehmung    der  Vorstellungspolizei  betrauten  Po- 

2)  D.  h.  entweder  ausdrücklich  oder  wie  aus  den  Umständen  ge- 
schlossen werden  muss,  Oppenhoff,  Strafgesetzbuch  §   123  n.  7. 

3)  Olshausen,  Kommentar  zu  §  123  n.  9. 

^)  Wuest.  Der  Hausfriedensbruch.     Luzem  1894.     S.  46. 
5)  Wuest  S.  28. 

ö)  Pezold,  Strafrechtspraxis  S.  107.     Hälschner,  Das  gemeine  Deutsche 
Strafreeht.     Bonn  1884.     Bd.  2  Abth.  1,  S.   147  n.   1. 
'^)  Olshausen  §  123  n.  12  b. 
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lizeiorgane,  auf  Grund  ihrer  amtlichen  Thätigkeit,  oder 
seitens  der  sonstigen  Theaterbesucher,  auf  Grund  eines 
mit  dem  Theaterunternehmer  geschlossenen  Vertrages.  Im 
ersten  Fall  unterliegt  der  Theaterbesuch  Normen  des  öffent- 
lichen Theaterrechts,  die  wir  bereits  in  früheren  Abschnitten 
besprochen  haben;®)  im  zweiten  Fall  entsteht  dagegen  ein  dem 
Zivilrecht  angehörendes  Rechtsverhältniss ,  dessen  Gestaltung 
durch  die  Normen  des  Theaterbesuchsvertrages  bestimmt  wird. 
III.  Ob  das  Theaterunternehmen  ein  privates  Gewerbe 
oder  ein  publizistisches  bezw.  quasipublizistisches  Institut  bildet, 
ist  tür  die  rechtliche  Beurtheilung  des  über  den  Vorstellungs- 
besuch getroffenen  Abkommens  unerheblich,  das  in  beiden 
Fällen  als  zivilrechtlicher  Vertrag  erachtet  werden  muss. 
Allerdings  sind  in  jüngster  Zeit  Versuche  gemacht  worden,  eine 
Reihe  früher  unbestritten  als  Verträge  behandelter  Abmachungen, 
wie  die  Vereinbarung  über  den  Gütertransport  der  Eisenbahnen, 
die  Nachrichtenbeförderung  der  Postanstalten  u.  s.  w.,  denen 
sich  die  Vereinbarung  über  den  Theaterbesuch  anzuschliessen 
hätte,  sobald  das  Theaterunternehmen  als  staatliches,  städtisches 
oder  auch  nur  quasipublizistisches  den  gleichen  Charakter  der 
Publizität  wie  jene  Transportanstalten  besässe,  auf  anderer, 
staatsrechtlicher  Basis  zu  konstruiren,^)  ohne  dass  es  jedoch 
bis  jetzt  gelungen  wäre,  dabei  zu  befriedigenden  Resultaten  zu 
gelangen.  Der  bisherige  Misserfolg  dieser  Versuche  erklärt  sich 
daraus ,  dass  der  Verkehr  solcher  publizistischen  und  quasi- 
publizistischen Institute  mit  dem  Publikum  ebenso  wie  derjenige 
der  entsprechenden  privaten  Unternehmungen  sich  durchaus  in 
privatwirthschaftlichen  Formen  bewegt. ^^)      Trägt  aber 


8)  Vgl.  S.  116  n.  11. 

®)  V.  Canstein,  Lehrbuch  des  österreichischen  Handelsrechts.  Berlin  1895. 
Bd.  1,  S.  38.  Cosack,  Handbuch  des  Handelsrechts.  Stuttgart  1895.  3.  Aufl. 
S.  39.  Schott,  Das  Transportgeschäft,  Hdbch.  d.  Hdlsrechts  Bd.  3,  S.  525,  540. 
Zorn,  Staatsrecht  Bd.  2,  S.   14. 

1^)  Biermann,  Rechtszwang  zum  Kontrahiren,  Jahrbücher  für  Dogmatik 
Bd.  32,  S.  271.  Dernburg,  Preuss.  Privatrecht  Bd.  2,  S.  13.  Fuchs,  Die 
Karten  und  Marken  des  täglichen  Verkehrs.  Wien  1881.  S.  14.  Gareis, 
Das  Deutsche  Handelsrecht.     Berlin  1896.    5.  Aufl.    S.  90,  569   fg.     Laband, 
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die  Abmachung  über  den  Besuch  einer  Theatervorstellung  mit 
einem  privaten  Theateruntemehmer  zweifellos  Vertragscharakter, 
so  muss  das  Gleiche  von  der  entsprechenden  Abmachung  mit 
einem  publizistischen  oder  quasipublizistischen  Theaterunter- 
nehmen gelten ,  die  sich  von  jener  ersten  nach  Abschluss, 
Inhalt  und  Aufhebung  in  keiner  Weise  unterscheidet. 

^  26.    Der    7 heaterbesMcfisvertrag  im  Allgemeinen. 

I.  Theaterbesuchsvertrag  bezeichnet  das  zwischen 
dem  Theaterunternehmer  und  einer  andern  Person  getroffene 
Uebereinkommen,  wonach  ersterer  gegen  Empfang  eines  Ent- 
gelts seinem  Gegenkontrahenten  die  Veranstaltung  einer  Auf- 
führung verspricht. 

Ueber  seine  Einordnung  in  das  Vertragssystem  besteht 
Streit.  Die  italienische  Jurisprudenz  stellt  ihn  unter  die  nach 
der  Formel  do,  ut  facias  gebildeten  Innominatkontrakte,^) 
in  der  französischen  Literatur  wird  er  häufig  als  Sach- 
miethe^)  und  von  Biermann^  als  locatio-conductio  operis 
bezeichnet. 

Nur  die  letzte  Auffassung  kann  als  zutreffend  gebilligt 
werden. 

Da  die  Gegenleistung  des  Besuchers,  wenn  sie  auch  in 
der  Mehrzahl  der  Fälle  lediglich  in  Entrichtung  einer  bestimmten 
Geldsumme  besteht,  doch  stets  durch  das  freie  Belieben  der 
Kontrahenten  normirt  wird,  empfängt  der  Besuchsvertrag  seinen 
charakteristischen,  die  juristische  Subsumtion  bestimmenden  In- 
halt durch  die  dem  Unternehmer  obliegende  Leistung.  Diese 
besteht  aber  wesentlich  in  der  Veranstaltung  theatralischer  Pro- 


Staatsrecht Bd.  1,  S.  658;  Bd.  2  S.  50  fg.  Löning,  Verwaltungsrecht  S.  660. 
Meili,  Das  Telephonrecht.  Leipzig  4885.  S.  154,  Sarwey,  Hdbch.  d.  öff. 
Rechts.  Bd.  1  Hlbbd.  2.  1884.  S.  89.  Thöl,  Das  Handelsrecht.  6.  Aufl. 
Leipzig  1879.     Bd.  1,  S.  111. 

1)  Urth.  d.  Cassationshofs  Mailand   v.  15.  Mai  1861.     Rivaita  S.  391. 
Rosniini  S.  289. 

2)  Deseure  S.  265.     Lacan    et   Paulmier    Bd.  2,    S.   1.     Ebenso  Urth. 
d.  A.-Ger.  I  Berlin  v.  14.  März  1896  (10.  C.  246,  96;  ungedruckt). 

3)  Biermann,  Jahrbücher  für  Dogmatik  Bd.  32,  S.  307. 
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duktionen,  in  der  Herstellung  eines  immateriellen,  durch  die 
selbständige  Thätigkeit  des  Unternehmers  zur  äussern  Wahr- 
nehmung gebrachten  opus.  Der  Unternehmer  ist  zwar  noch 
ausserdem  verpflichtet,  dem  Besucher  während  der  für  das 
Vorsichgehen  des  opus  erforderlichen  Zeit  die  Benutzung  der 
Theaterlokalität  zu  gestatten;  diese  zweite  Verpflichtung  ist 
aber  die  nothwendige  Voraussetzung,  um  die  Vornahme  des 
opus  zu  ermöglichen,  mithin  eine  blosse  Hülfsthätigkeit,  die  für 
die  juristische  Charakterisirung  nicht  in*s  Gewicht  fallt.  Das 
gleiche  Verhältniss  findet  sich  auch  bei  andern  Werkvertrags- 
arten, wie  z.  B.  bei  sämmtlichen  Frachtverträgen,  ohne  dass 
hier  je  ein  Zweifel  über  die  nebensächliche  Bedeutung  des  die 
Perfektion  des  Vertrages  erst  ermöglichenden  lokalen  Momentes 
aufgetaucht  wäre.  Auch  hier  beschränkt  sich  die  Obliegenheit 
des  Transportverpflichteten  nicht  auf  das  facere  des  Transports, 
sondern  gewährt  dem  Gegenkontrahenten  einen  Anspruch  an 
dem  als  Transportmittel  benutzten  Gegenstand,  ein  Umstand, 
der  jedoch  rechtlich,  da  es  sich  dabei  nur  um  das  Schaffen 
einer  condicio  sine  qua  non  für  die  Vertragserfüllung  selbst 
handelt,  nicht  weiter  in  Betracht  kommt."*)  Die  französische 
Auffassung,  die  den  Besuchsvertrag  zur  locatio-conductio  rei 
stempelt,  kehrt  das  faktische  Verhältniss  gradezu  um,  indem 
sie  die  Benutzung  der  Theaterlokalität  zur  Hauptsache  erklärt, 
was  nothwendig  zu  irrigen,  dem  Wesen  des  Besuchsvertrages 
widersprechenden  Konsequenzen  führt.  Gegen  die  Bezeichnung 
des  Theaterbesuchvertrages  als  Innominatkontrakts  spricht  end- 
lich der  Umstand,  dass  die  Einordnung  in  diesen  Sammel- 
begriff doch  nur  eine  Aushülfe  bildet,  die  dann,  wenn  sich  eine 
genauere  Rubrizirung  unter  einen  konkreten  Vertragstypus  als 
unmöglich  herausstellt,  ganz  angebracht  ist,  sich  aber  im  vor- 
liegenden Fall,  in  welchem  der  Begriff  der  locatio-conductio  operis 
durchaus  zutrifft,  als  überflüssig  erweist. 

II.    Mit  Rücksicht  aut  das  vom  Unternehmer  zu  leistende 
opus  zerfällt  der  Besuchsvertrag  in  folgende  Arten: 

*)  Cosack,  Handelsrecht  S.  435.     Staub,  Kommentar  zum  allg.  Handels- 
gesetzbuch.    3./4.  Aufl.     Berlin   1896,     S.   1079. 
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a.  Der  gewöhnliche  Theaterbesuchsvertrag  wird  nur 
über  eine  einzelne,    zeitlich  fest  normirte  Aufführung 
geschlossen,  so  dass  der  Unternehmer  nur  diese  eine  Vor- 
stellung  veranstalten    muss,    der  Besucher   nur    auf  Ver- 
anstaltung   dieser    einen    Vorstellung  Anspruch    hat.     Mit 
inkorrektem  und  leicht  irreführendem,  von  der  Form  ihres 
Abschlusses,    dem  Erwerb    eines    Billets    durch    den    Be- 
sucher,*)   hergeleitetem  Ausdruck   wird  diese  Abmachung 
als  Billetkauf  bezeichnet, 
b.  Der  Abonnementsvertrag  richtet  sich  auf  eine  Mehr- 
heit Aufführungen,    deren  Stattfinden    innerhalb  eines 
bestimmten  Zeitraums  zu  erfolgen    hat;    der  Unternehmer 
ist    verpflichtet,    die  Aufführungen    in    der    versprochenen 
Zahl    und  Zeit  zu  veranstalten,    der  Abonnent    berechtigt, 
die  Veranstaltung  in  der  zugesagten  Art   zu    verlangen.^) 
Zwischen  beiden  Vertragsarten  lässt  sich  neben  der  juristi- 
cshen    auch     eine     ökonomische    Differenz    unterscheiden. 
Der  Bill  et  kauf  vollzieht  sich  alsBaargeschäft:  die  Leistungen 
der  Kontrahenten  erfolgen  Zug  um  Zug;  der  Abonnements- 
vertrag   bildet    dagegen    eine  Form    des  Kreditgeschäfts, 
indem  der  Besucher  dem  Unternehmer  das  Entgelt  gleich  beim  Ver- 
tragsschluss  oder  ratenweise  entrichtet,  die  Gegenleistung  dagegen 
erst  während  eines  sich  hieran  anschliessenden  längeren  Zeitraums 
empfängt.'')     Den  Ausgleich    für    das  hierdurch    übernommene 


^)  In  gleicher  Weise  vollzog  sich  der  Abschluss  der  Besuchsverträge 
bereits  im  römischen  Alterthum,  wie  die  zahlreich  erhaltenen  Theatermarken 
—  tesserae  theatrales  bei  den  Neueren  genannt  —  in  Verbindung  mit  den  auf 
einen  Billethandel  zu  beziehenden  Stellen,  wie  Sueton.,  Caligula  c.  26,  Tacit., 
Ann.  4  cp.  62  darthun.  Ungenau  sind  die  Angaben  bei  Fuchs,  Karten  und 
Marken  S.   13  n.   18. 

^)  Abonnementsverträge  sind  zuerst  in  Holland  nachweisbar,  wo  ihr 
Abschluss  bereits  im  17.  Jhdt.  allgemein  üblich,  v.  Hellwald,  Holl.  Theat.- 
Gesch.  S.  44.  Im  Anfang  des  18.  Jhdts.  finden  sie  sich  in  Frankreich^ 
Guichard  S.  176,  um  dessen  Mitte  auch  im  deutschen  Theaterverkehr. 

7)  Knies,  Geld  und  Kredit.  Berlin  1879.  Abth.  2  S.  183.  Wagner, 
Der  Kredit  und  das  Bankwesen,  Hdbch.  der  politischen  Oekonomie.  2.  Aufl. 
Tübingen  1885.     Bd.  1,  S.  422. 
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Risiko  findet  der  Besucher  in  der  ihm  seitens  des  Unternehmers 
im  Verhältniss  zu  andern  Kontrahenten  gewährten  Entgelts- 
ermässigung. 

^  ^7.     Abschluss  des    7 heaterbesuchsvertrages . 

I.  Der  Abschluss  von  Theaterbesuchsverträgen  ist  gesetzlich 
keinen  besonderen  Vorschriften  unterworfen ;  es  kommen  demnach 
dafür  an  sich  die  Bestimmungen  des  gemeinen  oder  des  Landes- 
rechts zur  Anwendung,  für  das  Gebiet  des  preussischen  und 
französischen  Rechts  also  die  Nothwendigkeit  der  Schriftform, 
sobald  das  vom  Besucher  zu  entrichtende,  nicht  sofort  durch 
Baarzahlung  getilgte  Entgelt  den  Betrag  von  150  Mk.  bezw. 
Frcs.  übersteigt,^)  ein  beim  Abschluss  von  Abonnementsver- 
trägen leicht  möglicher  Fall.  Im  Theaterverkehr  ist  es  jedoch 
allgemein  üblich,  den  Abschluss  eines  jeden  Theaterbesuchs- 
vertrages mit  der  Aushändigung  von  Urkunden  an  den  Theater- 
besucher zu  verbinden,  die,  durch  Inhalt,  häufig  auch  durch 
äussere  Gestalt  unterschieden,  beim  gewöhnlichen  Besuchsver- 
trag als  Bill  et,  beim  Abonnementsvertrage  als  Abonnements- 
heft oder  Abonnementskarte  bezeichnet  werden.  Die 
rechtliche  Bedeutung  dieser  dem  Begriff  der  Karten  und 
Marken  des  täglichen  Verkehrs^)  unterfallenden  Urkunden 
ist  bestritten. 

II.  Nur  dann,  wenn  das  erworbene  Billet  keinen  Kon- 
trollmassregeln  unterworfen  ist  —  das  kann  nur  da  der 
Fall  sein,  wo  der  Vertragsschluss  ein  sofort  zu  erfüllendes 
Baargeschäft  begründet^)  —  dürften  sich  über  seinen  rechtlichen 
Charakter  keine  Zweitel  erheben.  Da  die  Leistung  des  Unter- 
nehmers sich  in  diesem  Fall  unmittelbar  an  die  Entrichtung 
des  Entgelts  durch  den  Theaterbesucher  anschliesst,  also  von 
letzterem  sofort  entgegengenommen  wird,  fehlt  die  Nothwendig- 
keit,   den    Abschluss    des  Vertrages    durch    Herstellung    eines 


1)  Pr.-L.-R.  I  5  §   131.     Code  civ.  art.   1341. 

2)  Ucber  diesen  Begriff  ist  die  S.  218  erwähnte  Schrift  von  Fuchs  S.  1 
fg.  zu  vergleichen. 

3)  Vgl.  S.  221. 
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Beweismittels  zu  sichern,  mangelt  aber  auch  die  Möglichkeit, 
das  Recht  auf  den  Empfang  der  Leistung  einer  andern  Person 
zu  übertragen,  beides  Funktionen,  wie  sie  sonst  im  Rechts- 
verkehr durch  die  Ausstellung  von  Urkunden  als  Beweis-  oder 
Dispositivurkunden  verfolgt  werden.**)  Eine  keinem  dieser 
Zwecke  dienende  Aushändigung  des  Theaterbillets  kann  des- 
halb auf  juristische  Bedeutung  überhaupt  keinen  Anspruch 
machen,  sondern  muss  zur  Verwirklichung  anderer,  der  juristi- 
schen Betrachtungsweise  sich  entziehender  Funktionen  be- 
stimmt sein.  Und  das  trifft  auch  für  diesen  Fall  der  Billetbehän- 
digung  vollkommen  zu,  die  lediglich  erfolgt,  um  die  Einnahme 
von  bestimmten  Plätzen  oder  Platzarten  durch  die  Theaterbe- 
sucher und  damit  die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  im  Zu- 
schauerraum zu  ermöglichen.*^)  Das  Billet  funktionirt  hier  aus- 
schliesslich im  Interesse  des  Unternehmers,  als  ein  rein  faktisches 
Mittel  des  Gewerbebetriebes,  das  mit  angeschlagenen  oder  in 
anderer  Art  zur  Kenntniss  gebrachten  Weisungen  über  die 
Raumvertheilung  innerhalb  der  Theaterlokalitäten,  wie  Situations- 
plänen und  Abtheilungsbezeichnungen,  durchaus  auf  einer  Linie 
steht. 

III.    Wo   dagegen    die  Theaterbesuchsurkunden  Kontroll- 
massregeln  unterworfen  sind  —  dies  ist  hei  sämmtlichen  Abon- 
nementskarten und  regelmässig    auch    bei  Billets  der  Fall    — , 
ist    ihrer  Aushändigung    eine    juristisch    relevante    Bedeutung 
beizumessen,  für  die  zwei  Auffassungen  gegenüberstehen: 
a.  Eine  grosse  Zahl  Autoren    bezeichnet  Billet  und  Abonne- 
mentsurkunden als  Quittungen,  d.  h.  als  Bescheinigung 
des  Unternehmers    über  die    an    ihn  durch   den  Besucher 
erfolgte    Entrichtung    der    Gegenleistung.®)     Die    Urkunde 


^)  Brunner,  Die  Werthpapiere,  Hdbch.  des  Hdlsrechts.  Leipzig  1882. 
Bd.  2,  S.   146. 

*)  Den  gleichen  Zweck  hatten  wohl  bei  4en  unentgeltlich  veranstalteten 
Spielen  die  römischen  Schauspielmarken,  die  auf  der  Rückseite  die  Zahl  des 
cuneus  angaben.     Marquardt-Mommsen,  Hdbch.  Bd.  6,  S.  537  n.   1. 

®)  Bekker,  Die  Geldpapiere,  Jahrbuch  des  gemeinen  Deutschen  Rechts. 
Bd.  1,  S.  307.  Bluntschli  -  Dahn,  Das  Deutsche  Privatrecht.  3.  Aufl.  Mün- 
chen 1864.  S.  505.  V.  Canstein,  Handelsrecht.  Bd.  1,  S.  71.  Gareis, 
Hdlsrecht  S.  659.  Gengier,  Das  Deutsche  Privatrecht.    4.  Aufl.    Erlangen  1892 
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wird  damit  zum  Legitimationszeichen  des  Theater- 
besuchers,'') ihre  Vorweisung  lässt  ihn  dem  Unternehmer 
gegenüber  als  den  prima  facie  zur  Theilnahme  an  der 
Vorstellung  Berechtigten  erscheinen,®)  ohne  dass  jedoch 
die  Ausübung  dieses  Rechts  an  das  Vorzeigen  der  Urkunde 
gebunden  ist.  Denn  da  die  Quittung  ein  einfaches  Be- 
weismittel über  Thatsachen,  die  eben  so  gut  durch  andere 
Beweismittel  dargethan  werden  können,  so  stände  auch 
dem  nichts  im  Wege,  dass  der  Theaterbesucher  den  Be- 
weis seiner  Vorleistung  an  den  Unternehmer  auf  andere 
Art  als  durch  Urkundenvorweisung  erbrächte.®) 
b.  Nicht  minder  häufig  findet  sich  indess  eine  abweichende 
Annahme:  danach  besitzen  die  in  Frage  stehenden  Ur- 
kunden   den  Charakter  von  Werthpapieren,^^)    ist    das 


S.  465.  Kuntze,  Die  Lehre  von  den  Inhaberpapieren.  Leipzig  1857.  S.  20. 
Platner,  Ein  Beitrag  zur  Lehre  von  den  Inhaberpapieren,  Archiv  für  die  zivi- 
listische Praxis.  Bd.  42,  S.  205.  Randa,  Das  Eigenthumsrecht  nach  öster- 
reichischem Recht.  Leipzig  1884.  1.  Hälfte,  S.  263  n.  6;  S.  313.  Renaud, 
Zur  Theorie  der  Obligationen  auf  den  Inhaber,  Kritische  Vierteljahrsschritt. 
Bd.  5,  S.  406.     Schuppe,  Subjektives  Recht   S.  294.     Vivien  et  Blanc  S.  229. 

"*)  Das  seinem  Wesen  nach  nur  Quittung.  Brunner,  Werthpapiere  S.  206. 
Fuchs  S.  33.         •  ■ 

S)  Kohler,  Die  Briefmarke  im  Recht,  Archiv  für  bürgerliches  Recht. 
Bd.  5,  S.  321. 

ö)  V.  Canstein  Bd.   1,  S.  73.     Renaud  a.  a.  0.  S.  407. 

10)  Beseler,  Deutsch.  Priv..R.  S.  345.  Brunner  S.  206.  Constant  S.  208. 
Endemann,  Das  Deutsche  Handelsrecht.  3.  Aufl.  Heidelberg  1876.  S.  368, 
387.  de  Fonteney,  Die  Wechselforderung  hat  ihren  Grund  in  einem  Vertrage, 
Zeitschrift  für  Handelsrecht.  Bd.  18,  S.  76.  Fuchs  S.  29  fg.  Gerber- Cosack, 
System  des  Deutschen  Privatrechts.  17.  Aufl.  Jena  1895.  S.  402  n.  3. 
Gröning,  Die  Inhaberpapiere,  Archiv  für  die  zivilistische  Praxis  Bd.  44,  S.  363 ; 
Bd.  45  S.  93.  Goldschmidt,  Ueber  den  Erwerb  dinglicher  Rechte  von  dem 
Nichteigenthümer  und  die  Beschränkung  der  dinglichen  Rechtsverfolgung  ins- 
besondere nach  handelsrechtlichen  Grundsätzen,  Zeitschrift  für  Handelsrecht 
Bd.  9,  S.  56.  Holzschuher-Kuntze,  Theorie  und  Kasuistik.  3.  Aufl.  Leip- 
zig 1864.  Bd.  2,  S.  190.  v.  Ihering,  Jahrbücher  für  Dogmatik.  Bd.  23,  S.  237. 
V.  Knies,  Geld  und  Kredit.  Abth.  2,  S.  183.  Koch,  Ueber  die  Bedingungen 
des  Eintritts  in  öiTentliche  Lokale,  Vorträge  und  Aufsätze,  hauptsächlich  aus 
dem  Handels-  und  Wechselrecht.  Berlin  1892.  S.  43.  Kuntze,  Prinzip  und 
System  der  Handelspapiere,  Zeitschrift  für  Handelsrecht.    Bd.  6,  S.  27.    H.  O. 
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Recht  auf  Empfang  der  Leistung  an  die  Innehabung  der 
Urkunde  geknüpft,  ^^)  hat  ihr  Verlust  den  Untergang  dieses 
Rechts  zur  Folge,  ^^)  wird  dessen  Geltendmachung  nur 
durch  die  Vorweisung  der  Urkunde  ermöglicht.  ^^)  Eine 
Differenz  besteht  unter  den  Vertretern  dieser  Richtung, 
insofern  die  einen  dem  Unternehmer  zwar  die  Befugniss 
einräumen,  dem  Präsentanten  der  Urkunde  lediglich 
auf  Grund  dieser  Vorweisung  die  Theilnahme  an 
der  Vorstellung  zu  gestatten,  ohne  dass  seitens  des 
rechtlich  zur  Empfangnahme  der  Leistung  Befugten  gegen 
den  Unternehmer  Regress  genommen  werden  dürfte,  da- 
neben aber  den  Unternehmer  auch  für  befugt  erklären, 
vom  Präsentanten  einen  weiteren  Nachweis  seiner 
Legitimation  zu  verlangen,'*)  während  die  anderen, 
unter  Läugnung  einer  solchen  Befugniss,  den  Unter- 
nehmer dem  nicht  offenbar  gegen  ihn  unredlichen 
Präsentanten  ^^)  zur  Vornahme  der  Leistung  verpflichtet 
sein  lassen. ^^  Nur  in  letzterem  Fall  würden  Billet 
und  Abonnementskarte  den  Charakter  vollkommener 
Werthpapiere  tragen;  dagegen  müssten  sie  dann, 
wenn    der   Unternehmer    einen    weiteren    Berechtigungs- 


Lehmann,  Zur  Theorie  der  Werthpapiere,  Festgabe  der  juristischen  Fakultät 
'  Marburg  für  Wetzell.  Marburg  1890.  S.  330.  Roesler,  Miszelle,  Zeitschrift 
für  Handelsrecht.  Bd.  5,  S.  328.  Stobbe,  Handbuch  des  Deutschen  Privat- 
rechts. Bd.  3,  S.  199.  Stubenrauch,  Kommentar  Bd.  2,  S.  682.  Thöl, 
Hdlsrecht  Bd.  1,  S.  635,  669.  Unger,  Die  Verträge  zu  Gunsten  Dritter. 
Jena  1869.  S.  89.  Wolff,  Vindikation,  Amortisation  und  Ausserkurssetzung 
von  Inhaberpapieren,  Zeitschrift  für  Handelsrecht.     Bd.  7,  S.  61,  82. 

11)  Brunner  S.  147. 

12)  Fuchs  S.  31.  H.  O.  Lehmann  S  331.  D.  Entw.  I  §  685,  II  §  722. 
Dazu  Gierke,  Der  Entwurf  eines  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  das  Deutsche 
Recht.     Leipzig   1889.     S.  235. 

13)  Brunner  S.   153. 

14)  Brunner  S.  173.     Stobbe  Bd.  3,  S.  204. 

15)  Die  Anhänger  der  reinen  Kreationstheorie  legen  freilich  auf  das 
Vorhandensein  von  mala  fldes  beim  Präsentanten  kein  Gewicht.  Endemann 
S.  409.  Gerber-Cosack  S.  408.  —  Urth.  d.  R.-0.-H.-G.  v.  27.  Februar  1875 
(Entsch.  Bd.   17  S.  155).     D.  Entw.  I  §  687. 

16)  Brunner  S.  155,  158,  206. 

Opet,  Theaterrecht.  15 
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nach  weis  verlangen  dürfte,  als  Legitimationspapiere 
oder  hinkende  Werthpapiere  bezeichnet  werden.^*^) 
IV.  Die  Entscheidung  über  die  Subsumtion  der  Theater- 
besuchsurkunden unter  die  eine  oder  andere  Gruppe  der  ge- 
nannten Papierarten ^^)  kann  m.  E.  nicht  generelP^)  erfolgen, 
sondern  muss  verschieden  ausfallen,  je  nachdem  es  sich  um 
Inhaber-  oder  Namenurkunden  handelt: 

1.  Die  auf denlnhaber  ausgestellteTheaterbesuchs- 
ur künde  trägt  durchaus  den  Charakter  des  vollkommenen 
Werthpapiers.  Denn  der  damit  versehene  Besucher  kann 
nach  der  Verkehrssitte  auf  Grund  einfacher  Vorweisung  der 
ohne  Benennung  eines  Berechtigten  ausgestellten  Besuchsurkunde 
die  Theilnahme  an  der  Vorstellung  beanspruchen,  ohne  einem 
Verlangen  des  Unternehmers,  sich  über  den  Erwerb  der  Ur- 
kunde zu  legitimiren,  nachgeben  zu  müssen.**^)  Die  Stellung 
einer  solchen  Forderung  an  den  Theaterbesucher  würde  nicht 
nur  als  eine  unbillige  Belästigung  erscheinen,  sondern  als  eine 
direkte  Rechtskränkung  des  davon  Betroffenen  empfunden 
werden.  Nur  für  den  faktisch  äusserst  seltenen  Fall  der  Prä- 
sentation einer  Urkunde  durch  einen  Inhaber,  dem  nachweislich 
der  Umstand  bekannt  war,  dass  deren  Ausgabe  ohne  den 
Willen  des  Unternehmers  erfolgte,  würde  die  Weigerung  der 
Zulassung  zum  Vorstellungsbesuch  sich  mit  dem  in  der  Ver- 
kehrssitte zum  Ausdruck  kommenden  Rechtsbewusstsein  nicht 
in  Widerspruch  setzen. 

Durch  diese  ausnahmsweise  zulässige  Leistungsweigerung 
wird  jedoch  der  Charakter  des  Inhaberbillets  oder  der  Inhaber- 
abonnementskarte als  eines  vollkommenen  Werthpapiers  nicht 
alterirt.  Denn  es  handelt  sich  dabei  lediglich  um  die  An- 
wendung eines  auch  für  die  sonstigen  vollkommenen  Inhaber- 


1"^)  Thöl  Bd.   1  S.  650. 

18)  Zweifel  äussern  über  die  Gleichartigkeit  des  juristischen  Charakters 
aller  Theaterbesuchsurkunden  Carlin ,  Zur  rechtlichen  Natur  der  Werth- 
papiere ,  Zeitschrift  für  Handelsrechts.  Bd.  36,  S.  8.  Dernburg,  Preuss. 
Privatrecht  Bd.  2,  S.  222.     Kuntze,  Inhaberpapiere  S.  498. 

1^  Bereits  Brunner  S.  206  n.  22  empfiehlt  die  scharfe  Sonderung. 

20)  Brunner  S.  206.     Fuchs  S.  29. 
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papiere  geltenden  Grundsatzes.  Auch  bei  ihnen  ist  die  Berech- 
tigung der  Leistungserhebung  zwar  mit  der  blossen  Vonveisung 
der  Urkunde  gegeben,  dem  Schuldner  aber  ebenfalls  die  Befug- 
niss  eingeräumt,  dem  Präsentanten,  der  von  der  ohne  den 
Willen  des  Ausstellers  erfolgten  Ausgabe  des  Inhaberpapiers 
Kenntniss  besitzt,  die  verlangte  Leistung  zu  verweigern. 2^) 

Im  Uebrigen  macht  der  Nachweis  der  Werthpapier- 
qualität  der  Inhaberbesuchsurkunden  keine  Schwierigkeit.  Das 
Charakteristische  des  Werthpapiers  besteht  bekanntlich  darin, 
dass  seine  Innehabung  Voraussetzung  für  die  Verwerthung  des 
darin  verkörperten^^)  Rechts  bildet,^')  sei  es,  dass  es  sich  um 
dessen  Uebertragung  oder  um  dessen  Geltendmachung  handle. 
Nach  beiden  Richtungen  entspricht  dem  die  Natur  der  fraglichen 
Urkunden,  indem  der  Uebergang  des  Rechts  auf  den  Besuch 
der  Vorstellung  nur  durch  ihre  Uebergabe  vermittelt  wird,  ihr 
Untergang  auch  die  Möglichkeit  der  Geltendmachung  des  durch 
sie  verbrieften  Rechts  beseitigt.  ^^) 

Als  Werthpapiere  gehören  Billet  und  Abonnementskarte 
nach  der  Person  ihrer  Aussteller,  je  nachdem  nämlich  der  Staat 
bezw.  eine    öffentlich-rechtliche  Korporation    oder    ein  Privater 


21)  Beseler  S.  317.  Bluntschli-Dahn  S.  513.  Carlin  S.  25,  Endemann 
S.  407  fg.  Gengier  S.  468.  Gierke,  Entwurf  S.  236.  Goldschmidt,  Erwerb 
dinglicher  Rechte  S.  62.  Ders.,  Zur  Theorie  der  Werthpapiere,  Zeitschrift  für 
Handelsrecht.  Bd.  28,  S.  67.  Thöl  Bd.  1,  S.  692.  —  Zweifelhaft  Bahr,  Zur 
Verständigung  über  den  Anerkennungsvertrag,  Jahrbücher  für  Dogmalik. 
Bd.  2,  S.  387. 

22)  Unbegründet  sind  die  von  Brunner  S.  142  f  gegen  diesen  terminus 
erhobenen  Angriffe. 

23)  Carlin  S.  7.  v.  Canstein  S.  31,  48.  Endemann  S.  765.  Gierke, 
Zeitschrift  für  Handelsrecht.  Bd.  29,  S.  253.  Goldschmidt,  Universalgeschichte 
des  Handelsrechts.  Stuttgart  1891.  Abth.  l,  S.  385.  Kuntze,  Werthpapiere 
S.  274.  Ders.,  Prinzip  S.  14.  Ders.,  Wechselrecht  S.  57.  Randa,  Der  Be- 
sitz nach  österreichischem  Recht.    4.  Aufl.  Leipzig  1895.   S.  438.  Roesler  S.  239. 

24)  Beseler  S.  349.  Fuchs  S.  31.  Gengier  S.  464,  471.  Kohler,  Arch. 
f.  bürg.  R.  Bd.  5,  S.  340.  H.  0.  Lehmann,  Theorie  S.  331.  Randa,  Eigen- 
ihum  S.  263.  Schott,  Der  obligatorische  Vertrag  unter  Abwesenden.  Heidel- 
berg 1873.  S.  138.  Siegel,  Das  Versprechen  als  Verpflichtungsgrund. 
Berlin  1873.  S.  114.  —  Anders  Bekker  S.  308,  der  Theaterbillet  und  Quittung 
identifizirt. 

15* 
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als  Theaterunternehmer  erscheint,  zur  Gruppe  der  Staats-, 
Gemeinde-  oder  Privatpapiere, 2^)  nach  ihrem  Inhalt,  der 
eine  Leistung  des  Ausstellers  verspricht,  zu  den  Forderungs- 
papieren,^^  endlich  mit  Rücksicht  darauf,  dass  sie  bei  der 
Geltendmachung  dem  Aussteller  ganz  oder  doch  abschnitt- 
weise zurückgegeben  werden  müssen,  zu  den  Präsentations- 
und Einlösungspapiere n.^^  Dagegen  dürften  sie  streng 
formell  nicht  zu  den  Skripturobligationen  gerechnet  werden, 
da  ihr  Wortlaut  den  Inhalt  des  dem  Inhaber  zustehenden  Rechts 
nicht  erschöpfend  zum  Ausdruck  bringt,^®)  dieser  vielmehr  noch 
aus  andern  Quellen  ergänzt  werden  muss.^®)  Materiell  bilden 
sie  indess  ebenfalls  eine  Art  der  Skripturobligationen,  indem 
ihrer  Geltendmachung  vom  Unternehmer  keine  ihm  aus  der 
Person  der  Vorbesitzer  des  Präsentanten  erwachsenen  Ein- 
reden®^) entgegengestellt  werden  dürfen.  Schliesslich  stellt  sie 
noch  Thöl  mit  Aktien,  Gründungsscheinen  und  Personentrans- 
portbillets  zusammen  in  die  Gruppe  der  Personenpapiere.^^) 
2.  Die  als  Namenspapiere  ausgestellten  Billets  und 
Abonnementskarten  sind  dagegen  zu  den  Legitimations- 
zeichen zu  zählen,  deren  Ausgabe  lediglich  im  Interesse  des 
Unternehmers  erfolgt ,  um  ihm  den  Geschäftsbetrieb  zu 
erleichtern.  Ihre  Innehabung  und  Existenz  ist  daher  für  die 
Geltendmachung  der  den  Berechtigten  zustehenden  Befugnisse 
unerheblich:'^)  auch  derjenige  Abonnent,  der  die  Namens- 
Abonnementskarte    verloren,    kann    seine  Zulassung    zur  Vor- 

25)  Brunner  S.   153.     Thöl  Bd.  1,  S.  636. 

26)  Brunner  S.   150,  206. 

27)  Dernburg,  Pr.  Priv.-R.  Bd.  2,  S.  24  n.  11.  Gierke,  Z.  S.  f.  Handels- 
recht Bd.  29,  S.  264.    Gerber-Cosack  S.  400.    H.  0.  Lehmann,  Theorie  S.  331. 

28)  Brunner  S.  168,  171.  v.  Canstein  S.  30.  Goldschmidt,  Universal- 
geschichte S.  135.  Ders.,  System  des  Handelsrechts.  4.  Aufl.  Stuttgart 
1892.     S.  162. 

29)  Fuchs  S.  42.     Kuntze,  Werthpapiere  S.  499. 

30)  Bluntschli-Dahn  S.  514.  Carlin  S.  36.  v.  Canstein  S.  62.  Fuchs 
S.  31.  Gerber-Cosack  S.  409,  Gengier  S.  468.  Goldschmidt,  System  S.  167. 
Slobbe  Bd.  3,  S.  215. 

31)  Thöl  Bd.  1,  S.  635.     Aehnlich  Kuntze,  Prinzip  S.  27. 

32)  Fuchs  S.  9. 
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Stellung  beanspruchen,  sobald  er  das  Bestehen  eines  Abonne- 
mentsverhältnisses nachweist;  umgekehrt  würde  sich  der  Unter- 
nehmer, der  einem  offenbar  mit  dem  Abonnenten  nicht  identischen 
Fremden  auf  Grund  der  Vorweisung  der  auf  Namen  lautenden 
Abonnementskarte  den  Vorstellungsbesuch  nach  Massgabe  des 
Abonnementsvertrages  einräumt,  dem  dadurch  im  Genuss 
seines  Rechts  gekränkten  Abonnenten  haftbar  machen.  Ebenso 
könnte  die  Uebertragung  des  auf  ein  Namensabonnement  be- 
gründeten Rechts,  falls  sie  überhaupt  angängig  ist,  nicht  durch 
die  blosse  Uebergabe  der  nur  als  Quittung  fungirenden  Abonne- 
mentskarte vollzogen  werden. 

§  28.     Inhalt  des    Theater öesuchsver träges. 

I.  Der  Besucher  hat  im  allgemeinen  auf  all'  diejenigen 
Leistungen,  die  bei  der  Vertragsschliessung  vom  Unternehmer 
zugesagt  wurden,  Anspruch.  Der  Umfang  dieser  Zusagen  er- 
schöpft sich  jedoch  nicht  in  den  jedem  Kontrahenten  besonders 
gemachten  Erklärungen  des  Unternehmers,  die  sich  aus  dem 
Wortlaut  der  beim  Vertragsschluss  ausgehändigten  Besuchsur- 
kunden ergeben.^)  Als  zugesagt  gilt  vielmehr  alles,  was  der  Unter- 
nehmer im  Moment  des  Vertragsschlusses  durch  Annonce ,  Zir- 
kular oder  öffentlichen  Anschlag  als  die  von  ihm  im  Fall 
des  Kontraktsschlusses  zu  prästirende  Leistung  bekannt  ge- 
geben hatte.  ^  Einer  derartigen  Publikation  ist  zwar  häufig 
jede  Verbindlichkeit  abgesprochen  worden,  weil  die  darin  aus- 
drücklich oder  stillschweigend  enthaltene  Aufforderung  zum 
Vorstellungsbesuch  eine  an  einen  unbestimmten  Personenkreis 
gerichtete  Offerte  darstelle,  die  gemäss  Art.  337  H.-G.-B.  als 
blosse  Einladung  keine  juristische  Relevanz  besitze.^     Allein 


1)  Ueber    die  Verbindlichkeit  der    auf  Billets  u.  s.  w.  befindlichen    Er- 
klärungen, vgl.  Kohler,   Ueber  den  Willen  im  Privatrecht,  Jahrbücher  für  Dog-  . 
matik.     ßd.  28  S.  251. 

2)  Dalloz,  TheätreNo.  139.  Rivaita  S.  395.  Vivien  et  Blanc  S.  224. 
—  Derartige  Anschläge,  libelli,  waren  bereits  im  Alterthum  üblich.  Cic, 
Philipp.  II,  38,  97. 

8)  Gareis.  Das  Kaufgeschäft,  Hdbch.  des  Hdlsrechts.  Leipzig  1882. 
Bd.  2  S.  565.  Regelsberger,  Civil  rechtliche  Erörterungen.  Weimar  1868. 
S.  49.  Ders.,  Die  Handelsgeschäfte,  Hdbch.  des  Hdlsrechts.  Bd.  2  S.  428. 
Windscheid  Bd.  2  S.  196. 
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im  vorliegenden  Fall  kann  von  dieser  Erwägung,  deren  Zu- 
treffen später  eingehenderer  Untersuchung  zu  unterziehen  ist,*) 
kein  Gebrauch  gemacht  werden,  da  es  sich  hier  ja  gar  nicht 
darum  handelt,  die  Bekanntmachung  des  Unternehmers  über 
das  Vorstellungsprogramm  in  der  ihr  etwa  an  sich  innewohnenden 
juristischen  Bedeutung  zu  verwerthen,  sondern  lediglich  eine 
Bethätigung  des  Grundsatzes  vorliegt,  dass  beim  Abschluss  eines 
offensichtlich  durch  eine  solche  Bekanntmachung  veranlassten 
Vertrages,  deren  Inhalt,  sobald  keine  ausdrückliche  Zurück- 
ziehung des  Publizirten  erfolgte,  stillschweigend  in  den  Vertrags- 
inhalt Aufnahme  findet.^) 

Im  Einzelnen  variirt  jedoch  die  rechtliche  Stellung  des 
Besuchers,  je  nachdem  ein  Abonnements-  oder  ein  gewöhnlicher 
Besuchsvertrag  vorliegt. 

1.  Einen  Anspruch  auf  das  Stattfinden  von  Vor- 
stellungen haben  Billetbesitzer  und  Abonnent,  und  zwar  ersterer 
dahin,  dass  die  angekündigte  Vorstellung  am  angekündigten 
Tage  erfolgt,^)  während  der  Abonnent  die  Veranstaltung  einer 
bestimmten  Anzahl  Vorstellungen  während  eines  bestimmten 
Zeitraumes,  deren  Einzelansetzung  in's  Belieben  des  Unter- 
nehmers gestellt  ist,**)  verlangen  darf  Nur  wenn  das  Abonne- 
ment auf  zeitlich  genau  fixirte  Vorstellungstage  lautete,  besteht 
auch  für  den  Abonnenten  ein  Anspruch  auf  deren  Innehaltung. 

2.  Jeder  Besuchsvertrag  gewährt  dem  Besucher  einen 
Anspruch  auf  Einräumung  eines  bestimmten  Platzes^) 


^)  Vgl.  §  30. 

*)  Gareis,  Kaufgeschäft  S.  570  n.  41.  Urth.  des  R.  -  0.  •  H.  -  G.  vom 
16.  Januar  1874  (Entsch.  Bd.  12,  S.  215). 

6)  Guichard  S.   179.     Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  17. 

')  Dalloz  No.  153.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  24.  Rosmini  No.  261. 
Salucci  S.  108. 

®)  Ob  ein  einzelner  Platz  oder  eine  Mehrheit  von  Plätzen  oder  eine 
ganze  Abtheilung  des  Zuschauerraums  den  Gegenstand  des  Abkommens 
bilden,  ist  rechtlich  vollkommen  irrelevant.  Vivien  et  Blanc  S.  226.  Unzu- 
treffend ist  die  Annahme  eines  „Logenvermiethungsvertrages",  den  Gonstant 
S.  212;  Rosmini  No.  255  als  eine  besondere  Art  der  locatio  -  conductio  rei 
konstruiren. 
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im    Zuschauerraum.     Die    Normirung    des    Platzes    kann    auf 
doppelte  Weise  erfolgen: 

a.  Ist  der  zugesagte  Platz  nur  generisch  bezeichnet  —  das 
Billet  lautet  auf  eine  Abtheilung  des  Zuschauerraums,  wie 
Stehparterre,  dritter  Rang  — ,  so  leistet  der  Umternehmer 
seinem  Versprechen  Genüge,  wenn  dem  Besucher  ein  be- 
liebiger Platz  in  der  betreffenden  Abtheilung  überlassen 
wird.®)  Ein  nur  allgemein  zum  Besuch  des  Stehparterres 
berechtigter  Abonnent  erleidet  daher  durch  den  Umstand, 
dass  ihm  bei  jedesmaliger  Ausübung  des  Abonnements  ein 
andrer  Platz  im  Stehparterre  zufällt,  in  seiner  Berechtigung 
keine  Verletzung,  auch  wenn  die  wechselnden  Plätze  die 
Möglichkeit  eines  befriedigenden  Vorstellungsgenusses  in 
immer  steigendem  Maasse  beeinträchtigen  würden.  ^^) 

b.  Die  Spezialisirung  des  versprochenen  Platzes,  die  sich 
aus  dem  auf  einen  nummerirten  Platz  einer  bestimmt  be- 
zeichneten Abtheilung  des  Zuschauerraums  bezüglichen 
Inhalt  des  Billets  oder  der  Abonnementskarte  ergiebt,  ver- 
pflichtet den  Unternehmer  zur  Ueberlassung  dieses  indivi- 
dualisirten  Platzes  an  den  Besucher,^')  der  die  Anweisung 
jedes  andern,  auch  eines  an  sich  höher  zu  bewerthenden 
Platzes  ablehnen  darf.^^) 


ö)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  21.  Rosmini  No,  259.  Diese  Möglich- 
keit muss  aber  während  der  ganzen  Vorstellungsdauer  bestehen.  Der  Unter- 
nehmer darf  daher,  sobald  er  für  unnummerirte  Plätze  Billets  und  Abonnements 
ausgegeben  hat,  nur  noch  für  diejenige  Zahl  unnummerirter  Plätze  Billets 
verkaufen,  die  sich  nach  Abzug  der  bereits  vermietheten  Plätze  von  deren 
Gesammtzahl  ergiebt ;  er  ist  dagegen  nicht  berechtigt,  eine  Abtheilung  des  Zu- 
schauerraums, die  beim  Vorstellungsbeginn  nicht  von  allen  generisch  Abon- 
nirten  besetzt  ist,  durch  andere  Personen  voll  besetzen  zu  lassen,  wie  Lacan  et 
Paulmier  Bd.  2,  S.  23  annehmen.  Constant  S.  214.  Deseure  S.  266.  Daher 
kann  natürlich  auch  nicht  mit  Dalloz  No.  154  von  einem  Recht  des  zu  spät 
gekommenen  generisch  Abonnirten,  der  in  seiner  Abtheilung  keinen  Platz 
findet,  auf  Einräumung  eines  anderen  Platzes  die  Rede  sein. 

10)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  22. 

11)  Constant  S.  209.     Guichard  S.   178.     Vivien  et  Blanc  S.  226. 

12)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  11.  Rosmini  No.  274.  —  Urth.  des 
Second  Division  Court,  Lincoln  zu  Ontorio,  Canadian  Law  Times  6.  1886. 
Occasional  Notes  S.  307,  zitirt  im  Archiv  für  bürgerliches  Recht  Bd.  4,  S.  183. 
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3.  Verschieden  bemessen  ist  ferner  der  Anspruch  der 
Besucherklassen  auf  Innehaltung  des  angekündigten 
Vorstellungsprogramms.  Der  Billetinhaber  ist  die  volle 
Durchführung  des  Programms  zu  verlangen  befugt  ;^^)  jede 
Aenderung  desselben  durch  Wechsel  des  aufgeführten  Stückes 
oder  der  Rollenbesetzung  bildet  eine  Verletzung   seines  Rechts. 

Der  Abonnent  hat  dagegen  im  allgemeinen  keinen  so  weit 
gehenden  Anspruch;  gewährt  das  Abonnement  nur  das  Recht, 
an  bestimmten  Tagen  die  Vorstellung  zu  besuchen,  so  liegt 
darin  nicht  die  Befugniss,  für  diese  Vorstellungen  ein  be- 
stimmtes Programm  zu  verlangen;^*)  folgeweise  ist  auch  eine 
vom  Unternehmer  beliebte  Aenderung  des  Programms  keine 
Verletzung  des  Abonnenten  ;^^)  doch  darf  derjenige  Abonnent, 
dessen  Vertrag  die  Aufführung  bestimmt  bezeichneter  Stücke 
zusagte,  auch  die  Festhaltung  dieser  Wahl  vom  Unternehmer 
beanspruchen.^^)  Ebensowenig  ist  der  Unternehmer  dem 
Abonnenten  in  der  Rollenbesetzung  gebunden,  ausgenommen, 
wenn  der  Abonnementsvertrag  etwa  das  Stattfinden  bestimmter 
Gastspiele  zusicherte. 

4.  Sämmtliche  Theaterbesucher  sind  endlich  berechtigt, 
die  gebotenen  künstlerischen  Produktionen  mit  kriti- 
schen, meist  in  die  Form  des  Klatschens  und  Zischens 
gekleideten  Aeusserungen  zu  begleiten. 

Die  Befugniss  der  Meinungsäusserung  dürfte  an 
sich  nicht  als  ein  besonderes  Recht  des  Theater- 
besuchers bezeichnet  werden,  da  es  sich  dal?ei  lediglich  um 
eines  der  sog.  Grundrechte  handelt,  die,  wie  wir  bereits  früher 
konstatirten,  keine  Erweiterung  der  individuellen  Rechtssphäre 
begründen.  ^'^) 


13)  Guichard  S.  178.  —  Ohne  Grund  leugnet  Rivaita  S.  396  den  An- 
spruch   des  Zuschauers   auf  Festhaltung    der    angekündigten  Rollenbesetzung. 

1*)  Der  Abonnement  muss  sich  daher  die  beliebige  Wiederholung  von 
Theaterstücken  gefallen  lassen.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  25.  Rivaita 
S.  397.     Rosmini  No.  265. 

15)  Constant  S.  212.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  30.  Rosmini  No.  3 10. 
Vivien  et  Blanc  S.  225. 

16)  Dalloz  No.  153.     Salucci  S.  108. 
•      17)  Vgl.  S.  43. 
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Allein  die  Bethätigung  eines  Grundrechts  darf  principiell 
nicht  uneingeschränkt  erfolgen,  namentlich  nicht  den  Privat- 
rechtskreis eines  andern  verletzen,^®)  wie  dies  bei  einer  mittelst 
Klatschens  undZischens  erfolgenden  Meinungsäusserung  während 
der  Vorstellung  der  Fall  sein  kann.  Ein  Thun  dieser  Art  stört  unter 
Umständen  die  andern  Theaterbesucher  in  der  vollen  Benutzung 
ihres  durch  Abschluss  des  Besuchsvertrages  erworbenen  Rechts, 
was  sie  an  sich  ermächtigen  würde,  dessen  Verletzer  mit  der  Klage 
für  indirekte  Injurie  zur  zivilen  Verantwortung  zu  ziehen.-^*) 
Diese  Befugniss  müsste  selbst  dann,  wenn  das  rechtliche  Verhält- 
niss  der  Besucher  untereinander  unzutreffend  nach  Analogie  des 
Nachbarrechts  beurtheilt  würde,  dem  beeinträchtigten  Besucher 
zugesprochen  werden.  Denn  auch  danach  müsste  der  Theater- 
besucher sich  nur  denjenigen  Einschränkungen  seines  Rechts 
unterwerfen,  die  als  unvermeidliche  Folge  des  Nachbarverhält- 
nisses erscheinen. ^^)  Dass  aber  ein  kritisch  gestimmter  Zu- 
schauer seine  Ansicht  über  die  Vorstellung  unumgänglich  durch 
störendes  Klatschen  oder  Zischen  bethätigen  müsse,  dürfte  doch 
ernstlich  nicht  behauptet  werden.  Ist  aber  dem  Theaterbesucher 
trotzdem  die  Befugniss,  sich  dieser  Störung  mit  Rechtsmitteln 
zu  widersetzen,  allgemein  versagt,^^)  so  ergiebt  sich  daraus  um- 
gekehrt für  den  störenden  Zuschauer  die  Befugniss  zur  Vor- 
nahme der  Störung,  und  damit  zur  Verletzung  aller  fremden 
Privatrechtssphären,  deren  Träger  gleichzeitig  mit  ihm  als 
Theaterbesucher  der  Vorstellung  beiwohnen. 

Die  Berechtigung  des  Besuchers,  seine  Meinungsäusserung 
in  die  Form  des  Zischens  zu  kleiden,  umschliesst  aber  noch 
einen  ferneren  Eingriff  in  fremde  Rechtssphären. 

Das  Objekt  der  künstlerischen  Kritik  bildet  die  vorgeführte 
Dichtung,  mithin  die  vorgeführten  Leistungen  bestimmter  Per- 
sonen,   des  Autors  und  der  Darsteller.     Diesen    gegenüber    ist 

1^)  Für  die  Bethätigung  der  Gewerbefreiheit  ergiebt  dies  z.  B.  §  26  G.-O. 

19)  1.  2  §  9  D.  ne  quid  in  loco  43,8.  1-  13  §7  D.  de  iniur.  47,10. 
Dernburg,  Pandekten  Bd.  2,  S.  362.  Ihering,  Jahrb.  f.  Dogmatik  Bd.  2'S, 
S.  192. 

20)  Dernburg,  Pandekten  Bd.  1,  S.  464.     Jhering  a.  a.  0.  S.  295. 

21)  Lacan  et  Paulmier  Bd.   1   S.   149. 
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die  Ausübung  einer  tadelnden  Kritik  zwar  für  straflos  erklärt, 
die  Straflosigkeit  aber  nur  unter  der  Voraussetzung  zugebilligt, 
dass  nicht  aus  der  Form  der  kritischen  Aeusserung 
das  Vorhandensein  einer  Beleidigung  hervorgeht.^*) 
Zischen  würde  aber  als  Realinjurie  an  sich  unbedenklich  den 
Thatbestand  dieser  Ausnahme  erfüllen,  Dichter  und  Schauspieler 
demnach  zur  erfolgreichen  Anstellung  einer  strafrechtlichen  Be- 
leidigungsklage ermächtigen.  Allein  die  Rechtsprechung  hat 
bisher  in  solchen  Fällen  den  Ausspruch  einer  Verurtheilung 
stets  abgelehnt^^)  und  damit  dem  Zuschauer  die  Befugniss 
durch  Zischen  straflos  zu  begehender  Ehrverletzung  gegen 
Dichter  und  Schauspieler  zuerkannt.  Die  Begründung  dieser 
Befugniss  ist  nicht  in  einem  stillschweigenden  Verzicht  der  Ver- 
letzten auf  Geltendmachung  ihres  Antragsrechts  zu  erblicken, 
der  juristisch  bedeutungslos  wäre.  Es  handelt  sich  hier  viel- 
mehr um  eine  Anwendung  des  Satzes:  volenti  non  fit  in- 
iuria,  dessen  Geltung  auch  für  das  heutige  Recht  bei  verzicht- 
baren Rechtsgütern  anzunehmen  ist.^^)  In  ihrer  Totalität  würde 
die  Ehre  hierzu  zwar  nicht  gerechnet  werden  dürfen  ;^'^)  ein  Ver- 
zicht auf  den  strafrechtlichen  Schutz  der  Ehre  wäre  daher,  einem 
völlig  unbestimmten  Personenkreis  gegenüber  und  für  jede 
Form  der  Ehrverletzung  ausgesprochen,  kein  Rechtstitel,  um 
Jemanden  zur  straflosen  Ehrverletzung  gegen  den  Verzicht- 
leistenden zu  ermächtigen.  Im  vorliegendem  Fall  treffen  jedoch 
diese  Voraussetzungen  nicht  zu ;  denn  nur  individuell  bestimmte 
oder  doch  bestimmbare  Personen,  die  Zuschauer  in  einer  be- 
stimmten Vorstellung,  kommen  als  Destinatare  des  Verzichts  in 


22)  R.-Str.-G.-B.  §  192. 

23)  Urth.  d.  Kassationshofs  Paris  v.  25.  Juli  1846,  Guichard  S.  180. 
Urth.  d.  Korrektionstribunals  Brüssel  v.  12."  Juni  1886,  (Journ.  des 
Trib.  1886  S.  744),  Urth.  d.  O.-L.-G.  Celle  (Deutsche  Bühnengenossenschaft 
1886  S.  352). 

24)  Berner,  Lehrbuch  des  Deutschen  Strafrechts.  12.  Aufl.  Leipzig  1882. 
S.  138  fg.  Gierke,  Deutsches  Privatrecht  Bd.  1,  S.  711.  v.  Liszt,  Lehr- 
buch d.  Deutschen  Strafrechts.  6.  Aufl.  Berlin  1894.  S.  171.  Weitergehend 
Kessler,  Die  Einwilligung  des  Verletzten  in  ihrer  strafrechtlichen  Bedeutung- 
Berlin  und  Leipzig  1884.     S.  50  fg. 

25)  Binding,  Handbuch  des  Strafrechts.  Leipzig  1885.   Bd.  1,  S.  725  fg. 
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Betracht;  und  der  Verzicht  selbst  bezieht  sich  nur  auf  eine 
ganz  bestimmte,  in  die  übliche  Form  gekleidete  Art  der  Ehr- 
verletzung. ^^) 

Für  die  Bethätigung  des  Rechts  zur  theatralischen  Kritik 
gelten  folgende  Beschränkungen: 

a.  Nur  die  künstlerischen  Produktionen  sind  der 
Kritik  unterworfen,  ihre  Bethätigung  also  erst  während 
des  Vorsichgehens  der  Vorstellung  Rechtsausübung. 
Vor  deren  Beginn  würden  deshalb  sowohl  Klatschen  wie  Zischen 
einen  unzulässigeu  Eingriff  in  das  Recht  der  einzelnen  Zu- 
schauer darstellen  oder  sogar  als  Störung  der  öffentlichen 
Ordnung  erscheinen,  die  eine  öffentliche  Bestrafung  der  Be- 
theiligten rechtfertigen  könnte.  —  Aber  auch  das  Auftreten 
eines  Schauspielers  darf  streng  genommen  noch  nicht  vonAeusser- 
ungen  dieser  Kritik  begleitet  sein,  da  nicht  seine  Persönlichkeit, 
sondern  nur  sein  Spiel  den  Gegenstand  der  Kritik  bilden  darf. 
Das  Zischen,  mit  dem  ein  Schauspieler  beim  Betreten  der 
Bühne  empfangen  wird,  kann  daher,  wie  wiederholt  durch  ge- 
richtliche Entscheidungen  festgestellt  wurde,  eine  Bestrafung 
des  Thäters  wegen  Beleidigung  herbeiführen. ^'') 


26)  Das  Recht  des  Zuschauers  zur  Ausübung  der  theatralischen  Kritik 
richtet  sich  nicht,  wie  seine  sonstigen  Rechte,  gegen  den  Theaterunternehmer, 
sondern  gegen  dritte  Personen,  nämlich  andre  Zuschauer,  Dichter  und  Schau- 
spieler, die  mit  dem  betreffenden  Zuschauer  durch  kein  Vertragsverhältniss 
verbunden  sind.  Eine  strenge  Systematik  scheint  daher  für  die  obigen  Aus- 
führungen eine  andere  Stelle  zu  verlangen.  Gegen  eine  entsprechende  Ver- 
theilung  des  Stoffes  spricht  jedoch  die  Erwägung,  dass  das  Recht  zur  Kritik 
dadurch,  dass  es  ebenso  wie  das  Recht  auf  Einräumung  eines  Platzes  im  Zu- 
schauerraum, wie  das  Recht  auf  Vornahme  einer  bestimmten  Aufführung,  un- 
mittelbar durch  Abschluss  des  Theaterbesuehsvertrages  erworben  wird,  mit 
jenen  andern  Rechten  in  untrennbarer  Verbindung  steht.  —  Seiner  juristischen 
Konstruktion  nach  erscheint  das  Recht  zur  Kritik  als  Reflex  Wirkung  der 
vom  Theaterbesucher,  Schauspieler  und  Autor  mit  dem  Unternehmer  ge- 
schlossenen Theaterbesuchs-,  Engagements-  und  Aufführungsverträge,  in 
denen  der  Unternehmer  kraft  stillschweigenden  Einverständnisses  mit  seinem 
Vertragsgegner  zu  Gunsten  jedes  Theaterbesuchers  die  Befugniss,  die  Kritik 
in  der  gedachten  Art  zu  bethätigen,  ausbedingt. 

27)  Urth.  des  Kriminalkassationshofs  Paris  vom  6.  August  1841, 
Dalloz  No.  64.  Urth.  d.  Unterpolizeigerichts  Brüssel  v.  15.  Mai  1886  (Joum. 
des  Trib.  1886  S.  619). 
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ß.  Schauspieler  und  Autor  sind  der  Kritik  ferner 
nur  in  ihrer  Eigenschaft  als  Künstler  unterworfen; 
die  Aeusserungen  derKritik  dürfen  sich  daher  nur  auf 
ihre  künstlerischen  Leistungen  beziehen,  sich  nicht 
als  Urtheile  über  ihre  sonstige  Lebensführung  quali- 
fiziren.  Eine  Schauspielerin,  die  wegen  ungünstiger  Gerüchte 
über  ihre  Moralität  während  des  Spiels  ausgezischt 
würde,  dürfte  daher  ebenfalls  erfolgreich  die  Beleidigungsklage 
anstellen,  sobald  sie  den  Nachweis  erbringen  könnte,  dass  das 
Zischen  thatsächlich  in  der  geschilderten  Absicht,  und  nicht  als 
theatralische  Kritik  erfolgte.  Diese  freilich  meist  schwierige 
Beweisführung  müsste  ihr  aber  auferlegt  werden,  da  ein  während 
der  Vorstellung  zischender  Zuschauer  stets  die  Präsumtion, 
dass  er  dabei  in  Ausübung  seines  Rechts  auf  theatralische 
Kritik  begriffen  gewesen,  zu  seinen  Gunsten  geltend  machen 
dürfte.  Im  Gegensatz  zur  französischen  Rechtsprechung,  welche 
diese  Vermuthung  fast  zum  Rang  einer  unwiderleglichen  prae- 
sumtio  iuris  ac  de  iure  erhoben  hat,^®)  haben  englische  Ge- 
richte schon  wiederholt  auf  die  Bestrafung  von  Theaterbe- 
suchern erkannt,  deren  kritische  Aeusserungen  nicht  durch 
ästhetische  Rücksichten,  sondern  persönliche  Feindschaft  gegen 
die  ausgezischten  Schauspieler  veranlasst  waren,^^)  und  bei 
Verabredungen  mehrerer  Personen,  das  Auftreten  eines  Schau- 
spielers stets  mit  Zischen  zu  begleiten,  sogar  die  harten  Straf- 
androhungen der  Aufruhrakte  zur  Anwendung  gebracht.^®) 


28)  Guichard  S.  181.  —  Ausnahmsweise  billigte  das  Zivilgericht  Lyon 
durch  Urth.  v.  26.  Mai  1846  einer  par  des  motifs  etrangers  ä  l'art  et  a 
l'appreciation  sincere  et  veritable  du  talent  de  l'artiste  ausgezischten  Schau- 
spielerin eine  Busse  auf  Grund  des  art.  1382  Code  civ.  zu.  Lacan  et  Paul- 
mier  Bd.   1,  S.  238  f. 

2ö)  Odgers,  A  digest  of  the  law  of  übel  and  slander.  2.  ed.  London 
1887.  S.  49.     Paterson,  Liberty  of  the  press  S.  311. 

^)  Am  klarsten  sprach  sich  über  die  Schranken  der  theatralischen 
Kritik  Richter  Mansfield  in  Sachen  Clifford  v.  Brandon  aus:  The  audience  have 
certainly  a  right  to  express  by  applauses  or  hisses  their  sensations  at  the 
moment;  and  nobody  has  ever  hindered,  or  would  ever  question,  the  excer- 
cice  of  that  right.  ßut  if  any  body  of  men  were  to  go  to  the  thcatre  with 
the    settled    intention  of  hissing    an  actor  or  even  of  damning  a  piece,  there 
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c.  Die  Aeusserungen  der  theatralischen  Kritik 
müssen  sich  ferner  der  ortsüblichen  Formen  be- 
diene n,^^)  ein  Grundsatz,  dessen  Nichtbefolgung  durch  die 
obrigkeitlichen  Theaterordnungen  nicht  selten  zum  Polizeidelikt 
gestempelt  ist.  Handelt  es  sich  um  eine  in  ungewöhnlicher 
Form  auftretende  tadelnde  theatralische  Kritik,  so  kann  auch 
daneben  ein  Recht  des  davon  betroffenen  Autors  oder 
Schauspielers,  die  Bestrafung  des  Thäters  wegen  Beleidigung 
zu  veranlassen,  in  Frage  kommen,  da  der  Verzicht  des  Ver- 
letzten auf  den  strafrechtlichen  Schutz  seiner  Ehre  eben  nicht 
jede  beliebige  Form  der  Ehrverletzung  begreift.  ^^) 


can  be  no  doubt  that  such  a  deliberate  and  preconcerted  scheme  would 
amount  to  a  conspiracy,  and  that  the  persons  concerned  in  it  might  be  brought 
to  punishment.  And  if  people  endeavour  to  effect  an  object  by  tumult  and 
disorder,  their  are  guilty  of  a  riot.  Paterson  S.  312.  —  Einen  ähnlichen  vor 
dem  Londoner  Gericht  schwebenden  Prozess  aus  neuester  Zeit  erwähnt 
Deutsche  Bühnengenossenschaft  1890  S.  36. 

31)  Rivaita  S.  396. 

32)  Vgl.  S.  236.  —  Die  literarische  Vorstellungskritik,  für  die 
ausschliesslich  die  allgemeinen  Normen  gelten,  bedarf  keiner  besonderen  Dar- 
stellung. Auch  ihr  gegenüber  ist  der  Schauspieler,  gegen  den  die  durch  §  192 
R.-Str.-G.-B.  gezogenen  Grenzen  überschritten  würden,  strafgesetzlich  geschützt. 
Entsprechende  Entscheidungen  bei  Guichard  S.  181.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  1, 
S.  232  f.  Rosmini  No.  325.  Salucci  S.  29  f.  -  Erwähnung  verdient  da- 
gegen die  Klaque,  die  in  den  meisten  europäischen  Grossstädten  —  abge- 
sehen von  denen  Italiens,  dessen  kunstverständige  Bevölkerung  die  Existenz  eines 
solchen  Missbrauchs  gar  nicht  zu  begreifen  vermag,  Rivaita  S.  286;  Rosmini 
No.  329 ;  Salucci  S.  95  —  einen  organisirten  Bestandtheil  der  Theaterunter- 
nehmungen bildet.  Ihr  Ursprung  reicht  in's  Alterthum  zurück:  Plautus  er- 
wähnt im  Prolog  des  Amphitryo  v.  64,  83  fautores  delegatos;  in  der  ersten 
römischen  Kaiserzeit  finden  sich  factiones  histrionum  unter  Leitung  eines  als 
dux  theatralium  operarum  bezeichneten  chef  de  la  ciaque,  Tac,  Ann.  1  cp.  16, 
deren  Gewerbe  als  höchst  einträglich  bezeichnet  wird.  Martial.,  Epigr.  4,  5,  8. 
Für  die  spätere  Zeit  ist  vielleicht  L.  28  §  3  D.  de  poenis  48,  19  auf  die 
Existenz  einer  Klaque  zu  beziehen,  worin  zugleich  Massnahmen,  die  gegen 
das  belästigende  Auftieten  ihrer  Mitglieder,  qui  vulgo  se  iuvenes  appellant,  ge- 
richtet waren,  erwähnt  werden.  Die  juristische  Behandlung  der  von  einem 
Unternehmer,  Autor  oder  Schauspieler  mit  den  Klaqueurs  geschlossenen  Ver- 
träge dürfte  zu  keinen  Zweifeln  Veranlassung  geben.  Es  handelt  sich  dabei 
um  contra  bonos  mores  gerichtete  Abmachungen,  die  keine  Verbindlichkeit 
zur  Erfüllung  der  versprochenen  Leistungen  begründen ;  doch  hat  Hingabe  der 
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Das  Recht,  die  theatralische  Kritik  in  der  geschilderten 
Weise  zu  bethätigen,  ist  in  jüngster  Zeit  von  zahlreichen  Seiten 
angegriffen  und  seine  Aufhebung  empfohlen  worden.*^)  Vom 
juristischen  Standpunkt  aus  dürfte  sich  für  die  hiermit  aufge- 
worfene Frage  keine  befriedigende  Antwort  ertheilen  lassen, 
da  das  Recht  zur  theatralischen  Kritik  selbst  zweifellos  als  zu- 
lässig in  Anspruch  genommen  werden  darf,  für  die  Wahl  seiner 
Bethätigungsformen  aber  nicht  juristische,  sondern  ästhetische 
Rücksichten  ausschlaggebend  sein  müssen.  Zurückweisung 
verdient  jedenfalls  eine  von  Fresenius  gegebene  Anregung, 
die  Beifalls-  und  Missfallensäusserungen,  je  nachdem  sie  sich 
gegen  den  Autor  oder  den  darstellenden  Künstler  richten,  in 
verschiedener  Weise  zu  bethätigen,®^)  da  hierbei  vollständig 
übersehen  wird,  dass  die  Aufführung,  deren  Wesen  ja  gerade 
in  der  untrennbaren  Vereinigung,  dem  kalleotechnischen  Zu- 
sammenwirken dieser  Personen  besteht,®^)  eine  derartige  Schei- 
dung begrifflich  ausschliesst.^^) 


versprochenen  Geldsumme  an  den  Klaqueur  rechtliche  Wirkung,  da  ihre  Rück- 
forderung, quod  utriusque  turpitudo  versatur,  ausgeschlossen  ist.  Urth.  des 
Seinetribunals  vom  31.  August  1838.  eine  Entscheidung,  an  der  die  spätere 
Praxis  ständig  festgehalten  hat.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  124  fg.  Rosmini 
No.  129.  Abweichend  äussert  sich  allein  Rivaita  S.  287,  der  im  allgemeinen 
die  condictio  des  Gezahlten  zulassen  will,  mit  Rücksicht  auf  L.  4  §  2  D.  de 
condict.  12,  5  die  Rückforderung  jedoch  dann  ausschliesst,  wenn  die  Hingabe 
erfolgte,    um  eine  feindliche  Kundgebung  gegen  die  Aufführung  zu  ersticken. 

33)  Vgl.  die  Zeitschrift  Der  Kunstwart.  1895.  Bd.  8  No.  20,  S.  311  fg. 
—  Daselbst  auch  interessante  Urthetle  berühmter  Schauspieler  aus  älterer  Zeit, 
die  mindestens  die  Zulässigkeit  der  sich  als  Beifall  äussernden  theatralischen 
Kritik  ablehnen. 

34)  Fresenius,  Das  Zischen  im  Theater,  Münchener  Neueste  Nachrichten 
No.  65  vom  8.  Februar  1896  S.  2.  —  Dass  hierbei  gewisse  Ungerechtig- 
keiten unvermeidlich,  hebt  bereits  Lessing,  Ankündigung  zur  Hamburg.  Drama- 
turgie hervor. 

35)  Jungmann,  Aesthetik  S.  550. 

3ö)  Schon  im  Alterthum  war  die  theatralische  Kritik  in  den  heutigen 
Formen  üblich;  Plato,  Leg.  II  p.  659b,  III  701  a,  auch  die  römischen  Komö- 
dien schliessen  fast  regelmässig  mit  einer  Aufforderung  zum  lauten  Applaus 
(clare  ad  plaudere),  was  von  Plaut.,  Cistell.  i,  f.  bereits  als  mos  majorum 
bezeichnet  wird.  —  Die  Bedeutung  des  Klatschens  und  Zischens  ist  indess 
nicht  überall  die  gleiche;  z.B.  gilt  in  Edinburg  Zischen  als  Beifallsäusserung. 
Deseure  S.  278« 
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Alle  aus  Abschluss  eines  Theaterbesuchsvertrages  zum 
Verlangen  der  Aufführungsveranstaltung  berechtigten  Personen 
besitzen  die  Befugniss  zur  Zession  und  Vererbung  ihres 
Rechts,  die  nur  bei  einer  ausdrücklich  das  Gegentheil  bestim- 
menden Abmachung  entfällt.  Der  streng  persönliche  Charakter 
des  Rechts  tritt  regelmässig  in  der  Namenspapierform  der 
beim  Vertragsschluss  vom  Unternehmer  ausgehändigten  Ur- 
kunde zu  Tage,  die  dagegen  als  Inhaberpapier  stets  die 
Uebertragung  gestattet.  Das  durch  Abonnementsvertrag  be- 
gründete Recht  ist  daher,  sobald  die  Abonnementskarte  auf 
Namen  lautet,  im  Zweifel  an  die  Person  des  Benannten  ge- 
bunden,®"^) während  der  Abschluss  eines  gewöhnlichen  Besuchs- 
vertrages ausnahmslos  die  unbeschränkte  Uebertragung  des 
unpersönlich  lautenden  Billets  gestattet.  ®®) 

Die  Uebertragung  muss  jedoch  stets  das  ganze  durch  die 
Urkunde  verbriefte  Recht  umfassen,  den  Zessionar  mit  der 
Befugniss,  der  Vorstellung  in  ihrer  Totalität  beizuwohnen,  aus- 
statten, so  dass  eine  Theilzession  des  Rechtes,  die  etwa  dem 
einen  Zessionar  den  Besuch  des  ersten,  dem  andern  den  Be- 
such des  zweiten  und  dritten  Aktes  ein  und  derselben  Vor- 
stellung einräumte,  ausgeschlossen  ist.®^)  Die  Unzulässigkeit 
eines  solchen  Vorgehens  ergiebt  sich  aus  dem  juristisch  un- 
theilbaren  Charakter  der  Leistung  des  Unternehmers,  dem  das 
Entgelt  einheitlich  dafür  entrichtet  wurde,  dass  einer  Person 
in  der  Vorstellung  eine  Gesammtleistung  gemacht  würde.**^) 
Eine  Uebertragung  der  einzelnen  unpersönlich  lautenden  Billets, 


87)  Constant  S.  214.  Dalloz  No.  155,  161.  Guichard  S.  161.  Lacan 
et  Paulmier  Bd.  2,  S.  23,  39.  Rosmini  No.  257,  292.  Vivien  et  Blanc  S.  227,  325. 
Die  Bindung  an  die  Person  des  ursprünglichen  Kontrahenten  fällt  fort,  sobald 
das  Abonnementsheft  für  die  einzelnen  Vorstellungen  unpersönliche  Billets  enthält. 

88)  Constant  S.  208.  Dalloz  No.  151.  de  Fontenay,  Z.-S.  f.  H.  R.  Bd.  18, 
S.  76.  V.  Knies,  Geld  und  Kredit.  Abth.  2,  S.  183.  Koch,  Vorträge  S.  49. 
Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  7.  Vivien  et  Blanc  S.  224.  Frei  übertragbar 
ist  auch  das  unentgeltlich  erworbene  Freibillet.  Dalloz  No.  152.  Lehmann, 
Theorie  S.  331.  Rosmini  No.  279.  —  Unzutreffend  das  Urth.  d.  Civilgerichts 
Marseille  vom  24.  Februar  1882  (Pandect.  fran9.  chronlog.  Bd.  6,  Abth.  2,  S.  90). 

8»)  V.  Canstein,  Hdlsrecht  S.  72. 
«)  Lehmann,  Theorie  S.  332. 
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deren    Aushändigung    beim    Abschluss  eines  Abonnementsver 
träges  erfolgte,  darf  dagegen    an    verschiedene  Personen  statt- 
finden, da  hier  jedes  Billet  durch  die  Form  seiner  Ausstellung 
eine  selbständige  Leistung  verbrieft. 

II.  Die  rechtliche  Stellung  des  Unternehmers  ist 
bezüglich  der  ihm  obliegenden  Verpflichtungen  bereits  im 
Wesentlichen  in  den  unter  I  besprochenen  Punkten  mit  ge- 
zeichnet, indem  den  sich  für  den  Theaterbesucher  aus  dem 
Vertrag  ergebenden  Berechtigungen  eine  obligatio  des  Unter- 
nehmers zu  deren  Erfüllung  entspricht. 

Andererseits  hat  der  Unternehmer  auf  eine  Gegen- 
leistung des  Besuchers  Anspruch,  die  meist  in  einem  fest- 
bestimmten pekuniären  Entgelt  besteht,  unter  Umständen  aber 
kraft  besonderer  Vereinbarung  in  anderer  Weise  normirt  werden, 
etwa  in  der  Verpflichtung  des  Besuchers,  die  stattfindenden 
Aufführungen  in  Tageszeitungen  kritisch  zu  besprechen,  be- 
stehen kann. 

Der  Unternehmer  ist  ferner  berechtigt,  den  Abschluss  des 
Besuchsvertrages  von  der  Einwilligung  des  Gegenkontrahenten, 
sich  den  vom  Unternehmer  noch  ausser  dem  Entgelt  gestellten 
Forderungen  zu  unterwerfen,  abhängig  zu  machen.  Derartige 
Forderungen  werden  meist  generell,  durch  Bekanntmachung  in 
den  zur  Zeit  des  Vertragsschlusses  nicht  erkennbar  zurück- 
genommenen Vorstellungsprogrammen  gestellt,  deren  Inhalt, 
wie  zu  Gunsten  des  Theaterbesuchers,  so  auch  zu  dessen 
Lasten  zum  Bestandtheil  des  geschlossenen  Besuchsvertrages 
wird.*^)  Möglich  wären  indess  auch  besondere,  nur  mit  einem 
einzelnen  bestimmten  Theaterbesucher  getroffene  Abmachungen, 
deren  Wirksamkeit  freilich,  soweit  der  Besuchsvertrag  unter 
Aushändigung  eines  unpersönlichen  Billets  zu  Stande  kommt, 
mit  Rücksicht  auf  die  Natur  des  Billets  als  Inhaberpapiers  sich 
nicht  auf  die  späteren  Billetnehmer  erstreckt. 

Der  Unternehmer  kann  daher  den  Theaterbesuchern  die 
Verptlichtung  auferlegen,  einzelne  Theaterräume  nur 
nach    Abgabe    der  Garderobe  zu  betreten,*^)  der  Vor- 

41)  Vgl.  S.  230  n.  5. 

42)  Rosmini  No.   110. 
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Stellung  mit  unbedecktem  Haupt  beizuwohnen,^^)  die 
Zulassung  von  Anlegung  einer  bestimmten  Tracht,  wie 
Gesellschafts-  oder  Balltoilette,  abhängig  machen.**) 
Er  darf  femer  den  Inhalt  des  dem  Besucher  an  sich  zustehen- 
den Rechts  beliebig  modifiziren,  die  theaterüblichen  Aeusse- 
rungen  der  Kritik  untersagen,**^)  die  Wirksamkeit 
der  Abonnementsverträge  für  gewisse  Vorstellungs- 
arten von  vornherein  ausschliessen  oder  sich  deren 
Kraftloserklärung  für  bestimmte  Fälle  ausbedingen.*®)  Theater- 
besuchern, die  diesen  mit  Abschluss  des  Besuchsvertrages 
übernommenen  Verpflichtungen  zuwiderhandeln,  darf  der  Unter- 
nehmer die  seinerseits  versprochene  Leistung  zu  erfüllen  ver- 
weigern, sie  sogar  unter  Umständen  zur  Entfernung  aus  den 
bereits    betretenen    Theaterräumen  zwingen.*'^ 

III.  Im  Einverständniss  beider  Parteien  kann  der  ur- 
sprüngliche Inhalt  des  Theaterbesuchsvertrages  auch  noch 
nachträglich  Modifikationen  erleiden.  Das  Einverständ- 
niss muss  nicht  ausdrücklich  erklärt  werden,  sondern  liegt  be- 
reits in  konkludenten  Handlungen,  etwa  in  der  Theilnahme 
des  Besuchers  an  einer  Vorstellung  mit  abgeändertem  Pro- 
gramm,*^) in  seiner  trotz  vertragswidriger  Tracht  unbeanstan- 
deten Zulassung  durch  den  Unternehmer.  Voraussetzung  für 
die  Annahme  des  Einverständnisses  bildet  natürlich  immer  die 
Kenntniss  des  durch  die  Modifikation  betroffenen  Vertragstheils 


43)  Rosmini  No.  133  b.  Dagegen  ohne  Begründung  Deseure  S.  263. 
Klagen  über  die  Unsitte,  den  Hut  während  der  Vorstellung  aufzubehalten,  schon 
aus  dem  Anfang  des  18.  Jhdts.  v.  Hellwald,  Holl.  Theat.-Gesch.  S.  47. 

44)  Für  unzulässig  erklären  ein  solches  Verlangen  Constant  S.  208; 
Dalloz  No,  150;  Guichard  S.  177;  Koch,  Vorträge  S.  44;  Lacan  et  Paulmier 
Bd.  2,  S.  3;  Rosmini  No.  270  —  meist  unter  der  rechtlich  irrelevanten  Be. 
rufung  auf  den  demokratischen  Geist  der  Gegenwart,  der  keine  Ständeunter- 
schiede anerkenne  und  deshalb  auch  jede  Zurückweisung  einer  Person  vom 
Theaterbesuch  untersage.     Vgl.  dagegen  §  30. 

45)  Dagegen  ohne  Begründung  Vivien  et  Blanc  S.  77.  —  Ein  solches 
Verbot  besteht  im  Wiener  Burgtheater. 

46)  Lacan    et    Paulmier  Bd.    2,  S.  39.     Vivien  et  Blanc  S.^  226  fg. 

47)  Paterson,  Liberty  of  the  press  S.  310. 

48)  Dalloz  No.  141.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  18.     Rosmini  No.  283. 

Opet,  Theaterrecht.  1" 
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von  deren  Stattfinden.  Der  Unternehmer,  der  sich  nicht  erfolg- 
reichen Reklamationen  wegen  einer  Programmänderung  aus- 
setzen will,  muss  deshalb,  soweit  möglich,  jeden  Wechsel 
des  Vertragsinhalts  vor  Beginn  der  Leistungserfüllung  publi- 
ziren.*^)  Ist  die  Bekanntgabe  in  der  ortsüblichen  Weise,  durch 
Anschlag  am  Theatergebäude,  Inserat  oder  sonstige  Mittheilung 
vor  dem  Beginn  der  Vorstellung  erfolgt,  so  darf  der  Theaterbe- 
sucher, welcher  der  geänderten  Produktion  beiwohnt,  nicht  unter 
Berufung  auf  seine  Unkenntniss  von  dieser  Publikation  Ansprüche 
wegen  ungenügender  Erfüllung  erheben,  da  dem  Unternehmer 
mit  Rücksicht  auf  die  Natur  des  Theaterbetriebes  als  Massen- 
unternehmung nicht  wohl  zugemuthet  werden  kann,  jedem  der 
Besuchsberechtigten,  die  er  überhaupt  meist  wegen  der  Inhaber- 
natur der  beim  Vertragsschluss  ausgehändigten  Billets  gar  nicht 
zu  kennen  in  der  Lage,  von  einer  eingetretenen  Aenderung 
spezielle  Nachricht  zu  geben.  Vielmehr  muss  es  als  eine  auch 
ohne  besondere  Verabredung  dem  Theaterbesucher  obliegende 
Verpflichtung  erachtet  werden,  sich  aus  den  allgemein  zu^'änglich 
erfolgten  Mittheilungen  des  Unternehmers  zu  informiren,  bezw. 
deren  Inhalt  ohne  weiteres  gegen  sich  gelten  zu  lassen.  ^^) 

IV.  Die  Folgen  des  gänzlichen  oder  theilweisen, 
ungebilligten  Ausbleibens  der  Vertragserfüllung  sind 
verschieden,  je  nachdem  es  auf  den  Unternehmer  oder  den 
Besucher  zurückzuführen  ist. 

Im  ersten  Fall  trifft  den  Unternehmer  im  allgemeinen  die 
Verpflichtung  zur  Rückgewähr  des  vom  Besucher  ent- 
richteten Entgelts,  beim  Vorliegen  eines  gewöhnlichen  Be- 
suchvertrages im  gesammten  Betrag,  beim  Abonnement  nur  in 
entsprechendem  Theil.^^) 


4ö)  Rosmini  No.   113. 

öO)  Urth.  des  L.  •  G.  Wien  v.  Jahre  1892  (Deutsche  Bühnengenossen- 
schaft 1892  S.  56).  —  Aehnlich  L.  11  §  3  D.  de  inst.  act.   14,  3. 

51)  Constant  S.  211.  Dalloz  No.  140.  —  Hatte  das  Vorstellungspro- 
gramm eine  Mehrzahl  von  Stücken  versprochen,  die  Vorstellung  jedoch  eins 
davon  fortgelassen  oder  dafür  ein  andres  gebracht,  so  darf  der  Billetinhaber 
Rückzahlung  des.  ganzen  Preises  verlangen,  da  die  gesammte  Vorstellung  als 
einheitliche    Leistung    erscheint.     Lacan    et    Paulmier  Bd.  2,    S.   17.     Rosmini 
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In  der  Praxis  dürfte  indess  die  unbeschränkte  Anwendung 
dieses  Grundsatzes  auf  alle  Fälle,  in  denen  das  Recht  der  Theater- 
besucher auf  strikte  Durchführung  des  Programms  durch  dessen 
Aenderung  beeinträchtigt  wüi'de,  nicht  selten  zu  Unzuträglich- 
keiten führen.  Dass  ein  Theaterbesucher  den  Wechsel  eines 
angekündigten  Stückes  nicht  hinzunehmen  braucht,  sondern 
damit  mindestens  zur  Rückforderung  seines  Entgelts  berechtigt 
wird,  leuchtet  freilich  ohne  weiteres  ein.  Soll  das  gleiche  aber 
auch  bei  jedem  Wechsel  in  der  Besetzung,  der  vielleicht 
eine  untergeordnete  RoUe  betrifft,  gelten  ?^^)  Offenbar  würde 
damit  der  Chikane  ein  weites  Gebiet  eingeräumt,  der  Betrieb 
der  Theateruntemehmungen  den  grössten  Fährlichkeiten  ausge- 
setzt werden. ^^)  Die  Ankündigung,  die  ein  bestimmtes  Drama 
in  Aussicht  stellt,  verspricht  femer  die  Aufführung  des 
ganzen  Werkes.  Wird  der  Anspruch  des  Zuschauers  dann 
verletzt,  wenn  die  Vorstellung  das  Drama  nicht  in  seiner  ganzen 
Ausdehnung,  sondern  unter  Verkürzungen  bringt?^^)  Der 
Besuchsvertrag  ist  endlich  für  das  Werk  eines  bestimmten 
Autors  geschlossen.  Liegt  dann  in  der  Aufführung  einer  nicht 
von  diesem  Autor  herrührenden  Bühnenbearbeitung  eine 
zur  Preisrückforderung  berechtigende  Beeinträchtigung  des  Be- 


No.  283.  Vgl.  S.  239.  Ungenügende,  zur  Rückzahlung  verpflichtende  Vertrags- 
erfüllung liegt  auch  dann  vor,  wenn  der  Theaterbesucher  wegen  der  un- 
günstigen Lage  des  ihm  eingeräumten  Platzes  die  Vorgänge  der  Aufführung 
nicht  in  befriedigender  Weise  wahrnehmen  kann.  Urth.  des  L.  -  G.  I  Berlin 
V.  19.  November  1887  (Deutsche  Bühnengenossenschaft  1887  S.  454). 

52)  Dafür  Constant  S.  211.  Deseure  S.  264.  Guichard  S.  179.  Lacan 
et  Paulmier  Bd.  2,  S.  17.  Rosmini  No.  283.  —  Urth.  des  Seine  Civ.  -  Ger. 
V.  14.  Dezember  1877  (Pandect.  fran9.  chron.  Bd.  5  Abth.  2,  S.  292). 

^)  Die  Theaterrechtsgeschichte  kennt  bereits  derartige  Vorgänge.  Als 
das  Pariser  Handelsgerisht  durch  Urtheil  v.  15.  Januar  1839,  zum  ersten  mal 
nach  6  Jahren  Zwischenraum,  eine  Entschädigung  wegen  Verweigerung  des 
gemietheten  Zuschauerplatzes  zuerkannt  hatte,  stieg  die  Zahl  derartiger  Prozesse 
in's  Grenzenlose,  um  sofort  wieder  zu  verschwinden,  als  die  gerichtlich 
zugebilligte  Entschädigung  einen  ungemein  niedrigen  Betrag  erreichte.  Lacan 
et  Paulmier  Bd.  2,  S.  12. 

^)  Zu  einem  interessanten  Prozess  dieser  Art  führte  1833  die  Auf- 
führung des  Freischütz  durch  die  Pariser  Oper.  Dalloz  No.  142.  Von  einem 
ähnlichen  Prozess  in  Brüssel  berichtet  Deutsche  Bühnengenossenschaft  1891  S.  174. 

16* 


244  Der  Theaterbesuch. 

Suchers?  Nimmt  man  dies  an,  so  dürfte  beinahe  jede  Aufführung, 
da  der  eine  oder  andere  dieser  Umstände  wohl  regelmässig  zu- 
treffen würde,  zur  Begründung  solcher  Ansprüche  geeignet  sein. 
Auf  air  diese  Fragen,  deren  Zahl  sich  noch  beliebig  \'er- 
mehren  liesse,  kann  m.  E.  keineswegs  eine  absolut  zutreffende 
Antwort  ertheilt  werden.  Würde  die  durchgängige  Anerkennung 
eines  Rechts  auf  Preisrückempfang  zur  Erhebung  chikanöser 
Forderungen  gegen  die  Unternehmer  führen  —  ein  Zustand, 
dessen  Entstehen  eine  gesunde  Rechtsordnung  nimmermehr 
unterstützen  darf  — ,  so  würde  andrerseits  auch  die  unter- 
schiedslose Aberkennung  eines  solchen  Anspruchs  mitunter 
durchaus  berechtigte  Interessen  von  Besuchern  unberücksichtigt 
lassen.  Hat  ein  Besucher  grade  deshalb  sich  an  der  Vorstellung 
betheiligt,  um  eine  bestimmte  Person  in  einer  bestimmten  Rolle 
zu  sehen  oder  um  eine  bestimmte,  sonst  regelmässig  vorge- 
getragene  Arie  zu  hören,  so  dürfte  es  unbillig  sein,  ihm  bei 
unpublizirtem  Wechsel  dieser  Rollenbesetzung,  ungenehmigter 
Fortlassung  dieses  Gesangsstückes  einen  Rückforderungs- 
anspruch zu  versagen,  dessen  Voraussetzung  freilich  der  Nach- 
weis einer  durch  die  Programmänderung  erfolgten  Interessen- 
verletzung des  Zuschauers  bilden  müsste.  Zweifelhafter  mag 
es  sein,  ob  die  gleiche  Erwägung  auch  eine  Forderung  des- 
jenigen, dem  statt  des  Originalwerks  eine  Bühnenbearbeitung 
vorgeführt  wurde,  begründen  kann,  da  es  wohl  als  bekannt 
vorausgesetzt  werden  darf,  dass  jede  Aufführung  sich  vom 
Originalwerk  entfernt,  jeder  Theaterbesucher,  der  ohne  beson- 
dere Abmachung  mit  dem  Unternehmer  kontrahirt,  sich  dem- 
nach stillschweigend  mit  den  etwa  beliebten  Abänderungen 
des  Werkes  einverstanden  erklärt.  ^^)  Doch  kann  sich  dies 
Einverständniss  nur  auf  unwesentliche  Umgestaltungen  beziehen, 
während  wesentliche  Abänderungen,  deren  Existenz  nicht  aus 
dem  Vorstellungsprogramm  hervorginge,  wohl  ebenfalls  ein 
Rückforderungsrecht  des  Zuschauers  begründen  dürften. ^^) 


^)  Dem  entsprechend  erkannte  auch  das  Seinetribunal  durch  Urtheil 
vom  7.  Dezember  1833  auf  Klageabweisung.  —  Anders  Constant    S.  210. 

^^)  Ein  wesentlich  geändertes  Theaterstück  würde  überhaupt  nicht 
mehr  mit  dem  zugesagten  Drama  identisch  sein,  die  Erfüllung  des  Besuchs- 
vertrags demnach  ein  aliud,  als  in  conventione,  bieten. 
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Ist  das  Ausbleiben  der  Vertragserfüllung  durch  Ver- 
schulden des  Unternehmers  veranlasst,  so  haftet  er  dem 
Besucher  auch  für  einen  eventuellen  Schaden. ^"^  Dagegen 
besteht  kein  Recht  des  Besuchers,  als  nachträgliche  Ver- 
tragserfüllung die  nachträgliche  Veranstaltung  einer 
Vorstellung  mit  dem  vollen  Programm  der  unterbliebenen 
oder  ungenügend  vor  sich  gegangenen  Vorstellung  zu  bean- 
spruchen.^®) Ein  solches  Verlangen  würde  mehr  als  die 
Forderung  einfacher  Vertragserfüllung  sein,  weil  das  Recht  des 
Besuchers  nicht  auf  Veranstaltung  einer  Vorstellung  überhaupt, 
sondern  auf  eine  zu  bestimmter  Zeit  oder  innerhalb  eines  be- 
stimmten Zeitraumes  stattfindende  Vorstellung  ging,  mit  dem 
fruchtlosen  Verstreichen  jenes  Momentes  demnach  die  Möglich- 
keit der  Vertragserfüllung  definitiv  beseitigt  ist.  Unbegründet 
wäre  daher  auch  der  Anspruch  eines  durch  Ausbleiben  der 
Vertragserfüllung  geschädigten  Besuchers  auf  Zulassung  zu 
einer  späteren  mit  dem  Programm  der  früheren  veranstalteten 
Vorstellung,  weil  für  die  spätere  Vorstellung  vom  Unternehmer 
beliebig  neue  Zulassungsvoraussetzungen  aufgestellt  werden 
dürfen,  eine  Forderung  des  Besuchers,  auf  Grund  seiner  unter 
anderen  Bedingungen  erfolgten  Vertragserfüllung  an  der  Vor- 
stellung theil  zu  nehmen,  daher  einen  unbegründeten  Eingriff 
in  die  Rechtssphäre  des  Unternehmers  bilden  würde. ^^) 

Ist  der  Besucher  mit  der  ihm  obliegenden  Gegenleistung 
ganz  oder  zum  Theil  im  Rückstand,  so  sind  die  Folgen  je 
nach  dem  Gegenstand  seiner  Verpflichtung  verschieden.  Be- 
steht die  ausgebliebene  Gegenleistung  in  einer  einfachen  Geld- 
zahlung —  die  Möglichkeit  eines  solchen  Rückstandes  kann 
etwa  bei  Abonnementsverträgen  eintreten,  bei  denen  das  Ent- 
gelt ratenweise  zu  entrichten  ist  — ,  so  steht  dem  Unternehmer 
der  gewöhnliche  Klageweg  zur  Befriedigung  seiner  Forderung 


57)  Deseure  S.  199.    Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  16.    Rosmini  No.  276. 

58)  Biermann,  Jahrbücher  f.  Dogm.     Bd.   32    S.    313.     Carlin,  Z.-S.  f. 
H.  R.  Bd.  36  S.  8.     Koch,  Vorträge  S.  45. 

59;  Dagegen  besteht,  keine  Haftung  des  Unternehmers  für  die  Qualität 
der  Vorstellung.  Rosmini  No.  305. 
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ofifen,  wobei  ein  etwaiges  Verschulden  des  Besuchers  für  den 
Umfang  seiner  auf  Zahlung  des  nicht  entrichteten  Geldbetrages 
beschränkten  Verpflichtung  gleichgültig.  Dagegen  besitzt  das 
Verschulden  desselben  für  den  Fall  des  Rückstandes  einer 
anders  gearteten  Verpflichtung  Bedeutung.  War  die  Leistungs- 
erfüllung dem  Besucher  unverschuldet  unmöglich  geworden,  so 
hat  der  Unternehmer  jede  Forderung  eingebüsst;  er  ist  dagegen 
zum  Anspruch  auf  Nachleistung  oder  zu  einer  Ersatzforderung 
befugt,  falls  der  Besucher  die  Erfüllung  der  ihn  treffenden 
Verpflichtung  freiwillig  unterlassen  hatte. 

§  ip.    Beendigung  des    T  keaieröesuc  hsver  träges. 

I.  In  den  Normalfallen  endet  der  Theaterbesuchsvertrag 
mit  Erfüllung  der  wechselseitig  übernommenen  Ver- 
bindlichkeiten. Ausnahmsweise,  und  zwar  .  in  Folge  von 
Umständen,  die  entweder  auf  Seite  des  Unternehmers  oder 
auf  Seite  des  Besuchers  eintreten,  erfolgt  jedoch  eine  vor- 
zeitige Aufhebung. 

II.  Auf  Seite  des  Unternehmers  kommen  als  Auf- 
hebungsgründe in  Betracht: 

1.  Der  Eintritt  von  Ereignissen,  die  eine  Ver- 
tragserfüllung durch  den  Unternehmer  absolut  un- 
möglich machen.  Dahin  gehören  alle  Umstände,  welche 
die  Vornahme  der  Vorstellung  überhaupt  oder  in  der  ver- 
sprochenen Weise  ausschliessen,  wie  Untergang  oder  Un- 
benutzbarwerden der  Theaterlokalitäten,')  Spiel- 
weigerung oder  Behinderung  der  Schauspieler,  obrig- 
keitliches Verhindern  des  Stattfindens  der  i  Auf- 
führung. 

Der  Tod  des  Unternehmers  ist  dagegen  auf  die  Fort- 
dauer des  Vertrages  ohne  Einfluss,^  da  es  sich  dabei  um  eine 


1)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  32,  Rosmini  No.  304.  —  Bei  Wieder- 
errichtung des  Gebäudes  hat  der  ehemalige  Abonnent  keinen  Anspruch  auf 
Ueberlassung  eines  seinem  früheren  Platz  entsprechenden  Raumes,  wie  Dalloz, 
Theätre  No.  158  annimmt,  sondern  ist  hierzu  nur  durch  Abschluss  eines 
neuen  Besuchsvertrages  befugt.  , 

2)  Andrer  Ansicht  Rivaita  S.  394. 
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nicht  mit  spezieller  Rücksicht  auf  die  Person  des  Kontrahenten 
getroffenen  Abmachung  handelt,  zu  deren  Erfüllung  demnach 
auch  die  Erben  des  Unternehmers  verpflichtet  sind.  Dieser 
Grundsatz  muss  auch  dann  gelten,  wenn  der  Tod  des  Unter- 
nehmers konzessionserlöschend  wirkt.  Denn  im  Verhältniss 
zwischen  Theaterunternehmer  und  Theaterbesucher  ist  die 
Existenz  oder  Nichtexistenz  der  Konzession  völlig  unerheblich, 
ihr  Mangel  auf  die  Gültigkeit  der  unter  ihnen  getroffenen 
Vereinbarungen  einflusslos,*)  so  dass  auch  der  Vererbung  einer 
von  einem  Konzessionsinhaber  übernommenen  Verpflichtung 
auf  seine  unkonzessionirten  Erben  keine  Bedenken  entgegen- 
stehen. Den  möglicherweise  auftauchenden  praktischen 
Schwierigkeiten  würde  zudem  häufig  die  Bestimmung  im  §  46 
G.-O.  abhelfen,  die  eine  Fortführung  der  Konzession  bis  zur 
Beendigung  der  nothwendig  gewordenen  Nachlassregulirung 
gestattet.*) 

Der  gleiche  Grundsatz  muss  auch  bei  einer  den  kontra- 
hirenden  Unternehmer  selbst  treffenden  Konzessionsent- 
ziehung zur  Anwendung  gelangen.  Auch  hierin  liegt  eine 
zunächst  lediglich  für  das  öffentliche  Recht  relevante  That- 
sache,  die  dem  Unternehmer  zwar  einen  licite  erfolgenden 
Weiterbetrieb  des  Gewerbes  untersagt,  den  Charakter  der  von 
ihm  valide  eingegangenen  Verträge  als  civilrechtlich  fortdauernd 
jedoch  in  keiner  Weise  beeinflusst.  Dagegen  kann,  wie  sich 
sofort  ergeben  wird,  Fortfall  oder  Entziehung  der  Konzession 
mittelbar  zur  Aufhebung  der  Besuchsverträge  berechtigen. 

In  allen  Fällen  absoluter  Erfüllungsunmöglichkeit  ist 
der  Unternehmer  zur  Rückgabe  der  bereits  empfangenen 
Gegenleistung  —  beim  Abonnement  nur  in  verhältniss- 
mässiger  Höhe  —  verpflichtet.^) 


8)  Rehm,  Gewerbskonzession  S.  70.  Analog  art.  276  H.-G.-B.  Un- 
richtig Dalloz  No.  159;  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  33,  die  den  öffentlich- 
rechtlichen  Charakter  des  Konzessions-  (bezw.  bei  ihnen  des  Privilegien)-Fort- 
falls  verkennen. 

4)  Vgl.  S.  85. 

5)  Rosmini  No.  306. 
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2.  Der  Unternehmer  kann  ferner  durch  Rücktritt  die 
Aufhebung  des  Vertrages  herbeiführen.  Auch  hier  trifft  den 
Unternehmer  eine entsprechendeRückgewährsverpflichtung, 
mit  der  jedoch  unter  Umständen  eine  Verpflichtung  zur 
Ersatzleistung  an  den  durch  die  Vertragsaufhebung  nach- 
weislich geschädigten  Theaterbesucher  verbunden  ist. 

a.  Eine  Berechtigung  zum  Rücktritt  ohne  Ersatz- 
verbindlichkeit besteht  für  den  Unternehmer  nur,  wenn  der 
Rücktritt  aus  Gründen,  die  seine  Vornahme  als  billigenswerth 
erscheinen  lassen,  erfolgt.  Als  ein  solcher  Rücktritt  wäre  der 
mit  Rücksicht  auf  den  Konzessionsverlust  oder  ein  Zen- 
surverbot^  ausgesprochene  zu  erachten,  da  dem  Theater- 
unternehmer nicht  wohl  zugemuthet  werden  kann,  sich  durch 
Erfüllung  der  Besuchsverträge  einer  Bestrafung  auszusetzen. 
Ebenso  würde  auch  das  vertragswidrige  Benehmen  des 
Theaterbesuchers,  der  etwa  der  Vorstellung  in  vorschrifts- 
widriger Tracht  beiwohnen  will,  den  Rücktritt  des  Unter- 
nehmers rechtfertigen.'^) 

b.  Ein  ungerechtfertigter  Rücktritt  verpflichtet  den 
Unternehmer  dagegen  zur  Ersatzleistung  an  den  dadurch 
benachtheiligten  Theaterbesucher.  Hierher  würde  zunächst  jede 
vom  Unternehmer  ohne  zwingende  Veranlassung  unterlassene 
Vornahme  der  zugesagten  Aufführung  zählen,  ein  Fall, 
der  auch  dann  vorläge,  wenn  der  Unternehmer  die  angekündigte 
Aufführung  wegen  all  zu  geringen  Besuchs  ausfallen  liesse.^) 
Zahlreiche  Schriftsteller  wollen  dem  Unternehmer  freilich  im 
letzten  Fall  ein  unbeschränktes  Rücktrittsrecht  einräumen,  da 
die  Erfüllung  des  Besuchsvertrags  stets  stillschweigend  von  der 
Bedingung,  dass  die  Vorstellung  von  einer  angemessen 
grossen  Zuschauermenge  besucht  werde,  abhängig  gemacht 
sei.^)     Allein    diese  Annahme  verdient    keine  Billigung,    da  die 


6)  Vivien  et  Blanc   S.  225. 

■7)  Rosmini  No.  321.   Unrichtig  Guichard  S.  177. 

S)  Biermann,  Jahrb.  f.  Dogmatik  Bd.  32,  S.  313.  Lacan  et  Paulmier 
Bd.  2,  S.  19.     Rosmini  No.  289. 

9)  Fuchs,  Karten  und  Marken  S.  19  n.  2.  Koch,  Vorträge  S.  46 
Kuntze,  Inhaberpapiere  S.  499. 
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Existenz  jener  angeblichen  Bedingung  ohne  jeden  Nachweis 
behauptet  wird,  und  der  Besucher  dabei  auf  das  willkürliche 
Ermessen  des  Unternehmers,  der  das  Stattfinden  der  Vor- 
stellung dann  beliebig  verweigern  dürfte,  angewiesen  wäre.  — 
Ungerechtfertigt  wäre  der  Rücktritt  aber  auch  im  entgegenge- 
setzten Fall,  wenn  der  Unternehmer  etwa  mehr  Billets,  als  der 
Zuschauerraum  gestattet,  ausgegeben  hätte  und  mit  Billets  ver- 
sehenen Theaterbesuchern  mit  Rücksicht  auf  die  volle  Be- 
setzung aller  vorhandenen  Plätze  die  Theilnahme  an  der  Vor- 
stellung vorenthielte.^^)  Denn  auch  hier  ist  die  Unmöglichkeit 
der  Vertragserfüllung  bezw.  der  auf  sie  gestützte  Rücktritt  des 
Unternehmers  lediglich  durch  sein  schuldhaftes  Verhalten  her- 
vorgerufen, das  ihn  ebenfalls  dem  geschädigten,  am  Genuss 
seines  Rechts  gehinderten  Besucher  zum  Ersatz  verpflichtet.^^) 
—  Das  gleiche  gilt  vom  Unterlassen  der  zugesagten  Vorstellung 
in  Folge  einer  freiwillig  vom  Unternehmer  beliebten  Auf- 
gabe des  Theaterunternehmens.^2) 

3.  Endlich  kann  auch  der  Konkurs  des  Theaterunter- 
nehmers die  Aufhebung  der  mit  ihm  geschlossenen  Besuchs- 
verträge zur  Folge  haben.  Dies  ist  zunächst  der  Fall,  wenn 
der  Besucher  die  ihm  obliegende  Leistung  im  Moment  der 
Konkurseröffnung  bereits  voll  entrichtet  hat,  was  bei  den  hier- 
für namentlich  wichtigen  Abonnementsverträgen,  als  Kreditge- 
schäften,^^ regelmässig  zutreffen  wird.  Der  Besucher  hat  seinen 
Anspruch  dann  als  einfacher  Konkursgläubiger  geltend  zu 
machen.  ^^)  Die  Vertragsauthebung  kann  aber  auch,  wenn  der 
Besucher   mit   seiner  Leistung   zur  Zeit    der  Konkurseröffnung 


10)  Koch,  Vorträge  S.  44.  —  Andrer  Ansicht  Bierraann  S.  311  f.  Thöl, 
Handelsrecht  Bd.  3,  S.   150. 

11)  Keine  derartige  Verpflichtung  trifft  den  Unternehmer,  der  die  Haftung 
für  das  Vorhaadensein  unbesetzter  Plätze  beim  Vertragsschluss  ausdrücklich 
ablehnte.     Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.   13,   17. 

12)  Die  Annahme  Dernburgs,  Preuss.  Pr.  -  R.  Bd.  2,  S.  254,  dass  der 
Theaterabonnent  beim  Abschluss  des  Besuchsvertrages  das  Abonnement  nur 
auf  so  lange  Zeit,  als  das  Theaterunternehmen  betrieben  würde,  in  Aussicht 
genommen  habe,  dürfte  schwerlich  der  Verkehrssitte  entsprechen.  - 

18)  Vgl.  S.  221  n.  7. 
14)  §  21  R.  Konk.-O. 
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noch  ganz  oder  theilweise  im  Rückstand  war,  eintreten,  sobald 
nämlich  der  Konkursverwalter  die  Fortführung  des  Unternehmens 
und  damit  die  Erfüllung  der  dem  falliten  Unternehmer  aus  den 
bestehenden  Besuchsverträgen  obliegenden  Leistung  ablehnt. 
Auch  in  diesem  Fall  muss  der  Besucher  seine  etwaige  Forderung 
auf  Rückgewähr  des  schon  entrichteten  Entgelts  als  einfacher 
Konkursgläubiger  geltend  machen.  ^^) 

III.  Von  geringerer  praktischer  Bedeutung  sind  die  auf 
Seiten  des  Besuchers  eintretenden,  die  vorzeitige  Auf- 
hebung des  Besuchsvertrages  veranlassenden  Umstände, 
da  hier  nur  die  für  einen  längeren  Zeitraum  geschlossenen 
Abonnements,  bei  denen  der  Besucher  die  ihm  obliegende  Leistung 
nicht  sofort  voll  erfüllt  hat,  in  Betracht  kommen. 

1.  Umstände,  die  dem  Besucher  eine  Erfüllung  dieser 
Leistung  unmöglich  machen,  sind  juristisch  nicht  denkbar,  so- 
bald es  sich  dabei  um  die  Entrichtung  einer  Geldsumme  handelt. 
In  andern  Fällen  gilt  das  §  28  a.  E.  Bemerkte,  i^) 

2  Ausgeschlossen  ist  ein  Rücktrittsrecht  des  Be- 
suchers oder  seiner  Erben,  auf  die  bei  persönlichem  Abonnement 
die  Berechtigung  zur  Ausübung  des  auf  die  Person  ihres  Erb- 
lassers beschränkten  Besuchsrechts  im  Zweifel  nicht  übergeht.  ^^ 
Der  als  Abonnement  abgeschlossene  Besuchsvertrag  enthält 
eben  ein  aleatorisches  Moment:  der  Theaterbesucher,  der  den 
Anspruch  auf  Vorstellungsveranstaltung  gegen  Entrichtung  eines 
geringeren  Entgelts  als  jeder  andere  Kontrahent  erwirbt,  trägt 
dafür  die  Gefahr,  sein  Recht  nicht  voll  ausnutzen  zu  können.^®) 

3.  Die  Wirkungen  eines  über  das  Vermögen  des  Theater- 
'besuchers  ausgebrochenen  Konkurses  sind  verschieden,  je 
nachdem  bei  der  Eröffnung  nur  der  Besucher  mit  der  ihm  ob- 
liegenden Leistung  ganz  oder  theilweise  im  Rückstand,  der 
Unternehmer  dagegen  die  zugesagten  Vorstellungen  bereits 
sämmtlich  statt  finden  liess,  oder  je  nachdem  Besucher  und 
Unternehmer   ihre   Leistungen    noch    nicht    vollständig    erfüllt 


15)  §  15  1.  c. 

16)  Vgl.  S.  246. 

i"')  Anders  natürlich  in  den  S.  239  n.  37  besprochenen  Fällen. 

18)  Constant  S.  214.    Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  24.    Rosmini  No.  257 
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haben.  Im  ersten  Fall  kommt  der  Unternehmer  ausschliesslich 
als  gewöhnlicher  Konkursgläubiger  in  Betracht;  im  zweiten  Fall 
hat  der  Konkursverwalter  ein  Wahlrecht  zwischen  den  beiden 
Möglichkeiten,  das  restirende  Entgelt  aus  der  Masse  zu  zahlen 
und  die  Vornahme  der  restirenden  Vorstellungen  zu  verlangen, 
oder  die  Restzahlung  zu  weigern  und  damit  den  Unternehmer 
wiederum  in  die  Rolle  eines  einfachen  Konkursgläubigers  zu 
versetzen.^^)  Nur  ausnahmsweise,  nämlich  dann,  wenn  der 
abgeschlossene  Theaterbesuchsvertrag  keinen  persönlichen  Cha- 
rakter trägt,  dürfte  die  Entscheidung  zu  Gunten  der  ersten 
Eventualität  ausfallen,  da  die  Masse  damit  ein  unter  Umständen 
hoch  zu  verwerthendes  Vermögensstück  gewinnen  könnte ;^°) 
trägt  dagegen  das  Abonnement  persönlichen  Charakter,  so 
würde  die  Restzahlung  durch  den  Verwalter  gegen  das  Interesse 
der  Masse  sein,  da  die  dann  zulässige  Verwerthung  des  Besuchs- 
rechtes doch  nur  durch  den  Gemeinschuldner  selbst  erfolgen 
dürfte. 

Hat  im  Moment  der  Konkurseröffnung  nur  der  Besucher 
seine  Leistung  vollständig  erfüllt,  das  Entgelt  für  das  Abonnement 
bereits  ganz  entrichtet,  so  fällt  die  Verwerthung  des  unpersönlich 
begründeten  Rechts  der  Masse  zu,  während  die  Ausübung  des 
auf  die  Person  gestellten  Besuchsrechts  dem  in  Konkurs 
gerathenen  Abonnenten  oder  Eintrittsberechtigten  verbleiben 
würde.  2*) 


W)  Vgl.  n.  14. 

^)  Etwa  ein  Abonnement,  das  den  Abonnenten  das  Auftreten  be- 
rühmter Gäste  zusagte. 

21)  Anhangsweise  sei  hier  noch  einer  im  deutschen  Theaterverkehr  un- 
gebräuchlichen, ebenfalls  den  Vorstellungsbesuch  vermittelnden  Vertragsarti 
vom  Standpunkt  des  Besuchers  droit  d'entree  genannt,  Erwähnung  gethan. 
Man  versteht  darunter  eine  Abmachung,  durch  die  der  Theaterunternehmer 
sich  gegen  Empfang  einer  beliebig  normirteu  Leistung  dem  Gegenkontrahenten 
verpflichtet,  ihm  an  den  zur  Ausübung  seines  Rechts  bestimmten  Tagen,  auf 
sein  Gesuch,  behufs  Entgegennahme  der  Aufführung  einen  Platz  im  Zuschauer- 
raum zu  überlassen,  sofern  sich  im  Moment  der  Gesuchstellung  noch 
vakante  Plätze  finden.  Derartige  Verträge  werden  selten  als  selbständige 
geschlossen;  meist  tragen  sie  akzessorischen  Charakter,  indem  die  Einräumung 
des    Eintrittsrechts    einen    Bestandtheil    des    dem    dramatischen    Autor    für 
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§  jo.     Der   Kontrahirungs zwang    der     7 heaterunter- 

nehmungen. 

I.  Unsere  bisherige  Darstellung  hat  den  Theaterbesuchs- 
vertrag nach  Abschluss,  Inhalt  und  Beendigung  zu  schildern 
versucht  und  damit  —  von  der  Besprechung  der  in  der 
Person  der  Kontrahenten  vorauszusetzenden  Eigenschaften  ab- 
gesehen, die  mit  Rücksicht  darauf,  dass  es  sich  dabei  nur  um 
allgemeine  Erfordernisse  der  Handlungs-  und  Verpflichtungs- 
fähigkeit handelt,  unterblieb  —  die  bei  Verträgen  regelmässig 
in  Betracht  kommenden  Momente  erschöpft.  Die  eigenthümliche 
Gestaltung  des  Theaterbesuchsvertrages  hat  jedoch  dabei  noch 
nicht  vollständig    die  verdiente  Würdigung  gefunden,    dazu  ist 


die  Aufführungsgestattung  seines  Werkes  zugesagten  Entgeltes  bildet,  vgl. 
§  37  n.  93.  Der  Eintrittsvertrag  unterscheidet  sich  in  der  juristischen 
Konstruktion  vom  Besuchsvertrag:  seinen  Gegenstand  bildet  nicht  die 
Herstellung  eines  opus  —  der  Eintrittsberechtigte  hat  keinen  Anspruch 
auf  Veranstaltung  von  Aufführungen  — ,  sondern  die  Eröffnung  einer 
Chance  zum  Theaterbesuch.  Am  passendsten  dürfte  man  diesen  Ver- 
trag, wenn  ihm  nicht  selbständiger  Charakter  beigemessen  'v\erden  sollte, 
wohl  als  emptio  spei  bezeichnen.  —  Auch  im  einzelnen  ist  die  Stellung 
des  Eintrittsberechtigten  von  der  der  übrigen  Besucher  verschieden.  Während 
letztere  die  Einräumung  eines  generisch  oder  speziell  bezeichneten  Platzes  zu 
beanspruchen  haben,  gewährt  das  Eintrittsrecht  einen  Anspruch  nur  auf  einen 
generisch  bezeichneten  oder  überhaupt  einen  Platz,  in  beiden  Fällen  aber 
nur,  wenn  bei  Geltendmachung  des  Rechts  ein  Platz  in  der  betreffenden  Ab- 
theilung des  Zuschauerraums  oder  überhaupt  ein  Platz  noch  unbesetzt  ist. 
Die  Ausübung  des  Rechts  hängt  also  von  einer  Suspensivbedingung  ab,  deren 
Eintritt  mit  um  so  grösserer  Wahrscheinlichkeit  durch  die  Thätigkeit  des  Be- 
rechtigten herbeigeführt  werden  kann,  je  allgemeiner  das  Eintrittsrecht  verein- 
bart ist.  Findet  sich  im  Moment  der  Geltendmachung  des  Rechts  noch  ein 
entsprechender  Platz  vakant,  so  muss  er  dem  Eintrittsberechtigten,  grade  als 
ob  er  ein  darauf  lautendes  Billet  besässe,  eingeräumt  werden.  Der  Eintritts- 
berechtigte hat  ferner  keinen  Anspruch  auf  Innehaltuug  eines  angekündigten 
Vorstellungsprogramms,  da  sein  Recht  ja  nur  die  Möglichkeit  des  Vorstellungs- 
besuchs eröffnet,  nicht  die  Theilnahme  einer  bestimmten  Vorstellung  gewährt. 
Obwohl  das  Eintrittsrecht  keine  Forderung  auf  Veranstaltung  von  Aufführungen 
begründet,  steht  dem  Eintrittsberechtigten  dennoch  ein  Ersatzanspruch,  der 
eventuell  auf  Rückforderung  des  von  ihm  entrichteten  Entgelts  geht,  zu,  wenn 
der  Unternehmer  innerhalb  des  ganzen  für  Ausübung  des  Eintrittsrechts  ver- 
einbarten Zeitraums  die  Veranstaltung  von  Aufführungen  unterlässt,  da  er  da- 
mit die  von  ihm  zu  prästirende  Leistung,  die  Verschaffung  einer  Gelegenheit 
zum    Vorstellungsbesuch,    unerfüllt    liesse.     Dagegen  erwirbt    der    Berechtigte 
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vielmehr  erforderlich,  noch  eines  weiteren,  angeblich  charak- 
teristischen Merkmals,  des  sog.  Kontrahirungszvvangs  zu  gedenken. 
Man  versteht  unter  Kontrahirungszwang  im  allgemeinen 
die  rechtliche  Verpflichtung  zur  Vertragsschliessung  ;^)  speziell 
im  Theaterrecht  bezeichnet  Kontrahirungszwang  die  Ver- 
pflichtung des  Theaterunternehmers,  mit  den  sich  ihm 
als  Gegenkontrahenten  anbietenden  Personen  Theater- 
besuchsverträge jeder  Art  einzugehen,  d.  h.  im  Sprach- 
gebrauch des  täglichen  Lebens,  die  Verpflichtung  des  Unter- 
nehmers zum  Verkauf  von  Billets  und  Abonnements- 
urkunden an  die  darum  Nachsuchenden.*) 


keinen  Ersatzanspruch,  wenn  er,  da  bei  Geltendmachung  des  Eintrittsrechts 
der  Zuschauerraum  oder  dessen  ihm  offenstehende  Abtheilung  stets  bereits 
voll  besetzt  war,  niemals  zur  Theilnahme  an  einer  Aufführung  gelangt.  Für 
die  Uebertragung  des  Eintriitsrechts  gelten  die  allgemeinen  Grundsätze;  es 
st  an  sich  frei  übertragbar  und  nur  bei  ausdrücklicher  Abmachung  —  ob  eine 
solche  vorliegt,  ergiebt  sich  regelmässig  aus  der  Namens-  oder  Inhaberpapier- 
form der  dem  Berechtigten  vom  Unternehmer  ausgestellten  Eintrittskarte  — , 
an  die  Person  des  Vertragschliessenden  gebunden.  Dalloz  No.  162.  Guichard 
S.  182.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  39.  Rosmini  No.  294.  Um  die 
Doppelbesetzung  von  Plätzen  zu  vermeiden,  erhält  der  Eintrittsberechtigte  mit 
Geltendmachung  des  Rechts  gewöhnlich  das  auf  den  vakanten  Platz  lautende 
Billet  ausgehändigt  und  gewinnt  damit  die  Stellung  eines  Billetinhabers. 
Urth.  des  Seine-Civ.-Ger.  v.  2.  Mai  1873  (Pandect.  fran9.  chron.  Bd.  5, 
Abth.  2,  S.  165). 

1)  Biermann,  Jahrbücher  für  Dogmatik  Bd.  32,  S.  266. 

2)  Und  zwar  für  jede  beliebige  Abtheilung  des  Zuschauerraums,  mit 
Ausnahn;e  der  für  das  Staatshaupt  und  dessen  Angehörige  reservirten  Plätze. 
In  diesem  Vorbehalt  steckt  ein  Rest  des  älteren  Rechts,  unter  dessen  Herr- 
schaft die  Theaterbesucher  sich  die  Plätze  nicht  rtach  freiem  Belieben 
aussuchen  durften,  sondern  stände-  bezw.  berufsweise  in  die  gesonderten 
Abtheilungen  des  Zuschauerraums  vertheilt  waren.  Im  griechischen  (athenischen) 
Theater  hatten  die  unmittelbar  dem  Orchester  sich  anschliessenden  Plätze, 
das  ßouXsüXixov,  die  hohen  weltlichen  und  geistlichen  Magistraturen  inne;  innerhalb 
der  folgenden  Reihen  sassen  die  übrigen  nach  Heimathsbebezirken  und  Gentil- 
verbänden,  o^jiot  und  cp6Xai,  geordneten  Bürger,  die  noch  nicht  durch  Leistung 
des  Bürgereides  zur  Bethätigung  im  öffentlichen  Recht  befähigten  jüngeren 
Männer  hinter  ihnen  im  icpyjßixov;  gewisse  Abtheilungen  waren  endlich  für 
die  Schutzgenossen  und  Fremden  bestimmt.  Pollux,  Onomast.  IV,  122.  Aehnlich 
war  die  Platzvertheilung  des  altrömischen  Theaters,  die  nach  mehrfach 
wechselnden  Bestimmungen  durch  die  unter  Augustus  erlassene  lex  lulia  theatralis 
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II.  Für  diejenigen  Theaterunternehmungen,  die 
vom  Staat  oder  von  andern  öffentlichrechtlichen  Kor- 
porationen betrieben  werden,  ist  die  Geltung  des  Kontrahi- 
rungszwangs  als  durchaus  selbstverständlich  zu  erachten.  Handelt 
es  sich  doch  dann  um  publizistische  Anstalten,  die  ihrem  Wesen 
nach  der  Benutzung  durch  Jedermann  oflFen  stehen  und  ides- 
halb jedem,  wenn  ihre  Benutzung  den  vorangehenden  Abschluss 
eines   Vertrages    voraussetzt,    den  Abschluss   dieses   Vertrages 


ihre  endgültige,  später  wiederholt  erneuerte  Regelung  erhielt,  Seneca,  de 
benef.  7,  12  §§  3,  4.  Suetoti.,  Oct.  cp.  40.  Id.,  Domit.  cp.  8.  Die  vordersten 
Sitzreihen  waren  danach  den  Senatoren  reservirt,  die  folgenden  Plätze,  die  während 
des  Zeitalters  der  Bürgerkriege  den  Gegenstand  erbitterter  Kämpfe  gebildet  hatten, 
den  equites  bestimmt,  das  übrige  Volk  dann  nach  tribus  vertheilt.  Gewisse,  rechts 
und  links  von  der  Bühne  befindliche  Plätze  galten  als  Ehrenplätze,  die  der 
Kaiser,  die  vestalischen  Jungfrauen  u.  s.  w.  einzunehmen  hatten.  ^  Sueton.,  Oct. 
cp.  44.  Vitruv.,  Archit.  V,  6.  Durch  Senatsbeschluss  wurde  mitunter  verdienten 
Bürgern  und  deren  Nachkommen  ein  bestimmter  Platz  im  Zuschauerraum 
zur  erblichen  Benutzung  überlassen.  Valer.  Maxim.,  Memorab.  IV,  4,  8.  In 
späterer  Zeit  hatten  wohl  auch  die  ursprünglich  vom  Theaterbesuch  ausge- 
schlossenen Sklaven,  deren  Theaterleidenschaft  als  schwere  Beeinträchtigung 
jhres  Handelswerthes  galt,  ihre  bestimmten  Plätze.  L.  1  §  5  D.  de  serv 
corrupto  11,  3.  L.  65  pr.  D.  de  aedil.  ed.  21,  1.  —  In  Frankreich  herrschte 
der  Grundsatz  der  Vertheüung  der  Zuschauer  nach  Ständen  noch  im  18.  Jhdt., 
Guichard  S.  175,  mit  dem  eigenthümlichen  Vorrecht  des  Adels,  seinen  Platz 
auf  der  Bühne  selbst  einzunehmen.  Lessing,  Dramaturgie,  Stück  10.  Für 
die  deutschen  Verhältnisse  scheint  es  an  entsprechenden  Nachrichten  zu  fehlen ; 
doch  lassen  einzelne  Angaben  über  die  ständische  Platzvertheüung  im  älteren 
englischen  und  holländischen  Theater,  Gaedertz,  Zur  Kenntniss  der  altenglischen 
Bühne.  Bremen  1888.  S.  14.  v.  Hellwald,  Holl.  Theat.-Gesch.  S.  43  auf 
einen  entsprechenden  Zustand  des  deutschen  Bühnenwesens  schliessen. 

Das  Geschlecht  des  Nachsuchenden  ist  selbstverständlich  heut  zu  Tage 
ebenfalls  völlig  unerheblich.  Dagegen  war  im  griechischen  Alterthum  Frauen 
nur  der  Besuch  der  Tragödie  gestattet,  Pauly,  Realencyklopädie  Bd.  4,  S.  1215, 
und  zwar  in  einer  besonderen,  Männern  unzugänglichen  Abtheilung  des  Zu- 
schauerraums. Das  römische  Theater  kannte  ursprünglich  keine  derartige 
Trennung,  Plutarch.,  Sulla  cp.  35,  Plaut.,  Poen.  prol.  31,  durch  die  lex 
Julia  theatralis  wurde  indess  den  Frauen  eine  besondere  Abtheilung  zuge- 
wiesen. Sueton.,  Oct.  cp.  44.  Sonderung  der  Geschlechter  scheint  auch 
im  deutschen  Theater  des  17.  Jhdts.  bestanden  zu  haben,  Devrient  Bd.  1,  S.  181, 
während  das  englische  Theater  schon  zu  Shakespeares  Zeit  die  Trennung 
aufgehoben  hatte.     Gaedertz  S.  18. 
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gestatten  müssen.')  Wie  bei  den  staatlich  betriebenen  Trans- 
portanstalten ist  auch  für  die  publizistischen  Theater- 
unternehmungen ein  unmittelbar  ex  lege  begründeter 
Kontrahirungszwang  gegeben. 

Der  Theaterunternehmer  befindet  sich  hier  dem  gesammten 
Publikum  gevvissermassen  durch  einen  stillschweigend  ge- 
schlossenen Vorvertrag  verpflichtet,  mit  jedem,  der  ihn  darum 
ansucht,  Theaterbesuchsverträge  abzuschliessen.  Das  Verlangen 
des  Einzelnen  auf  Aushändigung  von  Billet  oder  Abonnements- 
urkunde erscheint  danach  als  die  Offerte,  nunmehr  auf  Grund 
des  Vorvertrages  den  Hauptvertrag  zu  perfiziren,  die  Aushändi- 
gung selbst  als  deren  in  Folge  Bestehens  des  Vorvertrages  noth- 
wendig  auszusprechende  Akzeptation;*)  die  Weigerung  der 
Aushändigung  berechtigt  den  Verletzten  zur  Klage  auf 
Abschluss  des  Resuchsvertrages  bezw.,  wo  dies  unmög- 
lich geworden,  auf  Leistung  des  negativen  Vertragsinteresses. ^) 

III.  Für  die  privaten  Theaterunternehmer  wird  die 
Geltung  des  Kontrahirungszwangs®)  dagegen  von  zahlreichen 
angesehenen  Juristen,^)  denen  sich  neuerdings  Entscheidungen 
des  Oberlandesgerichts  Köln  und  des  Landgerichts  Wiesbaden®) 
angeschlossen  haben,  in  Abrede  gestellt,  weil  die  privaten 
Theaterunternehmer  damit  im  Gegensatz  zu  den  übrigen  Ge- 
werbetreibenden,   die    regelmässig    nach    eigener   Willkür   be- 


8)  Biermann  S.  267,  271.  Cosack,  Handelsrecht  S.  515.  Dernburg, 
Pandekten  Bd.  2,  S.  28.  Laband,  Staatsrecht  Bd.  2,  S.  54.  Löning,  Ver- 
waltungsrecht S.  605,  614.     Meili,  Das  Telegraphenrecht.    Zürich  1871.    S.  25. 

*)  Degenkolb,  Zur  Lehre  vom  Vorvertrag,  Arch.  f.  d.  zivilistische 
Praxis  Bd.  71,  S.  9,  53.     Thöl,  Handelsrecht  Bd.  1,  S.  727. 

S)  Dernburg ,  Preuss.  Pr.  -  R.  Bd.  2,  S.  109.  Regelsberger,  Hdbch.  d. 
Hdlrechts  Bd.  2,  S.  419.  Windscheid,  Pandekten  Bd.  2,  S.  201.  Wegen  der 
Unmöglichkeit  gilt  das  S.  245  Bemerkte. 

ö)  Constant  S.  208.  Dernburg,  Preuss.  Pr.-R.  Bd.  2,  S.  HO.  Guichard 
S.  177.  JelUnek,  System  S.  71.  Koch,  Vorträge  S.  44.  Kunlze,  Werth- 
papiere  S.  499.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  3,  6.  Kohler,  Arch.  f.  bürg. 
Recht,  Bd.  4,  S.  187. 

'')  V.  Ihering,  Jahrb.  f.  Dogmatik  Bd.  23,  S.  271  f.  Paterson,  Liberty 
of  the  press  S.  310.     Regelsberger,  Erörterungen  S.  50. 

8)  Urth.  d.  O.-L.-G.  Köln  v.  20.  Februar  1889  und  d.  L.-G.  Wiesbaden 
V.  4.  Juni  1889  (Deutsche  Bühnengenossenschaft  1889,  S.   177  fg.  229). 
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Stimmen  dürften,  ob  sie  mit  jemandem  in  vertragliche  Be- 
ziehungen treten  oder  deren  Eingehung  ablehnen  wollten,  eine 
unmotivirbare  Einschränkung  ihrer  Handlungsfreiheit  erlitten. 
Allein  eine  unbefangene  Würdigung  der  in  den  weitesten  Be- 
völkerungsschichten herrschenden  Anschauung,  der  gegenüber 
sich  auch  die  Wissenschaft  nicht  absolut  negirend  verhalten  darf, 
wird  nicht  zu  verkennen  im  Stande  sein ,  dass  die  Weigerung 
eines  Theateruntemehmers,  Jemandem  für  eine  angekündigte 
Vorstellung  ein  Billet  zu  verkaufen,  nach  dem  Durchschnittsge- 
fühl der  Menge  als  unrechtmässig  empfunden  werden,®)  also  in 
diesem  Fall  die  absolute  Gleichstellung  des  Unternehmers  mit 
sonstigen  Gewerbetreibenden  heftigem  Widerstand  begegnen 
würde.  Angemessener  scheint  daher  auch  für  die  privaten 
Theaterunternehmer  die  Annahme  eines  Kontrahirungszwangs, 
über  deren  Rechtsgrund  unter  ihren  Anhängern  freilich  bisher 
keine  Uebereinstimmung  erzielt  wurde. 

1.  Zahlreich  sind  die  Versuche,  auch  den  privaten 
Theateruntemehmer  als  mit  dem  Publikum  im  Vorvertrag  be- 
findlich zu  erweisen,  eine  Annahme,  deren  Begründung  auf 
öffentlich-rechtliche  Momente  zurückgeführt  wird. 

a.  Die  Theorie  des  rechtlichen  Monopols.^®)  Da- 
nach bildet  der  Kontrahirungszwang  das  Korrelat  zu  der  rechtlich 
bevorzugten  Stellung  der  Theaterunternehmer,  deren  Gewerbe 
nur  kraft  staatlicher  Autorisation  betrieben  werden  dürfe,  dem 
Publikum  aber  dann  auch  unbeschränkt  benutzbar  aein  müsse. 

Auf  das  moderne  Deutsche  Theaterrecht  ist  diese  Theorie 
indess  unanwendbar.  Unsern  heutigen  Theaterunternehmungen 
wohnt  ja  gar  kein  gesetzlicher  Monopolcharakter  bei,  da  das 
Konzessionssystem  dem  zum  Betrieb  eines  Theaterunternehmens 
Konzessionirten  kein  andere  Unternehmer  vom  gleichem  Betrieb 
ausschliessendes  Recht  verleiht.  Neben  jede  Theaterunter- 
nehmung kann  daher  stets  eine  zweite  treten,  mithin  ein  abso- 
lutes Bedürfniss  des  Publikums,  jedes  bestehende  Theaterunter- 


»)  Biermann  S.  314. 

^^)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  55.     Vivien  et  Blanc  S.  60.     Reuling, 
Zeitschrift  f.  Handelsrecht  Bd.  16,  S.  672. 
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nehmen  zum  Abschluss  von  Besuchsverträgen  nöthigen  zu 
können,  nicht  anerkannt  werden. ^^) 

b.  Die  Theorie  des  faktischen  Monöpols.^^)  Der 
Kontrahirungszwang  erscheint  danach  als  das  nothwendige 
Korrelat  des  faktischen  Vorzugs,  den  eine  konkurrenzlos  be- 
triebene Theaterunternehmung  geniesst,  deren  Besitzer  ohne 
solche  Schranke  nach  seinem  Belieben  gewisse  Personen 
ständig  vom  Vorstellungsbesuch  auszuschliessen  vermöchte. 

Man  wird  bereitwillig  anerkennen,  dass  die  Weigerung 
eines  Theaterunternehmers,  bestimmten  Personen  Billets  zu  über- 
lassen, Unzuträglichkeiten  zu  erzeugen  vermag,  die  sich,  wenn 
jenes  Unternehmen  als  einziges  am  Ort  ein  faktisches  Monopol  be- 
sitzt, vielleicht  noch  bedeutend  steigern,  trotzdem  aber  nicht  zu- 
geben können,  dass  daraus  auf  die  rechtliche  Existenz  eines 
Kontrahirungszwangs  geschlossen  werden  müsse. 

Die  Richtigkeit  einer  juristischen  Theorie  erprobt  sich 
darin,  dass  ihre  Anwendung  nicht  nur  in  vereinzelten  Fällen 
zu  angemessenen  Resultaten  führt,  sondern  im  Allgemeinen 
befriedigende  Ergebnisse  erzielt.  Diese  sind  aber  bei  der  Geltung 
eines  lediglich  auf  das  Vorhandensein  eines  faktischen  Monopols 
gestützten  Kontrahirungszwangs  ausgeschlossen.^^) 

Die  Herrschaft  dieses  Grundsatzes  müsste  zunächst 
eine  abweichende  Behandlung  der  Theateruntemehmungen 
veranlassen,  indem  der  Kontrahirungszwang  nur  denjenigen  Unter- 
nehmungen gegenüber,  die  in  ihrem  Bezirk  das  Theatergewerbe 
ohne  Konkurrenz  betrieben,  zur  Anwendung  kommen  dürfte, 
da  nur  hier  vom  Bestehen  eines  faktischen  Monopols  die  Rede 
sein  könnte;  Theaterunternehmer,  deren  Gewerbe  der  Konkurrenz 
gleicher  Unternehmungen  ausgesetzt  wären,  müssten  dagegen 
in  der  Ablehnung  ihnen  gestellter  Vertragsanträge  volle  Freiheit 
besitzen,  da  die  Berufung  auf  die  faktische  Monopolisirung 
ihres  Gewerbes  hier  offenbar  ausgeschlossen  wäre.  Unter  diesen 
Umständen  würde  sich  die  missliche  Konsequenz  ergeben,  dass 


11)  Vgl.  S.  47.     Zutreffend  führt  dies  das  n.  9  zuerst  zitirte  Urtheil  aus. 

12)  Demburg,  Preuss.   Pr.  -  R.  Bd.  2,    S.  611.      Kuntze,  Inhaberpapiere 
S.  499.     Meili,  Das  Telephonrecht.     Leipzig  1885.     S.  161. 

13)  Vivien  et  Blanc  S.  64. 
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in  kleinen  Orten,  in  denen  ein  einziger  Theaterunternehmer 
vorhanden,  ein  Kontrahirungszwang  zu  dessen  Lasten  bestände, 
dass  dagegen  in  Grossstädten  mit  einer  Mehrzahl  von  Theater- 
unternehmungen jeder,  der  einen  Besuchsvertrag  abschliessen 
wollte,  einer  Abweisung  seitens  aller  Unternehmer  ausgesetzt 
wäre.  Der  aus  der  Existenz  des  faktischen  Monopols  ge- 
folgerte Kontrahirungszwang  würde  daher  ein  sehr  bescheidenes, 
auf  die  unbedeutendsten  Theaterunternehmungen  beschränktes 
Dasein  fristen. 

Andrerseits  hätte  die  Anwendung  dieses  Grundsatzes  auf 
gleichliegende  Verhältnisse  eine  masslose  Beschränkung  der 
persönlichen  Freiheit  zur  Folge.  Gäbe  das  Vorhandensein  eines 
faktischen  Monopols  im  Gewerbebetriebe  einem  jeden  die  Be- 
fugniss,  den  Monopolbesitzer  zum  Abschluss  der  durch  seinen 
Gewerbebetrieb  charakterisirten  Verträge  zu  nöthigen,  so  wäre 
der  Schneider,  dessen  Zuschnitt  ein  besonderes  Renommee  ge- 
niesst,  jedem  Besteller  ein  Kleidungsstück  anzufertigen  ver- 
pflichtet, der  Lehrer,  dessen  Methode  hervorragend  gute 
Leistungen  erzielt,  müsste  jeden  als  Schüler  akzeptiren,  der  Wein- 
händler, der  allein  eine  gewisse  Marke  führt,  wäre  jeden  darauf 
gerichteten  Auftrag  auszuführen  verbunden,  auch  wenn  es  ihnen 
Allen  aufs  Tiefste  widerstrebte,  mit  den  betreffenden  Personen 
als  Arbeitgeber,  Schüler,  Kunden  in  Verbindung  zu  treten. 
Auch  in  diesen  Fällen  besteht  ein  faktisches  Monopol;  wäre 
also  dessen  Existenz  der  Grund  für  die  Geltung  des  Kontra- 
hirungszwangs  bezüglich  der  Theaterunternehmer,  so  müsste 
er  auch  diesen  andern  Unternehmern  gegenüber  zur  Anwendung 
kommen.  Davon  ist  jedoch  thatsächlich  nicht  die  Rede;  noch 
keine  Rechtsordnung  hat  Schneider,  Lehrer  oder  Weinhändler 
in  der  willkürlichen  Zusammensetzung  ihrer  Klientel  beschränkt, 
obwohl  die  Zurückweisung  des  Versuchs,  das  faktische  Monopol 
dieser  Gewerbetreibenden  für  sich  zu  fruktifiziren,  den  Stutzer, 
Wissbegierigen  oder  Feinschmecker  nicht  minder  hart  berühren 
mag,  als  den  Bühnenfreund  die  Ablehnung  seiner  Besuchsofferte. 

Auch  die  Theorie  des  faktischen  Monopols  ist  demnach 
nicht  geeignet ,  den  Kontrahirungszwang  rechtlich  zu  be- 
gründen. 
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c.  Die  Theorie  der  öffentlichen  Zweckbestim- 
mung.*^) Die  Verpflichtung  des  Theaterunternehmers  mit 
jedem,  der  darum  nachsucht,  einen  Theaterbesuchsvertrag  zu 
schliessen,  folgt  danach  aus  dem  publicus  usus,  der  an  einem 
der  Befriedigung  eines  Massenbedürfnisses  gewidmeten  Unter- 
nehmen besteht. 

Gegen  die  Prämisse  dieser  Theorie,  die  vorausgesetzte 
Eigenschaft  des  Theaters,  ein  Massenbedürfniss  zu  befriedigen, 
lassen  sich  allerdings  keine  Einwendungen  erheben.  Unzu- 
treffend ist  aber  die  daraus  gezogene  Folgerung  auf  die  Existenz 
des  Kontrahirungszwangs,  dessen  Geltung  sich  nur  auf  diegesetz- 
lich  als  quasipublizistisch  anerkannten,  der  Befriedigung 
von  Massenbedürfnissen  dienenden  Unternehmungen  er- 
streckt, unter  die  nach  dem  Stand  des  heutigen  Rechts  das 
Theater  indess  noch  nicht  eingereiht  werden  darf.^^) 

2.  Auf  rein  privatrechtlichen  Boden  stellt  sich  dagegen 
die  Offer tentheorie,^^)  die  den  Kontrahirungszwang  auf  eine 
ausdrückliche,  an  das  Publikum  gerichtete  Offerte  des  Unter- 
nehmers gründet,  durch  die  er  sich  jedem,  der  den  Antrag  unter 
Erfüllung  der  erforderten  Gegenleistung  akzeptire,  seinerseits 
zur  Erfüllung  der  von  ihm  versprochenen  Leistung  verbindlich 
mache.  Enthalten  sei  diese  Offerte  in  der  vom  Unternehmer 
ausgehenden  Bekanntmachung^'^  über  das  Stattfinden 
der  Vorstellung,  sobald  deren  Inhalt  alle  für  den  Abschluss 


14)  Biermann  S.  290.  Dernburg,  Preuss.  Pr.-R.  Bd.  2,  S.  611.  Koch, 
Vorträge  S.  41.     Kohler,    Arch.   f.  bürg.  R.  Bd.  4,    S.  187.     Kuntze    S.  499. 

lö)  Vgl.  S.  30  n.  36. 

1^  Ueber  die  Unterscheidung  von  Vorvertrag  und  Offerte  ist  nament- 
lich Adler,  Realkontrakt  und  Vorvertrag,  Jahrbücher  f.  Dogmatik  Bd.  31,  S.  84 
zu  vergleichen. 

1*^)  Bereits  im  klassischen  Alterthum  wurde  die  ursprünglich  durch 
Herolde  erfolgende  Mittheilung  künftiger  Theatervorstellungen  vom  Unternehmer 
durch  öffentliche,  edictus  et  ludorum  ordo  genannte  Anschläge  bekannt  ge- 
geben. Seneca,  Epist.  117,  30.  Die  Neuzeit  hat  diese  Sitte  wieder  aufgenommen: 
Der  älteste  deutsche  Anschlag  bezieht  sich  auf  eine  Rostocker  Vor- 
stellung vom  Jahre  1520,  Creizenach  Bd.  1,  S.  216,  zahlreicher  sind  die  sich 
als  „Gry  et  proclamation"  bezeichnenden  französischen  Theaterprogramme  aus 
der  gleichen  Zeit  erhalten.     Guichard  S.  48. 
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des  Besuchsvertrages  wesentlichen  Punkte  erschöpfend  regle  ;^^) 
das  unter  Erfüllung  der  Gegenleistung  gestellte  Verlangen  auf 
Aushändigung  des  Billets  bilde  dann  die  Akzeptation,  die,  ohne 
dass  dem  Unternehmer  die  rechtliche  Möglichkeit  ihrer  Zu- 
rückweisung zustehe,  den  Besuchsvertrag  perfizire,^^)  so  dass 
die  Billetaushändigung  bereits  als  Beginn  der  Leistungserfüllung 
des  Unternehmers  erscheint.  ^^) 

Auch  die  Offertentheorie  ist  Gegenstand  heftiger  Angriffe 
geworden,  ihre  Charakterisirung  der  vom  Unternehmer  aus- 
gehenden Bekanntmachung  als  einer  diesen  bindenden  Offerte 
als  juristisch  unzulässig  erklärt  worden,  da  darin  nur  die  an 
eine  unbestimmte  Menge  gerichtete  Aufforderung  zumAbschluss 
von  Besuchsverträgen  läge,  die  dem  Unternehmer  völlig  freie 
Hand  lasse,  mit  den  sich  zum  Vertragsabschluss  Anbietenden 
thatsächlich  Besuchsverträge  einzugehen  oder  auch  deren  Ver- 
einbarung abzulehnen.^^) 

Dass  die  Bekanntmachung  eine  derartige  Deutung  ver- 
trägt, ist  zweifellos ;  ebenso  zweifellos  indess,  dass  sich,  seitdem 
für  eine  Reihe  entsprechender  Akte,  wie  Aussetzen  einer  Aus 
lobungsprämie,  Versteigerungs  -  Angebot  und  -Ausgebot,  Aus- 
stellung von  Inhaberpapieren  u.  s.  w.,  der  Nachweis  des  Vor- 
kommens mit  bindender  Kraft  ausgestatteter,  an  einen  unbe- 
stimmten Personenkreis  gerichteter  Offerten  geführt  worden  ist,^^) 
durchaus  nicht  ersehen  lässt,  weshalb  der  vom  Theaterunter- 
nehmer ausgehenden  Bekanntmachung  nichts  der  gleiche  Cha- 
rakter  zugeschrieben    werden    soll.     Dieselben  Gründe,    die  in 


18)  Biermann  S.  307.  Constant  S.  207.  Koch,  Vorträge  S.  41.  Lacan 
et  Paulmier  Bd.  2,  S.  17.    H.  O.  Lehmann,  Theorie  S.  307.    Rosmini  No.  282. 

lö)  Biermann  S.  310. 

20)  An  sich  bezweckt  der  Abschluss  des  Theaterbesuchsvertrages 
natürlich  die  Entgegennahme  der  Vorstellung,  nicht  den  Empfang  eines  In- 
haberpapiers.    H.  O.  Lehmann.  Theorie  S.  330. 

21)  V.  Ihering,  Jahrb.  f.  Dogmatik  Bd.  4,  S.  96.  Ders.,  a.  a.  O.  Bd.  23, 
S.  275.  Regelsbergcr,  Erörterungen  S.  49.  Ders.,  Hdbch.  d.  Hdlsrechts 
Bd.  2,  S.  428.  Schütze,  Die  Auslobung,  Jahrbuch  des  gemeinen  Deutschen 
Rechts  Bd.  5,  S.  43.  Stobbe,  Deutsches  Pr,  ■  R.  Bd.  3,  S.  84.  Windscheid 
Bd.  2,  S.  196. 

22)  Namentlich  durch  Siegel's  S.  227  n.  24  zitirte  Schrift. 
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den  angeführten  Fällen  zur  Annahme  bindender  Offerten  ge- 
führt haben,  liegen  auch  hier  vor;  nachdem  die  sonstigen  Ver- 
suche, den  Kontrahirungszwang  mittelst  der  Vorvertragstheorie 
zu  erklären,  sich  als  fruchtlos  erwiesen  haben,  bleibt  nur  noch 
die  Möglichkeit,  ihn  auf  eine  treiwillige  Handlung  des  Unter- 
nehmers, eine  während  eines  den  Verhältnissen  entsprechend 
bemessenen  Zeitraums  unwiderrufliche  Offerte,  zu  stützen.  Wie 
in  den  sonstigen  Fällen  der  Offerte  ad  incertam  personam,^*) 
handelt  es  sich  auch  bei  derjenigen  des  Theaterunternehmers 
um  eine  beabsichtigte  Vertragsschliessung,  welche  jeder 
persönlichen  Beziehung  entbehrt:  für  den  Theaterunter- 
nehmer kommt  der  Gegenkontrahent  nur  als  eine,  ein  bestimmtes 
Entgelt  prästirende  Person,  nicht  als  Individuum  in  Betracht;^*) 
die  Leistung  des  Unternehmers  nimmt  keine  durch  die  Person 
des  Besuchers  bestimmte  eigenartige  Färbung  an,  sondern  geht 
hiervon  völlig  unbeeinflusst  vor  sich.^^) 

Schwierigkeiten  bietet    die  Frage  nach  den  bei  Zurück- 
weisung der  Akzeptation   eintretenden  Rechtsfolgen.     Eine 


28)  Für  dessen  Zulässigkeit  Brunner,  Hdbch.  d.  Hdlsrechts  Bd.  2,  S.  162. 
de  Fontenay,  Z.  -  S.  f.  Hdlsrecht  Bd.  18,  S.  66.  Gierke,  Entwurfs.  228. 
Regelsberger,  Hdbch.  d.  Hdlsrechts  Bd.  2,  S.  425.  Schütze  S.  63.  Sohm, 
Z.-S.  f.  Hdlsrecht  Bd.  10,  S.  49.     Windscheid  Bd.  2,  S.  188. 

24)  Bluntschli-Dahn,  Deutsches  Privatrecht  S.  508.  Gareis.  Hdbch.  des 
Hdlsrechts  Bd.  3,  S.  509.  Koch,  Vorträge  S.  41.  Schott,  Hdbch.  d.  Hdlsrechts 
Bd.  3,  S.  540.  Stobbe  Bd.  3,  S.  200.  Platner,  Arch.  f.  d.  ziv.  Praxis  Bd.  42, 
S.  223  und  nach  ihm  Biermann  S.  298  sprechen  zutreffend  von  einer  „fun- 
giblen Person".  In  seiner  Polemik  gegen  die  Möglichkeit  der  bindenden 
Offerte  übersieht  v.  Ihering  die  letzterer  durch  dies  Moment  gegebene  Ein- 
schränkung; davon,  dass  Jemand  auf  Grund  einer  Annonce,  die  zum  Bei- 
tritt in  einen  Verein  auffordert,  ein  Recht  auf  Zulassung  erwirbt,  wie  er 
Jhrbch.  f.  Dogm.  Bd.  23,  S.  276  folgert,  kann  daher  gar  keine  Rede  sein,  weil 
die  Person  hier  eben  nicht  als  fungible  in  Betracht  kommt.  Zutreffend  die 
russische  Praxis  bei  Gretener,  Strafgesetzbuch  für  Russland.  Besonderer 
Theil.     Verbrechen  gegen  die  Person.     Berlin  1885.     S.  45. 

25)  Koch,  Vorträge  S.  40.  Die  Bekanntmachung  Hesse  sich  auch  als 
einseitig  bindendes  Versprechen  des  Unternehmers,  jeden,  der 
die  erforderte  Leistung  eines  gewissen  Entgelts  erfülle,  zur  Vorstellung  zu- 
zulassen, auffassen.  Doch  würde  diese  Konstruktion  zu  Schwierigkeiten  in 
der  der  Entgeltsentrichtung  und  der  Vorstellungsvornahme  zu  gebenden 
Deutung  führen. 


262  Der  Theaterbesuch. 

Klage  auf  Vertragsschluss^^)  dürfte  unzulässig  sein;  denn  der 
Besucher  hat  ja  durch  seine  Akzeptation,  die  der  gestellten 
Offerte  des  Unternehmers  entsprach,  bereits  die  den  Besuchs- 
vertrag perfizirende  Handlung  vorgenommen.  Zutreffender  er- 
scheint daher,  dem  zurückgewiesenen  Akzeptanten  eine  Klage 
auf  Gewähr  der  vertraglich  zugesicherten  Leistung 
zuzuschreiben.  Allein  ein  solcher  Anspruch  kann  nur  theoretisch 
verfochten  werden ;  der  Forderung  des  Akzeptanten  auf  Leistungs- 
erfüllung stehen  nämlich  praktisch  dieselben  Bedenken  entgegen, 
die  uns  in  dem  gleichliegenden  Fall  der  Klage  wegen  ver- 
schuldeten Ausbleibens  der  Leistung  zur  Ablehnung  eines  auf 
nachträgliche  Vertragserfüllung  gerichteten  Anspruchs  veran- 
lassten.^*^) Auch  der  zurückgewiesene  Akzeptant  hat  keinen  An- 
spruch  auf  eine  ihm  zu  gebende  Separatvorstellung, 
sondern  ist  nur  zur  Geltendmachung  des  ihm  aus  der  Zurück- 
weisung erwachsenen  materiellen  oder  idellen  Schadens  befugt. ^^ 

Etwas  anders  kann  sich  der  Erfolg  der  aus  Zurück- 
weisung einer  Abonnementsakzeptation  erhobenen  Klage 
gestalten.  Ergeht  in  diesem  Fall,  was  ja  ganz  gut  denkbar 
ist,  das  Urtheil  zu  einem  Zeitpunkt,  in  dem  die  nach  der 
verbindlichen  Offerte  des  Theateruntemehmers  für  das  Abon- 
nement bestimmte  Dauer  noch  nicht  vollständig  verstrichen,  so 
stehen  seiner  unmittelbaren  Verurtheilung  zur  Restleistung,  d.  h. 
zur  Zulassung  des  Zurückgewiesenen  zu  den  noch  nicht  statt- 
gehabten Abonnementsvorstellungen,  keine  Bedenken  entgegen. 

IV.  Nachdem  wir  als  Rechtsgrund  des  Kontrahirungs- 
zwangs  eine  freiwillig  vom  Unternehmer  über- 
nommene Verpflichtung  konstatiren  mussten,  ergiebt  sich 
die  Berechtigung  seiner  Bezeichnung  als  eines  den  Besuchs- 
vertrag nur  scheinbar  von  andern  Verträgen  unterscheidenden 
Merkmals.  Denn  offenbar  steht  nichts  im  Wege,  dass  auch 
andere    Gewerbetreibende    in    entsprechender   Weise    bindende 


26)  Dafür,  unter  gleichzeitiger  Einräumung  eines  Wahlrechts  für  Geltend- 
machung eines  Interessenanspruchs,  Dernburg,  Preuss.  Pr.-R.  Bd.  2,  S.  109  f. 
Gierke,  Entwurf  S.  290. 

27)  Vgl.  S.  245. 

28)  Biermann  S.  313.     Koch,  Vorträge  S.  45. 
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Offerten  bekannt  geben  ;^^)  und  nur  der  Umstand,  dass  der 
Theaterunternehmer  sich  regelmässig  durch  öffentliche  Bekannt- 
machung zum  Kontraktsabschluss  verpflichtet,  dass  die  von 
ihm  ausgehenden  Bekanntmachungen  im  Zweifel  als  Offerten 
zu  erachten  sind,  während  die  Bekanntmachungen  andrer  Ge- 
werbetreibender im  Zweifel  als  juristisch  bedeutungslose  Auf- 
forderungen zur  Hervorrufung  von  Offerten  erscheinen,  ^^)  mag 
als  eine  Eigenthümlichkeit  des  Theaterrechts  bezeichnet  werden. 

V.  Die  richtige  Erkenntniss  des  dem  Kontrahirungszwang 
eigenen  Rechtsgrundes  ermöglicht  uns  nunmehr  die  zutreffende 
Beantwortung  der  häufig  behandelten  Frage,  ob  der  Unter- 
nehmer bestimmten  Personen  —  in  Praxi  waren  es  regel- 
mässig durch  scharfe  Kritiken  missliebig  gewordene  Zeitungs- 
berichterstatter —  Billets,  Abonnemenskarten  u.  s.  w.  zu 
verkaufen  ablehnen  dürfe.  Für  die  Leugner  der  Existenz 
des  Kontrahirungszwangs,  die  dem  Unternehmer  auch  trotz 
erfolgter  Vorstellungsbekanntmachung  im  Abschluss  der  Theater- 
besuchsverträge vollkommen  freie  Hand  lassen,  kann  diese 
Frage  natürlich  gar  nicht  Zweifel  erwecken  ;^^)  das  gleiche  — 
freilich  mit  praktisch  umgekehrtem  Resultat  —  gilt  von  zahl- 
reichen Anhängern  der  entgegengesetzten  Theorie,  die  mit  der 
gleichen  Bestimmtheit,  mit  welcher  jene  die  Berechtigung  der 
Ablehnung  verfechten,  die  Zulässigkeit  einer  solchen  Weigerung 
bestreiten.  ^^)  Beide  Ansichten  müssen  indess,  generell  ausge- 
sprochen, als  unrichtig  bezeichnet  werden,  da  sie  eine  je  nach 
den  Umständen  ganz  verschieden  zu  behandelnde  Frage  absolut 
bejahend  oder  verneinend  beantworten. 

Der  Kontrahirungszwang  entspringt  dem  freien  Willen  des 
Unternehmers,  bildet  eine  von  ihm  nach  eigenem  Ermessen 
übernommene    Verpflichtung,    die    ohne    seine  Thätigkeit   gar 


2ö)  Zahlreiche  Beispiele  bei  Biermann  S.  303  f. 

90)  Zutreffend  lässt  Gareis,  Hdbch.  Bd.  3,  S.  569  den  Umstand,  ob 
nach  ökonomischer  Betrachtung  eine  Bindung  des  Ankündigenden  angenommen 
werden  könnte,  für  den  Offertencharakter  entscheiden. 

31)  V.  Ihering,  Jahrb.  f.  Dogm.  Bd.  23,  S.  277.  Die  S.  255  n.  8 
zitirten  Entscheidungen. 

32)  Biermann  S.  313.    Lacan  etPaulmier  Bd.  2,  S.  6.    Rosmini  No.  291. 
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nicht  zur  Existenz  gelangt.  Hängt  es  demnach  ausschliesslich 
vom  Unternehmer  ab,  ob  seine  an  sich  freie  Entschliessung  in 
Eingehung  von  Theaterbesuchsverträgen  eine  Einschränkung 
erleidet,  so  muss  es  auch  seiner  eigenen  Initiative  überlassen 
sein,  das  Mass  dieser  Einschränkung  zu  bestimmen.  Dass 
dies  auch  thatsächlich  der  Fall,  ergiebt  sich  aus  der  voll- 
kommenen Freiheit  des  Unternehmers  in  Gestaltung 
der  von  ihm  ausgehenden  Offerte,  durch  deren  Formu- 
lirung  er  den  Kreis  derjenigen  Personen,  durch  deren  Akzep- 
tationserklärungen  er  unbedingt  gebunden  sein  will,  beliebig 
normirt;  nur  zu  ihren  Gunsten  gilt  der  Kontrahirungszwang ; 
gegenüber  allen  andern  Personen,  die  dem  vom  Unternehmer 
bestimmten  Kreis  nicht  angehören,  besteht  keine  Verpflichtung, 
ihre  Erklärungen  sind  nicht  Akzeptationen,  da  die  Offerte  sich 
gar  nicht  an  sie  wandte,  sondern  selbst  Offerten,  über  deren 
Annahme  oder  Zurückweisung  der  Unternehmer  nach  Gutdünken 
entscheidet.  Schlösse  daher  die  Bekanntmachung  die  Theil- 
nahme  an  der  Vorstellung  für  Personen  eines  gewissen 
Alters,  Geschlechtes,  Standes  u.  s.  w.  aus,^^  so  bestände  kein 
absoluter  Kontrahirungszwang,  der  Unternehmer  wäre  vielmehr 
durchaus  berechtigt,  allen  durch  die  betreffenden  Eigenschaften 
charakterisirten  Personen  den  Abschluss  von  Theaterbesuchs- 
verträgen zu  verweigern. 

Darf  der  Unternehmer  aber  den  Eintritt  des  Kontrahirungs- 
zwangs  durch  eine  generelle  Erklärung  für  ganze  Personen- 
klassen mit  rechtlicher  Wirkung  verhindern,  so  kann  seine 
Befugniss,  den  Eintritt  des  Kontrahirungezwangs  durch  eine 
spezielle  Erklärung  für  eine  bestimmte  Person  mit  recht- 
licher Wirkung  auszuschliessen,  ebenfalls  nicht  in  Zweifel  ge- 
zogen werden.  Derjenige,  dem  der  Unternehmer  seinen  Ent- 
schluss,  mit  ihm  nicht  in  ein  Vertragsverhältniss  zu  treten,  mit- 
getheilt  hat,  besitzt  keinen  Anspruch,  den  Kontrahirungszwang 
für  sich  geltend  zu  machen,  da  er  nicht  zu  denjenigen  Personen 
gehört,    bezüglich  deren   der  Unternehmer  eine  Einschränkung 


3^)  Es    war    eine  Lieblingsidee  Schiller's,    dass    einmal  in    der  Woche 
das  Theater  nur  Männern  geöffnet  sein  solle.     Devrient  Bd.  3,  S.  414. 
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seiner  Willensfreiheit  auf  sich  genommen.  Aus  welchen  Gründen 
der  Unternehmer  die  den  Besuch  seines  Theaters  untersagende 
Mittheilung  erlässt,  ist  rechtlich  durchaus  irrelevant;^*)  da  an 
sich  Niemand  ein  Recht  auf  den  Abschluss  eines  Theaterbe- 
suchsvertrages mit  dem  Unternehmer  besitzt,  so  verletzt  dieser 
auch  kein  Recht,  wenn  er  nach  Willkür  bestimmte  Personen 
nicht  in  den  Kreis  seiner  eventuellen  Kontrahenten  aufnimmt. 
Der  Rezensent,  dem  vom  Unternehmer  die  Theilnahme  an  der 
Vorstellung  verboten  ist,  kann  daher  auf  die  Zurückweisung 
seines  Billetkaufgesuchs  keinen  Entschädigungsanspruch 
stützen.  ^^) 

VI.  Es  fragt  sich  jedoch,  ob  ein  durch  zulässige  Weigerung 
des  Unternehmers  am  Abschluss  eines  Besuchsvertrages  Ge- 
hinderter die  hierdurch  beabsichtigte  Wirkung  nicht  durch  den 
Erwerb  eines  einer  andern  Person  rechtsgültig  verkauften  Billets 
beseitigen  kann,  auf  Grund  von  dessen  Präsentation  er  dann 
den  Zutritt  zur  Vorstellung  zu  erzwingen  vermöchte.  Mit 
Rücksicht  auf  den  materiellen  Skripturcharakter  des  Billets 
haben  sich  zahlreiche  Autoren  zu  Gunsten  dieser  Annahme 
ausgesprochen,^®)  die  den  Unternehmer  faktisch  in  die  gleiche 
Lage,  als  ob  er  einem  absoluten  Kontrahirungszwang  unter- 
worfen wäre,  versetzen  würde.  Denn  es  liegt  auf  der  Hand, 
dass  dann  jeder,  dem  generell  oder  speziell  ein  Verbot  des 
Vorstellungsbesuchs  zugegangen,  durch  ein  mittelst  Thätigkeit 
einer  Zwischenperson  erlangtes  Billet  sich  wider  den  ausdrück- 
lichen Willen  des  Unternehmers  den  Zutritt  zur  Vorstellung 
verschaffen  würde.  Stände  der  Unternehmer  einem  solchen 
Vorgehen  schutzlos  gegenüber,  so  dürften  unsre  Ausführungen 
über  die  nach  dem  freien  Willen  des  Unternehmers  bestimmten 


34)  Gierke,  Entwurf  S.  290.  v.  Ihering  a.  a.  O.  S.  275.  Regelsberger, 
Erörterungen  S.  50.  Schütze  S.  42.  Dagegen  hält  Biermann  S.  286,  320 
Zurückweisung  aus  Chikane  tür  unzulässig  und  zur  Anstellung  einer  actio 
doli  berechtigend. 

^)  Vorausgesetzt,  dass  die  Zurückweisung  nicht  in  beleidigender,  und 
dann  vielleicht  zu  einer  Interessenforderung  berechtigender  Weise  erfolgt. 

36)  de  Fontenay  S.  76.  v.  Ihering  a.  a.  O.  S.  327.  Kohler,  Arch.  f. 
bürg.  R.  Bd.  4,  S.   187. 
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Schranken  des  Kontrahirungszvvangs  auf  praktischen  Werth 
keinen  Anspruch  erheben,  sondern  wären  durch  die  Herr- 
schaft eines  thatsächlich  absoluten  Leistungszwangs  gegen- 
standslos geworden. 

Allein  die  herrschende  Ansicht  kann  nicht  für  zutreffend 
erachtet  werden;  dem  Unternehmer  steht  vielmehr  dem  zum 
Kontraktsschluss  unfähig  erklärten  Billetpräsentanten  gegenüber 
ein  Recht  der  Leistungsweigerung  zu,  das  sich,  je  nachdem 
es  gegen  generell  oder  speziell  vom  Vorstellungsbesuch  Aus- 
geschlossene zur  Anwendung  kommt,  auf  eine  verschiedene 
Erwägung  stützt: 

a.  Hatte  der  Unternehmer  in  der  Bekanntmachung  den 
Kreis  seiner  eventuellen  Kontrahenten  fest  normirt,  indem  er 
entweder  positiv  die  Offerte  an  eine  durch  bestimmte  Merkmale 
charakterisirte  Menge  richtete,  oder  den  Nichtbezug  der  Offerte 
auf  eine  ebenso  erkennbar  gemachte  Menge  ausdrücklich  kund- 
gab, so  darf  er  jedem  akzeptationsunfahigen  Billetpräsentanten 
die  Zulassung  unter  Berufung  auf  den  Wortlaut  seiner  Be- 
kanntmachung verweigern.  Wie  bereits  mehrfach  hervorge- 
hoben wurde,  erschöpft  nicht  der  Wortlaut  des  Billets  den  In- 
halt des  darin  verbrieften  Rechts  ;*'0  dieser  findet  vielmehr  erst 
in  andern  allgemein  ersichtlich  gemachten  Willenskundgebungen 
des  Unternehmers,  wohin  in  erster  Reihe  dessen  Offerte  zählt, 
eine  nothwendige,  juristisch  als  integrirender  Bestandtheil  des 
Billetwortlauts  aufzufassende  Ergänzung.  Die  Leistungs- 
weigerung unter  Berufung  auf  den  Wortlaut  der  Be- 
kanntmachung ist  daher  einer  Berufung  auf  den  Billet- 
wortlaut  gleich  zu  achten.  Da  aber  der  Unternehmer 
zweifellos  derjenigen  Person,  die  nach  dem  Wortlaut  des  In- 
haberpapiers von  Erhebung  der  darin  verbrieften  Leistung  aus- 
geschlossen wäre,    die  Leistung  verweigern  dürfte,'®)    so  muss 


37)  Vgl.  s.  229. 

38)  Bluntschli-Dahn,  Deutsches  Privatrecht  S.  514.  Beseler,  Deutsches 
Privatrecht  S.  349.  Brunner,  Hdbch.  Bd.  2,  S.  213.  Endemann,  Hdlsrecht 
S.  467.  Gareis,  Hdlsrecht  S.  520.  Gerber-Cosack  S.  408.  Gengier  S.  468. 
Grünhut,  Zur  Theorie  des  Wechsels,  Zeitschrift  für  das  Privat-  und  öffent- 
liche Recht  der  Gegenwart  Bd.  19,  S.  314.  Motive  zum  Entwurf  u.  s.  vv. 
Bd.  2,  S.  699. 
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das  gleiche  auch  für  denjenigen  Billetpräsentanten  gelten,  der 
nach  dem  Wortlaut  der  Bekanntmachung  ausdrücklich  von  der 
Möglichkeit,  zum  Unternehmer  in  ein  Vertragsverhätniss  zu 
treten,  ausgeschlossen  wurde. 

b.  Die  gleiche  Berechtigung  hat  der  Unternehmer  auch 
demjenigen  Billetpräsentanten  gegenüber,  den  er  durch  spezielle 
Mittheilung  von  Eingehung  eines  Besuchsvertrages  ausgeschlossen 
hatte.  Allerdings  kann  im  Allgemeinen  jeder  nicht  durch  die 
Skriptur  in  der  Geltendmachung  des  verbrieften  Rechts  ge- 
hinderte Inhaber  die  Leistung  mit  Erfolg  verlangen;  aber  auch 
ihm  darf  die  Leistung  verweigert  werden,  sobald  sein  Anspruch 
durch  Umstände,  die  dem  persönlichen  Verhältniss  zwischen 
ihm  und  dem  Schuldner  entspringen,  paralysirt  wird.^^)  Das 
wäre  aber  nicht  nur  bei  Gegenansprüchen  des  Unternehmers 
der  Fall,  sondern  träfe  auch  dann  zu,  wenn  der  BiUetpräsentant 
eine  Leistung  geltend  macht,  die  zu  erheben  er  nach  ausdrück- 
licher ihm  zu  Theil  gewordener  Erklärung  des  Unternehmers 
gar  nicht  in  die  Lage  kommen  sollte.  Seiner  Forderung  auf 
Erfüllung  dürfte  der  Unternehmer,  da  der  Erwerb  des  Billets 
ein  Unrecht  des  Präsentanten  darstellt,  den  Einwand  der 
Arglist  entgegensetzen,*^)  von  dessen  Zulassung  Kohler  ohne 
Grund  eine  Entwerthung  der  Kaufkraft  des  Billets  befürchtet,^^) 
das  doch  trotzdem  allen  Inhabern  —  den  dolosen  Präsentanten 
allein  ausgenommen  —  die  gleiche  Garantie  der  Leistungsge- 
währ bietet. 

In  beiden  Fällen  der  gerechtfertigten  Leistungs- 
weigerung hat  der  vom  Vorstellungsbesuch  Ausgeschlossene 
auf  Empfang  des  für  Erwerb  des  Billets  entrichteten  Entgelts 
keinen  Anspruch.  Denn  die  Nichtzulassung  bildet  keinen 
Rücktritt  des  Unternehmers  vom  Besuchsvertrage,  sondern  dessen 
juristisch  wohl  begründete  Weigerung,  einem  Nichtforderungs- 
berechtigten  zu  erfüllen,  dem  aus  dieser  Weigerung  naturgemäss 
keinerlei  Anspruch  entstehen  kann.      Unzutreffend    wäre  auch 


8»)  Canstein,  Handelsrecht,  Bd.  1,  S.  63.    Koch,  Recht  der  Forderungen. 
Berlin  1858  fg.  Bd.  1,  S.  58  fg.;  Bd.  2,  S.  79.     Kuntze,  Inhaberpapiere  S.  629. 
40)  Dernburg,  Pandekten  Bd.  1,  S.  321. 
«)  Kohler  a.  a.  O. 
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die  Annahme  einer  dem  Unternehmer  aus  ungerechtfertigter 
Bereicherung  obliegenden  Erstattungspflicht,  da  ihm  doch  daraus, 
dass  der  Aufführung  ein  Besuchsberechtigter  nicht  beiwohnt, 
keinerlei  Bereicherung  erwächst,  und  bei  der  rechtlichen  Un- 
möglichkeit, einen  anderweiten  Besuchsvertrag  über  den  frei- 
gebliebenen Platz  abzuschliessen,  auch  gar  nicht  erwachsen  kann. 
VII.  Das  erzielte  Ergebniss  wird  sich  kaum  als  be- 
friedigend bezeichnen  lassen,  da  es  im  Widerspruch  mit  der 
einen  absoluten  Kontrahirungszwang  fordernden  Volksan- 
schauung die  Geltung  eines  solchen  nur  in  der  ihm  vom 
Unternehmer  beliebig  gegebenen  Begrenzung  konstatiren  konnte. 
Allein  die  dem  Theaterbetrieb  nach  jetzigem  Recht  zukommende 
ausschliesslich  privatrechtliche  Stellung  gestattet  kein  andres 
Resultat;  die  Tilgung  des  Zwiespalts  durch  Einreihung 
des  Theaters  unter  die  quasipublizistischen  Institute 
muss  deshalb  gesetzlicher  Regelung  vorbehalten 
bleiben.*^)     • 


*2)  Vgl.  s.  8,  30. 


III.  Äbtheilung. 

Das  Aufführungsrecht, 

§  ji.   Begriff  und  Geschichte  des  Aufführungsrechts. 

I.  Mit  Rücksicht  aut  das  Auffuhrungssubstrat,  das  dar- 
gestellte oder  darzustellende  dramatische  bezw.  musikalische 
Kunstwerk,  wird  endlich  zwischen  dem  Theaterunternehmer 
und  dem  bezüglich  dieses  Kunstwerks  Aufführungsberechtigten 
ein  weiterer  Kreis  theaterrechtlich  relevanter  Beziehungen  be- 
gründet, deren  rechtliche  Normirung  den  Inhalt  des  Auf- 
führungsrechtes bildet. 

Sein  Anwendungsgebiet  ist  beschränkter  als  das  der  bis- 
her erörterten  Materien.  Während  nämlich  jedes  Engagement, 
jeder  Vorstellungsbesuch  rechtliche  Wirkungen  äussert,  kann 
nicht  jede  Aufführung  den  Normen  des  Aufführungsrechts  unter- 
stellt werden.  Denn  nicht  für  jede  Aufführung  ist  auch  ein 
AufRihrungsberechtigter  vorhanden,  mit  dessen  Fehlen  aber 
naturgemäss  die  Geltung  des  Aufführungsrechts  ausgeschlossen. 

Das  Aufführungsrecht  ist  ein  Ausfluss  des  Urheber- 
rechts,^) der  dem  Urheber  eines  dramatischen,  dramatisch- 
musikalischen oder  musikalischen  Werkes,  letzterem 
nur  bei  einem  gemäss  §  50  Abs.  2  desR.-Ges.  vom  11.  Juni  1870 
getroffenen  Vorbehalt,^)  bezw.  dessen  Rechtsnachfolger^  im 
Aufführungsrecht    die    Befugniss    ertheilt,    die  Aufführung    des 


1)  Gierke,  Deutsches  Privatrecht  Bd.  1,  S.  791. 

2)  Vgl.  n.  40. 

8)  Für  Zession  oder  Vererbung  des  Aufführungsrechts  gelten  die  Regeln 
des  Urheberrechts.     Ueber  Ausschluss  der  cessio  necessaria  vgl.  §  37. 


270  Das  Aufführungsrecht. 

Geistesprodukts  ausschliesslich  nach  eigenem  Ermessen  zu  ge- 
statten, allen  andern  dagegen  die  Aufführung  ohne  diese  Ge- 
stattung untersagt. 

Das  Auffuhrungsverbot  bildet  eine  dem  Nachdrucksver- 
bot parallele  Erscheinung;  wie  dem  Autor  oder  dessen  Rechts- 
nachfolger dort  das  Recht  ertheilt  wird,  die  Grenzen  der  mecha- 
nischen Vervielfältigung  des  Geistesprodukts  nach  freiem  Be- 
lieben zu  bestimmen,  so  wird  ihm  hier  die  Ermächtigung  ge- 
geben, die  Verkörperung  des  Geistesprodukts  durch  die  Auf- 
führung nur  in  den  ihm  gut  scheinenenden  Fällen  zuzulassen. 

Als  Urheber  gilt  bei  dramatischen  Werken  ausser  dem 
Autor  auch  deren  Ueb  er  setz  er,  und  zwar  ohne  Unterschied, 
ob  die  Uebersetzung  mit  oder  ohne  Wissen  und  Willen  des 
Autors  erfolgte.  Der  Wortlaut  des  R.  -  Gesetzes  spricht  aller- 
dings nur  dem  rechtmässigen  Uebersetzer  das  Aufführungs- 
recht zu;^)  wie  die  überzeugenden  Ausführungen  Kohler's^)  er- 
geben, handelt  es  sich  aber  hier  um  eine  ungenaue  Ausdrucks- 
weise, die  nur  andeuten  soll,  dass  derjenige  Uebersetzer,  dessen 
vom  Autor  ungenehmigte  Uebersetzung  zu  einer  Zeit  zur  Auf- 
führung gelangte,  während  welcher  noch  der  vom  Autor  er- 
mächtigte Uebersetzer  die  Aufführung  anderweiter  Uebersetzungen 
zu  untersagen  befugt  war,  allerdings  auf  ein  Verbot  dieses 
letzteren  hin  zur  Einstellung  der  Aufführung  gezwungen  ist, 
im  übrigen  aber  bezüglich  seiner  Uebersetzung  ein  volles  Auf- 
führungsrecht besitzt.^) 

IL  Das  Aufführungsrecht  hat  sich  erst  spät  in  die  Rechts- 
ordnung Eingang  zu  verschaffen  gewusst  und  auch  heut  noch 
nicht  einen  dem  ausschliesslichen  Vervieliältigungsrecht  des 
Autors  völlig  gleichkommenden  Umfang  errungen. 

4)  R.-Ges.  V.  11.  Juni  1870  §50  al.  3.  —  Wörtlich  fassen  dies  Daude, 
Urheberrecht  S.  89.     Dernburg,  Preuss.  Pr.-R.  Bd.  2,  S.  956. 

5)  Kohler,  Kunstwerk  S.  185. 

6)  Gierke  Bd.  1,  S.  799  n.  59.  Scheele,  Urheberrecht  S.  136.  — 
Prinzipiell  spricht  diesen  Grundsatz  auch  §  6  al.  6  des  R.-Ges.  aus.  Dam- 
bach, Gutachten  S.  100.  —  Den  Bearbeitern  musikalischer  Werke  steht 
dagegen ,  sobald  es  sich  nicht  um  vorbehaltene  Bearbeitungen  handelt, 
kein  Aufführungsrecht  zu.  So  ausdrücklich  Oesterreichisches  Gesetz  vom 
26.  Dezember  1895  §  35. 
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a.  Zwar  sind  uns  zahlreiche  Nachrichten  aus  dem  klassi- 
schen Alterthum  überliefert,  welche  der  für  die  Aufführungsge- 
stattung  an  die  Autoren  entrichteten  Honorarzahlungen  gedenken.'^ 
Allein  eine  eingehendere  Betrachtung  stellt  ausser  Zweifel,  dass  hier 
keine  Anwendungsfälle  des  Aufführungsrechts  vorliegen,  die 
Zahlung  nicht  das  Honorar  für  die  Erlaubniss,  das  Drama  zur 
Aufführung  zu  bringen,  bildet,  sondern  den  Kaufpreis  des 
Manuskripts  darstellt,  dessen  Erwerber  dann  ohne  weiteres  zur 
Aufführung  des  Manuskripts  schreiten  durfte.  Im  Gegensatz 
zur  modernen  Auffassung,  die  in  der  Ueberlassung  eines  Manu- 
skripts nur  Konstituirung  eines  Sacheigenthums  daran  erblicken 
würde,  ^  begründet  der  gleiche  Akt  nach  antikem  Theaterrecht 
gleichzeitig  die  Befugniss  des  Erwerbers  zur  Aufführung,  deren 
Vornahme  demnach  noch  nicht  als  eine  rechtlich  dem  Autor  reser- 
virte  Bethätigung  erscheint.®)  Dem  Autor  selbst  dürfte  an  sich 
durchaus  frei  gestanden  haben,  sein  Werk  auch  nach  erfolgtem 
Manuskriptverkauf  durch  Aufführung  oder  Veräusserung  ander- 
weit hergestellter  Manuskripte  zu  verwerthen;  der  hohe  Kauf- 
preis, der  mitunter  für  ein  dramatisches  Manuskript  gezahlt 
wurde, ^^)  macht  jedoch  wahrscheinlich,  dass  der  Autor  in 
solchem  Fall  dem  Erwerber  gegenüber  wohl  vertraglich  auf 
eine  anderweite  Verwerthung  seines  Geisteswerks  durch  fernere 
Aufführungsgestattungen  verzichtete. 

b.  Die  Richtung  die  das  Theater  im  Mittelalter  ein- 
schlug,   war   erst   recht   nicht    geeignet,    die  Entstehung  eines 

7)  Aristoph.,  Ran.  367.  Ovid.,  Trist.  2,  507.  Hör.,  Epist.  II,  1,  175. 
Terent.,  Eunuch,  prol.  v.  20. 

8)  Huard  et  Mack,  Repertoire  de  l^gislation,  de  doctrine  et  de  juris- 
prudence  en  matiere  de  propriete  litteraire  et  artistique.  Paris  1891.  No.  157. 
Kohler,  Autorrechtliche  Studien  S.  388  n.  47.  Pouillet  No.  252.  Rivaita 
S.  267.  Salucci  S.  209.  Thöl,  Theaterprozesse.  Göttingen  1880.  S.  VII. 
Wauwermans,  Le  droit  des  auteurs  en  Belgique.  Bruxelles  1894.  S.  282. 
Unrichtig  erblicken  Vivien  et  Blanc  S.  304  in  der  Manuskriptüberlassung  eine 
Präsumtion  für  die  Einräumung  des  Aufführungsrechts. 

ö)  Kohler,  Autorrecht  S.  334.  —  Unzutreffend  identifiziren  Dalloz,  Reper- 
toire Bd.  38  s.  V.  Propriete  litteraire  et  artistique  no.  3  und  Putnam,  Authors 
and  theirs  public  in  ancient  times.  New-York  and  London  1894.  S.  215 
den  antiken  Rechtszustand  mit  der  modernen  Anerkennung  des  Aufführungsrechts. 

10)  Sueton.,  Vita  Terent.  2. 
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Aufführungsrechts  zu  begünstigen.  Bei  den  kirchlichen  Auf- 
führungen, die  als  Theil  des  Gottesdienstes  erschienen,  wurde 
naturgemäss  von  den  geistlichen  Verfassern  kein  Anspruch  aut 
einen  doch  mit  dem  Makel  der  Simonie  behafteten  Lohn  er- 
hoben; selbst  wenn  ihre  Dichtungen  aber  ohne  ihre  Genehmigung 
an  andern  Orten,  als  von  ihnen  beabsichtigt  war,  zur  Auf- 
führung kamen ,  mochte  ihnen  dies  schwerlich  als  ein  un- 
zulässiger Eingriff  in  die  Verfügung  über  ihre  Geistesprodukte 
erscheinen,  da  es  sich  doch  stets  um  die  von  jedem  Glied 
der  Kirche  nach  Kräften  zu  unterstützende  Befriedigung  kirch- 
licher Bedürfnisse  handelte.  ^^)  —  Für  die  weltlichen  Theater- 
gesellschaften konnte  aber  die  Frage  des  Aufführungsrechts, 
die  doch  nur  mit  der  Existenz  einer  von  den  Darstellern  ge- 
trennten Autorenklasse  Bedeutung  gewinnt,  gar  nicht  auftauchen, 
da  das  Repertoire  jener  Gesellschaften  sich  fast  ausschliesslich 
aus  den  von  ihren  Mitgliedern  verfassten  Farcen  und  Morali- 
täten  zusammensetzte.^^) 

c.  Die  neuere  Zeit  bewegte  sich  zunächst  in  dem  be- 
reits im  Alterthum  betretenen  Geleise:  Zahlungen  an  die  Autoren 
dramatischer  Werke,  für  die  immer  häufigere  Beispiele  sich  er- 
bringen lassen, ^^)  tragen  stets  den  Charakter  für  die  Manuskript- 
hingabe erfolgter  Entschädigungen,  die  den  Erwerber  der  Hand- 
schrift zur  beliebigen  Benutzung,  mithin  auch  zur  Darstellung 
ihres  Inhalts  ermächtigten.  Nur  schüchtern,  nachdem  das  Recht 
der  Autoren  auf  die  Vervielfältigung  ihrer  Geistesprodukte  be- 
reits in  der  Gewähr  von  Privilegien  allseitige  Anerkennung 
gefunden,  vermochte  sich  der  Gedanke  eines  analog  zu  be- 
handelnden Rechts  auf  Aufführung  Bahn  zu  brechen.  Auch 
hier  scheint  das  Verdienst,  die  Bewegung  in  Fluss  gebracht  zu 


1^)  Inhalt  und  Form  der  einzelnen  Gesänge  waren  auch  meist  über- 
einstimmend, selbständig  wohl  nur  die  eingestreuten  komischen  Szenen,  deren 
Ausfüllung  indess  regelmässig  dem  Talent  der  jeweiligen  Darsteller  überlassen 
blieb.     Creizenach  Bd.   1,  S.   114. 

12)  Creizenach  Bd.  1,  S.  429  erwähnt  eine  Aeusserung  Du  Verdier's 
vom  Jahre  1585,  wonach  die  Zahl  der  vorhandenen  Farcen  gar  nicht  ange- 
geben werden  könne,  da  früher  jeder  dergleichen  verfasst  habe.  Eine  so 
fruchtbare  Zeit  bedurfte  natürlich  kein  Aufführungsrecht. 

13)  Guichard  S.  51. 
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haben,  der  französischen  Theaterentwicklung  zu  gebühren. 
Ein  französischer  Theaterdichter,  Quinault,  machte  wenigstens 
zuerst  mit  Erfolg  den  Versuch,  sein  Bühnenwerk  noch  nach 
der  Manuskriptüberlassung  pekuniär  auszunutzen,  indem  er 
neben  dem  bisher  einmal  gezahlten  Manuskripthonorar  sich 
einen  Antheil  an  den  durch  Aufführung  seiner  Dramen  erzielten 
einzelnen  Vorstellungserträgen  ausbedang ;^*)  doch  war  dies 
Recht  auf  Tantieme  von  vornherein  an  einen  bestimmten  End- 
termin gebunden,  indem  es  mit  dem  Moment  erlosch,  in  welchem 
die  Aufführung  des  Dramas  nicht  mehr  eine  gewisse,  für  Winter- und 
Sommervorstellungen  verschieden  bemessene  Einnahmehöhe 
erzielte.  Damit  trat  wieder  die  alte  Regel  in  ihr  Recht:  das 
Stück  galt  in's  Eigenthum  des  Unternehmers  übergegangen, 
tombee  dans  les  regles,  so  dass  seine  spätere  Aufführung  den 
Autor  nicht  mehr  zur  Geltendmachung  von  Honoraransprüchen 
berechtigte.^^) 

Diese  erste  Etappe  in  der  Entwicklung  des  Aufführungs- 
rechts wurde  bis  gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  im 
wesentlichen  nicht  verlassen.  Die  Ziffern  der  Kassenerträge, 
von  deren  Erreichung  der  Fortfall  des  Tantiemenanspruchs  der 
Autoren  abhing,  wurden  zwar  mehrfach  geändert;^*)  allein 
grundsätzlich  wurde  selbst  von  den  dramatischen  Dichtem 
nicht  die  Forderung  vertreten,  dass  die  Aufführung  ihrer  Werke 
sie  stets  zu  einem  Tantiemenanspruch  berechtige,  namentlich 
aber  galt  als  unbestrittenes  Recht,  dass  ein  durch  den  Druck  ver- 
öffentlichtes Drama  von  Jedermann  zur  Aufführung  gebracht 
werden  dürfe. 

d.  Durch  das  Eingreifen  Beaumarchais'  erhielt  die  Be- 
wegung jedoch  einen  neuen  Anstoss,  der  in  rascher  Entwick- 
lung zur  umfassendsten  Ausgestaltung  des  Aufführungsrechts 
fuhren  sollte.  Auf  den  grossen  Erfolg  gestützt,  den  die  Auf- 
führung seines  Lustspiels  „Die  Hochzeit  des  Figaro"  auf  dem 
pariser  Theater  errungen  hatte,  beanspruchte  Beaumarchais  von 


14)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  140. 

15)  Renouard,  Traite  des  droits  d'auteurs.   Paris  1838.  Bd.  1,  S.  212,  310 

16)  Guichard  S.  107  f. 

Opet,  Theaterrecht.  18 
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den  Direktoren  der  Provinzialbühnen  für  die  Ueberlassung  des 
Manuskripts  günstigere  Honorarbedingungen,  als  sie  damals  in 
analogen  Fällen  üblich  waren.  Die  Direktoren  lehnten  seine 
Forderung  ab,  Hessen  das  Drama,  dessen  Wortlaut  sie  sich 
durch  stenographische,  während  der  Vorstellung  aufgenommene 
Niederschrift  zu  verschaffen  gewusst  hatten,  in  Buchform  er- 
scheinen und  veranstalteten  dann,  da  es  sich  nun  um  ein  durch 
den  Druck  veröffentlichtes  Werk  handelte,  anscheinend  recht- 
mässige Aufführungen  des  Beaumarchais'schen  Lustspiels.  In 
geschickter  Weise  verstand  Beaumarchais  die  öffentliche  Meinung 
gegen  die  missbräuchliche  Handlungsweise  der  Direktoren  in 
Harnisch  zu  bringen  und  dabei  die  Ueberzeugung  von  der  Un- 
zulänglichkeit des  bisherigen  Zustandes  zu  verbreiten.  Den 
Bemühungen  einer  unter  seinem  Vorsitz  zusammengetretenen 
Vereinigung  der  bedeutendsten  zeitgenössischen  Autoren  gelang 
es  schliesslich,  eine  gesetzliche  Aenderung  der  bisher  rein  ge- 
wohnheitsrechtlich normirten  Aufiführungsverhältnisse  herbeizu- 
führen. Zwei  königliche  Verordnungen  vom  9.  Dezember  1780^'') 
verboten,  unter  gleichzeitiger  zu  Gunsten  der  Autoren  er- 
folgender Neuregelung  der  für  Fortfall  des  Tantiemenanspruchs 
entscheidenden  Umstände,  die  Aufführung  der  wider  Willen 
des  Verfassers  im  Druck  erschienenen  Dramen ;  bezüglich  musi- 
kalischer Kompositionen  stellte  ferner  eine  Verordnung  vom 
13.  März  1784  entsprechende  Grundsätze  auf.^®) 

Der  erreichte  Erfolg  ermuthigte  Beaumarchais  nunmehr 
auch  diejenige  Forderung  zu  stellen,  deren  Erfüllung  erst 
als  die  volle  Anerkennung  des  Aufführungsrechts  erachtet 
werden  konnte.  Im  Compte-rendu  de  l'affaire  des  auteurs  dra- 
matiques  proklamirte  er  als  ein  vernunftgemässes  Postulat  das 
ausschliessliche  Recht  der  dramatischen  Schriftsteller  auf  die 
AufiFührungsgestattung  ihrer  Werke,  das  durch  deren  Ver- 
öffentlichung im  Druck  in  keiner  Weise  berührt  werde,  sondern 
unverändert  fortdaure.^®) 


")  Irrige  Datirung  bei  Renouard  Bd.  1,  S.  121. 

18)  Guichard  S.  108.     Lacan   et  Paulmier  Bd.  2,  S.  142  fg. 

1^)  Beaumarchais,  Oeuvr.  completes  (ed.  Girardin).  Paris  1878.  S.  604  fg. 
—  Interessante  Mittheilungen  über  den  Kampf  der  Autoren  und  Theaterunter- 
nehmer im  Droit  d'auteur  1890.    S.  107. 
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Die  Revolutionsgesetzgebung,  deren  bahnbrechenden 
Einfluss  auf  die  Entwicklung  des  Theaterrechts  wir  schon 
wiederholt  konstatiren  konnten,  zögerte  nicht  mit  der  Durch- 
führung dieser  Forderung.  Noch  vor  Anerkennung  des  aus- 
schliesslichen Vervielfältigungsrechts  der  Autoren,  die  erst  durch 
art.  1  des  Gesetzes  vom  19.  Juli  1793  erfolgte,  sprach  das 
Gesetz  vom  13./19.  Januar  1791  art.  1,  3 — 5  den  dramatischen 
Schriftstellern  ein  ausschliessliches,  sich  noch  auf  5  Jahre  nach 
ihrem  Tode  zu  Gunsten  ihrer  Erben  erstreckendes  Aufführungsrecht 
zu,  dessen  Dauer  dann  allmählich  derjenigen  des  ausschliess- 
lichen Vervielfaltigungsrechts  gleichgestellt  worden  ist.^®)  Die 
Praxis  hat  durch  eine,  soweit  der  strafrechtliche  Autorschutz 
in  Betracht  kommt,  nicht  ganz  einwandsfreie  Auslegung^^)  auch 
den  musikalischen  Autoren  ein  entsprechendes  ausschliessliches 
Aufführungsrecht   bezüglich    ihrer  Kompositionen  zugebilligt.^^) 

e.  England  war  das  erste  Land,  in  welchem  dann 
ebenfalls  das  ausschliessliche  Aufführungsrecht  des  Urhebers 
zur  gesetzlichen  Anerkennung  gelangte.     Schon  1770  wurde  — 


^)  Den  Schlussstein  legte  das  Gesetz  vom  14.  Juli  1866,  das  im  art.  6 
die  Dauer  des  Autorrechts  auf  einen  Zeitraum  von  50  Jahren  seit  dem  Tode 
des  Urhebers  ausdehnte. 

21)  Der  Wortlaut  des  allein  die  Bestrafung  unrechtmässiger  Aufführungen 
regelnden  art.  428  Code  penal: 

Tout  directeur,  tout  entrepreneur  de  speciale,  toute  association  d'artistes 
qui  aura  fait  representer  sur  son  theatre  des  ouvrages  dramatiques, 
au  mepris  des  lois  et  reglements  relatifs  ä  la  propriete  des  auteurs, 
sera  puni. 
hat  nur  die  Darstellung  dramatischer  Werke  im  Auge.  Im  Widerspruch 
mit  dem  Verbot  strafrechtlicher  Analogie  dehnt  ihn  indess  die  französische 
Judikatur  auf  die  ungenehmigte  Auftührung  musikalischer  Kompositionen  aus, 
Constant  S.  327.  Zutreffender  verfuhr  die  belgische  auf  Grund  jener  Bestimmung 
nur  das  Aufführungsverbot  dramatischer  Werke  anerkennende  Gerichtspraxis. 
Cattreux,  Etüde  sur  le  droit  de  propriete  des  oeuvres  dramatiques  et  musicales. 
Bruxelles  et  Paris  1893.  S.  91.  Darras,  Droit  des  auteurs  S.  272,  462. 
Dunant,  Du  droit  des  compositeurs  de  musique  sur  leurs  oeuvres.  Geneve  1892. 
S.  159.  Schuster,  Das  Wesen  des  Urheberrechts.  Wien  1891.  S.  57.  Durch 
art.  22,  24  des  belgischen  Ges.  v.  22.  März  1886,  der  jede  ungenehmigte 
Aufführung  als  Eingriff  in  das  Autorrecht  behandelt,  ist  die  Frage  indess  hier 
gegenstandslos  geworden. 

22)  Klostermann,  Das  geistige  Eigenthum  Bd.  1,  S.  177. 

18* 
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allerdings    auf  Grund    des    common    law  —  dem  Autor  eines 
ungedruckten  Dramas  die  Befugniss,  allein  über  die  Aufführung 
seines  Werkes  zu  bestimmen,    beigemessen;^*)    die  sich  indess 
immer    wieder    erhebenden    Zweifel ,     welche     Bedeutung    die 
Drucklegung    eines  Dramas    für   Fortbestand    oder    Untergang 
des  ausschliesslichen   Aufführungsrechts    seines  Verfassers    be- 
sitze,^^)  führten  zum  Erlass  eines  Gesetzes  vom  10.  Juni  1833, 
3  Will.  IV  c.  15,  nach  dem  Hauptveranlasser  Sir  Edward  Bulwer 
Lyttons  Act  genannt,  das  dem  Autor  eines  dramatischen  Werkes, 
ohne  Rücksicht  auf  dessen  Veröffentlichung,  ein  ausschliessliches» 
zeitlich   indess    verschieden    bemessenes  Vervielfältigungs-  und 
Aufführungsrecht  gewährte.     Durch    die  am    1.  Juli   1842    er- 
gangene Act  5    und  6  Vict.  c.  45    wurden    diese    Grundsätze 
gewissen,    in  ihrer  Tragweite   überaus  zweifelhaften  Modifika- 
tionen   unterworfen     und     das    Aufführungsrecht     auch     auf 
die    bis    dahin    nur    gegen    Nachdruck    geschützten    musika- 
lischen Werke    ausgedehnt.     Im    geltenden  Recht   beträgt   die 
Frist,    während    der  die  Vervielfältigung  oder  Aufführung  eines 
Geistesprodukts    nur  unter  Zustimmung  seines  Autors  erfolgen 
darf,  gleichmässig  mindestens  42  Jahre,  deren  Lauf  jedoch  zu 
verschiedenen  Zeitpunkten,    bezüglich    der  Vervielfältigung  mit 
der  Veröffentlichung  durch  den  Druck,  bezüglich  der  Aufführung 
mit   Vornahme    der    ersten    öffentlichen    Darstellung    beginnt; 
musikalische  Werke  müssen  ferner,  wenn  ihr  Urheber  das  aus- 
schliessliche Aufführungsrecht    in  Anspruch    nehmen  will,    auf 
dem  Titelblatt  jedes  gedruckten  Exemplars  einen  entsprechenden 
Vorbehalt  tragen.  ^^) 

f.  In  Deutschland  fand  die  durch  Beaumarchais  ge- 
gebene Anregung  zunächst  keinen  Anklang.  Während  das 
Nachdruckunwesen  von  unsern  klassischen  Schriftstellern  häufigem 


28)  Drone,  Intellectual  productions  S.  556.     Scrutton,  Copyright  S.  71. 

24)  Osterrieth,  Die  Geschichte  des  Urheberrechts  in  England:  Leip- 
zig 1895.     S.   190. 

25)  Act.  45  und  46  Vict.  c.  40  (vom  10.  August  1882).  Besondere 
Bestimmungen  über  die  dem  Autor  aus  ungenehmigter  Aufführung  erwachsenden 
Ansprüche  enthält  für  rein  musikalische  Werke  Act  51  und  52  Vict.  c.  17 
(v.  5.  Juli  1888). 
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Tadel  unterworfen  wird,  fehlt  vollständig  die  Forderung  eines  aus- 
schliesslichen Aufführungsrechts.  Die  Ansicht,  dass  ein  Honorar- 
anspruch nur  für  die  Manuskriptüberlassung  bestehe,  mit  dem 
Gelangen  einer  dramatischen  Arbeit  in  den  Buchhandel  dagegen 
Jedermann  zu  deren  Darstellung  befugt  sei,  galt  als  so  selbst- 
verständlich, dass  auch  art.  18  der  Bundesakte  vom  8.  Juni  1815, 
welcher  die  Rechte  der  Schriftsteller  und  Verleger  gesetzlich 
sicher  zu  stellen  versprach,  mit  keinem  Wort  des  Aufführungs- 
rechts gedachte. 

Wie  die  meisten  der  in  der  Revolution  zu  Tage  getretenen 
politischen  und  sozialen  Ideen  erst  während  der  Restaurations- 
periode in  weiteren  Kreisen  Deutschlands  Eingang  fanden,  so 
gelang  es  auch  dem  Gedanken  des  ausschliesslichen  Aufführungs- 
rechts erst  in  den  dreissiger  und  vierziger  Jahren  dieses  Jahrhunderts, 
zunächst  unter  den  dramatischen  und  musikalischen  Schrift- 
stellern, Boden  zu  gewinnen.  Rechtliche  Anerkennung  fand  er 
zuerst  in  einer  Entscheidung  des  preussischen  Obertribunals 
vom  6.  April  1835,  die  dem  Autor  eines  noch  nicht  im  Druck  ver- 
öffentlichten Dramas  die  Befugniss,  jede  ohne  seine  Genehmigung 
erfolgende  Aufführung  ünterGeltendmachung  einesEntschädigungs- 
anspruchs  für  die  Zuwiderhandlung  zu  verhindern ,  zusprach  f^ 
bereits  im  folgenden  Jahr  erging  auch  ein  Gutachten  der  vom  Bundes- 
tag zur  Ausarbeitung  eines  Autorgesetzentwurfs  niedergesetzten 
Kommission  zu  Gunsten  des  ausschliesslichen  Aufführungs- 
rechts ;2'0  durch  das  preussische  Gesetz  vom  11.  März  1837 
§  32  wurde  endlich  der  vom  Obertribunal  aufgestellte  Grundsatz 
des  Aufführungsverbots  bezüglich  aller  nicht  durch  den  Druck 
veröffentlichten  dramatischen  und  musikalischen  Werke  noch 
auf  einen  Zeitraum  von  10  Jahren  über  die  Lebenszeit 
des  Autors  hinaus  ausgedehnt.  Der  Bundesbeschluss  vom 
22.  April  1841  brachte  das  Aufführungsrecht  in  der  durch 
die  preussische  Gesetzgebung  bestimmten  Begrenzung  für  das 
ganze  Bundesgebiet  zur  Anerkennung,  so  dass  nunmehr  nur 
die    Publikation    durch    den    Druck    das    ausschliessliche    Auf- 


26)  Simon  und  v.  Strampff,  Rechtssprüche  des  Obertribunals  Bd.  4,  S.  223. 

27)  Schuster,  Tonkunst  S.  43. 
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führungsrecht  des  Autors  beseitigte.  Ein  weiterer  Schritt  zur 
Ausdehnung  des  Aufführungsrechts  geschah  bald  darauf  durch 
das  österreichische  Pressgesetz  vom  19.  Oktober  1846,  dessen 
art.  8  dem  Autor  unter  Wahrung  des  ausschliesslichen  Auf- 
führungsrechts die  Drucklegung  einzelner,  sich  ausdrücklich  als 
Manuskript  bezeichnender  Exemplare  seines  Geistesprodukts 
gestattete.  Die  Weiterbildung  dieses  Gedankens  erfolgte  durch 
das  preussische  Gesetz  vom  20.  Februar  1854  §  2,  das  dem  Autor 
eines  dramatischen  oder  dramatisch-musikalischen  Werkes  die 
Möglichkeit  gab,  sein  Werk  unter  Fortdauer  des  ausschliesslichen 
Aufführungsrechts  nicht  nur  in  einzelnen  Exemplaren,  sondern 
ganz  unbeschränkt  durch  den  Druck  zu  publiziren,  sobald  er 
sich  das  ausschliessliche  Recht,  die  Erlaubniss  zur  öffentlichen 
Aufführung  zu  ertheilen,  durch  eine  auf  dem  Titelblatt  vor- 
gedruckte Erklärung  vorbehielt.  Ein  Bundesbeschluss  vom 
12.  März  1857  sprach  die  Geltung  dieses  Grundsatzes  unter 
Ausdehnung  auf  die  rein  musikalischen  Werke  für  den  Umfang  des 
ganzen  Bundesgebiets  aus;  dieVorbehaltserklärung  gestattete  nun- 
mehr dem  Autor  den  gleichzeitigen  Genuss  des  Vervielfältigungs- 
und des  Aufführungsrechts,  die  sich  nur  durch  die  Abweichung 
ihrer  zeitlichen  Begrenzung  unterschieden. 

Durch  die  Reichsgesetzgebung  ist  auch  diese  letzte  Differenz 
beseitigt  worden,  der  Schutz  gegen  Nachdruck  und  unbefugte 
öffentliche  Aufführung  gleichmässig  für  die  Lebensdauer  des 
Unternehmers  und  dreissig  Jahre  nach  dessen  Tode  gewährt.  2*) 
Die  Reichsgesetzgebung  hat  ferner  die  Nothwendigkeit  der  Vor- 
behaltserklärung für  Reservirung  des  Aufführungsrechts  auf 
rein  musikalische  Werke  beschränkte^)  und  damit  den  Druck 
dramatischer  und  dramatisch-musikalischer  Werke  zu  einer  auf- 
führungsrechtlich gleichgültigen  Thatsache  gestempelt. 

g.  In  genauer  Uebereinstimmung  mit  dem  Reichsrecht 
hat  sich  die  neueste  österreichische  Aufführungsrechtsge- 
setzgebung entwickelt,  nachdem  der  im  ersten  Entwurf  des 
neuen  Urheberrechtsgesetzes^^)    im  Anschluss    an    art.  22    des 


28)  R..Ges.  V.  11.  Juni  1870  §§  8,  52. 
2«)  1.  c.  §  50  Absatz  2. 
^)  Oestr.  Entwurf  I  §  40. 
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Patentes  vom  19.  Oktober  1846  festgehaltene  Unterschied  in  der 
zeitlichen  Erstreckung  des  Vervielfältigungs-  und  Aufführungs- 
rechts bei  der  endgültigen  Redaktion  einer  durchgängigen  Uni- 
formirung  beider  Befugnisse  für  „Bühnenwerke"  Platz  gemacht 
hat,  während  die  Fortdauer  des  ausschliesslichen  Aufführungs- 
rechts bezüglich  rechtmässig  publizirter  rein  musikalischer  Werke 
von  der  Vorbehaltserklärung  abhängig  geblieben  ist.®^) 

h.  Während  die  bisher  besprochenen  Rechte  sich 
Schritt  für  Schritt  in  der  Richtung  nach  Gleichstellung 
von  Vervielfältigungs-  und  Aufführungsrecht  bewegen,  hat  die 
schweizerische  Gesetzgebung  den  entgegengesetzten  Weg 
betreten.  Die  für  das  Vervielfältigungsrecht  geltenden  Be- 
stimmungen des  Bundesgesetzes  vom  23.  April  1883  entsprechen 
im  wesentlichen  dem  heutigen  Stand  des  deutschen  Rechts;®^)  die 
Normirung  des  Aufführungsrechts'^  ist  dagegen  eine  durchaus 
selbständige.  Ein  ausschliessliches  Aufführungsrecht  gesteht 
das  Bundesgesetz  nur  dem  Autor  eines  noch  nicht  durch  Druck 
veröffentlichten  Werkes  zu;  die  Aufführung  derart  publizirter 
Werke  ist  dagegen  ohne  die  Genehmigung  des  Urhebers  statt- 
haft, sobald  ihm  vom  Unternehmer  der  Empfang  von  2  ^/o  der 
Bruttoeinnahme  der  Aufführung  zugesichert  ist.^)  Das  Gesetz 
verlangt  zwar  formell  auch  für  die  Aufführung  publizirter 
Werke  das  Einverständniss  ihres  Autors,  raubt  aber  dieser 
Forderung  den  ihr  in  andern  Urheberrechtsgesetzen  zukommenden 
Charakter,  indem  es  für  den  erwähnten  Fall  der  Tantiemen- 
sicherstellung  ein  Verbot  der  Aufführung  durch  den  Autor  aus- 
schliesst.'^)  Selbst  jener  Anspruch  des  Autors  auf  Tantieme, 
in  welchem  man  vielleicht  eine,  wenn    auch  recht  bescheidene 


81)  Oestreichisches  Gesetz  v.  26.  Dezember  1895  §§  23,  31,  34,  im 
folgenden  als  Oestreich  (neu)  bezeichnet,  während  unter  Oestreich  (alt)  das 
oben  erwähnte  Patent  verstanden  wird. 

32)  V.  Orelli,  Bundesgesetz  S.  40. 

33)  Schweiz  art.  7. 

3*)  Dazu  Schneider,  Der  Schutz  des  musikalischen  Kunstwerks  in  der 
Schweiz.     Zürich  1885.     S.  6. 

3ö)  Absatz  2  und  4  des  art.  7  stehen  in  unlösbarem  Widerspruch, 
Fruchtlose  Vereinigungsversuche  bei  Rüfenacht,  Das  literarische  und  künst- 
lerische Urheberrecht  in  der  Schweiz.     Bern  1892.     S.  33  Anm.  1. 
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Anerkennnung  seines  ausschliesslichen  Aufführungsrechts  finden 
könnte,  fällt  indess  fort,  wenn  die  Auffuhrung  für  Wohlthätig- 
keitszwecke  oder  ohne  Gewinnabsicht  veranstaltet  wird.^^  In 
der  zeitlichen  Erstreckung  lässt  dagegen  das  Bundesgesetz 
eine  Verschiedenheit  zwischen  Vervielfältigungs-  und  Auf- 
führungsrecht nicht  walten.'*^) 

i.  Auch  in  den  übrigen  Rechtsgebieten  —  mit  Aus- 
nahme von  Belgien,  dessen  Urhebergesetz  vom  22.  März  1886 
Vervielfältigungs-  und  Aufführungsrecht  völlig  gleichstellt  —  ist 
die  Behandlung  beider  Befugnisse  eine  abweichende.  Am 
häufigsten  finden  sich  zeitlicheDifferenzen,  und  zwar  stets 
so,  dass  das  Aufführungsverbot  einen  kürzeren  Zeitraum  als 
das  Nachdrucksverbot    umfasst;®®)    verschiedene   Wirkung 


3«)  1.  c.  art  11  No.  10. 

87)  1.  c.  art.  2. 

^)  Die  Dauer  der  Schutzpflicht  erstreckt  sich: 

für  Vervielfältigungsrecht     für  Aufführungsrecht 
auf 


nach  Schwedischem   Ges.  v. 

10.  August   1877  art.  7,  14 

nach  Holländischem  Ges.  v. 

28.  Juni  1881  art.  13,  15 

nach  Transvaalschem  Ges.  v. 
23.  Mai  1887  art.  13,  15 

nach  Ekuadorschem  Ges.  v. 

3.  August  1887  alt.  9,  35a 

nach    Chilenischem    Ges.    v. 

24.  Juli  1834  art.  2,  7 

nach  Mexikanischem  Civilge- 

setzbuch  von   1884 

art.  1138,  1169 

nach    Italienischem    Ges.    v. 

19.  September  1882  art.  9,  10 


Lebenszeit  des    Autors 
und  50  Jahre 


,  Lebenszeit  des  Autors 
und  50  Jahre 


Lebenszeit   des  Autors 

und  50  Jahre 

Lebenszeit   des  Autors 

und  5,  unter  Umständen 

10  Jahre 

ewig 


Lebenszeit  des  Autors 
bezw.  mindestens  40 
Jahre  seit  d.  Erscheinen; 
während  der  folgenden 
40  Jahre  ist  die  Verviel- 
fältigung bedingungs- 
weise freigegeben. 


Lebenszeit   des  Autors 
und  5  Jahre 
Lebenszeit  des  Autors 
und  30  Jahre  bei  un- 
gedruckten Werken, 
Lebenszeit  des  Autors 
und  10  Jahre  bei  ge- 
druckten Werken 
Lebenszeit   des  Autors 

und  25  Jahre 

Lebenszeit   des  Autors 

und  5  Jahre 

Lebenszeit   des  Autors 
und  30  Jahre 

80  Jahre  seit  der  ersten 
Aufführung    oder    Ver- 
öffentlichung. 
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besitzt  ferner  die  Veröffentlichung  durch  den  Druck,  die 
für  das  Vervielfältigungsrecht  stets  unerheblich  ist,  das  Auf- 
führungsrecht dagegen  mitunter  ohne  weiteres,®^)  häufiger,  wenn 
sie  ohne  entsprechenden  Vorbehalt  erfolgte,  beseitigt;*^  das 
Erforderniss  der  Autorgenehmigung,  das  für  die  mecha- 
nische Vervielfältigung  des  Geistesprodukts  ausnahmslos  fest- 
gehalten wird,  fällt  endlich  für  gewisse  Arten  der  Auf- 
führung fort,  so  dass  ihre  Vornahme  ohne  oder  selbst  gegen 
den  Willen  des  Urhebers  rechtlich  als  zulässig  erklärt  ist.*^) 

Schliesslich  versagt  eine  Reihe  von  Gesetzgebungen,  die 
das  Urheberrecht  in  der  ausschliesslichen  Vervielfältigungsbe- 
fugniss  des  Autors  anerkennen,  dem  Aufführungsrecht  schlecht- 
weg jede  Anerkennung.*^ 


^)  Bezüglich  musikalischer  Kompositionen  bestimmen  dies  Holland 
art.  12.  Transvaal  art.  12.  Nordamerikanisches  Ges.  v.  3.  iMärz  1891,  Rev. 
Stat.  Tit.  6  cap.  3,  art.  4952. 

^)  Bezüglich  dramatischer  und  musikalischer  Werke  bestimmt  dies  die 
Kais.  Japanische  Ordonnanz  No.  78  v.  28.  Dezember  1887  art.  2;  bezüglich 
dramatischer  Werke  Holland  art.  12,  Transvaal  art.  12,  Finnländisches  Ges. 
V.  12.  März  1880  art.  12;  bezüglich  musikalischer  Werke  Russisches 
Reglement  über  die  Zensur  der  Presse,  Ausgabe  von  1886,  publizirt  1888, 
art.  47.  Ungarisches  Gesetz  v.  26.  April  1884  art.  51.  Monacosches  Ges. 
V.    27.    Februar  1889  art.    6.  Norwegisches  Gesetz  v.   4.   Juli  1893  art.  2,b. 

^^)  Sobald  die  Aufführung  ohne  szenischen  Apparat,  ohne  Kostüme 
und  Dekorationen  erfolgt,  entbinden  von  der  Genehmigung  des  Autors  Dänisches 
Ges.  V.  29.  Dezember  1857  art.  17.  Portugisisches  Zivilgesetzbuch  vom 
1.  Juli  1867  art.  595.  Bolivisches  Ges.  v.  13.  August  1879  art.  25.  Mexik. 
Ziv..Ges.-Bch.  art.  1207,  No.  8.  Schweden  art.  13.  Finnland  art.  12.  Ungarn 
art.  50.  —  Desgleichen,  wenn  die  Aufführung  unentgeltlich  stattfindet  bei  dra- 
matischen Werken  Port.  Ziv.-Ges.-Bch.  art.  595.  Bolivia  art.  25.  Bei  musi- 
kalischen Werken  Mexik.  Ziv.-G.-Bch.  1.  c.  Monaco  art.  1 1  al.  3.  Span.  Th.-O. 
art.  101.  —  Desgleichen,  wenn  die  Aufführung  einem  wohlthätigen  Zweck 
dient,  Mexik.  Ziv.-Ges.-Bch.  art.  1 207.  No.  9  und  Monaco  1.  c.  —  Desgleichen, 
wenn  die  Aufführung  das  Werk  nur  theilweise  zur  Darstellung  bringt,  Däne- 
mark art  17.     Ungarn  art  50. 

^)  Bezüglich  dramatischer  Werke  erkennt  die  russische,  bezüglich 
dieser  und  musikalischer  Werke  die  Gesetzgebung  von  Brasilien  (Verfassungs- 
urkunde V.  24.  Februar  1891  art.  72,  §  26,  Milton,  A  Constitui^ob  do  Brazil 
Rio  de  Janeiro  1895,  S.  108),  Griechenland  (Lyon  -  Caen  et  Delalain  Bd.  1, 
S.  373),  Peru  (Ges.  v.  3.  November  1849  art.  1),  Guatemala  (Ges.  vom 
29.  Oktober  1879  art.  1,  2),  Hawai  (Ges.  v.  23.  Juni  1888  art.  1)  kein  Auf- 
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^  ^2,  Das  Wesen  der  Aufführung. 

I.  Wie  dieUebersicht  des  vorigen  Paragraphen  ergiebt,  stehen 
sich  in  der  gesetzlichen  Behandlung  des  Aufführungsrechts  zwei, 
genauer  gesagt  sogar  drei  Strömungen  gegenüber.  Die  eine, 
am  schärfsten  im  französischen  Recht  zum  Ausdruck  kommende 
Richtung,  die  auch  durch  das  deutsche,  österreichische  und  englische 
Recht  wenigstens  annähernd  repräsentirt  wird,  behandelt  das 
Aufführungsrecht  nach  den  gleichen  Grundsätzen,  wie  das  Ver- 
vielfältigungsrecht, indem  sie  Aufführung  und  Vervielfältigung 
gleichmässig  ausschliesslich  vom  Willen  des  Urhebers  abhängen 
lässt.  Die  entgegengesetzte  Richtung  negirt  dagegen  die  Existenz 
eines  Aufführungsrechts  überhaupt,  so  dass  in  ihrem  Gebiet 
die  Vornahme  einer  Aufführung  eine  rechtlich  gleichgültige, 
zum  Urheber  des  Aufführungssubstrats  in  keiner  rechtlichen  Be- 
ziehung stehende  Thatsache  bildet.  Eine  mittlere  Richtung 
erkennt  dagegen  ein  Aufführungsrecht  an,  lässt  dessen  Umfang 
jedoch  nicht  den  des  Vervielfältigungsrechts  erreichen. 

Die  Literatur  spiegelt  diese  Strömungen  nicht  in  völlig 
entsprechender  Weise  wieder,  da  eine  Ansicht,  die  das  Auf- 
führungsrecht überhaupt  aus  der  Rechtsordnung  ausscheiden 
will,  wissenschaftlich  nirgends  aufgestellt  zu  sein  scheint.^) 
Dagegen  sind  die  andern  beiden  Richtungen  auch  in  der  Lite- 
ratur vertreten  —  freilich  in  ziemlich  ungleicher  Weise. 

Die  herrschende  Ansicht  stellt  das  Aufführungsrecht  mit 
dem  Vervielfältigungsrecht  auf  eine  Linie;  beides  seien  dem 
Autor  ausschliesslich  zu  reservirende  Befugnisse,  da  sowohl 
die  Aufführung  wie  die  Vervielfältigung  Veräusserlichungen 
des     Geisteswerks     seien,     deren     Vornahme    als    autorrecht- 


führungsrecht  an.  Wo  dies  der  Fall,  besteht  auch  für  den  Deutschen  kein 
auf  das  Aufführungsrecht  gegründeter  Schutz  gegenüber  einem  andern  Deutschen, 
der  dessen  Werk  dort  ohne  Autorgenehmigung  zur  Aufführung  brachte.  Urth. 
d.  Reichsgerichts  v.  14.  November  1894  (Entsch.  Ziv.-Sach.  Bd.  34,  S.  46  fg.), 
zustimmend  auch  Kohler,  Autorrechtliche  Studien  S.  435.  Dem  Autorrecht 
überhaupt  versagen  jede  gesetzliche  Anerkennung  Bulgarien,  China,  Costarica, 
Aegypten,  Nicaragua  und  Serbien  (Droit  d'auteur  1896,  S.  57). 

1)  Diejenigen  Autoren,  die  den  Schutz  des  geistigen  Eigenthums  über- 
haupt verwerfen,  kommen  hier  nicht  in  Betracht. 
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liehe  Emanationen  nur  mit  dem  Willen  des  Urhebers  erfolgen 
dürfe.2) 

Nur  wenige  Schriftsteller  haben  sich  gegen  diese  Gleich- 
stellung erklärt  und  statt  ihrer  eine  eingeschränktere  Wirksam- 
keit des  Aufführungsrechts  empfohlen.^)  Allein  es  verdient 
Beachtung,  dass  selbst  in  denjenigen  Ländern,  in  denen  die 
gesetzliche  Gleichstellung  beider  Befugnisse  ausgesprochen  ist, 
sich  regelmässig  Bestrebungen,  die  auf  die  Einschränkung  des 
Aufführungsrechts  abzielen,  geltend  machen,*)  was  darauf 
schliessen  lässt,  dass  das  allgemeine  Rechtsbewusstsein  sich 
mit  der  absoluten  Wirksamkeit  des  Aufführungsrechts  nicht  ver- 
traut gemacht  hat. 

Derartige  Erscheinungen  müssen  indess,  namentlich  in 
Verbindung  mit  der  Thatsache,  dass  selbst  ganz  moderne  Ge- 
setzgebungen das  Aufführungsrecht  negiren  oder  doch  in  weit 
geringerem  Umfang  als  das  ausschliessliche  Vervielfaltigungs- 
recht  anerkennen,  Zweifel  an  der  Richtigkeit  der  herrschenden 
Ansicht  erregen,  die  von  der  rechtlichen  Wesensgleichheit 
zwischen  Aufführung  und  Vervielfältigung  ausgehend  zur 
Forderung  ihrer  gleichmässigen  gesetzlichen  Behandlung  ge- 
langt. Gegen  dies  Postulat  selbst  Hessen  sich  freilich  keine 
Bedenken  erheben,  sobald  seine  \^oraussetzung,  die  Wesens- 
gleichheit von  Aufführung  und  Vervielfältigung,  zuträfe. 
Gerade  diese  Annahme  dürfte  sich  aber  bei  näherer  Unter- 
suchung als  nicht  stichhaltig  erweisen. 

IL  Die  meisten  Schriftsteller  halten  die  juristische 
Uebereinstimmung  von  Aufführung  und  Verviel- 
fältigung für  eine  ganz  selbstverständliche,  gar  keines  Be- 
weises bedürftige  Thatsache,  bei  deren  Behauptung  nur  etwa 
gelegentlich    darauf    hingewiesen    wird,  dass  das  Fehlen  eines 


2)  Gierke,  Deutsches  Privatrecht  Bd.  1,  S.  766.  Kohler,  Autorrecht- 
liche Studien  S.  384. 

8)  Ernst  Mayer,  Theaterprozesse  (Festschrift  für  Held),  Würzburg  1888. 
S.  21.  Roeder,  Grundzüge  des  Naturrechts.  2.  Aufl.  Heidelberg  und  Leip- 
zig 1863.     S.  365.     Aehnlich  das  S.  282  n.  42  zitirte  Urth.  d.  Reichsgerichts. 

*)  Gesetzvorschlag  Faure  1888  und  Gesetzvorschlag  Gaillard  1893  in 
Frankreich  (Droit  d'auteur  1888,  S.  91;  1894,  S.  17).  Aehnliche  Bestrebungen 
in  Belgien,  Wauwermans,  Le  droit  des  auteurs  S.  255. 
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ausschliesslichen  Aufführungsrechts  den  Urheber  in  der  pe- 
kuniären Ausnutzung  seines  Geistesprodukts  ungebührlich  ein- 
schränken, ihm  die  Gelegenheit  dazu  leicht  völlig  rauben 
könnte.^)  Erst  Gierke  und  Kohler  sind  neuerdings  genauere 
Untersuchungen  des  Aufführungsbegriffs  zu  danken,  die  das 
Wesen  der  Aufführung  zwar  durchaus  zutreffend,  aber  nicht 
erschöpfend  charakterisiren.^ 

Die  Bedeutung  der  Aufführung  beruht  nach  den  Aus- 
führungen dieser  Gelehrten  in  einem  doppelten  Moment:  sie 
diene  der  Veröffentlichung  und  der  Wiedergabe  des 
Geisteswerkes,  beides  Funktionen,  die  durch  die  Vervielfäl- 
tigung mittelst  Drucks  in  völlig  entsprechender  Weise  er- 
füllt würden.  Gerade  um  dieser  Funktionen  willen  sei  aber 
die  Vervielfältigung  zum  ausschliesslichen  Recht  des  Autors 
erklärt  worden;  das  bilde  ja  eben  das  Wesen  des  Ur- 
heberrechts, dass  dem  Urheber  ausschliesslich  die  Ent- 
scheidung über  das  seinem  Geistesprodukt  zu  gebende  Ver- 
breitungsgebiet eingeräumt,  nur  ihm  die  pekuniäre  Verwerthung 
seiner  Geistesthätigkeit  ermöglicht  werde.  Ebenmässig  müsse 
daher  die  Aufführung  ein  ausschliessliches  Recht  des  Urhebers 
bilden,  der  andernfalls  der  Gefahr  ausgesetzt  sei,  sein  Geistes- 
werk ohne  seinen  Willen  der  Oeffentlichkeit  übergeben  und 
ohne  die  Möglichkeit  einer  materiellen  Nutzziehung  für  sich 
verbreitet  zu  sehen. 

Gegen  die  der  Aufführung  in  der  skizzirten  Auffassung 
beigelegten  Funktionen  dürften  sich  schwerlich  begründete  Ein- 
wände erheben  lassen,  und  fraglos  ergiebt  sich  daraus,  dass 
die  Aufführung  nicht  jeder  Beziehung  zum  Autor  ent- 
kleidet werden  darf.  Allein  der  Umstand,  dass  die  Aufführung 
in  gewissen  Funktionen  mit  der  Vervielfältigung  übereinstimmt, 
würde  noch  nicht  hinreichen,  beide  Thätigkeiten  unter  genau 
dieselben  Rechtsnormen  zu  stellen,  sobald  die  Bedeutung  dieser 
übereinstimmenden  Funktionen  durch    die    gleichzeitige    Wirk- 


*)  Anders,  Beiträge  zur  Lehre  vom  literarischen  und  artistischen  Ur- 
heberrecht. Innsbruck  1881.  S.  23.  Schuster,  Tonkunst  S.  50.  Slater 
Copyright  S.  122.     v.  Wächter,  Verlagsrecht  S.  631. 

6)  Gierke  Bd.  1,  S.  748  fg.     Kohler  a.  a.  O.  S.  375  fg. 
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samkeit  anderer  abweichender  Momente,  die  eine  gleichmässige 
rechtliche  Behandlung  beider  Thätigkeiten  als  unangebracht 
erscheinen  lassen,  paralysirt  wäre. 

Und  derartige  Verschiedenheiten  walten  thatsächlich 
zwischen  Auftührung  und  Vervielfältigung,  indem  ihre  Vor- 
nahme ein  äusserlich  und  innerlich  verschiedenes  Resultat  er- 
giebt,  das  gebieterisch  eine  selbständige  rechtliche  Behandlung 
beider  Thätigkeiten  heischt. 

III.  Die  Differenz  von  Aufführung  und  Verviel- 
fältigung erweist  sich  zunächst  in  der  Verschiedenheit 
ihrer  äusseren  Resultate. 

Die  Vervielfältigung  fördert  eine  Kopie,  ein  Sach- 
gut von  unmittelbarem  Gebrauchs-  und  Tauschwerth  zu  Tage, 
das  zwar  in  der  äussern  Erscheinung  vom  Original  abweicht, 
im  wesentlichen  aber  ein  mit  seiner  Vorlage  identisches  Pro- 
dukt, ebenfalls  ein  Schriftwerk  oder  ein  Bild,  darstellt,  dem- 
nach nur  als  einfache  Wiedergabe  eines  schon  bestehenden 
Geisteswerks  in  anderem  Herv^orbringungsverfahren  erscheint. 

Völlig  abweichend  verhalten  sich  dagegen  Vorlage  und 
Ergebniss  der  Aufführung.  Wie  bei  der  Vervielfältigung  bildet 
auch  bei  der  Aufführung  die  Vorlage  ein  materielles  Produkt, 
ein  des  unmittelbaren  Umsatzes  fähiges  Sachgut;  das  Ergebniss 
der  Aufführung  ist  dagegen  immaterieller  Art,  eine  unmittelbar 
persönliche  Leistung,  eini  dealgut,  das  die  Kenntniss  des  Zuhörers 
vermehrt,  seinem  Gefühlsleben  —  dies  namentlich  bei  der  musi- 
kalischen Aufführung  —  eine  bestimmte  Richtung  giebt,  ohne 
eine  sichtbare  Spur  in  der  Aussenw^elt  zurückzulassen.  Aller- 
dings lassen  sich  auch  Vervielfältigungs-  und  Aufführungs- 
ergebniss  unter  einem  gemeinsamen  höheren  Begriff  zusammen- 
fassen :  beide  dienen  nicht  als  Werkzeuge  an  sich  dem  mensch- 
lichen Nutzen,  sind  keine  öp^ava,  keine  Mittel  der  Produktion 
und  Konsumtion,  sondern  Vermittler  von  Ideen,  a6(xßoXa, 
Träger  des  geistigen  Verkehrs. '')     Aber  ihre  äussere  Verschie- 


'^)  Schäffle,  Ueber  die  volkswirthschalüiche  Natur  der  Güter  der  Dar- 
stellung und  der  Mittheilung,  Zeitschrift  für  die  gesammte  Staatswissenschaft. 
Bd.  29,  S.  1  fg.  Wagner,  Allgemeine  oder  theoretische  Volkswirthschafts- 
lehre.     Leipzig  und  Heidelberg  1876.     Bd.  1,  S.  22. 
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denheit  ist  doch  so  tiefgehender  Natur,  dass  ihre  ökono- 
mische Funktion  völlig  von  einander  abweicht. 

Die  einzelne  Vervielfältigung  ist  zerstörbar,  ihr 
Material  unterliegt  dem  Einfluss  der  Zeit;  der  Auf- 
führung droht  diese  Gefahr  nicht:  sie  ist  unzerstörbar^ 
weil  sie, gar  kein  dem  Wandel  unterworfenes  Material  besitzt, 
weil  ihr  überhaupt  kein  Bestehen  nach  ihrem  Vorsich- 
gehen  vergönnt  ist.®) 

Die  Aufführung  beschränkt  sich  ferner  auf  dasjenige 
Publikum,  das  ihr  jeweilig  beiwohnt;  um  auch  andern 
Personen  zugänglich  zu  sein,  muss  ihre  Vornahme  stets  von 
neuem  erfolgen;  die  einzelne  Vervielfältigung  gestattet  da- 
gegen ohne  erneute  Herstellung  eine  Benutzung  durch 
andere.*)  Doch  steigert  diese  beschränkte  Wirkung  der  Auf- 
führung ihre  sozial-ethische  Bedeutung:  die  Aufführung 
kann  volkswirthschaftlich  nur  rentabel  sein,  wenn  ihr  gleich- 
zeitig eine  grössere  Menge  beiwohnt;  sie  erfordert  daher  Ver- 
anstaltungen, welche  die  gleichzeitige  Anwesenheit  grosser 
Massen  zulassen  und  wird  damit  als  Veranlassung  für  das 
gesellige  Zusammenkommen  ganzer  Volkskreise  ein  wichtiger 
Faktor  der  Volksbildung,^^)  ein  für  die  Gestaltung  des  Auf- 
führungsrechts ebenfalls  zu  berücksichtigender  Umstand. 

IV.  Nicht  minder  bedeutungsvoll  sind  die  Verschieden- 
heiten des  Innern  Resultats  von  Aufführung  und  Ver- 
vielfältigung. 

Das  Ergebniss  der  Vervielfältigung  ist  eine  Wieder- 
gabe des  Geisteswerks,  diedasselbe  nach  Form  und  Inhalt  un- 
verändert, oder  —  beim  verdeckten  Nachdruck  —  nur  mit 
so  geringfügigen  Aenderungen  reproduzirt,  dass  deren  Vor- 
nahme die  Uebereinstimmung  der  Vervielfältigung  mit  Form 
und  Inhalt  der  Vorlage  nicht  beseitigt.  Die  Vervielfältigung 
besitzt  daher,  auf  ihre  rein  geistige  Bedeutung  hin  betrachtet, 
keinen  andern  Werth  als  das  Original,  dessen  Gedankengehalt 
sie  mehr  oder  minder  erschöpfend  wiederholt. 

8)  Kohler,  a.  a.  O.  S.  375.     SchäfHe  S.   14. 

ö)  Hänel,    Staatsrecht  Bd.   1,  S.  661.     Kadlec    S.  58.     Schäffle    S.  20. 

10)  Vgl.  S.  28  fg. 
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Das  gleiche  gilt  ferner  von  den  Vervielfältigungs- 
exemplaren, die  wiederum  selbst  beliebig  mit  einander 
vertauscht  werden  können,  da  dem  einzelnen  an  sich 
kein  es  von  den  übrigen  unterscheidender  Werth  zukommt. 

Die  Aufführung  differirt  hiervon  in  l?eiden  Richtungen. 

Im  Gegensatz  zur  Werthgleichheit  der  einzelnen  Verviel- 
faltigungsexemplare  unterscheiden  sich  die  einzelnen  Auf- 
führungen in  der  schärfsten  Weise  nach  ihrem  wechseln- 
den Werth.  Dasselbe  Drama,  das  bei  der  einen  Darstellung 
vom  ungetheilten  Beifall  der  Zuschauer  begleitet  war,  stösst 
bei  einer  andern  auf  deren  entschiedenen  Widerspruch,  nicht 
etwa  in  Folge  der  Launenhaftigkeit  der  Theaterbesucher,  son- 
dern weil  die  Wiederholung  einer  Vorstellung  trotz  Ueberein- 
stimmung  aller  äusseren  Umstände,  wie  Besetzung,  Regie- 
anordnung u.  s.  w.,  häufig  einen  von  früheren  Aufführungen 
völlig  abweichenden  Charakter  trägt.  ^^) 

Die  Aufführung  bildet  ferner  nicht  eine  einfache  Wieder- 
gabe der  Vorlage,  sondern  sie  nimmt  mit  dieser  eine  doppelte 
Veränderung  vor,  durch  welche  die  Aufführung  in  Form 
und  Inhalt,  nach  äusserer  Gestalt  und  Gedanken- 
gehalt dem  Original  gegenüber  Selbständigkeit  ge- 
winnt. 

Die  Aufführung  verkörpert  die  Vorlage:  was  der 
Dichter  nur  innerlich  erschaute  und  durch  schriftliche  Fixirung 
seiner  Gedanken  nur  kümmerlich  kund  zu  thun  vermochte, 
das  wandelt  die  Aufführung  in  pulsirendes  Leben,  hüllt  die 
Darstellung  in  einen  schönheiterfüllten  Leib,  dessen  sinnlich- 
sichtbares Handeln  eine  geistige  Vorstellungswelt  zur  äussern 
Erscheinung  bringt.^*) 

Die  Aufführung  verkörpert  aber  nicht  nur,  sie  verän- 
dert auch  die  Vorlage:  die  Aufführung  kann  sich  nicht  damit 
begnügen,  des  Dichters  Wort  in  Handlung  umzusetzen;  das 
Schriftwerk  bietet  ihr  vielmehr  die  Grundlage  für  ein  neues 
Gedankenwerk,  das  die  Gestalten  des  Dichters  in  eigener  Auf- 


11)  Schleiermacher,  Vorlesungen  über  die  Aesthetik.  Berlin  1842.  S.  347 

12)  Manning,  Schauspielkunst  S.  6,  48.     Vischer,  Aesthetik.    Reutlingen 
und  Leipzig  1851  fg.     Bd.  3,  S.  171. 
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fassung  zu  lebenswahren  Charakteren  umbildet,  die  Lücken 
seiner  Darstellung  in  erfindungsreichem  Spiel  ergänzt,  seine 
Zweifel  erweckenden  Andeutungen  in  plastische  ^Klarheit  ver- 
wandelt und  selbst  nicht  davor  zurückschreckt,  seine  Fehler 
durch  Festhalten  an  der  von  ihm  verlassenen  Harmonie  des 
darzustellenden  Charakters  zu  meiden.")  Eine  Thätigkeit, 
die  den  Dichter  erklärt,  ergänzt  und  verbessert,^*) 
nach  Lessing's  zutreffendem  Ausdruck  sogar  für  den  Dichter 
denkt, ^^)  kann  aber  nicht  mehr  als  einfache  Wiedergabe  be- 
zeichnet werden,  sondern  erscheint  als  eine  selbst- 
ständige, das  Original  mit  neuem  Gedankeninhalt  versehende 
Schöpfung.^^ 

Das  gleiche  gilt  im  Verhältniss  der  musikalischen 
Aufführung  zu  ihrer  Vorlage.  Auch  hier  gewinnt  die  ab- 
strakte Notenschrift  ein  äusseres,  im  Ton  wahrnehmbares 
Leben,  stellt  die  Aufführung  eine  verständnissinnige,  auf  eigener 
Auffassung  beruhende  und  damit  selbstschöpferische  In- 
terpretation dar,  die  sich  weit  über  den  Begriff  einer  blossen 
Wiedergabe  der  Vorlage  erhebt.^'') 


13)  Hegel,  Vorlesungen  über  die  Aesthetik.  (Hothosche  Ausgabe) 
Berlin  1838.  Bd.  3,  S.  521.  Kaiser,  Der  Dualismus  Ludwig  Tiecks  als  Dra- 
matiker und  Dramaturg.  Leipzig  1885.  S.  14,  RÖtscher,  Die  Kunst  der 
dramatischen  Darstellung.  Berlin  1841  fg.  Bd.  3,  S.  25,  353.  Aehnlich  be- 
reits Plotin.,  Ennead.  III,  2  cp.  18  (ed.  Marsil.  Ficin.  Basel  1580.  S.  270)  = 
42,  18  (ed.  Kirchhoff  S.  342),  hier  jedoch  mit  Tadel  gegen  den  den  Weisungen 
des  Dichters  zuwiderhandelnden  Schauspieler. 

14)  Goethe,  (Hempelsche  Ausgabe).     Werke  Bd.  28,  S.  679. 

1^)  Lessing,  Hamburgische  Dramaturgie.     Ankündigung  und  Stück  17. 

16)  Dresdner,  Von  der  Schauspielkunst,  Kunstwart.  1896.  S.  209. 
Manning  S.  11.  Rötscher  Bd.  1,  S.  346.  Schäffle  S.  14.  Tieck,  Drama- 
turgische Blätter,  Beilage  zur  Dresdner  Morgenzeitung  1827.  No.  27.  Vischer 
Bd.  3,  S.  1450. 

")  Carriere,  Aesthetik.  3.  Aufl.  Leipzig  1885.  Bd.  3,  S.  339.  — 
Treffend  schildert  Kohler  a.  a.  O.  S.  376  das  Verhältniss:  „Denn  so  sehr  auch 
der  Musiker  durch  Tempi  und  Vortragsbezeichnungen  nachzuhelfen  vermag, 
so  kann  er  seine  Auffassung  von  dem  Musikstück  nur  annähernd  bestimmen 
und  muss  es  dem  ausführenden  Künstler  überlassen,  es  in  seinen  Genius  auf- 
zunehmen und  von  sich  aus  das  letzte  Licht  auf  die  imaginären  Gestalten 
zu  werfen,  die  dem  Komponisten  im  Geist  dunkel  erkeimt  sind.*'     Doch  will 
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V.  Die  Verschiedenheit  in  den  Resultaten  der  Verviel- 
fältigung und  der  Aufführung  ist  durch  die  Verschiedenheit 
ihrer  Arbeitsmittel  veranlasst. 

Mittel  für  die  Vervielfätigung  der  Schriftwerke  sind 
bestimmte  handwerksmässig  benutzbare  Instrumente,  deren 
ordnungsmässige  Ingebrauchnahme  die  gleichmässige  und 
gleichzeitige  Herstellung  einer  Vielheit  reproduzirter  Gegen- 
stände ermöglicht. 

Als  Mittel  der  Aufführung  kommen  zwar  gleichfalls 
äussere  Gegenstände,  ein  szenischer  Apparat  bei  der  theatra- 
lischen, musikalische  Instrumente  bei  der  musikalischen  Auf- 
führung in  Betracht;^®)    ihr    eigentlichstes  Mittel    ist   aber   der 


Kohler  sowohl  wie  v.  Berg,  Zur  Aesthetik  der  Schauspielkunst,  Deutsche. 
Bühnengenossenschaft  1891,  S.  97  dem  Schauspieler  grössere  Selbständigkeit 
in  der  schöpferischen  Thätigkeit  zuschreiben  als  dem  musikalischen  Künstler. 

^)  Indessen  nicht  essentiell,  wie  irrthümlich  im  Arch.  f.  d.  ziv.  Prax. 
Bd.  84,  S.  172  fg.  von  mir  angenommen.  Die  Benutzung  des  szenischen 
Apparats,  die  Verwendung  von  Kostümen  und  Dekorationen  sind  vielmehr 
blosse  naturalia,  deren  Fehlen  die  Anwendung  des  Aufführungsrechts  nicht 
ausschliesst.  Je  künstlerischer  die  Darstellung,  desto  unwichtiger  wird  das 
szenische  Beiwerk.  Das  altgriechische  Theater,  die  shakespearische  Bühne 
sind  vollgültige  Beweise,  dass  die  für  den  Aufführungsbegriff  unerlässliche 
Illusion  einer  thatsächlich  vor  sich  gehenden  Handlung  auch  ohne  jene  Hülfs- 
mittel  erreicht  werden  kann.  Gleicher  Ansicht  sind  auch  die  meisten  juristischen 
Schriftsteller,  wie  Copinger,  Copyrights.  341;  Dambach,  Urheberrecht  S.  244; 
Daude,  Urheberrecht  S.  96;  Drone,  Intellectual  productions  S.  592,  627; 
Dunant,  Musique  S.  65;  Gierke  Bd.  1,  S.  800  n.  60;  Kohler  a.  a.  O.  S.  399  f.; 
Scheele,  Urheberrechts.  132;  Schuster,  Tonkunst  S.  231;  v.  Wächter  S.  331. 
Dagegen  äussert  Cutler  S.  23  Zweifel,  sprechen  sich  die  Aesthetiker  häufig 
für  die  Nothwendigkeit  jener  Hülfsmittel  aus.  Jungmann,  Aesthetik  S.  536. 
v.  Schlegel,  Vorlesungen  über  dramatische.  Kunst  und  Literatur.  3.  Aufl. 
Leipzig  1846.  Bd.  1,  S.  24.  —  Durchaus  verwerflich  ist  jedenfalls  die  fran- 
zösische Praxis,  die  Dekorationsmaler  und  Maschinisten  zum  Range  von  Mit- 
verfassern des  Dramas  erhebt,  Dalloz,  Propriete  No.  175;  Guichard  S.  137; 
Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  158;  Renouard,  Traite  Bd.  2,  S.  347;  Rosmini 
No.  291,  was  Devrient  (2.  Aufl.)  Bd.  5,  S.  303  ironisch  für  geistlose  Aus- 
stattungsstücke empfahl.     Dagegen  Spanische  Th.-O.  art.  113. 

Wird  hiemach  die  ohne  die  genannten  Naturalien  erfolgende  Aufführung 
dem  Aufführungsrecht  unterstellt,  so  liegt  freilich  nahe,  dessen  Normen  auch 
auf  die  öffentliche  Vorlesung  eines  Geisteswerkes  auszudehnen.  Wenn 
dies  memerseits  nicht  geschieht,  namentlich  nicht,  wie  zahlreiche  Schriftsteller, 

Opet,  Theaterrecht.  19 
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Aufführende  selbst,  die  menschliche  Persönlichkeit,^^)  die, 
gleichzeitig  Virtuose  und  Instrument,^^)  den  Geist  des  aufzu- 
führenden Werks  in  lebendiger  Plastik*^)  und  eigenartiger  Auf- 
fassung darstellt   und  bei    der    reinen  Vokalmusik   sogar  jeder 

so  Darras,  Droit  des  auteurs  S.  il2;  Haruin,  Pressgesetzgebung  S.  214; 
Osterrieth,  Altes  und  Neues  zur  Lehre  vom  Urheberrecht.  Leipzig  1892. 
S.  91;  Pouillet  No.  813;  Renouard,  Traite  Bd.  2,  S.  66;  Schuster,  Tonkunst 
S.  218;  Scrutton,  Copyright  S.  48;  v.  Stubenrauch,  Kommentar  Bd.  2,  S.  465 
V.  Wächter  S.  627;  Wauwermanns  S.  235  bereits  vorgeschlagen  haben,-  die 
Vornahme  öffentlicher  Vorlesungen  von  vorgängiger  Autorerlaubniss  abhängig 
gemacht  wird,  so  sind  dafür  wesentlich  praktische  Gründe  massgebend.  Ob- 
wohl die  öffentliche  Vorlesung,  was  mitunter  verkannt  wird,  etwas  von  der 
Aufführung  prinzipiell  verschiedenes  ist,  Scheele  S.  134;  v.  Wächter  S.  634; 
zweifelhaft  Endemann,  Urheberrecht  S.  79;  Dalloz,  Propriete  No.  177,  so 
müsste  sie  unter  Umständen  als  Mittel  der  Gedankenverbreitung  ebenfalls  in 
eine  gewisse  Beziehung  zum  Autor  gesetzt  werden.  Kohler,  Zur  Konstruktion 
des  Urheberrechts,  Archiv  für  bürgerliches  Recht.  Bd.  10,  S.  270.  Derselbe, 
Autorrechtliche  Studien  S.  380.  Die  Nothwendigkeit  gesetzlicher  Regelung 
träte  jedoch  erst  ein,  wenn  durch  die  öffentliche  Vorlesung,  etwa  noch  nicht 
veröffentlichter  Werke,  das  Autorinteresse  in  erheblichem  Masse  berührt,  oder 
der  Anspruch  des  Urhebers  auf  angemessene  Entlohnung  geschmälert  würde, 
was  zur  Zeit,  wenigstens  in  deutschen  Territorien,  nicht  der  Fall  zu  sein 
scheint,  Kadlec  S.  58,  Die  Literatur  hat  sich  überwiegend  für  die  unbedingte 
Vorlesungsfreiheit  ausgesprochen,  so  Constant,  Code  general  des  droits  d  auteur. 
Paris  1888.  S,  158.  Copinger  S.  350.  Cutler  S.  17.  Drone  S.  628  fg, 
Dambach  S.  246.  Daude  S.  95.  Gierke  Bd.  1,  S.  800.  Klostermann, 
Geistiges  Eigenthum  S.  379,  404.  Derselbe,  Hdbch.  d.  Hdlsrechts  Bd.  2. 
S.  290.  Koch,  Allg.  L.-R.  Bd.  1,  S.  1020  Anm.  12.  xMandry,  Urheberrecht 
S,  309.  Paterson,  Liberty  of  the  press  S.  294.  Röder,  Naturrecht  S.  365. 
Romberg,  Etudessur  la  propriete  artistique  et  litteraire.  Bruxelles  et  Paris  1892. 
S.  290.  Scheele  S.  134.  Die  Nothwendigkeit  gesetzlicher  Regelung  hat  sich 
bisher  erst  in  wenig  Staaten  herausgestellt.  Norwegen  art.  1,  24  untersagt 
Vorlesungen  mit  dramatischem  Charakter  für  die  ganze  Dauer  des 
Urheberrechts,  sonstige  Vorlesungen  bei  Vorbehalt  des  Autors  für  die  ersten 
drei  Jahre  nach  der  Veröffentlichung  des  Werks.  Span.  Th.-O.  art.  62  unter- 
sagt das  Vorlesen  dramatischer  Werke.  Oestreich  (neu)  §  23  stellt  ein 
Vorlesungsverbot  nur  für  noch  nicht  rechtmässig  veröffentlichte  Vor- 
träge auf. 

lö)  Bouterwek,    Aesthetik    Bd.    1,    S.  249.     Manning    S.    6.     Rötecher 
Bd.  1,  S.  6  fg.     Schlegel  Bd.   1,  S.  64.     Vischer  Bd.  3,  S.  1449. 

20)  Hegel  S.  519.     Lindau,    Vorspiele  auf  dem  Theater.     Dresden  und 
Wien  1895.     S.  160. 

21)  Richter,     Kunst     und     Wissenschaft     und     ihr     Recht    im     Staat. 
Berlin  1863.     S.  145. 
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ausserhalb  der  individuellen  Sphäre  liegenden  Mittel  entrathen 
kann.*^ 

Nur  weil  sie  einem  solchen  Mittel  ihre  Entstehung  ver- 
dankt, trägt  jede  Aufführung  individuellen  Charakter.^®) 
Denn  nur  der  menschliche  Darsteller  vermag  seine  Auffassung 
des  Originals  zu  ändern  und  dies  bei  der  wiederholten  Auf- 
führung durch  den  Schein  andrer  Empfindungen  und  Gemüths- 
bewegungen  zum  Ausdruck  zu  bringen.^*) 

Nur  die  Verwendung  menschlicher  Darsteller  ermöglicht 
femer  die  der  Vorlage  gegenüber  selbständige  Haltung 
der  Aufführung,  während  jedes  andere  Mittel  nur  eine 
mechanische  Reproduktion  des  Originals  gestattet.  ^^) 

Andrerseits  würde  aber  die  Verwendung  menschlicher 
Darsteller  nicht  absolut  diese  Selbständigkeit  der  Aufführung 
zur  Folge  haben  müssen,  die  dann,   wenn  der  Autor  die  Vor- 


22)  Arrey  v.  Dommer,  Elemente  der  Musik.     Leipzig  1862.     S.  71. 

23)  Schleiermacher  S.  347. 

24)  Eberhard,  Aesthetik  Bd.  2,  S.  33. 

25)  Unzulässig  ist  aus  demselben  Gesichtspunkt  die  von  Gierke  Bd.  1, 
S.  800  n.  61 ;  Kohler,  Autorrecht  S.  231 ;  Ders.,  Autorrechtliche  Studien  S.  433;  v. 
Püttlingen  S.  108  angenommene  Ausdehnung  des  Aufführungsrechts  auf  Dar- 
stellungen, die  durch  mechanische  Instrumente,  wie  Spieluhren,  Dreh- 
orgeln u.  s.  w.  oder  durch  Verwendung  von  Marionetten  erzeugt  werden. 
Allerdings  sind  auch  bei  diesen  Schaustellungen  Menschen  thätig;  sie  fungiren 
aber  nicht  unter  Einsetzung  ihrer  Persönlichkeit  als  unmittelbare 
Werkzeuge,  sondern  sie  sind  nur  unter  Ausübung  einer  unqualifizirten  Thätig- 
keit  Veranlassung  dazu,  dass  die  Darstellung  durch  mechanische  Hülfsmittel 
vor  sich  geht.  Ebenso  wenig  lassen  sich  freilich  solche  Produktionen  unter 
den  Begriff  der  Vervielfältigung  bringen,  da  ihr  Resultat  ein  von  dem  der 
Vervielfältigung  abweichendes,  ephemeres  ist.  Schuster,  Tonkunst  S.  158. 
Gesetzgebungen,  die  nur  mechailteche  Reproduktion  und  ungenehmigte  Auf- 
führung verbieten,  gestatten  dann  freilich  kein  Verbot  solcher  Produktionen, 
was  die  Praxis  meist  verkannt  hat.  Urth.  d.  Reichsgerichts  v.  19.  Dezember  1888 
und  V.  31.  Januar  1891  (Entsch.  Ziv.-Sach.  Bd.  22,  S.  174fg.;  Bd.  27,  S.  60  fg.). 
Huard  et  Mack,  Repertoire  No.  558.  Pouillet  No.  746,  818.  Ein  solches 
Resultat  mag  für  den  Autor  unerfreulich  sein,  da  er  sein  "Werk  der  Gefahr, 
zum  Gassenhauer  herabzusinken,  ausgesetzt  sieht,  und  eine  entsprechende 
Aenderung  der  mangelhaften  Gesetzgebung  gerathen  erscheinen  lassen,  be- 
rechtigt aber  nicht  zu  einer  gewaltsamen,  den  Aufführungsbegriff  verkennenden 
Auslegung  des    geltenden    Rechts.     Zutreffend  Urth.    des  Seine  Ziv.-Ger.  vom 

16* 
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nähme  der  Aufführung  ausschliesslich  nach  seinem  Belieben 
gestaltete,  ausgeschlossen  wäre.  Denn  die  Aufiführung  würde 
•in  solchem  Fall  nicht  die  eigene  Auffassung  der  Darsteller 
wiederspiegeln,  das  Original  nicht  um  deren  Gedanken  be- 
reichern, sondern  das  alleinige  Werk  des  Autors  bilden.  Wie 
die  Theatergeschichte  ergiebt,  hat  die  Aufführung  sich  in  der 
ältesten  Zeit  durchaus  aut  dieser  Stufe  bewegt.  Noch  in 
der  Blütheperiode  des  griechischen  Dramas  erscheint  der  Schau- 
spieler als  willenloses  Werkzeug  in  der  Hand  des  Dichters^ 
der  ihm  die  Rolle  bis  in  die  kleinste  Einzelheit  einstudirt,  da- 
her auch  gleichmässig  Aufiführung  wie  Dichtung  als  ausschliess- 
liches Verdienst  des  Dichters  erachtet  werden. ^^)  Das  antike 
Theater  bot  überhaupt  einer  Individualis irung  der  ein- 
zelnen Aufführungen  kein*en  geeigneten  Boden,  da 
der  Gebrauch  der  Masken,  der  mindestens  für  die  Träger  der 
Hauptrollen  unumgänglich  war,  dem  Spiel  einen  stereotypen 
Charakter  verlieh,  der  eine  Kenntlichmachung  selbständiger 
Auffassung  des  Dichtwerks  meist  von  vorn  herein  ausschliessen 
mochte.  ^'^) 

Das  Gegentheil    gilt  vom    modernen  Theater,  in  dem 

2.  August  1893  und  des  Appel.-Ger.-Hofs  Paris  vom  9.  Januar  1895  (Droit 
d'auteur  1895,  S.  63  f.).  Oestreich  (neu)  §  36;  Schweiz  art.  11  No.  11  ge- 
statten die  Wiedergabe  mittelst  mechanischer  Instrumente.  —  Dagegen  ist  für 
die  telephonische  Uebermittlung  einer  AufiTuhrung  die  Genehmigung  des 
Autors  erforderlich,  da  es  sich  hier  um  eine  durch  menschliche  Darsteller  er- 
folgende Aufführung  handelt,  die  durch  Anwendung  des  Telephons  nur  einem 
grösseren  Publikum  zugänglich  gemacht  ist.  Wauwermans  S.  237.  Zweifel- 
hafter ist  der  juristische  Charakter  der  phonographischen  Wiedergabe 
einer  Aufführung,  die  wohl  zutreffender  ebenfalls  als  nichtmechanische  und 
damit  der  Autorerlaubniss  bedürftige  erachtet  werden  muss.  Kohler,  Autor- 
rechtliche Studien  S.  377.  Urth.  der  Pariser  Strafkammer  v.  8.  März  1895 
(Droit  d'auteur  1895,  S.  49). 

26)  Epictet.  Encheirid.  17  nebst  Scholien  dazu.  Plotin.,  Ennead.  III,  2 
cp.  17  (ed.  Ficin.  S.  269)  =  42,  17  (ed.  Kirchhoff  Bd.  1,  S.  340).  Bis  in's 
Zeitalter  des  Sophokles  pflegte  der  Dichter  häufig  selbst  in  seinen  Stücken  als 
Schauspieler  aufzutreten.     Aristot,  Rhetor.  3,  l,  3. 

27)  Hegel  S.  520.  Schleiermacher  S.  346.  —  Die  Kritik  des  antiken 
Theaterpublikums  richtete  sich  daher  auch  mit  Vorliebe  gegen  den  xpixcrfuj- 
vian^;,  der  weniger  als  die  Träger  der  Hauptrollen  in  der  Bethätigung  einer 
eigenen  Auffassung  des  Dichtwerks  behindert  war.    Demosth.,  pro  corona  p.  315. 
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sich  die  Aufführung  bereits  so  weit  von  ihrer  Vorlage 
emanzipirt  hat,  dass  der  literarische  Werth  der  letzteren 
häufig  für  den  Erfolg  der  ersteren  völlig  gleichgültig, 
ein  an  sich  durchaus  ungenügendes  Drama  grade  die  Ent- 
faltung selbständiger  schauspielerischer  Thätigkeit  begünstigt.^®) 
Die  Vorlage  wird  damit  gewissermassen  zum  Rahmen,  in  dem 
sich  die  Geschicklichkeit  des  Schauspielers  bethätigt,  herabge- 
drückt. ^^)  Aber  auch  da,  wo  der  Inhalt  der  Dichtung  nicht 
hinter  der  Aufführung  zurücktritt,  überlässt  der  moderne  Dichter 
vieles  der  selbständigen  Thätigkeit  seines  Interpreten,  den  auch 
die  genauesten  Regiebemerkungen  nicht  in  der  eigenartigen 
Auffassung  seiner  Rolle  und  ihrer  Einreihung  in  das  Ensemble 
einzuschränken  vermögen.^) 

Ob  zwischen  antiker  und  moderner  Musik  das  gleiche 
Verhältniss  besteht,  lässt  sich  bei  unsrer  Unkenntniss  der  alten 
Tonkunst  nicht  nachweisen.  Darüber  dürfte  jedoch  kein 
Zweifel  bestehen,  dass  heut  zu  Tage  die  Differenz  zwischen 
dem  Inhalt  und  der  Aufführung  der  musikalischen  Komposition 
häufig  ebenfalls  so  bedeutend,  wie  zwischen  der  dramatischen 
Vorlage  und  ihrer  Darstellung,  dass  ein  Musikstück,  das 
der  Aufgabe  seiner  Kunst,  das  menschliche  Gefühls-  und 
Seelenleben  zum  Ausdruck  zu  bringen,^^)  nur  wenig  gerecht 
wird,  dem  Darsteller  oft  die  günstigste  Gelegenheit  zur 
Bethätigung  seiner  virtuosen  Fähigkeiten  bietet. 

Die  Aufführung  besitzt  demnach  der  Vorlage  gegenüber 
selbständigen  Charakter ;  sie  ist  zwar  nicht  aus  jeder  Verbindung 
mit  dem  Original  gelöst,  aber  sie  weist  doch  Eigenart  genug 
auf,  um  ihre  Wiedergabefunktion  der  Einreihung  unter  den 
Begriff  der  einfachen,  bei  der  Vervielfältigung  vorliegenden 
Wiedergabe  zu  entrücken,  selbst  wenn  mit  Gierke  darunter  auch 

28)  Goethe  (Hemp.  Ausgabe)  Bd.  28,  S.  679.  Heine  (Hoffmann  und 
Campe'sche  Ausgabe)  Bd.  13.  S.  331.  Schleiermacher  S.  348.  —  Urth.  des 
Seine  Ziv.-Ger.  v.  14.  Dezember  1877  (Fand.  fran9.  chron.  Bd.  5  Abth.  2,  S.  299. 

2ö)  Hegel  S.  522. 

^)  Jsolani,  Was  bleibt  für  den  Darsteller?,  Z.-S.  Bühne  und  Leben.  2.  Jahr- 
gang No  28.  Kohler,  Autorrechtliche  Studien  S.  376.  Tieck,  Dramaturgische 
Blätter  S.  85.     Vischer  S    1451. 

31)  Arrey  v.  Dommer  S.  211,  341.    Bouterwek,  Aesthetik  Bd.  1,  S.  261. 
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diejenigen  Veräusserlichungen  des  Originals  gezählt  werden,  in 
denen  es,  wenn  auch  verändert,  seinem  wesentlichen  Bestände 
nach  ganz  oder  theilweise  wieder  zum  Vorschein  kommt.  ^^) 
Denn  der  wesentliche  Bestand  der  Vorlage,  ihre  Existenzbe- 
dingung, ist  die  Form  ihres  Seins,  die  prinzipiell  als  sachliche, 
äusserlich  fassbare  erscheint.  Von  diesem  Bestand  geht  aber 
in  die  Aufführung,  die  nur  in  immaterieller,  jeder  äusseren  Be- 
rührung entzogenen  Weise  existirt,  nichts  über,  kann  also  auch 
nichts  davon  in  ihr  zum  Vorschein  kommen. 

Die  Selbständigkeit  der  Aufführung  beruht,  um  einen 
leicht  auftauchenden  Irrthum  zu  verhüten,  nicht  allein  darauf, 
dass  die  Thätigkeit  des  Darstellers  eine  künstlerische  —  auch 
der  Kupferstecher  übt  eine  Kunst,  deren  Produkte  jedoch  mit 
vollem  Recht  als  einfache,  wenn  auch  geänderte  Wiedergaben 
bezeichnet  werden,  da  sie  das  Original  nur  in  einem  andern 
Kunstverfahren  reproduziren,  Vorlage  und  Wiedergabe  dem- 
nach denselben  Bestand,  die  gleiche  Form  des  Seins,  aufweisen 
—  die  Aufführung  setzt  dagegen  ihr  Original  in  eine  andere 
Kunstsphäre  um,  wodurch  Vorlage  und  Aufführung  in  einen 
räumlichen  und  zeitlichen  Gegensatz  zu  einander  treten. 

VI.  Dieser  tiefgehenden  Differenz  zwischen  Aufführung 
und  Vervielfältigung  wird  die  herrschende,  auch  in  der  deutschen 
Gesetzgebung  vertretene  Ansicht,  die  beide  Thätigkeiten  den- 
selben Normen  unterwirft,  offenbar  nicht  gerecht.  Es  fragt 
sich  daher,  welcher  Weg  de  lege  ferenda  wohl  als  der 
empfehlenswertheste  eingeschlagen  werden  müsste. 

Mit  Rücksicht  auf  den  selbständigen  künstlerischen  Ge- 
halt der  Aufführung  scheint  es  nahe  zu  liegen,  die  Aufführung 
aus  jeder  Verbindung  mit  dem  Urheber  ihrer  Vortage  zu  lösen, 
ihre  Vornahme  für  eine  rechtlich  unerhebliche,,  frei  durch  jeder- 
mann vollziehbare  Handlung  zu  erklären,  eine  Regelung  des 
Verhältnisses,  die,  wie  oben  erwähnt,  auch  thatsächlich  in 
nicht  wenig  ausserdeutschen  Gesetzgebungen  erfolgt  ist.^^ 

Allein  eine  derart  absolute  Verselbständigung  der 
Aufführung    würde    sich    zu    ihrem    Wesen     ebenfalls     in 

32)  Gierke  Bd.   1,  S.  803. 

33)  Vgl.  S.  281   n.  42. 
I 
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schärfsten  Widerspruch  setzen:  denn  wenn  die  Aufführung 
auch  in  der  Wiedergabe funktion  gegenüber  der  Wieder- 
gabefunktion der  Vervielfältigung  mit  Recht  auf  selbständige 
Behandlung  Anspruch  erheben  kann,  so  lässt  sich  für  ihre 
zweite  Funktion,  die  Veröffentlichungsfunktion,  nicht  die 
gleiche  Folgerung  ziehen.  Nach  dieser  Richtung  zeitigen  Auf- 
führung und  Vervielfältigung  ein  durchaus  übereinstimmendes, 
nur  in  seiner  quantitativen  Ausdehnung  unterschiedenes  Er- 
gebniss:  ein  Gedanken  werk,  das  vor  ihrer  Vornahme  der 
Perzeption .  durch  die  Aussen  weit  entzogen  war,  wird  durch 
ihre  Vornahme  dem  Uebergang  in  den  Gedankenschatz  einer 
unbestimmten  Menge  preisgegeben,  dem  Herrschaftsbereich 
seines  Urhebers  entzogen,  bei  der  Vervielfaltigungsverötfent- 
lichung  völlig  unbeschränkt,  bei  der  Aufführungsverötfent- 
lichung  mindestens  für  die  jeweiligen  der  Zahl  nach  ebenfalls 
unbestimmten  Vorstellungstheilnehmer. 

Gerade  darin,  dass  dem  Urheber,  solange  die  physische 
Möglichkeit  dazu  besteht,  die  ausschliessliche  Befugniss,  das 
Verbreitungsgebiet  seines  Geistesprodukts  zu  bestimmen,  ein- 
geräumt ist,  wird  aber  durchaus  zutreffend  ein  wesentlicher 
Bestandtheil  des  Autorrechts  gefunden.  Die  völlige  Freigabe 
der  Aufführung,  ihre  Loslösung  von  einer  Ermächtigung 
des  Autors  der  Vorlage,  würde  daher,  soweit  ihre  Vor- 
nahme als  Veröffentlichung  des  Geistesprodukts  er- 
scheint, eine  Verletzung  des  Urheberrechts  in  sich 
schliessen,  eine  Konsequenz,  die  zweifellos  gegen  das  Prinzip 
der  absoluten  Verselbständigung  der  Aufführung  schwere  Be- 
denken hervorruft. 

Ein  in  der  bisherigen  Untersuchung  unberücksichtigt  ge- 
bliebener Umstand  vermag  jedoch  aus  diesem  Dilemma  zu 
helfen. 

Die  Veröffentlichungsfunktion  ist  nicht  mit  jeder  Auf- 
führung unumgänglich  verbunden;  ein  Geisteswerk,  das  bereits 
durch  die  Existenz  mechanischer  Vervielfältigungen  der  Kennt- 
nissnahme  einer  unbestimmten  Menge  offen  steht,  kann  nicht 
als  durch  die  Aufführung  veröffentlicht  bezeichnet  werden. 
Veröffentlichend    wirkt   die    Aufführung  vielmehr  nur,  solange 
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die  Aufführung  allein  die  Möglichkeit  bietet,  ihre  Vorlage 
kennen  zu  lernen,  ein  Zeitraum,  der  mit  der  Veröffentlichung 
des  Werkes  durch  buchhändlerisch  zu  vertreibenden  Druck 
sein  Ende  erreicht. 

Damit  gewinnen  wir  zwei  verschiedene  Aufführ u ngs- 
kategorieen,  deren  rechtliche  Behandlung  sich  nunmehr  aus 
der  Würdigung  ihrer  abweichenden  Wirkung  ergiebt: 

a.  Aufführungen  ungedruckter  Geistesprodukte 
müssten  ausschliesslich  von  der  Genehmigung 
des  Urhebers  abhängig  sein.  Denn  ihre  Vornahme 
enthält  eine  Veröffentlichung  des  Geisteswerks.  Ob  eine 
solche  einzutreten  habe  oder  nicht,  muss  der  alleinigen 
Entscheidung  des  Autors  überlassen  sein,  da  die  Ver- 
öffentlichung ein  Internum  seiner  Persönlichkeit,  ein  Stück 
seines  Selbst  den  neugierigen  Blicken,  der  verletzenden 
Kritik  der  Masse  aussetzt,  die  Sicherstellung  des  Indivi- 
duums vor  Eingriffen  in  sein  Binnenleben  aber  den  höchsten 
rechtlichen  Schutz  verlangt. 

b.  Für  Aufführungen  gedruckter  Geistesprodukte 
treffen  diese  Erwägungen  nicht  zu.  Ist  ein  Werk  im 
Buchhandel  erschienen,  so  hat  der  Autor  freiwillig  auf  die 
Beherrschung  seiner  durch  die  Veröffentlichung  zu  Tage 
getretenen  Gedanken  verzichtet,  kann  er  nicht  mehr  auf 
deren  Schicksal  ausschliesslichen  Einfiuss  auszuüben  be- 
anspruchen. Das  Werk  hat  sich  durch  die  Publikation 
vom  Schöpfer  gelöst  und  geht,  kraft  der  allen  Geistes- 
erzeugnissen eigenen  Bestimmung,  in  den  Gemeingebrauch 
über.  „Jedermann  kann  es  nicht  nur  empfangend  ge- 
messen, sondern  auch  schaffend  benutzen."®*)  Folgeweise 
müsste  nach  der  Publikation  die  Vornahme  von  Auf- 
führungen, deren  selbstschöpferischen  Charakter  unsere 
früheren  Darlegungen  erwiesen  haben,  durchaus  frei- 
gestellt, von  der  Nothwendigkeit  urheberrechtlicher  Ge- 
nehmigung entbunden  sein.  Gegen  dies  Prinzip  der  Auf- 
führungsfreiheit lässt  sich  nicht  der  Einwand  erheben,  dass 


^)  Gierke  Bd.  1,  S.  767. 
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man    mit    derselben  Begründung    auch    zur  Freigabe  des 
Nachdrucks  gelangen  könnte.     Denn  der  Nachdruck  bildet 
keine  neu  schaffende  Umgestaltung  seiner  Vorlage,  sondern 
deren  sklavische,  handwerksmässige  Wiedergabe ;  die  Auf- 
fRihrung   ist   dagegen    ein    Produkt   selbständiger  Kunst- 
bethätigung,    eine    freie  Umsetzung    der  Vorlage    in    eine 
neue  Kunstsphäre,   der  auch  im  Interesse    allseitiger  Ent- 
wicklung der  für  die  Volkserziehung   wichtigen    Faktoren 
der    freieste   Spielraum   gelassen  werden  müsste.^^) 
Die    ältere    Anschauung,    die    das    ausschliessliche  Auf- 
führungsrecht des  Autors  mit  der  Publikation  des  Geisteswerks 
untergehen    liess,'®)    würde   sich  demnach  als  die  dem  Wesen 
der  Aufführung  angemessenste  empfehlen. 

Allein  auch  hier  dürften  Modifikationen  am  Platze 
sein,  die  das  Prinzip  der  Aufführungsfreiheit  festhalten,  aber  in 
einer  mit  der  erst  in  der  Neuzeit  gewonnenen  richtigeren  Auf- 
fassung des  Autorrechts  in  Einklang  bringen. 

Der  Urheber,  ohne  dessen  Genehmigung  das  Drama  oder 
Musikstück  nach  ihrer  mechanischen  Veröffentlichung  zur  Auf- 
führung gelangt,  erleidet  zwar  keine  Verletzung  seines  Autor- 
rechts, wenn  diese  Aufführung  den  geistigen  Gehalt  seines 
Werkes  in  einer  seinen  Intentionen  entsprechenden  Weise  zur 
Darstellung  bringt.  Ob  dies  der  Fall,  hängt  aber  durchaus  von 
den  Umständen,  unter  denen  die  Darstellung  vor  sich  geht,  ab, 
da  die  einzelnen  Aufführungen  einander  nicht  gleichwerthig 
sind.  Eine  Aufführung,  die  diesen  Intentionen  nicht  entspricht, 
ist  dagegen  durchaus  geeignet,  das  Autorrecht  zu  schädigen,  indem 
sie  unzutreffende  Beurtheilungen  des  Geisteswerks  veranlasst, 
und  damit  den  Autor  der  Gefahr  aussetzt,  in  seiner  geistigen 
Thätigkeit  unverschuldeten  Missverständnissen  und  Angriffen 
zum  Opfer  zu  fallen. ^"0  Derartige  Vorkommnisse  werden  sich 
zwar   niemals   völlig   vermeiden    lassen  —  dem  bösen  Willen 


^)  Ortloff,    Das    Autor-    und    Verlagsrecht,    Jahrbücher    für   Dogmatik 
Bd.  5,  S.  306. 

86)  Vgl.  S.  277  f. 

^)  Schuster,  Tonkunst  S.  25  fg. 
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der  Darsteller  ist  der  Autor  machtlos  preisgegeben^^)  — ;  aber 
in  andern  Fällen,  in  denen  der  ungenügende  Charakter  der  be- 
absichtigten Auftührung  von  vornherein  ersichtlich,  kann  die 
Rechtsordnung  dem  Autor  dadurch  Schutz  gewähren,  dass  sie 
ihm  bei  der  Publikation  des  Werkes  die  Befugniss  ein- 
räumt, die  Bedingungen,  deren  Erfüllung  eine  nach  seinen 
Intentionen  vor  sich  gehende  Aufftihrung  verlangt,  mit  der 
Wirkung  zu  normiren,  dass  jede  dem  zuwider  erfolgte 
Aufführung  ihn  zur  Geltendmachung  einer  Entschädi- 
gungsforderung berechtigt.  Um  den  Grundsatz  der  Auf- 
führungsfreiheit nicht  auf  Umwegen  durch  diese  Befugniss  zu 
beseitigen,  müsste  für  diese  Bedingungen  eine  positive  Formu- 
lirung,  nicht  ein  allgemeiner  Aufführungsvorbehalt,  und  ein  be- 
stimmter Bekanntgabemodus  gesetzlich  vorgeschrieben  sein,  so 
dass  jeder  Aufführungslustige  ohne  weiteres  seine  Befugniss 
zur  Aufführung  beurtheilen  könnte. 

Die  Freigabe  der  öffentlichen  Aufführung  ist  ferner 
geeignet,  den  Autor  um  den  verdienten  Lohn  seiner 
Thätigkeit  zu  bringen,  indem  sie  grosse  Massen  in  den 
Stand  setzt,  das  Dichtwerk  kennen  zu  lernen,  ohne  dem  Ur- 
heber ein  Aequivalent  für  den  durch  ihn  vermittelten  Genuss 
zu  entrichten.  Die  sachgemässe  Bestimmung  eines  in  den 
Formen  der  Aufführung  verfassten  Geisteswerks  ist  doch  dessen 
Aufführung,  nicht  die  Lektüre;'®)  eine  Buchausgabe  seines 
Werkes  würde  daher  dem  Autor  meist  keinen  nennenswerthen 
Ertrag  liefern.  Schlimmer  würde  sich  noch  die  Lage  des 
musikalischen  Autors  gestalten,  da  der  Ankauf  von  Noten- 
schriften bei  der  verhältnissmässig  geringen  Verbreitung  der 
Fähigkeit,  eine  Komposition  lediglich  vermittelst  der  Lektüre 
zu  geniessen,  einen  noch  schwächeren  Umfang  anzunehmen 
pflegt.  Für  die  Gesetzgebung  erwächst  daraus  die  Ver- 
pflichtung, den  Grundsatz  der  Aufführungsfreihet  in  eine 


3^  Abgesehen  von  den    nach    der  Aufführung  geltend   zu  machenden 
Entschädigungsansprüchen. 

3ö)  Jungmann  S.  547.     Richter  S.   182. 
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den  materiellen  Entgelt  des  Autors  sichernde  Ge- 
stalt zu  prägen.*^) 

Für  die  Lösung  dieser  Aufgabe  wären  an  sich  drei  Wege 
gangbar:  es  könnte  dem  Autor  bezvv.  dem  Aufführenden  ein- 
seitig überlassen  sein,  die  Höhe  des  Urheberentgeltes  zu  fixiren; 
die  Feststellung  könnte  andrerseits  auch  durch  jeweilige  Ab- 
machung beider  Theile  erfolgen;  die  Normirung  des  Entgelts 
könnte  endlich  Sache  obrigkeitlicher  Tarifirung  sein. 

Im  ersten  Fall  wäre  ein  annehmbares  Resultat  meist  von  vorn- 
herein aussgeschlossen;  der  Aufführende  würde  den  Autorantheil 
auf  ein  Minimum  des  angemessenen  Ertrages  herab  zu  drücken 
suchen;  andrerseits  würde  der  Autor  seine  Forderung  zu  über- 
triebener Höhe  heraufschrauben.  Eben  so  wenig  wäre  es  an- 
gängig, die  Lösung  dieser  Frage  der  Vereinbarung  zwischen 
Autor  und  Aufführendem  zu  überlassen,  da  bei  bestehender  Auf- 
führungsfreiheit die  Darstellung  häufig  ohne  vorherige  Abrede  unter 
den  Parteien  veranstaltet  werden  dürfte.  Als  geeignetster  Modus 
für  Beseitigung  dieser  Schwierigkeiten  empfiehlt  sich  daher  das 
dritte  System,  das  ebenfalls  die  Freiheit  der  Aufführung  publi- 
zirter  Werke  proklamirt,  den  Aufführenden  aber  gesetzlich  zur 
Entrichtung  eines  bestimmten  Entgeltes  an  den  Autor  ver- 
pflichtet. Eine  derartige  Regelung  der  Verhältnisse  wurde  zu- 
erst von  der  sizilianischen  Gesetzgebung  versucht;*^)  in  neuerer 
Zeit  schloss  sich  ihr  das  italienische  Gesetz  vom  25.  Juni  1863 
—  wenigstens  mit  subsidärer  Anwendung  —  an,*^)  und  auch 
in  Belgien  wurden  bei  den  Kamrherverhandlungen  über  das 
jetzt  geltende  Autorgesetz  Stimmen  für  die  Einführung  dieses 
Systems    laut,*')     das     augenblicklich     nur    im     Gebiet    der 


^)  Anders  S.  280.  Daude  S.  87.  Kadlec  S.  58.  Koch,  Allgemeines 
Landrecht  Bd.  1,  S.  1020  n.  12.  Richter  S.  181.  Schäffle,  Die  ausschliessenden 
Verhältnisse,  Zeitschrift  für  die  gesammte  Staatswissenschaft  Bd.  23,  S.  447. 
Scheele  S.  131.     Schuster,  Tonkunst  S.  217  fg. 

41)  Art.  8  des  sizilianischen  Gesetzes  v.  7.  November  1811.  Rosmini 
No.    791. 

42)  Art.  13. 

43)  Lyon-Caen  et  Delalain,  Lois  fran9aises  etc.  Bd.  1,  S.  175  n.  4. 
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Schweizerischen  Eidgenossenschaft  und  der  jüngsten  Spanisch- 
Mexikanischen  Literarkonvention    zur   Herschaft   gelangt  ist."") 

Die  literarische  Begründung,  die  Alfred  de  Vigny  dieser 
als  Abgaben-  oder  Royaltysystem  bezeichneten  Regelung 
des  Aufführungsrechts  gab,^^)  scheint  ihrer  Zeit  in  Deutschland 
wenig  Aufmerksamkeit  erregt  zu  haben;  Jahrzehnte  hindurch 
blieb  das  Abgabensystem  von  der  deutschen  Jurisprudenz  un- 
beachtet, die  erst,  durch  die  Hinweisungen  Schäffle's*^  und 
Klostermann's^'O  veranlasst,  seit  Ausgang  der  sechsziger  Jahre 
sich  vorübergehend  damit  zu  befassen  begann. 

Die  Beurtheilung  des  Abgabensystems  war  meist  keine 
günstige.  Aus  den  Kreisen  der  dramatischen  Dichter,  also  der 
in  erster  Linie  Betheiligten,  ist  zwar  keine  prinzipielle  Ab- 
lehnung erfolgt,  vereinzelt  sogar  zustimmende  Erklärungen 
hervorgegangen,^®)  die  deutschen  juristischen  Schriftsteller*®) 
sprachen  sich  jedoch  fast  ausnahmslos  gegen  seine  Einführung 
aus  —  mit  Argumenten,  die  im  wesentlichen  mit  den  Ab- 
lehnungsgründen der  französischen  Juristen^®)  übereinstimmen, 
jedoch  m.  E.  nicht  geeignet  sind,  die  Unangebrachtheit  des 
Abgabensystems  darzuthun. 

Nach  Schäffle  sprechen  namentlich  Schwierigkeiten  tech- 
nischer Art  gegen  das  Abgabensystem,  „das  ohne  sehr  be- 
lästigende Polizeiinstitute  nicht  ausführbar  sei."  Ein  solcher 
Einwand    klingt   freilich    zunächst    recht    plausibel;    aber    ein 


^)  Schweiz  art.  7.  Spanisch-Mexikanische  Literarkonvention  v.  10. 
Juni  1895  art.  4,  Droit  d'auteur  1895  S.   148. 

^)  Alfred  de  Vigny,  de  Madame  Sedaine  et  de  la  propriete  litteraire, 
Revue  des  deux  mondes  1841,  ser.  4  Bd.  25.  S.  249. 

46)  In  seiner  S.  299  n.  40  zitirten  Abhandlung. 

47)  Klostermann,  Geistiges  Eigenthum  Bd.  1.  S.  277  fg. 

48)  Z.  B.  Greif  in  der  Wochenschrift  Die  Gegenwart  v.   18.  Juli   1894. 
4ö)  Gegen  das  Abgabensystem  äussern  sich  Anders,  Beiträge  zur  Lehre 

vom  literarischen  und  artistischen  Urheberrecht.  Innsbruck  1881.  S.  23. 
Kadlec  S.  456.  Rüfenacht,  Urheberrecht  S.  6,  33,  85.  Dafür  scheint  Nissen, 
Von  der  Uebertragung  des  Rechts  dramatischer  Werke  an  Theater,  Zeitschrift 
für  Handelsrecht  Bd.  18,  S.  365. 

^)  Constanf,  Droit  d'auteur  S.  295  fg.,  317.  Darras,  Droit  des  auteurs 
S.  615.     Dunant,  Musique  S.  37,   104. 
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einziger  Blick  in  die  wirkliche  Gestaltung  der  Theaterverhält- 
nisse würde  hinreichen,  um  die  Nichtigkeit  dieser  Entgegnung 
zu  erweisen.  Schon  heute,  lediglich  auf  Grund  des  in  den 
Fachzeitschriften  zu  bestimmten  Fristen  übersichtlich  gebrachten 
Materials,  ist  jeder  dramatische  Dichter  in  der  Lage,  die  statt- 
gehabten Aufführungen  seiner  Werke  wenigstens  für  die  be- 
deutenderen Bühnen  ohne  jede  Schwierigkeit  zu  konstatiren. 
Würde  etwa,  wie  dies  in  Spanien  der  Fall,*^)  ein  offizielles 
Blatt  die  im  ganzen  Territorium  binnen  bestimmter  Zeiträume 
erfolgenden  Aufführungen  auf  Grund  amtlicher,  von  den  einzelnen 
Bezirksbehörden  vermöge  ihrer  kontroll-  und  sicherheitspolizeilichen 
Befugnisse  gesammelten  Materials  registriren,  so  würde  die 
Durchführung  des  Abgabensystems  sich  zweifellos  ohne  die 
geringste  polizeiliche  Belästigung  ermöglichen  lassen. 

Zahlreiche  Juristen  haben  sich  ferner  gegen  das  Abgaben- 
system ausgesprochen,  weil  die  gesetzliche  Fixirung  des  dem 
Autor  zu  entrichtenden  Entgelts  einen  unzuläsigen  Eingriff 
in  die  Vertragsfreiheit  darstelle.  Ein  solches  Argument 
konnte  freilich  einem  Zeitalter,  das  dem  Grundsatz  des  freien 
Spiels  der  Kräfte  bis  zum  Extrem  huldigte,  überaus  zusagen. 
Aber  für  die  moderne  Auffassung  hat  die  Theorie  des  Gehen- 
lassens  der  Dinge  ihren  zauberischen  Reiz  verloren,  kann  das 
Prinzip  der  Vertragsfreiheit  nur  dann  auf  unbedingte  Geltung 
Anspruch  machen,  wenn  seine  Durchführung  nicht  mit  höheren, 
das  Allgemeinwohl  berührenden  Aufgaben  in  Konflikt  geräth. 
Grade  das  wäre  aber  in  unserer  Frage  der  Fall.  Die  Vertrags- 
freiheit könnte  zweifellos  dahin  führen,  dass  Autor  und  Theater- 
untemehmer  sich  über  das  Autorhonorar  nicht  zu  einigen  ver- 
möchten, und  dass  dann  der  Widerstreit  dieser  rein  privaten 
Interessen  ganze  Städte  und  Landestheile  in  die  Unmöglichkeit 
versetzte,  die  dramatische  Kunst  in  ihren  neuesten  Erzeugnissen 
als  nationales  Bildungsmittel  auf  sich  wirken  zu  lassen.  Es 
mag  immerhin  eingewendet  werden,  dass  solche  Fälle  ^nur  Aus- 
nahmen wären,  und  dass  der  praktische  Sinn,  der  die  modernen 


51)  Nach  der  Kgl.  Span.  Verordnung  v.  11.  Juni  1886  (Droit  d'auteur 
1888,  S.  48)  werden  alle  Aufführungen  in  einem  Boletin  oficial  de  la  pro- 
priedad  intelectual  e  industrial  amtlich  in  monatlichen  Uebersichten  verzeichnet. 
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Dramatiker  auszeichnet,  Eventualitäten  dieser  Art  nicht  hervor 
rufen  dürfte.  Aber  grade  die  erfolgreichsten  Autoren  wären  am 
ersten  in  der  Lage,  in  Einzelfällen  sich  über  die  Berücksichtigung 
des  Geldpunkts  zu  erheben,  und  aus  persönlicher  Abneigung  oder 
aus  sonstigen  Gründen  gewissen  Bezirken  durch  das  Verlangen 
exorbitanter  Honorare  dfe  Aufführung  ihrer  Werke  zu  verschliessen. 
Ist  es  doch  schon  vorgekommen,  dass  die  Reichshauptstadt  erst 
als  die  letzte  aller  Städte  des  deutschen  Sprachgebiets  gewisse 
Novitäten  bringen  konnte,  weil  deren  Verfasser  sich  durch  die 
ungünstige  Aufnahme  früherer  Werke  verletzt  fühlten  und  nun- 
mehr durch  diese  Verzögerung  der  Aufführungsgestattung  das 
Berliner  Publikum  ihren  Zorn  empfinden  Hessen.  Dann  liegt 
es  doch  gar  nicht  fern,  dass  eine  solche  Koryphäe  der  drama- 
tischen Dichtkunst  auch  einmal  ein  jähre-  oder  jahrzehntelanges 
Interdikt  über  eine  ihr  unsympathische  Gegend  verhängt  und 
dieser  einen  den  übrigen  Bestandtheilen  der  Nation  frei  zu 
gänglichen  Bildungsfaktor  ungebührlich  einengt.  Um  das  zu 
verhüten,  namentlich  auch  um  der  Schauspielkunst  die  ihr  noth- 
wendige  Bethätigung  gegenüber  der  modernen  Dichtung  zu  eröff- 
nen, (Jarf  daher  die  Gesetzgebung  nicht  davor  zurückschrecken, 
die  Frage  der  Autorentschädigung  durch  zwingende  Normen 
zu  regeln. 

Ob  das  grade  durch  gesetzliche  Festlegung  einer 
ziffernmässig  bestimmten  Prozentzahl  der  Vor- 
stellungseinnahme geschehen  muss,  wie  es  meist  die  bis- 
herigen dem  Abgabensystem  huldigenden  Gesetzgebungen  thaten 
oder  auch  thun,  ist  freilich  fraglich.  Denn  die  Anschauungen 
über  das  wechselseitige  Verdienst  von  Aufführung  und  Auf- 
führungsvorlage können  wechseln.  Angemessener  wäre  deshalb, 
gesetzlich  nur  das  Prinzip  festzustellen,  dass  dem  Autor  vom 
Ertrag  jeder  Aufführung  eine  bestimmte  Quote  gebühre,  deren 
Höhe  von  Fall  zu  Fall  durch  eine  kompetente,  aus 
Autoren  und  Bühnenkundigen  gebildete  Behörde, 
die  etwa  mit  den  literarischen  Sachverständigenvereinen  zu- 
sammenfallen könnte,  normirt  werden  sollte.  Thatsächlich 
würde  freilich  auch  diese  Behörde  mit  Durchnittsprozent- 
sätzen  rechnen    dürfen,    ohne   zu  unzutreffenden   Ergebnissen 
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ZU  gelangen.  Denn  da  der  Erfolg  eines  Stückes  sich 
in  dessen  wiederholten  Aufführungen  äussert,  würde  —  auch 
wenn  das  Autorhonorar  stets  auf  die  gleiche  Prozentzahl 
festgesetzt  wäre  —  der  erfolgreiche  Autor  trotzdem  ein  höheres 
Entgelt  beziehen,  als  es  seinem  minder  glücklichen  Genossen  zu 
theil  würde.  Dessenungeachtet  ist  die  gesetzliche  Normirung 
einer  ziffernmässig  fixirten  Prozentzahl  abzulehnen,  da  die 
Behörde  ohne  eine  solche  stets  in  der  Lage  wäre,  je  nachdem 
es  erforderlich  erschiene,  das  Autorentgelt  höher  oder  niedriger 
zu  fixiren,  während  andernfalls  erst  der  schwerfallige  Apparat 
der  Gesetzgebung  arbeiten  müsste,  um  Dinge  von  so  sekundärer 
Natur,  wie  die  Abänderung  einer  doch  nur  unbedeutend 
schwankenden  Prozentzahl,  herbeizuführen. 

Darüber  kann  indess  kein  Zweifel  walten,  dass  das  dem 
Autor  von  der  Schweizerischen  Gesetzgebung  zugebilligte 
Honorar  entschieden  zu  niedrig  bemessen  ist.^^)  Während  die 
vertragsmässigen  Tantiemen  durchschnittlich  107o  ^^^  Brutto- 
einnahme betragen,^^)  zwingt  das  Schweizerische  Recht  den 
dramatischen  Autor,  sich  mit  2%  zu  begnügen,  eine  Beschränkung 
des  Autorentgelts,  die  sich  nur  aus  dem  noch  immer  nicht  ganz 
ausgerotteten  Widerstreben  gegen  die  Anerkennung  des  geistigen 
Eigenthums  erklärt.^*) 

Mit  grosser  Lebhaftigkeit  hat  sich  neuerdings  Kohler  gegen 
das  Abgabensystem  gewendet,  das  er  theils  aus  Erwägungen 
rechtspolitischer  Natur,  theils  deshalb  ablehnt,  weil  die  zu  dessen 
Gunsten  vorgebrachten  Gründe,  speziell  auch  die  in  meinen 
Beiträgen  zum  Aufführungsrecht  geltend  gemachten  Momente 
unstichhaltig  seien. ^^)    Allein    beide  Gruppen  der  Kohler'schen 

*2). Kohler,  Autorrechtliche" Studien  S.  388.  Sessler,  Zum  musikalischen 
Urheberrecht,  Zeitschrift  des  Bernischen  Juristenvereins  Bd.  26,  S.  381. 

53)  Droit  d'auteur  1895,  S.  39. 

^)  Bezeichnend  ist  die  Bemerkung  Reichel's,  Droit  d'auteur  1893,  S.  62, 
der  die  niedrige  Tantieme  damit  erklärt,  dass  es  nur  wenig  selbständige 
Schweizerische  Autoren  gäbe.  —  Nach  Lyon-Caen  et  Delalain,  Lois  fran9aises 
etc.  Bd.  1,  S.  531  lehnte  sogar  vor  nicht  all  zu  langer  Zeit  ein  Kanton  den 
Beitritt  zu  einem  Konkordat  behufs  Schutzes  des  geistigen  Eigenthums  mit 
der  Begründung  ab,  „que  n'-ayant  jamais  eu  d'imprimerie  et  esperant  bien 
n'en  avoir  jamais.  le  concordat  propose  ne  pouvait  pas  le  concemer". 

^)  Kohler,  Autorrechtliche  Studien  S.  384  fg. 
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Argumentation  erweisen  sich  bei  näherer  Prüfung  als  nicht 
geeignet,    die  Unzulässigkeit    des  Abgabensystems    darzuthun. 

Das  Abgabensystem  bedroht  nach  Kohler  zunächst  „die 
Menschheit,  das  Stück  selbst  oder  doch  dessen  authentischen 
Text  zu  verlieren,  der  in  den  Theatermanuskripten  mit  Neuem 
versetzt  und  abgeändert  werde;"  denn  um  nicht  das  aus- 
schliessliche Aufführungsrecht  einzubüssen,  werde  der  Autor 
natürlich  die  Drucklegung  seines  Dramas  unterlassen. 

So  selbstverständlich,  wie  Kohler  annimmt,  scheint  mir 
freilich  nicht,  dass  der  Autor  auf  die  buchhändlerische  Verwerthung 
seines  Werkes  verzichten  werde;  wahrscheinlicher  dürfte  viel- 
mehr sein,  dass  der  Autor,  nachdem  sein  Werk  längere  Zeit 
nur  als  Bühnenwerk  existirte,  dann  aber  durch  die  häufigen 
Darstellungen  den  Reiz  der  Bühnenneuheit  verloren  hat,  nunmehr 
versuchen  wird,  ob  sich  das  Drama  nicht  auch  in  Buchform 
einen  Weg  ins  Publikum  bahnen  möchte.  Aber  selbst  wenn 
ein  buchhändlerischer  Vertrieb  des  Werkes  ganz  ausgeschlossen 
wäre,  müsste  der  Autor  mit  nichten  auch  darauf  verzichten, 
seinem  Drama  durch  Druck  die  gleichmässige  Erhaltung  seiner 
ursprünglichen  Form  für  alle  Ewigkeit  zu  sichern.  Eine 
Drucklegung,  die  nur  zu  dem  Zweck  erfolgt,  den  leichteren 
Versand  des  Dramas  an  die  einzelnen  Theateruntemehmer  zu 
ermöglichen,  würde  dem  Werk  nicht  den  Charakter  des 
Manuskripts  rauben;  erst  der  buchhändlerische  Vertrieb  hätte 
den  Verlust  des  ausschliesslichen  Aufführungsrechts  zur  Folge, 
also  ein  Ereigniss,  dessen  Eintritt  zu  verhüten  doch  regelmässig 
von  dem  freien  Willen  des  Autors  abhängt.  Ist  es  doch  auch 
heut  zu  Tage  im  Bühnenverkehr  nicht  ungewöhnlich,  dass  die 
den  Theateragenten  zum  Vertrieb  übergebenen  Dramen  von 
diesen  „mit  den  nöthigen  Reserven,"  wie  der  Kunstausdruck 
lautet, '^®)  im  Druck  hergestellt  werden,  lediglich,  um  das  lästige 
Abschreiben  zu  vermeiden,  und  dass  die  so  „als  Manuskript 
gedruckten"  Werke  Jahrelang  ihren  Weg  von  einer  Bühne  zur 
andern  finden,  ohne  dass  inzwischen  auch  nur  irgendwie  von 
einem  buchhändlerischen  Vertriebe  dieser  Dramen  die  Rede  sein 


^)  Anhang  K.  §  4. 
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könnte.  Die  Einführung  des  Abgabensystems  würde  an  diesen 
Verhältnissen  gar  nichts  ändern,  also  durchaus  nicht  die  von 
Kohler  prophezeite  Gefahr  eines  Verlustes  der  Bühnenwerke 
heraufbeschwören.  Denn  dass  die  Autoren  die  Herstellung  von 
Manuskript-Drucken  unterlassen  würden,  weil  vielleicht  jemand 
auf  den  Gedanken  kommen  könnte,  derartige  Manuskript-Drucke 
von  Theaterunternehmern  zu  erwerben  und  dann  in  buch- 
händlerischer Weise  zu  vertreiben,  womit  dann  vielleicht  für  den 
Autor  der  Untergang  des  ausschliesslichen  Aufführungsrechts 
verbunden  wäre,  liegt  doch  zu  fern,  um  ernstlich  in  Erwägung 
gezogen  zu  werden.  Mindestens  würde  sich  aber,  wie  Kohler 
selbst  zutreffend  ausführt, ^"^  eine  solche  Verbreitung  als  Manu- 
skript gedruckter,  also  „für  intime  Zwecke"  hergestellter  Werke 
als  unerlaubt  qualifiziren,  den  Verbreiter  mithin  nach  §  25 
des  R.-Ges.  v.  11.  Juni  1870  nach  Massgabe  des  von  ihm  ver- 
ursachten Schadens,  worunter  im  vorliegenden  Fall  auch  die 
Vernichtung  des  ausschliesslichen  Aufführungsrechts  fiele,  dem 
Autor  ersatzpflichtig  machen. 

Das  zweite  rechtspolitische  Bedenken  Kohler's  geht  dahin, 
dass  die  dramatischen  Werke  unter  der  Herrschaft  des  Ab- 
gabensystems dem  Lesepublikum  entzogen  wären, 
wiederum  deshalb,  weil  der  Autor  die  Drucklegung  unterlassen 
würde,  um  sich  das  einträglichere  ausschliessliche  Aufführungs- 
recht zu  reserviren. 

Ob  diese  Folge  vom  ästhetischen  Gesichtspunkt  aus  zu 
beklagen,  dürfte  nicht  ohne  weiteres  bejaht  werden.  Ein 
jugendfrohes,  schaffensfreudiges  Volk  besitzt  kein  Lesepublikum 
für  Dramen  der  zeitgenössischen  Literatur;  erst  als  der  echte 
hellenische  Geist  entschwunden,  konnte  Aristoteles  die  Lehre 
verkünden,  dass  der  dramatische  Dichter  in  erster  Linie  nicht 
für  den  Zuschauer,  sondern  für  den  Leser  arbeite,^^  und  erst 


ß')  Kohler  a.  a.  0.  S.  436.  Bereits  vorher  S.  404  macht  er  übrigens 
mit  Recht  darauf  aufmerksam,  dass  von  „Herausgabe''  eines  Werks  nur  bei 
dessen  vom  Autor  veranlassten  In  den  Handel  Geben  gesprochen  werden 
dürfte,  dass  also  ein  ohne  seinen  Willen  erfolgender  buchhändlerischer  Ver- 
trieb das  ausschliessliche  Aufführungsrecht  des  Autors  nicht  beseitigen  könne. 

ö8)  Aristot.,  Poet.  cp.  6,  27;  cp.  27,  8. 

Dp  et,  Theaterreoht.  20 
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in  der  römischen  Kaiserzeit,  als  die  nationale  Dichtung  der 
Italer  pseudogriechischer  Nachahmung  zum  Opfer  gefallen, 
konnte  ein  Seneca  sich  einfallen  lassen,  Lesedramen  zu 
schreiben,^^)  die  von  vorn  herein  —  in  Widerspruch  mit  sich 
selbst  —  die  Bühnenverkörperung  ausschlössen.  Würde  das 
Abgabensystem  daher  bewirken,  dass  reges  dramatisches 
Leben  dem  Publikum  öfterer  als  jetzt  geboten  würde,  indem  letzte- 
res gar  nicht  der  Versuchung  ausgesetzt  wäre,  seine  dramati- 
schen Studien  an  todten  Büchern  zu  machen,  so  wäre  das, 
ganz  im  Gegensatz  zu  Kohler's  Annahme,  ein  äusserst  erfreu- 
licher Erfolg,  der  den  ästhetischen  Sinn  des  Volkes 
heben  und  damit  die  Schaffenskraft  der  Dichter  und  Darsteller 
sowie  die  Genussempfönglichkeit  der  Zuschauer  in  ungeahnter 
Weise  steigern  würde. 

Aber  es  lässt  sich  leider  kaum  annehmen,  dass  die  Herr- 
schaft des  Abgabensystems  diese  Folge  hätte.  Denn  der  buch- 
händlerische Vertrieb  der  Dramen  würde,  wie  schon  oben  be- 
tont wurde,  gar  keine  wesentliche  Einschränkung  erfahren, 
sondern  höchstens  darin  vom  gegenwärtigen  Zustand  differiren, 
dass  er  etwas  später  als  jetzt,  erst,  nachdem  ein  Drama  nicht 
mehr  den  Reiz  der  Bühnenneuheit   genösse,    beginnen    würde. 

Die  Argumentation,  mit  welcher  Kohler  die  für  das  Ab- 
gabensystem geltend  gemachten  Gründe  zu  entkräften  sucht, 
ist  im  wesentlichen  folgende: 

Es  sei  allerdings  richtig,  dass  die  Aufführung  den  Ideen- 
gehalt eines  Stücks  voUkommner  wiedergebe;  trotzdem  sei  das 
Aufführungsrecht  ausschliesslich  dem  Autor  vorzubehalten,  da 
ja  auch  der  Erfinder,  auch  wenn  es  andern  gelänge,  seiner 
Erfindung  mit  Hülfe  von  Nebenerfindungen  neue  Seiten  abzu- 
gewinnen, seine  Anrechte  behalte.  Die  Nothwendigkeit  repro- 
duktiven Geistes  zwinge  allerdings  den  Autor,  mit  den  Kräften 


^9)  Ribbeck,  Geschichte  der  römischen  Dichtung.  Stuttgart  1892. 
Bd.  3,  S.  72.  —  Auch  Schanz,  Geschichte  der  römischen  Literatur  (Hdbch. 
d.  klass.  Alterthumswissenschaft)  München  1892,  Bd.  2,  S.  269,  der  die  Tra- 
gödien des  Seneca  für  die  Bühne  bestimmt  erachtet,  nimmt  immerhin  an, 
dass  es  sich  dann  um  Aufführungen  vor  einem  besonders  hochgebildeten, 
also  vor  einem  Lesepublikum  gehandelt  habe. 
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des  Theaters  auf  Grundlage  einer  Einnahmetheilung  ein  Kom- 
promiss  zu  schliessen,  wie  sich  auch  im  Erfinderrecht  ein 
Lizenzsystem  entwickle,  aber  ein  vertragsmässiges. 

Die  analoge  Anwendung  der  Grundsätze  des  Erfinder- 
auf das  Aufführungsrecht  scheint  allerdings  zunächst  den  von 
Kohler  gezogenen  Schluss  zu  begünstigen.  Aber  Kohler  über- 
sieht den  springenden  Punkt,  der  die  Patentlizenz  von  der 
Aufführungsgestattung  unterscheidet,  und  der  für  erstere 
allerdings  ein  gesetzliches  Lizenzsystem  überflüssig  macht.  Es 
handelt  sich  hier  nicht  um  die  geminderte  Fristerstreckung,  ob- 
wohl auch  schon  diese  genügen  würde,  das  Erfinderrecht  freier 
zu  gestalten  als  das  weit  über  die  Lebenszeit  des  Autors  sich 
erstreckende  Aufführungsrecht.^^)  Das  Unterscheidungsmerkmal 
liegt  vielmehr  in  dem  mit  dem  Erfinderrecht  verbundenen 
Zwang  zur  Ausführung  der  Erfindung  und  zur  Ertheilung 
von  Lizenzen,  der  dem  Aufführungsrecht  in  seiner  jetzigen 
Form  fast  durchweg  abgeht.  Allerdings  nöthigt  die  Rechts- 
ordnung den  Erfinder  nicht  durch  positive  Satzung  zur  Be- 
thätigung  der  Erfindung;  aber  indirekt  lastet  dieser  Zwang  um 
so  schwerer  auf  ihm,  als  ihm  bei  Nichtausübung  der  Erfindung 
der  totale  Verlust  seines  Erfinderrechts  droht.  ®^)  Das  eigene 
Interesse  nöthigt  ihn  daher,  seine  Erfindung  allgemein  zugäng- 
ich  zu  machen  und  damit  in  den  Dienst  des  Gemeinwohls 
zu  stellen.  —  Der  dramatische  Autor  ist  im  geltenden  Recht 
keinem  entsprechenden  Zwange  unterworfen;  ob  er  sein  Werk 
aufführen  lassen  will  oder  nicht,  ist  völlig  von  seinem  Belieben 
abhängig  gemacht,  obwohl  das  Gemeininteresse  der  Volks- 
bildung das  Stattfinden  von  Aufführungen  dringend  erforderlich 
machen  kann.  Will  man  bei  der  Analogie  zwischen  Erfinder- 
und Aufführungsrecht  bleiben,  so  müsste  auch  den  Autor, 
der  binnen  einer  gewissen  Frist  die  Veranstaltung  von 
Aufführungen  unterlassen  oder  den  Abschluss  von  Autführungs- 
verträgen  abgelehnt  hätte,    der  Verlust  des  Aufführungsrechts 


^)  Eine  Aufzählung    der    verschiedenen  Patentschutzfristen  bei  Gierke 
Bd.  1,  S.  895  n.  2. 

«1)  Gierke  Bd.  1,  S.  887  n.  22. 

20* 
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treffen.  Eine  solche  Lösung  würde  freilich  das  Abgabensystem 
überflüssig  machen,  da  sie  noch  energischer  als  dieses  die 
soziale  Verpflichtung,  die  den  Eigner  jedes  sozial  zu  ver- 
werthenden  Rechts  trifft,  zum  Ausdruck  bringen  würde.  Allein 
gerade  dieser  absoluten  Schroffheit  wegen  empfiehlt  sie  sich 
weniger  als  das  Abgabensystem,  das  ja  praktisch  zum 
gleichen  Resultat,  der  Ermöglichung  der  Veranstaltung  von 
Aufführungen,  die  dem  Belieben  des  Autors  entrückt  sind, 
führt,  ohne  den  Autor  der  Gefahr  auszusetzen,  mit  einem 
Schlage  jedes  weitere  materielle  Entgelt  aus  seinem  Geistes- 
werk einzubüssen. 

Ein  letztes  Argument  gegen  das  Abgabensystem  glaubt 
Kohler  endlich  darin  zu  finden,  dass  die  Publikation  des  Druckes 
durch  den  Autor  noch  lange  keine  Ermächtigung  zur  öffent- 
lichen Aufführung  sei,  sondern  zur  Kenntnissnahme  und  zur 
öffentlichen  Aufführung  vorbehaltlich  der  beim  Autor 
einzuholenden  Genehmigung  erfolge.  Weshalb  gerade 
dieser  Umstand  gegen  das  Abgabensystem  sprechen  soll,  scheint 
indess  schwer  erfindlich.  Dass  heut  zu  Tage  unter  der  Herr- 
schaft einer  Gesetzgebung,  die  ein  dem  Abgabensystem  ent- 
gegengesetztes Prinzip  vertritt,  der  Autor  durch  die  Publikation 
nicht  auf  sein  ihm  gesetzlich  zustehendes  ausschliessliches  Auf- 
führungsrecht verzichtet,  ist  doch  ganz  selbstverständlich  und 
wird  auch  von  keinem  Vertreter  des  Abgabensystems  behauptet 
werden.  Die  Frage  ist  vielmehr  die,  ob  nicht  durch  die 
Publikation  eine  solche  Verselbständigung  des  publizirten  Werkes 
eintritt,  dass  nunmehr  ihm  gegenüber  nicht  mehr  von  einem 
ausschliesslichen  Aufführungsrecht  des  Autors  die  Rede  sein 
kann,  sondern  diesem  nur  noch  ein  Einnahmeantheil  an  den 
unabhängig  von  seinen  Erklärungen  veranstalteten  Aufführungen 
zugesprochen  werden  darf.  Die  Beantwortung  dieser  Frage, 
und  zwar  in  bejahendem  Sinne,  ergiebt  sich  aber  m.  E.  aus 
den  obigen  Ausführungen  über  das  Verhältniss  von  Aufführung 
und  Aufführungsvorlage. 

Auch  die  Kohlersche  Kritik  des  Abgabensystems  ist  also 
ebenso  wenig  wie  die  von  anderer  Seite  dagegen  vorgebrachten 
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Argumente  geeignet,  seine  Begründung  als  unzutreffend  zu 
erweisen.®^  — 

Nicht  unter  allen  Umständen  erscheint  jedoch  das 
Verlangen  des  Autors  auf  eine  Betheiligung  am  Auf- 
führungsgewinn gerechtfertigt;  für  gewisse  Fälle  dürfte 
vielmehr  zutreffender  am  Prinzip  absoluter  Aufführungs- 
freiheit festzuhalten  sein,  nämlich  immer  dann,  werm  die 
Aufführung  in  keiner  Weise  die  Autorthätigkeit,  sondern  aus- 
schliesslich die  schauspielerische  oder  musikalische 
Vortragskunst  vorzuführen  bestimmt  ist. 

Für  die  Entscheidung,  ob  dies  der  Fall,  sind  nicht  etwa 
Untersuchungen  über  den  ästhetischen  Werth  des  Aufführungs- 
substrats anzustellen;  das  Kriterium  muss  vielmehr  darin  ge- 
funden werden,  ob  das  ganze  Werk  beziehungsweise  ein  in 
sich  verständlicher  Theil  oder  nur  Bruchstücke  von  nicht 
essentieller  Bedeutung  zur  Darstellung  gebracht  werden,  ob 
der  Besuch  der  Aufführung  nach  verständigem  Ermessen 
durch  das  Stoffliche  der  Darbietung  oder  die  Rücksicht  auf 
die  Darstellung  veranlasst  war.  Was  für  essentiell  zu 
gelten  hat,  kann  natürlich  nicht  durch  generelle  Regeln 
bestimmt  werden.  Einem  Monolog, ^^  selbst  einer  ein- 
zelnen Szene  zwischen  verschiedenen  Darstellern  wird  man 
diesen  Charakter  nicht  beizulegen  haben,  sobald  ihr  Verständ- 
niss  Kenntniss  des  Stückes  voraussetzt,  ohne  diese  also  nur 
als  Probe  der  schauspielerischen  Leistungsfähigkeit  erachtet 
werden  muss;  ein  vollständiger  Akt,  eine  Ouvertüre  würden 
dagegen  regelmässig  ein  in  sich  geschlossenes  Ganzes  bilden, 
so  dass  ihre  Aufführung  neben  der  schauspielerischen  auch  die 
Kunst  des  Dichters  oder  Komponisten  zu  erweisen  bestimmt 
sein  wird. 

^2)  Dass  grade  Kohler  sich  gegen  das  Abgabensystem  erklärt,  ist 
immerhin  auffällig,  da  er  in  seinem  Recht  der  Kunstwerke  und  Alterthümer, 
Archiv  fiir  bürgerliches  Recht  Bd.  9,  S.  74,  für  deren  Besichtigung  ganz  ähn- 
liche Grundsätze  postulirt. 

^)  Nach  Kohler,  Autorrechtliche  Studien  S.  415  ist  der  Monolog  über- 
haupt kein  Gegenstand  des  Aufführungsrechts,  sondern  nur  Rezitationsobjekt, 
sein  Vortrag  daher  ohne  Autorgenehmigung  zulässig. 
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VII.  Von  den  geltenden  Gesetzgebungen  entspricht  keine 
den  unter  VI  entwickelten  Regeln  vollständig.  Am  nächsten 
kommen  ihnen  noch  diejenigen  Rechte,  die  dem  AufRihrungs- 
recht  eine  im  Verhältniss  zum  Vervielfaltigungsrecht  geminderte 
Ausdehnung  anweisen.  Doch  sind  nur  einzelne  der  zurück- 
setzenden Bestimmungen  Folgerungen  aus  dem  richtigen  Prinzip, 
wie  die  Freigabe  der  Aufführung  publizirter  Werke, ^) 
die  Gestattung  ungenehmigter  Theilaufführung,^^) 
während  andere  einer  rationellen  Erklärung  spotten.  Zu  letzteren 
gehört  namentlich  die  Beseitigung  eines  Entgeltsanspruchs  des 
Autors  gegenüber  Wohlthätigkeitsvorstellungen  oder 
Aufführungen,  bei  denen  ein  Entgelt  nur  zum  Zweck 
der  Kostendeckung  erhoben  wird,^*)  die  nur  dann  ge- 
rechtfertigt wäre,  wenn  nicht  nur  der  Autor  seine  Leistungen 
unentgeltlich  dem  Dienst  sozialer  Interessen  widmen  müsste, 
sondern  auch  auf  den  sonstigen  an  derartigen  gemeinnützigen 
Veranstaltungen  betheili'gten  Personen,  wie  Gastwirthen,  Schau- 
spielern u.  s.  w.,  die  entsprechende  Verpflichtung  zur  unent- 
geltlichen Hergabe  der  durch  ihren  Beruf  charakterisirten 
Leistungen  lastete. ^'0  Unberechtigt  erscheint  auch  die  den  un- 
entgeltlichen Aufführungen  durch  völlige  Lösung  von  der 
Person  des  Autors  eingeräumte  Ausnahmestellung.^®)  Das 
Prinzip  der  Aufführungsfreiheit  findet  sein  nothwendiges  Kor- 
relat in  der  gesetzlichen  Entgeltsverpflichtung.  Der  Autor 
braucht  sich  mit  Nichten  die  Benutzung  seiner  Geisteswerke 
in  unentgeltlichen  Vorstellungen  gefallen  zu  lassen,  sondern 
darf  deren  Unternehmer  wegen  unbefugter  Aufführung  zur 
Verantwortung  ziehen,  da  er  sonst  Gefahr  liefe,  durch  die 
seinen  Bedingungen  nicht  entsprechende,  ihm  keinen  Ent- 
gelt gewährende  Aufführung  in  der  immateriellen  und  materiellen 

«4)  Vgl.  S.  281  n.  39. 

«)  Vgl.  S.  281  n.  41. 

W)  Vgl.  S.  280. 

ö'')  Droit  d'auteur  1895,  S.  19.  Dunant  S.  162.  Harum,  Pressgesetz- 
gebung S.  212.  Huard  et  Mack  No.  861.  Mandry,  Urheberrecht  S.  303  fg. 
Osterrieth,  Urheberrecht  S.  92.  Pouillet  No.  810.  v.  Püttlingen,  Autorrecht 
S.  107.     Scheele,  Urheberrecht  S.  .134.     Scrutton,  Copyright  S.  138. 

es)  Vgl.  S.  281  n.  41. 
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Verwerthung  seines  Autorrechts  Einbusse  zu  erleiden.  Un- 
berechtigt ist  ferner  die  abweichende  Behandlung  der  ohne 
szenischen  Apparat  erfolgenden  Aufführung,  die 
trotz  dessen  Fortbleibens  die  Essentialien  des  Auftührungs- 
begriffs  erfüllt.«») 

Dagegen  beruht  die  Normirung  einer  kürzeren  Frist 
für  die  Geltung  des  ausschliesslichen  Aufführungs- 
rechts der  längeren  Dauer  des  ausschliesslichen  Vervielfalti- 
gungsrechts  gegenüber'^)  auf  der  richtigen  Erkenntniss,  dass  das 
Verdienst  der  Auffuhrung  dem  Autor  nur  theilvveise  gebührt, 
sein  ausschliessliches  Aufführungsrecht  demnach  nicht  so  lange 
Schutz  beanspruchen  darf  als  das  ausschliessliche  Verviel- 
fältigungsrecht,''^)  das  für  den  Autor  als  alleinigen  Urheber  des 
Geisteswerks  begründet  ist."^^)  Eine  dem  Grundsatz  der  Auf- 
führungsfreiheit huldigende  Gesetzgebung  könnte  indess  von 
Aufstellung  einer  abweichenden  Schutzfrist  absehen,  da  die 
Möglichkeit  der  Aufführung  dann  ohnehin  mit  der  Publikation 
des  Werkes  gegeben  wäre. 

««)  Vgl.  s.  289. 

TO)  Vgl.  S.  280  n.  38. 

'1)  Anders  S.  289  erkennt  die  Angemessenheit  eines  kürzeren  Schutzes 
für  musikalische  Kompositionen  ,im  Sozialinteresse "  an.  Hamm  S.  132 
billigt  dem  Auffinder  eines  unbekannt  gewesenen  Shakespeareschen  Stückes 
für  den  Druck  das  volle  Autorrecht,  dagegen  ein  zeitlich  kürzer  bemessenes 
ausschliessliches  Aufführungsrecht  zu. 

'^)  Mit  Recht  hebt  auch  Schäffle,  Ausschliessende  Verhätnisse  S.  383 
hervor,  dass  eine  unterschiedslose,  gleichartige  Gewährung  von  Schutzfristen 
unzulässig  sei,  bei  deren  Bemessung  vielmehr  für  jede  Kategorie  des  geistigen 
Eigenthums  besondere  Berücksichtigung  heischende  Momente  in  Betracht 
kämen,  ein  Grundsatz,  den  er  freilich  a.  a.  O.  S.  432  für  das  Aufführungs- 
recht selbst  ausser  Augen  lässt.  Der  wichtigste  Umstand  dieser  Art  ist  die  zu 
schaffende  Garantie  eines  angemessenen  Autorlohns,  Schäffle  a.  a.  0.  S.  318  fg., 
364,  407.  Ders.,  System  Bd.  2.  S.  82  fg.,  der  bei  Theaterstücken,  die  sich  als 
bühnenwirksam  erweisen,  erfahrungsmässig  rascher  als  durch  buchhändlerische 
Ausnutzung  eines  Geisteswerks  erreicht  wird,  Mayer,  Theaterprozesse  S.  21. 
Auf  mehr  als  diesen  Lohn  hat  der  Autor,  soweit  seine  materiellen  Forderungen 
in  Frage  kommen,  keinen  Anspruch,  Rödcr  S.  358 ;  ist  somit  der  Augenblick 
gekommen,  in  welchem  der  Autor  hinreichende  Entschädigung  gefunden,  so 
besteht  für  die  Gesetzgebung  keine  Veranlassung,  noch  länger  ein  Aufführungs- 
verbot auszusprechen,    das  fortan  nur  noch  eine  volkwirthschaftlich  nicht  zu 
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§  j^.     Die  Subjekte  des  Aufführungsrechts,      ' 

I.  Das  Aufführungsrecht  kann  nicht  von  jedem  Autor 
eines  aufführungsfähigen  Werkes  in  Anspruch  genommen 
werden.  Nur  dem  inländischen  Urheber,  d.  h.  demjenigen 
Autor,  der  sich,  wenn  auch  ausserhalb  Deutschlands  wohnhaft,  im 
Besitz  des  deutschen  Indigenats  befindet,^)  steht  das  Auf- 
führungsrecht ohne  weiteres  in  vollem  Umfange  zu,  für  seine 
veröffentlichten  und  unveröffentlichten  Werke  in  gleichem  Mass, 
und  ohne  dass  es  einen  Unterschied  begründet,  ob  ihre  Ver- 
öffentlichung innerhalb  oder  ausserhalb  des  Gebiets  des  deut- 
schen Reichs  erfolgt  ist.*) 

II.  Der  ausländische  Urheber  ist  dagegen  prinzipiell  nicht 
aufführungsberechtigt  ;^)  ein  Aufführungsrecht  gilt  für  ihn  nur, 
sobald  er  die  durch  das  Reichsgesetz  vom  11.  Juni  1870  ge- 
stellten Voraussetzungen  erfüllt  oder  die  vom  deutschen  Reich 
geschlossenen  Staatsverträge  ein  Aufführungsrecht  zu  seinen 
Gunsten  anerkennen.*) 

III.  Das  Reichsgesetz  gewährt  ausländischen  Urhebern 
das  Aufführungsrecht: 

a.  bezüglich  unveröffentlichter  Werke,^)  sofern  der  Ur- 
heber im  ehemaligen  deutschen  Bundesgebiet,  d.  h.  in 
Luxemburg,  Limburg,  Lichtenstein  und  den  deutschen  Pro- 
vinzen Oesterreichs,  das  Indigenat  besitzt;^ 


billigende  Rente  zu  Gunsten  des  Autors  begründen  würde.  Eine  Anomalie 
ist  deshalb  mit  Nichten  in  dem  verkürzten  Aufführungsschutz  zu  erblicken, 
wie  freilich  Lyon-Caen  et  Delalain,  Lois  fran9aises  Bd.  1,  S.  XXXII  fg.  und 
Schuster,  Tonkunst  S.  291  annehmen. 

1)  Dernburg,  Preuss.  Pr,-R.  Bd.  2,  S,  970  n.   16. 

2)  Reichsgesetz  §  61  al.   l. 

3)  Daude,  Urheberrecht  S.   130. 

^)  Im  Verhältniss  zu  England  gelten  auch  noch  die  von  den  deutschen 
Einzelstaaten  geschlossenen  Abmachungen.     Daude  S.   170  fg. 

^)  D.  h.  nicht  im  Buchhandel  veröffentlicht,  sollte  auch  eine  Vorstellung 
stattgefunden  haben.  Daude  S.  90.  Nach  Oestreich  (neu)  §  6  al.  2  gilt  da- 
gegen auch  öffentliche  Aufführung  als  Publikation. 

^)  R.-Ges.  §  62.  —  Ein  in  Ungarn  erschienenes  deutsches  Werk  eines 
ungarischen,  nicht  in  Deutschland  domizilirten  Autors  geniesst  daher  nicht 
den  Schutz  des  R.-Gesetzes. 
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b.'  bezüglich  der  im  Buchhandel  erschienenen  Werke,  so- 
fern dieselben  bei  Verlegern,  deren  Handelsniederlassung 
sich  in  Deutschland  befindet,  oder  in  Orten,  die  zum  ehe- 
maligen deutschen  Bund  gehörten,  erschienen  sind.'O 
Die  Gewährung  dieses  Aufführungsrechts  ist,  soweit  nicht 
bei  Verlegern  mit  deutscher  Handelsniederlassung  erschienene 
Werke  in  Frage  stehen,  an  das  Erfordemiss  der  formellen 
Reziprozität  geknüpft.  Die  Gewährung  erfolgt  nur,  sofern  der 
auswärtige  Staat  zu  Gunsten  der  in  Deutschland  erschienenen 
Werke  ein  Urheberrecht  in  gleichem  Umfang  wie  zu 
Gunsten  der  einheimischen  Werke  anerkennt.  Der  lichtensteiner 
Theaterdichter,  dessen  Drama  in  Vaduz  erschien,  könnte  da- 
her in  Deutschland  kein  Aufführungsrecht  beanspruchen,  wenn 
die  lichtensteiner  Gesetzgebung  ausschliesslich  lichtensteiner 
Autoren  ein  Aufführungsrecht  einräumte,  dagegen  für  die  in 
Deutschland  erschienenen  Dramen  Aufführungsfreiheit  prokla- 
mirte;  er  dürfte  dagegen  den  reichsgesetzlich  gewährten  Schutz 
gegen  die  Aufführung  rechtswidriger  Bearbeitungen  seines 
Werkes  innerhalb  Deutschlands  durchaus  in  .\nspruch  nehmen, 
wenn  etwa  das  lichtensteiner  Recht  in-  und  ausländische  Werke 
gleichmässig  nur  gegen  unveränderte  ^Aufführung  schützen,  für 
die  Aufführung  von  Bearbeitungen  dagegen  gleichmässig  bei 
in-  und  ausländischen  Werken  kein  Verbot  aufstellen  würde, 
da  dann  keine  Schlechterstellung  der  deutschen  Werke  gegen- 
über den  einheimischen  vorläge.®) 

■^  R.  -  Ges.  §§  61  al.  2,  62.  Analoge  Bestimmungen  Oesterreich  (alt) 
art.  38.  Oesterreich  (neu)  §2  gewährt  dagegen  allen  im  Gebiet  des  jetzigen 
Deutschen  Reichs  erschienenen  Werken  seinen  Schutz. 

®)  Daude  S.  31  n.  9.  —  Eine  Ausnahme  gilt  für  die  Dauer  des  Schutzes, 
die  nach  §  62  R.-Gcs.,  Oesterreich  (neu)  §  2  für  das  fremde  Werk  nicht  länger 
als  in  dem  fremden  Staat  selbst  gewährt  wird.  Das  würde  von  praktischer 
Bedeutung  sein,  wenn  das  Werk  eines  deutschen  1900  verstorbenen  Autors 
erst  in  den  Jahren  1926  —  1930  veröffentlicht  würde.  Ein  solches  Werk 
dürfte,  wenn  darauf  das  österreichische  Recht  zur  Anwendung  käme,  den 
Autorschutz  gemäss  Oesterreich  (neu)  §  43  al.  2  noch  für  die  Zeit  von  1931 
bis  1935  beanspruchen;  da  R.-G.  §  12  jedoch  auch  posthumen  Werken  den 
Autorschutz  nur  für  30  Jahre  seit  dem  Tode  des  Urhebers  gewährt,  also  nur 
bis  1930  erstreckt,  so  büsst  das  Werk  auch  in  Oesterreich  mit  diesem  Zeitpunkt 
den  Autorschutz  ein.  Röthlisberger  in  den  Nachrichten  aus  dem  Buchhandel. 
1896.     S.  549. 
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IV.  Unter  den  deutschen  Staatsverträgen,  durch  welche 
das  Aufführungsrecht  eine  weitere  Ausdehnung  zu  Gunsten 
ausländischer  Urheber  erfahren  hat,  nimmt  die  Berner  Kon- 
vention vom  9.  September  1886  den  ersten  Rang  ein.  Für 
die  Zeit  ihrer  Dauer  geniessen  die  einem  der  Verbandsländer 
angehörenden  Urheber  —  augenblicklich  besteht  der  Verband 
aus  Deutschland,  Frankreich,  Belgien,  Spanien,  England,  Hayti, 
Italien,  Schweiz,  Tunis,  Luxemburg,  Monaco,  Montenegro  und 
Norwegen  —  in  Deutschland  —  und  vice  versa  —  das  Auf- 
führungsrecht in  gleichem  Umfang  wie  die  reichsgesetzlich 
geschützten  Urheber: 

a.  bezüglich    unveröffentlichter  Werke,    ohne  jede  Ein- 
schränkung; 

b.  bezüglich  veröffentlichter  Werke,  sofern  die  Veröffent- 
lichung in  einem  der  Verbandsländer  erfolgte.®) 

Der  einzige  zwischen  dem  Aufführungsrecht  des  reichs- 
gesetzlich geschützten  und  demjenigen  des  einem  Verbands- 
land angehörenden  Urhebers  bestehende  Unterschied  bezieht  sich 
auf  die  ausserhalb  eines  Verbandslandes  veröffent- 
lichten Werke.  Der  deutsche  Urheber  geniesst  den  Auf- 
führungsschutz auch  für  ein  in  Amerika  veröffentlichtes  Drama ; 
der  spanische  Autor,  dessen  Drama  in  Amerika  veröffentlicht 
wurde,  könnte  dagegen  in  Deutschland  kein  Aufführungsrecht 
beanspruchen. 

V.  Durch  einige  ältere  Literarkonventionen,  neben  die 
neuerdings  noch  ein  Uebereinkommen  mit  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  getreten,  ist  jedoch  auch  diese 
letzte  Zurücksetzung  für  französische,  belgische, 
italienische  und   nordamerikanische  Autoren   beseitigt ^^) 


®)  Bern.  Konv.  art.  2,  9.  Auch  hier  ist  nur  an  Veröffentlichung  durch 
den  Buchhandel  zu  denken,  wie  der  Wortlaut  des  letzten  Artikels  und 
nunmehr  auch  dessen  durch  die  Pariser  Deklaration  der  Bern.  Konv.,  vom 
4.  Mai  1896  No.  2,  Droit  d'auteur  1896  S.  79,  gegebene  authentische  Inter- 
pretation ausser  Zweifel  stellen. 

10)  Wenigstens  folgt  dies  m.  E.  aus  der  Fassung  der  betreffenden 
Verträge,  die  entweder  zwar  betreffs  der  vor  ihrem  in  Kraft  Treten  aufge- 
führten Werke  deren  Erscheinen  im  Gebiet  eines  der  kontrahirenden 
Staaten  erwähnen,   betreffs  der  späteren  Werke  aber  nur  der  Veröffent- 
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—  auch    hier    indess    vorbehaltlich     der    formellen    Rezipro- 
zität.^^) 

lichung  —  ohne  Hinzufügung  einer  geographischen  Beschränkung 

—  gedenken,  deutsch-französischer  Literai-vertrag  v.  19.  April  1883  art  1,  8 
nebst  Protokoll  v.  gleichen  Tage  No.  2.  Deutsch  -  belgischer  Litcrarvertrag 
V.  12.  Dezember  1883  art.  1,  8  nebst  Protokoll  v.  gleichen  Tage  No.  2. 
Deutsch-italienischer  Literarvertrag  v.  20.  Juni  1884  art.  1,  8  nebst  Protokoll 
V.  gleichen  Tage  No.  2,  oder  dem  fremden  Autor  den  Schutz  des  Urheberrechts 
ganz  allgemein  auf  derselben  Grundlage,  wie  er  den  Reichsangehörigen  zu- 
steht, einräumen,  deutsch  -  amerikanisches  Uebereinkommen  über  den  gegen- 
seitigen Schutz  der  Urheberrechte  v.  15.  Januar  1892  art.  1.  —  Im  Verhältniss 
zu  England  dürften  dagegen  die  Bestimmungen  der  Berner  Konvention  das 
Maximum  des  dem  englischen  Autor  gewährten  Aufführungschutzes  enthalten. 
Der  preussisch  *  englische  Literarvertrag  v.  13.  Mai  1846  art.  I,  3  nebst 
Zusatzvertrag  v.  14.  Juni  1855  art.  4,  der  hannoverisch  -  englische  Literar- 
vertrag V.  4.  August  1847  art.  1,  3  und  der  hamburgisch  -  englische  Literar- 
vertrag V.  16.  August  1853  art.  1,  4  erwähnen  nur  den  Schutz  der  im  Ge- 
biet der  kontrahirenden  Staaten  veröffentlichten  oder  aufgeführten 
Werke.  Die  fortdauernde  Gültigkeit  dieser  deutsch  -  englischen  Literarver- 
träge ist  übrigens  nicht  unbestritten,  da  art.  7  der  kgl.  englischen  Verordnung 
V.  28.  November  1887,  gleichzeitig  mit  Inkraftsetzung  der  Berner  Konvention, 
18  ältere  englische  Literarverträge,  darunter  auch  die  mit  den  deutschen 
Staaten  geschlossenen,  für  aufgehoben  erklärt.  Droit  d'auteur  1896,  S.  34. 
Seitens  der  deutschen  Regierungen  ist  jedoch  keine  entsprechende  Kundgebung 
ergangen;  richtiger  dürfte  daher  der  fortdauernde  Rechtsbestand  jener  Verträge 
anzunehmen  sein,  zumal  die  englische  Aufhebungserklärung  auch  nicht  den 
Vorschriften  genügt,  welche  art.  3  des  deutsch  -  englischen  Literarvertrages 
v.  2.  Juni  1886,  der  das  nach  den  früheren  Konventionen  territorial  geltende 
deutsch  -  englische  Vertragsrecht  auf  das  durch  jene  Verträge  nicht  berührte 
deutsche  Reichsgebiet  ausdehnt,  als  Voraussetzungen  der  einseitigen  Authebung 
normirt.  Auch  der  schweizerische  Autor  kann  keinen  weitergehenden  Schutz 
als  den  der  Bern.  Konv.  beanspruchen.  Denn  der  deutsch  -  schweizerische 
Literarvertrag  v.  13.  Mai  1869  gedenkt  in  art.  1,  4  ausdrücklich  nur  der 
in  der  Schweiz  veröffentlichten  Werke.  Dagegen  können  deutsche  Autoren 
in  der  Schweiz  unter  Umständen  ein  besseres  Recht  als  das  durch  die  Bern.  Konv. 
gewährte  beanspruchen,  da  sie  nach  art.  17  des  Vertrages  in  der  Schweiz  in  Bezug 
auf  die  Darstellung  oder  Aufführung  den  nämlichen  Schutz  geniessen,  der  in 
letzterem  Land  den  Verfassern  oder  Tonsetzern  der  am  meisten  begünstigten 
Nation  bezüglich  der  Darstellung  oder  Aufführung  ihrer  Werke  gewährt  ist 
oder  künftighin  gewährt  werden  wird.  Der  Text  der  Literar- Konventionen 
bei  Daude  S.  145  fg.,  des  deutsch-amerikanischen  Uebereinkommens  im  Reichs- 
gesetzblatt 1892,  S.  483  fg. 

11)  Materiell  ist   der  deutsche  Autor  im  Verhältniss   zum  nordamerika- 
nischen benachtheiligt,  da  letzterer  sich  in  Deutschland  den  Schutz  des  musi- 
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§  ^^.    Der  Aufführungsvertrag  im  Allgemeinen, 

I.  Im  Gebiet  des  deutschen  Rechts  setzt  die  durch  einen 
andern  als  den  Aufführungsberechtigten  erfolgende  Aufiführung 
eines  Werkes,  um  rechtlich  zulässig  zu  sein,  den  Ab- 
schluss  eines  Aufführungsüberlassungsvertrages  voraus,  der 
dem  Aufführenden  die  Befugniss,  das  Werk  zur  Aufführung 
zu  bringen,  überträgt. 

In  der  Literatur  hat  dieser  Vertrag,  den  wir  im  Fol- 
genden kürzer  als  Aufführungsvertrag  bezeichnen  werden, 
wenig  Beachtung  gefunden,  eine  Folge  der  dem  Begriff  der 
Aufführung  selbst  meist  zu  Theil  gewordenen  Verkennung. 
Wie  letztere  mit  der  mechanischen  Vervielfältigung,  wurde  der 
Auf führungsvertrag  mit  dem  Verlagsvertrage  identifizirt, 
dessen  Regeln  auch  auf  ihn  für  anwendbar  erklärt^)  und  damit 
die  Untersuchung  über  seine  etwaige  Selbständigkeit  stark 
eingeschränkt.  Und  doch  bestehen  zwischen  beiden  die  tief- 
gehendsten, aus  der  Verschiedenheit  der  zu  prästirenden 
Arbeitsleistungen  herzuleitenden  Unterschiede. 

IL  Der  Verlagsvertrag  wird  als  eine  entweder  durch 
die  Parteien  bestimmte  oder  gesetzlich  fest  normirte  Abmachung 
getroffen,  bei  welcher  im  Momente  des  Abschlusses  die  beider- 
seitigen Rechte  und  Pflichten  ins  einzelste  präzisirt  sind; 
der  Abschluss  des  Aufführungs Vertrages  giebt  über  diese 
Punkte  noch  keinen  definitiven  Aufschluss,  erst  Erfolg 
oder  Misserfolg  des  Werkes  setzen  die  Parteien  in  den 
Stand,  den  Vertragsinhalt  erschöpfend  zu  bestimmen.  Der 
Aufführungsvertrag  ist  somit  stets  ein  bedingtes  Rechts- 
geschäft. Die  Ausführung  des  Verlagsvertrages  erfordert 
ferner  seitens  des  Verlegers  eine  zwar  nicht  rein  mechanische, 
aber  doch  nicl).t  als  qualifizirt  zu  bezeichnende  Thä- 
tigkeit,    die    sich    im    wesentlichen    auf  die  buchhändlerische 

kaiischen  Aufführungsrechts  vorbehalten  kann,  das  die  nordamerikanische  Ge- 
setzgebung absolut  versagt,  vgl.  S.  281  n.  39. 

1)  Anders,  Urheberrecht  S.  280.  Harum,  Pressgesetzgebung  S.  165. 
v.  Hillern,  Streitfragen  S.  194.  Vivien  et  Blanc  S.  286.  v.  Wächter,  Verlags- 
recht S.  637.  Dagegen  Klostermann,  Hdbch.  des  Hdlsrechts  Bd.  2,  S.  180  fg. 
Rüfenacht,    Urheberrecht  S.  57.     Slater,  Copyright  S.  118. 
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Einführung  des  Verlagsgegenstandes  beschränkt;  was  seitens 
des  Verlegers  noch  nach  diesem  Momente  an  Leistung  zu  prä- 
stiren ist,  besitzt  so  wenig  individuellen  Charakter,  dass  der 
unter  Beibehaltung  der  alten  Firma  sich  vollziehende  Ueber- 
gang  des  Verlagsunternehmens  an  einen  anderen  Geschäfts- 
inhaber für  die  Autoren  der  bereits  erschienenen  Werke 
juristisch  als  bedeutungslos  erachtet  werden  muss.^  Die  Aus- 
führung des  Aufführungsvertrages  verlangt  dagegen 
ständig  eine  qualifizirte  Arbeitsleistung.  Die  Vornahme 
jeder  einzelnen  Vorstellung  erfordert  eine  individuelle  Thätig- 
keit,  nicht  nur  vom  Schauspieler,  sondern  auch  von  dem  die 
Leistungen  der  einzelnen  Bühnenmitglieder  zur  Einheit  zusammen- 
fassenden Theaterunternehmer;  für  die  Aufführung  dauert 
daher  die  Bedeutung  der  Persönlichkeit  ihres  Veranstalters 
ununterbrochen  an.  Ein  Wechsel  vermag  der  Ausführung 
des  Aufführungsvertrages  einen  ganz  andern  Charakter  zu 
geben,  als  der  Autor  bei  Ueberlassung  seines  Werkes  zu 
erwarten  befugt  war,  und  muss  daher  von  ihm  nicht  ohne 
weiteres  aKzeptirt  werden.^  Verschiedenheiten  walten  auch  bei 
der  Beendigung  von  Verlags-  und  Auf!ührungsvertrag:  wie 
es  die  Natur  des  beim  Verlagsvertrage  in  Frage  stehenden 
Sachgutes  verlangt,  erlischt  dieser,  wenn  die  hergesteUten 
Druckexemplare  des  Werkes  ihren  Weg  ins  Publikum  gefunden 
haben.  Dem  Aufführungsvertrage  mangelt  dieses  sachliche 
Substrat:  seinen  Inhalt  bildet  ja  die  Erzeugung  eines  unfass- 
baren  Idealgutes,  das  eines  Unterganges  gar  nicht  fähig  ist, 
weil  ihm  die  reelle,  der  Zerstörung  preisgegebene  Unterlage 
fehlt.*)  Das  Aufhören  des  Aufführungsvertrages  muss  daher 
von  andern  Momenten  abhängig  gemacht  werden.^)  Dass 
auch  beide  Verträge  in  der  Verletzung,  die  sich  gegen  das 
durch  sie  begründete  Recht  kehren,  differiren,  ist  eine  natur- 
gemässe  Folgerung  aus  der  Verschiedenheit  ihres  Inhalts.®) 

2)  Cosack,  Hdlsrecht  S.  425.    Klostermann,  Geistiges  Eigenth um  Bd.  1, 
S.  335  fg. 

^)  Unrichtig  Bauer,  Musikalisches  Autorrecht  S.  65. 

*)  Vgl.  S.  285. 
'    5)  Copinger,  Copyright  S.  337. 

«)  Drone,  Intellectual  productions  S.  625.  —  Vgl.  Ürth.  d.  R.-0.-H.-G. 
V.  16.  Mai  1873  (Entsch.  Bd.  10,  S.  116). 
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Manche  Autoren  wollen  den  Unterschied  von  Verlags- 
und Außührungsvertrag  in  den  Umstand  setzen,  dass  nur  ein 
Verleger  das  ausschliessliche  Recht  der  mechanischen  Repro- 
duktion des  Geisteswerkes  erhalte/)  während  die  Ueberlassung 
des  Aufführungsrechts  an  verschiedene  Theaterunternehmer 
erfolge,  demnach  keinen  ausschliesslichen  Charakter  besitze.®) 
Allein  hieraus  würden  sich  keine  wesentlichen  Unterschiede 
herleiten  lassen,  weil  es  sich  dabei  nur  um  Usanzen  handelt, 
die  für  das  Verlagsrecht  in  der  neuesten  Zeit  sogar  ganz  be- 
deutende Einschränkungen  erlitten  haben.  Von  einer  Aus- 
schliesslichkeit des  Verlagsrechts  lässt  sich  wenigstens  nicht 
mehr  reden,  seit  sich,  namentlich  im  Musikalienhandel,  das 
Institut  des  geth eilten  Verlagsrechts  gebildet  hat,®)  das 
ähnlich,  wie  die  Mehrheit  von  Aufführungsverträgen,  ein  für 
den  einzelnen  Verleger  örtlich  beschränktes  Verbreitungsgebiet 
begründet.  Andererseits  wäre  auch  im  Bühnenverkehr,  selbst 
wenn  man  nicht  mit  der  Annahme  Schäff'le's,  dass  ein  einziger 
Unternehmer  alle  Theater  in  seiner  Hand  vereinigen  könne,^°) 
operiren  wollte,  der  Fall  denkbar,  dass  ein  Aufführungsvertrag 
ein  ausschliessliches  Recht  für  den  Theaterunternehmer  be- 
gründete, also  ein  Rechtszustand  hergestellt  würde,  wie  er  ge- 
wöhnlich nur  beim  Abschluss  von  Verlagsverträgen  ins  Leben 
tritt.  Dass  sich  thatsächlich  .  Verlags-  und  Aufführungsrecht 
meist  in  der  gedachten  Weise  unterscheiden,  ist  eine  Folge  der 
bereits  betonten  wirthschaftlichen  Verschiedenheit  von  Verviel- 
fältigung und  Aufführung.  Ein  einziges  mechanisches  Verfahren 
ist  im  Stande,  den  gesammten  Bedarf  an  literarischen  Sach- 
gütern auf  lange  Zeiten  hin  zu  decken,  so  dass  es  unproduktiv 
wäre,  verschiedene  Kräfte  gleichzeitig  mit  deren  Herstellung  zu 
betrauen;    das  Idealgut    der  Aufführung   ist   dagegen    nur  be- 


^)  Kohler,  Entäusserung  und  zukünftiger  Rechtserwerb,  Archiv  f.  bürgerL 
Recht  Bd.  10,  S.  66.     Im  Zweifel  dafür  auch  Gierke,  Privatrecht  Bd.  1,  S.  807. 

8)  Drone  S.  622.     Dunant,  Musique  S.  101. 

ö)  Daude,  Urheberrecht  S.  33.  Gierke  Bd.  1,  S.  811  n.  26.  Heyde- 
mann,  Internationaler  Schutz  S.  189.  Klostermann,  Geistiges  Eigenthum 
Bd.  1,  S.  353.     Schuster,  Tonkunst  S.  215. 

10)  Schäfüe,  Ausschliessende  Verhältnisse  S.  319. 
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schränkt  verwendbar,  immer  nur  für  eine  einzige  Nutzung; 
seine  Verwerthung  muss  daher  gleichzeitig  an  mehreren  Stellen 
erfolgen,  wenn  sie  sich  nicht  in  unabsehbarer  Weise  verzögern 
soll.  Es  bedarf  jedoch  auch  gar  nicht  der  Heranziehung  dieser 
mehr  thatsächlichen  Momente,  da  die  bereits  erwähnten  juristi- 
schen Kriterien  wohl  hinreichen  dürften,  den  durchaus  ver- 
schiedenen Charakter  von  Verlags-  und  Aufführungsvertrag  zu 
erweisen. 

III.  Mit  Abschluss  des  Aufführungsvertrages  erwirbt  der 
Theater  Unternehmer  nicht  nur  das  Recht,  ein  bestimmtes 
Geisteswerk  zur  Darstellung  zu  bringen,  ohne  einem  Einspruch 
des  ausschliesslich  Aufführungsberechtigten  ausgesetzt  zu  sein; 
er  übernimmt  vielmehr  auch  gleichzeitig  eine  Pflicht,  indem 
er  sich  zur  thatsächlichen  Vornahme  der  Aufführung  verbindlich 
macht. '^)  Die  Begründung  dieser  obligatio  ist  für  den  juristi- 
schen Charakter  des  Aufführungsvertrages,  dessen  rechtliche 
Subsumtion  ohne  dies  Erforderniss  wohl  Zweifel  hervorrufen 
könnte,  entscheidend. 

Die  vom  Unternehmer  zu  prästirende  Leistung  ist  mit  der 
beim  Theaterbesuchsvertrag  von  ihm  zu  erfüllenden  Ver- 
pflichtung identisch,  indem  die  Vornahme  der  Aufführung  in 
beiden  Fällen  ihren  Gegenstand  bildet.  Der  Aufführungsvertrag 
gehört  daher  ebenfalls  unter  den  Begriff  der  Werkverdingung; 
denn  hier  wie  dort  muss  die  Vornahme  der  Aufführung  als 
die  gleiche  Handlung,  als  Herstellung  eines  opus  erachtet 
werden.  Allerdings  unterscheidet  meist  idie  beiden  Verträge, 
dass  beim  Theaterbesuchsvertrag  der  Gegenkontrahent  für 
Herstellung  des  opus  eine  Gegenleistung  entrichtet,  während 
beim  Aufführungsvertrag  die  Herstellung  des  opus  den  Unter- 
nehmer noch  obendrein  zur  Entrichtung  eines  Entgelts  ver- 
pflichtet.^^ Allein  so  wenig  der  Verlagsvertrag  seinen  Cha- 
rakter als  löcatio-conductio  operis  dadurch  einbüsst,  dass  der 
Autor  nicht  nur  die  Lieferung  des  Werkes,  sondern  die  Kosten- 


11)  Kohler,  Lehrbuch  des  Konkursrechts.     Stuttgart  1891.'  S.  291. 
^  Nicht  selten  findet  auch  das  Gegentheil  —  Zuschüsse  der  Autoren 
—  statt.     Rosmini  No.  815. 
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tragung  des  Verlagsgeschäfts  übernimmt,^^)  so  wenig  ändert 
sich  durch  das  Vorliegen  des  entgegengesetzten  Umstandes 
das  rechtliche  Wesen  des  Aufführungsvertrages,  dessen 
essentielles  Merkmal  doch  stets  die  Herstellung  eines  opus 
verbleibt. 

§  j§.      Die   Kontrahenten   des  Aufführungsvertrages . 

I.  Die  Genehmigung  zur  Vornahme  von  Aufführungen  wird 
entweder  durch  den  Autor  selbst  oder  den  von  ihm  mit  diesem 
Recht  Ausgestatteten,  etwa  einen  Theateragenten  oder  sonstigen 
Rechtsnachfolger  ijn  Aufführungsrecht  ertheilt.  Ist  nur  eine 
einzige  zur  Ertheilung  der  Genehmigung  befugte  Person  vor- 
handen, so  kann  die  Vornahme  der  Erklärung  natürlich 
nur  durch  diese  eine  Person  erfolgen.  Zweifel  veranlasst 
die  Regelung  der  Genehmigungserklärung  dagegen,  sobald 
mehrere  Personen  sich  gleichzeitig  im  Besitz  des  ausschliess- 
lichen Aufführungsrechts  befinden. 

II.  Das  Eintreten  eines  solchen  Falles  wird  namentlich 
durch  Vorliegen  der  Miturheberschaft  an  einem  drama- 
tischen Werk  begründet. 

Der  Begriff'  der  Miturheberschaft  ist  enger,  als  der  Wort- 
sinn vermuthen  lässt;  nicht  jede  Betheiligung  an  der  Herstellung 
eines  dramatischen  Werkes  kann  bereits  als  Miturheberschaft 
bezeichnet  werden.  Unter  die  Miturheberschaft  fällt  zum 
Beispiel  nicht  die  Gewährung  des  Stoffes,  den  der  Dichter 
in  seinem  Drama  verarbeitet,^)  ohne  dass  dabei  die  zeitliche 
Verschiedenheit,  aus  welcher  das  Sujet  stammt,  einen  Unter- 
schied begründet.  So  wenig  Livius  Mitautor  der  Emilia  Galotti, 
obwohl  Lessing  sich  in  seiner  Darstellung  offensichtlich  der 
Erzählung  vom  Virginius  bediente,  ebensowenig  konnte  Auerbach 
darauf  Anspruch  erheben,  als  Mitautor  des  Birch-Pfeiffer'schen 
Stückes   „Dorf  und  Stadt"   zu  gelten,    und  doch  hatte  Birch- 

18)  Cosack,  Hdlsrecht  S.  426.  Urth.  d.  R.-G.-H.-G.  v.  21.  April  1874 
(Entsch.  Bd.  12,  S.  355.) 

1)  Dalloz,  Propriete  No.  187.  Klostermann,  Hdbs.  d.  Hdlsrechts  Bd.  2 
S.  258,  ders.  Urheberrecht  S.  64.  Huard  et  Mack,  Repertoire  No.  98,  854. 
Scheele,  Urheberrecht  S.  136.     Pouillet  No.   110. 
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Pfeiffer  die  Auerbach'sche  Dorfgeschichte  in  ausgiebigstem  Maasse 
für  ihre  Dramatisirung  benutzt.^  Aber  auch  derjenige,  der 
den  Autor  durch  Hinweisung  auf  einen  bestimmten  Plan,^) 
durch  Aufforderung,  eine  gewisse  Idee  dramatisch  zu  gestalten,*) 
ja  selbst  durch  direkte  Bestellung  des  Geisteswerkes  zur  Ab- 
fassung des  Dramas^)  veranlasst  hätte,  dürfte  sich  nicht  den 
Rang  eines  Miturhebers  vindiziren.  Selbst  die  Ertheilung  von 
Rathschlägen,  wie  einzelne  konkrete  Scenen  am  effektvollsten 
zu  gestalten,  würde  dazu  nicht  hinreichen.  ^  Dass  ebensowenig 
regiemässige  Veränderungen "0  oder  leichtere  Korrekturen®)  des 
Stückes  genügen  würden,  bedarf  erst  keiner  Ausführung. 
Die  genannten  Fälle  unterstehen  dem  Begriff  der  Mitur- 
heberschaft nicht,  weil  sie  keinerlei  Bethätigung  un- 
mittelbar dramatischer  Arbeit,  nicht  die  Entwicklung  einer 
qualitativ  mit  der  Thätigkeit  des  Autors  übereinstimmenden, 
direkt  auf  Herstellung  eines  Bühnenwerkes  gerichteten  Thätigkeit 
enthalten,  sondern  sich  höchstens  als  Gewährung  einer  Beihülfe 
zur  Abfassung  bezeichnen  lassen. 

Unerheblich  wäre  dagegen  das  quantitative  Verhältniss 
der  Miturheber.  Miturheber  ist  daher,  wer  von  dem  Drama 
auch  nur  eine  einzige  Szene  bühnenmässig  angefertigt  hat,  wer 
ein  bereits  vorliegendes,  zur  Aufführung  ungeeignetes  Drama 
in  eine  bühnenmässige  Bearbeitung  umgestaltet,*)  der  selbst- 
verständlichen Fälle,  in  welchen  die  Autoren  ihre  Miturheber- 
schaft gleichmässig  und  gleichartig  bethätigt  haben,  ganz  zu 
geschweigen. 

Dass  die  von  den  Mitautoren  gelieferten  Beiträge  auch 
nach  Fertigstellung  der  Gesammtarbeit  noch  einzeln  erkennbar 

^  Heydemann  und  Dambach,  Nachdrucksgesetzgebung  S.  516  ff. 

3)  Cutler  S.   13.     Kohler,  Autorrechtliche  Studien  S.  341,  366. 

*)  Rosmini  No.  779. 

5)  Gierke,  Privatrecht  Bd.  1,  S.  779.  Anders  freilich,  wenn  die  Be- 
stellung den  Gegenstand  der  Bearbeitung  niclit  nur  allgemein  bezeichnet. 
V.  Stubenrauch,  Kommentar  Bd.  2,  S.  392. 

«)  Huard  et  Mack  No.  105,  116. 

"0  Copinger,  Copyright  S.  362. 

8)  Renouard,  Traite  Bd.  2,  S.  217. 

»)  Pouület  No.  108. 

Opet,  Theaterrecht.  21 
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sind,  ist  für  den  Begriff  der  Miturheberschaft  völlig  gleichgültig, 
sobald  das  gemeinsame  Werk  einen  einheitlichen  Charakter 
besitzt,  ein  selbstständiges  Rechtsobjekt  bildet. 

Auf  die  Frage,  wie  die  Einwilligungsertheilung  zur  Auf- 
führung eines  von  Miturhebern  hergestellten  Bühnenwerkes  zu 
behandeln,  lassen  sich  a  priori  zwei  verschiedene  Antworten 
ertheilen.  Wer  das  entscheidende  Gewicht  darauf  legt,  dass 
das  neuentstandene  Geisteswerk  aus  der  Bethätigung  einer 
Mehrheit  von  Individuen  hervorgegangen  ist,  wird  geneigt  sein, 
den  einzelnen  Miturhebern  ein  selbständiges  Verfügungs- 
recht  über  das  ganze  Werk  zuzuschreiben,  sodass  jeder  Mitautor 
berechtigt  wäre,  als  Einzelperson  seine  Genehmigung  zur  Auf- 
führung zu  ertheilen,  selbst  wenn  er  wüsste,  dass  dies  dem 
Willen  seiner  Mitautoren  zuwiderliefe.^^)  Umgekehrt  wird 
derjenige,  der  vor  allem  die  Existenz  des  einheitlichen 
neuen  Rechtsobjektes  in's  Auge  fasst,  auch  dessen  Schicksal 
ausschliesslich  durch  die  vereinte  Thätigkeit  der  Mitur- 
heber geregelt  wissen  wollen;  in  Konsequenz  hiervon  wird 
diese  Anschauung  nur  den  übereinstimmenden  Willen  der 
Autoren  für  befugt  erachten,  über  die  Vornahme  einer  Auf- 
führung zu  entscheiden,  evtl.  diese  sogar  am  Widerspruch 
eines  einzigen  Miturhebers  scheitern  lassen. ^^) 

An  sich  lassen  sich  wohl  beide  Standpunkte  vertheidigen; 
die  analoge  Behandlung  der  Frage  im  Sachenrecht^^  dürfte  indess 


10)  Salucci  S.  199.  Vivien  et  Blanc  S.  287,  309.  —  Italien  Art.  5. 
Ungarn  Art.  52.  Mexico  Ziv.-Ges.-Bch.  art.  1184.  Venezolanisches  Ges.  v. 
17.  Mai  1894  art.  8. 

11)  Copinger  S.  239.  Cutier  S.  24.  Dalloz,  Theätre  No.  271.  Daude, 
Urheberrecht  S.  90.  Guichard  S.  115.  Huard  et  Mack  No.  214,  381,  793, 
839.  Mandry,  Urheberrecht  S.  316.  Paterson,  Liberty  of  the  press  S.  304. 
Pouillet  No.  111,  219.  Scrutton,  Copyright  S.  145.  Slater,  Copyright  S.  130. 
Wächter,  Verlagsrecht  S.  642.  —  R.-Ges.  §  51.  Norwegen  art.  6.  Belgien 
art.  6.     Schweden  art.  20.     Oesterreich  (neu)  §  7. 

12)  Ueber  die  wechselseitige  Anwendung  der  Normen  des  matenelien 
und  immateriellen  Güterrechts  zutreffende  Bemerkungen  bei  Wagner,  Allge- 
meine Volkswirthschaftslehre  Bd.  1,  S.  494  ff.,  die  freilich  von  Goldschmidt, 
Zur  Theorie  der  Werthpapiere,  Zeitschrift  für  Handelsrecht  Bd.  28,  S.  87  n. 
48  lebhaft  bekämpft  werden. 
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zu  Gunsten  der  zweiten,  auch  reichsrechtlich  herrschenden 
Annahme  entscheiden,  die  nach  Gierke's  zutreffendem  Ausdruck 
eine  Rechtsgemeinschaft  der  Miturheber  zu  gesammter 
Hand  ins  Leben  ruft.^^) 

Auch  der  Miteigenthümer  einer  Sache  darf  trotz  seines 
selbstständigen  Verfügungsrechtes  nicht  solche  Anordnungen 
treffen,  die  der  Rechtsstellung  der  übrigen  Miteigenthümer  zu- 
widerlaufen; er  darf  sein  Theilrecht  veräussern,  immer  aber 
unter  der  Voraussetzung,  dass  durch  den  Eintritt  eines  neuen 
Eigenthümers  die  Lage  der  übrigen  Theilnehmer  unverändert 
bleibt;  namentlich  darf  er  keine  Rechtshandlungen  vornehmen, 
welche  die  Substanz  des  gesammten  Eigenthums  schädigen 
könnten.^*)  Einer  solchen  Handlungsweise  würde  sich  aber 
der  Mitautor  schuldig  machen,  der  ohne  Zustimmung  der 
übrigen  Miturheber  die  Gestattung  zu  Aufführungen  ertheilte 
und  damit  der  Gesammtheit  der  Miturheber  das  Recht  nähme, 
ihrerseits  die  Bedingungen,  von  welchen  sie  die  Aufführung 
gbhängig  machen  wollten,  zu  stellen,  oder  einen  späteren, 
günstigeren  Moment  für  die  Ueberlassung  des  Aufführungs- 
rechtes abzuwarten. 

Von  diesen  Grundsätzen  darf  auch  dann  keine  Abweichung 
erfolgen,  wenn  die  Mitautoren  sich  zwar  prinzipiell  bereits 
darüber  geeinigt  hatten,  dass  eine  Aufführung  des  gemeinsamen 
Werkes  stattfinden  solle,  nach  Fertigstellung  des  Werkes  jedoch 
in  der  Wahl  einer  bestimmten  Bühne,  auf  welcher  die  Auf- 
führung zu  erfolgen  habe,  nicht  zu  übereinstimmendem  Entschluss 
gelangen  konnten.  Denn  das  Schicksal  eines  Stückes  ist  von 
der  Wahl  der  Bühne,  auf  der  es  zur  Darstellung  kommt,  im 
höchsten  Maass  abhängig,  sodass  es  als  ein  direkter  Eingriff 
in  das  Persönlichkeitsrecht  des  einzelnen  Mitautors  erscheinen 
müsste,  wenn  eine  Theaterunternehmung  gegen  seinen  Willen 
mit  der  Aufführung  betraut  würde,  sein  Geistesprodukt  dem- 
nach   in    einer    seinen    Intentionen    zuwiderlaufenden    Weise 


13)  Gierke  Bd.   1,  S.  782. 

1*)  Nur  unschädlicher  Gebrauch  der  Sache  ist  dem  Miteigenthümer  ge- 
stattet, Windscheid,  Pandekten  Bd.  1,  S.  531. 

21* 
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zur  Veröffentlichung  käme.^^)  Dass  der  aufführungsbereite 
Miturheber  durch  eine  solche  Weigerung  benachtheiligt  wird, 
muss  allerdings  zugegeben  werden,  und  mit  Recht  haben  ihm 
desshalb  wiederholt  gerichtliche  Entscheidungen  eine  Ent- 
schädigung gegen  den  die  Aufführung  durch  seinen  Widerspruch 
verhindernden  Mitautor  zugebilligt.^^)  Aber  völlig  unbegründet 
ist  das  nicht  selten  gestellte,  durch  das  belgische  Recht  ver- 
wirklichte Verlangen,  dass  in  einem  solchen  Fall  von  jedem 
Mitautor  das  Gericht  um  Bestimmung  einer  Bühne,  auf  welcher 
die  Aufführung  dann  erfolgen  dürfe,  angegangen  werden 
könne; ^"0  denn  die  Funktion  des  Gerichts  ist  Erklärung  des 
streitigen,   nicht  Ergänzung  des  fehlenden  Vertragsinhalts. ^®) 

Völlig  unzulässig  ist  jedenfalls  Kohler's  Annahme,^®)  dass 
auch  nach  der  deutschen  Gesetzgebung  die  Feststellung 
der  Bühne  beim  Zwiespalt  der  Mitautoren  durch  gericht- 
liche Entscheidung  erfolgen  könne.  Denn  §  51  Absatz  1 
des  R.-Ges.  bestimmt  mit  klaren  Worten  das  Gegentheil.^^) 
Indem  Kohler  trotzdem  die  gerichtliche  Supplirung  des  wider- 
strebenden oder  fehlenden  Willens  des  einzelnen  Mitautors  zu- 
lässt,  müsste  er  folgerecht  eine  solche  Ergänzung  auch  in  den 
übrigen  Fällen  der  Gesammthand,  des  Miteigenthums  anerkennen, 
mithin  die  Geltung  des  bekannten,  wohl  auch  von  ihm  nicht 
bestrittenen  Grundsatzes  der  1.  28  D.  communi  divid.  10,3^^) 
leugnen. 

Streng  genommen,  dürfen  also  Theateruntemehmer  die 
Aufführung  eines  von  mehreren  Autoren  hergestellten  Werkes 


1^)  Das  verkennt  namentlich  Kohler,  Zur  Konstruktion  des  Urheber- 
rechts S.  267. 

lö)  Guichard  S.  116,  122.  —  Belgien  art.  6. 

17)  Dalloz,  Theätre  No.  271.  Ders.  Propriete  No.  181,  wo  auch  ent- 
gegenstehende Urtheile.  Huard  et  Mack  No.  99,  792,  839.  Kohler  a.  a. 
O.  S.  268.  Pouillet  No.  795.  Renouard  Bd.  2,  S.  219.  Kadlec  S.  238. 
Rosmini  No.  876.  —  Belgien  art.  6.     Monaco  art.  7. 

18)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  67. 
1»)  Kohler  a.  a.  O. 

20)  jjSind  mehrere  Urheber  vorhanden,  so  ist  zur  Veranstaltung  der 
öffentlichen  Aufführung  die  Genehmigung  jedes  Urhebers  erforderHch." 

21)  In  re  communi,  neminem  dominorum  quicquam  facere  invito  altero 
posse.     In  re  enim  pari,  potiorem  esse  causam  prohibentis. 
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nicht  vornehmen,  bevor  sie  sich  nicht  der  Zustimmung  sämmt- 
Ucher  Urheber  versichert  haben,  deren  Erlangung  freilich  nicht 
selten  mit  grossen  Schwierigkeiten  verbunden  sein  kann.  Um 
diese  zu  beseitigen,  ist  deshalb  ziemlich  allgemein  im  Theater- 
verkehr die  Anschauung  zur  Herrschaft  gekommen,  dass  jeder 
einzelne  Miturheber  präsumtiv  für  befugt  erachtet  wird, 
namens  seiner  Miturheber  über  die  Gestattung  von 
Aufführungen  zu  kontrahiren.^^  Der  Theaterunternehmer, 
dem  seitens  eines  Miturhebers  ein  Werk  zur  Aufführung  an- 
geboten wird,  darf  daher  annehmen,  dass  dieser  im  Einver- 
ständniss  mit  seinen  Mitautoren  handele,  und  kann,  selbst  wenn 
sich  später  herausstellt,  dass  jener  Miturheber  zu  solcher  Ver- 
fügung garnicht  legitimirt  war,  nicht  wegen  unbefugter  Auf- 
führung zur  Verantwortung  gezogen  werden.  Aber  nur  ein  in 
bona  fide  befindlicher  Kontrahent  darf  sich  auf  diese  Präsumtion 
berufen;  sobald  den  beim  Aufführungsvertrage  nicht  zugezogenen 
Mitautoren  der  Nachweis  gelingt,  dass  der  Unternehmer  von 
der  entgegenstehenden,  die  Auftührung  auf  dieser  Bühne  ab- 
lehnenden Willensäusserung  der  Mitautoren  Kunde  hatte,  büsst 
die  Vermuthung  ihre  Kraft  ein,  was  die  volle  Schadensersatz- 
pflicht des  Unternehmers  zur  Folge  hat,  der  jedenfalls  nach 
Kenntnissnahme  des  wirklichen  Thatbestandes  mit  Fortsetzung 
der  fraglichen  Aufführung  aufhören  muss. 

Dass  die  von  den  einzelnen  Autoren  gelieferten  Beiträge 
auch  im  Gesammtwerk  unterscheidbare  Bestandtheile  bilden, 
ist  für  die  Geltung  des  Grundsatzes,  dass  eine  Verfügung  über 
das  Gesammtwerk  nur  durch  den  vereinten  Willen  sämmtlicher 
Miturheber  erfolgen  darf,  unerheblich,  berechtigt  indess  die  be- 
treffenden Autoren  über  diese  Beiträge  ohne  Zuziehung  der  Mit- 
urheber nach  eigenem  Ermessen  Bestimmungen  zu  treffen.  ^^) 
Selbstverständlich  dai'f  diese  Verfügungsfreiheit  nicht  zu  einer 
Zerstückelung  des  aus  dem  einheitlichen  Impuls  der  mehreren 


22)  DaUoz,  Theätre  No.  290.  Huard  et  Mack  No.  792.  Kadlec 
S.  239.  Schuster,  Tonkunst  S.  145.  —  Abweichend  jedoch  Urth.  d.  Seine- 
tribunals V.   15.  Januar  1895.     (Droit  d'auteur  1895,  S.  96.) 

28)  Gierke  Bd.  l,  S.  783.  —  Oesterreich  (neu)  §  8.  Spanien  Th.-O. 
art.  72. 


326  Das  Aufführungsrecht. 

Autoren  erwachsenen  Gesammtwerkes  führen,  der  unterscheid- 
bare Bestandtheil,  der  ein  Glied  des  zur  eigenen  Einheit  ge- 
wordenen Dramas  bildet,  demselben  nicht  entfremdet  werden; 
der  Befugniss  des  Einzelautors  über  den  Einzelbeitrag  läuft 
vielmehr  stets  die  Gesammtbefugniss  der  Mitautoren  über  das 
Gesammtwerk  parallel. 

Die  gleichen  Grundsätze  kommen  zur  Anwendung,  wenn 
sich  —  was  verhältnissmässig  selten^^)  —  die  Miturheber- 
schaft an  einem  rein  musikalischen  Werk  bethätigt. 

Häufiger  findet  sich  das  Zusammenarbeiten  bei  drama- 
tisch-musikalischen Werken.  Dazu  sind  nicht  diejenigen 
dramatischen  Werke  zu  zählen,  in  denen  nur  gelegentlich  die 
Musik  Verwendung  findet,  wie  etwa  im  Egmont  oder  im 
Sommernachtstraum ;  ^^)  andererseits  ist  die  Entscheidung 
aber  auch  nicht  darin  zu  suchen,  ob  das  Drama  ständig, 
oder  zum  grössten  Theil  von  Musik  begleitet  wird;^^)  denn 
nach  diesem  Kriterium  würde  ein  grosser  Theil  der  älteren 
Opern,  in  denen  ganze  Partieen  dem  unmusikalischen  Dialoge 
gewidmet  sind,  nicht  mehr  unter  den  Begriff  des  dramatisch- 
musikalischen Werkes  fallen.  Massgebend  ist  vielmehr,  ob  die 
Musik,  wie  Schuster  es  richtig  bezeichnet,^^  bereits  von 
vorn  herein  als  Mittel  des  dramatischen  Ausdrucks 
zu  fungiren  bestimmt  war.  Ein  musikalisch-dramatisches 
Werk  liegt  deshalb  nicht  vor,  wenn  die  Couplets  einer  Posse  nach- 
träglich mitMelodieen  versehen  werden,^^  auch  wenn  der  Umfang 
dieser  Gesangspiecen  den  grössten  Theil  des  ganzen  Werkes 
einnehmen  sollte.  Selbstverständlich  müssen  auch  die  Erfor- 
dernisse eines  Dramas  vorhanden  sein,  die  Aufführung  also 
ein  unmittelbares  Geschehen  von  Ereignissen  vergegenwärtigen: 
Oratorien  und  Kantaten  beabsichtigen  dies  nicht, 2®)  ebenso- 


24)  Beispiele  bringt  Schuster  a.  a.  O.  S.  133. 

25)  Kadlec  S.  239.     Mandry  S.  317. 

20)  Harum,  Pressgesetzgebung  S.  215,  zweifelhaft  Endemann,  Urheber- 
recht S.  81. 

27)  Schuster  S.  230.     Aehnlich  Drone,  Intellectual  productions  S.  633. 

28)  Constant  S.  314.     Droit  d'auteur  1892,  S.  107. 

20)  Klostermann,  Urheberrecht  S.  67.  Schuster,  Tonkunst  S.  229.  — 
Nicht  überzeugend  sind  die  gegentheiligen  Ausführungen  Kohler's,  Autorrecht 
S.  218  und  Autorrechtliche  Studien  S.  398  fg. 
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wenig  Kirchenkonzerte  oder  Kammermusik,'^)  auch  wenn 
sie  zum  Theil  aus  Duetten  und  Chören  bestehen  sollten.  ^^) 

Für  den  Normalfall  eines  von  zwei  Autoren  hergestellten 
dramatisch-musikalischen  Werkes  lässt  die  Frage  der  Auffüh- 
rungsgestattung  drei  Lösungen  zu: 

1.  Die  Aufführungs gestattung  könnte  den  für  das  rein 
dramatische  Werk  akzeptirten  Grundsätzen  unterstehen, 
demnach  vom  vereinigten  Willen  des  Dichters  und 
Komponisten  abhängen. 

2.  Die  Gestattung  der  Aufführung  könnte  allein  in's  Be- 
lieben des  Komponisten  oder 

3.  allein  in's  Belieben  des  Dichters  gestellt  sein. 

Die  letzte  Möglichkeit  wird  von  keiner  Gesetzgebung 
sanktionirt  und  ebenso  wenig  in  der  Literatur  vertreten,  wenn 
man  nicht  Kadlec  hierher  zählen  will,  der  die  Genehmigung 
des  Dichters  für  ausreichend  erachtet,  sobald  die  Musik  sich 
als  blosse  Beigabe  zum  Text  darstelle.®^  Allein  dann  liegt 
überhaupt  kein  dramatisch-musikalisches  Werk  vor,  zudem 
dürfte  der  Dichter  garnicht  berechtigt  sein,  die  Aufführung  frem- 
der, unpublizirter,  ihm  nicht  vom  Komponisten  vertragsmässig 
zur  Verfügung  gestellter,  vollständiger  Tonstücke  zu  gestatten,  ^^) 
auch  wenn  er  sie  irgend  wie  in  seine  Dichtung  eingefügt  hätte- 

Ob  dagegen  die  unter  1  oder  2  aufgestellten  Möglichkeiten 
als  naturgemäss  zu  erachten,  ist  Gegenstand  einer  lebhaften, 
auch  in  den  entgegenstehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  zum 
Ausdruck  kommenden  Kontroverse.  Man  hat  in  dieser  Frage 
einen  Widerstreit  germanischer  und  romanischer  An- 
schauung konstruiren  wollen,  deren  erstere  eine  Suprematie 
des  Komponisten  über  das  Wort  des  Dichters  anerkenne,  wäh- 
rend die  romanische  Anschauung  eine  Gleichstellung  beider  bean- 


*>)  V.  Püttlingen,  Autorrecht  S.  61. 

8^)  Dunant,  Musique  S.  82.  —  Durch  Vorbehalt  bei  der  Herausgabe 
kann  jedoch  auch  bei  diesen  Werken  dem  Urheber  das  ausschliessliche  Auf- 
führungsrecht reservirt  bleiben;  vgl.  §  40  No.   11. 

82)  Kadlec  S.  239. 

^)  Bruchtheile  dürfen  in  den  S.  309  gezogenen  Grenzen  ohne  Ge- 
nehmigung des  Komponisten  verwerthet  werden. 
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Spruche^*)  —  jedoch  mit  Unrecht,  da  die  angeblich  germa- 
nische Richtung^^)  auch  in  romanischen  Gesetzgebungen  kodifizirt 
ist,^^  während  andererseits  das  Recht  der  unzweifelhaft  germani- 
schen Norweger  und  das  neue  österreichische  Urhebergesetz^'O  den 
Bestimmungen  des  Reichsrechts  aufs  schroffste  zuwiderläuft.^®) 
Ebenso  zählen  beide  Ansichten  ihre  Vertreter  unter  ganz  ver- 
schiedenen Nationalitäten  angehörenden  Schriftstellern.*®) 

Eine  unbefangene  Auffassung  würde  sich  wohl  ohne  wei- 
teres für  die  erste  Möglichkeit  erklären;  da  Musik  und  Text 
in  ihrer  Verbindung  ein  neues  einheitliches  Werk  bilden,*^)  so 
erscheint  es  auch  angemessen,  in  Widerspruch  zur  Bestim- 
mung des  Reichsgesetzes,  die  Rechte  beider  Autoren  als  gleich- 
massig  zu  normiren. '*^)  Die  französische  Praxis  hat  diesen 
Standpunkt  fast  ausnahmslos  festgehalten,  theilweise  sogar  bis 
zu  der  Konsequenz,  dass  nicht  nur  beide  Autoren  für  eine  Auf- 
führung  des    gesammten  Werkes    ihre  Zustimmung  zu  geben 


34)  Schuster  S.  244. 

85)  R.-Ges.  §  51.     Oesterreich  (alt)  art.  7.     Ungarn  art.  52. 

8ö)  Mexico  Ziv.-Ges.-Bch.  art.  1194.  Italien  art.  6.  —  Rivaita  S.  252. 
Nach  Kohler,  Autorrechtliche  Studien  S.  350  gehört  auch  Venezuela  art.  20 
hierher.     Aber  dieser  art.  spricht  nicht  von  Aufführung,  sondern  Druck. 

8'')  Norwegen  art.  7.  Oesterreich  (neu)  §  8.  Unlösbare  Schwierig- 
keiten bot  Oesterreich  (alt)  art.  8.  Vgl.  Arch  f.  d.  ziv.  Praxis  Bd.  84, 
S.  208  fg. 

^)  Ebenso  Belgien  art.  18.  Monaco  art.  7.  Spanien  art.  22,  23. 
Ecuador  art.  36. 

^)  Für  die  Möglichkeit  zu  1 :  Dalioz,  Propriete  No.  182.  Dunant 
S.  118.  Huard  et  Mack  No.  794,  795,  800.  Kohler,  Autorrecht  S.  247. 
Pouillet  No.  115.  Salucci  S.  208.  Scheele  S.  141.  —  Für  die  Möglichkeit 
zu  2:  Daude  S.  90.  Kadlec  S.  239.  Endemann  S.  82.  Mandry  S.  316. 
Klostermann,  Urheberrecht  S.  67.  v.  Püttlingen  S.  36,  65.  Rosmini  No.  803. 
Salucci  S.   198.     Schuster,  Tonkunst  S.  244.     Wächter,  Verlagsrecht  S.  642. 

40)  Constant  S.  276,  314.  Drone  S.  599.  Dunant  S.  59.  Gierke 
Bd.  1,  S.  775.     Huard  et  Mack  No.   102,  275.     Pouillet  No.   115. 

^^)  Zutreffend  nennt  daher  Kaiser,  Die  Zwangsvollstreckung  in  das 
literarische  und  artistische  Urheberrecht,  Zeitschrift  für  deutschen  Zivilprozess. 
Bd.  21,  S.  237  die  reichsrechtliche  Normirung  rein  positiv,  während  Kohler, 
Autorrechtliche  Studien  S.  349  die  fragliche  Bestimmung  als  ein  ,Räthsel" 
bezeichnet. 
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hätten/^  sondern  dass  auch  der  Komponist  zur  Auffuhrung 
des  Libretto,**)  der  Librettist  zur  Aufführung  der  Ouvertüre 
oder  einzelner  Musiktheile  seine  Genehmigung  erklären  müsse.***) 
Am  praktisch  wirksamsten  zeigt  sich  die  völlige  Gleichstellung 
beider  in  der  Zubilligung  je  einer  Hälfte  der  Tantieme  an 
jeden.*^) 

Gegen  diese  Gleichstellung  und  für  das  Zutreffen  des  reichs- 
rechtlichen Systems  wird  im  wesentlichen  eine  ästhetische,  mit 
einer  praktischen  Erwägung  verbundene  Betrachtung  eingewendet. 
Daude  und  Mandry  erklären  die  Genehmigung  des  Komponisten 
zur  Vornahme  der  Aufführung  deshalb  für  ausreichend,  weil  es 
andernfaUs  grossen  Schwierigkeiten  unterliegen  würde,  auch  noch 
das  Einverständniss  des  vielleicht  an  ganz  anderem  Orte  wohn- 
haften Librettisten  zu  beschaffen,  unter  Umständen  durch  dieses 
Erfordernis  die  Aufführung  überhaupt  illusorisch  gemacht  werden 
könnte.*^  Allein  mit  derselben  Berechtigung  hätte  man  auch 
bei  sonstigen  Fällen  der  Miturheberschaft  von  der  Genehmigung 
der  Mitautoren  abzusehen,  könnte  man  sogar,  falls  die  Kom- 
munikation mit  dem  Alleinautor  besonderen  Schwierigkeiten  un- 
terworfen wäre,  auch  dessen  Erlaubnis  zur  Veranstaltung  von 
Aufführungen  für  unnöthig  erachten.  Grösseres  Gewicht  scheint 
der  ästhetischen  Betrachtung  beizumessen,  welche  die  Zurück- 
setzung des  Librettisten  aus  seiner  verhältnismässig  unbe- 
deutenderen Mitwirkung  bei  Herstellung  des  gemeinsamen 
Kunstwerkes  herleitet;  der  Text  verschwinde  neben  dem  Ton- 
stück, sei  eine  blosse  Beigabe  zur  Musik,  der  allein  ein  Ver- 
dienst an  der  Aufführung  zuzuschreiben  sei.*'^  In  richtiger 
Konsequenz    leitet    Endemann    daraus    das    Recht    des    Kom- 


*2)  Dalloz,  Propriete  No.  162.  Guichard  S.  115.  Pouillet  No.  71. 
Renouard  Bd.  2,  S.  220. 

43)  Huard  et  Mack  No.  906.     Lacaa  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  217. 
*4)  Guichard  S.  115,     Huard  et  Mack  No.  380.     Pouillet  No.   144. 

45)  Venezuela  art.  19.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  150.  Romberg, 
Etudes  S.  366.  Dagegen  Kohler,  a.  a.  O.  S.  374,  der  die  Antheile  nicht 
mechanisch  ein  für  allemal,  sondern  nach  der  jeweiligen  Bedeutung  von 
Dichtung  und  Musik  für  das  Gesammtwerk  feststeilen  lassen  will. 

46)  Daude  S.  90.     Mandry  S.  316. 

4'^)  V.  Püttlingen  S.  36.     Salucci  S.   198.     Rosmini  No.  230,  803. 
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ponisten  her,  nicht  nur  allein  die  Aufführung  des  gesammten 
Werkes,  sondern  auch  die  des  Libretto  ohne  Musik  zu  gestatten,*®) 
während  v.  Püttlingen  zu  dem  hiernach  ebenfalls  zutreffenden 
Schluss  gelangt,  dass  auch  die  Vornahme  von  Veränderungen 
des  Libretto  ausschliesslich  Sache  des  Komponisten  wäre.*^) 
Thatsächlich  steht  es  jedoch  mit  diesem  ästhetischen  Grunde  ebenso 
schwach,  wie  mit  dem  juristischen.  Die  Libretti  sind  allerdings 
meist  unbedeutender  als  die  Musik,  nicht  selten  sogar  völlig 
sinnlos.  Kann  man  aber  im  Ernst  hierin  eine  wesentliche 
Eigenschaft  erblicken?  Der  Aesthetiker  Vischer  will  es  aller- 
dings. ^°)  Wie  weijig  dies  berechtigt,  davon  muss  jedoch  ein 
Blick  in  die  Geschichte  der  Oper  überzeugen.  Die  ersten  opern- 
ähnlichen Elemente  sind  bekanntlich  die  Chorpartieen  der  grie- 
chischen Tragödie^  ^)  —  und  wie  bewahrheitet  sich  an  ihnen  der 
Vischer'sche  Ausspruch?  Obwohl  zum  Gesang  bestimmt,  ent- 
halten sie  einen  geistigen  Inhalt,  der  zweifellos  dem  Werthe 
der  Musik  mindestens  gleichkam.  Eine  falsche  Kunstrichtung, 
wie  sie  namentlich  durch  die  Opern  älteren  Styls  vertreten  war, 
jst  hiervon  freilich  abgewichen,  aber  immer  kräftiger  und  sieg- 
reicher macht  sich  in  jüngster  Zeit  das  Bestreben  geltend,  ge- 
genüber der  Musik  auch  das  Wort  wieder  zu  seiner  Be- 
deutung gelangen  zu  lassen, ^^)  beide  auch  äusserlich  als 
gleichwerthige  Elemente  des  dramatisch-musikalischen  Kunst- 
werkes zur  Erscheinung  zu  bringen.®^  Fallen  somit  alle  an- 
geblich für  die  Zurücksetzung  des  Librettisten  sprechenden 
Gründe  in  sich  zusammen,  so  ergiebt  sich  daraus,  soweit  nicht, 
wie    leider   nach  Reichsrecht    der  Fall,    positive    Gesetze    ent- 


48)  Endemann  S.  82. 

49)  V.  Püttlingen  S.  65. 

^)  Vischer,  Aesthetik  Bd.  3,  S.  166.  Zutreffend  dagegen  bereits 
Platen,  Aphorismen  (Werke  Bd.  4,  S.  304). 

^1)  Für  ihre  Bedeutung  in  der  Entwicklung  der  Oper  vgl.  Arrey  v. 
Dommer  S.  342. 

^2)  Namentlich  durch  die  Bemühungen  von  Richard  Wagner.  Kohler, 
Autorrecht  S.  247.     Rivaita  S.  243. 

^)  Kohler,  Autorrechtliche  Studien  S.  368.  Zu  wenig  weitgehend 
Arrey  v.  Dommer  S.  343,  der  S.  210  das  Verhältnis  von  Musik  und  Gesang 
richtiger  schildert. 
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gegenstehen,  dessen  juristische  Gleichberechtigung  mit  dem 
Komponisten,  für  die  Vornahme  der  Aufführung  demnach  die 
Richtigkeit  des  unter  1  bezeichneten,  auch  für  rein  dramatische 
Werke  zutreffenden  Systems.^*) 

Fraglich  bleibt  allerdings,  ob  die  hiermit  übereinstimmende 
französische  Praxis  in  ihren  Folgerungen  nicht  zu  weit  geht. 
Wenn  wir  uns  auch  der  Gleichstellung  beider  Autoren  an- 
schliessen,  soweit  das  einheitliche  Kunstwerk  Gegenstand  ju- 
ristischer Schicksale,  so  werden  wir  doch  eine  Ausdehnung 
dieser  Grundsätze  auf  die  unterscheidbaren  Bestandtheile 
des  musikalischen  Dramas,  soweit  sie  nachweislich  aus  der 
alleinigen  Thätigkeit  des  Komponisten,  beziehentlich  des  Libret- 
tisten  hervorgegangen  sind,  abweisen  müssen.  Die  Oper 
an  sich  ist  ein  selbständiges,  eigenes  Kunstwerk;  es  wäre 
aber  eine  Verkennung  der  Thatsachen,  wenn  man  deshalb  der 
Musik  oder  dem  Libretto  die  Selbständigkeit  abstreitend^)  und 
den  Urhebern  auch  über  diese  Einzeltheile  gegenseitig  irgend 
welche  Befugniss  zuschreiben,  den  Librettisten  an  dem  aus  dem 
rein  musikalischen  Vortrag  einer  Ouvertüre  gezogenen  Gewinn, 
oder  den  Komponisten,  an  dem  Ertrage  einer  nur  gesproche- 
nen Librettovorstellung  theilnehmen  lassen  wollte.  Jedenfalls 
müssen  diese  Grundsätze  zur  Anwendung  kommen,  wenn  die 
Miturheber  selbst  diese  Gemeinschaft  aufgeben,  sei  es  aus- 
drücklich oder  stillschweigend,  indem  etwa  ein  Autor  zu  einer 
Aufführung  des  gemeinschaftlichen  Werkes  seine  Zustimmung 
weigert.  Dass  dann  jeder  Autor  seine  Arbeitsleistung  selbst  ver- 
werthen,  also  der  Librettist  sein  Libretto  für  eine  anderweitige 
musikalische  Bearbeitung  benutzen,  umgekehrt  der  Komponist 
für  seine  Musik  ein  neues  Libretto  suchen  darf,  erscheint  so 
selbstverständlich,^*)  dass  es  um  so  grösseres  Staunen  hervorrufen 

S4)  Gierke  Bd.   1,  S.  783  No.  70.     Rivaita  S.  245. 

^)  Zutreffend  erkennen  dies  an  Drone  S.  598.  Klostermann,  Hdbch. 
d.  Hdlsrchts.  Bd.  2,  S.  404.  Kohler,  Kunstwerk  S.  160.  Ders.  Autorrecht- 
liche Studien  S.  340.     Vivien  et  Blanc  S.  309. 

^)  Darras,  Droits  des  auteurs  S.  417.  Gierke  Bd.  1,  S.  783.  Vivien 
et  Blanc  S.  323.  Spanien  art.  23  und  Th.-O.  art.  93.  —  Auch  Kohler, 
Studien  S.  344  fif.  untersagt  die  anderweite  Verwerthung  nur  während  des 
Bestehens  der  Gemeinschaft. 
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muss,    wenn  einzelne  Gesetzgebungen  eine  solche  Anpassung 
gegen    den  Willen    des  Miturhebers    für  unzulässig  erklären. ^''^) 

III.  Die  Existenz  einer  Mehrheit  im  Besitz  des  ausschliesslichen 
Aufführungsrechts  befindlicher  Personen  kann  auch  durch  an- 
dere Umstände,  als  das  Verhältniss  der  Miturheberschaft  begrün- 
det werden.  Auch  die  durch  den  Autorin  einem  Rechtsakt  an 
mehrere  Personen  vorgenommenen  Zession,  die  Vererbung  oder 
Legirung  des  Aufführungsrechts  an  eine  Mehrheit  von  Erben 
oder  Legataren  lässt  einen  dem  Fall  der  Mitautorschaft  äusser- 
lich  ähnlichen  Rechtszustand  entstehen,  der  ebenfalls  zu  der 
Frage  Veranlassung  giebt,  in  welcher  Weise  die  Einwilligung 
für  eine  Aufführungsgestattung  angesichts  dieser  Mehrheit 
von  Aufführungsberechtigten  erklärt  werden  müsse. 

Uebereinstimmend  mit  dem  dort  gefundenen  Resultat  wird 
auch  hier,  wo  es  sich  gleichfalls  um  eine  Rechtsgemeinschaft 
handelt,  die  Erklärung  ni}r  unter  Zustimmung  sämmtlicher 
Aufführungsberechtigten  erfolgen  dürfen,  der  Widerspruch 
eines  einzelnen  unter  ihnen  demnach  den  Abschluss  jedes  Auf- 
führungsvertrages zu  verhindern  im  Stande  sein. 

Während  es  jedoch  in  der  durch  Mitautorschaft  begrün- 
deten Rechtsgemeinschaft  an  einem  Mittel,  den  Widerspruch 
des  einzelnen  Urhebers  zu  beseitigen,  mangelte,  da  jede  Mass- 
nahme dieser  Art  eine  Autorrechtsverletzung  involviren  würde, 
ist  den  vertraglich  oder  durch  letztwillige  \^erfügung  zur  Gemein- 
schaft verbundenen  Aufführungsberechtigten  die  entsprechende 
Möglichkeit  in  der  Theilungsklage  gegeben.  Mittelst  ihrer  jeder- 
zeit frei  stehenden  Anstellung  kann  jeder  Gemeinschafter  die 
Authebung  der  Gemeinschaft  und  die  Ueberweisung  des  Auf- 
führungsrechts an  die  mit  Gestattung  der  Aufführung  einver- 
standenen Gemeinschafter  —  natürlich  gegen  angemessene 
Entschädigung  des  seines  Antheils  am  Aufführungsrecht  ver- 
lustig gehenden  Gemeinschafters  —  erzwingen,  und  damit  die 


^'^)  Belgien  art.  18,  Monaco  art.  7  enthalten  ein  absolutes,  nicht  auf 
die  Gemeinschaftsdauer  allein  berechnetes  Verbot.  —  Auch  Pouillet  No.  115. 
—  Die  interessanten,  von  Kohler  a.  a.  O.  S.  354  fg.  behandelten  Fragen 
über  das  wechselseitige  Verhältnis  von  Autor  und  Komponist  liegen  ausser- 
halb des  Rahmens  dieser  Arbeit. 
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vorher  am  Widerspruch  eines  Aufführungsberechtigten  geschei- 
terte Vornahme  der  Aufführung  herbeiführen. 

Die  Zulässigkeit  dieser  Massregel  in  dem  hier  fraglichen 
Fall,  ihre  Unanwendbarkeit  im  Verhältnis  der  Mitautoren  gegen 
einander,  erklärt  sich  aus  der  Differenz  des  beiden  Rechtsge- 
meinschaften eigenen  Charakters.  Die  Gemeinschaft  der  Mit- 
urheber basirt  auf  dem  Autorrecht;  ihre  Beziehungen  erhalten 
Inhalt  und  Umfang  durch  autorrechtliche  Rücksichten,  die,  wie 
früher  ausgeführt  wurde,  die  Vornahme  einer  Aufführung  gegen 
den  Willen  eines  Mitautors  stets  als  unzulässig  erscheinen 
lassen.  Auf  das  Verhältniss  der  anderen  Gemeinschafter  können 
derartige  Erwägungen  keinen  Einfluss  üben;  ihre  Gemeinschaft 
besitzt  ja  kein  autorrechtliches  Fundament,  sondern  ist  durch 
allgemein  im  Rechtsverkehr  übliche,  ausschliesslich  Vermögens- 
werthe  umsetzende  Rechtsakte  entstanden.  Dass  der  Gegen- 
stand ihrer  Gemeinschaft  eine  autorrechtliche  Befugnis  bildet,  ist 
daher  für  den  Charakter  ihrer  Gemeinschaft  bedeutungslos;  für 
sie  kommt  diese  Befugnis  ausschliesslich  nach  der  materiellen 
Seite,  als  eventuelle  Einnahmequelle  in  Betracht;  die  Weige- 
rung eines  Gemeinschafters,  zur  Ausnutzung  dieser  Befugnis 
zu  schreiten,  kann  daher  nicht  die  gleiche  Schonung  wie  die 
des  Mitautors  beanspruchen,  und  die  Möglichkeit  ihrer  Beseiti- 
gung folgt  aus  der  Anwendung  der  für  nicht  autorrechtliche  Ge- 
meinschaften allgemein  geltenden  Regeln.*®) 


^)  Die  Befugnis  der  Erben  und  Legatare,  ein  ihnen  heimgefallenes 
dramatisches  Werk  zur  Aufführung  zu  bringen,  dürfte  jedoch  nur  dann  als 
vorhanden  angenommen  werden,  falls  der  Autor  nicht  selbst  ein  ausdrück- 
liches, wenn  auch  nicht  testamentarisches,  Verbot  der  Aufführung  ausge- 
sprochen hat.  Eine  trotzdem  durch  die  Bedachten  veranlasste  Aufführung 
wäre  eine  Verletzung  der  dem  Willen  des  Verstorbenen  zu  schuldenden 
Pietät.  Allerdings  wäre  die  Aufführung  kein  Eingriff  in  das  Persönlichkeits- 
recht des  Todten,  der  mit  dem  Tode  aufgehört  hat,  Rechtssubjekt  zu  sein ; 
aber  wie  die  Rechtsordnung  keine  Bedenken  getragen,  letztwillige  An- 
ordnungen Verstorbener  gegen  Nichtinnehaltung,  das  Andenken  ihrer  Person 
gegen  Verläumdung,  zu  schützen,  so  müsste  auch  das  Aufführungsverbot, 
durch  das  der  Autor  die  Blossstellung  seines  innersten  Geisteslebens  zu  ver- 
meiden suchte,  als  bindend  anerkannt  werden.  Aehnliche  Fragen  behandelt  Huber, 
das  Recht  der  Erben  im  Urheberrecht,  Sonderabdruck  aus  der  Festschr.  für  den 
XVII.  internationalen  und  künstlerischen  Kongress  Dresden  1895  S.  6  ff.  —  Nor- 
wegen art.  6  räumt  nur  testamentarischen  Bestimmungen  des  Autors  Bedeutung  bei. 
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IV.Auch  die  Gegenpartei,  die  Empfängerin  der  Auffüh- 
rungserlaubnis, kann  durch  eine  Einzelperson  oder  eine  ver- 
traglich verbundene  Mehrheit  Individuen  repräsentirt  sein,  eine 
Differenz,  die  ebenfalls  Verschiedenheiten  in  der  Vornahme  der 
erforderlichen  Erwerbserklärung  hervorruft,  deren  Regelung  in- 
dess  oicht  nach  besondem  theaterrechtlichen,  sondern  nach  den 
Normen  des  gemeinen  Zivilrechts  erfolgt.  Je  nachdem  der  Ein- 
zelerwerber  eine  physische  oder  juristische  Person  bildet, 
muss  daher  die  Annahmererklärung  durch  den  Unternehmer 
persönlich  bezvv.  seinen  zur  Abgabe  solcher  Erklärung  befugten 
Bevollmächtigten  oder  die  statutarisch  mit  der  Vertretung  der 
Verbandsperson  betraute  Person  bezw.  Personenmehrheit  er- 
folgen. Soll  dagegen  ein  Aufführungsrecht  für  eine  Theater- 
sozietät  erworben  werden,  so  haben  entweder  die  Gesell- 
schafter insgesammt  oder  ihr  vertraglich  zur  Geschäftsführung 
berufenes  Organ  die  Empfangserklärung  auszusprechen.^^) 

§  ^6.    Abschluss  des  Aufführungsvertrages, 

I.  Dem  Abschluss  des  Aufführungsvertrages  pflegen, 
namentlich  wenn  es  sich  um  die  Vereinbarung  einer  Erstauf- 
führung handelt,  gewisse  rechtlich  relevante  Handlungen  vorauf- 
zugehen, deren  Vornahme  dem  Theaterunternehmer  die  Kennt- 
nis des  aufzuführenden  Werkes  vermitteln  soll. 

Am  häufigsten  dient  diesem  Zweck  die  Uebersendung 
des  Manuskripts  an  den  Theaterunternehmer,  der  damit  das 
Recht  zu  dessen  Einsichtnahme  und  zur  Offenlegung  vor  seinem 
dramaturgischen  Beirath  erhält,  durch  die  Empfangnahme  aber 
gleichzeitig  die  Verpflichtung  eines  Depositars  übernimmt,^) 
der  nicht  nur  Verlust  oder  Beschädigung  des  Manuskripts  ver- 
treten, sondern  dem  Einsender  auch  für  jeden  aus  einer  das 
Maass  nothwendiger  Mittheilung  überschreitenden  Offenlegung 
des  Werkes  erwachsenden  Schaden  einstehen  muss.^) 


^ö)  Darüber,    ob  die  Bühne    das  Aufführungsrecht  erwirbt,    vgl.  §  37, 
131  fg. 

1)  Guichard  S.  122.     Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  70. 

2)  Constant  S.   146.     Guichard  S.   124. 
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Den  gleichen  Zweck  verfolgt  die  durch  den  Autor  oder 
sonstigen  Aufführungsberechtigten  in  Gegenwart  des  Theater- 
unternehmers oder  seines  dramaturgischen  Beiraths  vorge- 
nommene Vorlesung  des  Werkes,  die  den  Zuhörern  ebenfalls 
eine  im  Falle  der  Verletzung  verantwortlich  machende  Schweige- 
pflicht über  den  Inhalt  des  Vorgetragenen  auferlegt.^ 

Einsendung  wie  Vorlesung  des  Manuskripts  können  auf 
Seiten  des  Autors  —  wir  verstehen  hierunter  im  folgenden 
regelmässig  auch  jede  andere  zum  xAbschluss  von  Aufführungs- 
verträgen berechtigte  Person  —  eine  doppelte  Bedeutung  be- 
sitzen :  entweder  handelt  es  sich  dabei  um  eine  juristisch  gleich- 
gültige Handlung,  durch  deren  Vornahme  der  Autor  den 
Theaterunternehmer  zur  Stellung  einer  auf  Abschluss  eines 
Aufführungsvertrages  gerichteten  Offerte  veranlassen  will;*)  oder 
Einsendung  bezw.  Vorlesung  tragen  selbst  Offertencharakter, 
ihre  Vornahme  enthält  eine  den  Autor  dem  Theaterunternehmer 
gegenüber  bindende  Erklärung.*)  Das  Zutreffen  der  einen  oder 
andern  Bedeutung  lässt  sich  nur  aus  den  jeweiligen  Umständen 
folgern;  für  die  Annahme,  dass  die  betreffende  Handlung  eine 
Offerte  des  Autors  bilde,  ist  selbstverständlich  Voraussetzung, 
dass  durch  die  akzeptirende  Erklärung  des  Unternehmers  der 
Aufführungsvertrag  überhaupt  definitiv  perfizirt  werden  kann, 
was  nur  dann  zutrifft,  wenn  der  Inhalt  des  zukünftig  zu 
schliessenden  Vertrages  im  Moment  der  Offertenstellung,  die 
dann  als  freigewillte  Unterordnung  unter  diesen  Vertragsinhalt 
erscheint,  seinen  essentiellen  Punkten  nach  bereits  feststand. 
Im  gewöhnlichen  Privattheaterverkehr  dürfte  das  nur  ausnahms- 
weise der  Fall  sein,  da  der  Inhalt  der  Aufführungsverträge 
hier  regelmässig  von  Fall  zu  Fall  normirt  wird;  für  die  von 
öffentlich-rechtlichen  Korporationen  betriebenen  Theaterunter- 
nehmungen pflegt  dagegen  der  Inhalt  der  ev.  von  ihnen  abzu- 
schliessenden  Aufführungsverträge    durch    Regulative,    die    mit 


8)  Guichard  S.  123.  —  Portug.  Ziv.-Ges.-Bch.   art.  598,  No.  2.     ßoli- 
via  art.  28. 

4)  so  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  62. 

5)  so  Vivien  et  Blanc  S.  247. 
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der   Bekanntgabe   ihrerseits    selbst    den    Charakter    bindender 
Offerten  gewinnen,  im  Voraus  bestimmt  zu  sein.^) 

Je  nach  der  einen  oder  andern  Auffassung  verschiebt 
sich  der  den  Vertragsabschluss  fixirende  Zeitpunkt,  der  entweder 
mit  der  Annahmeerklärung  des  Theateruntemehmers  zusammen- 
fällt oder  erst  durch  die  diese  Erklärung  akzeptirende  Willens- 
äusserung  des  Autors  gegeben  ist.  Nur  im  letzten  Fall  kann 
der  Autor  den  Vertragsabschluss  durch  beliebige  Zurückziehung 
des  Stückes  verhüten,  "0  zu  der  er,  sobald  er  eine  verpflichtende 
Offerte  abgegeben,  nicht  mehr  befugt  ist. 

IL  Die  Erklärung  des  Unternehmers  kann  einen  dreifachen 
Inhalt  besitzen,  indem  sie  entweder  auf  Abweisung,  unbedingte 
oder  bedingte  Annahme  des  Stückes  lautet. 

Die  abweisende  Erklärung  verpflichtet  den  Unterneh- 
mer zur  gleichzeitigen  Rückgabe  des  Manuskripts,  ohne  ihn  von 
der  zeitlich  an  keine  Begrenzung  geknüpften  Schweigepflicht 
zu  entbinden. 

Die  Erklärung  der  unbedingten  Annahme  trägt  ju- 
ristisch doppelten  Charakter,  indem  sie  je  nach  der  der  Manu- 
skripteinsendung zukommenden  Bedeutung  bald  als  Perfektion  des 
Aufführungsvertrages,  bald  nur  als  eine  den  Unternehmer  zu  des- 
sen Schliessung  verbindende  Offerte  erscheint. 

Streitig  ist  die  der  bedingten  Annahme  beizumessende 
Bedeutung,  die  von  einzelnen  Schriftstellern  mit  der  Abweisung 
auf  eine  Linie  gestellt  wird,*)  während  sie  nach  anderer  Ansicht 
stets  eine  Gebundenheit  des  Unternehmers  begründet.®)  Beide 
Ansichten  dürften  indess,  so  absolut  gefasst,  zu  unrichtigen  Re- 
sultaten führen,  nur  der  Einzelfall  dagegen  ein  Urtheil  über  die 
Bedeutung  der  bedingten  Annahme  gestatten. 

Hat    der   Unternehmer    die    Annahme   des   Stückes    von 


®)  Für  die  Comedie-Fran9aise  galten  derartige  Regulative  bereits  1697. 
Guichard  S.  106.  —  Das  Wiener  ßurgtheater-  und  das  preussische  Hoftheater- 
Regulativ  enthält  der  Anhang  unter  F  und  G. 

'^)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  62. 

8)  Renouard,  Traite  Bd.  2,  S.  335.  Rosmini  No.  809,  810.  —  Span. 
Th.-O.  art.  76,  al.  2. 

ö)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  74. 
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dessen  wesentlicher  Umgestaltung  abhängig  gemacht, 
etwa  einen  andern  Ausgang,  die  Fortlassung  einer  Hauptrolle 
und  ähnliches  als  Annahmebedingung  erklärt,  so  liegt  darin 
allerdings  materiell  eine  Abweisung.  Denn  der  Autor  kann 
selbst  nach  Vornahme  jener  Aenderungen  die  Annahme  seinesWer- 
kes  nicht  beanspruchen,  sondern  muss  sich,  grade  als  ob  er  ein 
ganz  neues  Stück  zur  Prüfung  überreicht  hätte,  bei  jeder  dem 
Unternehmer  angebracht  scheinenden  Erklärung,  auch  der  Ab- 
weisung, beruhigen.  ^^) 

Anders  verhält  es  sich,  wenn  die  Vornahme  unwesent- 
licher Aenderungen,  etwa  Streichung  einer  Episode,  Ein- 
fügung von  Couplets  bestimmten  Inhalts  u.  s.  w. ,  als  Annah- 
mebedingung bezeichnet  wurde.  Hier  ist  der  Unternehmer 
allerdings  gebunden,  das  mit  den  betreffenden  Aenderungen  ver- 
sehene Stück  zu  akzeptiren,  der  Autor  demnach  in  der  Lage, 
durch  eigenen  Willensentschluss  die  bedingte  Annahme  in  eine 
definitive  zu  verwandeln.  Am  unzweideutigsten  ergiebt  sich 
aber  die  in  diesem  Fall  dem  Autor  gegenüber  sofort 
eingetretene  Haftung  des  Unternehmers  aus  dessen  Ver- 
pflichtung, vor  Abgabe  einer  binnen  angemessener  Frist  er- 
folgenden Erklärung  des  Autors,  dass  er  die  Vornahme  der  ver- 
langten Aenderungen  ablehne,  über  kein  den  gleichen  Stoff 
wie  das  bedingt  angenommene  Werk  behandelndes  Drama 
eines  ander.en  Verfassers  einen  Aufiführungsvertrag  zu 
schliessen.^^) 

Während  nach  französisch-spanischem  Theaterrecht  der 
Unternehmer,  bei  Vermeidung  einer  Ersatzverbindlichkeit  für  die 
Verzögerung,  sich  binnen  einer  bestimmten  Zahl  von  Tagen  seit 
Empfang  des  Manuskripts  über  dessen  Annahme  oder  Ablehnung 
zu  erklären  hat,^'^)  ist  er  nach  deutschem  Theaterrecht 
hierfür  an  keine  Frist  gebunden.  Für  den  Einsender  dürfte 
sich  indess  aus  dem  Mangel  einer  derartigen  Bestimmung  schwer- 
lich  ein  Nachtheil   ergeben:    soweit    seine    Einsendung   unju- 

10)  Vivien  et  Blanc   S.  263. 

")  Constant  S.  147.     Guichard  S.   125. 

12)  Constant  S.  146.     Span.  Th.-O.  art.  74. 

Üpet,  Theaterrecht.  22 
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ristische  Aufforderung,  wäre  er  ja  ohnehin  stets  zur  Rückfor- 
derung des  Manuskripts  befugt;  trugsie  dagegen  Offertencharakter, 
so  erfolgte  sie  unter  der  Voraussetzung  eines  binnen  angemes- 
sener Zeit  erfolgenden  Bescheides,  durch  dessen  Nichtertheilung 
sie  daher  den  bindenden  Charakter  einbüssen  und  den  Autor 
ebenfalls  zur  Rückforderung  ermächtigen  würde. 

III.  Hatte  der  Autor  das  Manuskript  gleichzeitig  oder  doch 
vor  Empfang  eines  Bescheides  von  dem  bereits  beschickten 
Unternehmer  an  mehrere  Bühnen  versandt,  so  lässt  die 
herrschende  Ansicht  den  Aufführungsvertrag  mit  dem  zuerst 
die  unbedingte  Annahme  erklärenden  Unternehmer  zu  Stande 
kommen.  ^^)  Allein  eine  genauere  Unterscheidung  der  einzelnen 
Fälle  dürfte  zu  abweichenden  Resultaten  gelangen. 

Auch  hier  kommt  es  auf  den  der  Uebersendung  beizu- 
messenden Charakter  an:  liegt  in  ihr  eine  juristisch  irrelevante 
Aufforderung,  dann  behält  der  Autor  freie  Hand,  ob  er  überhaupt 
und  mit  welchem  der  akzeptirenden  Unternehmer  er  einen  Auf- 
führungsvertrag abschliesst,  so  dass  von  einem  nothwendigen 
Abschluss  mit  dem  zuerst  akzeptirenden  keine  Rede  sein  kann; 
trägt  die  Uebersendung  dagegen  den  Charakter"  einer  bindenden 
Offerte,  so  kommt  allerdings  mit  dem  die  Annahme  zuerst  aus- 
sprechenden Unternehmer  ein  Aufführungsvertrag  zu  Stande, 
allein  auch  die  später  erfolgenden  Annahmeerklärungen 
begründen  weitere  Aufführungsverträge  —  es  sei  denn, 
dass  die  Offerte,  was  durchaus  nicht  selbstverständlich, 
die  Totalzession  des  Aufführungsrechts  beabsichtigte.^*) 
Nur  in  diesem  Ausnahmefall  würde  die  Abgabe  der  ersten  den 
Aufführungsvertrag  perfizirenden  Erklärung  den  Abschluss  fer- 
nerer Aufführungsverträge  unmöglich  machen. 

IV.  Eine  besondere  Form  ist  reichsrechtlich  für  den 
Aufführungsvertrag  nicht  vorgeschrieben,^^)  sodass  an  sich 
die  verschiedenen  landrechtlichen  Bestimmungen  über  den  Ver- 
tragsabschluss  zur  Anwendung  zu  kommen  hätten.  Nach  dem 


13)  Guichard  S.  121.     Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  112. 
^*)  vgl.  §  37  n.  99. 

15)  Auch  Ungarn  art.  50,  Oesterreich  (neu)  §§  23,  24  bestimmen  keine 
Form  für  die  Ertheilung  der  Genehmigung. 
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Vorbilde  der  französischen  Gesetzgebung,^^  die  für  die  Einwil- 
ligung des  Autors  die  Schriftlichkeit  erfordert,  haben  ein- 
zelne ausserdeutsche  Gesetze  eine  gleiche  Bestimmung  aufge- 
nommen, ^"0  deren  Herrschaft  auch  häufig  für  das  Gebiet  des 
englischen  Rechtes  behauptet  wird.^^  Sehr  streng  wird  jedoch 
dies  Erfordernis  nicht  behandelt;  denn  die  Schriftlichkeit  der 
Autorgenehmigung  "gilt  bereits  als  gewahrt,  wenn  ein  vom 
Autor  mit  Wahrnehmung  seiner  Interessen  betrauter  Theater- 
agent statt  seiner  die  betreffende  Erklärung  abgiebt.^^)  Noch 
laxer  hat  sich  die  neuere  französische  Praxis  gestaltet,  die  im 
Widerspruch  mit  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  sogar  von  Abgabe 
einer  schriftlichen  Erklärung  überhaupt  absieht  und  das  Vor- 
handensein der  Zustimmung  des  Autors  auch  durch  jedes  an- 
dere Beweismittel  als  schriftliche  Urkunde  darzuthun  gestattet.  ^'^) 
Damit  wird  die  Schriftlichkeit  aus  einem  obligatorischen  Erfor- 
dernis in  die  Rolle  eines  nur  beispielsweise  gewählten  Um- 
standes  herabgedrückt,  eine  Gestaltung,  die  jedoch  der  Tendenz 
der  modernen  Rechtsentwicklung,  das  Verkehrsleben  möglichst 
von  allen  formellen  Schranken  zu  befreien,  durchaus  entspricht 
und  deshalb  auch  in  denjenigen  Ländern,  deren  Gesetzgebung 
keine  Normen  über  die  Form  des  Aufführungsvertrages  besitzt, 
zur  Geltung  gelangt  ist.^^) 


16)  Franz.  Ges.  vom  13./19.  Januar  1791,  art.  3.  —  Dalloz,  Theätre 
No.  289.  Ders.,  Propriete  No.  28.  Huard  et  Mack,  Repertoire  No.  789,  968. 
Vivien  et  Blanc  S.  265,  304. 

1"^)  Italien  art.  14.  Tunesisches  Ges.  vom  15.  Juni  1889,  art.  5. 
Portug.  Ziv.-Ges.-Bch.  art.  595.     Bolivia   art.  25. 

18)  Copinger,  Copyright  S.  338,  358.  Cutler  S.  22.  Scrutton, 
Copyright  S.  145.  Brett,  Commentaries  on  the  present  laws  of  England. 
London  1890,  S.  317.  —  Auch  das  Projekt  der  Copyright-Commission  schlägt 
im  art.  32  die  Einführung  der  Schriftlichkeit  vor.  Putnam,  The  question  of 
Copyright.     New- York  1891,   S.  202. 

^ö)  Drone,  Intellectual  productions  S.  638.  v.  Püttlingen,  Autorrecht 
S.  68.     Scrutton  S.   145.     Slater,  Copyright  S.  130.     Vivien  et  Blanc  S.  297. 

^)  Constant  S.  164.  Lyon-Caen  et  Delalain,  Lois  fran9aises  etc.  Bd.  1, 
S.  113. 

21)  Thöl,  Theaterprozesse  S.  1.  Kadlec  S.  475.  Drone  S.  617.  Koch, 
Allg.  Landr.  Bd.  1,  S.  1021  Anm.  12.  Slater  S.  160.  Rosmini  No.  908.  — 
Dagegen  verlangt  Schriftlichkeit  Dambach,  Fünfzig  Gutachten  S.  333  fg. 

22* 
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Ist  die  Form  der  Autoreinwilligung  hiernach  Schwan- 
kungen unterworfen,  so  muss  andrerseits  an  ihrem  materiellen 
Vorhandensein  aut's  strengste  festgehalten  werden.^^  Zurück- 
weisung verdient  namentlich  die  nicht  selten  aufgestellte  Theorie, 
dass  für  eine  Vorstellung,  bei  deren  Vornahme  der  Unternehmer 
zur  Entrichtung  des  üblichen  Honorars  willens  und  imstande 
sei,  sich  eine  vorgängige  Autorgenehmigung  erübrige,  eine  Be- 
hauptung, deren  Geltung  namentlich  von  den  Provinzialtheaterdirek- 
toren  bezüglich  der  in  der  Hauptstadt  zur  Aufführung  gekom- 
menen Stücke  verfochten  wird.^^)  Denn  ein  solcher  Grundsatz 
würde  ja  gegenüber  noch  nicht  im  Buchhandel  veröffentlichten 
Werken,  selbst  bei  einem  System  der  Auffuhrungsfreiheit,  dem 
berechtigten  Interesse  des  Autors,  selbständig  über  das 
Verbreitungsgebiet  seines  Geisteserzeugnisses  zu  wachen,  strikt 
zuwiderlaufen  und  ihm  jede  Kontrolle  über  die  Art  der  Dar- 
stellung entziehen,  und  kann  dem  reichsrechtlich  ausnahmslos 
statuirten  ausschliesslichen  Aufführungsrecht  des  Autors  gegen- 
über überhaupt  nicht  ernstlich  vertheidigt  werden.^*) 

^  j/.    Inhalt  des  Aufführung svertrag es, 

I.  Wie  bei  den  übrigen  früher  besprochenen  synallag- 
matischen Verträgen  des  Theaterrechts  korrespondiren  auch  im 
Aufführungsvertrag  Rechte  und  Pflichten  der  beiden  Kontra- 
henten. Die  folgende  Darstellung  wird  daher,  wenn  sie  auch, 
äusserlich  betrachtet,  die  Rechtsstellung  von  Autor  und  Theater- 
unternehmer vorwiegend  vom  Standpunkte  ihrer  Berechtigung 
ins  Auge  fasst,  dabei  gleichzeitig  auch  deren  wechselseitige 
Verbindlichkeiten  erschöpfend  behandeln. 

IL  Die  Rechtsstellung  des  Autors  gestaltet  sich  mit 
dem  Abschluss    des  Aufführungsvertrages    in  folgender  Weise: 

1.  Seine    wichtigste  Berechtigung    bildet  der  Anspruch 


22)  pouillet  No.  800.     Tantiemenregulativentwurf  des  ßühnenvereins  in 
der  Zeitschrift  Das  Recht  der  Feder.     Berlin   1894,  S.  246. 

23)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  257. 

24)  Constant  S.   164.     Huard  et  Mack  No.  868.     Pouillet  No.  821.   — 
Nur  Vivien  et  Blanc  S.  295   sind  andrer  An«?icht. 
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auf  thatsächliche  Voi:nahme  der  Aufführung  seines 
vertragsmässig  zur  Aufführung  überlassenen  Werkes  durch  den 
erwerbenden  Theaterunternehmer/)  und  zwar  zur  rechten 
Zeit,  im  wesentlichen  Wortlaut  des  Originals,  in  an- 
gemessener Weise  und  unter  der  zukommenden  Zahl 
Wiederholungen. 

a.  Der  Zeitpunkt,  in  welchem  das  Stück  zur 
ersten  Aufführung  gelangen  soll,  kann  im  Auffuhrungs- 
vertrage  so  genau  bestimmt  sein,  dass  über  das  Datum  über- 
haupt kein  Zweifel  unter  den  Parteien  zu  entstehen  vermag.^) 
Meist  mangelt  jedoch  eine  derartige  Zeitangabe;  aber  auch 
dann  hängt  der  Zeitpunkt  der  Aufführung  nicht  vom  Belieben 
des  Unternehmers  ab;  seine  Normirung  ergiebt  sich  vielmehr 
aus  der  Stellung,  welche  das  Werk  in  der  Reihenfolge  der 
zur  Aufführung  überreichten  Theaterstücke  einnimmt. 
Prior  tempore,  potior  iure  gilt  auch  für  das  Theaterrecht;  die 
gleiche  Reihenfolge,  in  welcher  die  Manuskripte  auf  dem  Theater- 
bureau eingingen,  muss  daher  in  Vornahme  der  Auffuhrungen 
selbst  beobachtet  werden.^  Einzelne  Schriftsteller  wollen  da- 
gegen die  Reihenfolge  der  Aufführungen  nach  der  Reihen- 
folge der  Aufführungsverträge  bestimmt  werden  lassen,^) 
eine  Annahme,  die  sich  mit  Rücksicht  auf  den  oft  zweifel- 
haften Moment  des  Vertragsschlusses,  dessen  Bestimmung 
leicht  zu  Differenzen  unter  den  Parteien  Veranlassung  geben 
könnte,^)  für  die  Praxis  wenig  empfehlen  dürfte. 

In  beiden  Fällen  ist  das  Recht  des  Autors  auf  Aufführung 
einer  willkürlichen  Verschleppung  durch  den  Unternehmer  ent- 
zogen, den  bei  Verletzung  der  technisch  als  tour  de  rigueur 


^)  Lacan    et    Paulmier    Bd.  2,    S.   101.     Wauwermans,    Le    droit    des 
auteurs  S.  301. 

2)  Guichard  S.   127. 

3)  Constant    S.  154.     Lacan    et    Paulmier    Bd.   2,    S.    97.      Renouard, 
Traile  Bd.  2,  S.  332.     Vivien  et  Blanc  S.  256  fg. 

4)  Dalloz,  Propriete  No.   154.     Kadlec  S.  249. 

^)  Namentlich  könnte  auch  hier  wieder  der  juristisch  fragliche  Charakter 
der  Manuskripteinreichung  eine  grosse  Rolle  spielen,  vgl.  S.  335. 
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bezeichneten    AufPQhrungs  -  Reihenfolge    die    Verpflichtung   zur 

Entschädigung  des  zurückgesetzten  Autors  trifft.^ 

Abweichungen  von  der   tour  de  rigueur   sind  dem 

Unternehmer   nur   beim    Vorliegen    eines    der    folgenden   vier 

Umstände  gestattet: 
a.  Behält  ein  Theaterregulativ  dem  Unternehmer  für  jedes 
Jahr  in  einer  fest  normirten  Anzahl  von  Fällen  Ab- 
weichungen von  der  tour  de  rigueur  vor,  so  muss  sich 
der  Autor,  der  durch  den  Vertragsabschluss  sein  Einver- 
ständniss  mit  diesem  Vorbehalt  erklärt  hat,  die  aus  diesen 
vorbehaltenen  Abweichungen  der  Aufführung  seines 
Werkes  erwachsenden  Verzögerungen  gefallen  lassen. "0 
ß.  Der  Spielplan  eines  Theaters  darf  jederzeit  durch  Auf- 
nahme gemeinfreier  und  Wiederaufnahme  bereits 
früher  gespielter  Werke®)  erweitert^  und  damit  der 
Zeitpunkt  für  die  Aufiführung  der  neuen  Stücke  hinaus- 
geschoben werden.®) 
Y.  Stücke  aktuellen  Inhalts,  sogenannte  pieces  de  circon- 
stance,  actualites,  revues,  gemessen  ein  AufTührungsvorrecht. 
Sie  müssen  unter  Rücktritt  aller  vorher  übernommenen 
Werke  möglichst  sofort  —  spätestens  innerhalb  dreier 
Monate  seit  Eingang  auf  dem  Theaterbureau^®)  —  zur  Dar- 
stellung gelangen,  da  ihre  Aufführung  sonst  kein  Interesse 
erregen  würde.  Der  ihnen  eingeräumte  Vorzug  wird  technisch 
als  tour  de  faveur  bezeichnete^) 
8.  Ist  ein  Libretto  bezw.  die  Musikbegleitung  füi*  ein 
dramatisches  Werk    zur  Aufführung  übernommen,    so  er- 


ö)  Urth.  d.  Preuss.  Kamm.-Ger.  (Deutsche  Bühnengenossenschaft  1894, 
S.   45.) 

'^)  Die  durch  den  Vorbehalt  ermöglichte  Bevorzugung  der  Aufführung 
wird  bei  Guichard  S.  127  und  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  99  als  tour  de 
faveur  bezeichnet,  ein  sonst  in  anderm  Sinne  gebrauchter  Ausdruck  (siehe 
im  Text  unter  7). 

8)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  100  erklären  die  Einschiebung  gemein- 
freier stücke  für  unzulässig. 

0)  Vivien  et  Blanc  No.  271.  —  Span.  Th.-O.   art.  77. 

10)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,   S.  98. 

11)  Guichard  S.  126.     Pouillet  No.  763.     Vivien  et  Blanc   S.  256. 
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folgt  ihr  Einrücken  in  die  tour  de  rigueur  erst  mit  dem 
Augenblick,  in  welchem  der  Unternehmer  die  dazu  passende 
musikalische  bezw.  dichterische  Ergänzung  erworben  hat.^^) 
Die  Feststellung  des  bestimmten  Datums  für  die  erste 
Vorstellung  ist  eine  Angelegenheit  rein  bühnentechnischer 
Natur,  die  deshalb,  wie  in  der  Literatur  auch  einstimmig  an- 
genommen wird,^^  mangels  besonderer  Abrede  ausschliesslich 
dem  Belieben  des  Theaterleiters  überlassen  bleibt.  Dass  dabei 
auch  das  Interesse  des  Autors  gewahrt  werden  muss,  bedarf 
keiner  Hervorhebung.  Ais  unzulässig  gilt  daher  die  An- 
setzung  einer  Premiere  auf  einen  Sonntag  oder  Feiertag,  ^^) 
da  an  solchen  Tagen  die  Theater  auch  ohne  besondere  Ver- 
anstaltung auf  erhöhten  Besuch  rechnen  können,  dem  Autor 
aber  daran  gelegen  ist,  das  Publikum  durch  den  Reiz  der  Neu- 
heit seines  Stückes  auch  ausserhalb  jener  Tage  zum  Theater- 
besuch zu  veranlassen.  Um  die  Wirkung  des  neuen  Werkes 
nicht  abzuschwächen,  dürfen  die  etwa  in  derselben  Vorstellung 
aufgeführten  Stücke  nicht  denselben  oder  einen  ähnlichen  Stoff 
behandeln,^^)  auch  nicht,  falls  sie  an  erster  Stelle  gespielt  werden, 
durch  übermässige  Länge  das  Interesse  an  der  Novität  beein- 
trächtigen.^^) 

Die  Aufführungserlaubniss  gestattet  dem  Unternehmer  ferner 
nur  die  allgemein  übliche  Benutzung:  Die  erste  Vorstellung 
darf  deshalb  nur  in  der  herkömmlichen  Theaterzeit  ver- 
anstaltet werden,  sobald  der  Autor  nicht  ausdrücklich  sich  mit 
dem  Gegentheil  einverstanden  erklärt  hat.  Im  Privattheater- 
verkehr ist  es  in  letzter  Zeit  anlässlich  eines,  die  Veranstaltung 
von  Vormittagsvorstellungen,  sogenannter  Matinees,  betreffen- 


12)  Conslant  S.  148.  Kadlec  S.  249.  Lacar.  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  75. 
Renouard  Bd.  2,  S.  335.  —  Nach  Guichard  S.  124  hat  der  Librettist  einen, 
der  Unternehmer  drei  Komponisten  für  Herstellung  der  Partitur  in  Vorschlag 
zu  bringen;  kommt  auf  dieser  Basis  keine  Einigung  zu  Stande,  so  darf  der 
Unternehmer  die  Abweisung  des  bereits  angenommenen  Librettos  aussprechen. 

13)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  117.  Pouillet  No.  773.  Richter,  Kunst 
und  Wissenschaft  S.   186.     Vivien  et  Blanc    S.  278. 

14)  Constant  S.   162.     Guichard  S.  132. 

15)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.   118.     Rosmini  No.  833. 

16)  Dalloz,  Theätre  No.  280.     Vivien  et  Blanc  S.  279. 
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den  Rechtsstreits^'^)  üblich  geworden,  eine,  andere  als  Abend- 
vorstellungen, überhaupt  ausschliessende  Klausel  in  die  Ueber- 
lassungsverträge  aufzunehmen,^®)  die  jedoch,  auch  wenn  sie 
fehlt,  mindestens  bezüglich  der  Premiere  subintelligirt  wer- 
den muss. 

Im  grossen  und  ganzen  kann  also  der  Autor  auf  die  Fest- 
setzung des  Termins  für  die  erste  Aufführung  keinen  entschei- 
denden Einfluss  ausüben.  Um  wenigstens  all'  zu  lange  Ver- 
zögerungen unmöglich  zu  machen,  andererseits  aber  auch  die 
dem  Unternehmer  nöthige  Freiheit  nicht  unnütz  zu  beschrän- 
ken, pflegen  die  AufRihrungsverträge  einen  Endtermin  zu  be- 
stimmen, bis  zu  dem,  unter  Vermeidung  einer  Konventional- 
strafe und  unter  evtl.  Vertragslösung,  die  Premiere  stattgefunden 
haben  muss.^^) 

b.  Der  Autor  darf  ferner  beanspruchen,  dass  die 
Aufführung  —  vorbehaltlich  der  bühnentechnisch 
nothwendigen  Abweichungen  —  sich  genau  an  den 
Wortlaut  seiner  Dichtung  anschliesst. 

Die  herrschende  Ansicht  vindizirt  dem  Autor  ein  weiter- 
gehendes Recht;  indem  sie  die  Zulässigkeit  jenes  Vorbehalts 
leugnet,  erachtet  sie  den  Unternehmer  zur  unveränderten 
Wiedergabe  des  Dramas  für  verpflichtet, ^°)  eine  vom  Stand- 
punkt des  Autorrechts  durchaus  zutreffend  erhobene  Forderung. 
Allein  es  fragt  sich,  ob  dieser  Standpunkt,  der  im  Verhältniss 
von  Schriftsteller  und  Verleger  mit  vollem  Recht  eingenommen 


^'^)  Recht    der   Feder    S.  136.     Nach    Deutscher  Bühnengenossenschaft 
1895,  S..  24  hat  das  Reichsgericht  dem  Autor  das  Recht  zugesprochen,  darauf 
zu  bestehen,    dass    die    Erstaufführung    nur    in    einer  Abendvorstellung  statt- . 
finden  dürfe. 

18)  vgl.  Anhang  H  §  1,    J  §  3. 

lö)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  79  fg. 

20)  Cattreux,  Etüde  S.  137,  166.  Huard  et  Mack  No.  261,  275,  828, 
916.  Kremer,  Das  ausschliessliche  Recht  des  Urhebers  an  der  Melodie. 
Leipzig  1891,  S.  41.  Kadlec  S.  434.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  95. 
Pouillet  No.  338^  785  fg.  Renouard  Bd.  2,  S.  336.  Rosmini  No  816,  831, 
921.  —  Spanien  art.  24.  Span.  Th.-O.  art.  70,  87.  Dagegen  Wauwermans 
S.  302.  Urth.  d.  Seine-Handelsgerichts  v.  9.  Mai  1870  (Pataille,  Annales  de 
la  propriete  industrielle  etc.  1871,  S.  99). 
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werden  würde,^^)  auch  im  Verhältniss  von  Schriftsteller  und 
Theaterunternehmer  als  angebracht  erscheint. 

Die  Theaterpraxis  hat  die  Berechtigung  dieses  Standpunkts 
niemals  anerkannt.^^  Schon  die  athenische  Gesetzgebung  unter- 
sagte den  Schauspielern  ^Abweichungen  vom  Wortlaut  ihrer  Vor- 
lagen^^  —  anscheinend  ohne  durchgreifenden  Erfolg,  da  Aristo- 
teles noch  im  gleichen  Jahrhundert  den  Schauspieler  mit  Rück- 
sicht auf  die  souveräne  Art,  mit  der  er  beim  Spiel  den  Wort- 
laut der  Dichtung  zu  behandeln  pflegte,  als  mächtiger  als  den 
Dichter  bezeichnen  konnte;^*)  ebenso  ergebnisslos  sind  bis  in 
die  neueste  Zeit  entsprechende  obrigkeitliche  Verbote  verlaufen.^) 
Auch  jetzt  hält  jeder  Unternehmer  sich  für  befugt,  den  Wort- 
laut der  Dichtung  für  die  Aufführung  durch  Zusätze  oder 
Kürzungen  zu  verändern,  bezw.  den  Schauspielern  bei  Vor- 
nahme solcher  Umgestaltungen  freie  Hand  zu  lassen. 

Die  stete  Wiederkehr  dieser  Erscheinung  dürfte  ein  Fin- 
gerzeig sein,  dass  es  sich  dabei  nicht  um  einen  blossen  Miss- 
brauch handelt,  dass  vielmehr  der  Anspruch  der  Autoren  auf 
wortgetreue  Wiedergabe  ihrer  Dichtungen  bei  der  Aufführung 
durch  entgegenstehende,  ebenfalls  Anerkennung  verlangende 
Momente  paralysirt  wird. 

Und  diese  Momente  ergeben  sich  allerdings  aus  dem  Wesen 
der  Aufführung  als  eigener  Kunstbethätigung. 

Schriftwerk  und  Aufführung  wenden  sich  an  ein  verschieden 
gestimmtes  Publikum:  Der  Leser  erwartet  die  Mittheilung  von 
Gedanken,  der  Zuschauer  die  Vorführung  einer  Handlung.  Ein 
Drama,  in  dem  der  Gang  der  Handlung  nicht  ununterbrochen 
abrollt,  mag  daher  als  äusserlich  dramatisch  gestaltetes  Epos  in  der 
Lektüre  befriedigen,  auf  der  Bühne  wird  es  sicher  nicht  den  er- 


21)  Urth.  d.  Reichsgerichts  vom  10.  Juni  1886  (Entsch.  Ziv.-Sach. 
Bd.  18,  S.  18). 

22)  Lindau,  Vorspiele  S.  171. 

23)  Plutarch.,  Vit.  X.  orat.   p.  841  F. 

2-»)  Aristot.,  Rhetor.  3,  cp.  1,4.  Auch  Plotin.,  Ennead.  III,  2  cp.  18 
(ed.  Ficin.  S.  270)  spricht  von  Umgestaltungen  der  Rolleniexte  durch  die 
Darsteller  als  einem  durchaus  üblichen  Vorgang. 

25)  Constant  S.  65. 
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wünschten  Erfolg  erzielen;  ein  Kunstwerk  der  Dichtung  muss 
eben  nicht  unmittelbar  auch  ein  Kunstwerk  der  Aufführung 
bilden /^^  Der  Unternehmer,  der  ein  Drama  zur  Darstellung 
bringt,  ist  daher  durch  die  von  der  Aufführung  begrifflich  ge- 
stellten Forderungen  gezwungen,  den  Wortlaut  der  Dichtung, 
sobald  diese  die  Rücksicht  auf  die  Bühnenwirkung  ausser 
Augen  lässt,  nach  bühnentechnischen  Erwägungen  zu  modi- 
fiziren. 

Ein  unzulässiger  Eingriff  in  das  Autorrecht  kann  in  einer 
durch  solche  Umstände  veranlassten  Umgestaltung  des  Wortlauts 
nicht  gefunden  werden.  Zweifellos  erklärt  doch  jeder  Autor  durch 
den  Abschluss  des  Aufführungsvertrages  sein  Einverständniss 
zur  Umsetzung  seines  Werkes  in  die  neue  Kunstsphäre  der 
Aufführung;  erfordert  aber  diese  Umsetzung  Veränderungen  im 
ursprünglichen  Wortlaut  der  Dichtung,  so  muss  in  der  gene- 
rellen Ermächtigung  zur  Umsetzung  doch  auch  die  Ermäch- 
tigung des  Unternehmers  zur  Vornahme  dieser  Umgestaltungen 
enthalten  sein,  wenn  die  Ertheilung  der  Auffuhrungserlaubniss 
nicht  des  wichtigsten  Gehalts  entbehren  soU.^"') 

Aber  nicht  nur  der  undramatische  Charakter  einzelner  Be- 
standtheile  der  Dichtung,  auch  Beschränkung  der  theatralischen 
Mittel  des  Unternehmers  kann  bühnentechnisch  zu  Verände- 
rungen des  dichterischen  Wortlauts  nöthigen.  Eine  Bühne, 
deren  Tiefe  nicht  bestimmte  Dimensionen  erreicht,  wird,  da 
auf  ihr  gewisse  Vorgänge  nicht  zur  Darstellung  gelangen  kön- 
nen, die  darauf  bezüglichen  Gespräche  eines  Dramas  kürzen 
oder  sonstwie  ändern  müssen;  der  Mangel  an  Personal  wird 
die  Zusammenziehung  von  Nebenrollen  in  eine  Rolle  und  damit 
ebenfalls  Veränderungen  im  Wortlaut  der  Dichtung  erforderlich 
machen. 

Auch  in  solchen  Fällen  dürfte  der  Autor  nicht  die  unver- 
änderte Wiedergabe  seines  Wortlauts  beanspruchen:  war  er 
doch,  als  er  einem  mit  so  unzureichenden  Mitteln  thätigen 
Theaterunternehmer    das    Aufführungsrecht    übertrug,     dessen 

26)  Vischer,  Aesthetik  Bd.  3,   S.   1448. 

^)  Zutreffende  Bemerkungen    über    die  Kürzungen  bei  Lessing,    Ham- 
burgische Dramaturgie,  Stück  13. 
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Kräfte  zu  beurtheilen  durchaus  in  der  Lage,  so  dass  er  durch 
Abschluss  des  Aufführungsvertrages  sich  eben  bereits  im  Voraus 
mit  den  durch  die  ungenügende  Ausstattung  jener  Bühne  noth- 
wendig  werdenden  Modifikationen  im  Wortlaut  einverstanden 
erklärte. 

Auch  diese  Auffassung  giebt  die  Behandlung  des  dichte- 
rischen Wortlauts  nicht  der  Willkür  des  Unternehmers  preis, 
da  der  Autor  gegen  jede,  nicht  auf  die  erwähnten  bühnentech- 
nischen Gründe  gestützte,  Aenderung  Einspruch  erheben  kann, 
wesentliche  Umgestaltungen  des  Geisteswerks  demnach  auch 
hier  ausgeschlossen  sind;^^)  andererseits  wird  diese  Auffassung 
aber  auch  dem  selbständigen  Charakter  der  Aufführung,  in 
welcher  Dichtung  und  Schauspielkunst  gleichmässig  zusammen- 
wirken,^^)  durch  Berücksichtigung  ihrer  eigenthümlichen  Be- 
dürfnisse gerecht,  während  die  herrschende  Ansicht  durch  die 
ausschliessliche  Betonung  der  autorrechtlichen  Seite  deren  Be- 
einflussung durch  den  Aufführungsbegriff  keine  Beachtung 
schenkt  und  damit  zur  Erhebung  von  Forderungen  gelangt, 
deren  Unzulässigkeit  schon  durch  die  entgegenstehende  Praxis 
klar  erhellt. 

Zahlreiche  Schriftsteller  und  einige  romanische  Gesetzge- 
bungen^^) schreiben  dem  Autor  auch  noch  das  Recht  zu, 
während  der  Vertragsdauer  mit  bindendem  Effekt  für  den 
Theaterunternehmer  Veränderungen  an  dem  Drama  vor- 
zunehmen, die  nicht  dessen  wesentlichen  Charakter 
umgestalten.  Denn  da  die  Aufführung  ein  Stück  häufig 
ganz  anders  wirken  lasse,  als  der  Dichter  beabsichtigt  habe, 
müsse  er  befugt  sein,  durch  nachträgliche  Vornahme  von 
Aenderungen  die  Aufführung  so  zu  gestalten ,  dass  ihre  Wirkung 
seinen  thatsächlichen  Intentionen  entspreche. 

28)  V.  Püttlingen.  Autorrecht  S.  65.  Vivien  et  ßlanc  S.  303.  v.  Wächter, 
Verlagsrecht  S.  640. 

^)  Jungmann,  Aesthetik  S.  550.  Manning,  Schauspielkunst  S.  11. 
Schleiermacher,  Aesthetik  S.  347. 

.80)  Constant  S.  152.  Guichard  S.  137.  Huard  et  Mack  No.  805. 
Vivien  et  Blanc  S.  274.  —  Span.  Th.-O.  art.  66.  Portugies.  Ziv.-Ges.-Bch. 
art.  598,  No.   1.     Bolivia  art.  28. 
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Mit  gutem  Grund  hat  sich  jedoch  die  ältere  Literatur^^)  und 
ein  so  genauer  Kenner  des  praktischen  Theaterwesens,  ein 
Kadlec,^^  gegen  dieses  Recht  erklärt,  das  den  Theaterunt^rnehmer 
den  Launen  des  Autors  schutzlos  preisgeben  würde.  Denn 
da  sich  bei  keiner  einzigen  Aufführung  deren  genaue  Ueberein- 
stimmungmit  den  vom  Autor  verfolgten  Intentionen  unwiderleglich 
feststellen  liesse,  wäre  die  Vornahme  von  Abänderungen  des 
Stückes  dem  Autor  unbegrenzt  freigegeben,  was  für  den  damit 
zur  entsprechenden  Aufiführungsumgestaltung gezwungenenUnter- 
nehmer  einen  absolut  unerträglichen  Zustand  begründen  würde. 
Die  Annahme  eines  solchen  Rechts  des  Autors  würde  auch  zu 
dem  absonderlichen  Resultat  führen,  dass  derselbe  Unternehmer, 
der  doch  nach  freiem  Entschluss  die  Ablehnung  des  Stückes 
aussprechen  konnte,  sich  ohne  Widerrede  jede  vom  Autor 
beliebte  Abänderung  des  einmal  akzeptirten  Stückes  gefallen 
lassen  müsste.^^) 

c.  Die  Aufführung  muss  sich  ferner  in  einer  den 
künstlerischenTradition  ender  kontrah  irendenTheater- 
unternehmung  angemessenen  Weise  vollziehen,  d.  h. 
den  vom  Durchschnittspublikum  des  betreffenden  Theaters  be- 
züglich der  Vorbereitung  einer  Aufführung  gestellten  Ansprüchen 
genügen,  eine  passende  Rollenbesetzung  und  hinreichende  Rollen- 
kenntniss  bei  den  Schauspielern  und  eine  dem  Geist  des  Stückes 
entsprechende  Inszenirung  und  Ausstattung  aufweisen. 

Die  deutsche  Theaterpraxis  ist  wenig  geneigt,  dem  Autor 
einen  massgebenden  Einfluss  auf  das  Vorbereitungsstadium 
der  Aufführung  einzuräumen;^*)  wurde  doch  vor  nicht  allzu  langer 


31)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  110.  Renouard  Bd.  2,  S.  336.  Ros- 
mini  No.  819. 

32)  Kadlec  S.  434. 

33)  Man  darf  sich  für  die  gegentheilige  Annahme  nicht  auf  das  von 
der  modernen  Auffassung  dem  Maler,  Bildhauer  u.  s.  w.  zugestandene  Recht, 
an  seinem  öffentlich  ausgestellten  Werk  nachträglich  Aenderungen  vorzu- 
nehmen, berufen.  Denn  das  Bild,  die  Statue  ist  nur  einmal  vorhanden,  der 
Theaterdichter  kann  dagegen  regelmässig  über  seine  Dichtung  weitere  Auf- 
führungsverträge schliessen,  mittelst  deren  er  der  Darstellung  ja  die  von  ihm 
gewünschte  neue  Form  zu  geben  vermag. 

3*)  Lindau,  Vorspiele  S.  86. 
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Zeit  dem  Dichter  nicht  einmal  das  Recht  auf  Anwesenheit  bei 
den  Proben  seines  Dramas  zugestanden.^^)  Erst  in  den  letzten 
Jahrzehnten  beginnt  hierin  ein  allmähliger  Wandel  einzutreten, 
dessen  Ergebniss  wohl  dahin  lühren  wird,  auch  dem  deutschen 
Autor  die  Ausübung  der  dem  französischen  Dramatiker  schon 
seit  Jahrhunderten  zustehenden  Befugnisse  zu  verschaffen.^^) 
Im  einzelnen  handelt  es  sich  dabei  um  folgende  Punkte  : 
a.  Die  Rollenbesetzung  wird,  sobald  der  Autor  nicht 
vertraglich  das  Gegentheil  bedungen,  nach  deutscher  Theater- 
praxis überwiegend  zu  den  Regiegeschäften,  den  ausschliesslich 
von  der  Theaterleitung  zu  erledigenden  Angelegenheiten,  ge- 
zählt^^)  Mit  der  historischen  Entwicklung  steht  dies  im  Wider- 
spruch: im  antiken  Theater  war  die  RoUenvertheilung  dem 
Dichter  reservirt,^^  dem  auch  die  alten  Reglements  der  grossen 
königlichen  Theater  in  Paris,  deren  Inhalt  für  die  moderne  Ge- 
staltung des  Theaterrechts  von  massgebendster  Bedeutung,  die 
gleiche  Befugniss  beimessen.  Es  erscheint  auch  durchaus  un- 
billig, den  Autor  —  mindestens  bezüglich  der  Besetzung  der 
Hauptrollen  —  der  Willkür  «des  Unternehmers  zu  überlassen, 
dessen  mangelndes  Eindringen  in  den  Geist  des  Stückes  leicht 
eine  mit  dessen  Eigenart  unverträgliche  Besetzung  veranlassen 
könnte.  Auch  wenn  der  Autor  darüber  keine  besonderen  Ver- 
tragsbestimmungen getroffen,  wird  ihm  daher  das  Recht  zuzu- 
gestehen sein,  eine  RoUenvertheilung  zu  verlangen,  die  den  Eigen- 
schaften der  beim  Abschluss  des  Vertrages  an  der  betreffenden 
Bühne  angestellten  Schauspieler  entspricht.  Er  kann  also  bean- 
spruchen, dass  die  Hauptrollen  seines  Werkes  durch  diejenigen 
Schauspieler  dargestellt  werden,  deren  Fähigkeiten  mit  jenen 
Rollen  harmoniren.*^)  Namentlich  braucht  er  sich  nicht  einen  ihm 
nicht  mitgetheilten  Wechsel  in  der  Besetzung  gefallen  zu  lassen,^®) 


^)  V.  Pütllingen  S.  66. 

36)  Burkhard,  Recht  der  Schauspieler  S.  47. 

3'^)  Kadlec  S.  433,  454.  v.  Püttlingen  S.  64.  Richter  S.  186.  — 
Anhang  G  §  2. 

38;  Plotin.,  Ennead.  III,  2  cp.  17  (ed.  Ficin.  S.  269)  -  42,17  (ed.  Kirch- 
hoff b.  340). 

39)  Vivien  et  Blanc  S.  279. 

«>)  Huard  et  Mack  No.  822,  824  fg.     v.  Wächter,  Verlagsrecht  S.  638. 
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auch  nicht  die  Verwendung  von  Schauspielern,  die  erst  nach 
dem  Vertragsabschiuss  in  den  Bühnen  verband  eingetreten  sind.'^^) 
Auch  wo  die  Verträge  keine  speziellen  Abmachungen  über  das 
Auftreten  von  Gästen  enthalten,  wird  der  Autor  für  befugt  er- 
achtet werden  müssen,  jede  Vorstellung  seines  Werkes,  die 
ohne  seine  ausdrückliche  Genehmigung  unter  Verwendung  von 
Gästen  erfolgt,  als  vertragswidrige  zu  behandeln.'*^  Dass  dem 
Autor  dagegen  die  Rollenbesetzung  in  toto  zu  überlassen  sei, 
wie  die  spanische  Gesetzgebung  bestimmt*')  und  einige  fran- 
zösische Schriftsteller  —  jedoch  im  Widerspruch  zur  Gerichts- 
praxis —  behaupten,'**)  dürfte  zu  weitgehend  und  bezüglich  der 
Nebenrollen  den  Autoren  selbst  nicht  einmal  erwünscht  sein. 
ß.  Ebenso  ablehnend  verhält  sich  die  deutsche  Theater- 
praxis gegen  die  Anerkennung  eines  dem  Autor  zustehenden 
Rechts,  nach  seinem  Ermessen  die  Inszenirung  des  Werkes 
zu  bestimmen,*^)  während  das  französische  Theaterrecht  dem 
Autor  auch  bei  der  Wahl  des  Kostüms,  der  Dekoration  und 
sonstigen  Ausstattung  weitgehenden  Einfluss  einräumt.  *^  Doch 
besteht  auch  danach  keine  absolute  Verpflichtung  des  Theater- 
unternehmers, allen  vom  Autor  ertheilten  Inszenirungsvor- 
schriften  zu  folgen.  Der  Autor  kann  vielmehr  nur  auf  Beobach- 
tung derjenigen  Inszenirungsvorschriften  bestehen,  deren  Er- 
füllung dem  Unternehmer  ohne  Beschaffung  neuen  Theaterma- 
terials möglich,  soweit  es  sich  nicht  um  Ausstattungsgegen- 
stände handelt,  ohne  deren  Vorhandensein  die  Darstellung  des 
Stückes  schlechterdings  ausgeschlossen  ist.*'^  Auch  hier  steht 
weitergehenden  Ansprüchen  des  Autors  die  Erwägung  entgegen, 
dass  die  Wahl  des  Theaters  seinem  freien  Willen  überlassen 
war,    dass    er    mithin   durch    den    Vertragsschluss    mit    einem 


41)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.   114.     Vivien  et  Blanc  S.  284. 

42)  so  auch  Anhang  H   §  6. 
«)  Span.  Th.-O.  art.  84. 

«)  Dalloz,  Theätre  No.  277.     Guichard    S.   129.     Pouillet    No.  268  fg. 

45)  KadlecS.  250.   Richter  S.  186.   Schäffle,  Ausschliessende  Verhältnisse, 
Tübinger  Zeitschrift  Bd.  23,  S.  319.     v.  Wächter  S.  640.  —  Anhang  G  §  2. 

46)  Guichard  S.   131. 

47)  Dalloz,  Theätre  No.  278.     Pouillet  No.  772.     Vivien  et  Blanc  S.  275. 
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bestimmten  Unternehmer  sein  Einverständniss  mit  einer  dessen 
theatralischen  Mitteln  angemessenen  Darstellung  erklärte.  Nur 
ausdrückliche  vertragliche  Abmachung  kann  eine  umfassendere 
Verpflichtung  des  Unternehmers  begründen,  der  jedoch  unter 
allen  Umständen  eine  seines  Theaters  würdige  Inszenirung 
prästiren  muss.'*®) 

Y.  Auch  die  Abhaltung  der  Proben  wird  von  der 
deutschen  Theaterpraxis  überwiegend  zur  ausschliesslich  durch 
die  Bestimmungen  des  Unternehmers  geregelten  Regieangelegen- 
heit erklärt,  dem  Autor  nur  das  Recht  der  Antheilnahme  und 
die  Befugniss  zur  unverbindlichen  Rathertheilung  zugestanden."*®) 
Weitergehende  Befugnisse  spricht  auch  auf  diesem  Gebiet  das 
französische  Theaterrecht  dem  Autor  zu.^^)  Danach  gebührt 
ihm  selbst  die  Leitung  der  Proben;  seine  Ansicht  über  die  Art 
des  Spiels  muss  von  den  Schauspielern  befolgt  und  air  denje- 
nigen Personen,  denen  er  die  Erlaubniss  ertheilt,  der  Zutritt 
zu  den  Proben  eingeräumt  werden  ;^^)  namentlich  steht  ihm 
aber  das  Recht  zu,  nach  dem  Stattfinden  der  ersten  Aufführung 
die  Veranstaltung  einer  nochmaligen  Generalprobe  zu  ver- 
langen, um  auf  dieser  die  definitive  Gestaltung  der  Wieder- 
holungen zu  bestimmen. ^2)  Ausschliesslich  Regiesache  ist  da- 
gegen die  Anberaumung  des  Termins  der  einzelnen  Proben,  von 
dessen  Stattfinden  der  Autor  rechtzeitig  vorher  benachrichtigt 
werden  muss.^^ 

Die  Entscheidung,  ob  das  Vorbereitungsstadium  soweit  ge- 
diehen, dass  die  Vornahme  der  Aufführung  sich  voraussicht- 
lich in  angemessener  Weise  vollziehen  würde,  müsste  an  sich 
durch  den  Autor  erfolgen;  umgekehrt  verfährt  indess  die 
deutsche  Theaterpraxis,    die  im  Gegensatz  zu  dem  auf  franzö- 


48)  Span.  Th.-O.  art.  88.     Anhang  H  §  3. 

■»ö)  Kadlec  S.  454.  Richter  S.  186.  —  v.  PütUingen  S.  66  bestreitet 
selbst  diese  Befugniss. 

50)  Guichard  S.  132.  Span.  Th.-O.  art.  83.  —  Den  deutschen  Stand- 
punkt theilen  dagegen  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  115. 

si)  Pouillet  No.  770.     Renouard  Bd.  2,  S.  340.     Vivien  et  Blanc  S.  277. 

52)  Guichard  S.  140. 

53)  Constant  S.   160. 
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sischen  Bühnen  üblichen  Verfahren  die  möglichste  Abkürzung 
des  Vorbereitungsstadiums  begünstigt,  dessen  Abschluss  lediglich 
durch  den  Unternehmer  ausgesprochen  wird.^^) 

d.  Ueber  die  Zahl  der  vorzunehmenden  Auffüh- 
rungen entscheidet  in  erster  Reihe  die  vertragliche  Ab- 
machung; fehlt  es  an  einer  solchen,  so  gesteht  ein  allgemeines 
Theatergewohnheitsrecht  dem  Autor  einen  Anspruch  auf  eine 
d  re  i  m  a  1  i g  e  A  u  f  f ü  h  r  u  n  g  zu, ^^)  dessen  Geltendmachung  j edoch 
von  dem  Umstand  abhängig,  dass  nicht  die  erste  Aufführung 
mit  einem  absoluten  Misserfolg  geendet  hat.^^)  Die  erste  Auf- 
führung selbst  muss  dagegen  vom  Unternehmer  ohne  Rücksicht 
auf  den  Widerspruch  der  Zuschauer  bis  zu  Ende  geführt  werden; 
nur  die  ausdrückliche  Zustimmung  des  Autors,  der  auch  seiner- 
seits nicht  einseitig  den  Abbruch  der  Vorstellung  veran- 
lassen dürfte,  würde  den  Unternehmer  zum  vorzeitigen  Schluss 
berechtigen.^'^) 

2.  Der  Autor  hat  ferner  darauf  Anspruch,  dass  die 
Besucher  der  Aufführung  durch  angemessene  Veranstal- 
tungen des  Unternehmers  über  seine  Autorschaft  un- 
terrichtet werden.  Die  übliche  Form  bildet  die  Bekanntgabe 
seines  Namens  auf  Anschlägen  und  Theaterzetteln,  deren  Ab- 
fassung im  Zweifel  als  blosse  Regiethätigkeit  dem  Unternehmer 
obliegt,  der  jedoch  dabei  ausdrücklichen  Wünschen  des  Ver- 
fassers auf  Verschweigung  seiner  Autorschaft  nachzukommen, 
oder,  im  Fall  der  Mitautorschaft,  die  von  den  Miturhebern 
festgestellte  Reihenfolge  der  Namen  auch  in  der  Bekannt- 
machung anzuwenden  hat.*^®) 

3.  Der  Autor    darf   ferner  vom  Unternehmer   die  Mit- 


54)  Lindau,  Vorspiele  S.   120. 

55)  lOalloz.  Theätre  No.  283  fg.  Kadlec  S.  435.  Pouillet  No.  774. 
Rosmini  No.  889.  —  Span.  Th.-O.  art.  89. 

56}  Dalloz,  Propriete  No.  173.  Rosmini  No.  891.  Vivien  et  Blanc 
S.  280. 

5*^)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2.  S.  119.  Rosmini  No.  893.  Vivien  et 
Blanc  S.  279. 

58)  Constant  S.  162.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  119,  138.  Renouard 
Bd.  2,  S.  330.  Rivaita  S.  242.  —  Die  Namensangabe  begründet  nach 
R.-Gesetz  §  53  und  Oesterreich    (neu)    §  10    eine  Präsumtion  zu  Gunsten  der 
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theilung  der  in  den  Tageszeitungen  erschienenen  Be- 
sprechungen der  Aufführung  beanspruchen,^*)  eine, 
wie  das  Schweigen  der  französischen  Schriftsteller  anzudeuten 
scheint,  zwar  in  den  französischen  Aufführungsverträgen  unge- 
bräuchliche Klausel,  die  jedoch  in  der  entsprechenden  Verpflich- 
tung der  Verleger  ihr  Analogen  findet. 

4.  Regelmässig  begründet  der  Abschluss  des  Aufführungs- 
vertrages auch  noch  einen  pekuniären  Anspruch  des 
Autors  gegen  den  Unternehmer,  der  letzteren  zu  einer 
dreifachen  Leistung,  zu  einer  Geldzahlung,  zur  Ueber- 
lassung  von  Freibillets  und  zur  unentgeltlichen  Gewährung 
eines  persönlich  vom  Autor  zu  benutzenden  Zuschauer- 
platzes verpflichtet. 

a.    Für   die    Zahlungsverbindlichkeit   des    Unterneh- 
mers   finden    sich    zwei,     zahlreicher   Modifikationen     fähige 
Systeme.  ^^) 
a.  Beim    Honorarsystem    erhält    der   Autor    für    die  Ge- 
stattung der  Aufführung  eine  einmalige,    ihrer  Höhe  nach 
durch  die  Parteivereinbarung  normirte  Zahlung, 
ß.  Beim  Tantiemensystem  erhält  der  Autor  vom  Kassenbe- 
trag einer  jeden  Aufführung  seines  Werkes  einen  bestimmten 
Antheil,    dessen   Höhe,    falls    die  Parteien    darüber   keine 
Verabredung   getroffen    haben,    mitunter  durch  Bühnenre- 
gulative  oder    gesetzliche    Vorschrift   mit    dem  Charakter 
eines  stillschweigend  von  den  Parteien  als  bindend  akzep- 
tirten  Vertragsinhalts  ziffemmässig  tarifirt  ist.®^) 

Urheberqualität  des  Benannten.  Unterbleibt  die  Namensangabe,  so  wird  das 
Werk,  sofern  es  nicht  unter  Angabe  eines  Autors  im  Druck  erschien,  oder  der 
Name  des  Autors  in  eine  amtliche  Liste  vermerkt  wurde,  nach  den  für  anonyme 
Geistesprodukle  geltenden  Regeln  behandelt.  Reichs-Ges.  §  52.  Oesterreich 
(neu)  §44.     Gierke,  Deutsches  Privatrecht  Bd.   1,  S.  786. 

5ö)  Anhang  J  §  3. 

«>)  Bauer,  Urheberrecht  S.  63.  Kadlec  S.  455.  Schuster,  Tonkunst 
S.    240. 

öl)  Spanien  art.  20.  Span.  Th.-O.  art.  96,  97,  100.  Venezuela,  Regl.  vom 
12.  Januar  1888,  art.  63.  Für  das  Theätre-Fran9ais  stellte  das  Decret  de 
Moscou  V.  15.  October  1812  art.  72  einen  bestimmten  Tarif  auf,  der  durch 
das  Dekret  vom  29.  November  1859,  das  den  Autorantheil  auf  15%  der 
Bruttoeinnahme  feststellte,  ersetzt  wurde.    Guichard  S.  134.    Für  die  russischen 

Opet,  Theaterrecbt.  23 
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Juristisch  unterscheiden  sich  beide  Systeme  durch  den  ab- 
weichenden Charakter  der  Zahlung,  die  beim  Honorarsystem 
als  unmittelbares  Entgelt  der  Leistung  des  Autors,  beim 
Tantiemensystem  als  der  Gewinnantheil  aus  einer  durch  den 
Aufführungsvertrag  zwischen  Autor  und  Unternehmer  begrün- 
deten Sozietät  erscheint.  ^^  In  der  Praxis  gehen  beide  Systeme 
häufig  eine  Vermischung  mit  einander  ein:  entweder  empfangt 
der  Autor  ausser  einmaligem  Honorar  auch  noch  Vorstellungs- 
tantiemen, oder  er  erhält  ausser  den  Tantiemen  auch  noch 
ein  fest  normirtes  Honorar  für  jede  Vorstellung,  oder  es 
findet  endlich  eine  Verbindung  dieser  zwei  Unterarten  statt,  so 
dass  der  Anspruch  des  Autors  einmaliges  Honorar,  Einzelvor- 
stellungstantiemen und  Einzelvorstellungshonorar  umfasst. 

Die  Tantieme  wird  usuell  vom  Bruttoertrag  jeder 
Vorstellung  berechnet,  mitunter  jedoch  vorweg  ein  bestimmter, 
auf  die  Tageskosten  entfallender  Theil  in  Abzug  gebracht.^*) 
Die  auf  Abonnements  entfallenden  Quoten  sind  dabei  eben- 
falls zu  Gunsten  des  Autors  zu  berücksichtigen;®^)  ebenso  par- 
tizipirt  er  an  dem  durch  Erhebung  einer  Vorverkaufs  ge- 
bühr®^) oder  für  besondere  Gelegenheiten,  etwa  beim  Auftreten 


Hoftheater  enthält  die  entsprechenden  Normirungen  ein  Reglement  vom  13.  No- 
vember 1827,  das  den  Autorantheil,  verschieden  nach  Art  und  Grösse  des 
Werkes,  auf  SVs— 10%  der  Einnahme  bemisst.  —  Die  Verhältnisszahlen  des 
Wiener  Burg-  und  der  preussischen  Hoftheater  sind  aus  den  Anhängen  F 
§  1  bezw.  G  §  8  ersichtlich.  Die  bayerischen  Hoftheater  setzen,  nach  gütiger 
Mittheilung  der  Kgl.  Hoftheaterintendanz  zu  München,  laut  AUerh.  Ent- 
schliessung  vom  30.  Juni  1889  die  Tantiemenbezüge  für  dramatische  Werke 
und  Ballets  im  Hof-  und  Nationaltheater  auf  5%,  im  Residenztheater  auf  7%, 
für  musikalische  Werke  auf  6%  der  Bruttoeinnahme  fest.  —  Eine  gleich 
subsidäre  Festsetzung  galt  früher  in  Italien.  Ges.  v.  25.  Juni  1865  art.  13. 
Rosmini  No.  877.  —  Das  Projekt  des  Deutschen  Bühnenvereins  stellt  eine 
sich  in  den  Grenzen  von  1  —  5%  haltende  Tantiemenskala  auf.  Recht  der 
Feder  S.  247. 

62)  Urth.  d.  R..O.-H.-G.  v.  21.  April  1874  (Entsch.  Bd.  12,  S.  344). 

63)  Lacan    et    Paulmier    Bd.  2,    S.  145.     Vivien    et    Blanc    No.  435. 
Anhang  F  §  1,  G  §  8,  H  §  2,  J  §  2. 

64)  Mexik.  Ziv.rGes.-Bch.  1220.     Span.  Th.-O.  art.  107. 

65)  Urth.    d.    Preuss.  Kamm.-Ger.    v.    8.  Mai  1890  (Deutsche  Bühnen- 
genossenschaft 1890  S.  214). 
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von  Gästen,  durch  Erhöhung  der  Preise  erzielten  grösseren 
Kassenertrag.  ^^) 

Häufig  erhält  der  Autor  eine  vertragsmässig  normirte 
Summe  alsVorschuss  auf  die  künftig  voraussichtlich  auf  ihn 
entfallenden  Tantiemen,®'^)  dessen  Betrag  er,  soweit  letztere 
die  Höhe  der  Vorauszahlung  nicht  erreichen,  dem  Theaterun- 
ternehmer nach  den  Grundsätzen  der  condictio  causa  data;  causa 
non  secuta  zurückzuerstatten  hat.®®)  Dass  jedoch,  wie 
behauptet  wird,  namentlich  kleineren  Bühnen  gegenüber, 
ein  gewohnheitsrechtlicher  Anspruch  des  Autors  auf  einen 
solchen  Vorschuss  bestehe,  dürfte  nicht  nachweisbar  sein.®^) 
Die  Verpflichtung  zur  Rückzahlung,  trotzdem  der  Tantiemen- 
betrag unter  dem  Niveau  der  Vorschusszahlung  geblieben, 
zessirt,  wenn  der  Vorschuss  vertragsmässig  den  Charakter  der 
Tantiemengarantie  besitzt,  d.  h.  sobald  der  Unternehmer 
dem  Autor  eine  Mindesttantieme  für  jede  Aufführung  zugesichert 
hatte,  sollte  auch  der  Kassenertrag  die  Bemessung  der  Tantieme 
in  der  angenommenen  Minimalbegrenzung  nicht  gestatten, ^^) 
oder  wenn  durch  Verschulden  des  Unternehmers  eine  vorzeitige 
Beendigung  des  Aufführungsvertrages  eintritt. 

Schwierigkeiten  kann  die  Berechnung  der  Tantieme 
verursachen,  wenn  die  Kasseneinnahme  aus  der  Aufführung 
mehrerer  von  verschiedenen  Autoren  verfasster  Werke 
herrührt.  Sobald  für  diesen  Fall  keine  vorsorgliche  Bestim- 
mung getroffen,'^)  wird  der  auf  die  einzelnen  Autoren  entfal- 
lende Antheil  am  zweckmässigsten  nicht  etwa  nach  der  Be- 
deutung ihrer  Werke  berechnet,  was  zu  Schätzungen  die  ausser- 
helb  jeder  juristischen  Auffassung  liegen,  führen  würde.  Der 
Antheil  ist  vielmehr  nach  dem  Zeitraum,  den  die  einzelnen 
Werke   innerhalb    der   ganzen  Vorstellung   einnehmen,    wobei 


^)  Vivien  et  Blanc    S.   293.     Das    Projekt    des    Bühnenvereins    beab- 
sichtigt eine  Aenderung.     Recht  der  Feder  S.  247. 

67)  Vivien  et  Blanc  S.  291. 

68)  Salucci  S.  233. 

69)  Dambach,  Fünfzig  Gutachten  S.  332. 

70)  Anhang  H  §  3.  J  §  4. 

71)  Wie  in  den  Hoftheaterregulativen  der  Fall. 

23* 
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natürlich  nicht  ängstliches  Abwägen  von  Minutenbruchtheilen 
einzutreten  hat,  zu  bemessen.''^) 

DieAuffuhrungsverträge  enthalten  nicht  selten  Bestimmungen, 
wonach  sich  die  Unternehmer  den  Autoren  zur  Uebersen- 
dung  von  Kassenrapporten  und  Theaterzetteln  zwecks 
KontroUirung  der  stattgefundenen  Aufführungen  verpflichten.^^ 
Auch  wo  eine  derartige  Bestimmung  fehlt,  muss  eine  ent- 
sprechende Verpflichtung  ipso  iure  als  bestehend  erachtet, 
dem  Autor  sogar  ein  darüber  noch  hinausgehendes  Recht 
der  Einsichtnahme  in  die  Kassenbücher  eingeräumt  wer- 
den.'''*)  Eine  wirklich  praktische  Kontrolle  ist  den  Autoren 
durch  diese  Befugnisse  jedoch  nicht  ermöglicht,  da  ihnen  der 
jetzige  Stand  der  deutschen  Gesetzgebung  eine  authentische 
Kenntnissnahme  der  Aufführungen  ihrer  Werke  nicht  ge- 
stattet. ^^) 

Die  Zahlungsleistung  erfolgt  durch  den  Theaterunter- 
nehmer als  Schickschuld,  wegen  der  Schwierigkeit  der 
Abrechnung  nicht  nach  jeder  Vorstellung,  sondern  in  längeren 
Zwischenräumen,  die  im  Privattheaterverkehr  sich  in  Fristen 
von  ein  bis  vier  Wochen  bewegen,  bei  Hofbühnen  sogar  den 
Zeiti-aum  eines  Vierteljahres  erreichen.'''®)  Der  Anspruch  des 
Autors  ist  ein  obligatorischer,  im  Konkurs  des  Theater- 
unternehmers durch  keinerlei  Vorrecht  ausgezeichneter  — 
wenigstens     nach     deutschem    Recht.'''')      Eine    den    Autoren 


'^)  Die  Aktzahl  allein  kann  nicht  entscheiden,  wie  allerdings  Rosmini 
No.  837  annimmt,  da  der  willkürlichen  Eintheilung  der  Stücke  durch  die 
Autoren  dabei  freie  Hand  gelassen  wäre.     Pouillet  No.  796. 

"^3)  Anhang  H  §  4.  J  §  5.  F  §  3.  Dagegen  schliesst  Anhang  G  §  9 
jedes  derartige  Verlangen  des  Autors  aus,  der  jedoch  bei  dolus  der  Verwaltung 
wohl  dennoch  ein  Recht  der  Einsichtnahme  gelten  machen  dürfte.  —  Auch 
das  Projekt  des  ßühnenvereins  will  die  Kontrollrechte  des  Autors  beschränken, 
Recht  der  Feder  S.  246. 

'^^)  Dalloz,  Theatre  No.  296.  Guichard  S.  133.  Rosmini  No.  882. 
Vivien  et  Blanc  S.  294.  —  Span.  Th.-O.  art.   106. 

■^5)  vgl.  S.  301. 

■76)  Anhang  H  §  3,  F  §  3,  G  §  9. 

'^'^)  Kohler,  Konkursrecht  S.  693  führt  für  die  entgegengesetzte  Ansicht 
keine  deutsche  Quelle  an. 
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günstigere  Gestaltung  bietet  dagegen  das  ausländische  Recht. 
Art.  2  des  französischen  Gesetzes  vom  18.  Juli/ 6.  August 
1791  räumt  dem  Autor  an  dem  auf  ihn  entfallenden  Kassen- 
antheil  Eigenthum  ein,  gestattet  demnach  dem  Gläubiger  des 
Theateruntemehmers  die  Pfändung  der  Kasseneinnahme  nur,  soweit 
diese  den  Autorantheil  übersteigt.''^)  Doch  soll  nach  Vivien  und 
Blanc's,"^®)  von  Lacan  und  Paulmier  nur  beim  Vorliegen  einer 
Novation  als  zutreffend^^)  erachteter,  Ansicht  der  Anspruch  des 
Autors  durch  Stundung  der  Tantiementorderung  den  dinglichen 
Charakter  verlieren  und  sich  in  eine  persönliche  Forderung 
gegen  den  Theateruntemehmer  verwandeln.  Die  spanisch-por- 
tugiesischen Gesetzgebungen  sprechen  dagegen  unbeschränkt 
die  Unpfändbarkeit  des  Autorantheils  durch  Gläubiger  des 
Theaterunternehmers  aus.®^) 

Das  ältere  französische  Theaterrecht  stattete  den  Autoran- 
theil noch  mit  einem  weiteren  Privileg  aus,  indem  es  ihn  dem 
Zugriff  auch  der  Autorgläubiger  entzog.  ^^)  Das  moderne  Recht 
hat  diese  Bevorzugung,  für  die  eine  überzeugende  Begründung 
niemals  geltend  gemacht  wurde,  beseitigt,  bis  auf  einen  Rest 
im  Burgtheaterregulativ,  dessen  §  3  die  Zession  oder  Verpfandung 
des  Autorantheils  an  Gläubiger  untersagt,  eine  Bestimmung, 
deren  rechtliche  Geltung  jedoch  den  erheblichsten  Zweifeln 
unterworfea  ist. 

Die  Verjährung  der  dem  Autor  zustehenden  Entgelts- 


78)  Guichard   S.  136. 

7^)  Vivien  et  Blanc  S.  292.  Unter  Berufung  auf  sie  auch  Rivaita 
S.  464.     Rosmini  No.  884. 

80)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,   S.   159. 

81)  Span.  Th.-O.  art.  96.  Portugies.  Ziv.-Ges.-Bch.  art.  579.  Mexik. 
Ziv.-Ges.-Bch.  art.  1172.  Venezolanisches  Ges.  v.  12.  Mai  1887,  art.  17.  In 
dem  neuen  Venezolanischen  Ges.  v.  17.  Mai  1894  fehlt  eine  entsprechende 
Bestimmung;  nur  der  Ertrag  ungenehmigter  Aufführung  geht  nach  dem  neuen 
art.   17  sofort  ins  Eigenthum  des  Autors  über. 

82)  Ein  arret  du  conseil  v.  21.  Mai  1749  sprach  die  Unpfändbarkeit 
des  Autorantheils  aus,  weil  F'rüchte  einer  geistigen  Thätigkeit  ihrem  Wesen 
nach  den  Charakter  der  Unpfändbarkeit  besässen.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2, 
S.    151. 
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forderung  vollzieht  sich,  gleichgültig  es  ob  es  sich  um  Honorar 
oder  einzelne  Tantiemen  handelt,  in  der  gewöhnlichen  Frist.  ^^) 

Das  reine  Honorarsystem,  das  früher  im  Bühnenverkehr  die 
Regel  bildete,  ist  neuerdings  zu  Gunsten  des  Tantiemen-  oder  eines 
der  gemischten  Systeme  in  den  Hintergrund  getreten.®*)  Der 
Wandel  erklärt  sich  aus  dem  wirthschaftlichen  Uebergewicht, 
das  die  Theaterunternehmer  im  Laufe  des  Jahrhunderts  über  die 
Autoren  gewonnen  haben.  Heut  diktirt  meist  der  Theaterunter- 
nehmer die  Bedingungen  des  AufKihrungsvertrages:  da  ist  es  denn 
selbstverständlich,  dass  er  durch  Bevorzugung  des  Tantiemen- 
systems die  beim  Honorarsystem  drohende  Gefahr,  ein  später  sich 
nicht  als  zugkräftig  erweisendes  Stück  für  einen  hohen  Preis  er- 
worben zuhaben,  vermeidet.®^)  Im  künstlerischen  Interesse  ist  der 
Wechsel  des  Entgeltsmodus  zu  bedauern,  da  er  die  Autoren 
veranlasst,  sich,  ohne  Verfolgung  wahrhaft  künstlerischer  Ziele, 
der  Schöpfung  von  Kassenstücken  hinzugeben,  die  dem  flachen 
Geschmack  des  Publikums  schmeicheln,  durch  zahlreiche  Vor- 
stellungen aber  die  Tantiemen  in's  Riesenhafte  anschwellen 
lassen.®^ 

b.  Ausser  der  Geldleistung  erhält  der  Autor  —  die  Anfange 
dieser  Sitte  gehen  ebenfalls  auf  die  alten  Statuten  der  comedie- 
fran9aise  zurück^'O  —  Freibillets  zu  den  Aufführungen  seines 
Werkes,  über  die  er  in  beliebiger  Weise,  auch  durch  Verkauf,  ®®) 
verfügen  kann.®^)  Ueber  Zahl  und  Platz  entscheidet,  sobald 
der  Vertrag  keine  besondere  Bestimmung  enthält,  auch  weder 
regulative  noch  gesetzliche  Ergänzung  möglich,®^)  die  bei  den 


^)  Auch  der  Tantiemenanspruch  istnicht  auf  wiederkehrende  Leistungen 
gerichtet. 

84)  Bauer  S.  6.-*^     Guichard  S.  133. 

^)  Das  Projekt  des  Bühnenvereins  berücksichtigt  nur  das  Tantiemen- 
system. 

86)  Devrient  Bd.  4,  S.  303.     E.  Mayer,  Theaterprozesse  S.  21. 

87)  Renouard  Bd.  1,  S.  216. 

88)  Guichard  S.  136.     Lacan    et    Paulmier  Bd.  2,  S.  160. 

89)  Noch  in  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jhdts.  bestand  das  Honorar  der 
holländischen  Theaterdichter  ausschliesslich  in  der  Ueberlassung  von  Frei- 
billets.    V.  Hellwald,  Holländische  Theatergeschichte  S.  45. 

90)  Letzteres  in  der  Span.  Th.-O.  art.   105. 
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einzelnen  Theatern  übliche  Praxis,  die  überwiegend  die  Frei- 
billets  der  ersten  Aufführung  in  grösserer  Menge  als  für 
Wiederholungen  gewährt.®^) 

c.  Der  Autor  hat  schliesslich  das  Recht,  bei  jeder  Auf- 
führung seines  Werkes  die  unentgeltliche  Einräumung 
eines  nach  seiner  Wahl  bestimmten  Platzes  im  Zuschauer- 
raum zu  verlangen,  um  die  Angemessenheit  der  Darstellung 
stets  kontrolliren  zu  können.®^) 

Von  dieser  Befugniss  unterscheidet  sich  das  dem  Autor 
in  einigen  Regulativen  eingeräumte  freie  Eintrittsrecht,  das 
ihm  auch  bei  Aufführung  der  Werke  anderer  Verfasser  den 
unentgeltlichen  Eintritt  zur  Vorstellung  garantirt.  Die  Dauer 
dieses  Eintrittsrechts  korrespondirt  meist  mit  dem  Umfang  des 
zur  Aufführung  übernommenen  Stückes;  am  ausgedehntesten 
—  auf  die  Lebenszeit  des  Autors  —  normirt  sie  unter  gewissen 
Umständen  das  russische  Recht. ^^) 

III.  Die  durch  den  Abschluss  des  Aufführungsvertrages  für 
den  Unternehmer  begründete  Lage  charakterisirt  sich,  soweit 
sie  nicht  bereits  unter  IL  zur  Besprechung  gelangte,  durch 
folgende  Momente: 

L   Den    wesentlichsten    Inhalt    des    Aufführungsvertrages 
bildet  für  den  Unternehmer  die  ihm  vom  Autor  ertheilte  Auf- 
führungserlaubniss.     Je    nach  ihrem  Umfang  wechselt  die^ 
Begrenzung  des  durch  sie  für  den  Unternehmer   begründeten 
Rechts : 

a.  Ueberträgt  der  Autor  sein  ausschliessliches  Aufführungs- 
recht in  toto  auf  den  Unternehmer,  so  sukzedirt  letzterer, 
soweit  das  Aufführungsrecht  in  Frage  kommt,  in  die  Rechts- 
stellung des  Autors.®^)  Auf  Grund  eines  solchen  Vertrages  ist 
der  Unternehmer  daher  nicht  nur  selbst  zu  beliebiger  Veran- 
staltung öffentlicher  Aufführungen    des    Geisteswerkes    befugt, 


91)  Vivien  et  Blanc  S.  299.     Anhang  J  §  12. 

93)  Guichard  S.   137.  —  Unrichtig  v.  Püttlingen  S.  66. 

93)  Decret  de  Moscou    art.    73.    —    Russ.  Rglm.    (bei  Streissler,    Das 
Recht  der  Urheber,  Buchhändler  und  Presse.     Leipzig    1890    Bd.  2,    S.  100). 

94)  Nur    diese    eine  Seite   der  Ausübung,    nicht  die  Substanz  des 
Urheberrechts    geht    auf  den  Unternehmer  über.     Gierke  Bd.  1,  S.  767,  805. 
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sondern  auch  anderen  Personen  die  Erlaubniss  zu  deren  Vor- 
nahme zu  ertheilen  legitimirt.  Alle  übrigen,  nicht  unter  diese 
Kategorie  fallenden  Aufführungen  gelten  dagegen  rechtlich  als 
Eingriffe  in  das  Recht  des  Unternehmers,  dem  als  Sukzessor 
des  Autors  die  Befugniss  zur  Anstellung  von  Untersagungs- 
und Ersatzklagen  in  dem  an  sich  letzterem  zustehenden  Um- 
fange erwächst.®^)  Die  Ersetzung  des  Autors  durch  den  Unterneh- 
mer ist  jedoch  in  sofern  keine  vollständige,  als  ein  Fort- 
fall der  Aufführungspflicht,  die  der  Unternehmer  dem 
Autor  gegenüber  durch  den  Vertragsabschluss  übernahm,  durch 
die  auf  den  Unternehmer  übergegangene  ausschliessliche  Auf- 
führungsberechtigung nicht  eintritt.  Der  Unternehmer  muss 
das  Werk  vielmehr  unbedingt  zur  Aufführung  bringen,  auch 
wenn  der  Autor  sich  gegen  Empfang  eines  einmaligen  Hono- 
rars mit  dem  Uebergang  des  Aufführungsrechts  einverstanden 
erklärt  hätte,  da  die  Zahlung  den  idealen  Anspruch  des  Autors 
auf  Verkörperung  seines  Werkes  durch  die  Bühnendarstellung 
nicht  beseitigt.  ^^) 

In  der  Praxis  kommen  derart  unbeschränkte,  für  den  Un- 
ternehmer absolute  Rechte  begründende^')  Sukzessionsverträge, 
mit  denen  die  Agenturverträge,  durch  welche  Theateragenten 
den  ausschliesslichen  Aufführungsvertrieb  eines  dramatischen 
.Werkes  vom  Autor  übernehmen,  nicht  verwechselt  werden 
dürfen,^^  nur  ausnahmsweise  vor.^®)  Auch  der  Agenturvertrag 
begründet  eine  ausschliessliche  Sukzession  in  eine  Autorbefug- 
niss;  er  gewährt  dem  Agenten  das  ausschliesslichen  Recht  zum 
Abschluss    von    Aufführungsverträgen,    nicht    aber    —    und 


95)  Copinger  S.  397.     Gierke  Bd.  1,  S.  811  n.  25.    Anhang  F  §  5,  G  §  4. 

ö6)  Guichard  S.  126.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  79,  101.  Rosmini 
No.  823.     Vivien  et  Blanc  S.  262.  — •  Aehnlich  Oesterreich  (neu)  §  20. 

9^)  Gierke  Bd.   1,  S.  807. 

«8)  Gierke  Bd.   1,  S.  809  n.   18. 

99)  Unrichtig  schreiben  Renouard  Bd.  2,  S.  281  und  Reuling,  Beiträge 
zur  Lehre  vom  Urheberrecht,  Zeitschrift  für  Handelsrecht  Bd.  23,  S.  84  den 
Aufführungsverträgen  präsumtiv  diesen  Inhalt  zu,  während  es  doch  wenig 
wahrscheinlich,  dass  ein  Autor  seine  sämmtlichen  Chancen  auf  einmal  aus 
der  Hand  geben  werde.   -. 
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darin  liegt  die  Differenz  gegenüber  dem  Aufführungsvertrage  — 
zur  Veranstaltung  von  Aufführungen.^®^) 

b.  Der  Inhalt  der  Erlaubniss  kann  sich  auch  darauf  beschränken, 
dem  Unternehmer  die  Vornahme  der  Aufführung  zu  gestatten, 
ohne  ihm  gleichzeitig  ein  ausschliessliches  Recht  zur  Vornahme 
von  Aufführungen  einzuräumen.  Rechtlich  charakterisirt  sich 
ein  solcher  Vertrag  als  Lizenzertheilung:^®^)  der  Autor  macht 
sich  dem  Gegenkontrahenten  anheischig,  ihm  gegenüber  von  sei- 
nem Verbietungsrecht  keinen  Gebrauch  zu  machen  und  die 
durch  ihn  erfolgenden  Vorstellungen  nicht  als  Verletzungen 
seines  ausschliesslichen  Aufführungsrechtes  zu  behandeln.  Das 
Recht  des  Erwerbers,  des  Permissars,  beschränkt  sich  als  rela- 
tives Recht  auf  die  Befugniss  zur  Vornahme  von  Aufführungen, 
die  er  an  sich  eben  so  unbegrenzt  wie  der  Autor  veranstalten 
kann,  ermächtigt  ihn  aber  nicht,  gegen  andere  Personen  einzu- 
schreiten, die  sich,  ohne  die  gleiche  Lizenz  zu  besitzen,  der 
Veranstaltung  von  Aufführungen  schuldig  machen,  und  be- 
rechtigt ihn  nicht  zur  Ertheilung  weiterer  Lizenzen.  ^^2) 

Häufiger  als  in  diesen  Hauptformen  —  Ueberlassung  des 
Dramas  zur  uneingeschränkt-absoluten  oder  uneingeschränkt- 
relativen Aufführung  —  bewegt  sich  der  Inhalt  des  Auffüh- 
rungsvertrages in  Nebenformen,  bei  welchen  die  vertrags- 
mässig  eingeräumte  Aufführungsbefugniss  gewissen  Beschrän- 
kungen unterliegt,  die  entweder  als  Beschränkungen  bezüglich 
des  Ortes,  an  welchem,  oder  bezüglich  des  Zeitraumes,  in 
welchem  die  Aufführung  veranstaltet  werden  darf,  auftreten, 
oder  auf  einer  Kombination  dieser  beiden  Einschränkungen 
beruhen.  Danach  ergeben  sich  die  ferneren  Möglichkeiten  für 
den  Inhalt  der  Aufführungsverträge: 

c.  Die  Uebertragung  des  ausschliesslichen  Aufführungs- 
rechts durch  den  Autor  kann  erfolgen: 

a.  nur  für  einen  gewissen  Bezirk, 


100)  vgl.  §  42. 

101)  Kohler,  Arch.  f.  bürg.  Recht  Bd.  10,  S.  66.     Reuling  a.  a.  0.  — 
Norwegen  art.  10. 

102)  Gierke  Bd.   1,  S.  807.     Kohler,  Autorrecht    S.  296.    —    Unrichtig 
Renouard  Bd.  2,  .S.  281. 
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ß.  nur  für  eine  gewisse  Periode, 

7.  nur  für  einen  gewissen  Bezirk  innerhalb  einer  ge- 
wissen Periode. 

Hier  findet  eine  nur  theilweise  Sukzession  des  Unter- 
nehmers in  das  Aufführungsrecht  des  Autors  statt. 

Ist  der  Unternehmer  ausschliesslich  befugt,  die  Aufführung 
in  einem  gewissen  Bezirk  zu  veranstalten,  so  nimmt  er  in 
diesem,  unbeschränkt  durch  Zeitablauf,  ^^^)  bezüglich  des  Auf- 
führungsrechts eine  Autor-gleiche  Stellung  ein,  aber  über  diesen 
Bezirk  hinaus  erstreckt  sich  sein  Recht  nicht ;  während  er  in  sei- 
nem Rayon  Personen  wegen  unbefugter  Aufführung  zur  Ver- 
antwortung ziehen  dürfte,  würde  er  ausserhalb  desselben  bei 
Veranstaltung  von  Aufführungen  selbst  dieser  Klage  un- 
terliegen. 

Ganz  entsprechend  ist  die  Lage  des  für  einen  gewissen 
Zeitraum  mit  dem  ausschliesslichen  Aufführungsrecht  Ausge- 
statteten: er  würde  innerhalb  jener  Periode  den  Autor  reprä- 
sentiren,  nach  deren  Ablauf  jedoch  jede  Aufführungsbefugniss 
einbüssen. 

Nach  beiden  Richtungen  eingedämmt  erscheint  endlich 
die  Befugniss  des  für  eine  gewisse  Zeit  innerhalb  eines 
bestimmten  Bezirks  mit  dem  ausschliesslichen  Auffüh- 
rungsrecht Versehenen:  aber  obwohl  sein  Recht  räumlich  und 
zeitlich  beschränkt  iet,  kann  er  doch  innerhalb  dieser  doppelt 
gezogenen  Grenzen  Autorrechte  ausüben,  namentlich  ebenfalls 
als  Verfolger  unbefugter  Aufführungen  erscheinen. 

In  der  Form  c.a  —  räumlich  beschränkt,  zeitlich  unbeschränkt 
—  pflegen  die  Hoftheater  in  Berlin  und  Wien  das  Aufführungs- 
recht zu  erwerben. ^^*)  Einige  ausländische  Gesetzgebungen 
normiren  dagegen  in  Uebereinstimmung  mit  der  französischen ^^^) 


108)  Natürlich  unter  der  Beschränkung    auf   die  gesetzlich  zugelassene 
Erstreckung  des  Aufführungsrechts. 

104)  Anhang  F  §  5,6;  G  §  1,4. 

105)  Dalloz,    Theatre    No.   270.     Huard  et  Mack    No.    830.     Lacan  et 
Paulmier  Bd.  2,  S.  111,  230.     Rosmini  No.  828.     Vivien  et  Blanc  S.  273,  285. 
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und  englischen  Judikatur^^*)  die  Form  c.  y  als  die  präsumtive,  ^^') 
welcher  auch  das  projektirte  Tantiemenregulativ  des  deutschen 
Bühnenvereins  diesen  Charakter  beilegt.  ^^®)  Für  die  deutsche 
Bühnenpraxis  lässt  sich  die  Geltung  des  gleichen  Grundsatzes 
nicht  behaupten  ;^®^)  der  Privatbühnenverkehr  legt,  wie  die  üb- 
lichen Kontraksformulare  beweisen,  offenbar  kein  Gewicht 
darauf,  dass  beim  Erwerb  des  Aufführungsrechts  auch  die  aus- 
schliessliche Befugniss  übertragen  wird.^^®) 

d.  Endlich  kann  auch  die  Gestattung  von  Aufführungen 
unter  Beschränkungen  erfolgen,  nämlich: 

a.  nur  für  einen  gewissen  Bezirk, 

ß.  nur  für  eine  gewisse  Periode, 

If.  innerhalb  eines  bestimmten  Bezirks   für  eine  be- 
stimmte Periode. 

Das  Verbot  nicht  genehmigter  Aufführungen  steht  in  diesen 
Fällen  allein  beim  Autor,  der  trotz  Ertheilung  der  Aufführungs- 
lizenz nicht  gehindert  ist,  in  demselben  Bezirk  oder  während 
desselben  Zeitraumes  noch  weitere  Aufführungsermächtigungen 
zu  ertheilen. 

Abmachungen  in  der  Form  d.  7  sind  in  der  deutschen  Pri- 
vattheaterpraxis üblich^^')  und  in  der  schwedisch-dänischen 
Gesetzgebung  als  die  normalen  präsumirt.^^*) 

2.  Innerhalb  der  vertragsmässigen  Grenzen  ist  der 
Unternehmer  zur  beliebigen  Benutzung  seines  Rechts- 
befugt:    Die  Zahl   der  Aufführungen  wird  frei  durch  ihn 


106^  Darauf  deutet  die  in  den  Aufführungs vertragen  übliche  Klausel  der 
Ueberlassung  to  London-right.     Copinger  S.  397. 

107)  Portugies.  Ziv.-Ges.-Bch.  art.  599.  Span.  Th.-O.  art.  82.  Vene- 
zuela, Rgl.  art.  50. 

108)  Recht  der  Feder  1894,  No.  60,  61. 

1^)  Allfeld,  Urheberrecht,  Handwörterbuch  der  Staats  Wissenschaften 
Bd.  6,  S.  402. 

"0)  Andrer  Ansicht  Gierke  Bd.  1,  S.  808  n.  14.  Harum,  Pressgesetz- 
gebung S.  145.  V.  Püttlingen  S.  67.  Richter  S.  185.  —  Scheele,  Urheber- 
recht S.  136  und  Schuster,  Tonkunst  S.  236  lassen  je  nach  den  Umständen 
die  Form  b  oder  d  gewählt  sein. 

1")  Anhang  H  §  1,  J  §  1. 

11^  Dänemark  art.  18.     Schweden  art.  13. 
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bestimmt,  der  Zeitpunkt  der  Wiederholungen  ausschliess- 
lich durch  ihn  normirt.^^^)  Häufig  ist  die  Willkür  des  Unter- 
nehmers nach  dieser  Richtung  jedoch  durch  besonderes  Ab- 
kommen eingeschränkt,  indem  dem  Autor  vertragsmässig  eine 
gewisse  Anzahl  von  Wiederholungen  seines  Werkes  zugesichert 
ist,  unter  dem  Wahlrecht  des  Unternehmers,  statt  wirklicher 
Vornahme  der  Aufführungen,  dem  Autor  eine,  für  jede  unter- 
bliebene Vorstellung  im  voraus  bemessene,  Entschädigung  zu 
entrichten.  An  Stelle  dieser  Vereinbarung,  der  schon  erwähnten 
Tantiemengarantie^^*),  tritt  häufig  eine  andere,  dem  gleichen 
Zweck  dienende  Abmachung,  durch  welche  der  Unternehmer 
das  Stück  so  lange  ununterbrochen  zu  geben  sich  verpflichtet,  als 
die  Bruttoeinnahme  einer  Woche  einen  bestimmt  normirten 
Betrag  erreicht.  ^^^)  Auch  in  diesem  Fall  darf  der  Unternehmer 
die  Aufführungen,  die  er  mit  Eintritt  jenes  Zeitpunkts  sistirt 
hatte,  später  wieder  aufnehmen.  ^^^) 

3.  Dagegen  haben  sich  häufig  darüber  Zweifel  erhoben, 
ob  der  Unternehmer  das  Aufführungsrecht  nur  in 
derjenigen  Bühnenlokalität,  über  die  er  beim  Abschluss 
des  Auftührungsvertrages  verfügte,  ausüben  dürfe, 
oder  ob  er  dazu  auch  in  andern  oder  doch  geänderten  Räumen 
berechtigt  wäre.  Es  lassen  sich  dabei  drei  Fälle  unter- 
scheiden. 

a.  Tritt  eine  Veränderung  der  Bühnenlokalität  gegen 
ihren  Zustand  zur  Zeit  des  Vertragsschlusses  ein  —  praktisch 
kommt  nur  die  Erweiterung  oderVerkleinerung  des  Zuschauerraums 
in  Betracht  — ,    so    erleidet  das  Aufführungsrecht  des  Unter- 


es) Constant  S.  164.  Guichard  S.  112.  Harum  S.  166.  Huard  et 
Mack  No.  855.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  129.  Mandry,  Urheberrecht 
S.  318.  V.  Püttlingen  S.  64.  Renouard  Bd.  2,  S.  345.  Schuster,  Tonkunst 
S.  240.  V.  Stubenrauch,  Kommentar  Bd.  2,  S.  401.  v.  Wächter,  Verlags- 
recht S.  640.  —  Oesterreich  (alt)  art.  8.  Norwegen  art.  10.  Schweden  art. 
13.  —  Anhang  F  §  4,  G  §  2. 

114)  Vgl.  S.  335. 

115)  Anhang  H  §  3,  J  §  4. 

iiö)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  132.  —  Voraussetzung  der  Wieder- 
aufnahme bildet  indess  Nichterlöschen  des  Vertrages  durch  Zeitablauf;  vgl. 
§  38  n.  3,  11. 
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nehmers  keine  Einbusse.  Denn  der  Umbau  von  Theaterräu- 
men ist,  wie  den  Kontrahenten  beim  Vertragsabschluss  zweifel- 
los bekannt  war,  ein  nicht  seltenes,  häufig  durch  polizeiliche 
Massnahmen  nothwendig  werdendes  Ereigniss,  das  demnach 
entweder  bei  der  Abmachung  besondere  Berücksichtigung  ver- 
dient hätte  oder  durch  das  Schweigen  der  Kontrahenten  für 
rechtlich  gleichgültig  erklärt  wurde.  ^^^ 

b.  Ob  ein  Wechsel  der  Bühnenlokalität  das  Auf- 
führungsrecht des  Unternehmers  beeinflusst,  ist  vom  Oberhan- 
delsgericht für  fraglich  erklärt,^ ^^)  in  der  Literatur  meist  ver- 
neint worden.  ^^^)  Zutreffender  dürfte  indess  diese  Frage,  die  na- 
türlich nur  bei  stehenden  Theaterunternehmungen  aufgeworfen 
werden  kann,  da  ein  Autor,  der  mit  dem  Unternehmer  eines 
Wandertheaters  einen  Aufführungsvertrag  abschliesst,  den 
Wechsel  der  Bühnenlokalität  als  selbstverständlich  genehmigt, 
in  bejahendem  Sinn  entschieden  werden.  Denn  die  Verlegung 
eines  stehende.n  Theaters  kann  nicht  als  ein  eben  so  selbstver- 
ständlicher Umstand  wie  dessen  bauliche  Veränderung  erachtet 
werden;  aus  dem  Schweigen  der  Kontrahenten  über  diese 
Eventualität  lässt  sich  daher  auf  deren  beabsichtigte  Irrelevanz 
durchaus  nicht  schliessen.  Auch  ein  fernerer  Umstand  lässt 
den  Eintritt  dieses  Falles  als  ein  den  Inhalt  des  Aufführungsver- 
trages so  bedeutsam  modifizirendes  Ereigniss  erscheinen,  dass  eine 
Befugniss  des  Unternehmers,  das  Aufführungsrecht  auch  in  dem 
neuen  Bühnenlokal  auszuüben,  als  ausgeschlossen  gelten  muss. 
Jedes  stehende  Theater  besitzt  in  Folge  seiner  Lage  ein  be- 
stimmtes Publikum  und  damit  eine  es  von  den  übrigen  anders- 
belegenenTheaterunternehmungen  unterscheidende  Physiognomie. 
Grade  diese  Eigenart  spielt  aber  zweifellos  unter  den  Impon- 
derabilien, die  einen  Autor  zur  Wahl  eines  bestimmten  Theaters 
veranlassen,  eine  hervorragende  Rolle.  Wechselt  ein  Unter- 
nehmer  die    Bühnenlokalität,    so    fällt    damit    ein    vom  Autor 


117)  Urth.  d.  R.-0.-H.-G.  v.  8.  Februar  1878  (Entsch.  Bd.  23,  S.  367). 
—  Anhang  J  §  1. 

118)  a.  a.  O. 

iiö)  Klostermann,  Geistiges  Eigenthum  Bd.  1,  S.  157.     Schuster,  Ton- 
kunst S.  237. 
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beim  Abschluss  des  Aufführungsvertrages  für  dessen  Geltung 
als  vorhanden  vorausgesetzter  Umstand  fort,  was  nothwendig 
die  Befugniss  des  Unternehmers  zur  weiteren  Ausübung  des 
Aufführungsrechts  beseitigt.^^®) 

c.  Endlich  erscheint  fraglich,  ob  der  Aufführungsver- 
trag den  Unternehmer  ermächtigt,  das  erworbene  Werk  ausser 
auf  der  im  Moment  des  Vertragsschlusses  von  ihm  inne- 
gehaltenen Bühnenlokalität  auch  auf  den  später  v^on  ihm 
noch  dazu  übernommenen  Bühnenlokalitäten  zur  Dar- 
stellung zu  bringen. 

Nach  der  vom  Reichsgericht  ^^^)  akzeptirten  Ansicht  des 
Reichsoberhandelsgerichts^^^)  soll  die  Entscheidung  davon  ab- 
hängen, ob  der  Betrieb  der  später  übernommenen  Bühne  dem 
Betrieb  der  ersten  Lokalität  gegenüber  als  selbständige  Unter- 
nehmung erscheint  oder  ob  die  Betriebe  in  beiden  Loka- 
litäten gleichmässig  unselbständige  Zweigbetriebe  eines  einzigen 
Unternehmers  bilden ;  im  ersten  Fall  sei  das  Aufführungsrecht 
auf  die  zweite  Bühne  nicht  zu  erstrecken,  während  im  zweiten 
Fall  die  Darstellung  des  erworbenen  Werkes  auf  beiden  Loka- 
litäten erfolgen  dürfe.  Eine  derartige  Unterscheidung  würde 
jedoch  nicht  nur  in  der  praktischen  Anwendung  zu  den  grössten 
Schwierigkeiten  Veranlassung  geben,  da  sich  ein  sicheres 
Kriterium  für  die  Selbständigkeit  oder  Unselbständigkeit  des 
Betriebes  kaum  aufstellen  lässt;  auch  innerlich  erscheint 
es  unberechtigt,  den  Umfang  des  Aufführungsrechts  willkür- 
lich nach  einem  seinem  Eintritt  nach  ins  Belieben  des  Unter- 
nehmers gestellten  Umstand  abweichend  zu  begrenzen. 

Unzutreffend  ist  aber  auch  die  in  der  Literatur  allgemein 
ausgesprochene  Verneinung  der  Berechtigung  des  Unternehmers, 
das  Werk  auch  auf  einer  zweiten  Lokalität  neben  den  Auffüh- 
rungen auf  der  bereits  beim  Kontraktsschluss  von  ihm  besesse- 


120)  In    diesem   Sinn    entschied    auch    das    L.-G.   Hamburg    (Deutsche 
Bühnengenossenschaft  1886  S.  102). 

121)  Urth.   des  Reichsgerichts   v.  13.  Januar    1882   (Entsch.  Ziv.-Sach. 
Bd.  6,  S.  32). 

122)  Vgl.  n.  120  und  Urth.  d.  R..O..H.-G.  v.  21.  Februar  1874  (Entsch. 
Bd.  12,  S.  362). 
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nen  Bühne  zur  Darstellung  zu  bringen.  ^*^)  Denn  der  Gegen- 
satz der  beschränkt  oder  unbeschränkt  erfolgten  Auf- 
führungsgestattung  führt  hier  nothwendig  zu  abweichenden 
Resultaten. 

Sobald  nämlich  der  Autor  die  Vornahme  von  Aufführungen 
unbeschränkt,  als  ausschliessliches  Recht  einräumt  oder  auch 
nur  unbeschränkt,  wenn  auch  nicht  ausschliesslich,  gestattet, 
versetzt  er  den  Berechtigten  in  die  Lage,  von  seiner  Befugniss 
jeden  ihm  gutscheinenden  Gebrauch  zu  machen,  Aufführungen 
also  auch  auf  den  erst  nach  Kontraktsschluss  übernommenen 
Bühnen  zu  veranstalten.  Erfolgt  die  Ueberlassung  dagegen 
als  eingeschränkte,  so  nimmt  der  Autor  offensichtlich  in  Aus- 
sicht, unter  anderweiter  Rechts-  oder  Lizenzertheilung  dem  äl- 
teren Aufführungsberechtigten  oder  Permissar  durch  Darstellung 
des  Werkes  auf  andern  Bühnen  Konkurrenz  zu  bereiten.  Im 
letzten  Fall  steht  es  daher  dem  Erwerber  des  Aufführungs- 
rechtes nicht  frei,  das  Werk  auch  noch  auf  später  erworbenen 
Bühnen  zur  Darstellung  zu  bringen.  Denn  damit  wäre  ja  dem 
Autor  die  Möglichkeit,  durch  Ertheilung  von  AufTührungs- 
berechtigungen  oder  Lizenzen  an  die  Unternehmer  jener  zweiten 
Bühnen  einen  ferneren  Vermögensvortheil  zu  gewinnen,  ge- 
nommen. 

4.  Der  Unternehmer  hat  ferner  Anspruch  auf  den 
Empfang  des  Manuskripts,^^**)  dessen  Uebergabe  nach 
deutschem  Theaterrecht  die  einzige  Verpflichtung  des  Autors 
zu  einer  positiven  Thätigkeit  bildet.  ^^^)  Das  Eigenthum  am 
Manuskript  verbleibt  dem  xAutor,  der  es  nach  Beendigung  des 
Aufführungsvertrages  mit  der  Vindikation  wieder  an  sich  zieht; 
das  Recht  des  Unternehmers  daran  bildet  daher  nur  eine  Leihe, 


123)  Gierke  Bd.  I,  S.  809  n.  18.  Schuster,  Tonkunst  S.  237.  v.  Wächter, 
Verlagsrecht  S.  637. 

124)  Pouillet  No.  766.  Span.  Th.-O.  art.  80.  —  Für  Uebergabe  der 
Partitur  wird  nicht  selten  vom  Unternehmer  eine  besondere,  sachlich  einen 
Theil  des  Honorars  darstellende  Gebühr  entrichtet.     Kadlec  S.  455. 

126)  Kohler,  Arch.  f.  bürg.  Recht  Bd.  10,  S.  66.  —  Nach  französischem 
Theaterrecht  muss  der  Autor  auch  die  nothwendigen  Kopieen  seines  Werks 
liefern.     Conslant  S.  149.     Pouillet  No.  761. 
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die  unter  dem  Verbot,  das  Manuskript  während  der  Vertrags- 
dauer Fremden  zugänglich  zu  machen,  erfoigt.^^®) 

5.  Der  Unternehmer  ist  endlich  befugt,  das  Manu- 
skript für  Aufführungszwecke  in  der  damit  gegebenen 
Begrenzung  mechanisch  vervielfältigen  zu  lassen,  ohne 
dass  dem  Autor  gegen  dies  Verfahren  auf  Grund  seines  aus- 
schliesslichen Vervielfältigungsrechts  ein  Einspruch  zustände.^*'') 
Die  hergestellten  Abschriften  gelten  indess  als  im  Auftrag  des 
Autors  gefertigt,  der  daher  mit  Beendigung  des  Auffuhrungs- 
vertrages  ihre  Aushändigung  verlangen  darf.^^^) 

IV.  In  die  durch  den  Aufführungsvertrag  begründete  Rechts- 
stellung der  Kontrahenten  ist,  mindestens  soweit  es  den  Autor 
betrifft,  die  Zession  unbedingt  zulässig.  Denn  für  den 
Autor  ergeben  sich  während  der  Vertragsdauer  ausschliesslich 
Ansprüche  vermögensrechtlicher  Natur,  ^^®)  deren  Geltendmachung 
jedes  Zusammenhangs  mit  der  Person  des  Autors  entbehrt  und 


126)  Anhang  J  §  8.  Portugies.  Ziv.-Ges.-Bch.  art.  598.  Mexik.  Ziv.- 
Ges.-Bch.  art.  1175.  Bolivia  art.  28.  Urth.  d.  Schweizer.  Bundesgerichts 
V.  25.  November  1893  (Entsch.  Bd.  19,  S.  949).  Urth.  d.  Par.  Kass.-Ger. 
V.  28.  Januar  1888  (Carpentier,  Frerejouan  du  Saint,  Fuzier-Herman,  Lehr, 
Repert.  gen.  alphab.  du  droit  fran9ais  s.  v.  contrefa9on  no.  1434). 

127)  Constant  S.  308.  Kadlec  S.  250.  —  Urth.  d.  Par.  Kass.-Ger. 
V.  25.  Juni  1893  (Carpentier,  a.  a.  O.  no.  1426).  Anhang  G  §  2.  — 
Unzutreffend  behauptet  Kohler,  Autorrechtliche  Studien  S.  422,  die  Verviel- 
fältigung des  Manuskripts  dürfe  nur  soweit  erfolgen,  als  sie  sich  für  die 
erste  Aufführung  als  nothwendig  herausstelle;  verbrauchte  und  abgenutzte 
Stimmen,  wenn  es  sich  etwa  um  die  Aufführung  eines  dramatisch-musikalischen 
Werkes  handle,  dürfe  der  Erwerber  des  Aufführungsrechts  nicht  nochmals 
abschreiben  lassen,  sondern  er  müsse  sie  vom  Musikverleger  beziehen.  — 
Eine  derartige  Annahme  würde  den  Erwerber  einer  Oper,  die  im  Musikalienverlag 
überhaupt  nicht  erschienen  ist,  also  unter  Umständen  zwingen,  auf  die  Aus- 
übung seines  Aufführungsrechts  zu  verzichten!  Ein  Aufführungsrecht  lässt 
sich  doch  ohne  Besitz  eines  die  Aufführung  ermöglichenden  Manuskripts  gamicht 
bethätigen.  Wer  ein  Aufführungsrecht  überträgt,  giebt  damit  auch  ohne 
Weiteres  die  Erlaubniss,  diejenigen  Vorrichtungen  zu  treffen,  mittelst  deren 
allein  die  Ausnutzung  des  Rechts  erfolgen  kann. 

128)  Vergl.  n.  126. 

129)  Auch  das  freie  Eintrittsrecht,  das  ursprünglich  keinen  unmittelbar 
vermögensrechtlichen  Charakter  trägt,  vgl.  S.  359  n.  92,  erhält  ihn  bei  Zession  aut 
einen  Gläubiger  des   Autors;    ebenso   der   Anspruch  auf  Vornahme  der  Auf- 
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deren  Uebertragung   daher   auch   im  Wege   der   Zwangsvoll- 
streckung —  als  cessio  necessaria  —  erfolgen  kann.^®^) 


führung,  selbst  wenn  dafür  nur  einmaliges  Honorar  geschuldet  wurde,  da  die 
Möglichkeit,  das  Aufführungsrecht  durch  weitere  Aufführungsüberlassungen 
auszunutzen,  häufig  vom  Erfolg  der  Aufführung  abhängt,  der  Zessionar  dem- 
nach ebenfalls  ein  geldwerthes   Interesse   an  ihrer  Vornahme  hat. 

1»)  Gierke  Bd.  1,  S.  812.  —  Hiervon  muss  die  Frage,  ob  das  Auf- 
führungsrecht selbst  der  Zwangsvollstreckung  unterliegt,  scharf  geschieden 
werden.  Unmöglich  wäre  dies  nicht,  da  §  754  R.-Z.-P.-O.  die  Pfändung  und 
Verwerthung  des  Aufführungsrechts,  wie  die  jedes  anderen,  als  bewegliche 
Sache  zu  erachtenden  Rechts,  Rivaita  S.  218,  gestatten  würde  und  gegen  einen 
Rechtsnachfolger  des  Autors  im  Aufführungsrecht  auch  unbedenklich  zur  An- 
wendung kommen  dürfte.  Gierke  Bd.  1,  S.  813  n.  45.  Andere  Rücksichten 
müssen  jedoch  gegenüber  dem  Autor  selbst  beobachtet  werden.  Die  Pfändung 
des  Aufführungsrechts  würde,  wenn  es  sich  um  ein  noph  gamicht  veröffent- 
Uchtes  Werk  handelt,  dem  Fundamentalbegriff  des  Autorrechts  widersprechen, 
da  die  Verwerthung  des  gepfändeten  Aufführungsrechts  eine  ohne  den  Willen 
des  Autois  erfolgende  Publikation  seines  Geistes  wer  ks  herbeiführen  würde. 
Die  Literatur  verwirft  daher  einstimmig  die  Möglichkeit  der  Zwangsvoll- 
streckung in  das  Aufführungsrecht  eines  unpublizirten  Dramas.  Gierke  Bd.  1, 
S.  813.  Kaiser,  Zeitschrift  für  deutschen  Zivilprozess  Bd.  23,  S.  206.  Lacan 
et  Paulmier  Bd.  2,  S.  237.  Dagegen  ist  es  fraglich  geblieben,  ob  die  Exekution 
auch  nach  der  Publikation  unzulässig  —  so  Anders,  Beiträge  S.  136.  Gierke 
Bd.  1,  S.  813  n.  39.  Harum  S.  137,  166,  wohl  auch  Wauwermans  S.  312. 
Holland  art.  9.  Italien  art.  16,  17.  Ungarn  art.  4.  Transvaal  art.  9.  —  oder 
ob  es  den  Gläubigern  gestattet  ist,  Verlags-  bezw.  Aufführungsverträge  über 
ein  bereits  veröffentlichtes  bezw.  aufgeführtes  Werk  zu  seh  Hessen  —  so  Kaiser 
S.  206,  Kohler,  Autorrecht  S.  137.  Ders.,  Arch.  f.  d.  ziv.  Praxis  Bd.  83, 
S.  229.  Huard  et  Mack  No.  924.  Pouillet  No.  173  f.  v.  Pütüingen  S.  73. 
Rosmini  No.  934.  Kadlec  S.  496.  Oesterreich  (neu)  §  14.  Belgien  art.  9. 
Monaco  art.  12.  Finnland  art  30.  Schweden  art.  22.  Angemessener  wäre, 
die  Exekution  in  jedem  Fall  für  unzulässig  zu  erklären.  Die  Rücksichtnahme  auf 
den  Autor,  die  beim  Verbot  der  Veröffentlichung  des  unpublizirten  Dramas  waltet, 
verlangt  auch,  dass  dem  Autor  die  Beobachtung  der  von  ihm  gestellten  Be- 
dingungen, unter  denen  die  Aufführung  vor  sich  gehen  soll,  garantirt  bleibt, 
was  beim  Abschluss  von  Aufführungsverträgen  durch  Gläubiger  des  Autors, 
für  welche  die  Veranstaltung  der  Aufführung  ein  ausschliesslich  materielles 
Interesse  zu  befriedigen  bestimmt  sein  würde,  schwerlich  der  Fall  wäre.  Doch 
besteht  die  Nothwendigkeit  einer  solchen  Rücksichtnahme  nur  zu  Lebzeiten 
des  Autors;  nach  seinem  Tode  dürfte  die  Möglichkeit  einer  Vollstreckung  in 
die  bereits  pablizirten  Werke  kein  Bedenken  hervorrufen.  Diesen  letzten 
Standpunkt  nimmt  Norwegen  art.  12  ein. 

Opet,  Theaterrecht.  24 
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Ob  die  Zession  auch  auf  Seite  des  Unternehmers  zulässig, 
ob  namentlich  der  Uebergang  eines  Theaterunterneh- 
mens auf  einen  andern  Unternehmer  diesen  auch  ohne 
Zustimmung  des  Autors  in  die  für  den  alten  Unter- 
nehmer begründeten  Aufführungsberechtigungen  ein- 
treten lasse,  ist  dagegen  im  höchsten  Mass  kontrovers  iind  von 
den  obersten  deutschen  und  österreichischen  Gerichten  in  ent- 
gegengesetzter Weise  entschieden  worden. 

Die  übliche  Formulirung  der  Frage  lässt  ihre  Ueberein- 
stimmung  mit  dem  Problem  der  Zessionsmöglichkeit  nicht  un- 
mittelbar hervortreten.  Denn  in  den  bekannten  Theaterprozessen 
lautete  die  Frage  nicht,  ob  ein  Unternehmer  auf  seinen  Rechts- 
nachfolger Aufführungsrechte  übertragen  könne;  die  Frage- 
stellung war  vielmehr: 

Wird  das  durch  Abschluss  eines  Aufführungsver- 
trages begründete  Aufführungsrecht  vom  Theater- 
unternehmer persönlich  oder  vom  Theater  als  In- 
stitut erworben? 

Thatsächlich  war  jedoch  mit  dieser  Formulirung  dieselbe 
Frage  aufgeworfen,  da  das  Aufführungsrecht  in  Wahrheit  nicht 
von  einem  Theater  als  Institut,  sondern  stets  von  dessen  je- 
weiligem Unternehmer  beansprucht  wird,  dieser  aber  regelmäs- 
sig als  ein,  wenn  auch  nur  mittelbarer  Rechtsnachfolger  des- 
jenigen Unternehmers,  der  den  Aufführungsvertrag  abgeschlos- 
sen hatte,  erscheinen  muss. 

Die  Beantwortung  der  Frage  ist,  wie  erwähnt,  in  doppelter 
Weise  erfolgt. 

a.  Der  österreichische  oberste  Gerichtshof,^^^)  E.  Mayer^*^^ 
und  Rosmini^^^)  erachten  das  durch  den  Aufführungsvertrag 
begründete  Aufführungsrecht  ausschliesslich  an  die 
Person  des  kontrahirenden  Unternehmers  geknüpft; 
sein  Rechtsnachfolger  im  Theaterunternehmen  ist  danach 
nicht   befugt,    auf  Grund  des  von  seinem  Vorgänger  geschlos- 


131)  Schuster,  Tonkunst  S.  238. 
182)  E.  Mayer,  Theaterprozesse  S.  15. 

1^)  Rosmini  No.  824,  der  indess  mit  unzureichender  Begründung  für 
lyrische  Dramen  einen  andern  Standpunkt  vertritt. 
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senen  AufRihrungsvertrages  ein  Drama  zur  öffentlichen  Dar- 
stellung zu  bringen,  der  kontrahirende  Unternehmer  dagegen 
auch  dann  dazu  ermächtigt,  wenn  er  nach  Aufgab^  der  zur  Zeit 
des  Kontraktsschlusses  von  ihm  betriebenen  eine  andere  Theater- 
unternehmung übernimmt. 

Allein  diese  Annahme  setzt  sich,  soweit  stehende  Theater- 
unternehmungen in  Frage,  mit  einer  bereits  besprochenen  Be- 
schränkung des  kontraktmässig  erworbenen  Aufführungsrechts 
in  Widerspruch:  Das  Aufführungsrecht  des  Unternehmers 
setzt  zu  seiner  Bethätigung  die  Ausübung  auf  der  im  Moment 
des  Kontraktsschlusses  vom  Unternehmer  innegehabten  Bühnenlo- 
kalität voraus;  ^^*)  büsst  der  Unternehmer,  was  mit  dem  Uebergang 
seines  Theaters  auf  einen  andern  Unternehmer  bei  stehendem 
Theaterbetrieb  unvermeidlich  der  Fall,  die  alte  Bühnenlokalität 
ein,  so  wäre  er  schon  durch  diesen  Umstand  an  der  ferneren 
Ausübung  des  Aufführungsrechts  gehindert. 

Zutreffender  erscheint  deshalb  der  von  der  überwiegenden 
Zahl  der  französischen  Autoren  eingenommene  Standpunkt,  der 
das  Aufführungsrecht  ebenfalls  ausschliesslich  für  den 
kontrahirenden  Unternehmer  entstehen  lässt,  ihm  aber 
dessen  Ausübung  nur  als  Inhaber  der  beim  Kontrakts- 
schluss  seiner  Verfügung  unterworfenen  Bühnenlo- 
kalität gestattet.  1«^) 

b.  Nach  der  von  der  Mehrzahl  der  deutschen  Juristen  ver- 
tretenen Ansicht,^'^)  die  namentlich  durch  die  in  den  sog.  Leipziger 
Theaterprozessen  ergangenen  Entscheidungen  in  der  Praxis  zur 
Herrschaft  gelangt  ist,^^^  aber  sich  auch  bei  Dalloz^^®)  und,  unter 


134)  Vgl.  s.  365. 

135)  Constant  S.  164.  Guichard  S.  110.  Huard  et  Mack  No.  331. 
Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  103.  Pouillet  No.  778.  Renouard  Bd.  2,  S. 
287,  345. 

136)  Bauer  S.  65.  Dernburg,  Preuss.  Pr.-R.  Bd.  2,  S.  31.  Gierke 
Bd.  1,  S.  809  n.  18.  Hamm  S.  166.  Kohler,  Konkursrecht  S.  692.  Otto 
Mayer,  Verwaltungsrecht  Bd.  1,  S.  294  n.  11. 

187)  Urth.  d.  R.-O.-H.-G.  v.  21.  April  1874  u.  v.  8.  Februar  1878 
(Entsch.  Bd.  12,  S.  319  fg.,  Bd.  23,  S.  359). 

188)  Dalloz,  Propriete  No.  267.  —  Auch  Dunant,  Musique  S.  102. 

24* 
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Beschränkung  auf  Repertoirestücke,  bei  Constant  findet, ^^®)  wird 
das  durch  den  Aufführungsvertrag  entstandene  Auf- 
führungsrecht nicht  für  den  kontrahirenden  Unterneh- 
mer, sondern  das  von  ihm  betriebene  stehende  The- 
aterunternehmen derart  begründet,  dass  die  Ausübung  des 
Aufführungsrechts  dem  kontrahirenden  Unternehmer  nur,  solange 
er  als  Unternehmer  des  im  Moment  des  Kontraktsschlusses 
von  ihm  betriebenen  Theaterunternehmens  fungirt,  zusteht,  ihn 
also  nicht  zur  Darstellung  des  Dramas  berechtigt,  falls  er  nach 
Aufgabe  des  ursprünglichen  Unternehmens  ein  anderes  Theater 
übernimmt,  dass  dagegen  jeder  Rechtsnachfolger  des  kontra- 
hirenden Unternehmers  in  jenem  ersten  Unternehmen  die  Be- 
fugniss  besitzt,  die  unter  seinem  Rechtsvorgänger  auf  Grund 
von  Aufführungsverträgen  dai'gestellten  Werke  auch  während 
seines  Betriebes  jener  Unternehmung  zur  Aufführung  zu 
bringen. 

Schwierigkeiten  macht  die  rechtliche  Konstruktion  dieser 
Ansicht. 

Am  nächstliegenden  scheint,  den  Aufführungsvertrag  als 
Spezies  der  Verträge  zu  Gunsten  Dritter  zu  erklären; 
allein  derartige  Verträge,  deren  Zulässigkeit  mindestens  gemein- 
rechtlich den  erheblichsten  Bedenken  unterworfen  ist,  begründen 
ausschliesslich  für  den  Dritten,  zu  dessen  Gunsten  kontrahirt 
wurde,  Rechte:  der  Aufführungsvertrag  giebt  aber  in  erster 
Reihe  nicht  einem  Dritten,  sondern  dem  unmittelbar  kontrahirenden 
Unternehmer  Rechte,  nämlich  die  Aufführungsbefugniss,  die  erst 
nach  seinem  Fortfall  auf  einen  Dritten,  den  späteren  Theater- 
untemehmer,  übergeht.  ^*^) 

Nach  der  von  Goldschmidt  herrührenden  Motivirung  der 
in  den  Theaterprozessen  gefällten  Endurtheile  enthält  der 
Aufführungsvertrag  stillschweigend  die  Vereinbarung,  „dass 
das  Aufführungsrecht  dem  kontrahirenden  Theateruntemehmer 
und  allen  folgenden  Unternehmern  derart  erworben  sein  solle, 
dass   jeder    folgende   Unternehmer    von    selber    durch   seinen 


130)  Constant  S.  164. 

140J  Gegen  die  Möglichkeit   dieser  Konstruktion   einlässlich   das    in   n.' 
137  zuerst  zitirte  Urth. 
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blossen  Eintritt  in  das  Unternehmerverhältniss  das  für  ihn  im 
Voraus  mitkonstituirte  Recht  erwirbt."  Der  Aufführungsvertrag 
begründet  danach  sukzessive  Rechte,  wie  sie  in  gleicher 
Weise  durch  die  Obligation  aus  Ordre-  und  Inhaberpapieren 
ins  Leben  treten.  Das  erste  jener  Urtheile  lässt  endlich  noch 
eine  weitere  Auffassung  als  möglich  zu,  wonach  die  gegen 
einmalige  Honorarzahlung  erfolgende  Ueberlassung  des  Auf- 
führungsrechts stillschweigend  den  kontrahirenden  Unternehmer 
berechtige,  das  zum  Inventar  seiner  Unternehmung 
gewordene  Aufführungsrecht  bei  deren  Uebergang  an 
einen  anderen  Unternehmer  diesem  zu  übertragen,  eine  solche 
Uebertragung  aber,  wenn  der  abtretende  Unternehmer  das  Auf- 
führungsrecht sich  nicht  ausdrücklich  vorbehalte,  zweifellos  an- 
genommen werden  müsse. 

Gegen  diese  letzten  Erklärungsversuche  lässt  sich  aller- 
dings nicht  der  Einwand  juristisch  unzulässiger  Konstruktion 
erheben ;  allein  für  voll  befriedigend  können  sie  ebenfalls  nicht 
gehalten  werden,  da  sie  den  Uebergang  des  Aufführungsrechts 
als  eine  selbstverständliche,  „stillschweigend"  beim  Vertragsab- 
schluss  vereinbarte  Voraussetzung  behandeln,  während  es  grade 
einer  Erklärung  für  diese  Annahme  bedürfen  würde,  die,  wie 
die  weite  Verbreitung  einer  völlig  entgegengesetzten  Ansicht 
beweist,  nicht  als  jedem  Zweifel  entrückt  erachtet  werden 
kann.  Allerdings  berufen  sich  die  Urtheile  des  R.-O.-H.-G. 
auf  eine  feststehende  Theaterpraxis,  der  zu  Folge  das  Auf- 
führungsrecht stets  für  das  Theaterinstitut,  d.  h.  richtiger,  für 
dessen  jeweiligen  Unternehmer,  erworben  werde;  allein  der 
Nachweis  für  die  Existenz  einer  solchen  Praxis  ist  bisher  nicht 
überzeugend  geführt  worden  ;^^^)  mindestens  aber  sind  die 
gegen  ihre  Annahme  geltend  gemachten  Gründe  schwerwiegend 
genug,  um  das  Operiren  mit  einem  stillschweigenden  Vertrags- 
inhalt zu  Gunsten  einer  solchen  Praxis  auszuschliessen. 

Die  Geltung  dieser  Praxis  wäre  doch  nur  dann  ver- 
ständlich, wenn  die  Person    des  Unternehmers  für    den 


141)  Gegen  die  Annahme  einer  solchen  Praxis    namentlich   v.   Hillern, 
Streitfragen  aus  dem  Autorrecht.     Freiburg  i,  B.  1876. 
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Autor  vollkommen  gleichgültig;  denn  nur  unter  dieser 
Voraussetzung  könnte  der  Autor  sich  damit  einverstanden  er- 
klären, dass  das  von  ihm  eingeräumte  Aufführungsrecht  im  Lauf 
der  Zeit  auf  andere,  ihm  völlig  unbekannte  Personen  übergehen 
solle.  Thatsächlich  sind  die  Verhältnisse  aber  durchaus  andere, 
der  Erfolg  einer  Aufführung  im  höchsten  Maass  von  der 
Persönlichkeit  des  jeweiligen  Theaterunternehmers  abhängig, 
dessen  blosser  Name  dem  Publikum  bestimmte  künstlerische 
Leitungsprinzipien  verkörpert.  ^^^)  Für  den  Autor  ist  es  daher  von 
der  grössten  Erheblichkeit,  dass  das  Aufführungsrecht  nicht 
ohne  seinen  Willen  in  die  Hände  von,  seinem  Ermessen  nach, 
ganz  ungeeigneten  Personen  geräth,  eine  Eventualität,  welcher 
ihn  die  oberhandelsgerichtliche  Judikatur   schutzlos  preisgiebt. 

Grade  im  Gegensatz  zu  jener  angeblichen  Praxis  muss 
daher  angenommen  werden,  dass  ein  Aufführungsvertrag, 
der  über  die  Zessionsmöglichkeit  auf  der  Unternehmerseite 
schweigt,  diese  Möglichkeit  ausschliesst,  das  Aufführungs- 
recht also  nur  für  die  Person  des  kontrahirenden 
Unternehmers  begründet. ^*^) 

Im  Privattheaterverkehr  wird  daher  jeder  Aufführungs- 
vertrag, der  dem  Erwerber  des  Aufführungsrechts  die  Zessions- 
befugniss  gewähren  soll,  eine  ausdrückliche  Klausel  dieser 
Art  enthalten  müssen.  Für  die  durch  juristische  Personen 
betriebenen  Privattheater  würde  die  Aufnahme  dieser  Klausel 
freilich  im  Allgemeinen  überflüssig  sein,  da  die  Zession  des 
Aufführungsrechts  hier  nur  ganz  ausnahmsweise  Bedeutung 
gewinnen  könnte,  ^^^)  der  blosse  Uebergang  der  Direktion  aut 
andere  Personen  aber  keinen  Wechsel  des  Unternehmens 
darstellt,  demnach  auch  keine  Alterirung  der  für  die  juristische 
Person  erworbenen  Aufführungsrechte  bewirkt. 

Das  letztere  würde  auch  für  die  publizistischen  Theater- 
unternehmungen,   wie    Hof-,    staatliche    oder    kommunale 


142)  Archiv  f.  d.  ziv.  Praxis  Bd.  84,  S,  202  f. 

143)  Die  üblichen  Formulare  schliessen  den  Uebergang   aus.     Anhang 
H  §  1,  J'§  1. 

144)  Etwa  bei  Konfusion  zweier  durch  Aktiengesellschaften  betriebenen 
Theaterunternehmungen.     Vgl.  S.  65  n.  31. 
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Theater  gelten /^^)  bei  denen  ebenfalls  ein  Wechsel  des  Unter- 
nehmers nur  unter  ganz  besonderen  Umständen  denkbar  ist, 
während  eine  Veränderung  in  der  Intendantur  oder  Direktion 
die  bestehenden  Auffiihrungsverträge  völlig  unberührt  Hesse. 

Die  ohne  vorgängig  oder  gleichzeitig  ausgesprochene  Zu- 
stimmung des  Autors  erfolgende  Zession  des  Aufführungsrechts 
berechtigt  demnach  den  Zessionar  nicht  zu  dessen  Ausübung. 
Doch  kann  die  Zession  den  vollen  Rechtseffekt  natürlich  auch 
noch  durch  nachträgliches  Einverständniss  des  Autors  erhalten, 
das  nicht  ausdrücklich  erklärt  zu  sein  braucht,  sondern  in  kon- 
kludenten Handlungen,  wie  vorbehaltloser  Annahme  von  Tan- 
tiemenzahlungen aus  dem  Ertrage  der  vom  neuen  Theater- 
unternehmer veranstalteten  Auffuhrungen,  gegeben  sein  kann.^**) 

§  j8.  Beendigung  des  Aufführungsvertrages. 

I.  Der  Aufführungsvertrag  endet  entweder  unmittelbar  mit 
dem  Eintritt  gewisser  Umstände  oder  mit  einer  die  Auf- 
hebung ausdrücklich  veranlassenden  Erklärung  eines  Kon- 
trahenten. 

IL  Als  Erlöschungsgründe  der  ersten  Art  kommen  die  allge- 
gemein  vertragsendigend  wirkenden  Umstände,  wie  gegensei- 
seitige  Erfüllung,  Eintritt  einer  Resolutivbedingung  oder  eines 
Endtermins,  Ablauf  der  für  Geltung  des  Vertrages  verein- 
barten, in  anderer  Weise  als  durch  einen  dies  begrenzten 
Frist  in  Betracht. 


145)  Ob  das  Leipziger  bezw.  Stettiner  Stadttheater  —  um  diese  handelte 
es  sich  in  den  sog.  Theaterprozessen  —  noch  heute  diesen  Charakter  tragen, 
konnte  ich  nicht  ermitteln.  Wäre  dies  der  Fall,  so  hätten  die  oberhandeis- 
gerichtlichen  Entscheidungen  trotz  anfechtbarer  Begründung  sachlich  das 
Richtige  getroffen.  Denn  der  Erwerb  des  Aufführungsrechts  wäre  dann  von 
vornherein  für  die  kommunalen  Körperschaften  Leipzig  und  Stettin,  als 
Theateruntemehmer,  erfolgt,  ohne  dass  bisher  ein  die  Autoren  zum  Verbot 
ungenehmigter  Öffentlicher  Aufführungen  berechtigender  Wechsel  der  Unter- 
nehmer eingetreten  wäre.  Aehnlich  argumentirt  auch  d.  Urtheil  d.  R.-O.-H.-G. 
V.  21.  April  1874  (Entsch.  Bd.  12,  S.  352). 

1^)  Constant  S.  164.  —  Nach  dem  Urth.  d.  Reichsgerichts  v.  4.  April 
1882  (Entsch.  Strf.-Sach.  Bd.  4,  S.  306),  hat  jedoch  selbst  die  vorbehaltlose 
Annahme  der  Zahlung  diese  Wirkung  nicht  absolut. 
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III.  Dem  Autor  ist  die  vorzeitige  Aufhebung  des 
Kontraktsverhältnisses,  ohne  einen  Enschädigungsanspruch  des 
Unternehmers  hervorzurufen,  in  folgenden  Fällen  gestattet: 

1.  Nichterfüllung  des  wesentlichen  Vertragsinhalts 
durch  den  Unternehmer,  der  sich  namentlich  in  Unter- 
lassung der  Aufführung  oder  Nichtentrichtung  der  ge- 
schuldeten pekuniären  Leistungen  dokumentirt,  berech- 
tigt den  Autor  zum  Rücktritt. 

Nach  dem  Grundsatz,  dass  eine  unbetagte  Schuld  sofortige 
Tilgung  verlange,  liegt  Nichterfüllung  der  letzteren  Verpflich- 
tung dann  vor,  wenn  der  Unternehmer  innerhalb  der  ordnungs- 
oder  vertragsmässig  dafür  festgestellten  Zeit  dem  Autor  den 
geschuldeten  Honorar-  bezw.  Tantiemenbetrag  nicht  zukommen 
lässt.^) 

Für  Konstatirung  der  Nichterfüllung  durch  Aufführungs- 
unterlassung genügt  ebenfalls  der  Eintritt  des  für  die  Vornahme 
der  Aufführung  vereinbarten  oder  ordnungsmässig  innezuhal- 
tenden Endtermins,  ohne  dass  letztere  stattgefunden.^)  Empfeh- 
lenswerth,  weil  schwieriger  Beweisaufnahmen  überhebend,  er- 
scheint die  gesetzliche  Normirung  einer  mangels  vertraglicher 
Abmachung  für  die  Vornahme  der  Aufführung  bestimmten  Frist, 
eine  jetzt  in  Anschluss  an  zahlreiche  fremde  Rechte  von  der  öster- 
reichischen Gesetzgebung  aufgenommene  Bestimmung.^)  Sonst 
muss  auch  hier  das  richterliche  Ermessen  darüber  entscheiden, 
ob  ein  Zeitraum,  innerhalb  dessen  die  Vornahme  der  ersten 
Aufführung  unterblieb,  bereits  derart  umfangreich,  dass  daraus 
mit  Fug  auf  die  Absicht  des  Unternehmers,  die  Aufführung 
gänzlich  zu  unterlassen,  oder  doch  ungebührlich  hinzuziehen, 
geschlossen  werden  kann.'^) 

1)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  135.  Rosmini  No.  840.  —  Span. 
Th.-O.  art.  92. 

2)  Huard  et  Mack,  Repertoire  No.  826.  —  Anhang  F  §  4,  G  §  3. 

3)  Oesterreich  (neu)  §  20  mit  dreijähriger  Frist.  Nur  ein  Jahr  Frist 
bestimmen  Portugies.  Ziv.-Ges.-Bch.  art.  600.  Span.  Th.-O.  art.  81.  Bolivia 
art.  30.  Mexik.  Ziv.-Ges.-Bch.  art.  1178.  Fünf  Jahre  Frist  gewähren  Däne- 
mark art.  18.     Norwegen  art.  10.     Finnland  art.  14. 

4)  Constant  S.  155.  v.  Pültlingen,  Autorrecht  S.  63  fg.  v.  Wächter, 
Verlagsrecht  S.  638. 
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Hatte  der  Unternehmer  die  Nichterfüllung  seiner  Verpflich- 
tungen in  Folge  Verschuldens  unterlassen,  so  ist  der  Autor, 
ausser  der  Kontraktsaufhebung,  auch  Schadensersatz  zu 
verlangen  befugt,^)  dessen  Betrag  eventuell  die  Höhe  einer 
vereinbarten  Konventionalstrafe  zu  übersteigen  vermag.*) 

Gerichtlicher  Zwang  zur  Vornahme  der  Aufführung 
ist  natürlich  gegen  den  Unternehmer  ausgeschlossen,  desgleichen 
auch  die  Möglichkeit  ihrer  Ersatzvornahme  durch 
andere.  '^ 

2.  Auch  die  ungenügende  Vertragserfüllung  berech- 
tigt den  Autor  zur  Aufhebung  des  Vertrages.  Als  solche  er- 
scheint jedes  Zuwiderhandeln  des  Unternehmers  gegen  die 
beim  Abschluss  des  Vertrages  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
übernommenen  Verpflichtungen  bezüglich  der  Art  der  Vertrags- 
erfüllung, wie  unzureichende  oder  ohne  Genehmigung  des 
Autors  wechselnde  Besetzung  der  Rollen,  Nichtgewährung 
der  versprochenen  oder  an  sich  angemessenen  Ausstattung, 
Veränderungen  des  akzeptirten  Wortlauts  der  Dichtung,  die 
über  das  Maass  des  bühnentechnisch  Nothwendigen  hinaus- 
gehen.®) Da  eine  unter  solchen  Vertragswidrigkeiten  erfolgende 
Aufführung  das  ideale  Interesse  des  Autors  aufs  höchste  zu 
gefährden  vermag,  darf  dieser  den  Vertrag  selbst  unmittelbar 
vor  dem  Stattfinden  der  Vorstellung  aufheben,  deren  trotzdem 
erfolgte  Vornahme  dann  den  Charakter  der  Unerlaubtheit  an- 
nimmt.®) 

Einen  Fall  ungenügender  Vertragserfüllung  bildet  auch  die 
Unterlassung   von  Wiederholungen    der   Aufführung, 


5)  Constant  S.  155.  Dalloz,  Theätre  No.  265.  Ders.  Propriete  No. 
169.  PouiUet  No.  763.  Rosmini  No.  811,  819,  822,  840.  —  Span.  Th.-O. 
art.  69,  90.     Mexik.  Ziv.-Ges.-Bch.  art.  1202. 

6)  Anhang  H  §  9,  J  §  14. 

')  Z.-P.-O.  §  774.  —  Der  Verurtheilung  zur  Leistung  stehen 
natürlich  keine  Bedenken  entgegen.     Vivien  et  Blanc  S.  255. 

®)  Carpentier,  Repert  gen.  alph.  Bd.  14,  s.  v.  contrefa9on  No.  1303. 
Guichard  S.  131.  Rosmini  No.  840.  v.  Wächter  a.  a.  0.  S.  638.  —  Span. 
Th.-O.  art.  87.  —  Gierke  Bd.  1,  S.  810  n.  21  rechnet  auch  dieUmnennung 
des  Titels  gegen  den  Willen  des  Autors  hierher. 

»)  PouiUet  No.  790. 
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sobald  das  Stück  keinen  Misserfolg  hatte  und  ihre  Vornahme 
im  Vertrage  ausdrücklich  vom  Unternehmer  zugesagt  war. 
Da  über  Zahl  und  Zeitpunkt  ihres  Stattfindens  keine  gesetz- 
lichen Vorschriften  existiren,  hat  auch  hier  mangels  ausreichen- 
der kontraktlicher  Abmachung  lediglich  das  Theatergewohn- 
heitsrecht zu  entscheiden,  bezw.  der  Richter  festzustellen,  ob 
tür  den  Unternehmer  eine  justa  causa  zur  Einstellung  der 
Wiederholungen  vorlag.  Als  ausschlaggebender  Faktor  kommt 
hierfür  die  bei  Aufführungen  des  Stückes  erzielte  Höhe  der 
Kassenerträge  in  Betracht,  deren  dauernde  Abnahme  jedenfalls 
zur  Sistirung  der  Vorstellungen  berechtigt. 

'     Auch  die  ungenügende  Vertragserfüllung  kann  das  Funda- 
ment lür  Schadensansprüche  des  Autors  abgeben. ^°) 

3.  Wo  die  Vornahme  von  Wiederholungen  nicht 
vertragsmässig  ausbedungen  war,  gewährt  ihre  Unter- 
lassung während  eines  usuell  auf  zwei,  von  der  letzten  Auf- 
führung ab  zu  zählende,  Jahre  bemessenen  Zeitraums  dem 
Autor  ein  Rücktrittsrecht,")  dessen  Ausübung  indess  nicht 
selten  an  die  Nothwendigkeit  voraufgehender  Kündigung  ge- 
knüpft ist.^^)  Auch  hier  würde  sich  zur  Abschneidung  von 
Streitigkeiten  die  gesetzliche  Normirung  eines  Maximalzeitraumes 
empfehlen,  den  die  mexikanische  Gesetzgebung  indess  allzu 
ausgedehnt  auf  fünf  Jahre  bemessen  hat.^^) 

4.  Einen  ferneren  Rücktrittsgrund  für  den  Autor  bildet 
die  ungünstige  Aufnahme  des  Stückes  beider  ersten  bezw. 
den  drei  ersten  Vorstellungen.-*^)  Die  Ausübung  des  Rücktrittsrechts 
berechtigt  den  Unternehmer  auch  in  diesem  Fall  nicht  zur  For- 
derung einer  Entschädigung,  da  der  Abschluss  des  Aufführungs- 


W)  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  116. 

11)  Recht  der  Feder  S.  247.  —  Anhang  G  §  3.  —  Nach  französischem 
Theaterrecht  genügt  ein  einjähriger  Zeitraum,  Dalloz,  Theatre  No.  286. 
Guichard  S.  128.  Huard  et  Mack  No.  294,  837.  Vivien  et  Blanc  S.  287, 
was  freilich  von  Lacan  et  Paulmier  Bd.  "2,  S.  131,  Pouillet  No.  736  nur  auf 
Pariser  Auffuhrungsverträge  bezogen  wird.  Renouard,  Traite  Bd.  2,  S.  345 
überlässt  die  Entscheidung  ausschliesslich  dem  richterlichen  Ermessen. 

12)  Anhang  H  §  8. 

18)  Mexik.  Ziv.-Ges.-Bch.  art.  1179. 

14)  Guichard  S.  180.     Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  128. 
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Vertrages  stillschweigend  unter  der  Bedingung  des  bei  man- 
gelndem Erfolg  wechselseitig  zulässigen  Rücktritts  vor  sich 
geht. 

5.  Lautete  der  Auspruch  der  Theaterzensurbehörde  auf 
bedingte  Gestattung  der  Aufführung,  indem  deren  Vor- 
nahme von  inhaltlicher  Aenderung  des  Stückes  abhängig  ge- 
macht wurde,  so  berechtigt  dies  den  Autor  zur  Aufhebung  des 
Vertrages,  da  ihm  nicht  zugemuthet  werden  kann,  seinem  Werk 
die  von  den  jeweiligen  Machthabem  beliebte  Form  zu  geben. '^) 

6.  Der  Ausbruch  des  Konkurses  über  das  Vermögen 
des  Theaterunternehmers  giebt  dem  Autor  ebenfalls 
die  Befugniss  zum  Rücktritt,  sobald  dem  Unternehmer  die  tech- 
nische Leitung  des  Theaters  entzogen  wird.  Denn  die  neu 
eintretende  Theaterleitung  kann  dem  Autor  nicht  ohne  weiteres 
die  Sicherheit  gewähren,  dass  sein  Werk  auch  unter  ihrer  Ver- 
waltung in  der  beim  Vertragsschluss  von  ihm  vorausgesetzten 
Weise  zur  Darstellung  gelangen  werde.  ^^ 

Ebensowenig  wäre  der  der  Theaterverwaltung  enthobene 
Konkursifex  zur  ferneren  Veranstaltung  von  Aufführungen  be- 
fugt, da  seine  Loslösung  vom  bisherigen  Bühneninstitut  eine 
der  für  den  Bestand  des  Aufführungsvertrages  nothwendigen 
Eigenschaften  beseitigen  würde.  ^"0  — 

Die  französische  Judikatur^^)  und  im  Anschluss  an  sie 
die  neueste  spanische  Gesetzgebung^®)  haben  dem  Autor  —  je- 
doch unter  der  Verpflichtung  völliger  Schadloshaltung  des  Un- 


is^ Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  93.     Kadlec  S.  475. 

lö)  Dagegen  nehmen  Cutler  S.  40.  Köhler,  Konkursrecht  S.  692. 
Rosmini  No.  825  an,  dass  der  Autor  sich  ohne  weiteres  den  Eintritt  der 
Gläubigerschaft  in  den  Aufführungsvertrag  gefallen  lassen  müsse  —  jedenfalls 
aber  mit  der  Befugniss,  den  durch  die  Aufführungsverzögerung  entstandenen 
Schaden  als  Konkursgläubiger  geltend  zu  machen.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2, 
S.  105  f. 

^'^)  Unter  Umständen  wäre  allerdings  denkbar,  dass  der  Aufführungs- 
vertrag durch  den  Gemeinschuldner  und  die  Gläubigerschaft  gleichzeitig  aus- 
geführt würde.     Kohler  a.  a.  0. 

18)  Huard  et  Mack  No.  790,  908,  998.  PouUlet  No.  788.  —  Vgl, 
S.  194  n.  81. 

19)  Span.  Th.-O.  art.  93. 
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temehmers  —  ein  Rücktrittsrecht  auch  dann  zugebilligt,  wenn 
der  Inhalt  des  darzustellenden  Werkes  zur  Zeit  der 
Aufführung  nicht  mehr  mit  den  Anschauungen  des 
Autors  härmonirt,  seinen  derzeitigen  politischen,  religiösen, 
wissenschaftlichen  oder  künstlerischen  Prinzipien  widerspricht. 
Die  Litteratur  hat  sich  ziemlich  einstimmig  gegen  eine  solche 
Ermächtigung  des  Autors  ausgesprochen,  ^°)  den  damit  lediglich 
subjektive  Empfindungen,  denen  in  keinem  andern  Vertrags- 
verhältniss  Rechnung  getragen  werde,  zur  Nichtinnehaltung  der 
eingegangenen  Verpflichtung  berechtigen  würden.  Man  wird 
diesen  Widerspruch  unbedenklich  für  begründet  erachten  müssen, 
da  der  Autor,  sobald  er  seine  Geisteserzeugnisse  durch  Abschluss 
von  Auffuhrungsverträgen  für  materielle  Verwerthung  benutzt, 
sich  auch  den  für  den  materiellen  Güterverkehr  geltenden  Nor- 
men unterzuordnen  hat.  Andrerseits  lässt  sich  freilich  nicht 
verkennen,  dass  eine  unter  den  geschilderten  Umständen  erfol- 
gende Aufführung  der  Persönlichkeit  des  Autors  eine  schwere 
Einbusse  zufügt,  so  dass  es  immerhin  fraglich  werden  kann, 
ob  nicht  die  Rechtsordnung  —  extra  ordinem  —  dem  Autor 
für  diesen  Fall  ein  Rücktrittsrecht  vom  Aufführungsvertrag  ein- 
räumen soll,  dessen  Geltendmachung,  sobald  an  sie  die  abso- 
lute Sicherstellung  des  Unternehmers  bezüglich  aller  ihm  aus 
dem  Rücktritt  erwachsenden  Nachtheile  geknüpft  wäre,  praktisch 
kaum  Bedenken  erzeugen  könnte. 

War  der  Abschluss  des  Aufführungsvertrages  durch  über- 
einstimmenden Willen  einer  Mehrheit  Aufführungsrechtsbesitzer 
erfolgt,  so  genügt  für  seine  Aufhebung  die  Rücktritts - 
erklärung  auch  nur  eines  Mitgliedes  aus  dieser  Gemein- 
schaft. Nur  scheinbar  liegt  hierin  ein  Widerspruch  ge- 
genüber den  für  Eingehung  des  Aufführungsvertrages  festge- 
stellten Regeln.  Für  den  Abschluss  des  Vertrages  war  Zu- 
stimmung aller  Gemeinschafter  erfordert,  weil  nach  dem  Ge- 
meinschaftsprinzip ein  Gemeinschaftsschluss  nur  einstimmig  ge- 


20)  Dalloz,  Theätre  No.  275.  Kohler,  Autorrecht  S.  140.  Lacan  et 
Paulmier  Bd.  2,  S.  110.  Mandry,  Urheberrecht  S.  319.  Pouillet  No.  297, 
788.     Röder,  Naturrecht  S.  366.     Rosmini  No.  356.     Vivien  et  Blanc  S.  267  fg. 
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fasst  werden  darf.  Dann  bedarf  aber  auch  der  Fortbestand 
des  Vertragsverhältnisses  der  Fortdauer  des  gemeinsamen  Wil- 
lens aller  Gemeinschafter,  ein  Erfordemiss,  dem  nicht  mehr 
Genüge  geschieht,  sobald  auch  nur  einer  aus  der  Gemeinschaft 
seinen  Rücktritt  vom  Aufiführungsvertrage  ausspricht. 

IV.  Die  vorzeitige  Aufhebung  des  Aufführungsver- 
trages kann  ferner  durch  den  Rücktritt  des  Unterneh- 
mers erfolgen. 

a.  Ohne  dass  damit  für  den  Autor  ein  Ersatzanspruch 
erwächst,  ist  dieser  Rücktritt  in  folgenden  Fällen  zulässig: 

1.  Nichterfüllung  der  dem  Autor  obliegenden  Ver- 
pflichtungen, wie  dessen  Weigerung  rechtzeitiger  Ueberlas- 
sung  des  für  Vornahme  der  Aufführung  nothwendigen  Manu- 
skripts, berechtigt  den  Unternehmer  unter  Geltendmachung  et- 
waiger Ersatzforderungen  zum  Rücktritt. ^^) 

2.  Das  gleiche  gilt  von  der  ungenügenden  Vertrags- 
erfüllung durch  den  Autor,  die  durch  die  Lieferung  eines 
dem  von  ihm  zugesagten  Inhalt  nicht  entsprechenden  Manuskripts 
gegeben  sein  kann. 

In  beiden  Fällen  wäre  der  Unternehmer  zur  vorgängigen 
Klage  auf  Vertragserfüllung  gegen  den  Autor  legitimirt, 
gegen  den  jedoch,  wie  in  den  entsprechenden  Fällen  ge- 
genüber dem  Unternehmer,  ein  Zwang  zur  Leistung  bezw. 
die  Vornahme  einer  Ersatzleistung,  ausgeschlossen  ist.^^)  Ge- 
gen einen  Rechtsnachfolger  des  Autors  wäre  dagegen  ein 
Zwang  zur  Herausgabe  des  Manuskripts  durchaus  zu- 
lässig, da  es  in  seiner  Hand  nicht  den  Charakter  des  Autor- 
produkts trägt.  ^^) 

3.  Ungünstige  Aufnahme  des  Stückes  berechtigt 
den  Unternehmer,  wie  bereits  erwähnt  \yurde,  gleichfalls  zum 
Rücktritt.24) 


21)  Kohler,  Autorrecht  S.   140.     Pouillet  No.  761. 

22)  Urth.  d.  Reichsgerichts  v.  21.  Juni  1894  (Seuffert's  Arch.  Bd.  50, 
S.  19). 

23)  §  769  Z.-P.-O. 

24)  Lacan   et  Paulmier  Bd.  2,   S.  128.     Rosmini  No.  891  fg.     Vivien 
et  Blanc  S.  280  fg. 
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4.  Der  Unternehmer  darf  endlich,  sobald  er  ohne  sein  Ver- 
schulden in  die  Unmöglichkeit  rechtzeitiger  Vertrags- 
erfüllung versetzt  wurde,  ohne  Ersatzverbindlichkeit  die  Ver- 
tragsaufhebung aussprechen.  Als  Fälle  dieser  höheren  Ge- 
walt verdienen  •  Hervorhebung : 

a.  Untergang  der  für  den  Betrieb  des  Theaterun- 
ternehmens nothwendigen  Lokalität,  ohne  die  Mög- 
lichkeit sofortiger  Beschaffung  eines  andern  Lokals,  dessen  Be- 
nutzung zur  Ausführung  des  Aufführungsvertrages  indess  die 
Zustimmung  des  Autors  voraussetzt.^^) 

?.  Weigerung  der  Schauspieler  zur  Uebemahme  der 
ihnen  zugetheilten  Rollen  oder  zum  Auftreten  in  den  ange- 
setzten Vorstellungen,  immer  unter  der  Voraussetzung,  dass 
diese  Handlungen  nicht  durch  ein  vertretbares  Verschulden  des 
Unternehmers  hervorgerufen  wurden. 

f.  Polizeiliche,  den  Betrieb  des  Theaterunterneh- 
mens verhindernde  Massregeln,  wie  Anordnung  noth- 
wendiger  baulicher  Veränderungen  der  Theaterräume,  Schliessung 
des  Theaters  wegen  politischer  Unruhe  oder  Verfügung  der 
Landestrauer.^^ 

8.  Zensurverbot  des  zur  Aufführung  überlassenen 
Stückes,  2*0  gleichgültig,  ob  das  Verbot  als  unbedingtes  erging, 
oder  im  Fall  der  Vornahme  inhaltlicher  Aenderungen  die  Auf- 
führungsgenehmigung vorbehielt.  Im  ersten  Fall  gründet  sich 
das  Rücktrittsrecht  des  Unternehmers  auf  seine  Unterthanen- 
pflicht,  sich  der  Begehung  staatlich  als  unzulässig  erklärter 
Handlungen  zu  enthalten;  im  zweiten  Fall  darauf,  dass 
der  Aufführungsvertrag  über  ein  in  bestimmter  Form  vorhan- 
denes Drama  geschlossen  wurde,  mithin  das  den  Anordnungen 
der  Zensurbehörde  entsprechend  umgestaltete  Stück  nicht  mehr 
mit  dem  Vertragsobjekt  identisch  wäre.'®)     Der  Autor,  der  das 


25)  Vgl.  S.  365. 

26)  Span.  Th.-O.  art.  95.     Anhang  G  §  3. 

27)  Constant  S.  152.  Dalloz,  Theätre  No.  273.  Ders.  Propriete  No. 
172.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  83  fg.  Renouard  Bd.  1,  S.  194  fg..  Bd.  2, 
S.  340.     Rosmini  No.  345.     Vivien  et  Blanc  S.  266.  —  Span.  Th.-O.  art.  95. 

28)  Guichard  S.  139. 
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Drama  mit  Rücksicht  auf  die  von  der  Zensurbehörde  gestellten 
Forderungen  umarbeitet,  kann  daher  nur  auf  Grund  einer  neuen 
sich  auf  die  Umarbeitung  beziehenden  Annahmeerklärung  des 
Unternehmers  die  Vertragserfüllung  beanspruchen. ^•) 

e.  Fortfall  derTheater-Konzession  aus  Gründen,  die 
sich  nicht  als  Verschulden  des  Unternehmers  qualifiziren.  Auch 
in  diesem  Fall  würde  die  Vertragserfüllung  den  unkonzessio- 
nirten  Unternehmer  zur  Begehung  einer  gesetzlich  untersagten 
Handlung,  zum  unkonzessionirten  Theaterbetrieb  zwingen; 
auch  ihm  gestattet  daher  die  Rechtsordnung,  die  nimmermehr 
eine  Nichtachtung  des  öffentlichen  Rechts  bei  dessen  Konflikt 
mit  privatem  Interesse  zulassen  kann,  den  Rücktritt  vom 
Vertrage. 

b.  Auch  die  durch  sein  eigenes  Verschulden  veran- 
lasste Unmöglichkeit  rechtzeitiger  Vertragserfüllung 
berechtigt  den  Unternehmer  zum  Rücktritt,  jedoch  unter  der 
Verpflichtung  zum  Ersatz  alles  dem  Autor  hieraus 
erwachsenden  Schadens.  Die  oben  besprochenen  Fälle 
höherer  Gewalt  —  ausgenommen  das  unter  8  erwähnte  Zen- 
surverbot —  können  hier  wiederum  in  Frage  kommen,  da 
ihr  Eintritt  möglicherweise  auf  ein  Verschulden  des  Unterneh- 
mers zurückgeht. 

§  3p.    Verletzung  des  Aufführungsrechts , 

I.  Seinen  kräftigsten  Schutz  empfängt  das  Aufführungs- 
recht durch  den  Grundsatz  der  neueren,  auch  der  reichsrechtli- 
chen Gesetzgebung,  dass  jede  öffentliche  Aufführung  eines  nicht 
gemeinfreien  Werkes,  die  sich  als  dessen  vollständige,  theil- 
weise  oder  unwesentlich  geänderte  Wiedergabe  darstellt,  sobald 
sie  ohne  Genehmigung  des  ausschliesslich  Aufführungsberech- 
tigten vor  sich  geht,  dem  Verletzer  des  Aufführungsrechts  — 
meist  auf  Antrag  des  Beeinträchtigten  —  Nachtheile  zivil-  und 
strafrechtlicher  Natur  zuzieht. 


2»)  Andrer  Ansicht  Urth.  d.  Handelsgerichts  Nantes  v.   7.  Juni   1893. 
(Droit  d'auteur  1894  S.  54). 
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IL  Nur  die  öffentliche  Aufführung  bildet  das  Objekt  des 
Auffuhrungsschutzes.  Darstellungen  im  familiären  Beisammen- 
sein, im  Freundeskreis,  im  geschlossenen  Verein  können  aller- 
dings ebenfalls  das  ideelle,  vielleicht  auch  das  materielle  Inter- 
esse des  Aufführungsberechtigten  gefährden;  die  Rechtsord- 
nung kann  sie  jedoch  aus  faktischen  Gründen  nicht  vor  ihr 
Forum  ziehen  und  thut  deshalb  gut,  in  solchen  Fällen  ein 
Einschreiten  zu  Gunsten  des  Gekränkten  abzulehnen.*)  Auch  die 
englischePraxis,  die  längere  Zeit  auf  Grund  der  mit  so  weitgehender 
Interpretation  verträglichen  gesetzlichen  Bestimmungen  vom  Er- 
fordemiss  der  Oeffentlichkeit  absehen  zu  müssen  glaubte,  hat 
schliesslich  für  das  Rechtsleben  die  Ignorirung  der  nichtöffent- 
lichen Aufführung  zum  Prinzip  erhoben.^) 

Wann  eine  Aufführung  als  öffentliche  bezeichnet 
werden  darf,  ist  im  höchsten  Maass  kontrovers. 

a.  Nach  Ansicht  der  zahlreichsten  Autoren  hat  nur  diejenige 
Aufführung  auf  das  Prädikat  öffentlich  Anspruch,  deren  Zutritt 
einem  unbestimmten  Personenkreis  offen  steht.^  Die  grosse 
Masse  der  von  Theater-  oder  Konzertunternehmern  veranstalteten 
Aufführungen  würde  freilich  von  dieser  Begriffsbestimmung 
getroffen  sein,  nicht  aber  die  vor  einem,  unter  Einzeleinladungen 
des  Veranstalters  zusammenberufenen  Publikum  vor  sich  gehen- 


1)  Gierke,  Deutsches  Privatrecht  Bd.  1,  S.  799  n.  54.  Kohler,  Autor- 
rechtliche Studien  S.  390.  —  Urth.  des  Ziv.-Gerichts  Florenz  v.  11.  Februar 
1895  (Droit  d'auteur  1895  S.  126).  —  Eine  beleidigende  Entstellung  des 
Geisteswerks  würde  indess  den  Autor  auch  bei  einer  solchen  Au£führung  zu 
strafrechtlichem  Vorgehen  ermächtigen  —  aber  nicht  wegen  Aufführungsrechts- 
verletzung. 

2)  Cutler  S.  21.  Darras,  Droits  des  auteurs  S.  622.  Scrutton,  Copyright 
S.  139,  160.  Slater,  Copyright  S.  131.  Es  handelte  sich  namentlich  um  die 
Anwendung  von  3  Will.  IV.  c.   15  art.  1  (Ges.  v.  10.  Juni  1833). 

3)  Bauer,  Urheberrecht  S.  59.  Dalloz,  Propriete  No.  163.  Dambach, 
Gesetzgebung  S.  245.  Drone,  Intellectual  productions  S.  627.  Daude,  Ur- 
heberrecht S.  95.  Darras  S.  462.  Dunant,  Musique  S.  78.  Gierke  Bd.  1, 
S.  798.  Klostermann,  Das  geistige  Eigenthum  Bd.  1,  S.  404.  Ders.,  Hdbch. 
des  Hdlsrechts.  Bd.  2,  S.  290.  Harum,  Pressgesetzgebung  S.  212,  Kohler, 
Autorrecht,  S.  241,  247.  Mandry,  Urheberrecht  S.  309.  Pouillet  No.  811. 
V.  Püttlingen,  Autorrecht  S.  167.     v.  Stubenrauch,  Kommentar  Bd.  2,  S.  405. 
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den  Aufführungen,  wie  solche  von  Vereinen  oder  Liebhaberge- 
sellschaften veranstaltet  zu  werden  pflegen.  Aber  auch  diese 
Aufführungen  sind  durchaus  die  Interessen  des  Aufführungs- 
berechtigten zu  verletzen  geeignet,  da  sie,  wenn  ohne  seine 
Genehmigung  zulässig,  das  Geisteswerk  in  jeder  den  Veran- 
staltern gut  scheinenden,  wenn  auch  völlig  unpassenden  Weise 
zur  Darstellung  bringen,  andrerseits  ein  zahlreiches  Publikum 
mit  dem  Geisteswerk  bekannt  machen  und  damit  demAuffüh- 
rungsberechtigten  die  Möglichkeit  erschweren,  seinerseits  durch 
die  Gestattung  oder  Veranstaltung  von  Aufführungen  ein  mate- 
riell befriedigendes  Ergebniss  zu  erzielen. 

b.  Nach  einer  zweiten,  nicht  selten  mit  der  ersten  sich 
verbindenden  Ansicht  liegt  eine  öffentliche  Aufführung  dann 
vor,  wenn  der  Besuch  an  die  Entrichtung  eines  dem  Veran- 
stalter zu  leistenden  Entgelts  geknüpft  ist.*)  Zahlreiche  Ver- 
einsaufführungen würden  freilich  durch  dies  Kriterium  zu  öf- 
fentlichen und  damit  von  der  Genehmigung  des  Auftührungs- 
berechtigten  abhängigen  Aufführungen  werden ;  andrerseits 
würde  aber  die  Vornahme  der  Aufführung  als  unentgeltliche 
die  Nothwendigkeit  der  Genehmigung  beseitigen,  den  Aufführungs- 
berechtigten daher  der  Möglichkeit  gleicher  Nachtheile,  wie  sie 
als  Konsequenzen  der  ersten  Ansicht  erscheinen,  aussetzen. 

c.  Kohler  und  Wauvermans^)  unterstellen  diejenige  AufRih- 
rung  dem  Begriff  der  Oeffentlichkeit,  die  über  die  Sphäre 
des  Privaten  hinausgehe,  so  dass  die  Versammlung,  Inder  sie 
stattfinde,  nicht  mehr  als  Aeusserung  des  Familienlebens  oder 
als  Ausfluss  des  familiären  Geselligkeitstriebes  zu  betrachten 
sei.  Mittelst  dieses  Kriteriums  gelingt  es  freilich  eine  Reihe  von 
Auffuhrungsarten,  die  nach  der  ersten  oder  zweiten  Ansicht 
unter  den  Kreis  der  nicht-öffentlichen  fielen,  als  öffentliche,  mit- 
hin der  Autorgenehmigung  unterstehend,  zu  erweisen,  wie  Ver- 


4)  Cattreux,  Etüde  S.  117.  Dalloz,  Propriete  No.  163.  Drone  S.  627. 
Guichard  S.  118.  Huard  et  Mack,  Repertoire  No.  960.  Lacan  et  Paulmier 
Bd.  2,  S,  260.     Osterrieth,    Urheberrecht   S.  91.      Salucci   S.   223. 

^)  Kohler,  Autorrechtliche  Studien  S.  391  fg.  Wauwermans,  Droit 
des  auteurs  S.  245. 
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einsaufführungen  unter  Zuziehung  von  Gästen,  ohne  Rücksicht, 
ob  die  Theilnahme  an  Entrichtung  eines  Entgelts  geknüpft 
ist  oder  nicht;  andererseits  umfasst  aber  diese  Definition  auch 
Aufführungen,  die  doch  nur  sehr  gezwungen  als  öffentliche  be- 
zeichnet werden  können.  Dass  die  Musikaufführung  bei  einem 
„Börsenkrösus",  der  dazu  ihm  nicht  näher  bekannte,  ge- 
sellschaftlich hochstehende  Personen  einladet,  um  feines  „Publi- 
kum" bei  sich  zu  haben,  eine  öffentliche  sei,  dürfte  offenbar 
zu  weit  gehen;  mit  demselben  Recht  müsste  auch  ein  Festessen, 
wenn  es  auch  ausschliesslich  den  Theilnehmern  eines  wissen- 
schaftlichen Kongresses  gegeben  wird,  als  öffentlich  bezeich- 
net werden,  müsste  jede  Aufführung  eines  Vereins, 
der  eine  grosse  Mitgliederzahl  besitzt,  als  öffentlich  gelten. 
Andrerseits  würde  aber  auch  der  familiäre  Charakter  einer 
Aufführung  nicht  nothwendig  zu  einer  geringen  Theilnehmer- 
zahl  führen;  eine  Hochzeit,  die  Feier  eines  70.  Geburtstages  ver- 
einigen vielleicht  grössere  Menschenmassen  als  das  Banket  des 
Börsenfürsten,  sind  also  ebenfalls  —  trotz  des  familiären  Cha- 
rakters —  geeignet,  den  Kreis  der  mit  dem  Geisteswerk  ohne  Ein- 
willigung und  ohne  Entlohnung  des  Autors  bekannt  gewordenen 
Personen  bedeutend  zu  vergrössern. 

d.  Weniger  Schwierigkeiten  dürften  sich  bieten,  wenn  der 
Begriff  der  öffentlichen  Aufführung  auf  all'  diejenigen  Auffüh- 
rungen bezogen  wird,  deren  ungenehmigtes  Stattfinden  den 
Aufführungsberechtigten  materiell  schädigt  oder  doch  zu 
schädigen  geeignet  ist.®)  Das  geschieht  nicht  nur  dann, 
wehn  der  Aufführungsberechtigte  vom  pekuniären  Ertrage  der 
entgeltlichen  Aufführung  keinen  Antheil  bezieht;  der  Auffüh^ 
rungsberechtigte  erleidet  vielmehr  auch  durch  die  Veranstal- 
tung einer  unentgeltlichen  Aufführung,  die  sich  unter  Be- 


ö)  Cutler  S.  21.  Osterrieth  S.  91.  Rosmini  No.  974.  Salucci  S.  223. 
Scrutlon  S.  160.  —  Autorschädigung  liegt  auch  vor,  wenn  der  Aufführende 
bei  entgeltlicher  Aufführung  nicht  auf  seine  Kosten  kommt ;  mindestens  hätte 
der  Autor  Anspruch  auf  Entschädigung  in  Höhe  des  Honorars,  das  ihm 
vom  Aufführenden  bei  Nachsuchen  der  Genehmigung  entrichtet  worden  wäre 
Urth.  d.  R.-Ger.  v.  8.  Juni  1895  (Entsch.  Ziv.-Sach.  Bd.  35,  S.  64).  —  Dies 
gegen  Kohler's  Einwand,  a.  a.  0.  S.  395. 
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dingungen  vollzieht,  unter  denen  er  sie  als  entgelt- 
liche veranstaltet  hätte,  materielle  Einbusse,  da  sich  der 
Kreis  der  seiner  entgeltlichen  Aufführung  beiwohnenden  Besucher 
naturgemäss  verringert,  sobald  auch  die  Gelegenheit,  das 
Geisteswerk  unentgeltlich  kennen  zu  lernen,  geboten  ist.^) 

Als  öffentlich  erscheinen  darnach  nicht  nur  die  allgemein 
zugänglichen  Aufführungen  von  Theater-  und  Konzertuntemeh- 
mem ;  den  gleichen  Charakter  besitzen  auch  Vereinsauftührungen, 
sobald  sie  sich  —  gleichgültig  ob  entgeltlich  oder  unentgeltlich  — 
nicht  nur  vor  den  Vereinsmitgliedem,  sondern  auch  vor  einer 
so  grossen  Zahl  von  Gästen  vollziehen,  dass  nach  vernünftigem 
Ermessen  der  Aufführungsberechtigte  die  Aufführung  einem 
so  zahlreichen  Publikum  nicht  unentgeltlich  geboten  hätte.*) 

Trifft  diese  Erwägung  zu,  so  ist  der  mit  der  Aufführung 
verfolgte  Zweck  für  das  Erforderniss  vorgängiger  Genehmi- 
gung des  Aufführungsberechtigten  unerheblich,  gewerbsmässig 
veranstaltete  wie  Wohlthätigkeitsvorstellungen  bedürfen  ihrer  in 
gleicher  Weise,^)  das  Wahlkomite,  das  den  Wählern  seines 
Kandidaten  den  unentgeltlichen  Besuch  einer  Vorstellung  bietet, 
nicht  minder  wie  der  patriotische  Theaterunternehmer,  der  am 
vaterländischen  Gedenktag  der  Schuljugend  gratis  den  Eintritt 
in  das  Theater  gestattet. 

Eben  so  wenig   spielt   die  Oertlichkeit,    in  welcher  die 


'^)  Unzutreffend  behauptet  Kohler  a.  a.  0.  S.  396,  nach  dieser  letzten 
Ansicht  stehe  dem  Autor  keine  Ersatzforderung  gegen  eine  sein  Werk  auf 
Strassen  oder  in  Wirthshäusem  exekutirendc  herumziehende  Musikbande  zu, 
da  sich  schwerlich  ein  Komponist  finden  würde,  der  die  Aufführung  unter 
solchen  Umständen  preisgegeben  hätte.  Letzteres  ist  ja  richtig,  beweist  aber 
nichts.  Der  Komponist,  der  selbst  seine  Komposition  umherziehend  vorträgt, 
würde  zweifellos  für  seine  Leistung  ein  Entgelt  beanspruchen  und  kann  daher 
auch  von  jener  Bande  Ersatz  fordern. 

8)  Die  erste  Ansicht  hat  zwar  mannigfach  versucht,  von  ihrem  Begriff 
der  Oeffentlichkeit  aus  ebenfalls  zu  diesem  Ergebniss  zu  gelangen,  namentlich 
Constant  S.  317,  Huard  etMack  No.  859,  879,  978,  997  fg.,  Scrutton  S.  139, 
was  jedoch  fehlschlagen  musste,  da  Vereinsauftührungen  eben  nicht  als  all- 
gemein zugänglich  bezeichnet  werden  können. 

ö)  Droit  d'Auteur  1890  S.  28.  Dunant  S.  162.  Gierke  Bd.  1,  S.  798. 
Harum  S.  212.     Mandry  S.  312.     Osterrieth  S.  92.     Pouillet  No.  810. 
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Aufführung  vor  sich  geht,  für  ihre  Unterordnung  unter  den 
Begriff  der  Oeffentlichkeit  eine  Rolle.  Kann  eine  Aufführung 
das  materielle  Interesse  des  Aufführungsberechtigten  gefährden, 
auch  wenn  sie  nicht  im  Theater  oder  Konzertsaal  erfolgt, 
dann  begründet  ihre  ungenehmigte  Vornahme  eine  Aufführungs- 
rechtsverletzung. ^^  Eine  ungenehmigte  Aufführung  in  Kirchen, 
Kaffeehäusern  oder  sonst  allgemein  zugänglichen  Lokalitäten 
wird  daher  regelmässig  als  Aufführungsrechtsverletzung  erschei- 
nen,^0  da  ihr  Vorsichgehen  den  vom  Aufführungsberechtigten 
zu  veranstaltenden  Aufführungen  ebenfalls  Konkurrenz  zu  machen 
vermag. 

Ob  eine  solche  Konkurrenz  thatsächlich  eintritt,  ist  da- 
gegen unerheblich.  Auch  eine  Theatervorstellung  vor  fast 
leeren  Bänken  würde  dem  Begriff  der  öffentlichen  Aufführung 
unterstehen. 

III.  Die  Verletzung  des  Aufführungsrechts  erfolgt  nicht 
nur  durch  die  ungenehmigte  Darstellung  des  gesamm- 
ten  Geisteswerkes;  das  gleiche  muss  auch  von  der  ungeneh- 
migten  Darstellung  einzelner  seiner  Theile  gelten,  sobald  diese 
Theile  an  sich  verständlich  sind.^^)  Ob  die  deutsche  Gesetz- 
gebung diesen  sachlich  durchaus  begründeten  Standpunkt  ein- 
nimmt, scheint  allerdings  zweifelhaft,  da  §  54  des  Reichsge- 
setzes nur  die  vollständige  oder  mit  unerheblichen 
Aenderungen  erfolgende  Aufführung  verbietet,  eine  theil weise 
Aufführung  aber  unter  keine  dieser  beiden  Kategorieen  fällt.  ^*) 


10)  Copinger  S.  339  f.  Cutler  S.  19.  Daude  S.  95.  Drone  S.  628. 
Huard  et  Mack  No.  974.  Mandry  S.  307.  Wauwermans  S.  242.  Dagegen 
lässt  Mexik.  Ziv.-Ges.-Bch.  art.  1207  No.  8  die  Oertlichkeit  entscheiden. 

11)  Constant  S.  158.  Ders.  Code  general  des  droits  d'auteur.  Paris 
1888.  S.  253,  327.  Dalloz,  Propriete  No.  178.  Guichard  S.  118.  Huard  et 
Mack  No.  860,  867,  972,  973,  980.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.*  261. 
Pouillet  No.  816.  Scheele,  Urheberrecht  S.  134.  Schuster,  Tonkunst  S.  223. 
Scrutton  S.  138.  Slater  S.  128.  v.  Stubenrauch,  Kommentar  Bd.  2,  S.  405. 
V.  Wächter,  Verlagsrecht  S.  637.  —  Span.  Th.-O.  art.  71,  115.  Dagegen  ist 
nach  Monaco  art.  1 1  No.  3  Aufführung  auf  freien  Plätzen  ohne  Genehmigung 
des  Aufführungsberechtigten  gestattet. 

12)  Vgl.  S.  309. 

13)  Nach  Bauer,  Urheberrecht  S.  59,  69.  Endeman,  Urheberrecht  S.  80 
besteht  für  Theilaufführung  kein  Autorschutz.     Zu  Gunsten  der  Unzulässigkeit 
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1.  Keinerlei  Schwierigkeiten  bietet  die  Konstatirung  einer 
Aufführungsrechtsverletzung,  wenn  die  ungenehmigte  Darstel- 
lung das  Werk  in  unveränderter  oder  nur  bühnentech- 
nisch umgestalteter  Form  brachte.") 

Zweifelhaft  wird  die  Entscheidung  dagegen,  wenn  ein  auf- 
geführtes Werk  —  der  Uebersichtlichkeit  wegen  soll  im  Fol- 
genden nur  vom  rein  dramatischen  Werk  die  Rede  sein  — 
vom  Drama  eines  anderen  Autors  zwar  in  einer  diese  Grenzen 
überschreitenden  Weise  abweicht,  andererseits  aber  wesentliche 
Züge  mit  ihm  t heilt,  demselben  Problem  gewidmet  ist,  den 
gleichen  Gang  der  Handlung  bietet,  dieselben  Charactere  in 
die  gleichen  Situationen  versetzt,  sodass  eine  vollkommene  Un- 
abhängigkeit des  zweiten  Werkes  von  jenem  anderen  Drama 
kaum  angenommen  werden  kann.  Ob  auch  eine  solche  Dar- 
stellung die,  wenn  auch  verdeckte,  Verletzung  eines  beste- 
henden Aufführungsrechts  bilde,  ist  eine  erst  in  den  letzten 
Jahrzehnten  aufgeworfene  Frage,  die  von  zwei  Standpunkten 
aus  eine  bejahende  Beantwortung  gefunden  hat. 

a.  Der  weitgehendste  Standpunkt  erklärt  bereits  jede  unge- 
nehmigte Aufführung  für  rechtsverletzend,  deren  Inhalt  sich 
mit  dem  eines  Dramas  des  nicht  um  seine  Genehmigung  er- 
suchten Auffuhrungsberechtigten  decke.  Wiederholt  hat  sich 
die  französische  Rechtsprechung^^)  zu  dieser  Ansicht  bekannt, 
gegen  die  indess  nicht  entschieden  genug  protestirt  werden 
kann,  da  ihre  Konsequenzen  noch  unannehmbarer  wären,  als 
die  von  den  eifrigen  Verfechtern  der  ausgedehntesten  Autorrechte 
empfohlene  Herrschaft  des  ewigen  Urheberrechts.^®)  Das  Verbot, 


dagegen  van  Calker,  Die  Delikte  gegen  das  Urheberrecht.  Halle  1894.  S.  130. 
Daude  S.  96.  Gierke  Bd.  1,  S.  799.  Koch,  Kommentar  zum  preuss.  Ldrcht. 
Bd.  l,  S.  1023.  Anm.  22.  Bedenken  äussern  Klostermann,  Urheberrecht,  Hdbch. 
d.  Hdlsrechts.  Bd.  2,  S.  240.     Scheele  S.  134. 

")  Constant  S.  188.     Drone  S.  98. 

lö)  Pouillet  No.  538,  541,  805.  Aehnlich  der  preuss.  Sachverstandigen- 
verein  bei  Dambach,  Fünfzig  Gutachten  S.  185. 

16)  Constant  S.  171.  Drone  S.  19.  Ortloff,  Jahrbuch,  f.  Dogmatik 
Bd.  5,  S.  353.  Reuling,  Z.-S.  f.  Handelsrecht  Bd.  23,  S.  96.  —  Das  Unzu- 
treffende dieser  Forderung  weisen  überzeugend  nach  Gierke  Bd.  1,  S.  768. 
Pappafava,  A  propos  du  caractere  juridique  et  des  vicissitudes  historiques  du 
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einen  schon  dramatisch  bearbeiteten  Stoff  für  die  Schöpfung 
eines  anderen  Dramas  zu  benutzen,  wäre  mit  eiper  völligen 
Stillstellung  der  dramatischen  Produktion  verbunden,  da-  sich 
trotz  der  Vielgestaltigkeit  des  Lebens  kaum  e  i  n  Stoff  finden 
liesse,  der  nicht  bereits  in  der  zeitgenössischen  Literatur  als 
Bühnensujet  Verwendung  gefunden  hat.^'O  Der  Ausschluss 
der  Bearbeitung  wäre  aber  auch  mit  der  Reservirung  gewisser 
Stoffe  für  bestimmte  Autoren  gleichbedeutend,  würde  also  die 
Begründung  eines  Privateigenthums  an  Ideen  zur  Folge  haben ^^ 
und  damit  der  Verallgemeinerung  des  nationalen  Gedanken- 
schatzes, dem  erstrebenswerthen  Ziel  der  Geistesthätigkeit^®), 
direkt  entgegenwirken.  Die  wahrhaft  bedeutenden  Schrift- 
steller der  verschiedensten  Nationen  haben  sich  deshalb 
ausnahmslos  gegen  derartige,  von  einem  krämerhaften  Gesichts- 
punkt dem  Privatvortheil  der  Autoren  dienliche  Tendenzen 
ausgesprochen,^^)  die  indess  trotzdem  leider  nicht  ganz  einfluss- 
los geblieben  sind.  Einen  vollständigen  Sieg  haben  sie  im 
spanischen  Recht  erfochten,  das  dem  Autor  die  alleinige  Ver- 
fügung über  den  Inhalt  seines  Werkes  vorbehält,  und  damit 
konsequent  bereits  zum  Verbot  der  Parodie  gelangt  ist,^')  eine 
Bestimmung,  die  der  Madrider  Kongress  der  internationalen 
literarisch-artistischen  Vereinigung  1887  denn  auch  mit  der  Be- 


droit  de  propriete  sur  les  oeuvres  de  litterature  et  d*  art.  ßruxelles,  Paris» 
Grenoble  1878,  S.  20,  127.  Proudhon,  Les  majorals  litteraires.  Bruxelles  1862. 
S.  31,  90.  Renouard,  Traite  Bd.  1,  S.  438.  Schäffle,  Ausschliessende  Ver- 
hältnisse, Tübinger  Zeitschrift  Bd.  23,  S.  301,  364,  450.  Wagner,  Allgemeine 
Volkswirthschaftslehre  Bd.  1,  S.  495.  Trotzdem  ist  ewiges  Urheberrecht  in 
den  Gesetzgebungen  von  Mexiko,  Ziv.-Ges.-Bch.  art.  1169,  1192,  Guatemala 
art.  5  und  Venezuela  art.  4  anerkannt. 

1"^)  Constant  S.  123.  Copinger  S.  339.  Drone  S.  198.  Vivien  et 
Blanc  S.  316  fg. 

18)  Proudhon  S.   126. 

lö)  Jolly,  Die  Lehre  vom  Nachdruck.  Heidelberg  1852.  S.  188.  Schäffle, 
Ausschliessende  Verhältnisse  S.  335.  Ders.,  Das  gesellschaftliche  System 
der  menschlichen  Wirthschaft.  3.  AuQ.  Leipzig  1873.  Bd.  2,  S.  80  f.  Slater 
S.  26. 

20)  Aeusserungen  französischer  Autoren  bei  Romberg,  Etudes  S.  29, 
deutscher  Autoren  im  Arch.  f.  d.  ziv.  Praxis  Bd.  84,  S.  252  n.  394. 

21)  Span.  Th.-Ö.  art.  64,  65.     Venezuela  Rgl.  art.  33. 
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gründung  zur  allgemeinen  Einführung  empfohlen  hat,  dass 
die  Parodie,  indem  sie  die  gleiche  Fabel,  wie  das  parodirte 
Werk  behandele,  in  das  ausschliesslich  zur  Verfügung  des  Origi- 
nalautors stehende  Stoffgebiet  eingreife.  ^^) 

Ein  Missgriff  ähnlicher  Art  liegt  in  der  Behauptung  eng- 
lischer Autoren,  dass  das  Aufführungsrecht  eines  Dramas  durch 
Darstellung  eines  anderen  Werkes  verletzt  werde,  das  durch 
seine  stoffliche  Anordnung  im  Zuschauer  dieselben  Ge- 
fühle wie  das  erste  hervorzurufen  geeignet  sei.^*)  Wie 
unter  der  Herrschaft  dieses  Grundsatzes  von  einer  Fortent- 
wicklung dramatischer  Poesie  die  Rede  sein  könnte,  wäre 
schwer  anzugeben,  da  doch  jedes  Drama  begrifflich  im  Zu- 
schauer dieselben  Gefühle  erzeugen  soll.^) 

Nicht  minder  unzutreffend  erachten  Pouillet  und  Schäffle 
die  Benutzung  desselben  Stoffes  dann  als  unzulässig,  wenn  die 
zweite  Bearbeitung  der  pekuniären  Verwerthung  des  ersten 
Dramas  Hindernisse  bereitet. ^^)  Damit  wäre  ja  jeder  un- 
genügenden dramatischen  Dichtung  gegenüber  auch  der  loyalste 


22)  Benedict,  Bemerkungen  über  das  Urheberrecht  und  den  Gesetz- 
entwurf der  österreichischen  Regierung.  Wien  1893.  S.  12.  Wauwermans 
S.  263.  Juristische  Anerkennung  findet  diese  Forderung  bei  Huard  et  Mack 
No.  856.  Rosmini,  Droit  d'Auteur  1889  S.  130.  Salucci  S.  227,  unter  Voll- 
ständiger Verkennung  des  Wesens  der  Parodie,  die  als  Kritik  des  parodirten 
Werks  funktionirt  und  schon  deshalb  zu  dessen  theilweiser  Wiedergabe  be- 
fugt sein  muss.  Constant  S.  182.  Darras  S.  113.  Huard  et  Mack  No. 
478,  561  fg.  Kohler,  Kunstwerk  S.  112.  Romberg,  Etudes  S.  293.  Natürlich 
darf  die  Bezeichnung  Parodie  nicht  den  Deckmantel  einer  unerlaubten  Nach- 
ahmung abgeben;  die  Parodie  muss  vielmehr  den  Charakter  eines  selbständigen 
Geisteswerks  tragen.  Dunant  S.  163.  Gierke  Bd.  1,  S.  796  No.  41.  Lacan 
et  Paulmier  Bd.  2,  S.  273.  v.  Püttlingen  S.  95.  Rivaita  S.  256.  —  Urth. 
des  Seine-Korr.-Ger.  v.  20.  März  1877.  (Carpentier,  Repert.  gen.  Bd.  14. 
s.  V.  conlrefa^on  No.   1399). 

23)  Drone  S.  636.  Kent,  Commentaries  on  American  law.  1 2.  ed.  Boston 
1873.  Bd.  2,  S.  496. 

24)  So  bei  der  Tragödie  durch  die  reinigende  und  verklärende  Wirkung 
des  Todes,  nicht  durch  Furcht  und  Mitleid,  wie  die  Schulmeinung  annimmt. 
Lipps,  Streit  über  die  Tragödie  S.  76  fg 

25)  Pouillet  No.  467.  Schäffle,  Ausschliessende  Verhältnisse  S.  338.  — 
Aehnlich  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  264. 
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Wettbewerb  ausgeschlossen,  die  Wahl  der  gerade  für  drama- 
tische Bearbeitung  voraussichtlich  erfolgreichsten  Stoffe  inner- 
halb der  engsten  Schranken  begrenzt.^®) 

Ebenso  unbegründet  ist  das  auf  gleicher  Erwägung 
ruhende  Verbot  der  Adaptation,  das  freilich  ebenfalls  schon 
in  manche  Gesetzgebungen  Eingang  gefunden  hat.^^ 

Der  Begriff  der  Adaptation  ist  ein  flüssiger:  ^^  hier  wird 
darunter  zunächst  die  Umgestaltung  verstanden,  deren  ein  Büh- 
nenwerk bedarf,  um  unter  gewissen,  mit  seiner  Originalform  un- 
vereinbaren Verhältnissen  zur  Aufführung  gelangen  zu  können.^®) 
Dabei  ist  nicht  an  äussere,  durch  bühnentechnische  Aenderungen 
zu  überwindende  Aufführungshindernisse  zu  denken,  sondern 
an  Schwierigkeiten,  die  aus  dem  ursprünglichen  Milieu  des 
Stückes  entspringen.  Eine  für  die  Berliner  Bühne  gearbeitete 
Lokalposse  kann  beispielsweise  häufig  nicht  ohne  weiteres  auf 
die  Wiener  Bühne  übertragen  werden,  da  ihre  Anspielungen 
auf  Berliner  Verhältnisse  und  Sitten  dem  Wiener  Publikum 
unverständlich  bleiben  würden.  Die  Thätigkeit  des  Adaptators 
besteht  nun  darin,  dieses  ursprüngliche  Kolorit  zu  einem  den 
neuen  Verhältnissen  entsprechenden  umzugestalten,  was  sich 
unter  Umständen  ohne  eine  das  ganze  Werk  ergreifende  Um- 
arbeitung nicht  ermöglichen  lässt.  Geht  das  Drama,  das  na- 
türlich inhaltliche  Verwandtschaft  mit  dem  Original  aufweisen 
wu'd,  aus  der  Adaptirung  der  sprachlichen  Form  nach  als 
Neuschöpfung  hervor,  so  kann  es  unmöglich  billig  sein,  die 
Aufführung  einer  solchen  Adaptation  als  einen  unzulässigen  Ein- 
griff in  das  Recht  des  ausschliesslich  zur  Aufführung  des  Ori- 
ginals Berechtigten  zu  charakterisiren.^^) 

Die  Adaptation  bezeichnet  femer  die  Verarbeitung  eines 
Dramas  zu    einem   Opernlibretto,  was  naturgemäss  ohne 


2ö)  Dagegen  bereits  Lessing,  Hamburgische  Dramaturgie  Stück  14. 

^)  Darras  S.  464.  Drone  S.  86,  592.  Kohler,  Autorrecht  S.  215. 
Pouillel  No.  540.  —  Norwegen  art.  13.  Span.  Th.-O.  art.  68.  Bern.  Konv. 
art.  10. 

28)  Carpentier  a.  a.  O.  No.  1411.     Darras  S.  117. 

29)  Pouillet  No.  38. 

80)  Zutieffende  Ausführung  bei  Dambach,  Fünfzig  Gutachten  S.  323  fg. 
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die  tiefgreifendsten  Veränderungen  der  Vorlage  gar  nicht  vor 
sich  gehen  kann.  Auch  in  der  Aufführung  nach  einem  solchen 
Textbuch  hat  jedoch  die  französische  Judikatur  wiederholt  eine 
Verletzung  des  ursprünglichen  Autors  erblickt,^^)  eine  irrige 
Anschauung,  die  in  der  spanischen  Gesetzgebung,  die  dem 
Autorrecht  die  ungemessenste  Ausdehnung  ertheilt,  rezipirt 
worden  ist.®^ 

Im  Allgemeinen  ist  jedoch  das  Verlangen  moderner  Belle- 
tristiker, die  Benutzung  dramatisch  verarbeiteter  Stoffe  zur  Her- 
stellung anderer  Dramen  zu  untersagen,  von  den  massgebenden 
juristischen  Schriftstellern  entschieden  abgelehnt  worden  ;^^  na- 
mentlich haben  sich  auch  zahlreiche  französische  Autoren^*) 
gegen  all'  solche  Versuche,  die  ungehinderte  Zirkulation  der 
Gedanken  einzuschränken,  ausgesprochen,  so  dass  die  mitunter 
aufgestellte  Behauptung,^^)  es  handle  sich  auch  in  dieser  Frage 
—  wie  eine  ähnliche  Differenz  ja  für  das  Verhältniss  zwischen 
Musik  und  Dichtung  angenommen  wird  —  um  einen  Gegen- 
satz deutscher  und  französischer  Anschauung,  von 
denen  erstere  liberale,  letztere  der  freien  Benutzung  des  geistigen 
Eigenthums  feindliche  Tendenzen  vertrete,  in  dieser  Allgemein- 
heit kaum  als  zutreffend  bezeichnet  werden  kann. 

b.  Während  die  bis  jetzt  besprochene,  durch  ihre  Konse- 
quenzen sich  als  unannehmbar  erweisende  Ansicht  die  verdeckte 
Aufführungsrechtsverletzung  durch  einen  mehr  äusserlichen 
Umstand,  die  Gleichartigkeit  des  Sujets,  entstehen  liess. 


31)  Guichard  S.  112.  Huard  et  Mack  No.  438,  500.  Salucci  S.  224. 
Pouillet  No.  805.  —  Dagegen  v.  Püttlingen  S.  104  fg. 

32)  Span.  Th.-O.  art,  67. 

33)  Gierke  Bd.  1,  S.  796.  Heydemann  und  Dambach,  Nachdrucks- 
gesetzgebung S.  539.  Jolly  S.  188.  Kohler,  Autorrechts.  39.  Ders.,  Kunst- 
werk S.  11.  Mandry  S.  311.  Osterrieth,  Urheberrecht  S.  57.  Scrutton 
S.  290.     Slater  S.  17. 

3^)  Darras  S.  98.  Huard  et  Mack  No.  559.  Laboulaye  et  Guiffrey, 
La  propriete  litteraire  an  XVIII  siecle.  Paris  1859.  S.  VI.  Pouillet  No.  14, 
566.     Vivien  et  Blanc  S.  317. 

35)  Heydemann  und  Dambach  S.  438.  Heydemann,  Internationaler 
Schutz  S.  78.  V.  Orelli,  Der  internationale  Schutz  des  Urheberrechts.  Ham- 
burg 1887.  S.  20. 
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sucht  die  zweite  Richtung  in  das  Wesen  der  einzelnen 
dramatischen  Dichtung  einzudringen,  und  diesem  Wesen 
einen  Schutz  vor  unbefugter  Nachahmung  zu  verschaffen. 

In  der  greifbaren  Gestalt,  die  das  einzelne  Drama  biete, 
—  so  lautet  ungefähr  die  Argumentation  dieser  Richtung  —  trete 
sein  Wesen  nur  in  einer  Manifestation  zu  Tage,  deren  unge- 
nehmigte  Aufführung  zu  verbieten,  das  Interesse  des  Autors 
nicht  genügend  wahre,  sobald  die  Aufführung  anderer  Mani- 
festationen freistehe.  Um  zu  erkennen,  was  blosse  Manifestation 
des  einem  bestimmten  Drama  inne  wohnenden  Gedankens,  oder 
was  eine,  wenn  auch  unter  Benutzung  des  in  einem  bestimm- 
ten Drama  verarbeiteten  Stoffes,  entstandene  Neuschöpfung, 
sei  es  nothwendig,  sich  dasjenige  e'^äoc  oder  Gedankenbild 
zu  vergegenwärtigen,  das  der  Autor  in  der  Komposition  seines 
Werkes  zu  verwirklichen  suchte.  Das  Gedankenbild  sei  etwas 
von  dem  thatsächlich  vorliegenden  Werke  Verschiedenes; 
das  Gedankenbild  enthalte  zwar  all'  diejenigen  Momente,  die 
das  in  der  Abfassung  verwirklichte  Drama  zu  einem  individu- 
ellen Werke  machten,  es  von  anderen  Geistesprodukten  unter- 
scheidend kennzeichneten;  es  decke  sich  aber  nicht  mit  dem 
in  die  Erscheinung  tretenden  Drama,  da  jenes  Drama  nur 
eine  Manifestation  jener  Momente  biete,  das  Gedankenbild 
aber  noch  unzählige  aÄdere  Formen  für  die  Manifestation  jener 
Momente  hätte  wählen  können.  Was  für  Momente  dahin  zu 
rechnen,  liesse  sich  nicht  erschöpfend  aufzählen,  sondern  nur 
aus  der  Versenkung  in  jedes  einzelne  Drama  ermitteln.  Die 
Art,  wie  sich  die  Handlung  entwickle,  die  Szenen  verknüpften, 
die  Charaktere  offenbarten,  könnten  solche  Momente  sein,  neben 
denen  noch  andere,  nach  der  Individualität  der  Autoren  ver- 
schieden, in  Frage  kämen.  Dass  diese  eventuellen  Manifesta- 
tionen sich  in  der  sprachlichen  Form  von  der  durch  den  Autor 
verwirklichten  Manifestation  trotz  Wesensübereinstimmung  mit 
ihr  durchaus  unterscheiden  könnten,  bedarf  hiernach  keiner 
Ausführung;  dementsprechend  nimmt  diese  zweite  Ansicht  eine 
Verletzung  des  Aufführungsrechtes  selbst  dann  als  vorliegend 
an,  wenn  sich  die  ungenehmigte  Aufführung  zwar  im  Wort- 
laut  deutlich    von    einer  Aufführung    des    angeblich  verletzten 
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Dramas  unterscheidet,  aber  dieselben  Momente  aufweist,  die 
für  das  Wesen  des  letzteren  von  characteristischer  Bedeutung 
sind.3«) 

Die  ersten  Spuren  dieser  von  zahlreichen  englischen  Ju- 
risten vertretenen, ''^)  durch  Kohler  in  Deutschland  eingeführten^^) 
und  von  Schuster  adoptirten*®)  Lehre,  scheinen  auf  den  schot- 
tischen National-Oekonomen  Macleod  zurückzugehen,  der  bereits 
zwischen  der  reinen  Idee  und  der  vom  Autor  vorbildlich  ge- 
schaffenen individuellen  Form  der  Idee  unterscheidet;*®) 
rechtliche  Bedeutung  gewann  sie  durch  die  zuerst  zwischen  Oester- 
reich  und  Sardinien  geschlossene  Literarkonvention  vom  26.  Juni 
1840,  deren  in  das  Urhebergesetz  von  Parma  v.  22.  Dezember 
1840  als  §  20  aufgenommener  Artikel  8  die  Verletzung  des 
Aufführungsrechts  nicht  nur  in  eine,  der  Originaldarstellung 
völlig  entsprechende  ungenehmigte  Aufführung  versetzte,  son- 
dern auch  dann  als  vorhanden  annahm,  wenn  sich  in  beiden 
Darstellungen  dieselbe  Ideenfolge  und  die  nämliche  Vertheilung 
des  Gegenstandes  nachweisen  liess. 

Gegen  den  Versuch,  die  Lehre  vom  Gedankenbild  auch  in 
die  deutsche  Jurisprudenz  einzubürgern,*^)  erheben  sich  allerdings 
keine  aus  der  logischen  Begründung  der  neuen  Theorie  herzu- 
leitende Bedenken;  die  Ausführungen  über  das  Verhältniss  der 
Idee  und  ihrer  realisirten  Form,  die  eine  gewisse  Verwandt- 
schaft mit  der  platonischen  Ideenlehre  aufweisen,  müssen  als 
unbestreitbar  zutreffend  bezeichnet  werden;  trotzdem  dürfte 
jedoch  auch  diese  Theorie  auf  die  Behandlung  der  AufRihrungs- 
rechtsverletzungen  ohne  erheblichen Einfluss  bleiben,  da  Schwie- 
rigkeiten praktischer  Natur  ihre  thatsächliche  Anwendung 


,       36)  Drone  S.  385.      Kohler,    Autorrecht   S.  214.      Slater   S.    116.    — 
Monaco  art.  17. 

37)  Copinger  S.  330  fg.     Drone  S.  97,  385.     Aber  auch  Darras  S.  52. 
Huard  et  Mack  No.  456.     Pappafava  S.  8.     Rosmini  No.  958. 

38)  Namentlich  im  Autorrecht   und  litterarisch  -  artistischen  Kunstwerk. 
3ö)  Schuster,  Das  Wesen  des  Urheberrechts.  Wien  1891.  S.  5  fg. 

40)  Schaff le,  Ausschliessende  Verhältnisse  S.  310. 
*i)  Doch  sprach  bereits  Arrey  v.  Dommer,  Elemente  der  Musik  S.  151 
vom  »Tongedankenbild". 
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untersagen.  Diese  Schwierigkeiten  liegen  in  der  Unmöglich- 
keit, juristisch  fassbar  zu  bestimmen,  welche  Momente  denn 
gerade  für  das  Gedankenbild  wesentlich  sind.  Mit  der  blossen 
Behauptung,  dass  die  Erkenntniss  des  Gedankenbildes  dazu  be- 
fähige, Manifestation  und  Neuschöpfung  zu  unterscheiden,  ist 
das  Gedankenbild  selbst  noch  nicht  vor  dem  Bewusstsein  des 
kritischen  Juristen  rekonstruirt;'*^)  dazu  bedürfte  es  vielmehr 
bestimmter  Angaben,  wie  sie  die  Verfechter  der  Theorie  des 
Gedankenbildes  aber  nicht  liefern  —  man  möchte  beinahe 
sagen,  auch  gar  nicht  liefern  können,  da  es  sich  bei  Fixirung 
dieser  Momente  um  „das  Geheimniss  des  Autors"  handelt,^^ 
für  dessen  Lösung  dem  unpoetischen  Juristen  natürlich  Fähig- 
keit und  Verständniss  abgeht.  Die  einzelnen  als  Anhaltspunkte 
aufgeführten  Momente  sind  unannehmbar;  denn  sie  zwingen  in 
ihren  Konsequenzen  zu  denselben  Resultaten,  wie  die  vorher 
besprochene,  die  Uebereinstimmung  des  Sujets  betonende  Auf- 
fassung, und  bieten  ausserdem  keine  festen,  für  die  Praxis 
brauchbaren  Kriterien. 

Englische  Autoren  glauben  eine  sichere  Handhabe  zu  er- 
halten, indem  sie  das  Verbot  ungenehmigter  Aufführung 
auf  die  substanziellen  Theile  des  Dramas  beziehen,^) 
diese  aber  in  ganz  äusserlicher  Weise  in  den  einzelnen  vom 
Autor  neuerfundenen  Bühneneffekten  erblicken.^^)  Aus  dieser 
Anschauung  heraus  haben  denn  auch  englische  und  amerika- 
nische Gerichte,  neuerdings  auch  die  spanische  Gesetzgebung, 
dem  Urheber  das  ausschliessliche  Recht  auf  die  Be- 
nutzung gewisser  Situationen  zugesprochen,*^  ohne  daran 
Anstoss    zu    nehmen,    dass    damit    ebenfalls    ein    Privateigen- 


^)  Wie  Schuster  a.  a.  O.  anzunehmen  scheint;  dagegen  Schäffle  a. 
a.  0.  S.  330. 

48)  Kohler,  Autorrecht  S.  107. 

44)  Copinger  S.  352.  Drone  S.  632  fg.  Scrutton  S.  J42,  auch  Darras 
S.  52. 

4ö)  Copinger  S.  333,  350.  Cutler  S.  18.  Drone  S.  594.  Kent 
S.  496.     Slater  S.   116. 

4ö)  Anlässlich  des  berühmten  Railroadprozesses,  worüber  ausführlich 
Drone  S.  635  fg.  Osterrieth,  Englisches  Urheberrecht  S.  195.  —  Span. 
Th,-0.  art.  64. 
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thum  am  Stoff,  das  für  die  dramatische  Kunst  leicht  noch 
nachtheiliger,  als  das  Verbot,  eine  vollständige  Fabel  zu  be- 
nutzen, wirken  kann,  begründet  wird.  Denn  die  Nachahmung 
eines  Gesammtsujets  lässt  sich  durch  die  Wahl  selbständiger 
Stoffe  vermeiden;  dagegen  wird  es  häufig  unmöglich  sein,  trotz 
völliger  Verschiedenheit  der  Fabel  auch  in  den  Einzel- 
heiten jedem  Anklänge  an  bereits  von  anderen  Autoren  be- 
nutzte Situationen  zu  entgehen.  Durchaus  zutreffend  hat  die 
ausserenglische  Litteratur,  einschliesslich  Kohlers,  deshalb  einer 
Ausdehnung  des  Aufführungsrechtes,  die  selbst  die  Nachahmung 
einer  einzelnen  Szene  untersagt,  aufs  bestimmteste  wider- 
sprochen.^^ 

Auf  anderem  Wege  sucht  Drone  der  Schwierigkeit  Herr 
zu  werden:  er  verlegt  das  Kriterium  dafür,  dass  eine  Auffüh- 
rung die  Verletzung  eines  bestehenden  Aufführungsrechts  bilde, 
in  den  Umstand,  dass  die  Darstellung  der  Identi- 
fizirung  mit  der  Darstellung  eines  anderen  Geisteswerkes 
fähig  sei,*®)  scheint  aber  unentschlossen,  auf  welche  Punkte  die 
Identifizirung  sich  zu  beziehen  habe.  Wiederholt  betont  er, 
dass  der  Stoff  dabei  nicht  in  Frage  komme,  dass  vielmehr 
dessen  eigenthümliche,  durch  die  Sprache  für  die  Identifizirung 
gesicherte  Anordnung  das  eigentliche  Autorgut  bilde;  damit  ge- 
langt er  aber  im  Grunde  genommen  zu  der  von  ihm  be- 
kämpften Ansicht,  die  das  einzelne  Drama  nur  in  der  ihm 
vom  Autor  gegebenen  sprachlichen  und  damit  individuell  ge- 
stalteten Form  für  schutzfähig  erklärt. 

Am  eingehendsten  hat  Kohler  den  Begriff  des  von  ihm  nicht 
gerade  sehr  deutlich  als  imaginären  Bildes  bezeichneten 
Gedankenbildes  untersucht.  Allein  so  uneingeschränkt  ihm 
auch  das  Verdienst  zugesprochen  werden  muss,  uns  durch 
seine  Ausführungen  einen  Einblick  in  die  dichterische  Werk- 
statt verschafft  zu  haben,  so  wenig  werden  wir  dadurch  in 
den  Stand  gesetzt,    für  die  praktische  Bethätigung  benutzbare 


47)  Constant  S.  174.     Huard    et  Mack  No.  552.     Kohler,  Autorrecht 
S.  349. 

48)  Drone  S.  98:  anders  freilich  S.  385. 
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Kriterien  der  Aufiführungsrechtsverletzung  zu  gewinnen.  Auch 
Kohler  wendet  sich  entschieden  gegen  die  Gleichstellung  Von 
Gedankenbild  und  Stoff  —  wie  lässt  es  sich  aber  damit  in 
Einklang  bringen,  wenn  er  in  dem  fruchtlosen  Ringen,  einen 
juristisch  untassbaren  Begriff  für  die  juristische  Anwendung 
zu  verwerthen,  das  Gedankenbild  schliesslich  doch  mit  dem  In- 
halt identifizirt,*^)  also  auf  das  zurückgreift,  dessen  Haltlosig- 
keit er  selbst  nachgewiesen?  Der  Widerspruch,  den  Kohlers 
als  mystisch  bezeichnete  Auffassung  gefunden  hat,^®)  kann 
nicht  mit  dem  einfachen  Hinweis  als  beseitigt  gelten,  dass 
die  Triebkraft  des  Rechts  zu  neuen  Gestaltungen  führe,  für 
die  es  einer  Ausweitung  alter  und  Erzeugung  neuer  Rechtsbe- 
griffe bedürfe,^^)  da  auch  für  diese  die  Möglichkeit  klarer  Darle- 
gung unumgänglich  erforderlich. 

Zu  Gunsten  der  praktischen  Verwerthung  der  Theorie  vom 
Gedankenbild  scheint  allerdings  die  Analogie  der  das  Patent- 
recht beherrschenden  Prinzipien  zu  sprechen.  Hier  wird  dem  Er- 
finder ja  fraglos  die  ausschliessliche  Benutzung  der  Erfindung 
nicht  nur  in  ihrer  ursprünglichen,  sondern  auch  in 
jeder  andern,  auf  demselben  Erfindungsgedanken 
beruhenden  Form  vorbehalten,  ohne  dass  die  praktische 
Bethätigung  dieses  Gmndsatzes  zu  den  Schwierigkeiten  geführt 
hätte,  die  wir  als  unausbleibliche  Folge  einer  Einführung  der 
Theorie  vom  Gedankenbild  in  die  Praxis  hinstellen  zu  müssen 
glaubten.  Allein  dieser  Einwand  ist  nur  für  den  ersten  Mo- 
ment geeignet,  die  Bedenken  gegen  die  fragliche  Theorie  zu 
erschüttern;  denn  die  zwischen  der  Erfinderidee  und  dem  Ge- 
dankenbild waltenden  Unterschiede  sind  eben  so  bedeutend, 
dass  ihre  gleiche  Behandlung  sich  als  absolut  unmöglich  heraus- 
stellt. Was  für  den  Erfinder  geschützt  wird,  ist  kein  imagi- 
näres Bild,  dessen  eine  Manifestation  in  der  konkreten  Er- 
findung zu  Tage  tritt,  sondern  eine  Idee  als  solche;  für  den 
Erfinder  besteht  demnach  die  gleiche  Sachlage,  wie  sie  für  den 


49)  Kohler,  Autorrecht  S.  29,  11. 

«>)  Benedict  S.  6  fg.     Gierke  Bd.  1,  S.  768. 

^  Kohler,  Arch.  f.  d.  ziv.  Praxis  Bd.  82,  S.  142  fg.,  155. 
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dramatischen  Autor  bestehen  würde,  dem  allein  das  Recht,  ein 
gewisses  Sujet  zu  benutzen,  zustände.  Wir  haben  im  Vor- 
hergehenden eine  solche  Regelung  allerdings  ebenfalls  abgelehnt — 
aber  nicht  wegen  ihrer  praktischen  Undurchführbarkeit,  sonderri 
wegen  der  daraus  für  die  Entwicklung  des  geistigen  Lebens 
resultirenden  Nachtheile,  die  von  verhältnissmässig  weitragen- 
derer  Bedeutung,  als  die  ungünstige  Beeinflussung  der  wirth- 
schaftlichen  Entwickelung  durch  die  Appropriirung  der  Erfin- 
deridee, die  zudem  durch  die  enger  begrenzte  Dauer  des  Pa^ 
tentschutzes  und  das  Institut  der  Verbesserungspatente  wesent- 
lich paralysirt  wird.  — 

Die  geschilderten  Versuche,  den  Begriff  der  Aufführungs- 
rechtsverletzung  über  die  Fälle  der  durch  die  Sprachform  ge- 
gebenen Uebereinstimmung  von  Original  und  Nachahmung 
hinaus  noch  weiter  auszudehnen,  sind  somit  resultatlos  ver- 
laufen; trotzdem  wäre  es  unrichtig,  den  Thatbestand  der  un- 
erlaubten Aufführung  auf  eine  mit  dem  Originalwerk  wörtlich 
durchaus  übereinstimmende  Darstellung  zu  beschränken. 
Unerlaubt  wäre  auch  eine  Aufluhrung,  die  ein  Drama  in  ver- 
kürzter, der  Sprachform  nach  sich  zum  grösseren  Theil 
seiner  Vorlage  wörtlich  anschliessenden  Fassung  zur  Darstel- 
lung brächte,  desgleichen  eine  Bearbeitung,  die  dem  Original  be- 
trächtliche Partieen  wörtlich  entlehnt  hätte.^^)  Be- 
schränken sich  die  Modifikationen  nur  auf  oberflächliche 
Veränderungen,^^  etwa  Vertauschung  der  Namen  der  auf- 
tretenden Personen,  Versetzung  der  Handlung  in  einen  anderen 
Zeitraum,  ohne  dem  neuen  Drama  ein  von  dem  des  Originals 
abweichendes  Sprachkolorit  zu  verleihen,  so  trägt  auch 
eine  derartige  Aufführung  unbedingt  den  Stempel  des  Unzu- 
lässigen.^*)    Ob  man  auch  die  Versifikation    eines  in  Prosa 


52)  Scrutton  S.   142. 

53)  Hamm  S.  192. 

54)  Diesen  Standpunkt  vertreten  auch  R.-Ges.  §  54.  Oesterreich  (neu) 
§  30.  Ungarn  art."57.  Italien  art.  34.  Finnland  art.  8.  Norwegen  art.  13. 
Auch  der  Österreich.  Entw.  I  §  22,  23  wollte  dem  Autor  einen  Dramatisirungs- 
vorbehalt  einräumen,  Benedict  S.  12,  wovon  jedoch  das  Gesetz  selbst  Abstand 
genommen  hat. 
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geschriebenen  Dramas  unter  diesem  Gesichtspunkt  beurtheilen 
muss,  ist  streitig. ^^)  Die  französischen  Gerichte  haben  darin 
einen  Eingriff  in  das  Aufführungsrecht  gesehen^®)  —  im  allgemei- 
nen wohl  mit  Recht,  da  die  sich  getreulich  an  den  Wort- 
laut anlehnende  Umsetzung  in  gebundene  Rede  keine  sprach- 
liche Neuschöpfung  hervorzubringen  vermag,  sonst  aber 
nicht  als  zulässige  Benutzung  eines  bereits  vorhandenen  Werkes 
erscheint. 

In  engem  Zusammenhang  mit  den  eben  besprochenen 
Eingriffen  in  das  Autorrecht  steht  die  Frage  nach  der  Zuläs- 
sigkeit  der  öffentlichen  Aufführung  von  dramatisirten 
Novellen  oder  Romanen.  An  sich  würde  eine  solche  Dra- 
matisirung  keine  Verletzung  des  Aufführungsrechtes  bilden,  da 
letzteres  für  eine  in  undramatischer  Form  erschienene  Dichtung 
naturgemäss  garnicht  besteht;  andererseits  liegt  aber  darin  die 
Benutzung  fremder  geistiger  Leistungen,  die,  wenn  ohne  Ge- 
nehmigung des  Autors  erfolgt,  unter  Umständen  ebenfalls  einen 
Eingriff  in  seine  Rechte  darstellen  könnte.  Es  fehlt  deshalb 
auch  nicht  an  Stimmen,  welche  die  Dramatisirung  nur  mit 
Genehmigung  des  Novellisten  zuzulassen,  befürworten,^'^)  wofür 
sich  auch  bereits  mehrere  Gesetzgebungen,^®)  nicht  selten 
auch  die  französische  Praxis  ausgesprochen  haben;*®)  zahl- 
reicher sind  allerdings  die  Anhänger  der  unbedingten  Dramati- 
sirungsfreiheit;^^)    eine    dritte  Gruppe  empfiehlt  dem  Autor  die 


öö)  Benedict  S.  10.     Gierke  Bd.  1,   S.  796  n.  44.     Rosmini  No.  965. 

5«)  Huard  et  Mack  No.  457.     Pouillet  No.  544. 

")  Copinger  S.  382.  Kohler,  Autorrecht  S.  215.  Ders.,  Kunstwerk 
S.  100,  106.  Matthews,  The  evolution  of  Copyright  (bei  Putnam,  Question) 
S.  27. 

^)  Paterson,  The  liberty  of  the  press  S.  295.  Dan.  Ges.  v,  12.  Aprü 
18S9  art.  2.  Norwegen  art.  13.  Span.  Th.-O.  art.  68.  Venezuela  Rgl.  art. 
36.  —  Nunmehr  bestimmt  auch  die  Pariser  Deklaration  der  Bern.  Konv. 
V.  4.  Mai  1896,  No.  3,  dass  die  Dramatisirung  eines  Romans  einen  An- 
wendungsfall der  im  art.   10  der  Bern.  Konv.  verbotenen  Adaptationen  bilde. 

ßö)  Huard  et  Mack  No.  459,  791.  Pouillet  No.  540,  805.  Heydemann, 
Internationaler  Schutz  S.  183. 

^)  Benedict  S.  10.  Brett,  Commentaries  on  the  present  laws  of 
England.  London  1890.  S.  316.     Constant  S.  174.     DaUoz,  Propriete  No.  85. 
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Befugniss  zu  ertheilen,  sich  bei  Veröffentlichung  seines  Dicht- 
werks mittelst  Vorbehaltes  das  alleinige  Recht  der  Dramati- 
sirung  zu  wahren,®^)  ein  Standpunkt,  den  die  nordamerikanische 
Gesetzgebung  verwirklicht  und  das  englische  Autorrechtsprojekt 
in  Vorschlag  bringt.®^) 

Nach  den  früher  entwickelten  Gesichtspunkten  empfiehlt 
sich  unbedingt  die  Dramatisirungsireiheit,  da  aus  der 
Bearbeitung  für  die  Bühne  eine  Neuschöpfung  hervorgeht,  die 
mit  ihrer  Vorlage  zwar  den  Stoff  gemein  hat,  sonst  aber  einem 
anderen  Kunstgebiet  als  jene  angehört.**)  Angesichts  dieser 
totalen  inneren  Verschiedenheit  kann  es  darauf  nicht  ankom- 
men, ob  die  Thätigkeit  des  Bühnenbearbeiters  sich  quantativ  als 
eine  besonders  umfangreiche  erweist,  oder  ob  er  der  Original- 
dichtung grössere,  von  ihm  dialogisirte  Bestandtheile  entnommen 
hat.  Wiederholt  ist  freilich  die  Behauptung  aufgestellt  worden, 
dass  dieDramatisirung,obschon  zulässig,  sich  in  ihrer  Wortfassung 
nicht  zu  eng  an  ihr  Original  anlehnen  dürfe.  *^)Solange  aber  dieGesetz- 
gebungkein  allgemeines  Verbotdesöfifentlichen  Vortrags  vonGeistes- 
werken  aufstellt,  ist  diese  Forderung  unbegründet,  da  nicht  er- 
sichtlich ist,  weshalb  die  Deklamation  nicht  für  die  Bühnen- 
aufiführung  geschriebener  Gedichte  —  und  als  Deklamation 
müsste  man  doch  vom  Standpunkt  des  Originalautors  die  Dar- 
stellung eines,  einem  Roman  oder  einer  Novelle  wörtlich  ent- 
nommenen Dialogs  bezeichnen  —  untersagt  werden  sollte. 
Ganz  anders  hätte  freilich  die  Entscheidung  auszufallen,  wenn 


Huard  et  Mack  No.  460,  819,  854.  Heydemann  und  Dambach  S.  519. 
Dambach,  Gutachten  S.  299,  308.  Kadlec  S.  1 10.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2, 
S.  181.  V.  Püttlingen  S.  104.  Rosmini  No.  967.  Slater  S.  20,  113.  Die 
Angaben  bei  v.  Orelli,  Internationaler  Schutz  S.  42  sind  nicht  ganz  exakt. 
—  Urth.  des  Reichsgerichts  v.  22.  Juni  1883  (Entsch.  Strf-Sach.  Bd.  8,  S.  428). 

61)  Cutler  S.  12.     Drone  S.  456.     Scrutton  S.  52, 

62)  Nordamerik.  Ges.  v.  3.  März  1891.  Rev.  Stat.  Tit.  6,  cap.  3, 
art.  4952,  Dazu  Kent  S.  495.  Darras  S.  466.  Scrutton  S.  142.  —  Copyright- 
Commission  §  81.     Copinger  S.  385. 

63)  Drone  S.  464,  597.  Entsprechende  Entscheidungen  bei  Paterson, 
Liberty  of  the  press  S.  294. 

64)  Cutler  S.  12.  Dambach,  Gutachten  S.  199,  208.  Gierke  Bd.  1, 
S.  799.     Huard  et  Mack  No.  855.     Rosmini  No.  967. 
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es  sich  um  den  Druck  der  Dramatisirung  handelt,  wobei 
deren  zu  weit  gehende  sprachliche  Uebereinstimmung  mit  dem 
Original  zweifellos  ein  Verfahren  wegen  Nachdrucks  rechtfer- 
tigen würde.  ^^)  Dieser  an  sich  zutreffende  Gedanke  hat  die 
englische  Jurisprudenz  zu  der  argen  Uebertreibung  veran- 
lasst, den  Druck  einer  Dramatisirung  überhaupt  für  unzulässig 
zu  erklären^®)  —  als  ob  garnicht  möglich  wäre,  die  Verwand- 
lung eines  Romans  in  ein  Bühnenstück  unter  schöplerischer 
sprachlicher  Umgestaltung  vorzunehmen. 

Wenig  überzeugende  Gründe  sprechen  für  eine  dem 
Autorauf  sein  Verlangen  zu  reservirendeDramatisirungsbe- 
fugniss,  eine  Regelung  der  Frage,  die  thatsächlich  doch  auch 
nur  auf  der  durchaus  abzulehnenden  Annahme  eines  Privat- 
eigenthums  am  Stoff  basirt.  Gegen  sie  fallt  vor  allem  in's 
Gewicht,  dass  die  Herstellung  eines  bühnenwirksamen  Stückes 
ganz  andere  Forderungen  an  den  Autor  stellt,  als  die  Produk- 
tion eines  Romans,  ^"0  wer  einen  guten  Roman  verfasst  hat, 
demnach  noch  nicht  die  Gabe  besitzen  muss,  ein  gutes  Drama 
anzufertigen,  und  umgekehrt.  Wird  also  dem  Originalautor 
allein  das  Recht  der  Dramatisirung  zugesprochen,  so  droht 
häufig  die  rechtspolitisch  zu  meidende  Gefahr,  dass  der  an 
sich  auch  für  eine  Bühnenbearbeitung  dankbare  Stoff  bei  der 
Umwandlung  zum  Drama  nicht  die  hierfür  angemessene  Ge- 
stalt erhält,  während  die  Freiheit  der  Dramatisirung  das  geistige 
Kapital  der  Nation,  ohne  der  Bedeutung  des  Originalwerks 
Eintrag  zu  thun,  vielleicht  um  eine  gute  dramatische  Leistung 
bereichert  hätte.  Die  Befürchtung  von  Matthevvs,  die  Drama- 
tisirung könne  den  geistigen  Gehalt  des  Originals  in  verschlech- 
terter Weise  wiedergeben  und  damit  auf  dessen  ästhetische 
Bewerthung    einen    ungünstigen    Einfluss    ausüben,^®)    kommt 


öS)  Dambach,  Fünfzig  Gutachten  S.  297  fg. 

öß)  Brett  S.  318.'  Copinger  S.  351.     Scrutton  S.   139. 

67)  Goethe  (Hempelsche  Ausgabe)  Werke  Bd.  28,  S.  622.  Heydemann 
und  Dambach  S.  516.     Vischer,  Aesthetik  Bd.  3,  S.  1448. 

^)  Matthews  S.  27.  —  Zutreffend  dagegen  Kohler,  Sentiment  und 
Sentimentalität,  Zeitschrift  für  vergleichende  Literaturgeschichte  Bd.  9,  S.  280: 
„Von  Irrthümern  der  Kritik  begleitet  zu  werden,  ist  das  Wahrzeichen  echter 
Schöpfung.*'     Auch  van  Calker,  Urheberrechtsdelikte  S.  114. 
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dagegen  nicht  in  Betracht.  Jeder,  der  sich  mit  seinen  Gedanken 
an  die  Aussenwelt  wendet,  läuft  Gefahr,  absichtlich  oder  un- 
absichtlich missverstanden  zu  werden,  und  seine  Ideen  in  ver- 
schlechterter Form  wiedergegeben  zu  hören.  Weshalb  sollte 
der  Romanschriftsteller  oder  der  Novellist,  ohne  dass  zu  ihren 
Gunsten  besonderer  Gründe  geltend  gemacht  würden,  hiervor 
durch  ein  Privileg  geschützt  sein?  Dass  eine  Beschränkung 
der  Dramatisirungsfreiheit  endlich  von  günstigem  Einfluss  auf 
die  Originalproduktion  von  Bühnenwerken,  wie  Scrutton  be- 
hauptet, •^)  widerlegt  sich  am  besten  durch  das  Beispiel  Nord- 
amerika's,  dessen  dramatische  Litteratur  bisher,  trotzdem  die 
Gesetzgebung  dem  Originalautor  schon  längst  das  Recht  der 
Dramatisirung  reservirt,  noch  keinen  hervorragenden  Ruf  er- 
langt hat. 

2.  Kürzer  lassen  sich  die  Aufführungsrechtsverletzungen 
durch  ungenehmigte  Aufführung  von  Musikwerken  erle- 
digen, deren  Behandlung  im  wesentlichen  den  gleichen  Regeln, 
wie  die  Verletzung  des  dramatischen  Aufführungsrechtes,  zu 
unterstellen  ist.^^) 

Auch  hier  gewährt  das  Aufführungsrecht  einen  Schutz, 
nicht  nur  gegen  die  Darstellung  der  unveränderten  Origi- 
nalkomposition, sondern  auch  gegen  eine  Exekution,  die 
trotz  äusserer,  unwesentlicher  Aenderungen,'  ihrer  Form  nach 
doch  nur  als  blosse  Wiedergabe  der  Originalkomposition  er- 
scheint, was  immer  dann  vorliegt,  wenn  die  betreffende  Bear- 
beitung von  einem  Musiker  lediglich  in  Anwendung  seiner 
musik-theoretischen  Kenntnisse,  ohne  eigene  geistige 
Schöpfungsthat,  hergestellt  werden  könnte.  Beispiele  dieser 
letzten  Art  bilden  die  Transposition  der  Tondichtung  in 
einen  anderen  Schlüssel,'^)    oder  ihre  Transkription  für  ein 


6ö)  Scrutton  S.  51. 

70)  Cutler  S.  12. 

71)  Daude  S.  84.  Dunant  S.  144.  Gierke^ßd,  1,  S.  797  n.  45,  46, 
—  Doch  besteht  auch  hier  die  Möglichkeit  einer  selbständigen,  und  dann 
dem  Aufführungsrecht  des  Originalkomponisten  entzogenen  Schöpfung.  Oester- 
reich  (neu)  §  33  No.  1. 
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anderes  als  das  ursprünglich  für  sie  berechnete  Instrument, '^^) 
wohl  auch  die  Bearbeitung  einer  Partitur  für  das 
Klavier,  der  mitunter  freilich  selbständige  Bedeutung  beige- 
legt worden  ist.''')  Unzulässig  wäre  auch  die  ohne  Genehmi- 
gung des  Aufführungsberechtigten  erfolgende  Darstellung  eines 
grösseren  Theils  des  Werkes:^*)  Die  AuÖührung  von  Aus- 
zügen aus  musikalischen  Kompositionen,  oder  von  Arrange- 
ments ihrer  einzelnen  Bestandtheile  bildet  daher  einen  Eingriff 
in  das  Aufführungsrecht,'^*)  was  das  ältere  öste^eichische 
Recht  und  nicht  selten  französische  Gerichte  verkannt  haben.  "^^ 
Dass  die  Weglassung  einzelner  in  der  Originalkomposition 
verwendeter  Instrumente  einer  Aufführung  nicht  den  Cha- 
rakter des  Widerrechtlichen  nimmt,  dürfte  im  allgemeinen  selbst- 
verständlich sein;''0  doch  kann  auch  hier  die  durch  die  Fort- 
lassung nothwendige  Bearbeitung  des  Tonwerks  sich  über 
dessen  blosse  Wiedergabe  erheben  und  deren  Aufführung  da- 
mit vom  Erforderniss  der  Genehmigung  des  Autors  der  ersten 
Komposition  lösen.''®) 

Den  bei  dramatischen  Dichtungen  unternommenen  Ver- 
suchen entsprechend,  ist  auch  häufig  ein  diese  Grenzen  über- 
schreitender Schutz  des  musikalischen  Aufführungsrechts  bean- 


■72)  Dunant  S,  J,45.  Kohler,  Kunstwerk  S.  149.  Mexik.  Ziv.-Ges.-Bch. 
art.  1201  No.  10.  Auch  Paraphrase  für  Singstimme.  Rivaita  S.  254. 
Ungarn  art.  46. 

'^^)  Copinger  S.  386.  Slater  S.  17.  Dagegen  Koch,  Allg.  Landrecht 
Bd.   1,  S.  1019  Anm.  4. 

■'*)  Da  die  Aufführung  kleinerer  Theile  aus  allgemeinen  Gründen  zu- 
lässig, vgl.  S.  309,  so  bildet  auch  Aufführung  sog.  Potpourris  keine  Autor- 
rechtsverletzung. Schaffte,  Ausschliessende  Verhältnisse  S.  419.  —  R.-Ges. 
§  47.     Oesterreich  (neu)  §  32  No.  1  spricht  jedoch  deren  Verbot  aus. 

■75)  Daude  S.  84.  Kohler,  Autorrecht  S.  235.  Koch  S.  1019  n.  3. 
Pouillet  No.  556.  —  R.-Ges.  §  46.  Oesterreich  (neu)  §  32  No.  L  Ungarn 
art.  46.  Italien  art.  3.  Monaco  art.  17.  Fraglich  Bern.  Konv.  art.  10, 
Belgien  art.  17,  Tunis  art.  4,  deren  Wortlaut  eine  weitergehende  Auffassung 
zulässt. 

76)  Oesterreich  (al^)  art.  6  b.  —  Huard  et  Mack  No.  534,  941. 
Pouület  No.  66. 

'7'^)  Droit  d'auteur  1891  S.   142.  —  Italien  art.  3. 

'^S)  Oesterreich  (alt)  art.  6  c. 
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sprucht  worden.  Sollte  dort  der  Stoff  des  Dramas  der  allei- 
nigen Benutzung  durch  den  Autor  reservirt  sein,  so  fehlt  es 
hier  nicht  an  Behauptungen,  die  dem  Komponisten  die  aus- 
schliessliche Befugniss  über  die  von  ihm  erfundene  Melodie 
zuschreiben  und  ihre  ungenehmigte  Verwerthung  durch 
einen  anderen  für  eine  Autorrechtsverletzung  erklären.^^  Die 
gegnerische  Ansicht  hat  zwar  auf  das  Widersinnige  einer 
solchen  Beschränkung  hingewiesen,®^  das  auf  dem  Gebiete 
der  Tonkunst,  auf  welchem  die  gegenseitigen  Entlehnungen 
selbst  bei  den  grössten  Komponisten  häufig  sind,  noch  deut- 
licher als  bei  der  dramatischen  Kunst  zu  Tage  tiitt;®^)  trotzdem 
hat  bereits  das  spanisch-mexikanische  Recht  das  Privateigen- 
thum  des  Komponisten  an  der  Melodie  anerkannt  ;®2)  das  Gleiche 
muss  vielleicht  auch  für  die  belgisch-tunesische  Gesetzgebung 
behauptet  werden^^,  und  der  erste  Entwurf  des  neuen  öster- 
reichischen Urhebergesetzes  suchte  denselben  Grundsatz  in  das 
Gebiet  des  Deutschen  Rechts  einzuführen,  ein  Beginnen,  dem 
indess  bei  der  endgültigen  Redaktion  kein  Erfolg  zu  Theil 
wurde.®*) 

Auch  hier  sollte  die  Lehre  vom  Gedankenbild  dazu 
dienen,  dem  Autorrecht  einen  erweiterten  Schutz  vor  Auffuhrungs- 
rechtsverletzungen  zu  gewähren,®*)  jedoch  ebenfalls  mit  nega- 
tivem Resultat.  Denn  auch  hier  lassen  sich  die  das  Vorliegen 
einer  unzulässigen  Nachahmung  nachweisenden  Momente  nicht 
zum  klaren  Bewusstsein  bringen,  sodass  schliesslich  derselbe 
Autor,  der  das  Motiv  für  nicht  appropriirbar  erklärt  hatte, 
das  Charakteristische  des  Werkes  in  das  zum    festen    Ton- 


7»)  Dunant  S.  146.  Darras  S.  467.  Kadlec  S.  177.  Heydemann 
S.  183.  Kremer,  Das  ausschliessliche  Recht  des  Urhebers  an  der  Melodie. 
Leipzig  1891,  S.  38. 

80)  Daude  S.  81.  Kohler,  Kunstwerk  S.  152.  Renouard  Bd.  2,  S.  68. 
Salucci  S.  152.     Slater  S.  17. 

81)  V.  Püttlingen  S.  13.     Rivaita  S.  254. 

82)  Spanien  art.  7.    Span.  Th.-O.  art.  64.    Mexik.  Ziv.-Ges.-Bch.  art.  1 195. 
88)  Vgl.  n.  75. 

84)  Oestr.  Entw.  I  §  33. 

85)  Kohler,  Kunstwerk  S.  152. 
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bilde  gewordene  Motiv  versetzt,®^  also  thatsächlich  nur 
eine  einzige,  zur  bestimmten  Form  gediehene  Mani- 
festation des  Tongedankens®')  für  schutzfähig  erklärt. 

Angesichts  des  Scheiterns  dieser  Versuche,  das  ausschliess- 
liche Aufführungsrecht  in  erweitertem  Maasse  anzuerkennen, 
werden  wir  uns  darauf  beschränken  müssen,  Verletzungen  des 
Aufführungsrechts  nur  in  den  bereits  besprochenen  Fällen  an- 
zunehmen, für  Aufführungen  von  Musikstücken,  auch  wenn 
sie  sich  erkennbar  an  andere  Ton  werke  anlehnen,®^  dagegen 
keine  vorgängige  Erlaubniss  des  Aufführungsberechtigten  ver- 
langen dürfen,  sobald  das  neue  Tonstück  sich  in  der 
musikalischen  Form  als  eigenartige  Bearbeitung  er- 
weist. Dementsprechend  sind  auch  Variationen  und  Phan- 
tasieen  überwiegend  in  der  Literatur  und  Gesetzgebung  als 
Gegenstand  selbstständigen  Aufführungsrechts  anerkannt  wor- 
den,®®) wobei  wohl  kaum  hinzugefügt  werden  muss,  dass  für 
die  Beilegung  solchen  Charakters  nicht  der  vom  Komponisten 
gewählte  Name,  sondern  die  Art  der  Bearbeitung  entscheidet. 
Dass  der  Besuch  von  Aufführungen  des  Originalwerkes 
durch  Aufführung  neuer  selbstständiger  Bearbeitungen  Abbruch 
erleiden  kann,  ist  sowenig,  wie  in  den  Fällen  der  dramatischen 
Dichtung  ausgeschlossen,  ebenfalls  aber  nicht  imstande,  die 
Zulässigkeit  dieser  Aufführung,  ohne  Genehmigung  des  ersten 
Komponisten,  in  Frage  zu  stellen,®^  da  das  Zurücktreten  der 
älteren  Arbeit   vor   der    auf  sie   gegründeten  Neuleistung   ein 


86)  Kohler,  a.  a.  0.  S.  161. 
8"^)  Arrey  v.  Dommer  S.   149. 

88)  Scrutton  S.  162  erklärt  dies  freilich  für  unzulässig. 

89)  Daude  S.  84.  Pouület  No.  66.  Renouard  Bd.  2,  S.  68.  Salucci 
S.  152.  Slater  S.  17.  Rivaita  S.  254.  —  R.-Ges.  §  46.  Oesterreich  (neu) 
§  33  No.  1.  Ungarn  art.  46.  Russland  art.  48.  —  Das  trifft  natürlich  auch 
auf  die  selbständige  Bearbeitung  gemeinfreier  Werke  zu.  Darras  S.  597. 
Drone  S.  176.  Huard  et  Mack  No.  22,  811.  Slater  S.  129.  Vivien  et 
Blanc  S.  310.  Columbisches  Ges.  v.  26.  Oktober  1886  art.  60.  —  Darras 
S.  115  will  dagegen  Variationen  und  Arrangements  den  für  Adaptationen 
geltenden  Regeln  unterwerfen. 

90)  Dagegen  Renouard  Bd.  2,  S.  68.     Schäffle,  a.  a.  O.  S.  419. 
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allen  Gebieten  menschlicher  Thätigkeit  innewohnendes  Natur- 
gesetz bildet. 

3.  Am  seltensten  scheinen  Pantomimen  und  Ballets 
das  Objekt  von  Aufführungsverletzungen  zu  bilden;  wenigstens 
ist  aus  der  Deutschen  Gerichtspraxis  bis  jetzt  nur  ein  einziger 
Fall  dieser  Art  bekannt  geworden,  der  seine  Erledigung  ohne 
gerichtliches  Urtheil,  durch  Vergleich  unter  den  Parteien,  land.®^) 

Dass  die  ungenehmigte  Aufführung  einer  Pantomime  bezw. 
eines  Ballets,  die  sich  ihrer  Vorlage  in  allen  Punkten  anschliesst, 
in  das  Aufführungsrecht  des  Originalautors  eingreift,  dürfte, 
— wenigstens  soweit  der  dramatische  Charakter  dieser  Darstel- 
lungen anerkannt  ist^^)  — ,  unbedenklich  angenommen  werden. 
Auch  hier  wäre  ferner  eine  verdeckte  Nachahmung  mög- 
lich, deren  Kriterium,  dem  charakteristischen  Darstellungsmittel 
entsprechend,  darin  zu  suchen  wäre,  dass  die  in  dem  nachah- 
menden Werk  vorgeführte,  durch  die  angewendeten  Ge- 
bärden oder  Tänze  bestimmte  Form  sich  in  beträchtlicher 
Ausdehnung  mit  der  Form  des  nachgeahmten  Werkes  deckt 
oder  doch  von  dieser  so  wenig  unterscheidet,  dass  der  Zu- 
schauer, der  einer  Aufführung  des  früheren  Werkes  beiwohnte, 
ohne  weiteres  im  Stande  ist,  die  vorgeführte  Form  in  Gedanken 
durch  die  Form  der  Vorlage  zu  ersetzen.  ^^ 


öl)  Dambach,  Fünfzig  Gutachten  S.  188. 

^)  Vgl.  S.  35.  Ergänzend  sei  hierzu  noch  bemerkt,  dass  der  dramatische 
Charakter  choreographischer  Darstellungen  in  den  Urheberrechts- 
gesetzen von  Italien  art.  2  und  Oesterreich  (neu)  §  4,  mimischer  Dar- 
stellungen im  Norwegischen  Gesetz  art.  10  ausdrücklich  anerkannt  ist,  und 
dass  auch  das  Schlussprotokoll  der  Bern.  Konv.  No.  2  auf  den  gesetzlichen 
Schutz  choreographischer  Werke  verweist.  Für  Frankreich  ergiebt  sich  diese 
Anerkennung  aus  art.  2  der  französisch-italienischen  Literarkonvention  v. 
9.  JuH  1884. 

ö3)  Die  Aufführung  eines  Dramas  unter  dem  gleichen  Titel,  unter 
welchem  ein  andres  Drama  zur  Darstellung  gekommen,  bildet  keinen  Eingriff 
in  das  für  letzteres  bestehende  Aufführungsrecht.  Denn  ein  Titel  enthält 
keine  künstlerische  Gedankendarstellung;  seine  Wahl  begründet  daher  kein 
Urheberrecht  für  den  ihn  zuerst  anwendenden  Autor.  So  wenig  die  Bezeich- 
nung eines  Buches  mit  einem  bestimmten  Titel  sich  als  Nachdruck  des  jenen 
Titel  ebenfalls  führenden  Buches  quaüfizirl,  sobald  der  Inhalt  beider  Werke 
wesentlich  von  einander  abweicht,  so  wenig  kann  daher  die  Uebereinstimmung 
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IV.  Die  Begehung  einer  Aufführungsrechtsverletzung  kann 
nicht  nur  durch  die  ungenehmigte  Darstellung  einer  originalen 
Geistesschöpfung  erfolgen,  sondern  auch  in  der  ungenehmigten 
Darstellung  einer  U ehe rsetzung  liegen.®*)  Die  Voraussetzungen 


im  Titel  von  Theaterstücken  zu  einem  Verfahren  wegen  unerlaubter  Auf- 
führung legitimiren.  Daude  S.  14  n.  2.  Gierke  Bd.  1,  S.  789.  Darabach, 
Gutachten  S.  54,  112.  Ders.,  Fünfzig  Gutachten  S.  65,  251.  v.  Wächter 
Bd.  1,  S.  170.  Urth.  d.  R.-O.-H.-G.  v.  6.  Oktober  1871  (Entsch.  Bd.  3, 
S.  319).  Die  Praxis  hat  das  mitunter  verkannt  und  den  Titel  als  geistiges 
Eigenthum  des  Urhebers  vor  Nachahmung  geschützt.  Cutler  S.  31.  Heyde- 
mann  und  Dambach,  Nachdrucksgesetzgebung  No.  56.  Lacan  et  Paulmier 
Bd.  2,  S.  183  fg.  Urth.  des  Reichsgerichts  v.  10.  Juni  1886  (Entsch.  Ziv.- 
Sach.  Bd.  18,  S.  13).  Auch  erkennt  die  Span.  Th.-O.  art.  64  ein  Eigen- 
thumsrecht  am  Titel  eines  aufführungsfähigen  Werkes  an.  Ebenso  sind 
auch  Dernburg,  Preuss.  Pr.-R.  Bd.  2,  S.  951  n.  9,  Mandry  S.  132,  Paterson 
S.  290  nicht  abgeneigt,  auf  diese  Erwägung  einen  Schutz  des  Titels  zu 
gründen.  —  Wenn  indess  auch  diese  Begründung  abgelehnt  werden  muss, 
so  folgt  daraus  nicht  eine  absolute  Schutzlosigkeit  des  Titels.  Würde  der 
Titel,  unter  dem  eine  Vorstellung  erfolgt,  Verwechslungen  mit  andern  Auf- 
führungen hervorzurufen  geeignet  sein,  dann  wäre  der  dadurch  benachtheiligte 
Aufführungsberechtigte  unter  Geltendmachung  einer  Ersatzforderung  zum 
Verlangen  einer  Titeländerung  befugt,  sobald  die  Gleichheit  des  Titels  nicht 
durch  die  inhaltliche  Verwandtschaft  beider  Dramen  gewissermassen  unver- 
meidlich erscheint,  sondern  sich  als  unlauterer  Wettbewerb,  als  absichtliche 
Irreführung  des  Publikums  darstellt.  Oesterreich  (neu)  §§  22,  52  n.  4. 
Venezuela  art.  32.  In  diesem  Fall  wäre  nicht  einmal  nothwendig,  dass  der 
Titel  eine  originelle  Fassung  bietet,  wie  Constant  S.  185,  Kohler,  Autorrecht 
S.  134,  Rosmini  No.  970  annehmen.  Gierke  Bd.  1,  S.  745.  Klostermann, 
Geistiges  Eigenthum  Bd.  1,  S.  147.  Wauwermans  S.  133.  —  Die  Aufführung 
eines  Werkes  unter  einem  andern,  als  dem  vom  Autor  festgestellten  Titel, 
würde,  wenn  die  Aufführung  in  Verfolg  eines  Aufführungsvertrages  vor  sich 
geht,  eine  Vertragsverletzung  bilden.  Guichard  S.  132,  Lacan  et  Paul- 
mier Bd.  2,  S.  139.  Rosmini  No.  838.  Vivien  et  Blanc  S.  294.  Span.  Th.O. 
art.  85.  Qualifizirt  sich  die  Aufführung  dagegen  als  Eingriff  in  das  Auf- 
führungsrecht, so  würde  die  falsche  Benennung  des  Werkes  daneben  eine 
selbständige  Verletzung  des  Persönlichkeitsrechts  seines  Verfassers  bilden. 
Gierke  Bd.  1,  S.  792  scheint  beide  Fälle  gleichmässig  als  Urheberrechts- 
verletzung zu  behandeln. 

^)  Im  folgenden  ist  die  Aufführungsrechtsverletzung  nur  gegenüber 
den  im  Buchhandel  veröffentlichten  Uebersetzungen  behandelt;  für  die  unver- 
öffentlichten Ucbersetzungen  kommt  der  den  Manuskripten  allgemein  zu- 
gesprochene Schutz  in  Betracht.     R.-Ges.  §  50  al.  2. 
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für  den  Eintritt  dieser  Aufführungsrechtsverletzung  sind  ver- 
schieden, je  nachdem  die  Aufführung  nach  den  Normen  des 
Reichsgesetzes  oder  nach  den  Bestimmungen  der  Literarkonven- 
tionen  beurtheilt  werden  muss. 

a.  Im  ersten  Fall,  bei  Aufführung  der  Ueberset- 
zung  eines  im  Inland  oder  im  Gebiet  des  ehemaligen 
deutschen  Bundes  erschienenen  Dramas,  gleichgültig 
ob  der  Autor  Inländer  oder  Ausländer,  bezw.  eines  im  Aus- 
land erschienenen  Dramas  eines  inländischen  Autors, 
handelt  es  sich  entweder  um  eine  vom  Autor  genehmigte  recht- 
mässige oder  um  eine  Uebersetzung  anderer  Art: 

1.  Die  rechtmässige  Uebersetzung  begründet  ein  ab- 
solutes   Aufführungsrecht    des     autorisirten    Ueber- 
setzers.®^)    Rechtmässig   im   juristischen  Sinn    ist  aber  nicht 
jede   vom  Autor   genehmigte  Uebersetzung;    eine    genehmigte 
Uebersetzung  ist  vielmehr  nur  rechtmässig,  sofern  folgende  drei 
Bedingungen  sämmtlich  erfüllt  sind: 
a.  Der    Autor    muss    sich     das    Recht    der    Uebersetzung 
auf  dem  Titelblatt  oder  an  der  Spitze  des  Werkes  vorbe- 
halten haben. 
ß.   Die  Uebersetzung  muss  innerhalb  6  Monaten,    vom  Tage 
der  Veröffentlichung  des  Originals  an  gerechnet,  vollständig 
erschienen  sein. 
f.  Die  Vollendung    der   Uebersetzung    muss    innerhalb    der 
gleichen  Frist   zur  Eintragung   in    die   vom  Stadtrath  zu 
Leipzig  geführte  Eintragsrolle  angemeldet  werden.^®) 
Der  rechtmässige  Uebersetzer  besitzt  —  nach  al.  3  §  50  R.- 
Ges.  auch  wenn  der  Autor  ihm  die  Befugniss    dazu  nicht  er- 
theilte  — ein  absolutes  Aufführungsrecht  in  dem  Sinne,    dass 
die    öffentliche    Aufführung    einer    Uebersetzung    des    betref- 
fenden Dramas,  ohne  Unterschied,  ob  die  Darstellung  die  von 
ihm  herrührende  oder  eine  andere,  rechtswidrige  Uebersetzung 


95)  Gierke  Bd.   1,  S.  793  n.  59  o.  E. 

®^)  §§  6,  39,  50  R.-Ges.  Oesterreich  (neu)  §§  28,  30  gewährt  für 
Herausgabe  der  vorbehaltenen  Uebersetzung  eine  Frist  von  drei  Jahren  seit 
Herausgabe  des  Originalwerks  und  kennt  keine  der  Eintragsrolle  entsprechende 
Einrichtung. 
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bringen  soll,  seiner  vorgängigen  Genehmigung  bedarf,  und 
dass  die  ungenehmigte  Aufführung  seiner  oder  überhaupt 
einer  Uebersetzung  des  Dramas  eine  Verletzung  seines 
Aufführungsrechts  bildet. 

2.  Jede  andere  Uebersetzung  —  sie  wird  mit  einem  völlig 
schiefen  Ausdruck  als  unrechtmässige  bezeichnet,  obwohl 
ihre  Existenz  durchaus  nicht  an  die  Verletzung  eines  Rechts 
geknüpft  sein  muss^'),  und  die  Möglichkeit  einer  solchen  Ver- 
letzung durch  sie  sogar  vollständig  ausgeschlossen  ist,  wenn  der 
Autor  sich  bei  Publikation  seines  Dramas  das  Uebersetzungsrecht 
nicht  vorbehielt  —  begründet  für  den  Uebersetzer  ebenfalls 
ein  Aufführungsrecht,  jedoch  relativen  Charakters,  indem  einer- 
seits nur  die  öff'entliche  Aufführung  seiner  Uebersetzung 
von  seiner  Genehmigung  abhängt,  die  ohne  seine  Genehmi- 
gung erfolgende  Aufführung  einer  anderen  Uebersetzung  da- 
gegen keine  Verletzung  seines  Aufführungsrechts  bildet,®^) 
andrerseits  die  Bethätigung  seines  eigenen  Aufführungsrechts 
unter  Umständen  an  die  Genehmigung  bestimmter  Personen 
gebunden  ist:  , 

a.  Innerhalb  der  ersten  sechs  der  Veröffentlichung  des  Origi- 
nalsfolgenden Monate,  und  zwar  spätestens  bis  zumErschei- 
nen  der  rechtmässigen  Uebersetzung,  bedarf  jeder,  also  auch 
der  später  als  unrechtmässiger  Uebersetzer  zu  bezeichnende 
Uebersetzer,  für  eine  Uebersetzungsaufführung  der  vorgän- 
gigen Erlaubniss  des  Autors,  ohne  deren  Einholung 
er  sich  eines  Eingriffs  in  das  letzterem  zustehende 
ausschliessliche  Aufführungsrecht  schuldig  machen  würde.^®) 
ß.    Ist  dagegen  eine    rechtmässige  Uebersetzung    erschienen, 


ö7)  Kohler,  Kunstwerk  S.   186. 

ö8)  Urth.  d.  R.-O.-H.-G.  vom  19.  März  1875  (Entsch.  Bd.  17,  S.  34.) 
^)  Das  Ges.  enthält  allerdings  keine  ausdrückliche  Bestimmung  dieser 
Art,  die  aber  subintelligirt  werden  muss,  wenn  man  den  Autor  nicht  bereits 
für  den  genannten  Zeitraum  dem  Nachtheil,  sein  Werk  in  den  verschiedensten 
Uebersetzungen  aufgeführt  zu  sehen,  aussetzen  will.  Dass  dem  späteren 
rechtmässigen  Uebersetzer  dies  Verbietungsrecht  zustehe,  ist  nicht  anzunehmen : 
sein  Aufführungsrecht  entsteht  ja  erst  mit  dem  Erscheinen  der  Uebersetzung, 
kann  also  schwerlich  schon  vor  seiner  Existenz  Rechtswirkungen  äussern. 
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SO  ist  die  Vornahme  einer  Uebersetzungsaufführung  durch 
den  unrechtmässigen  Uebersetzer  nur  mit  Genehmi- 
gung des  rechtmässigen  Uebersetzers  zulässig,  letz- 
terer also  befugt,  jede  ohne  diese  Erlaubniss  erfolgte 
Aufführung  als  Aufführungsrechtsverletzung  zu  be- 
handeln. 

b.  Die  Möglichkeit  zur  Begehung  von  Aufführungsrechts- 
verletzungen durch  Darstellung  der  Uebersetzung  dramatischer 
Werke  ist  durch  die  Berner  Konvention  Art.  2,  5, 9  bedeutend 
gesteigert  worden.  Durch  diese  Bestimmungen  ist  das  Verbot 
der  Aufführung  von  Uebersetzungen  zu  Gunsten  aller 
einem  der  Verbandsländer  angehörenden  Autoren  aus- 
gesprochen worden,  und  zwar  mit  unmittelbarer  Wirksamkeit 
nach  dem  Erscheinen  des  Originalwerks.  Der  den  fremden 
Autoren  dadurch  zu  Theil  gewordene  Schutz  übertrifft  nicht 
selten  den  der  nach  dem  Reichsgesetz  zu  beurtheilenden  ein- 
heimischen Schriftsteller.  Hat  beispielsweise  ein  deutscher 
Autor  es  unterlassen,  innerhalb  der  ersten  sechs  Monate  nach 
dem  Erscheinen  seines  in  französischer  Sprache  erschienenen 
Dramas  dessen  Uebersetzung  im  Druck  fertig  zu  stellen,  so  kann  er 
die  Aufführung  seines  Werkes  nicht  mehr  verhindern.  Ein  französi- 
scher Autor  darf  dagegen  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  10  Jahren 
nach  demErscheinen  seines  Dramas  die  Aufführung  einer  jeden  nicht 
von  ihm  gestatteten  Uebersetzung  im  Gebiet  des  deutschen  Reichs 
verbieten,  auch  wenn  er  selbst  gar  keine  Anstalten  zur  Her- 
stellung einer  Uebersetzung  macht.  ^^^) 

V.  Als  Verletzer  des  Aufführungsrechts  kommen 
nicht  alle  am  Stattfinden  der  ungenehmigten  Vorstellung  be- 
theiligten Personen  in  Betracht;  die  Verantwortung  trifft  viel- 
mehr nur  diejenigen,  die  bei  Veranstaltung  der  Aufführung  sich 
des  Mangels  der  erforderlichen  Genehmigung  des  Aufführungs- 
berechtigten bewusst  waren  oder  doch  bewusst  sein  konnten,  das 
Aufführungsrecht  vorsätzlich  verletzten,  oder  sich  fahrlässig 


100)  Der  Inhalt  der  sonst  von  Deutschland  geschlossenen  Literar- 
konventionen,  vgl.  S.  314  n.  10,  kommt  für  diesen  Punkt  neben  der  Bern. 
Konv.  nicht  mehr  in  Betracht.     Vgl.  aber  §  40  n.  25. 
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über  den  Mangel  der  Genehmigung  hinwegsetzten,  indem  sie 
deren  Beschaffung,  ohne  sich  über  das  Zutreffen  ihrer  Annahme 
hinreichend  zu  unterrichten,  als  erfolgt^^^)  oder  unnöthig^^^ 
erachteten. 

Die  Verpflichtung,  sich  über  die  Nothwendigkeit  der  Ge- 
nehmigung Gewissheit  zu  verschaffen,  trifft  in  erster  Linie  und 
unmittelbar  den  Vorstellungsunternehmer,  ohne  Unter- 
schied, ob  er  ein  Theatergewerbe  betreibt^^')  oder  nur  aus- 
nahmsweise eine  Aufführung  veranstaltet.^^*)  An  die  in  der 
Darstellung  betheiligten  Schauspieler  tritt  die  Verpflichtung  zur 
Erkundigung  erst  dann  heran,  wenn  bestimmte  Umstände  sie 
über  das  Vorhandensein  der  nothwendigen  Autorgenehmigung 
in  Zweifel  setzen  konnten.  Waltet  jedoch  über  den  das 
Autorrecht  verletzenden  Charakter  der  Vorstellung  gar  kein 
Bedenken  —  der  Unternehmer  hatte  den  Schauspielern  etwa 
in  glaubhafter  Weise  mitgetheilt,  dass  er  über  das  Stück  mit 
dem  Autor  gamicht  kontrahirt  habe,  sondern  dass  ihm  das 
Rollen-Material  von  einem  befreundeten  Theatemehmer  geliehen 
worden  sei  —  so  machen  sich  die  Schauspieler,  die  trotz  dieser 
Kenntniss  in  der  Vorstellung  mitwirken,  selbst  einer  Verletzung 
des  Aufführungsrechts  schuldig,  deren  Folgen  sie  nicht  etwa 
durch  den  Hinweis  auf  ihre  Verpflichtung,  dem  Unternehmer 
ihre  Thätigkeit  zur  Verfügung  zu  stellen,  ablehnen  könnten.  ^^^) 


löi)  Das  träfe  etwa  auf  den  Unternehmer  zu,  der,  nach  dem  Auf- 
fdhrungs vertrage  zur  Veranstaltung  von  100  Vorstellungen  ermächtigt, 
irrthümlich  über  150  kontrahirt  zu  haben  glaubt.     Gierke  Bd.  1,  S.  816  n.  21. 

102^  Weil  das  Werk  angeblich  gemein  frei. 

108)  V.  Püttlingen,  Autorrecht  S.  155.  —  Irrthümlich  wollen  Harum, 
Pressgesetzgebung  S.  251,  Huard  et  Mack  No.  1007  die  Verantwortlichkeit 
des  Unternehmers  ausschliessen,  wenn  er  sich  regelmässig  um  die  Zusammen- 
setzung des  Repertoires  nicht  gekümmert  habe.  Aber  das  gehört  doch  eben- 
falls zu  seinen  Obliegenheiten!  Hat  er  für  deren  Wahrnehmung  andere 
Personen  bestellt,  so  trifft  ihn  mindestens  die  Vertretung  der  von  diesen 
begangenen  Aufiführungsrechtsverletzungen.  Huard  et  Mack  No.  988.  v.  Pütt- 
lingen S.  115.     Rosmini  No.  981. 

104)  Huard  et  Mack  No.  976.     Scrutton  S.  146. 

105)  Daude  S.  99.  Koch,  Allg.  Landrecht  Bd.  1,  S.  1023  n.  25. 
Wauwermans,  Le  droit  des  auteurs  S.  368,  373.  —  Andrer  Ansicht  v. 
Püttlingen  S.  115.  Auch  Mexik.  Ziv.-Ges.-Bch.  art.  1226  verlangt  von  den 
Schauspielern  blinden  Gehorsam. 
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In  der  gleichen  Weise  regelt  sich  die  Haftbarkeit  der  übrigen 
am  Zustandekommen  der  Vorstellung  betheiligten  Personen, 
die  zwar  nicht  gehalten  sind,  sich  nach  dem  Vorhandensein 
der  Autorgenehmigung  beim  Theaterunternehmer  zu  er- 
kundigen,^^®) andrerseits  aber,  sobald  sie  über  den  unrecht- 
mässigen Charakter  der  geplanten  Aufführung  volle  Kenntniss 
erhalten  haben,  deren  Abhaltung  nicht  mit  ihren  Kräften  er- 
möglichen dürfen  oder  sich  gefallen  lassen  müssen,  als  Theil- 
nehmer  der  Aufführungsrechtsverletzung  zu  gelten.  ^^^ 

Neben  dem  Veranstalter,  d.  h.  demjenigen,  durch  welchen 
der  Aufführungsmechanismus  in  Bewegung  gesetzt  wird  und 
dem  die  Vortheile  der  ungenehmigten  Aufführung  zu  Gute 
kommen,  erscheint  als  fernerer  Verletzer  des  Aufführungsrechts 
auch  noch  der  Veranlasser,  der  vorsätzlich  oder  fahrlässig 
den  ersten  zur  Veranstaltung  der  unerlaubten  Darstellung  ver- 
leitet hat.^^^  Der  Begrift  der  Veranlassung  deckt  sich  zum  Theil 
mit  dem  der  Anstiftung,  denn  er  umfasst  wie  diese  die  vor- 
sätzliche im  Bewussstein  der  Rechtswidrigkeit  begangene  Bestim- 
mung des  Veranstalters  zu  der  als  strafbare  Handlung  des 
letzteren  erscheinenden  Aufführung.  Die  Veranlassung  geht  aber 
über  den  Begriff  der  Anstiftung  hinaus:  denn  die  Veranlassung 
bleibt  strafbar,  selbst  wenn  der  Veranstalter  seiner  bona  fides 
wegen  nicht  strafbar  und  nicht  einmal  ersatzverbindlich  wäre, 
wenn  also  die  Aufführung  gar  nicht  als  strafbare  Hand- 
lung bezeichnet  werden    könnte.     Wäre  Veranlasser   und  An- 


^  Guicbard  S.  119  nimmt  freilich  für  den  Saalvermiether,  in  dessen 
Lokalität  die  ungenehmigte  Aufführung  vor  sich  gehen  soll,  eine  solche  Ver- 
pflichtung an.  —  Umgekehrt  schliessen  Copinger  S.  345,  Rosmini  No.  981, 
Scrutton  S.   146  die  Haftbarkeit  des  Raumbesitzers  schlechtweg  aus. 

107)  Huard  et  Mack  No.  867,  ICH,  1013.  Drone  S.  631.  Pouillet 
No.  823.  Daher  können  auch  Personen,  die  rein  physische  Dienste  leisten, 
wie  Billetverkäufer  und  Platzanweiser,  als  Theilnehmer  einer  Auf- 
fiihrungsrechtsverletzung  erscheinen,  was  ich  im  Arch.  f.  d.  ziv.  Praxis  Bd, 
84,  S.  269  irrthümlich  mit  Drone  S.  629,  Huard  et  Mack  No.  976  in  Ab- 
rede stellte. 

108)  Scheele,  Urheberrecht  S.  166.  Schuster,  Tonkunst  S.  266.  — 
Urth.  des  Reichsgerichts  v.  22./25.  Juni  1886  und  v.  6.  Juni  1890  (Entsch. 
Strf.-Sach.  Bd.   14,  S.  239.     Bd.  20,  S.  430).     R.-Ges.  §  54. 
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Stifter  identisch,  so  müsste  in  solchem  Fall  das  Vorhandensein 
einer  Anstiftung  geleugnet  werden,  da  die  Anstiftung  nur  als 
Akzessorium  einer  strafbaren  Handlung  denkbar  ist.  Die  Ver- 
anlassung geht  andrerseits  in  ihren  Begriffsmerkmalen  unter 
die  vom  Vorhandensein  einer  Anstiftung  geforderten  Kriterien 
herunter.  Die  Anstiftung  verlangt  den  Vorsatz  des  Anstifters, 
die  Veranlassung  ist  dagegen  auch  mit  der  blossen  Fahrlässig- 
keit des  Veranlassers  gegeben.  ^^^) 

Die  Aufstellung  der  neuen  Kategorie  der  Veranlassung  ist, 
wie  die  Motive  zum  Reichsgesetz  ergeben,^ ^^  deshalb  für  noth- 
wendig  erachtet  worden,  weil  der  im  Aufführungsrecht  Ver- 
letzte ohne  Anerkennung  des  strafbaren  Charakters  der  Veran- 
lassung häufig  der  Möglichkeit,  sich  Ersatz  des  durch  die  un- 
genehmigte  Aufführung  erlittenen  Nachtheils  zu  beschaffen,  be- 
raubt sein  würde.  ^^^)  Wäre  etwa  der  Unternehmer  in  ent- 
schuldbarer Weise  von  dem  mit  ihm  kontrahirenden  Schrift- 
steller über  die  Originalität  des  Werkes  getäuscht  worden  — 
der  Schriftsteller  hatte  dem  Unternehmer  ein  Manuskript  als  von 
ihm  herrührend  übergeben,  während  es  sich  thatsächlich  um 
das  Geistesprodukt  eines  andern  handelte^^^)  — ,  dann  sei  die 
erfolgreiche  Geltendmachung  eines  Ersatzanspruchs  des  wahren 
Autors  gegen  den  Unternehmer  ausgeschlossen,  da  die  Auffüh- 
rung bona  fide  erfolgte;  die  Erhebung  einer  Ersatzforderung 
wäre  aber  auch  gegen  den  Veranlasser  resultatlos,  sobald  er 
nur  als  Anstifter  zur  Verantwortung  gezogen  werden  könne, 
da  er  im  vorliegenden  Fall  mangels,  eines  Angestifteten  gar 
nicht  als  Anstifter  erscheine.  —  Näher  liegt  noch  der  andere, 
in  der  Praxis  nicht  seltene  Fall,  dass  ein  Autor,  der  einem 
Theaterunternehmer  vertragsmässig  ein  ausschliessliches  Auffüh- 
rungsrecht an  einem  Drama  eingeräumt  hat,  nach  einer  fahr- 
lässigerweise von  ihm  für  Schöpfung  eines  Originaldramas  als 
ausreichend  erachteten  unwesentiichen  Aenderung  des  Werks 
mit    einem  zweiten  Unternehmer  einen  neuen  Aufführungsver- 


109)  van  Calker,  Delikte  gegen  das  Urheberrecht  S.  245  fg. 

110)  Reichstagsverhandlungen  1870.     Stenogr.  Ber.  Bd.  3,  S.  135. 

111)  Dambach,  Gutachten  S.  40  fg. 

112)  van  Calker  S.  251. 
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trag  darüber  schliesst,  in  dessen  Verfolg  dann  eine  Aufführung 
auf   der   zweiten  Bühne   vor  sich  geht.^^^)    Auch  hier  könnte 

—  unter  Voraussetzung  des  guten  Glaubens  des  Unternehmers 

—  weder  letzterer  noch  der  Autor  von  dem  benachtheiligten 
Unternehmer  erfolgreich  belangt  werden,  wenn  lediglich  die  allge- 
meinen Grundsätze  zur  Anwendung  kämen;  den  Unternehmer 
würde  die  bona  fides  schützen;  der  Autor  könnte  aus  dop- 
peltem Grund  nicht  als  Anstifter  behandelt  werden,  da  einerseits 
gar  keine  strafbare  Handlung  vorläge,  andrerseits  seine  Thätig- 
keit  nicht  das  Merkmal  des  Vorsatzes  autwiese.  ^^*) 

Ob  diese  Erwägungen  unumgänglich  zur  besonderen  gesetz- 
lichen Normirung  einer  Strafbarkeit  der  Veranlassung  führen 
mussten,  dürfte  indess  mehr  als  fraglich  sein.^^^)  Es  ist  frei- 
lich  zuzugeben,    dass    gewisse  Fälle   der  Veranlassung  deren 

118)  Urth.  d.  Kass.-Ger.  v.  19.  Dezember  1893,  Carpentier,  a.  a.  O. 
No.  1315.  Die  französische  Praxis  ist  nicht  abgeneigt,  dem  Autor  sogar 
die  Verwerthung  eines  das  gleiche  Thema  mit  seinem  früheren  Werk  be- 
handelnden Theaterstucks  als  Objekt  neuer  Aufführungsverträge  zu  unter- 
sagen, so  lange  ein  Unternehmen  sich  im  Besitz  des  ausschliesslichen  Auf- 
führungsrechts an  dem  älteren  Drama  befindet.  Constant  S.  167.  Lacan  et 
Paulmier  Bd.  2,  S.  134,  271.  Pouillet  No.  781.  Salucci  S.  227.  Vivien  et 
Blanc  S.  288.  So  absolut  gefasst  dürfte  das  Verbot  indess  zu  weitgehend 
sein  und  der  dichterischen  Produktion  eine  unerfreuliche  Schranke  auferlegen. 
Wird  es  den  Autor  doch  nicht  selten  reizen,  das  gleiche  Problem  von  andern 
Gesichtspunkten  aus  noch  einmal  zu  behandeln,  sodass  das  Produkt  dieser 
Thätigkeit  seiner  früheren  Arbeit  gegenüber  volle  Selbständigkeit  besitzt. 
Kohler,  Autorrechtliche  Studien  S.  346.  In  diesem  Fall  die  Verwerthung  des 
neuen  Dramas  zu  untersagen,  wäre  aber  zweifellos  unbillig,  da  es  sich  dabei 
um  eine  selbständige  Arbeit  handelt,  deren  materielle  Ausnutzung  die  Verwerthung 
des  älteren  Aufführungsrechts  nicht  verhindert.  Anders  müsste  natürlich  ent- 
schieden werden,  wenn  die  zweite  Arbeit  nur  scheinbar  als  selbständig  auf- 
tritt, in  Wirklichkeit  aber  eine  sprachlich  unfreie  Kopie  des  älteren  Stückes 
ist.  Dann  wäre  der  Autor,  der  über  dies  Machwerk  neue  Aufführungsverträge 
schliesst,  genau  nach  den  für  die  sonstigen  Verletzer  des  Aufführungsrechts 
geltenden  Regeln  zu  behandeln,  also  dem  Theateruntemehmer,  dem  er  das 
ausschliessliche  Aufführungsrecht  des  Stücks  übertrug,  ersatzpflichtig.  Pouillet 
No.  306.     Proudhon  S.  81. 

114)  Weitere  Fälle  der  Veranlassung  zur  ungenehmigten  Aufführung  bei 
van  Calker  S.  253. 

11^)  Ungarn  art.  57  hat  sich  freilich  der  gleichen  Erwägung  angeschlossen. 
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Behandlung  nach  den  Grundsätzen  der  Anstiftung  ausschliessen' 
aber  ein  strafrechtliches  Vacuum  würde  deshalb  kaum  eintreten, 
sobald  der  Begriff  der  mittelbaren  Thäterschaft  heran- 
gezogen wird,  der  wohl  auf  all'  diejenigen  Fälle  der  Veran- 
lassung zutrifft,  bei  denen  eine  Bestrafung  des  Veranstalters 
ausgeschlossen  wäre.^^®)  Erfolgt  die  materiell  ungenehmigte 
Aufführung  durch  einen  in  bonafide  befindlichen  Unternehmer, 
dann  erscheint  eben  dessen  Handlung  indirekt  als  Handlung 
des  Veranlassers,  der  Veranstalter  als  das  blosse  Organ  des 
Veranlassers,  der  materiell  dem  Veranstalter  identifizirt  und  den 
für  diesen  aufgestellten  Strafnormen  unterworfen  werden  müsste. 
Damit  wäre  natürlich  auch  die  Möglichkeit  einer  auf  diese  Be- 
strafung zu  basirenden  Ersatzforderung  des  im  Aufführungs- 
recht Gekränkten  gegeben,  ohne  dass  es  erst  der  Einführung 
eines  neuen  Begriffs  der  Veranlassung  bedürfen  würde. 

VI.  Die  Verletzung  des  Aufführungsrechts  begründet  eine 
zivil-  und  eine  strafrechtliche  Haftung  des  Verletzers,  die  sich, 
soweit  er  als  T  heil  nehme  r  der  Verletzung  in  Betracht  kommt, 
nach  den  allgemeinengesetzlichen Vorschriftenrichtet,^^'^ Besonder- 
heiten demnach  nur  für  Veranstalter  und  Veranlasser  aufweist. 

1.  Die  zivilrechtliche  Haftung  des  Veranstalters 
wechselt,  je  nachdem  ihn  bei  Vornahme  der  Aufführung  ein 
Verschulden  trifft  oder  dies  nicht  der  Fall  ist. 

A.  Die  schuldhafte  Verletzung  des  Aufführungsrechts 
giebt  dem  dadurch  geschädigten  Verletzten,  der  den  Nachweis 
der  Schädigung  durch  den  blossen  Nachweis  des 
Stattfindens  einer  ungenehmigten  Aufführung  er- 
bringt, ^^^)  ein  Wahlrecht  für  die  Geltendmachung  von  Ersatz- 
ansprüchen. 

Der  Verletzte  kann  im  Wege  des  gewöhnlichen  Zivil- 
prozesses den  Aufführungsveranstalter  zur  Entschädigung 


iiö)  Kohler,  Deutsches  Patentrecht.  Mannheim  1878.  S.  525. 

117)  R..Ges.  §  20. 

118)  Die  Geltendmachung  der  Entschädigungsansprüche  aus  Nachdruck 
ist  dagegen  von  der  gerichtlichen  Annahme  eines  erlittenen  Schadens  ab- 
hängig. R.-Ges.  §  19.  Urth.  d.  R.-O.-H.-G.  v.  16.  Mai  1873  (Entsch.  Bd.  10, 
S.  116). 
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nöthigen.-^^®)  Um  dem  Verletzten  den  schwierigen,  häufig  gar 
nicht  schlüssig  zu  führenden  Nachweis  der  Schadenshöhe  zu 
ersparen,^^^)  bemisst  das  Gesetz  die  Höhe  der  zu  leistenden 
Entschädigung  auf  den  Gesammtbetrag  der  aus  jeder 
ungenehmigten  Aufführung  erwachsenen  Einnahme 
ohne  Abzug  auf  die  verwendeten  Kosten.^^*)  Weil  die  Ent- 
schädigung des  Verletzten  danach  regelmässig  mehr  beträgt, 
als  er  beim  Vorliegen  eines  Aufführungsvertrages  aus  dem 
Stattfinden  der  betreffenden  Vorstellung  vereinnahmt  hätte,  ist 
ihr  nicht   selten    der  Charakter    einer  Privatstrafe    beigelegt 


"9)  R.-Ges.  §  54. 

120)  Vgl.  die  in  n.   118  zitirte  Entscheidung  S.  113. 

121)  R.-Ges.  §  55.  —  Ebenso  Ungarn  art.  57,  58.  Schweden  art.  15. 
Spanien  art.  25.  Mexik.  Ziv.-Ges.-Bch.  art.  1217.  Portug.  Ziv.-Ges.-Bch. 
art.  596.  Venezuela  art.  17.  Dagegen  lässt  Norwegen  art.  18  einen  Kosten- 
abzug zu.  —  Unter  den  Einnahmebetrag  ist  auch  ein  entsprechender  Antheil 
aus  den  Abonnementsgeldem  zu  zählen.  Bauer,  Urheberrecht  S.  72. 
Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  283.  Scheele  S.  146.  —  Urth.  d.  R.-O.- 
H.-G.  V.  24.  Januar  1879  (Entsch.  Bd.  24,  S.  336>  —  Russland  art.  49 
gewährt  dem  Verletzten  den  doppelten  Betrag  der  Bruttoeinnahme  als  Ent- 
schädigung. Nach  Oesterreich  (alt)  art.  32  und  Monaco  art.  22,  23  darf  der 
Verletzte,  der  eo  ipso  auf  die  Aufführungseinnahme  Anspruch  hat,  auch  noch 
den  Ersatz  seines  nachweislich  grossem  Schadens  verlangen.  Nach  ameri- 
kanischem Recht,  Rev.  Stat.  art.  4966  besitzt  der  Verletzte  ein  Wahlrecht 
zwischen  einem  gesetzlich  ziffernmässig  normirten  Ersatzbetrag  und  dem 
Ersatz  des  nachweislichen  Schadens,  Drone  S.  91.  Scrutton  S.  164,  nach 
englischem  Recht,  3  Wül.  IV.  c.  15,  art.  2  (Ges.  v.  10.  Juni  1833),  sogar 
ein  dreifaches  Wahlrecht  zwischen  gesetzlich  fixirter  Entschädigung,  die  durch 
51  und  52  Vict.  c.  17,  art.  1  (Ges.  v.  5.  Juli  1888)  für  Verletzungen  des 
musikalischen  Aufführungsrechts  bedeutend  modüizirt  wurde,  dem  Betrag  der 
Bruttoeinnahme  und  dem  Ersatz  des  nachweislichen  Schadens.  Copinger  S.  391, 
394.  Cutler  S.  25.  Drone  S.  633.  Scrutton  S.  146.  Oesterreich  (neu) 
§  62  lässt  dagegen  sowohl  über  das  Vorhandensein  als  auch  über  die  Höhe 
des  Schadens,  desgleichen  über  den  Bestand  und  die  Höhe  einer  Bereicherung 
stets  das  freie,  durch  die  Würdigung  aller  Umstände  geleitete  richterliche 
Ermessen  entscheiden.  Auf  Statuirung  der  allgemeinen  Ersatzpflicht  be- 
schränken sich  Dänemark  art.  21.  Finnland  art.  19.  Italien  art.  34.  Hol- 
land art.  18.     Schweiz  art.  12.     Transvaal  art.   18. 

Opet,  Theaterrecht.  27 
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vvorden^^^)  —  jedoch  mit  Unrecht,  da  die  Entschädigung  nicht 
nur  den  pekuniären  Nachtheil,  den  der  Berechtigte  durch  die 
ungenehmigte  Aufführung  erfuhr,  ausgleichen  soll,  sondern  auch 
—  mindestens  wenn  der  Berechtigte  gleichzeitig  der  Autor  —  den 
Ersatz  des  ideellen  Schadens  darstellt,  der  diesem  durch  die 
Vornahme  einer  von  ihm  auf  ihre  Form  gar  nicht  kontrol- 
lirbaren  Aufführung  zu  Theil  wurde. '*^')  —  Lässt  sich 
die  Entschädigung  nicht  auf  den  Betrag  der  Einnahme  be- 
messen, sei  es,  dass  eine  Ermittlung  derselben  sich  als  unmög- 
lich herausstellt,  oder  dass  die  Aufführung  unentgeltlich  erfolgte, 
so  hat  freies  richterliches  Ermessen  die  Höhe  der  Entschädi- 
gung zu  normiren. 

Schwierigkeiten  bietet  die  Bemessung  der  Entschädigung, 
wenn  das  Werk,  dessen  Darstellung  eine  Aufführungsrechts- 
verletzung involvirt,  mit  andern  Werken  zusammen  auf- 
geführt wurde.  Würde  dem  Verletzten  auch  in  diesem  Fall 
der  Betrag  der  Gesammteinnahme  als  Entschädigung  zufallen, 
so  läge  darin  meist  eine  ungerechtfertigte  Begünstigung  des- 
selben: da  der  Besuch  der  betreffenden  Aufführung  nicht  aus- 
schliesslich durch  das  Interesse  an  dem  seinem  Aufführungs- 
recht unterworfenen  Werk  veranlasst  sein  muss,  kann  der 
Verletzte  auch  nicht  eine  Entschädigung  in  Höhe  der  Gesammt- 
einnahme beanspruchen.  Im  Gegensatz  zum  älteren  öster- 
reichischen Recht,  das,  unter  Verkennung  der  Besonderheit  des 
Falls,  dem  Verletzten  trotzdem  die  gleiche  Entschädigung  zu- 
sprach,^^^)  lässt  die  Reichsgesetzgebung  eine  Reduktion  der 
Entschädigung  eintreten,  deren  Umfang  unter  Berücksichtigung 
der  Verhältnisse    normirt  werden  solle.  ^^°)     Nach  was  für  Ge- 


122)  Koch,  Allg.  Landrecht  Bd.  1,  S.  1024  n.  27.  Scheele  S.  146, 
Urth.  d.  R.-O.-H.-G.  v.  10.  Mai  1873  (Entsch.  Bd.  10,  S.  116).  Urth.  d. 
R.-Ger.  v.  20.  Juni  1882  (Entsch.  Strf.-Sach.  Bd.  6,  S.  398).  Dagegen 
V.  Calker  S.  295. 

128)  Zutreffende   Ausführungen  bei  Kohler,   Autorr.  Studien   S.  455  fg. 

124)  Oesterreich  (alt)  art.  32.  Dann  nimmt  die  Entschädigung  allerdings 
den  Charakter  der  Privatstrafe  an.     v.  Stubenrauch,  Kommentar  Bd.  2,  S.  409. 

125)  R.-Ges.  §  55,  al.  2.  Ebenso  Belgien  art.  24.  Ungarn  art.  58 
Wohl  auch  Schweden  art.   15. 
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Sichtspunkten  die  Herabsetzung  zu  erfolgen  habe,    ist  äusserst 
bestritten. 

Völlig  abzulehnen  ist  die  Heranziehung  ästhetischer  Ge- 
sichtspunkte; eine  Würdigung  der  Aufführungssubstrate  nach 
ihrer  künstlerischen  Bedeutung,  um  danach  die  Höhe  des  dem 
Verletzten  zu  gewährenden  Ersatzes  zu  bemessen,  läge  ausser- 
halb jeder  juristisch  zulässigen  Betrachtung.  ^^^  Ebenso  wenig 
annehmbar  erscheint  jedoch  der  Vorschlag  v.  OreUiSj^^'O  den 
Einnahmebetrag  durch  die  Zahl  der  in  der  Aufführung  vertre- 
tenen Autoren  zu  dividiren  und  den  sich  hieraus  ergebenden 
Bruchtheil  der  Einnahmen  dem  Verletzten  als  Entschädigung 
zuzuerkennen;  denn  dies  Verfahren  würde  offenbar  häufig  zu 
den  grössten  Ungerechtigkeiten  fähren,  je  nach  dem  Walten 
des  Zufalls  den  angemessenen  Entschädigungsanspruch  des 
Verletzten  weit  übersteigen  oder  nicht  einmal  erreichen 
lassen.  ^^®)  Der  gleiche  Vorwurf  trifft  Schneider's,^'®)  freilich 
im  mexikanischen  Recht^^^)  kodifizirte  Ansicht,  welche  die  Di- 
vision des  Einnahmebetrages  durch  die  Zahl  der  in  der  Auffüh- 
rung dargestellten  einzelnen  Stücke  geschehen  lässt  und  dann 
jedem  Verletzten,  Einnahmequotienten,  je  nach  der  Zahl 
der  seinem  Aufführungsrecht  unterworfenen  Stücke,  als 
Entschädigung  überweist.  ^^^)  Am  angemessensten  dürfte  es 
vielmehr  sein,  denselben  Grundsatz,  nach  welchem  im  analogen 
Fall  der  vertragmässigen  Aufführung  mehrerer  Werke  in  einer 
Vorstellung    die    antheilige    Tantiemenberechnung    erfolgte,^^^) 


1*26)  Dunant,  Musique  S.  93. 

127)  V.  Orelli,  Bundesgesetz  S.  89. 

128)  Würde  in  derselben  Vorstellung  ein  fünfaktiges  Drama  mit  Ge- 
nehmigung und  eine  Soloszene  ungenehmigt  aufgeführt,  so  müsste  nach  diesem 
System  der  für  die  Soloszene  Aufführungsberechtigte  die  halbe  Bruttoeinnahme 
als  Entschädigung  erhalten. 

129)  Schneider,  Schutz  des  musikalischen  Kunstwerks  in  der  Schweiz, 
Zürich  1885,  S.  6. 

190)  Mexik.  Ziv.Ges.-Bch.  art.  1218. 

181)  Würden  in  derselben  Vorstellung  drei  Einakter  von  A.  und  ein 
Dreiakter  von  B.,  sämmtlich  ungenehmigt,  gegeben,  dann  hätte  hiernach  B. 
ein  Viertel,  A.  drei  Viertel  der  Bruttoeinnahme  zu  beanspruchen. 

132)  Vgl.  S.  355. 

27* 
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auch  hier  zur  Anwendung  zu  bringen,  den  Betrag  der  Ge- 
sammteinnahme  demnach  im  Verhältnis  des  Zeittheils,  den  die 
ungenehmigte  Darstellung  innerhalb  des  ganzen  Aufführungs- 
zeitraumes einnahm,  zu  reduziren  und  diesen  Theilbetrag  dem 
Verletzten  als  Entschädigung  zuzuerkennen. ^^^ 

Keinen  Hinweis  enthält  das  Reichsgesetz  dagegen,  wie 
die  Entschädigung  zu  bemessen  sei,  wenn  die  ungeneh- 
migte Aufführung  gleichzeitig  die  Aufführungsrechte 
einer  Mehrheit  von  Personen  verletzte.  Ein  solcher  Fall 
kann  in  doppelter  Weise  eintreten: 

a.  Die  Aufführung  brachte  ein  Werk,  an  dem  eine 
Rechtsgemeinschaft  zu  gesammter  Hand  besteht.^^*) 
Hier  ist  rechtlich  nur  ein  einziges  Aufführungsrecht  vorhanden, 
die  ungenehmigte  Aufführung  daher  nur  Verletzung  eines  Rechts, 
der  Verletzer  nur  zu  einmaliger  Entschädigung  verpflichtet. 
Hat  er.  daher,  weil  nur  ein  Mitglied  der  Rechtsgemeinschaft 
ihn  zur  Verantwortung  zog,  diesem  einen  den  Betrag  der  Ge- 
sammteinnahme  gezahlt,  so  hat  er  seiner  Entschädigungsver- 
pflichtung voll  Genüge  gethan;  die  übrigen  Gemeinschafter 
haben  nunmehr  keine  Ansprüche  an  den  Verletzer,  sondern 
müssen  ihre  etwaigen  Antheile  an  der  Entschädigung  sich  von 
deren  Empfänger  zu  beschaffen  suchen.  ^^^)  Wird  der  Verletzer 
dagegen  von  mehreren  Mitgliedern  der  Gemeinschaft  auf  die 
Entschädigung  belangt,  so  darf  er  ihnen  nur  insgesammt  Zah- 
lung leisten,  nicht  etwa  die  einzelnen  antheiligen  Beträge  ent- 
richten, da  die  jeweiligen  Entschädigungsforderer  stets  als 
Repräsentanten; der  Gemeinschaft  erscheinen,  nicht  in  der  Gelt- 
endmachung von  Sonderrechten  begriffen  sind. 


133)  Huard  et  Mack  No.  813.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  283. 
Rosmini  No.  877. 

134)  Vgl.  S.  323. 

135)  Oesterreich  (neu)  §  7.  —  Anders  natürlich,  wenn  die  Geraein- 
schafter  bezüglich  der  Entschädigungsforderung  durch  Ueberweisung  von 
Theilansprüchen  die  Gemeinschaft  aufgehoben  haben  und  der  seinen  Theil 
fordernde  Gemeinschafter  den  Verletzten  hiervon  beweiskräftig  benachrichtigt. 
Venezuela  art.  8  gestattet  dagegen  von  vornherein  jedem  Gemeinschafter  nur 
eine  Theilforderung  auf  Ersatz  geltend  zu  machen. 


^   39.     Verletzung  des  Aufführungsrechts.  421 

ß.  Ein  echter  Fall  gleichzeitiger  Verletzung  zweier  Auffüh- 
rungsrechte mittelst  einer  einzigen  Auffuhrung  liegt  in  der  un- 
genehmigten  Darstellung  einer  rechtswidrigen  Ueber- 
setzung.^^^)  Denn  eine  solche  Aufführung  bildet  einen  Eingriff 
sowohl  in  das  absolute  Aufführungsrecht  des  rechtmässigen 
wie  das  relative  Aufführungsrecht  des  rechtswidrigen 
Uebersetzers,^^'')  begründet  also  Entschädigungsansprüche  für 
beide.  Auf  ihre  Bemessung  will  Kohler  das  Prinzip  des  §  55 
Abs.  2  des  R.  Gesetzes  zur  Anwendung  bringen,  den  Betrag 
der  Gesammteinnahme  jener  Aufführung  unter  beide  Ueber- 
setzer  vertheilen,  und  zwar  unter  Berücksichtigung  der  Ver- 
hältnisse zur  grösseren  Hälfte  dem  rechtmässigen  Uebersetzer 
zuwenden.  ^^^)  Eine  derartige  Vertheilung  wird  aber  den  den 
verletzten  Uebersetzern  gesetzlich  zustehenden  Ansprüchen  nicht 
gerecht,  weil  die  Sachlage  hier  eben  von  der  im  §  55  Abs.  2 
berücksichtigten  total  abweicht.  Im  letzten  Fall  bildet  die  un- 
erlaubte Aufführung  des  einzelnen  Werks  die  Verletzung  nur 
eines  Auftührungsberechtigten,  kann  daher  auch  nur  ein 
einziger  auf  den  Empfang  des  Theilbetrages  der  Einnahme 
Anspruch  erheben.  Hier  dagegen  werden  durch  die  ungeneh- 
migte  Aufführung  zwei  Aufführungsberechtigte  verletzt,  von 
denen  jeder  den  ganzen  Einnahmebetrag  als  Entschädigung 
verlangen  kann.  Denn  dafür  lässt  sich  doch  schlechterdings 
kein  Grund  angeben,  weshalb  der  eine  Aufführungsberechtigte, 
weil  noch  ein  anderer  Aufführungsberechtigter  gleichzeitig  eine 
Verletzung  erfuhr,  eine  Verschlechterung  seiner  Entschädigung 
erdulden  müsste,  zumal  für  den  Verpflichteten,  da  es  sich  um 
eine  Geldzahlung  handelt,  keine  Unmöglichkeit  besteht,  die  An- 
sprüche beider  Verletzten  voll  zu  erfüllen.  Die  Entschädigungsver- 
pflichtung des  Verletzers  ist  weder  korreal  noch  solidar;  sie 
umfasst  zwei  Verbindlichkeiten,    die  zwar  äusserlich  ein  idem. 


136)  Vgl.  S.  410. 

137)  Anders  nach  art.  6  Bern.  Konv.  und  Oesterreich  (neu)  §  23  al.  4, 
die  nur  den  vom  Autor  genehmigten  Uebersetzungen  ein  absolutes  Auf- 
führungsrecht zubilligen,  allen  anderen  Uebersetzungen  dagegen  jeden  Auf- 
führungsschutz verweigern. 

138)  Kohler,  Kunstwerk  S.   186. 
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die  Entrichtung  eines  Gesammteinnahmebetrages,  zum  Gegen- 
stand haben,  rechtlich  aber  kein  idem  bilden,  da  jede  Zahlung 
die  Befriedigung  einer  durchaus  selbständigen  Forderung  dar- 
stellt. Eine  Aufführung,  die  gleichzeitig  zwei  Aufführungsrechte 
verletzt,  gleicht  rechtlich  dem  Steinwurf,  der  die  Fensterscheiben 
zweier  Eigenthümer  beschädigt;  in  beiden  Fällen  bewirkt  eine 
Handlung  einen  unzulässigen  Eingriff  in  die  Rechtssphären  zweier 
Personen,  in  beiden  Fällen  muss  derVerletzer  die  doppelte  Störung 
der  Rechtsordnung  durch  die  volle  Entschädigung  beider  Ver- 
letzten wieder  gut  machen;  in  concreto  also  jedem  der  Ueber- 
setzer  einen  der  Gesammteinnahme  der  Aufführung  gleichkom- 
menden Betrag  als  Entschädigung  entrichten.  ^®) 

b.  Der  dem  S  t  ra  f v  e  r f  a h  r  e  n  als  Nebenkläger  beigetretene 
Verletzte^^^)  kann  statt  der  unter  a  behandelten  Entschädigung 
die  Verurtheilung  des  Verletzers  zu  einer  ihm  zu  entrichtenden 
Busse  im  Höchstbetrage  von  6000  M.  beantragen,  mit  deren 
vom  Gericht  innerhalb  dieser  Begrenzung  nach  freiem  Er- 
messen erfolgenden  Zuerkennung  die  Geltendmachung  jeder 
weiteren  Ersatzforderung  des  Aufführungsberechtigten  ausge- 
schlossen ist.^*^) 

Der  Entschädigungs-    bezw.  Bussforderung   unterliegt  der 

Veranlasser  der  Aufführungsrechtsverletzung  nach  den  gleichen 
Regeln.  ^^2) 

1^)  Gegen  Kohler's  Vorschlag  sprechen  auch  praktische  Gründe. 
Würde  die  ungenehmigte  Aufführung  der  rechtswidrigen  Uebersetzung  dem 
rechtmässigen  Uebersetzer  einen  Anspruch  nur  auf  einen  Theil  der  Auf- 
führungseinnahmen  gewähren,  so  würde  der  Uebersetzungsschutz  bald  den 
grössten  Theil  seiner  Bedeutung  einbüssen.  Die  Unternehmer  würden  im 
geheimen  Einverständniss  mit  rechtswidrigen  Uebersetzern  deren  Uebersetzungen 
aufführen,  um  im  Fall  einer  Verurtheilung  wenigstens  einen  Theü  der  Ein- 
nahme in  die  Hand  des  rechtswidrigen  Uebersetzers  und  von  da  aus  wieder 
an  sich  zurück  gelangen  zu  lassen.  Gegen  die  Klage  des  rechtswidrigen  Ueber- 
setzers könnte  der  Beklagte  sich  nicht  mit  einer  exeptio  doli  generalis  schützen, 
da  deren  Geltendmachung  auf  seiner  Seite  ja  selbst  den  Stempel  des  dolus 
trüge. 

1^)  Das  Verfahren  richtet  sich  nach  §  443  fg.  Str.-P.-O. 

141)  R.-Ges.  §  54  al.  1.  —  Aberkennung  der  Busse  oder  Ablehnung 
des  Gerichts,  in  die  Verhandlung  über  die  Busse  einzutreten,  lässt  dagegen 
die  Entschädigungsforderung  des  Verletzten  unberührt.     Daude  S.  59. 

142)  R.-Ges.  §  54  al.  2. 
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B.  Trifft  den  Veranstalter  bei  Vornahme  der  ungeneh- 
migten  öffentlichen  Aufführung  kein  Verschulden,  so  haftet 
er  dem  Auftührungsberechtigten,  auch  wenn  dieser  durch  die 
Aufführung  keinen  Schaden  erlitten,  in  Höhe  der  Bereiche- 
rung.^**) Voraussetzung  für  die  Geltendmachung  dieses 
Anspruchs  bildet  daher  das  Vorhandensein  einer  Bereiche- 
rung des  Verletzers,  ^**)  ein  Umstand,  der  nicht  nothwendig 
als  Folge  einer  jeden  Aufführung  eintritt.  Eine  Wohlthätig- 
keitsvorstellung,  deren  Ertrag  ungemindert  für  Wohlthätigkeits- 
zwecke  verwendet  wird,  schliesst  beispielsweise  eine  Bereiche- 
rung ihres  Veranstalters  aus ;  aber  selbst  rein  im  Gewerbebe- 
triebe vorgenommene  Aufführungen  können  sich  ohne  Be- 
reicherung des  Unternehmers  vollziehen.  So  wird  regelmässig 
die  ungenehmigte  Erstaufführung  einer  kostspieligen  Feerie, 
trotz  hohen  Bruttobetrages  der  Einnahme,  keine  Bereicherung 
des  Unternehmers  begründen,  die  erst  mit  dem  Moment  gegeben 
wäre,  in  welchem  der  Gesammtbetrag  der  aus  den  Auffüh- 
rungen des  betreffenden  Stückes  erwachsenen  Bruttoeinnahmen 
nach  Abzug  sämmtlicher  speziellen  und  generellen  Aufführungs- 
kosten einen  Reingewinn  für  den  Veranstalter  abwerfen  würde.  1**) 
Für  die  schlüssige  Begründung  der  Bereicherungsklage  genügt 
daher  nicht  die  unter  Beweis  gestellte  Behauptung  des  unge- 
nehmigten  Stattfindens  einer  Aufführung,  was  vollkommen  aus- 
reichen würde,  um  die  Basis  einer  Entschädigungsklage  zu 
bilden;  die  Bereicherungsklage  setzt  vielmehr  die  weitere  eben- 
falls unter  Beweisantritt  zu  erhebende  Behauptung  voraus,  dass 
dem  Beklagten  aus  der  Vornahme  der  ungenehmigten  Auffüh- 
rung eine  Bereichenmg  zugekommen  sei.  Zur  Ertheilung  von 
genauen  Angaben  über  die  Höhe  der  Bereicherung  ist  der 
klagende  Auftührungsberechtigte  jedoch  nicht  verpflichtet; 
würde    nämlich  die  Begründung  seines  Anspruchs  von  diesem 


1*3)  R..Ges.  §  55  al.  4.  Ebenso  Oesterreich  (neu)  §  61.  Ungarn 
art.  19 

1«)  Urth.  d.  R.-0.-H.-G.  v.  16.  Mai  1873  und  v.  13.  September  1877 
(Entsch.  Bd.  10,  S.  114;  Bd.  22,  S.  339).  Urth.  d.  Reichsger.  v.  27.  Dezember 
1879  (Blum,  Annalen  d.  Reichsgerichts  Bd.  1,  S.  188). 

145)  Urth.  d.  R.-O.-H.-G.  v.  21.  April  1874  (Entsch.  Bd.  12,  S.  332). 


424  Das  Aufführungsrecht. 

Nachweis  abhängig  gemacht  sein,  dann  wäre  die  Geltend- 
machung der  Bereicherungsforderung  regelmässig  ausgeschlossen, 
da  der  Kläger  doch  nur  ganz  ausnahmsweise  in  der  Lage 
sein  könnte,  die  für  die  Ermittelung  der  Bereicherung  mass- 
gebenden Rechnungsfaktoren  hinreichend  zu  berücksichtigen. 
Der  klägerische  Antrag  wird  daher  zweckmässig  auf  die  Ver- 
urtheilung  des  Verletzers  in  Höhe  derjenigen  Summe  gerichtet 
sein,  die  sich  auf  Grund  der  vom  Beklagten  vorzunehmenden 
Rechnungslegung  als  dessen  aus  der  ungenehmigten  Auffüh- 
rung erwachsene  Bereicherung  herausstellen  werde.  Die  Be- 
reicherungsklage enthält  daher  gleichzeitig  eine  Klage  auf  Rech- 
nungslegung, zu  deren  Erstattung  der  Beklagte  als  un- 
freiwilliger negotiorum  gestor  des  Aufführungsberechtigten  ver- 
pflichtet ist.i*«) 

Die  Bereicherungsklage  ist  ausschliesslich  gegen  den  Ver- 
anstalter der  Aufführung  zulässig,  da  den  Veranlasser, 
wie  seine  Weglassung  in  dem  die  Bereicherung  behandelnden 
§  55  Abs.  4  des  R.-Ges.  beweist,  nur  die  Verpflichtung  zur 
Entschädigung  des  Verletzten  trifft. 

*  2.  Die  strafrechtliche  Haftung  der  Aufführungsrechtsver- 
letzer richtet  sich  genau  nach  den  für  die  Verletzung  des  aus- 
schliesslichen Vervieltältigungsrechts  statuirten  Normen,  ^*^)  mit 
einer  einzigen,  die  Einziehung  der  für  das  Delikt  bestimmten 
Vorrichtungen  betreffenden  Ausnahme.  Während  das  Nach- 
drucksverfahren eine  solche  Massregel  kennt, ^*®)  schweigt  das 
Reichsgesetz  über  ihre  entsprechende  Anwendung  im  Verfahren 
wegen  ungenehmigter  Aufführung,  obwohl  sie  auch  hier  an 
sich  denkbar  wäre.^^^) 


1«)  Daude  S.  98.     Scheele  S.  77,    149.     Schuster,  Tonkunst  S.   276. 
1'*'')  R.-Ges.  §  54.    -—    Ueber  die  Auslegung    des  §    18   al.  2   handelt 
ausführlich  v.  Calker  S.  202  f. 

148)  R.-Ges.  §  21. 

149)  Daude  S.  99.  Koch,  Allg.  Landrecht  S.  1023,  n.  24.  Scheele 
S.  144.  —  Auch  im  auswärtigen  Recht  ist  die  Konfiskation  des  für  die 
ungenehmigte  Aufführung  speziell  hergestellten  szenischen  Apparats  aus- 
geschlossen, Dunant  S.  191,  v.  Orelli  S.  108,  Pouillet  no.  832,  wohl  aber 
nach  Oesterreich  (neu)  §  56  al.  1  die  Einziehung  der  für  die  unerlaubte 
Aufführung   benutzten  Manuskripte,    Textbücher,    Partituren,   Rollen  u.  s.  w. 
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VII.  Die  dem  Verletzer  aus  der  ungenehmigten  Auffüh- 
rung erwachsenen  Ansprüche  erlöschen  durch  dessen  Ver- 
zicht oder  durch  Eintritt  der  Verjährung. 

a.  Der  Verzicht  muss  in  einer  jeden  Zweifel  aus- 
schliessenden  Weise  erklärt  sein;  das  blosse  Schweigen,  in 
dem  der  Verletzte  einer  ungenehmigten  Aufführung  gegenüber 
längere  Zeit  hindurch  verharrt,  berechtigt  nicht  zur  Annahme 
eines  Verzichtes.  ^^^) 

Die  Verjährung  der  dem  Aufführungsberechtigten  zu- 
stehenden Ersatz-  und  Bereicherungsansprüche  vollendet  sich, 
abweichend  von  der  gemeinen  Klagverjährung,  innerhalb  dreier 
vom  Stattfinden  der  unerlaubten  Aufführung  ab  zu  zählender 
Jahre.  ^^^)  Da  jede  ungenehmigte  Aufführung  eine  selbständige 
Verletzung  des  Aufführungsrechts  bildet,  läuft,  wenn  der  Ver- 
letzer eine  Mehrheit  ungenehmigter  Aufführungen  veranstaltete, 
bezüglich  jeder  Einzelaufführung  eine  besondere  Ver- 
jähr ung.^^^)  Nur  wenn  einzelne  Vorstellungen  wiederum  unter 
sich  in  untrennbarem  Zusammenhang  stehen,  so  dass  ihr  Kom- 
plex unter  den  höheren  Begriff  einer  einzigen  Aufführung  ge- 
bracht werden  müsste  --  unter  solchem  Gesichtspunkt  könnte 
etwa  das  Bayreuther  Festspiel,  die  Wallensteintrilogie  als  Einheit 
erscheinen  — ,  wäre    der  Beginn    der  Verjährung  erst  mit  der 


zugelassen.  Vielleicht  kann  in  dieser  Abweichung  ebenfalls  eine  Anerkennung 
des  selbständigen  Charakters  der  Aufführung  erblickt  werden,  Arch.  f.  d. 
ziv.  Praxis  Bd.  84,  S.  16',  191.  —  Eine  vorläufige  Beschlagnahme  zur  Ver- 
hütung fernerer  AufführungsrechtsverletzHngen  ist  dagegen  zulässig.  Gierke 
Bd.  1,  S.  817  n.  17. 

150)  Drone  S.  511,  577.     Pouillet  No.  830  f. 

1^1)  R.-Ges.  §§  56,  33.  Ebenso  Ungarn  art.  36.  Kürzere  Fristen  haben, 
und  zwar  von  1  Jahr  Schweiz  art.  17;  3  Will.  IVu  c.  15,  art.  3  (Ges.  v.  10. 
Juni  1833);  Norwegen  art.  36;  Japan  art.  5;  von  Jahr  und  Tag  Dänemark 
art.  22;  von  2  Jahren  Finnland  art.  27;  Nordamerika  Rev.  Stat.  S.  4968.  — 
Im  österreichischen,  französischen  und  belgischen  Recht  greift  die  gewöhnliche 
Verjährung  durch. 

152)  Dalloz,  Propriete  No.  508.  Daude  S.  101.  Gierke  Bd.  1,  S.  821 
n.  43.  Huard  et  Mack  No.  885.  Pouület  No.  837,  837  b.  Unzutreffend 
Urth.  d.  Ziv.-Gerichts  Genf  (Droit  d'auteur  1891  S.  143). 
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Beendigung  der  Gesammtdarstellung  gegeben. ^^^)  Für  die  Un- 
terbrechung der  Verjährung  gelten  keine  Besonder- 
heiten, i^*) 

Der  Anspruch  auf  Busse  ist  ebenfalls  an  die  Schranke 
der  dreijährigen  Verjährung  geknüpft,  seine  Geltendmachung 
aber  noch  von  Erfüllung  einer  weiteren  Vorbedingung,  der  rech  t- 
zeitigen  Stellung  eines  Strafantrages  gegen  den  Ver- 
letzer abhängig.  Es  fehlt  allerdings  eine  ausdrückliche  gesetz- 
liche Bestimmung  dieses  Inhalts;  dieselbe  folgt  indess  daraus, 
dass  die  Bussforderung  nur  im  Strafverfahren  geltend  gemacht 
werden  kann,  letzteres  aber  nur,  wenn  der  Verletzte  binnen 
drei  Monaten  nach  erlangter  Kenntniss  von  der  Aufführungs- 
rechtsverletzung und  von  der  Person  des  Verletzers  den  erfor- 
derlichen Strafantrag  gestellt  hat,^^^)  stattfinden  darf."^) 

§  ^o.    Untergang  des  Aufführungsrechts, 

I.  Das  Aufführungsrecht  erlischt,  sobald  die  Vornahme 
der  Aufführung  ausnahmslos  von  der  Nothwendigkeit  vorgängiger 
Genehmigung  entbunden  ist,  unter  Verlust  ihres  rechtlichen 
Charakters  zum  blossen  Faktum  herabsinkt.  Der  Eintritt 
dieses  Ereignisses  wird  entweder  durch  die  freie  Willen s- 
thätigkeit    des    Aufführungsberechtigten    herbeigeführt, 


153)  Urth.  des  R.-O.-H.-G.  v.  30.  November  1878  (Entsch.  Bd.  24, 
S.  281).  —  Mitunter  wird  freilich  auch  die  Aufführung  einer  Trilogie  —  so 
wenn  für  jede  .Aufführung  ein  besonderer  Billetverkauf  stattfand  —  eine  drei- 
fache Aufiführungsrechtsverletzung  mit  dreifacher,  verschieden  endender  Ver- 
jährungsfrist bilden.  —  Völlig  verfehlt  haben  nicht  selten  gerichtliche  Ent- 
scheidungen fortgesetzte  Aufführungsrechtsverletzungen  als  Einheit  erachtet 
und  die  Möglichkeit  einer  Ersitzung  des  Aufführungsrechts,  trotz 
vorhandenen  dolus  des  .Aufführenden,  angenommen.  Huard  et  Mack  No.  883  fg. 
Dagegen  Pouillet  No.  837. 

154)  Urth.   d.  R.-0.-H.-G.  v.  16.  Mai   1873    (Entsch.  Bd.  10,    S.  121). 
165)  R.-Ges.  §§  56,  38. 

156)  R.-Ges.  §§  56,  35.  R.-Str.-G.-B.  §§  61,  62.  R.-Str.-P.-O.  §  156. 
—  Auch  Oesterreich  (neu)  §  55.  Ungarn  art  27.  Schweiz  art.  12,  13. 
Belgien  art.  26  haben  das  Erforderniss  des  Antrags,  das  dagegen  im  franzö- 
sischen und  italienischen  Recht  fehlt.     Code  pen.  art.  428.     Italien  art.  34. 
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oder  er  erscheint  als  Folge  des  Eintritts  gewisser  gesetzlich 
mit  erlöschender  Wirkung  ausgestatteter  Thatbe- 
stände. 

II.  Zur  ersten  Gruppe  der  Erlöschungsgründe  gehört  na- 
mentlich der  Verzicht  des  Aufffihrungsberechtigten  und  zwar 
allein  des  absolut  uneingeschränkt  Berechtigten,^)  da  nur  ein 
solcher  über  das  Aufführungsrecht  in  seiner  Totalität  zu  ver- 
fügen im  Stande,  jeder  andere  Aufführungsberechtigte  dagegen 
nur  über  die  ihm  in  Konkurrenz  mit  andern  zustehende  Auffüh- 
rungsbefugniss  Anordnungen  treffen  kann.*)  Spricht  aber  der 
absolut  uneingeschränkt  Berechtigte  die  Verzichterklärung  aus, 
so  hat  seine  Erklärung  stets  die  Wirkung  einer  totalen  Besei- 
tigung des  Aufführungsrechts.  Mit  dem  Moment,  in  welchem 
der  durch  keinerlei  Verbindlichkeit  in  der  Freiheit  seines  recht- 
lichen Thuns  beschränkte  Autor  in  einer  jeden  Zweifel  aus- 
schliessenden  Weise  den  Verzicht  auf  sein  Aufführungsrecht 
kund  thut,')  wird  daher  die  Vornahme  der  Aufführung  eine 
jedermann  freistehende  Handlung,  die  sowenig,  wie  im  allge- 
meinen Spazierengehen  oder  Singen,  noch  auf  rechtliche  Be- 
deutung Anspruch  erheben  darf.*)  Das  gleiche  gilt  auch 
dann,  wenn  der  Verzicht  von  einem  Theaterunternehmer  oder 
sonstigen  Personen  ausgesprochen  wird,  denen  der  Autor 
das  Aufführungsrecht  in  seiner  Totalität  übertragen  hatte. 
Denn  das  Aufführungsrecht  war  eben  dann  aus  der  Reihe  der 
dem  Autor  kraft  seiner  Autorschaft  am  Geistesprodukt  zu- 
stehenden Befugnisse  ausgeschieden,  der  damit  Bedachte  dagegen 
ebenso,  wie  vorher  der  Autor,  darüber  zu  verfügen  berechtigt, 


1)  Vgl.  s.  359. 

2)  Der  Verzicht  auf  die  Aufführungsgestattung  ist  daher  in  diesem 
Fall  juristisch  nur  für  den  Verzichtleistenden  von  Bedeutung,  gegen  den  der 
Autor  oder  sonstige  Aufiführungsberechtigte  wieder  in  die  frühere  Verbots - 
Stellung  tritt. 

8)  Eine  bestimmte  Form  der  Erklärung  ist  nicht  vorgeschrieben.  Nach 
Demburg,  Preuss.  Pr.-R.  Bd.  2,  S.  973  genügt  generelle  Erklärung  an  das 
Publikum.     Aehnlich  Gierke,  Deutsches  Privatrecht  Bd.   1,  S.  825  n.  19. 

*)  Vgl.  S.  44. 


428  Das  Aufführungsrecht. 

also  auch  die  totale  Beseitigung  des  Aufführungsrechts  herbei- 
zuführen fähig.'') 

Im  Widerspruch  hierzu  steht  die  Ansicht  Gierke's,  der 
dem  vom  Autor  geleisteten  Verzicht  zwar  die  gleiche  Bedeutung 
beimisst,  durch  den  Verzicht  eines  sonstigen  Aufführungsbe- 
rechtigten dagegen  das  Aufführungsrecht  nur  dann  untergehen 
lässt,  wenn  der  Autor  zur  Zeit  der  Verzichterklärung  bereits  ver- 
storben war,  andei'enfalls  aber  einen  Rückfall  des  Aufführungs- 
rechts an  den  Autor  als  Folge  der  von  seinem  Rechtsnach- 
folger vorgenommenen  Rechtsaufgabe  annimmt.  Das  Urheber- 
recht könne  seines  eigenthümlichen  Charakters  wegen  nie  der 
Substanz  nach  übertragen  werden ;  werde  daher  eine  der 
in  ihm  enthaltenen  vom  Autor  fortgegebenen  Befugnisse  frei, 
wie  dies  beim  Verzicht  eines  Aufführungsberechtigten  auf  das 
Aufführungsrecht  der  Fall  sei,  so  wachse  das  freigewordene 
Recht,  so  lange  noch  der  Autor  als  Träger  der  Urheberrechts - 
Substanz  vorhanden,  diesem  ipso  iure  wieder  zu.®) 

Dass  die  Substanz  des  Urheberrechts  einer  Uebertragung 
nicht  fähig,  wird  Gierke  ohne  weiteres  zugegeben  werden 
müssen.  Als  ein  direkter  Ausfluss  der  Persönlichkeit  ist  das 
Urheberrecht  untrennbar  an  die  Person  seines  Urhebers  gebun- 
den, was  sich  schon  am  unzweideutigsten  aus  der  Unmöglich- 
keit, Urheberrecht  zu  Gunsten  des  Nichturhebers  zu  be- 
gründen,'^)  oder  das  Urheberrecht  seiner  Totalität  nach  auf 


5)  Dambach,  Urheberrecht  S.   127.     Schuster,  Tonkunst  S.  308. 

6)  Gierke  Bd.   1,  S.  809,  826. 

'^)  Ein  Vertrag,  wonach  jemand  sich  verpflichten  würde,  die  von  ihm 
hergestellten  Geistesprodukte  unter  Verzicht  auf  sein  Autorrecht  einem  andern 
zur  Verwerthung  in  eigenem  Interesse  zu  überlassen,  würde  den  wirklichen 
Autor  nicht  verhindern,  sein  Autorrecht  —  von  der  materiellen  Ausbeutung 
abgesehen  —  nach  jeder  Richtung  hin  geltend  zu  machen.  Bekannt  sind 
die  Fälle  Goethe -Willemer,  Meissner  -  Hederich.  Unrichtig  Wauwermans,  Le 
droit  des  auteurs  S.  169,  283.  In  Verkenn ung  dieser  Grundsätze  ist  mit- 
unter Theater-  und  Konzertunternehmern  das  Recht  der  Autorschaft  an  den 
von  ihren  Angestellten  während  der  Dauer  des  Dienstverhältnisses  zur  Be- 
nutzung in  den  Unternehmungen  ihres  Prinzipals  geschaffenen  Geisteswerken 
zugesprochen  worden,  Drone ,  Intellectual  productions  S.  251,  Pouillet 
No.  196,  während  es  sich  höchstens  darum  handeln  könnte,  dass  nach  dem 
Inhalt   des    geschlossenen  Dienstvertrages    der  Dienstherr    auch    nach  Ablauf 
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einen  andern  zu  übertragen,®)  ergiebt.  In  der  Uebertra- 
gung  einzelner  Urheberrechtsbefugniss.e  —  namentlich 
der  eine  materielle  Verwerthung  des  Geistesprodukts  ermög- 
lichenden Aufführungsbefugniss  —  liegt  indess  keine  Sub- 
stanzübertragung, auch  nicht  nach*  Gierke,  da  er  doch  selbst  die 
absolut  uneingeschränkte  Zession  des  Aufführungsrechts  als 
eine  rechtlich  durchaus  zulässige  Handlung  betrachtet.  Die 
Folge  einer  solchen  Zession  ist  aber,  wieGierke  ebenfalls  her- 
vorhebt, dass  der  Autor,  der  einen  weiteren  Aufführungsvertrag 
schliesst  oder  sein  Werk  selbst  aufführt,  sich  einer  Rechtsver- 
letzung gegen  den  absolut  uneingeschränkten  Zessionar  schul- 
dig macht  ;^)  der  Fortbestand  der  Substanz  des  Urheber- 
rechts beim  Autor  leidet  mithin  dadurch,  dass  ihm  die  Vor- 
nahme gewisser  an  sich  im  Autorrecht  enthaltener  Befugnisse 
ebenso  wie  jedem  Nichtautor  verboten  ist,  keine  begriffs- 
widrige Beschränkung.  Dann  lässt  sich  aber  nicht  einsehen, 
Aveshalb  ein  absolut  wirkender  Verzicht  des  absolut  uneinge- 
schränkt aufführungsberechtigten  Zessionars  auf  sein  Aufführungs- 
recht einen  Zustand  begründen  solle,  der  mit  dem  Grundsatz, 
dass  eine  Uebertragung  des  Urheberrechts  der  Substanz  nach 
unzulässig  sei,  in  Widerspruch  trete.  War  das  Urheberrecht 
der  Substanz  nach  beim  Autor  geblieben,  während  dieser  von 
Ausübung  des  Aufführungsrechts  total  ausgeschlossen  war,  so 
muss  das  doch  nach  der  Verzichtleistung  des  Zessionars  um 
so  mehr  der  Fall  sein,  als  jetzt  der  Autor  wieder  die  Befug- 
niss,  Aufführungsverträge  zu  schliessen  und  selbst  Aufführungen 
vorzunehmen,  zurückgewinnt.     Wenngleich  er  dabei  der  Kon- 


des  Dienstverhältnisses  ohne  spezielle  Genehmigung  seines  ehemaligen  An- 
gestellten zur  weiteren  Aufführung  der  ihm  früher  von  diesem  überlassenen 
Geistesprodukte  befugt  sein  solle.  Eine  solche  Abmachung  wird  wohl  im 
Allgemeinen  Gültigkeit  beanspruchen  können,  Kohler,  Autorrecht  S.  204, 
Lacan  et  Paulmier  Bd.  2,  S.  223,  Rosmini  No.  917,  unter  Umständen  frei- 
lich gemäss  dem  im  neuen  Oesterreichischen  Urhebergesetz  §  16  ausge- 
sprochenen Grundsatz  restriktive  Auslegung  erfahren  müssen. 

^)  Der  Autor  wäre  auch  dann  noch  berechtigt,  die  Umgestaltung  des 
Werks  zu  verbieten.  Denn  das  Werk  bleibt  eben  trotzdem  sein  Werk,  auch 
wenn  ihm  jede  reale  Befugniss  darüber  fehlt. 

»)  Gierke  Bd.   1,  S.  810  n.  23. 
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kurrenz  durch  Jedermann  ausgesetzt  ist,^^)  hat  sich  doch  der 
Umfang  seines  Urheberrechts  dem  früheren  Zustand  gegenüber 
zweifellos  gebessert,  kann  also  von  einer  UnverträgUchkeit  der 
vollen  Verzichtwirkung  mit  dem  Fortbestand  der  Urheberrechts- 
substanz beim  Autor  keine  Rede  sein. 

Ein  Rückfall  des  Aufführungsrechts  an  den  Autor 
als  Folge  eines  Verzichts  des  Aufführungsberechtigten  ist  jedoch 
nicht  unter  allen  Umständen  ausgeschlossen.  Abgesehen  von 
den  Fällen,  in  denen  der  Autor  sich  den  eventuellen  Rückfall 
schon  vertragsmässig  bei  Begründung  des  Aufführungsrechts 
für  den  Eintritt  eines  Verzichts  darauf  ausbedungen  hatte,  müsste 
er  auch  dann  erfolgen,  wenn  die  Ueberlassung  des  Auffüh- 
rungsrechts nur  dem  Zessionar  persönlich  dessen  Aus- 
übung gestatten  sollte.  Grade  das  wird  aber  im  Zweifel  stets 
angenommen  werden  müssen,  da  die  Persönlichkeit  des  Unter- 
nehmers, wie  schon  wiederholt  hervorgehoben  wurde,  für  den 
Autor  regelmässig  von  der  höchsten  Wichtigkeit  ist,  im  Zweifel 
also  nicht  vermuthet  werden  darf,  dass  der  Autor  durch  die 
Ueberlassung  des  Aufführungsrechts  sein  Werk  der  Gefahr 
einer  Darstellung  durch  jeden  beliebigen  habe  aussetzen  wollen. 
Streng  genommen  handelt  es  sich  dann  freilich  gar  nicht  mehr 
um  Konstituirung  eines  absolut  uneingeschränkten  Auffüh- 
rungsrechts. 

III.  Einen  ferneren  das  Aufführungsrecht  durch  eigne 
Willensaktion  des  Berechtigten  beseitigenden  Aufhebungsgrund 
bildet  die  Unterlassung  der  für  den  Fortbestand  des 
Aufführungsrechts  gesetzlich  erforderten  Erfüllung 
gewisser  Bedingungen.  Das  Reichsrecht  kennt  nur  noch 
zwei  Fälle  dieser  Art: 
a.  Der  Urheber  eines  musikalischen  Werkes^^)  geniesst  an 


1®)  Theaterunternehmer  würden  vielleicht  auch  jetzt  noch  mit  ihm 
Aufführungsverträge  schliessen,  um  seine  Mitwirkung  bei  den  Proben  zu  er- 
reichen, namenthch  aber,  wenn  das  Werk  nicht  im  Druck  veröffentlicht  wäre. 

11)  R.-Ges.  V.  11.  Juni  1870  §  50  al.  2.  —  Ebenso  Oesterreich  (neu) 
§  34  al,  2.  Ungarn  art.  51.  Für  Monaco  ist  die  Nothwendigkeit  des  Vor- 
behalts, die  S.  281  n.  40  erwähnt  wurde,  nunmehr  durch  Ges.  v.  3.  Juni 
1896  art.  1,  Droit  d'auteur  1896,  S.  90  beseitigt. 
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seiner  nicht  im  Druck  publizirten  Komposition  ein  absolutes 
Auffführungsrecht.    Um  dasselbe  auch  nach  der  Publikation 
zu  bewahren,    muss    er   auf  dem  Titelblatt   oder    an  der 
Spitze   des  verößentlichten  Werkes    sich    das    Recht    der 
öffentlichen  Aufführung   vorbehalten,    eine  Vorschrift,  mit 
deren    Unterlassung    das  Aufführungsrecht   an    dem    ver- 
öffentlichten -Werke  erlischt, 
b.  Der   Autor   eines   dramatischen    Werks^^)    geniesst 
vor   dessen    Publikation    ein    absolutes   Aufführungsrecht, 
das   andern  auch    die  Uebersetzungsaufführung  untersagt. 
Die   buchhändlerische  Veröffentlichung   des  Dramas  giebt 
es  dagegen  der  Uebersetzungsaufführung  preis,  sofern  der 
Autor  nicht  eine  „ rechtmässige" Uebersetzung  veranstaltet.^^) 
IV.  Ipso   iure    erlischt    das    Aufführungsrecht    mit    dem 
erblosenTod  des  absolut  uneingeschränkt  Auf  führungs- 
berechtigten, ohne  dass  dem  Fiskus  oder  anderen  zu  herren- 
losen Verlassenschaften  berechtigten  Personen,  wie  städtischen 
Korporationen,  gewissen  Anstalten  u.  s.  w.  ein  Heimfallsrecht 
darauf  zustände.^*) 

Die  unter  II  besprochene  Kontroverse  wiederholt  sich  auch 
hier.  Im  Gegensatz  zur  herrschenden  Ansicht,  die  den  Unter- 
gang des  Aufführungsrechts  nicht  nur  mit  dem  erblosen  Tod 
des  Autors,  sondern  auch  mit  dem  des  absolut  uneingeschränkten 
Zessionars  eintreten  lässt,^^)  nimmt  Gierke  wiederum  im  letztern 
Fall,  sobald  der  Autor  zur  Zeit  noch  nicht  verstorben,  einen 
Rückfall  des  Aufführungsrechts  an  diesen  an,  mit  der  gleichen 
auf  die  Unzulässigkeit  der  Substanzübertragung  gegründeten 
Beweisführung.^^)     Allein    auch    hier    erleidet  die  Stellung  des 


12)  vgl.  s.  409. 

13)  Der  Vorbehalt  kann  auch  beschränkt  erfolgen:  Der  Komponist 
reservirt  sich  das  Erforderniss  seiner  Genehmigung  etwa  nur  für  die  Auf- 
führung in  Konzertsälen,  während  er  Aufführungen  für  Vergnügungslokale 
freigiebt.  Kohler,  Autorrechtliche  Studien  S.  402  fg.,  der  Dichter  behält  sich 
eine  Uebersetzung  ins  Französische  vor,  während  er  die  Uebersetzung  in 
andere  Sprachen  gestattet. 

14)  R.-Ges.  §§  17,  52.     Oesterreich  (neu)  §  15.     Ungarn  art.  3. 
1°)  Vgl.  S.  431  n.  6,  ferner  E.  Mayer,  Theaterprozesse  S.  14. 
16)  Gierke  Bd.  1,  S.  825  n.  20. 
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Autors  durch  das  Erlöschen  des  Aufführungsrechts  nicht  nur 
keine  Einbusse,  sondern  sie  bessert  sich  sogar  durch  die  ihm 
nun  von  neuem  eröffnete  Möglichkeit,  Aufführungsverträge  zu 
schliessen  und  selbst  Aufführungen  zu  veranstalten.  Die  Sub- 
stanz des  Urheberrechts  erfährt  also  auch  durch  diesen  Ueber- 
gang  des  Aufführungsrechts  in  das  Gemeineigenthum  keine  mit 
ihrem  Wesen  unverträgliche  Aenderung. 

V.  Sobald  nicht  einer  der  oben  besprochenen  Beendigungs- 
gründe ein  vorzeitiges  Ende  des  Aufführungsrechts  herbei- 
geführt hat,  tritt  sein  Erlöschen  mit  dem  Ablauf  der  gesetz- 
lichen Schutzfrist  ein. 

1.  Bei  Originalvverken  erfolgt  das  Erlöschen: 

a.  Bei  Dramen,  die  unter  dem  wahren  Namen  ihres 
Autors  aufgeführt  wurden  oder  im  Moment  der  Auf- 
führung bereits  unter  dem  wahren  Namen  ihres  Verfassers 
durch  den  Druck  veröffentlicht  waren,  mit  dem  Ablauf  des 
dreissigsten  Jahres  nach  dem  Todesjahr  des  Verfassers.  ^"0 

b.  Bei  anonym  oder  pseudonym  aufgeführten,  im 
Moment  der  Aufführung  noch  nicht  durch  den 
Druck  veröffentlichten  Werken  mit  dem  Ablauf  |des 
dreissigsten  Jahres  vom  Tage  der  ersten  rechtmässigen 
Aufführung  an.^^) 

c.  Bei  anonym  oder  pseudonym  aufgeführten,  bei 
Vornahme  der  Aufführung  bereits  durch  den  Druck 
veröffentlichten  Werken  mit  dem  Ablauf  des  dreissigsten 
Jahres,  von  der  ersten  Herausgabe  an  gerechnet.  ^^) 

Wird  in  den  Fällen  b  und  c  innerhalb  der  dreissig- 
jährigen  Schutzfrist  vom  Urheber  oder  dessen  Rechtsnach- 
folger der  wahre  Name  des  Urhebers  vermittelst  Eintragung 
in  die  Eintragsrolle  bekannt  gemacht  oder  vom  Urheber 


1*0  R.-Ges.  §§  8,  52  al.  1.     Oesterreich  (neu)  §  43  al.   l. 

18)  R.-Ges.  §  52  al.  2. 

19)  R.-Ges.  §  1 1  al.  3.  Nach  Oesterreich  (neu)  §§  6  al.  2,  44  al.  1 
beginnt  die  dreissigjährige  Schutzfrist  anonymer  und  pseudonymer  Werke 
mit  dem  Erscheinen,  d.  h.  mit  der  buchhändlerischen  Publikation  oder  der 
öffentlichen  Aufführung,  je  nachdem  die  eine  oder  andere  früher  erfolgt. 
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das  Werk  unter  seinem  wahren  Namen  veröffentlicht, 
so  tritt  die  Beendigung  des  Aufführungsrechts    erst  inner- 
halb der  sub  a  bezeichneten  Frist  ein.^®) 
d.  Bei   posthumen  Werken    gleichfalls    mit   dem  Ablauf   der 
Frist  sub  a.*') 

2.  Für  Uebersetzungen  sind  die  Fristen  verschieden, 
je  nachdem  es  sich  um  das  relative  Aufführungsrecht  aller  oder 
das  absolute  Aufführungsrecht  rechtmässiger  Uebersetzungen 
handelt: 

a.  Das  relative  Aufführungsrecht  aller  Uebersetzungen 
folgt  durchaus  den  unter  1  gegebenen  Regeln. ^^) 

b.  Das  absolute  Aufführungsrecht  der  rechtmässigen 
Uebersetzungen  erlischt  mit  dem  Ablauf  des  fünften 
Jahres  vom  ersten  Erscheinen  der  Uebersetzung  an 
gerechnet.  ^^ 

Durch    die    internationalen    Abmachungen    ist    das 
Erlöschen  des  absoluten  Aufführungsrechts  auf  einen  späteren 
Termin  gerückt  worden,  so  dass  auch  hier  leicht  die  Möglich- 
keit einer  ungünstigeren  Stellung  des  einheimischen  Autors  im 
Vergleich  zum  auswärtigen  Urheber  gegeben  ist. 
a.  Das  absolute  Aufführungsrecht   der   rechtmässigen  Ueber- 
setzungen von  Werken  der  einem  der,  in  der  Berner 
Konvention  zusammengefassten,  Verbandsländer 
angehörenden  Urheber  erlischt  mit   dem  Ablauf  des 


20)  R..Ges.  §  52  al.  3.  Oesterreich  (neu)  §  44  al.  2  verlangt  stets 
Eintragung  des  wahren  Namens  des  Urhebers  in  das  vom  Handelsministerium 
geführte  öffentliche  Urheberregister. 

.  31)  R..Ges.  §  52  al.  2.  Oesterreich  (neu)  §  43  al.  2  gewährt  den 
innerhalb  der  letzten  fünf  Jahre  der  Schutzfrist  erschienenen  posthumen  Werken 
noch  fünf  Jahr  nach  dem  Erscheinen  Urheberrechtsschutz. 

22)  Vgl.  S.  270.  —  Mit  Ablauf  der  fünfjährigen  Schutzfrist  büsst  die 
rechtmässige  Uebersetzung  ihr  absolutes  Aufführungsrecht  ein,  bewahrt  aber 
nunmehr  noch  den  gleichen  Schutz  vor  ungenehmigter  Aufführung,  wie  er 
von  jeher  der  unrechtmässigen  Uebersetzung  zustand. 

23)  R.-Ges.  §§  15,  50  al.  3.     Oesterreich  (neu)  §  47. 

Opet,  Theaterrecht.  28 
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zehnten  Jahres  von  der  Veröffentlichung  des 
Originalwerks  im  Verbandsgebiet  an  gerechnet. 2^) 
ß.  In  einer  noch  günstigeren  Lage  befinden  sich  die 
französischen,  belgischen  und  italienischen 
Autoren.  Das  ihnen  zustehende  absolute  Aufführungsrecht 
rechtmässiger  Uebersetzungen  ihrer  Werke  ist  zwar  ebenfalls 
auf  zehn  Jahre  bestimmt;  ihr  Lauf  beginnt  aber  nicht, 
wie  dies  für  die  nur  nach  der  Bemer  Konvention  zu 
beurtheilenden  Werke  beispielsweise  von  englischen  oder 
schweizerischen  Autoren  der  Fall,  mit  der  Veröffentlichung 
des  Originalwerks,  sondern  erst  mit  dem  Erscheinen 
der  rechtmässigen  Uebersetzung,^^)  Da  für  ihr 
Erscheinen,  anders  wie  im  Reichsrecht,  das  einen  ziemlich 
kurzen  Termin  für  die  Vollendung  vorschreibt,^^)  durch 
die  derogirenden  Satzungen  der  Berner  Konvention  gar 
keine  Frist  bestimmt  ist,^"^)  kann  der  französische,  belgische 
oder  italienische  Autor,    einfach  indem  er  die  Anfertigung 


-"*)  Bern.  Konv.  art.  5  al.  1 ,  6  al.  1 ,  9  al.  2.  Eine  bedeutende  Er- 
weiterung dieses  Aufführungsrechts  begründet  art.  1,  III  der  Pariser  Zusatz- 
akte zur  Bern.  Konv.,  vom  4.  Mai  1896.  Dem  Verbandsautor,  der  binnen 
10  Jahren  seit  Erscheinen  des  Original  wer  ks  die  Veröffentlichung  von  dessen 
Uebersetzung  veranlasst  hat,  steht  dann  im  Verbandsgebiet  für  die  ganze 
Dauer  des  dem  Original  gewährten  Schutzes  auch  die  ausschliessliche  Be- 
fugniss  zur  Veranstaltung  von  Uebersetzungsaufführungen  zu. 

25)  Deutsch  •  französische  Literarkonv.  v.  19.  April  1883  art.  10. 
Deutsch  -  belgische  Literarkonv.  v.  12.  Dezember  1883  art.  10.  Deutsch- 
italienische Literarkonv.  v.  20.  Juni  1884  art.  10.  Diese  Bestimmung  ist 
auf  Grund  von  art.   15  Bern.  Konv.  in  Kraft  verblieben. 

20)  Vgl.  S.  409. 

27)  Bern.  Konv.  art.  5  hat  das  in  jenen  Literarkonventionen  ge- 
stellte Erforderniss  der  Vollendung  der  Uebersetzung  innerhalb  eines  .Zeit- 
raums von  drei  Jahren,  von  der  Veröffentlichung  des  Originalwerkes  an  ge- 
rechnet, beseitigt.  Daude,  Urheberrecht  S.  179.  Anders  nach  Droit  d'auteur 
1892,  S.  106.  Danach  haben  die  Autoren  jener  drei  Länder  ein  Wahlrecht 
zwischen  dem  10  jährigen  Uebersetzungsschutz  der  Berner  Konvention,  der 
mit  dem  Erscheinen  des  Originalwerks  beginnt,  imd  dem  von  Voll- 
endung der  Uebersetzung  ablaufenden  10jährigen  Uebersetzungsschutz 
der  besonderen  Verträge,  sofern  die  Uebersetzung  innerhalb  dreier  Jahre 
seit  Veröffentlichung  des  Originals  vollendet  wurde. 
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einer  Uebersetzung  unterlässt,  seine  dramatischen  Werke  der 
deutschen  Bühne  beliebig  lange  entziehen.*^ 
VI.  Steht    das   Aufführungsrecht   einer    Rechtsgemein- 
schaft  zu,    so    erleiden  die   vorstehenden    Regeln   theilweise 
Modifikationen : 

1.  Der  Verzicht  hat  das  Erlöschen  des  Aufführungs- 
rechts nur  dann  zur  Folge,  wenn  er  von  sämmtlichen 
Berechtigten  ausgesprochen  wird,^®)  da  der  einzelne  Gemein- 
schafter durch  seine  alleinige  Handlung  das  Recht  der  Genossen 
weder  verschlechtem  noch  beseitigen  kann.'®)  Doch  entbehrt 
auch  der  Verzicht  des  einzelnen  Gemeinschafters  nicht  jeder 
rechtlichen  Wirkung.  Der  durch  den  Verzicht  frei  gewordene 
Aufführungsrechtsantheil  wächst  nämlich  ipso  iure  den 
übrigen  Gemeinschaften!  zu,  da  ein  Aufführungsrecht,  das 
nur  theilweise  gewissen  Personen  zustehen,  theilweise  Gemeingut 
darstellen  würde,  in  seinen  Konsequenzen  zu  praktisch  un- 
lösbaren Schwierigkeiten  führen  würde. '^) 

2.  Auch  die  Beendigung  des  musikalischen  oder  Ueber- 
setzungs-  Aufführungrechts  durch  vorbehaltlose  Publi- 
kation im  Druck  erfordert  an  sich  zu  ihrer  Vornahme  die 
Zustimmung  aller  Berechtigten.  Ist  diese  nicht  vorhanden, 
ihr  Mangel  indess  aus  den  ohne  Vorbehalt  publizirten  Exemplaren 
des  Werkes  nicht  ersichtlich,  so  ist  das  Aufführungsrecht  dem 
gutgläubigen  Erwerber  eines  solchen  Exemplars  gegenüber 
trotzdem  erloschen.'^) 

3.  Bedeutungslos  ist  fiir  den  Bestand  des  Aufführungs- 
rechts der  erblose  Tod  eines  Gemeinschafters.  Mit  dem 
Eintritt  dieses  Ereignisses  wird  der  Aufführungsrechtsantheil 
dieses  Gemeinschafters  nicht  etwa  Gemeingut,  sondern  es  erfolgt 
ebenfalls  dessen  Anwachsen  an  das  Aufführungsrecht  der 
übrigen  Gemeinschafter. 


28)  Das    gleiche    gilt   natürlich    tür   den    deutschen    Autor    gegenüber 
Frankreich,  Belgien  und  Italien. 

20)  Gierke  Bd.  1,  S.  783  n.  68. 

30)  Vgl.  S.  323. 

31)  Kohler,  Autorrecht  S.  262  fg. 

32)  Kohler,  Autorrechtliche  Studien  S.  403.  —  Vgl.  S.  325. 
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4.  Nach  dem  gleichen  Grundsatz  wird  die  Verschiedenheit 
des  Fristablaufs,  die  sich  naturgemäss  bei  einem  von  einer 
Mehrheit  Autoren  hergestellten  Drama  oder  Musikwerk  durch 
die  zeitliche  Verschiedenheit  ihres  Todes  ergeben  müsste,  be- 
handelt, indem  das  Erlöschen  des  Aufführungsrechts  erst  an 
den  Ablauf  des  dreissigsten  Jahres  seit  dem  Tod  des  letztlebenden 
Mitautors  geknüpft  ist,  die  inzwischen  frei  werdenden  Auf- 
führungsrechtsantheile  wiederum  dem  Aufführungsrecht  der 
überlebenden  Urheber  ipso  iure  akkresziren.*') 

VII.  Im  engsten  Zusammenhang  mit  den  unter  V  behandelten 
das  Aufführungsrecht  durch  Fristablauf  beseitigenden  gesetzlichen 
Bestimmungen  steht  eine  durch  die  Uebergangsnormen  des 
Reichsgesetzes  v.  11.  Juni  1870  hervorgerufene,  ihre  Bedeutung 
mindestens  auch  noch  für  die  nächste  Generation  bewahrende, 
praktisch  äusserst  erhebliche  Kontroverse. 

Abweichend  von  dem  aus  allgemeinen  Prinzipien  folgenden 
Grundsatz,  dass  Rechte  aus  geistiger  Schöpfung,  wohin  auch  das 
ausschliessliche  Aufführungsrecht  zu  zählen,  dem  zur  Zeit  ihrer 
Entstehung  geltenden  Recht  auch  nach  einer  Wandlung  der 
Gesetzgebung  unterstellt  werden  müssten,^*)  hat  §  58  des  Reichs- 
gesetzes die  Anwendung  seiner  Bestimmungen  auf  alle,  vor  dessen 
mit  dem  2.  Januar  1871  erfolgten  Inkrafttreten  erschienenen  dra- 
matischen und  musikalischen  Werke,  selbst  wenn  ihnen  nach  der 
bisherigen  Landesgesetzgebung  der  Schutz  gegen  öffentliche 
Aufführung  versagt  war,  vorgeschrieben.^^)  Das  Gesetz  statuirt 
damit   eine  Rückwirkung,^*)  welche  die  gesetzliche  Behand- 


^)  R.-Ges.  §§  9,   52.  —  Ueber  die  Angemessenheit  der  Expropriation 
als  Erlöschungsgrund  vgl.  Arch.  f.  d.  ziv.  Praxis  Bd.  84,  S.  235  fg. 

34)  Gierke  Bd.  1,  S.   197. 

35)  Der  Wortlaut  ist  folgender: 

„Das  gegenwärtige  Gesetz  findet  auf  alle  vor  dem  Inkrafttreten 

desselben  erschienenen  .  .  .  dramatischen  Werke  Anwendung,  selbst 

wenn  dieselben  nach  den  bisherigen  Landesgesetzgebungen  keinen 

Schutz  gegen  .  . .  öffentliche  Aufführung  genossen  haben.* 

3«)  Dernburg,    Preuss.    Pr.-R.    Bd.   2,    S.  956   n.  38.     Gierke    Bd.  1, 

S.   198.     Klostermann,  Hdbch.  d.  Hdlsrchts.  Bd.  2,  S.  277.     E.  Mayer  S.  25. 

—  Anderer  Ansicht  Reuling,  Beiträge  zur  Lehre  vom  Urheberrecht,  Zeitschrift 

für   Handelsrecht   Bd.   23,    S.  94.     Schuster,    Tonkunst    S.  312.      Wächter, 
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lung  sämmtlicher  vor  dem  L  Januar  1871  erschienenen  Werke 
bezüglich  des  Aufführungsrechts  verändert,  da  die  landesge- 
setzliche Regelung  des  Aufführungsrechts  in  keinem  deutschen 
Gliedstaat  sich  mit  den  Bestimmungen  des  Reichsgesetzes  deckte 
oder  auch  je  gedeckt  hatte.  ^'') 

Die  vom  Reichsgesetz  im  Aufführungsrecht  eingeführten 
Veränderungen  konnten  nun  dreifacher  Natur  sein: 

a.  Handelte  es  sich  um  ein  an  sich  etwa  der  Herrschaft 
des  preussischen  Gesetzes  vom  11.  März  1837^®)  unterwor- 
fenes, nicht  durch  den  Druck  veröffentlichtes  Di'ama,  dessen 
Autor  im  Jahre  1869  gestorben  war,  so  hätte,  ohne  Dazwischen- 
tritt des  Reichsgesetzes,  das  ausschliessliche  Aufführungsrecht 
des  Werks  mit  Ablauf  des  Jahres  1879  sein  Ende  erreicht. 
Durch  die  rückwirkende  Kraft  des  Reichsgesetzes  ist  dieser 
Endtermin  dagegen  bis  Ende  1899  hinausgeschoben  worden: 
das  Reichsgesetz  hat  somit  in  diesem  Fall  eine  Verlängerung 
der  geltenden  Schutzfrist  zu  Wege  gebracht. 

b.  War  das  fragliche,  an  sich  etwa  der  Herrschaft  des 
preussischen  Gesetzes  vom  20.  Februar  1854  unterworfene 
Werk  mit  dem  Vorbehalt  des  Aufführungsrechts  vor  dem  Tod 
des  Autors  im  Druck  erschienen,  dessen  Tod  darauf  1859  er- 
folgt, so  war  mit  Ablauf  des  Jahres  1869  das  ausschliessliche 
Aufführungsrecht  des  Werks  fortgefallen,  die  Vornahme  der 
Aufführung  im  Jahre  1870  eine  jedermann  zustehende  Hand- 
lung unjuristischen  Charakters  geworden.  §  58  des  Reichsge- 
setzes hat  diesen  Zustand  vom  1.  Januar  1871  ab  wieder  be- 
seitigt, indem  dadurch  für  das  freigewordene  Werk  eine  er- 
neute   Schutzfrist   bis   Ausgang    1889    begründet    wurde:    in 


Autorrecht  S.  155.  —  Der  Zweifel,  ob  die  gesetzliche  Fiktion  dahin  gehe, 
dass  die  vor  Geltung  des  Gesetzes  erschienenen  Werke  erst  während  seiner 
Geltung  erschienen  seien  —  dafür  Urth.  d.  R.-O.-H.-G.  vom  16.  Mai  1873. 
(Entsch.  Bd.  10,  S.  113)  —  oder  dass  das  Gesetz  beim  Erscheinen  des 
Werkes  bereits  in  Kraft  gewesen  sei  —  dafür  E.  Mayer  S.  27.  Urth.  d, 
R.-O.-H.-G.  V.  17.  Mai  1878  (Entsch.  Bd.  23,  S.  397),  dürfte  praktisch  be- 
deutungslos sein. 

3'^)  Vgl.  S.  277  fg. 

88)  Die  gleichen'Folgen  würden  natürlich  auch  anderen,  entsprechenden 
Gesetzgebungen  gegenüber  eintreten. 
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diesem  Fall  ist  durch  das  Reichsgesetz  die  Wiederher- 
stellung einer  bereits  abgelaufenen  Schutzfrist  er- 
folgt.»») 

c.  War  das  Werk  in  irgend  einem  Deutschen  Gliedstaat  im  Jahr 
1830  erschienen,  so  war  seine  Aufführung  durch  jede  beliebige 
Person  bis  zum  1.  Januar  1871  eine  juristisch  irrelevante 
Handlung  gewesen,  da  zur  Zeit  seines  Erscheinens  noch  keine 
Deutsche  Gesetzgebung  den  Begriff  des  Aufführungsrechts 
kannte.  War  dessen  Autor  noch  vor  demf  1.  Januar  1841  ver- 
storben, dann  behielt  die  Aufführung  auch  nach  dem  Inkraft- 
treten des  Reichsgesetzes  ihren  irrelevanten  Charakter.  Anders 
dagegen,  wenn  der  Tod  des  Autors  erst  nach  jenem  Zeitpunkt 
erfolgt  war:  sein  Werk  wurde  dann  eines  Aufführungsschutzes 
theilhaft,  der  sich  vom  1.  Januar  1871  ab  noch  bis  zu  dem- 
jenigen Termin  hin  erstreckte,  mit  welchem  der  Ablauf  eines 
von  seinem  Todesjahr  ab  zu  rechnenden  Zeitraumes  von 
dreissig  Jahren  eingetreten  war.  Starb  der  Autor  also  im  Jahre 
1896,  so  würde  der  seinem  Werk  zukommende  Aufführungs- 
schutz erst  mit  Ablauf  des  Jahres  1926  erlöschen.  In  diesem 
letzten  Fall  ruft  die  Rückwirkung  des  Reichsgesetzes  demnach 
ein  vollkommen  neues  Aufführungsrecht  in's  Leben,  das 
Reichsgesetz  wirkt  unmittelbar  rechtserzeugend. 

Die  Vortheile,  mit  welchen  die  Reichsgesetzgebung  das 
Aufführungsrecht  ausstattete,  sei  es,  dass  sie  ein  bestehendes 
Aufführungsrecht  erweiterte,  ein  untergegangenes  wiederher- 
stellte, ein  vordem  nicht  existentes  schuf,  kommen  nun  zwei- 
fellos demjenigen  Autor  bezw.  gesetzlichen  Rechtsnachfolger 
desselben  zu  Gute,  der  am  1.  Januar  1871  die  absolut  unein- 
geschränkte Verfügungsmacht  über  sein  Drama  besass.  Das  war 
für  die  unter  c  zu  rechnenden  Dramen  nur  dann  der  Fall,  wenn 
ihr  Erscheinen  bis  zum  1.  Januar  1871  weder  durch  Druck 
noch  durch  Aufführung  erfolgt  war,  für  die  unter  b  fallende 
Kategorie,  wenn  keiner  der  über  die  Aufführung  des  Dramas 
geschlossenen  Verträge  für  den  Gegenkontrahenten  ein  ohne 
Zeitbegrenzung  zum  Aufführungsverbot  ermächtigendes  Auffüh- 


^)  Dieser  Fall  dürfte  wohl  jede  praktische  Anwendung  eingebüsst  haben. 
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rungsrecht  begründet  hatte,  für  die  nach  den  Regeln  sub  a  zu 
behandelnden  Dramen,  wenn  das  gleiche  bezüglich  der  über 
das  nicht  durch  Druck  veröffentlichte  Drama  geschlossenen 
Aufführungsverträge  zutraf. 

In  allen  andern  Fällen,  also  dann,  wenn  der  Autor 
vor  dem  1.  Januar  1871  einen  an  keine  Zeitbegren- 
zung gebundenen  Aufführungsvertrag  über  sein  Drama 
geschlossen  hatte,  gehen  jedoch  die  Ansichten  darüber,  wer 
auf  die  durch  das  Reichsgesetz  begründeten  Vortheile 
des  Aufführungsrechts  Anspruch  erheben  könne,  voll- 
ständig auseinander. 

1.  Nach  der  Autorerwerbstheorie*®)  ist  die  Rechtsfolge 
Erwerb  des  reichsgesetzlichen  Aufführungsrechts 
allein  durch  den  Autor  bezw.  dessen  gesetzlichen 
Rechtsnachfolger.  Ein  Unternehmer,  der  auf  Grund  eines 
mit  dem  18v%  verstorbenen  Autor  zeitlich  unbegrenzt  geschlos- 
senen Vertrages  dessen  Drama  zur  Aufführung  gebracht  hatte, 
verliert  diese  Befugniss  hiemach  mit  dem  Inkrafttreten  des 
Reichsgesetzes  und  bedarf  nunmehr  zur  Vornahme  vpn  AuflPüh- 
rungen,  wie  jeder  andere,  der  mit  dem  Autor  niemals  in  Ver- 
tragsbeziehungen gestanden  hatte,  der  Genehmigung  seines 
Rechtsnachfolgers. 

2.  Die  umgekehrte  Ansicht,  die  Unternehmer- 
erwerb stheorie,  wird  unter  Billigung  der  überwiegenden 
Zahl  Autoren*  0  vom   Reichsgericht,*^  und  zwar  im  Anschluss 


40)  Reuling,  Zeitschr.  f.  Hdlsr.  Bd.  23,  S.  83  fg.  Thöl,  Theaterpro- 
zesse, Göttingen  1880.  Kohler,  Autorrecht  S.  319  fg.  Ders.,  der  Wille  im 
Privatrecht,  Jahrbücher  für  Dogmatik  Bd.  28,  S.  244.  Ders.,  Entäusserung 
und  zukünftiger  Rechtsenverb,  Archiv  für  bürgerliches  Recht  Bd.  10,  S.  59  fg. 
Schuster,  Tonkunst  S.  313.  Ebenso  anlässlieh  der  durch  die  französischen 
Gesetze  v.  5.  Februar  1810  an.  39  und  14.  Juli  1866  art.  1  hervorgerufenen 
gleichen  Kontroverse  Dalloz,  Proprietö  No.  267.  Lacan  et  Paulmier  Bd.  2, 
S.  247.  Pouillet  No.  162.  —  Schweiz  art.  20. 

«)  Daude,  Urheberrecht  S.  92.  Demburg,  Preuss.  Pr.-R.  Bd.  2, 
S.  957.  Gierke  Bd.  1,  S.  197.  Goldschmidt,  Zeitschrift  für  Handelsrecht 
Bd.  23,  S.  115.  Klostermann,  Geistiges  Ergenthum  Bd.  1,  S.  274.  Ders., 
Urheberrecht,  Hdbch.  d.  Hdlsrchts.  Bd.  2,  S.  281  (hier  jedoch  inkonsequent). 
Wächter,  Verlagsrecht  Bd.  2,  S.  745.   —  Oesterreich  (neu)  §  65  al.  2. 

^  Urth.  d.  Reichsgerichts  v.  8.  März  1881  (Entsch.  Ziv.-Sach.  Bd.  3, 
S.  156  fg.). 
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an  die  konstante  Praxis  des  Reichsoberhandelsgerichts**),  vertreten. 
Die  Vortheile  des  reichsgetzlichen  Aufführungsrechts 
kommen  danach  auch  dem  Unternehmer  zu  Gute,  mit 
dem  der  Autor  vor  dem  1.  Januar  1871  zeitlich 
unbegrenzte  Aufführungsverträge  geschlossen  hatte. 
War  das  vertragsmässige  Aufführungsrecht  des  Unternehmers 
inzwischen  erloschen,  weil  seit  dem  Tod  des  Autors  mehr  als 
10  Jahre  vergangen  waren,  so  lebt  es  nunmehr  zu  Gunsten 
des  Unternehmers  wieder  auf.**) 

3.  Vereinzelt  ist  die  Mischtheorie  E.  Mayer's  geblieben. 
Danach  wächst  die  reichsgesetzliche  Schutzfrist  auch 
dem  Unternehmer  zu,  sobald  der  ohneZeitbestimmung 
geschlossene  Aufführungsvertrag  sich  auf  ein  Werk 
bezog,  für  das  bereits  bei  seinem  Entstehen  ein  Auf- 
führungsrecht bestand,  dagegen  ausschliesslich  dem 
Autor,  sobald  für  das  Werk  ursprünglich  ein  Auf- 
führungsrecht gar  nicht  anerkannt  war. 

Die  Autorerwerbstheorie  stützt  sich  in  erster  Reihe 
auf  die  Absicht  des  Gesetzgebers.  Die  vortheilhaftere 
Gestaltung  des  Aufführungsrechts  sei  im  Interesse  der  Autoren, 
nicht  der  Bühnenunternehmer  erfolgt;  denn  es  habe  sich  dabei 
um  die  Weiterbildung  der  Urheberrechtsgesetzgebung  gehandelt, 
deren  günstigere  Bestimmungen  danach  auch  nur  den  Urhebern 
zu  Gute  kommen  müssten.  Ferner  sei  die  durch  das  Reichs- 
gesetz überhaupt  erst  begründete  oder  doch  zeitlich  erweiterte 
Schutzfrist  als  ein  neues  selbständiges  Autorrecht  zu 
erachten;  beim  Abschlus  der  vor  dem  1.  Januar  1871  erfolgten 
Aufführungsverträge  hätte  jenes  Recht  noch  nicht  existirt, 
könne  daher  auch  nicht  von  den  Unternehmern,  die  über  ein 
Recht  mit  völlig  verschiedenem  Inhalt  kontrahirt  hätten,  in 
Anspruch  genommen  werden. 

Beide  Argumente  werden  von  der  Unternehmererwerbs- 
theorie   für    nicht  stichhaltig    errachtet.     Ob  die  vortheilhaftere 


48)  Urth.  d.  R.-0.-H.-G.  v.  16.  Mai  1873,  v.  21.  April  1874,  v.  27.  No- 
vember 1874,  V.  8.  Februar  1878  und  v.  17.  Mai  1878  (EnUch.  Bd.  10 
S.  114,  Bd.  12  S.  341,  Bd.  15  S.  193,  Bd.  23  S.  359  fg.  und  S.  397). 

44)  E.  iMayer,  Theaterprozesse  S.  27  fg. 
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Gestaltung  der  Schutzfrist  dem  Autor  oder  auch  dem  vertrags- 
mässigen  Erwerber  des  Aufführungsrechts  zu  Gute  kommen 
solle,  sei  lediglich  eine  Frage  der  Auslegung  des  zwischen 
Autor  und  Theateruntemehmer  geschlossenen  Vertrages,  die 
nicht  nach  der  Absicht  des  Gesetzgebers,  sondern  nach  dem 
Inhalt  jenes  Vertrages  entschieden  werden  müsse.  Unzutreffend 
sei  femer  die  Bezeichnung  der  dem  Aufführungsrecht  zu  Theil 
gewordenen  zeitlichen  Erweiterung  als  Begründung  eines  neuen 
Rechts,  da  es  sich  hierbei  nur  um  die  das  Wesen  des  bereits 
bestehenden  Aufführungsrechts  nicht  ergreifende  Ausdehnung 
seiner  zeitlichen  Erstreckung  handle.  Selbst  wenn  dies  der 
Fall  wäre,  sei  jedoch  eine  Berücksichtigung  dieses  künftigen 
Rechts  beim  Abschluss  des  Aufführungsvertrages  nicht  unmöglich 
gewesen,  da  auch  zukünftige  Rechte  den  Gegenstand  von  Ver- 
trägen bilden  könnten. 

Man  wird  diesen  Gegenargumenten  im  wesentlichen  wohl 
durchaus  beipflichten  müssen.  Allerdings  kann  die  Absicht  des 
Gesetzgebers  auf  die  Auslegung  von  Verträgen,  die  keinen  Verstoss 
gegen  zwingendes  Recht  enthalten,  keinen  Einfluss  ausüben;  die 
Tendenz  des  Reichsgesetzes  wäre  daher  nicht  geeignet,  einen 
sich  aus  den  vor  seiner  Geltung  geschlossenen  Aufführungs- 
verträgen ergebenden  Uebergang  des  vortheilhafter  gestalteten 
Aufführungsrechts  auf  den  Unternehmer  auszuschliessen. 
Zweifelhafter  dürfte  es  freilich  sein,  ob  nicht  die  Erweiterung 
der  Schutzfrist  ebenso  wie  ihre  Neubegründung  richtiger  als 
'die  Schaffung  eines  neuen  Rechts  erachtet  werden  müsse.  Es 
ist  das  jedoch,  wie  die  Gegenargumentation  der  Unternehmer- 
erwerbstheorie mit  Recht  geltend  macht,  vollkommen  gleich- 
gültig; auch  die  Zession  erst  künftig  entstehender  Rechte  wäre 
rechtsverbindlich,  wenn  die  Parteien  bei  der  Abmachung  aus- 
drücklich den  Fall  ihrer  künftigen  Existenz  im  Auge  gehabt 
hätten.*^) 

Ihre  positive  Begründung  findet  die  Unternehmer- 
erwerbstheorie in  folgender  Erwägung: 


45)  Dass  1.  137  §  6D.  de  verb.  obl.  45,  1  keinen  Gegenbeweis  bildet, 
giebt  Kohler,  Arch.  f.  bürg.  R.  Bd.  10,  S.  69  n.   12  selbst  zu. 
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Die  Absicht  der  Parteien  gehe  beim  Abschluss  eines  Auf- 
führungsvertrages  dahin,  dass  der  Autor  sich  dem  mit  ihm 
kontrahirenden  Unternehmer  gegenüber  jeder  Beziehung  zu 
seinem  Werk  begebe,  unter  keinen  Umständen  mehr  zu 
einem  Aufführungsverbot  befugt  sein  wolle.  Zu  einer  Zeit,  in 
welcher  die  Gesetzgebung  noch  kein  Aufführungsrecht  gekannt 
habe,  sei  der  Autor  freilich  rechtlich  zu  solchem  Verbot  nicht 
befugt  gewesen,  habe  er  also  rechtlich  dem  mit  ihm  kontra- 
hirenden Unteremehmer  gegenüber  gar  nicht  auf  Beziehungen 
zu  seinem  Werk  verzichten  können.  Trotzdem  sei  es  auch 
damals  üblich  gewesen,  den  Autoren  für  die  Gestattung  der 
Aufführung  ein  Entgelt  zu  entrichten,  das,  wenn  der  Verti'ag 
nach  Ansicht  der  Kontrahenten  über  ein  ohnehin  durch  jeder- 
mann aufführbares  Werk  für  die  Dauer  seiner  Schutzlosigkeit 
gegen  beliebige  Aufführung  geschlossen  gewesen  wäre,  den 
Charakter  einseitiger  Liberalität  habe  tragen  müssen;  grade 
das  sei  aber  nicht  der  Fall  gewesen,  der  Autor  habe  das 
Honorar  vielmehr  als  eine  von  ihm  zu  beanspruchende 
Leistung  in  Empfang  genommen,  der  Unternehmer  dasselbe 
als  eine  von  ihm  geschuldete  Leistung  entrichtet;  beide  Kontra- 
henten wären  eben  schon  damals  der  Ueberzeugung  gewesen, 
dass  die  Vornahme  ohne  Genehmigung  des  Autors  eine, 
wenn  auch  noch  nicht  rechtlich  verbotene,  so  doch  unsittliche, 
von  einer  dem  wirklichen  Rechtsbewusstsein  angemessenen 
Gesetzgebung  zu  verbietende  Handlung  sei;  sie  hätten  deshalb 
das  Werk  schon  damals  wie  ein  durch  Aufführungsrecht 
geschütztes  behandelt,  der  Autor  daher  durch  den  Aufführungs- 
vertrag auf  die  ihm  nach  dieser  Parteifiktion  zukommenden 
Beziehungen  zu  seinem  Werk  zu  Gunsten  des  Unternehmers 
verzichtet.  Habe  nun  später  die  Gesetzgebung  durch  Anerkennung 
des  Aufführungsrechts  diese  Parteianschauung  rechtlich  sanktionirt, 
so  müsse  dasselbe  auch  dem  Unternehmer  zu  Gute  kommen, 
der  es  ja  schon  vorher  vertraglich  erworben  habe. 

In  der  gleichen  Weise  folgert  die  Unternehmererwerbs- 
theorie den  Uebergang  der  gemehrten  Schutzfrist  auf  den  Un- 
ternehmer. Das  Rechtsgefühl  habe  schon  vor  der  Reichsge- 
setzgebung die  Erstreckung  des  Aufiführungsrechtes  auf  längere 
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Zeit  verlangt;  beim  Abschluss  zeitlich  unbegrenzter  Auffüh- 
fungsverträge  hätten  die  Parteien  das  Werk  als  ein  nicht  nur 
für  die  augenblickliche  gesetzliche  Dauer,  sondern  länger  ge- 
schütztes erachtet;  mit  der  Erhebung  dieses  von  der  Idee  postu- 
lirten  Rechts  zum  Recht  müsse  auch  hier  der  gemehrte  Schutz 
dem  Unternehmer  zu  Gute  kommen,  zumal  ihn  ja  ebenso  eine 
durch  die  Gesetzgebung  erfolgende  Einschränkung  der  ur- 
sprünglich eingeräumten  Schutzfrist  treffen  Würde. 

Gegen  diese  Beweisführung  lässt  sich  indess  ein  schweres 
Bedenken  nicht  unterdrücken:  man  wird  bereitwillig  zugeben, 
dass  die  Parteien  sich  zur  Zeit  der  rechtlichen  Ignorirung 
eines  Aufführungsrechts  von  dem  Gedanken  an  das  moralisch 
verwerfliche  eines  solchen  Zustandes  leiten  lassen ;  dass  aber  die 
gleiche  Anschauung  auch  gegenüber  kürzeren  Schutzfristen, 
als  die  spätere  Gesetzgebung  sie  aufstellt,  herrschen  solle,  lässt 
sich  nur  sehr  gezwungen  annehmen.  Prinzipienfrage  ist 
doch  nur  die  gesetzliche  Anerkennung  oder  Ignorirung  eines 
Aufführungsrechts;  ob  es  sich  dabei  um  ein  auf  10,  20  oder 
30  Jahre  erstrecktes  Recht  handelt,  ist  dagegen  eine  ausschliess- 
lich nach  Zweckmässigkeitsgründen  zu  erledigendeAngelegenheit. 
Dass  die  unter  der  Herrschaft  eines  Aufführungsrechts  kontra- 
hirenden  Parteien  ein  Werk  auf  längere  Zeit,  als  die  Gesetzge- 
bung bestimmt,  als  geschützt  behandeln  wollen,  muss  daher  als 
ausgeschlossen  bezeichnet  werden. 

Das  Fehlerhafte  in  der  Argumentation  der  Unternehmerer- 
werbstheorie hat  E.  Mayer  ganz  richtig  empfunden,  indem  er 
seine  beide  Fälle  gesondert  behandelnde  Mischtheorie  auf- 
stellte. Aber  weder  sein  Resultat,  noch  seine  Begründung  kann 
als  zutreffend  erklärt  werden.  —  Nach  seiner  den  §  §  57,  58 
des  Reichsgesetzes  gegebenen  Auslegung  müssen  alle  vor 
dem  Inkrafttreten  des  Reichsgesetzes  geschlossenen 
Aufführungsverträge  so  behandelt  werden,  als  ob  sie 
unter  derHerrschaft  dieses  Gesetzes  geschlossen  wären. 
Wäredaherüber  ein  Aufführungsrechtohne zeitliche  Beschränkung 
kontrahirt,  und  zwar  unter  einer  ein  Aufführungsrecht  aner- 
kennenden Gesetzgebung,  so  sei  für  die  volle  reichsrechtliche 
Frist   kontrahirt,    komme    daher    auch    dem  Theaterunterneh- 
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mer  die  eintretende  Fristerweiterung  zu  Gute.  Wo  dagegen 
kein  Aufführungsrecht  bestanden  habe,  müsse  das  Werk  zwar 
gleichfalls  als  reichsrechtlich  geschützt  erachtet  werden;  da  es 
aber  nach  Ansicht  der  Kontrahenten  ungeschützt  gewesen,  habe 
die  Hingabe  des  Honorars  den  Charakter  der  Schenkung  ge- 
tragen, sei  kein  Vertragsschluss  über  Zession  des  Aufführungs- 
rechts erfolgt;  das  neu  begründete  Aufführungsrecht  stehe  deshalb 
nur  dem  Autor  zu. 

Der  zweite  Theil  dieser  Ausführung  dürfte  nicht  ganz 
schlüssig  sein.  Wenn  alle  Verträge  als  nach  Reichsrecht  ge- 
schlossen erachtet  werden  müssen,  hat  dieser  Grundsatz  doch 
auch  auf  die  Verträge  zur  Anwendung  zu  kommen,  die  unter 
rechtlicher  Negirung  des  Aufführungsrechts  erfolgt  sind. 
E.  Mayer  charakterisirt  sie  als  Schenkungsverträge;  aber  grade 
das  würden  sie  doch  nicht  sein,  wenn  sie,  genau  so,  wie  sie 
vor  sich  gingen,  unter  Herrschaft  des  Reichsrechts  geschlossen 
wären.  Dann  würden  sie  vielmehr  als  zeitlich  unbegrenzt 
geschlossene  Aufführungsverträge  erscheinen,  also  genau  wie 
die  erste  Gruppe,  ebenfalls  dem  Unternehmer  den  vollen  Genuss 
der  Schutzfrist  verschaffen. 

Aber  nicht  nur  diese  Inkonsequenz  spricht  gegen  die 
Mischtheorie  in  der  Mayer'schen  Fassung,  auch  ihre  Basis, 
die  angeblich  zwingende  Vorschrift  des  Reichsgesetzes  über 
die  Behandlung  der  vor  seinem  Inkrafttreten  geschlossenen 
Verträge,  kann  nicht  als  unanfechtbar  gelten.  Die  Annahme 
einer  so  einschneidenden  Vorschrift,  die  Mayer  durch  höchst 
künstliche  Deduktion  in  den  zitirten  Paragraphen  hinein  interpretirt, 
dürfte  doch  nur  dann  zulässig  sein,  wenn  sich  die  nachweisliche 
Absicht  der  Parteien  bei  Schliessung  der  Verträge  als  absolut 
unvereinbar  mit  dem  neuen  Rechtszustand  herausstellte.  Grade 
das  dürfte  aber,  wie  folgende  Erwägung  darthut,  nicht  der 
Fall  sein. 

Die  Frage  nach  dem  Anfall  der  Schutzfrist  verlangt  eine 
verschiedene  Beantwortung,  je  nachdem  der  betreffende 
zeitlich  unbeschränkte  Aufführungsvertrag  über  ein 
geschütztes  oder  ein  ungeschütztes  Werk  geschlossen 
wurde. 
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a.  Handelt  es  sich  um  ein  ungeschütztes  Werk,  so 
trifft  unbedenklich  die  Unternehmererwerbstheorie  zu.  Der 
Abschluss  eines  Aufführungsvertrages,  den  die  Parteien  zweifel- 
los als  beiderseits  Verbindlichkeiten  begründend,  und  nicht  als 
Vornahme  einer  Schenkung  durch  den  Unternehmer  erachteten, 
kann  allerdings  nur  in  Anerkennung  eines  vom  Rechtsbewusst- 
sein  bereits  postulirten  Aufführungsrechts  des  Autors  erfolgt 
sein.  Wandelt  die  Gesetzgebung  dies  Postulat  später  in  positives 
Recht  um,  so  schafft  der  Aufführungsvertrag,  der  vorher  nur 
Naturalverbindlichkeiten  erzeugt  hatte,  nunmehr  rechtlich 
erzwingbare  Verbindlichkeiten,  die  ihren  Inhalt  durch  die 
positive  Bestimmung  empfangen.  Bemisst  diese,  wie  durch 
das  Reichsgesetz  geschieht,  die  Schutzfrist  auf  die  Lebenszeit 
des  Autors  und  dreissig  Jahre  nach  dessen  Tod,  so  folgt 
nunmehr  auch  ein  nicht  ausdrücklich  in  anderm  Sinn  getroffener 
Aufführungsvertrag  dieser  Regel:  der  Unternehmer  erwirbt 
daher  für  sein  vertragsmässiges  Aufführungsrecht  die  Schutz- 
frist des  jetzt  gesetzlich  anerkannten  Aufführungsrechts. 

b.  War  das  Werk  dagegen  schon  im  Moment  der 
Vertragsschliessung  geschützt,  die  vom  Rechtsbewusstsein 
geforderte  Anerkennung  des  Aufführungsrechts  also  bereits  durch 
die  Gesetzgebung  verwirklicht,  dann  ist  die  Annahme  einer 
trotzdem  von  den  Parteien  übereinstimmend  postulirten  Ausdehnung 
unbegründet.  Hier  wurde  der  Aufführungsvertrag  ausschliesslich 
für  das  geltende  Recht,  nicht  unter  Fiktion  eines  moralisch 
geforderten  Rechts  geschlossen.  Die  Absicht  des  Unternehmers 
konnte  daher  nur  dahin  gehen,  für  die  gesetzlich  normirte 
Zeit  ein  Aufführungsrecht  zu  erwerben,  die  des  Autors,  nur  für 
diesen  Zeitraum  ein  Recht  zu  gewähren.  Für  die  spätere 
Periode  konnten  'die  Parteien,  sofern  sie  nicht  einen  Wechsel 
der  Gesetzgebung  ins  Auge  fassten,  —  was  indess  nicht  ohne 
den  überzeugendsten  Nachweis  angenommen  werden  dürfte  — 
eben  gar  keine  Bestimmungen  treffen.  Tritt  dann  später  eine 
Ausdehnung  der  Schutzfrist  ein,  so  muss  dieselbe  dem 
Autor  zu  Gute  kommen;  denn  der  Aufführungsvertrag  war 
nur  für  die  Schutzfrist  der  zu  seiner  Zeit  herrschenden  Gesetz- 
gebung  geschlossen,    das    vertragliche    Aufführungsrecht    des 
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Unternehmers  von  vorn  herein  an  den  sich  hiernach  ergebenden 
Endtermin  gebunden.  Ob  die  Erweiterung  der  Schutzfrist  ver- 
längernd oder  wiederherstellend  wirkt,  ist  für  ihren  Uebergang 
auf  den  Autor  gleichgültig,  da  der  mit  dem  Unternehmer 
geschlossene  Vertrag  in  beiden  Fällen  die  zeitliche  Begrenzung 
der  alten  Schutzfrist  in  sich  trug,  seinem  formell  zeitlich  un- 
begrenzten Charakter  zum  Trotz  also  von  vorn  herein  materiell 
nur  unter  zeitlicher  Begrenzung  ein  Aufführungsrecht  be- 
gründete. Allerdings  durfte  der  Unternehmer  beim  Vertrags- 
schluss  annehmen,  dass  er  nach  Ablauf  des  Vertrages  mit  den 
Aufführungen  beliebig  werde  fortfahren  dürfen,  da  deren  Vor- 
nahme dann  jedes  jurisüchen  Charakters  entkleidet  sein  werde: 
aber  die  gleiche  Hoffnung  durfte  auch  jeder  andere  hegen,  der 
gar  keinen  Aufführungsvertrag  geschlossen  hatte.  Sollte  daher 
dem  Unternehmer  die  erweiterte  Schutzfrist  zu  Gute  kommen, 
weil  seine  Erwartung  nicht  in  Erfüllung  ging,  so  müsste  das 
gleiche  auch  zu  Gunsten  aller  übrigen  in  der  gleichen  Er- 
wartung getäuschten  gelten,  und  es  liesse  sich  nicht  einsehen, 
weshalb  der  gleiche  Grundsatz  nicht  auch  für  den  vorher 
besprochenen  Fall  der  Begründung  des  Aufführungsrechts 
durch  das  Reichsgesetz  zur  Anwendung  kommen  sollte.  Hatte 
die  Gesetzgebung  ein  Aufführungsrecht  überhaupt  nicht  anerkannt, 
so  durfte  jeder  beliebige  erwarten,  bei  Vornahme  von  Auf- 
führungen keiner  Einschränkung  unterworfen  zu  sein.  Die 
Einführung  eines  Aufführungsrechts  durch  die  Gesetzgebung 
würde  diese  Erwartung  beseitigen;  folglich  müsste  auch  allen 
vor  dem  1.  Januar  1871  existenten  Personen  die  Vornahme 
von  Aufführungen  der  vor  dem  gleichen  Tage  erschienenen 
Werke  noch  weiterhin  unbeschränkt  freistehen.  Es  bedarf 
keines  Nachweises,  dass  diese  Folgerungen  ausnahmslos 
unzutreffend  sind.  Denn  es  handelt  sich  hier  eben  überall 
um  blosse  Erwartungen,  die  stets  einer  NichtVerwirklichung 
durch  den  Wandel  der  Gesetzgebung  ausgesetzt  sind  —  auch 
bei  dem  Unternehmer,  dessen  wohlerworbenes  Recht  sich  nur 
auf  den  beim  Vertragsschluss  gesetzlich  zulässigen  Zeitraum 
erstreckte,  der  daher  keine  Rechtsverletzung  erleidet,  wenn 
der  Wechsel  der  Gesetzgebung  ihn  der  Erfüllung  einer 
Erwartung  beraubt. 
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Auch  diese  Lösung  der  Streitfrage  führt  also  zu  einer 
Mischtheorie:  bewirkt  die  Gesetzgebung  eine  zeitliche 
Erweiterung  oder  Wiederherstellung  des  Aufführungs- 
rechts, so  kommt  der  zeitliche  Zuwachs  oder  Nach- 
wuchs ausschliesslich  dem  Autor  zu  Gute;  bewirkt 
die  Gesetzgebung  dagegen  eine  Begründung  des  Auf- 
führungsrechts, so  gewinnt  die  vertragliche  Auf- 
führungsbefugniss  des  Unternehmers  den  Charakter 
eines  ohne  Zeitbeschränkung  konstituirten  Rechts. 

In  der  Mehrzahl  der  Fälle  wird  die  Folge  des  Reichs- 
gesetzes eine  ausschliessliche  Verbesserung  des  Autorrechts 
sein;  denn  der  Bundesbeschluss  vom  22.  April  1841,  der  all- 
mählich in  allen  Deutschen  Staaten  zur  Publikation  gelangte, 
beseitigte  mit  deren  Stattfinden  die  Möglichkeit,  AuffQhrungs- 
verträge  unter  einem  System  gesetzlicher  Ignorirung  des  Auf- 
führungsrechts zu  schliessen.  Alle  später  erfolgten  Aufführungs- 
verträge hatten  eine  zeitliche  Begrenzung  im  Auge,  deren 
Mehrung  daher  ausschliesslich  dem  Autor  und  dessen  gesetzlichem 
Rechtsnachfolger  zu  Theil  werden  muss. 


lY.  Abtheilung. 

Die  Theateragenturverträge. 

^  -//.     Die    7 heateragenturverträge    im  Allgemeinen. 

I.  Die  Geschäfte  der  Theateragenten  charakterisiren  sich 
durch  ein  gemeinsames  Merkmal  ökonomischer  Natur:  es 
handelt  sich  bei  ihnen  um  die  Perfektion  von  Rechtsakten,  die 
ihre  Zweckbestimmung  nicht  in  sich  selbst  tragen,  sondern  der 
Ermöglichung  der  für  den  Theaterbetrieb  noth- 
wendigen  Rechtsgeschäfte  dienen.  Der  Theateragent 
erscheint  dabei  stets  in  der  Rolle  eines  Mittelsmannes,  ent- 
weder zwischen  Theaterunternehmer  und  Theaterbesucher  — 
beim  Billetvorverkauf  —  oder  zwischen  Unternehmer  und 
Autor  —  beim  Abschluss  von  Aufführungsverträgen  — 
oder  endlich  zwischen  Unternehmer  und  Schauspieler  —  bei 
der  Vermittlung  von  Bühnen^ngagements. 

IL  Für  die  juristische  Behandlung  der  Mehrzahl  der  im 
Geschäftsbetrieb  der  Theateragenten  hiernach  vorkommenden 
Rechtsgeschäfte  gelten  keine  Besonderheiten.  Theaterrechtliche 
Bedeutung  im  engern  Sinn  besitzen  nur  der  behufs  Engagements- 
vermittelung zwischen  dem  Agenten  einerseits  und  Schauspieler 
bezw.  Unternehmer  andrerseits  geschlossene  Engagements - 
agenturvertrag  und  der  Aufführungsagenturvertrag, 
durch  welchen  eine  Uebertragung  autorrechtlicher  Befugnisse 
auf  den  Agenten  erfolgt.^) 


1)  Der  Vertrag    zwischen    dem  Agenten    und    dem  Unternehmer    über 
die  Vornahme  von  Aufführungen  folgt  den  Regeln  des  Aufführungsvertrages. 
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§42.  Engagements"  und  Aufführungsagenturvertrag. 

I.  Der  Engagementsagenturvertrag  ist  dasjenige 
Abkommen,  wonach  der  Agent  gegen  Zusicherung  eines  Ent- 
gelts dem  Schauspieler  bezw.  Unternehmer  den  Abschluss  eines 
Bühnenengagements  zu  vermitteln  verspricht. 

a.  Ueber  die  juristische  Natur  des  Vertrages  herrscht 
keine  Uebereinstimmung:  er  wird  als  Mandat,^)  Dienst-  oder 
Werkmiethe  bezeichnet,^  und  es  lässt  sich  auch  nicht  verkennen, 
dass  er,  je  nach  der  mehr  oder  weniger  scharfen  Abgrenzung 
seines  Inhalts,  die  Einreihung  unter  jeden  dieser  Begriffe  ver- 
trägt. Da  er  den  Agenten  jedoch  im  wesentlichen  nur  zu 
einem  thatsächlichen  Verrichten  verpflichtet,  dürfte  seine 
Bezeichnung  als  zivilrechtlicher  Maklervertrag  wohl  am 
zutreffendsten  erscheinen,')  dessen  Regeln,  so\Veit  keine  theater- 
rechtlichen Eigenthümlichkeiten  bestehen,  auch  auf  ihn  zur 
Anwendung  kommen. 

b.  Der  Abschluss  des  Engagementsagenturvertrages 
erfolgt  gewöhnlich  mit  der  Eintragung  des  vom  Schauspieler 
oder  Unternehmer  ertheilten  Auftrages  in  das  vom  Agenten 
geführte  Agenturgeschäftsbuch;  nothwendig  ist  jedoch  diese, 
häufig  durch  Polizeiverordnungen  obligatorisch  erklärte  Form*) 
des  Abschlusses  nicht,  vielmehr  auch  jeder  andre  nachweisbare 
und  landesrechtlich  zulässige  Modus  des  Vertragsschlusses, 
namentlich  Ausstellung  eines  Provisionsscheines  durch  den  Auf- 
traggeber, genügend.^) 

1)  Rosmini  No.  613. 

2)  Salucci  S.  44. 

*)  Pouillet,  Dict.  s.  v.  agent  dramatique  No.  1.  Goldschmidt,  Hdbch. 
des  Handelsrechts,  Erlangen  1864,  Bd.  1,  S.  476.  Er  bildet  eine  vierte  Art 
der  in  den  Motiven  z.  Entw.  Bd.  2,  S.  509  aufgeführten  Maklerverträge 
nicht-handelsrechtlichen  Charakters,  der  Häuser-  und  Gütermakelei,  G.esinde- 
makelei  und  Ehevermittelung. 

*)  Vgl.  S.  121.  —  Weigert  sich  der  Auftraggeber,  dem  Agenten  die 
polizeilich  geforderten  Angaben  zu  machen,  so  muss  der  Agent  die  nach- 
gesuchte Vermittelungsthätigkeit  ablehnen.  Urth.  d.  L.-G.  I  Berlin  v.  22.  Ja- 
nuar 1896  (Deutsche  Bühnengenossenschaft  1896,  S.  82). 

^)  Nach  französischem  Recht  wird  deshalb  wohl  immer  Schriftlich- 
keit erforderlich  sein.     Deseure  S.  70. 

Opet,  Theaterrecht.  29 
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c.  Inhalt  des  Vertrages  bildet  das  Zustandebringen 
eines  Bühnenengagements  mittelst  Thätigkeit  des  Agenten. 
Der  auftragertheilende  Schauspieler  oder  Unternehmer  hat 
danach  zwar  theoretisch  einen  Anspruch  auf  Entfaltung  einer 
zweckentsprechenden  Thätigkeit  des  Agenten ;  eine  praktische 
Geltendmachung  dieses  Anspruchs  ist  indess  offensichtlich 
unmöglich,  so  dass  höchstens  bei  besonders  gestalteter  Sach- 
lage eine  Schadensforderung  des  Auftraggebers  gegen  den 
saumseligen  Agenten  in  Frage  kommen  könnte.^) 

Die  vertragsmässige  Thätigkeit  des  Agenten  ist  im  Zweifel 
nicht  bereits  mit  dem  Nachweis  eines  Engagements 
geleistet;  um  seinen  Anspruch  auf  das  zugesagte,  eventuell 
gesetzlich  festzustellende  Entgelt  zu  begründen,  muss  auch 
thatsächlich  der .  Abschluss  eines  Engagements  erfolgt 
sein,  dessen  Perfektion  nachweislich  durch  die  Thätigkeit  des 
Agenten  herbeigeführt  ist.'^  Mit  diesem  Resultat  hat  er  dagegen 
seiner  Verpflichtung  Genüge  geleistet;  für  die  Ausführung  des 
Engagements  trifft  ihn  keine  Haftung,  sofern  er  nicht  durch 
dolos  oder  fahrlässig  falsche  Angaben  über  die  Person  des 
Gegenkontrahenten  seinen  Auftraggeber  zum  Vertragsschluss 
verleitet  hat.^) 

Das  Entgelt  des  Agenten  besteht  entweder  in  einer  ein- 
maligen Zahlung  oder  —  dies  bildet,  wenn  der  Auftraggeber 
ein  Schauspieler,  die  Regel  —  in  einer  während  der  ganzen 
Dauer  des  durch  den  Agenten  vermittelten  Engagements  zu 
entrichtenden,  ratenweis  falligen  Provision,  die  üblicherweise 
nach  bestimmten  Prozenten  der  Gage  bemessen  ist.^). 


6)  Demburg,  Preuss.  Pr.-R.  Bd.  2,  S.  555.  Sachs.  Bürg.  Ges.-Bch. 
§  1255  schliesst  die  Klage  auf  Vermittelung  aus. 

7)  Demburg  a.  a.  O.  S.  557.  Motive  Bd.  2,  S.  512  fg.  Rivaita 
S.  388,  Rosmini  No.  620.  —  Der  Auftraggeber  ist  jedoch  nicht  verpflichtet, 
sich  auf  das  nachgewiesene  Engagement  einzulassen,  Sachs.  Bürg.  Ges.-Bch. 
§  1256;  doch  dürfte  eine  grundlose  Weigerung  des  Vertragsschlusses  für 
den  Agenten  einen  Ersatzanspruch  begründen. 

8)  Constant  S.  341.  Pouillet  a.  a.  O.  No.  2.  Rivaita  S.  385.  Ros- 
mini No.  622,  624.     Salucci  S.  44. 

ö)  Ueber  ihre  Höhe  entscheidet  freie  Vereinbarung,  eventuell  ergänzende 
gesetzliche  Bestimmung.     So  auch  D.  bürg.  Ges.-Bch.  §  653. 
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Ob  die  Verpflichtung  zur  Provisionszahlung  auch  dann 
noch  fortwährt,  wenn  der  ursprünglich  mit  zeitlicher  Begrenzung 
geschlossene  Vertrag  über  diesen  Endpunkt  hinaus  stillschweigend 
oder  auf  Grund  ausdrücklicher  Verabredung  zwischen  Unter- 
nehmer und  Schauspieler  weiter  fortgesetzt  wird,  ist  von  den 
Gerichten  häufig  widersprechend  entschieden  worden.  ^^)  Richtiger 
dürfte  die  Nichterstreckung  des  Provisionsanspruchs 
über  die  alte  Kontraktsdauer  hinaus  angenommen-werden. 
Denn  mit  ihrem  Ablauf  ist  die  vom  Agenten  entwickelte 
Thätigkeit  gegenstandslos  geworden;  die  Fortsetzung  des 
Vertrages  erscheint  nicht  mehr  als  ein  ursächlich  durch  seine 
Vermittlung  bewirkter  Umstand,  ein  weiterer  Provisions- 
anspruch mithin  nicht  mehr  begründet.  ^^) 

Die  Verpflichtung  des  Auftraggebers  zur  Provisionszahlung 
nach  Gagenprozenten  ist  femer  keine  absolute,  sondern  davon 
bedingt,  dass  auch  thatsächlich  die  Gagenzahlung  erfolgt.^*) 
Es  ergiebt  sich  das,  wie  treilich  Rivaita  verkennt,^')  aus  dem 
Inhalt  des  Provisionsversprechens,  das  die  Provision  nicht  auf 
eine  bestimmte  Geldsumme,  sondern  auf  Gagenprozente 
bemisst,  diese  aber  nur  von  einer  wirklich  geleisteten 
Gage  entrichtet  werden  können.  Zweifellos  muss  diese 
Annahme  dann  gelten,  wenn  der  unter  Vermittelung  des 
Agenten  geschlossene  Vertrag  eine  Klausel  enthält,  die  den 
Unternehmer  mit  der  Abführung  des  von  der  Gage  jeweilig 
in  Abzug  zu  bringenden  Provisionsbetrages  an  den  Agenten 
betraut.^*) 

Die  Frage,  ob  die  Provision  auch  bei  einem  bedingt 
geschlossenen  Engagement  geschuldet   werde,  hat  in  der 


10)  Constant  S.  341.     Pouillet  a.  a.  O.  No.  45.     Rosroini  No.  627. 

11)  Urth.  d.  Preuss.  Kamm,-Ger.  (Deutsche  Bühnengenossenschaft  1890, 
S,  213  und  ausführlicher  — •  ebenfalls  ohne  Datirung  —  bei  Neubauer,  Der 
nichtkaufmännische  Maklervertrag  in  der  Praxis,  Archiv  für  bürgerliches 
Recht  Bd.  6,  S.  34  fg.). 

12)  Rosmini  No.  620. 

13)  Rivaita  S.  389. 

14)  Anhang  D  §  19.  —  Die  Zahlungsverpflichtung  haftet  natürlich 
trotzdem  an  sich  auf  dem  Schauspieler.     Rosmini  No.  631. 
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Praxis  ebenfalls  abweichende  Beantwortung  gefunden.'*)  Die  Ent- 
scheidung wird  wohl  von  dem  Charakter  der  Bedingung  ab- 
hängig zu  machen  sein:  handelt  es  sich  um  eine  Suspensiv- 
bedingung, so  hat  der  Agent  die  versprochene  Thätigkeit  noch 
nicht  erfüllt,  bevor  sich  der  Vertrag  in  einen  unbedingten  ver- 
wandelt; ist  dagegen  nur  die  Auflösung  des  Vertrages  von 
einem  künftigen  Umstand  abhängig  gemacht,  ?so  liegt  der 
Abschluss  eines  zum  Anspruch  auf  Provision  berechtigenden 
Vertrages  vor,  dessen  Aufhebung  mit  Eintritt  der  Resolutiv- 
bedingung freilich  die  fernere  Zahlung  der  Provision  zum 
Stillstand  bringt.^») 

Gestützt  auf  den  begiifflich  unentgeltlichen  Charakter 
des  Mandats  hat  die  französische,  auch  von  den  italienischen 
und  belgischen  Gerichten  akzeptirte  Praxis  den  Entgeltsanspruch 
des  Agenten  fast  ausnahmslos  als  richterlicher^  Ermässigung 
unterworfen  behandelt,  ^'^)  ein  Standpunkt,  den  §  655  des 
D.  bürg.  Ges.-Bch.  nunmehr  ganz  allgemein  vertritt;  gemein- 
rechtlich und  nach  den  sonstigen  deutschen  Kodifikationen  ist 
leider  dem  Richter  eine  derartige  Ermächtigung  nicht  gegeben, 
die  grade  bei  den  enormen  Gagenprozenten,  die  im  deutschen 
Agenturverkehr  üblich  sind,  schon  längst  am  Platze  gewesen 
wäre.^^) 


15)  Deseure  S.  72. 

W)  Motive  Bd.  2,  S.  513.  D.  bürg.  Ges.-Bch.  §  652.  Nach  Staub, 
Kommentar  S.  136  schliesst  dagegen  das  Vorliegen  jeder  Art  Bedingung  die 
Geltendmachung  eines  Provisionsanspruchs  aus. 

1'^)  Deseure  S.  60  fg.     Salucci  S.  43. 

1®)  In  Frankreich  betragen  die  Provisionen  21/2  —  5  pCt.  der  Gage, 
Deseure  S.  60,  in  Italien  gewöhnlich  5pCt. ,  Rosmini  Nr.  619.  Nach  dem 
Preuss.  Zirkular  an  sämmtliche  Regierungspräsidenten  v.  30.  November  1892 
(Min.-Bl.  f.  d.  inn.  Verw.  1893,  S.  103)  betragen  im  deutschen  Theater- 
verkehr  die  Vermittelungsgebühren  bei  Gastspielen  10  pCt.  des  Honorars, 
bei  Engagements  5  pCt.  des  Gehalts  für  mehrere  Jahre  und  nicht  selten  noch 
3  pCt.  für  eine  etwaige  Prolongation.  In  dem  No.  1 1  erwähnten  Fall  hatte 
eine  Sängerin  einem  Theateragenten  die  Vertretung  ihrer  geschäftlichen  Inter- 
essen, soweit  sie  die  künstlerische  Laufbahn  berühren,  auf  die  Dauer  von 
fünf  Jahren  übertragen  und  sich  verpflichtet,  3, an  den  Agenten  von  ihrem  ge- 
sammten  Einkommen  5  bezw.  10  pCt.  zu  zahlen,  und  dies  selbst  dann, 
wenn    sie  ein  Engagement  direkt  oder  durch  Vermittelung  eines  Dritten  kon- 
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Abweichend  von  der  auf  §  22  I  13  Pr.  L.  R.  gestützten 
Ansicht,  dass  der  Entgeltsanspruch  des  Maklers  in  Fortfall 
komme,  sobald  er  von  beiden  Vertragssuchern  Provisions- 
versprechen erhalten  habe,^®)  lässt  der  Theaterbrauch  eine 
hieraus  gegen  die  Provisionszahlung  erhobene  Einrede  nicht 
durchgreifen  —  durchaus  mit  Recht,  da  der  Auftrag  zur 
Nachweisung  als  Auftrag  zu  einem  faktischen  Thun  gar  keine 
Interessenkollision  der  Auftraggeber  hervorrufen  kann. 

Die  Ansprüche  des  Agenten  auf  Provision  unterliegen, 
soweit  landesrechtlich  besondere  Verjährungsfristen  vorgesehen 
sind,  meist  einer  kurzen  Verjährung. -°) 

d.  Die  Beendigung  des  noch  nicht  ausgeführten  Engage- 
mentsagenturvertrages kann  jeder  Zeit  durch  einen  beiden 
Theilen  freistehenden  Rücktritt  erfolgen,  der  den  Agenten 
eventuell  zur  Geltendmachung  einer  Ersatzforderung  für  die 
von  ihm  bis  dahin  im  Interesse  des  Auftraggebers  gemachten 
Aufwendungen  legitimirt.^^)  Die  Befugniss  zum  Rücktritt  steht 
dem  Schauspieler  oder  Unternehmer  auch  dann  zu,  wenn  er 
sich  vertraglich  dazu  verpflichtet  hatte,  sich  stets  oder  während 
unverhältnissmässig  langer  Zeit  der  Vermittlung  des  durch  den 


trahiren  sollte,  weiter,  falls  sie  nach  Ablauf  der  fünf  Jahre  in  einem  durch 
den  Agenten  abgeschlossenen  Engagement  sich  befinde  oder  dasselbe  pro- 
longire,  während  der  Dauer  dieses  Engagements  die  gleichen  Prozente  zu 
zahlen,  endlich,  falls  sie  während  der  Dauer  eines  durch  direkte  oder  in- 
direkte Vermittelung  des  Agenten  angenommenen  Engagements  durch  eigene 
oder  Vermittelung  fremder  Personen  anderweite  Engagements  eingehe  oder 
Gastspiele  gebe,  von  dem  Einkommen  dieser  Engagements  und  Gastspiele 
wiederum  5  bezw.  10  pCt.  zu  zahlen."  —  Mit  vollem  Recht  hat  das  Kammer- 
gericht hierin  eine  die  wirthschaftliche  Selbständigkeit  ungemessen  einschrän- 
kende und  deshalb  als  unsittlich  nichtige  Vereinbarung  erblickt.  Doch  scheint 
die  Praxis  der  Untergerichte  den  unzulässigen  Forderungen  der  Theateragenten 
leider  nicht  mit  der  gleichen  Entschiedenheit  entgegenzutreten.  Urth.  d.  L.-G.  I 
Berlin  (Deutsche  Bühnengenossenschaft  1895,  S.  437). 

18)  Entsch.  d.  Preuss.  Ob.-Trib.  v.  16.  März  1852  (Striethorst,  Arch. 
Bd.  5  S.  90).  Nicht  ganz  so  weitgehend  Urth.  d.  R.-0.-H.-G.  v.  14.  Sep- 
tember 1872  und  v.  2.  April  1873  (Entsch.  Bd.  7  S.  90,  Bd.  9  S.  240). 
Urth.  d.  Reichsgerichts  v.  29.  Januar  1881  (Entsch.  Ziv.-Sach.  Bd.  4,  S.  222). 

20)  Motive  zum  Entwurf  Bd.  1,  S.  303.     Neubauer  S.  32. 

21)  Demburg  a.  a.  O.  S.  557. 
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Rücktritt  seiner  Thätigkeit  entbundenen  Agenten  zu  bedienen, 
da  die  gegentheilige  Annahme  den  Auftraggeber  in  ein  dem 
modernen  Rechtsbewusstsein  unzulässig  erscheinendes  Ab- 
hängigkeitsverhältniss  zu  dem  Agenten  versetzen  würde.  ^^) 

II.  Der  Aufführungsagenturvertrag  überträgt  dem 
Agenten  das  Recht  und  die  Pflicht,  im  eigenen  Namen  für 
Rechnung  des  Aufführungsberechtigten  Aufführungsverträge  zu 
schliessen.^^) 

a.  Im  Gegensatz  zum  Engagementsagenturvertrag,  der 
den  Agenten  im  wesentlichen  zur  Leistung  von  Diensten  that- 
sächlicher  Art  verpflichtet,^*)  hat  die  nach  dem  Aufführungs- 
agenturvertrage  vom  Agenten  zu  prästirende  Thätigkeit  die 
Vornahme  von  Rechtsgeschäften  zum  Inhalt.  Der  Vertrag 
wird  daher  am  passendsten  wohl  als  eine  Art  des  Kommissions- 
vertrages, als  nicht-handelsrechtlicher  Kommissions- 
vertrag bezeichnet  werden  dürfen.*^) 

b.  Der  Abschluss  erfolgt  regelmässig  schriftlich;  im 
Theaterverkehr  sind  bestimmte,  gleichmässig  hergestellte  Ver- 
tragsschemen  üblich,  deren  Ausfüllung  und  Unterzeichnung 
durch  die  Kontrahenten  die  Vertragsperfektion  dokumentirt,  die 
indess  auch  in  jeder  andern,  wenn  nur  landesrechtlich  zu- 
lässigen Weise  erfolgen  kann. 

c.  Die  Rechtsstellung  des  Agenten  charakterisirt  sich 
durch  folgende  Momente: 

a.  Der  Aufführungsagenturvertrag  überträgt  dem  Agenten 
einen    Theil    des  Aufführungsrechts,    indem    er   ihn    er- 


22)  Neubauer  S.  36.     Rosmini  No.  616. 

28)  Gierke  Bd.  1,  S.  809  n.  18.  —  Ungenau  spricht  E.  Mayer,  Theater- 
prozesse S.  14  von  Ueberlassung  des  Rechts  zur  ausschliesslichen  Auf- 
führung. Eine  solche  Befugniss  wird  durch  den  Aufführungsagenturvertrag 
keineswegs  begründet;  der  Agent  wäre  dazu  auch  nicht  durch  ein  Selbst- 
eintrittsrecht legitimirt  "" 

24)  Demburg  a.  a.  O.  S.  554. 

25)  Es  mischt  sich  damit  auch  eine  Art  Speditionsthätigkeit, 
nämlich  die  Versendung  des  Manuskripts  an  die  einzelnen  Unternehmer. 
Eine  analoge  Erscheinung  bietet  das  Geschäft  der  Annonzenspediteure.  Urth. 
d.  R..O.-H..G.  V.   17.  November  1871  (Entsch.  Bd.  4,  S.  135). 
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mächtigt,  unter  Vertrieb  des  Werks  im  eigenen  Namen  nach 
freiem  Ermessen  inhaltlich  seinem  Belieben  angepasste  Auf- 
führungsverträge zu  schliessen,^^  soweit  ihn  die  Abmachung 
nicht  innerhalb  bestimmter  Grenzen  sich  zu  halten  nöthigt. 
Die  Uebertragung  dieses  Rechts  erfolgt  meist  als  ausschliess- 
liche, so  dass  der  übertragende  Auflführungsberechtigte  für  die 
Zukunft  in  der  Bethätigung  seines  Rechts  zur  Vertragsschliessung 
verhindert  ist. 

Der  Berechtigung  des  Agenten  korrespondirt  seine  Pflicht, 
auch  thatsächlich  Auflführungsverträge,  die  dem  Interesse  seines 
Auftraggebers  entsprechen,  abzuschliessen.  Eine  Garantie  da- 
für, dass  diese  Verträge  einen  pekuniären  Nutzen  abwerfen 
werden,  übernimmt  der  Agent  damit  nicht;  doch  dürfte  er 
nach  allgemeinen  Grundsätzen  für  dolose  Handlungsweise  beim 
Abschluss  der  Aufiführungsverträge  einstehen.^') 

ß.  Der  Agent  erhält  ferner  das  Recht,  das  ihm  über- 
gebene  Drama,  soweit  die  Vornahme  seiner  Versendung  an 
die  einzelnen  Theaterunternehmer  es  nothwendig  macht, 
mechanisch  vervielfältigen  zu  lassen,  ohne  dass  der 
Auftraggeber,  vorausgesetzt,  dass  er  sich  auch  im  Besitz  des 
Vervielfaltigungsrechts  befindet,  ihn  deshalb  wegen  Nachdrucks 
zur  Verantwortung  ziehen  dürfte.^^  Schwierigkeiten  für  die 
Ermöglichung  eines  gleichzeitigen  Vertriebes  des  Werks  an 
mehrere  Unternehmer  würden  sich  ergeben,  wenn  das  aus- 
schliessliche Vervielfältigungsrecht,  was  an  sich  sehr  wohl 
denkbar,  einem  andern  als  dem  Auflführungsberechtigten  zu- 
stände.^®) 


-«)  Anhang  K  §  1. 

27)  Dernburg  a.  a.  0.  S.  522.     Motive  Bd.  2,  S.  530. 

28)  Anhang  K  §  4. 

20)  Cutler  S.  43.  Drone,  Intellectual  productions  S.  617.  Dunant, 
Musique  S.  101.  Gierke  Bd.  1,  S.  806.  Koch,  Allg.  Landrecht  Bd.  1, 
S.  1021  n.  12.  Rosmini  No.  914.  Scrutton,  Copyright  S.  145.  Slater,  Co- 
pyright  S.  160.  v.  Wächter,  Verlagsrecht  Bd.  2,  S.  637.  Im  Zweifel  dürfte 
man  sich  indess  dahin  entscheiden,  dass  eine  Uebertragung  des  Aufführungs- 
rechts dem  Erwerber  dieses  Rechts  stillschweigend  die  Befugniss  zur  Re- 
produktion^ des  Werks,  soweit  sie  zur  Ausnutzung  des  Aufiührungsrechts 
unumgänglich  erforderlich,  ertheilt.     Pr.  L.-R.  Einl.  §  89,  vgl.  S.  368  n.  127. 
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7.  Der  Agent  hat  auf  ein  Entgelt  für  seine  Thätigkeit 
Anspruch,  das  regelmässig  in  einer  einen  bestimmten  Antheil 
der  durch  die  Aufiführungsverträge  erzielten  Einnahmen  um- 
fassenden Provision  besteht,  deren  Betrag  er  von  den  durch 
ihn  einkassirten  und  dem  Auiführungsberechtigten  zu  über- 
mittelnden Zahlungen  der  Theateruntemehmer  ohne  weiteres 
in  Abzug  bringen  darf.^®) 

8.  Der  Agent  kann  ferner  Ersatz  der  ihm  durch  die 
Vorbereitung  für  Abschluss  von  Aufführungsverträgen  er- 
wachsenen Kosten  verlangen,  soweit  sie  ihm  nicht  nach  aus- 
drücklicher Vertragsbestimmung  selbst  zur  Last  fallen. ^^) 

Der  Auftraggeber  hat  dagegen  das  Recht,  die  Aus- 
zahlung der  aus  den  Aufführungseinnahmen  an  den  Agenten 
gelangten,  eventuell  von  diesem  im  Klageweg  einzutreibenden 
Gelder  zu  verlangen;'^  er  kann  ferner  eingehende  Abrechnung 
in  regelmässigen  Terminen,  sowie  ständige  Berichterstattung 
über  die  Thätigkeit  des  Agenten  beanspruchen,  ihn  bei  aus- 
drücklichem Vorbehalt  für  den  Abschluss  einzelner  Auf- 
flihrungsyerträge  auch  mit  besonderen  Weisungen  versehen. 

Für  die  Verjährung  der  Provisionsforderung  des 
Agenten  gelten  die  gleichen  Normen  wie  unter  I. 

d.  Der  Aufführungsagenturvertrag  wird  meistens  für  eine 
fest  begrenzte  Zeit  geschlossen.  Wo  diese  Zeitbestimmung 
fehlt,  erfolgt  die  Aufhebung  des  Vertrages  durch  wechsel- 
seitiges Einverständniss  oder  einseitigen  Rücktritt  eines  Kon- 
trahenten, dessen  Rechtsbeständigkeit  häufig  an  die  Innehaltung 
einer  bestimmten  Kündigungsfrist  gebunden  ist.'*)  Der  ein- 
seitige Rücktritt  seitens  des  Auftraggebers  ist  auch  dann,  wenn 
seine  Vornahme  vertraglich  für  eine  bestimmte  Zeit  ausge- 
schlossen war,  für  zulässig  zu  halten:  denn  auch  der  Auf- 
führungsagenturvertrag bildet  eine  Art  des  Mandats,  für  wel- 
ches  der   freie  Widerruf  des    Auftraggebers  —  freilich   unter 


»)  Anhang  K  §  3. 

81)  Anhang  K  §  2. 

33)  Auch  Abtretung  der  Forderungen.     Dernburg  a.  a.  O.  S.  524. 

83)  Anhang  K  §  6* 
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Haftung  für  die  durch  vorzeitigen  Rücktritt  dem  Agenten  ent- 
standenen Kosten  und  für  die  entzogene  Gewinnmöglichkeit^*)  — 
allgemein  anerkannt  ist.^^)  Keine  erlöschende  Wirkung  hat 
dagegen  der  Tod  der  Kontrahenten,  da  es  sich  um  ein 
von  deren  Persönlichkeit  unabhängiges  Rechtsgeschäft  handelt.  ^^) 


^)  Dernburg  a.  a,  0.  S.  528.     Motive  Bd.  2,  S.  543  fg. 

35)  Demburg  a.  a.  0.  S.  529.     Motive  Bd.  2,  S.  547  fg. 

3ö)  Constant  S.  188  fg.  —  Ob  als  Agent  eine  Einzelperson,  oder,  wie 
neuerdings  nach  französischem  Vorbild  üblich  geworden,  eine  Schriftsteller- 
genossenschaft funktionirt,  ist  für  die  rechtliche  Gestaltung  der  Agentur- 
verträge unerheblich. 


Anliang'. 


A.  Berliner  Theaterordnung. 
PolizeiTerordiinng  TOm  10«  Jnli  1851. 

In  Verfolg  des  §  7  der  Polizei-Verordnung  vom  heutigen  Tage  über 
öffentliche  Lustbarkeiten  wird  auf  Grund  der  §§  6  und  11  des  Gesetzes 
vom  11.  März  1850  über  die  Polizei  Verwaltung  für  die  Theater-  und  ähn- 
lichen Vorstellungen  nachstehendes  verordnet: 

§  1.  Keine  öffentliche  Theatervorstellung  darf  im  engern  oder  weiteren 
Polizeibezirk  von  Berlin  ohne  ausdrückliche  Erlaubniss  des  Polizei-Präsidiums 
stattfinden. 

§  2.  Zu  den  Theatervorstellungen  im  Sinne  des  §  1  dieser  Polizei- 
Verordnung  werden  insbesondere  alle  dran:*atischen,  deklamatorischen, 
musikalischen,  pantomimischen  und  plastischen  Vorstellungen  gerechnet, 
welche  entweder  in  Kostümen  oder  in  einem  Lokale  veranstaltet  werden, 
welches  mit  Koulissen,  Vorhang  oder  anderen  dieselben  ersetzenden  Apparaten 
versehen  ist,  oder  in  welchen  mehrere  Personen  als  Darsteller  auftreten. 

§  3.  Als  öffentlich  wird  jede  Theatervorstellung  {§§  1  und  2)  be- 
trachtet, an  welcher  ausser  den  von  dem  Unternehmer  ausdrucklich  einge- 
ladenen Personen  oder  ausser  den  Mitgliedern  einer  geschlossenen  Gesell- 
schaft auch  andere  Theil  nehmen  können,  mithin  auch  alle  in  einem  öffent- 
lichen Lokale  veranstalteten  Vorstellungen,  wenn  von  dem  Lokale  während 
der  Vorstellung  nicht  jeder  Nichteingeladene  resp.  jedes  Nichtmitglied  der 
Gesellschaft  ausgeschlossen  werden  kann.  Die  von  Vereinen  zur  Erheiterung 
ihrer  Mitglieder  veranstalteten  Theatervorstellungen  sind  daher  öffentiiche, 
wenn  die  Theilnahme  an  denselben  auch  andern  Personen  als  Mitgliedern 
des  Vereins  gestattet  wird,  oder  wenn  die  Vorstellung  in  einem  auch  für 
Nichtmitglieder  des  Vereins  zugänglichen  Lokale  stattfindet.  Ob  ein  an  der- 
gleichen Vorstellungen  theilnehmendes  Nichtmitglied  mit  einem  Mitgliede  im 
verwandtschaftlichen  Verhältnisse  steht  oder  nicht,  begründet  hierbei  keinen 
Unterschied. 

§  4.  Die  Unternehmer  von  gewerbsmässig  betriebenen  Theater- 
vorstellungen (§  2),  wenngleich  sie  sich  im  Besitze  der  nach  §  47  der  all- 
gemeinen Gewerbeordnung   vom  17.  Januar  1845    erforderlichen  Konzession 
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befinden,  haben  dennoch  für  die  einzelnen  Vorstellungen  die  Erlaubniss  des 
Polizei-Präsidiums  nachzusuchen,  soweit  nicht  die  §§  9  und  15  dieser  Ver- 
ordnung eine  Ausnahme  hiervon  gestatten. 

§  5.  Die  Erlaubniss  zur  Veranstaltung  einer  öffentlichen  Theater- 
vorstellung muss  von  dem  Unternehmer  unter  Angabe  der  zur  Aufführung 
bestimmten  Zeit  zeitig  bei  dem  Königlichen  Polizei-Präsidium  schriftlich  nach- 
gesucht werden.  Dem  Gesuche  muss,  wenn  nicht  in  einzelnen  Fällen  eine 
Ausnahme  hiervon  aus  besonderen  Gründen  gestattet  wird,  das  zur  Auf- 
führung oder  zum  Vortrage  bestimmte  Stück  oder  Gedicht,  bei  musikalischen 
Darstellungen  das  Textbuch,  bei  mimischen  oder  plastischen  Vorstellungen 
eine  genaue  Beschreibung  des  Gegenstandes  derselben  in  zwei  gleichlautenden 
Exemplaren  beigefügt  werden.  Der  Unternehmer  hat  ferner  das  Lokal,  in 
welchem  die  Vorstellung  stattfinden  soll,  namhaft  zu  machen  und  anzuzeigen, 
ob  und  in  welchem  Betrage  Eintrittsgeld  erhoben  und  zu  welchen  Zwecken 
dasselbe  verwendet  werden  soll.  Endlich  ist  der  Unternehmer  verpflichtet, 
dem  Königlichen  Polizei-Präsidium  auf  Verlangen  jede  auf  die  Vorstellung 
bezügliche  Auskunft  zu  ertheilen,  namentlich  auch  die  Zulassung  eines  Be- 
amten zur  Generalprobe  zu  gestatten. 

§  6.  Die  Königlichen  und  die  konzessionirten  Theater  (§  4)  sind  bei 
Nachsuchung  der  Erlaubniss  von  der  Anzeige  des  Lokals,  sofern  die  Vor- 
stellung nicht  in  einem  andern,  als  dem  gewöhnlich  benutzten  stattfinden 
soll,  und  von  jeder  Erklärung  über  das  Eintrittsgeld  befreit. 

§  7.  Das  Königliche  Polizei-Präsidium  prüft  demnächst,  ob  nach  den 
hierüber  vorhandenen  Bestimmungen  sicherheits- ,  sitten-,  ordnungs-  oder 
gewerbepolizeüiche  Bedenken  der  beabsichtigten  Vorstellung  entgegenstehen 
und  wird,  je  nach  Befund  die  Erlaubniss  ertheilen,  versagen  oder  von  Er- 
füllung gewisser  Bedingungen  abhängig  machen.  Als  eine  derartige  Be- 
dingung kann  dem  Unternehmer  namentlich  die  Aufnahme  einer  Feuerwache 
zur  Pflicht-  gemacht  werden,  deren  Stärke  sich  nach  der  grössern  oder 
geringern  Feuersgefahr  der  Lokalität  richtet,  und  deren  Kosten  der  Unter- 
nehmer zu  tragen  hat.  Die  Feuerwache  erhält  ihre  Instruktion  von  dem 
Königlichen  Polizeipräsidium,  und  der  Unternehmer,  so  wie  jeder  bei  der 
Vorstellung  Mitwirkende  ist  verpflichtet,  den  Anordnungen,  welche  die 
Feuerwache  auf  Grund  ihrer  Instruktion  trifft,  unweigerlich  Folge  zu   leisten. 

§  8.  Wenn  die  Erlaubniss  ertheilt  wird,  so  wird  das  Königliche 
Polizei-Präsidium  beide  eingereichte  Exemplare  mit  seiner  Unterschrift  ver- 
sehen und  das  eine  dem  Unternehmer  zurückgeben. 

§  9.  Die  Königlichen  und  die  konzessionirten  Theater  sind  bei 
Wiederholungen  von  Vorstellungen,  zu  deren  Aufführung  einmal  die  polizeiliche 
Erlaubniss  ertheilt  ist,  von  der  ferneren  Nachsuchung  derselben  befreit, 
solange  an  dem  Stücke  keine  Veränderungen  vorgenommen  und  keine  Zu- 
sätze demselben  hinzugefügt  werden,  und  solange  das  Königliche  Polizei- 
Präsidium  von  dem  ihm  jederzeit  freistehenden  Rechte,  die  Erlaubniss 
zurückzunehmen,  keinen  Gebrauch  gemacht  hat. 
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§  10.  Wenn  die  Erlaubniss  zu  einer  öffentlichen  Vorstellung  versagt 
oder,  nachdem  sie  ertheilt  war,  zurückgenommen  wird,  so  ist  das  Königliche 
Polizei-Präsidium  nicht  verbunden,  dem  Unternehmer  die  Gründe  der  Ent- 
scheidung mitzutheilen.  Dagegen  steht  dem  Unternehmer  der  Weg  der 
Beschwerde  offen. 

§  11.  Bei  der  öffentlichen  Vorstellung  müssen  die  Bedingungen, 
unter  welchen  die  Erlaubniss  ertheilt  ist,  genau  erfüllt  werden,  auch  darf 
kein  Darsteller  in  Wort  oder  Handlung  von  dem  Inhalte  des  polizeilich  ge- 
zeichneten Exemplars  abweichen.  Wenn  daher  auf  einer  königlichen  oder 
konzessionirten  Bühne,  bei  Wiederholung  einer  bereits  genehmigten  Vor- 
stellung, eine  Abweichung  von  dem  Texte  des  polizeilich  gezeichneten 
Exemplars  oder  ein  Zusatz  zu  demselben  beabsichtigt  wird,  so  muss  die 
Abänderung  oder  der  Zusatz  rechtzeitig  dem  Königlichen  Polizei-Präsidium 
in  zwei  gleichlautenden  Exemplaren  eingereicht  werden,  mit  denen  dann,  wie 
in  den  §§  7 — 10  angegeben,  verfahren  wird. 

§  12.  Das  Königliche  Polizei  -  Präsidium  ordnet  zu  jeder  Vorstellung 
so  viel  Beamte  ab,  wie  demselben  erforderlich  erscheinen  (§  5  der  Polizei- 
Verordnung  vom  10.  d.  Mts.  über  öffentliche  Lustbarkeiten).  Die  Polizei- 
beamten haben  die  Verpflichtung,  Störung  der  Ruhe  und  Ordnung  während 
der  Vorstellung  zu  verhindern,  das  Ansehen  der  Gesetze  dem  Publikum  wie 
den  Darstellern  gegenüber  aufrecht  zu  erhalten,  und  jede  Abweichung  von 
den  Bedingungen,  unter  welchen  die  polizeiliche  Erlaubniss  ertheilt  ist,  zu 
verhüten.  Sie  haben  namentlich  auch  die  Verpflichtung,  den  Anordnungen 
der  Feuerwache  Geltung  zu  verschaffen  und  dürfen  sich  aller  ihnen  zu  Gebote 
stehenden  Mittel  bedienen,  selbst  die  Vorstellung  schliessen,  um  ihren  Be- 
fehlen Nachdruck  zu  geben.  ' 

§  13.  Wer  ohne  Genehmigung  eine  öffentliche  Theatervorstellung 
veranstaltet,  oder  die  bei  der  Genehmigung  gestellten  Bedingungen  nicht 
einhält  oder  überschreitet,  wird  mit  einer  Geldstrafe  von  1  bis  10  Thalern 
oder  verhältnissmässigem  Gefangniss  bestraft.  Dieselbe  Strafe  trifft  die- 
jenigen, welche  bei  einer  nicht  erlaubten  Theatervorstellung  als  Darsteller 
mitgewirkt  haben,  und  den  Unternehmer,  wenn  er  dem  Königlichen  Polizei- 
Präsidium  unrichtige  Auskunft  ertheilt  hat  (§  5).  Die  Anwendung  bestehender 
Strafgesetze,  welche  durch  die  Vorstellung  oder  bei  derselben  etwa  verletzt 
werden,  wird  durch  die  in  diesem  §  festgesetzte  Polizeistrafe  nicht  aus- 
geschlossen. Im  übrigen  bewendet  es  bei  §  5  der  Verordnung  vom  10.  d.  Mts. 
über  öffentliche  Lustbarkeiten. 

§  14.  Konzessionirte  Theateruntemehmer,  welche  wiederholt  gegen 
die  Vorschriften  dieser  Verordnung  entweder  selbst  Verstössen,  oder  der- 
gleichen Verstösse  auf  ihren  Bühnen  dulden,  haben  neben  der  verwirkten 
Strafe  die  Entziehung  der  Konzession  nach  §  71  der  Allgemeinen  Gewerbe- 
ordnung vom  17.  Januar  1845  zu  gewärtigen.  Auch  schützt  den  Theater- 
unternehmer dieErtheilung  der  polizeilichen  Erlaubniss  nicht  gegen  die  Entziehung 
der  Konzession,    wenn  aus    der  Wahl  der  zur  Aufführung  gelangten  Stücke, 
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oder  aus  seinem  sonstigen  Verhalten   der  Mangel   der  erforderlichen  und  bei 
Ertheilung  der  Konzession  vorausgesetzten  Eigenschaften  klar  erhellt 

§  15.  Um  jede  Störung  in  den  Vorstellungen  der  Königlichen  und 
konzessiontrten  Theater  zu  vermeiden,  tritt  diese  Verordnung  erst  am 
1.  August  d.  Js.  in  Kraft,  und  behält  es  bis  dahin  bei  dem  bisher  üblichen 
Verfahren  sein  Bewenden.  Wenn  vom  1.  August  d.  J.  ab  auf  einer  königl. 
oder  konzessionirten  Bühne  ein  bereits  vor  dem  1.  August  d.  J.  aufgeführtes 
Stück  wiederholt  wird,  so  findet  auf  diese  Wiederholung  der  §  9  Anwendung. 
Die  Aufführung  derartiger  Stücke  in  unveränderter  Form  ist  mithin  so  lange 
gestattet,  bis  das  Königl.  Polizeipräsidium  sich  veranlasst  sieht,  die  Erlaubniss 
zurückzunehmen. 


B.  Oesterreichische  Zensurverardnung. 

Instruktion 

an  die  Statthalter  derjenigen  Kronländer,  in  welchen  die  Theaterordnung 
in  Wirksamkeit  tritt,  die  Handhabung  derselben  betreffend. 

Durch  die  beiliegende,  von  Seiner  Majestät  mit  der  Allerhöchsten  Ent- 
schliessung  vom  14.  November  1850  genehmigte  Theaterordnung  wird  die 
Aufführung  von  Bühnenwerken  im  Bereich  des  Kronlandes  von  der  Bewilligung 
des  Statthalters  abhängig  gemacht. 

Um  bei  der  Handhabung  der  durch  das  Gesetz  dem  Statthalter  ein- 
geräumten Befugnisse  von  dem  richtigen  Gesichtspunkte  auszugehen,  werden 
Sie  sich  nachfolgende  Grundsätze  als  Richtschnur  gegenwärtig  halten: 

Das  Theater,  als  ein  mächtiger  Hebel  der  Volksbildung  darf  in  seinen 
höheren  Zwecken,  der  Pflege  und  der  Vervollkommnung  der  auf  demselben 
thätigen  Künste,  nicht  nur  nicht  beirrt,  sondern  muss  vielmehr  auf  das 
Wirksamste  unterstützt  werden.  « 

Die  Mittel  der  Staatsverwaltung,  die  Kunstzwecke  zu  fordern,  liegen 
vor  Allem  in  einer  vorsichtigen  Auswahl  der  Personen,  denen  die  selbststandige 
Leitung  von  Bühnen  anvertraut  wird,  dann  in  der  umsichtigen  Benutzung 
jenes  Einflusses ,  der  rücksichtlich  einzelner  grösserer  Kunst  -  Institute  dem 
Staate  aus  Beitragsleistungen  aus  den  öffentlichen  Geldern  oder  aus  dem 
Schutze  besonderer  Privilegien  oder  Vergünstigungen  erwächst.  Von  solchen 
Instituten  kann  mit  Recht  in  Anspruch  genommen  werden,  dass  sie  sich  als 
Pflanzschulen  höherer  Leistungen  bewähren,  und  dass  durch  sie  einer  ver- 
derblichen Geschmacksrichtung  entgegengearbeitet  werde. 

Bei  Lösung  dieser  Aufgabe  werden  Ew des  Beirathes  sachver- 
ständiger Männer  nicht  entbehren  können. 

lieber  die  Art  und  Weise  diesen  Beirath    zu  benützen    und    über  den 
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ganzen  Organismus,  unter  welchem  die  Einflussnahme  der  Regierung  in 
diese  Richtung  zu  bringen  wäre,    lässt  sich  im   allgemeinen  nichts  festsetzen. 

Es  muss  dies  abhängig  gemacht  werden  von  den  lokalen  Verhält- 
nissen, von  den  verfügbaren  Mitteln,  von  der  Wichtigkeit  und  der  Kunst- 
stufe, die  die  einzelnen  im  Kronlande  befindlichen  Bühnen  erreicht  haben, 
dann  von  den  vorhandenen  Kräften  und  ihrer  Bereitwilligkeit,  die  Staats- 
verwaltung in  Förderung  der  Kunstzwecke  zu  unterstützen. 

Ich  erwarte  hierüber  Ihre  besonderen  Vorschläge. 

Bei  Ausübung  des  Ihnen  vom  Gesetze  in  Absicht  auf  das  Bühnen - 
Wesen  eingeräumten  Wirkungskreises  haben  Sie  die  Pflicht  der  Staatsver- 
waltung in's  Auge  zu  fassen,  Uebertretungcn  der  Strafgesetze  hintanzuhalten, 
Religion,  Moral  und  Ehre  vor  Angriffen  zu  schützen  und  Ruhe  und  Ordnung 
vor  Störungen  zu  bewahren. 

Hiernach  ist  von  der  Darstellung  auf  der  Bühne  unbedingt  aus- 
geschlossen : 

1.  Wodurch  sich  der  Darsteller  einer  nach  den  allgemeinen  Straf- 
gesetzen verpönten  Handlung  schuldig  machen  würde. 

2.  Was  mit  den  Gefühlen  der  Loyalität  gegen  das  Staatsoberhaupt, 
gegen  das  Allerhöchste  regierende  Kaiserliche  Haus  und  gegen  die  bestehende 
Staatsverfassung  unvereinbar,  oder  was  die  Vaterlandsliebe  der  Bürger  zu 
verletzen  geeignet  ist. 

3.  Was  nach  den  jeweiligen  Zeit  Verhältnissen  gegen  die  Rücksichten 
für  die  öffentliche  Ruhe  und  Ordnung  verstösst,  Gehässigkeiten  zwischen  den 
Nationalitäten,  Klassen  der  Gesellschaft  und  Religionsgenossenschaften  oder 
Tumulte  und  unerlaubte  Demonstrationen  während  der  Darstellung  hervor- 
zurufen geeignet  ist. 

4.  Was  den  öfientlichen  Anstand,  die  Schamhaftigkeit,  die  Moral  oder 
die  Religion  beleidigt,  daher  insbesondere  weder  die  Darstellung  kirchlicher 
Gebräuche  und  gottesdienstlicher  Handlungen  anerkannter  Religionsgenossen- 
schaften, noch  der  Gebrauch  der  den  Dienern  derselben  eigenthümlichen 
geistlichen  Ornate  auf  der  Bühne  zu  gestatten  ist;  ebensowenig  ist  der  Ge- 
brauch österreichischer  Amtskleider  oder  Uniformen  auf  der  Bühne  zulässig. 

5.  Ebenso  ist  nicht  gestattet,  Personen,  die  noch  am  Leben  sind  und 
notorische  Verhältnisse  des  Privatlebens  zum  Gegenstande  von  Bühnen- 
vorstellungen zu  machen. 

Die  Zulässigkeit  eines  Bühnenwerkes  ist  theüweise  von  den  allgemeinen 
Verhältnissen  und  von  der  Epoche  abhängig,  in  der  die  Aufführung  statt- 
finden soll.  In  manchen  Fällen  stellt  auch  erst  die  Darstellung  eine  früher 
nicht  vorgesehene  Wirkung  auf  das  Publikum  heraus.  Es  ist  deshalb  dem 
Statthalter  durch  das  Gesetz  das  Recht  gewahrt,  die  ertheilte  Aufführungs- 
bewilligung zu  jeder  Zeit  ganz  oder  theüweise  zu  widerrufen. 

In  dringenden  Fällen  ist  selbst  den  Staatssicherheitsbehörden  die  Voll- 
macht ertheilt,  die  weitere  Aufführung  eines  der  öffentlichen  Ruhe  gefährlichen 
Stückes  zu  untersagen.     Dem  Takte    der    öffentlichen,    mit    dieser  Vollmacht 

Opet,  Theaterrecht.  30 


466  Anhang. 

bekleideten  Organe  muss  es  überlassen  bleiben,  von  dieser  Befugniss  mit 
aller  Umsicht  und  der  den  bei  einer  Theaterunternehmung  betheiligten  Interessen 
gebührenden  Schonung  Gebrauch  zu  machen. 

Ueber  die  eiugereichten  Bühnenwerke  ist  mit  möglichster  Beschleunigung 
zu  entscheiden.  Um  dieser  Pflicht  nächkommen  zu  können  und  nicht  durch 
eine  Ueberhäufung  der  Behörde  mit  Manuskripten  eine  Verzögerung  in  den 
Geschäftsgang  zu  bringen,  ist  genau  darauf  zu  halten,  dass  die  Bewilligung 
nur  von  Theaterunternehmern  angesucht  werden  könne,  und  dass  auch  die 
Bewilligung  nur  für  den  Unternehmer  und  die  Bühne  gültig  ist,  für  die  sie 
ertheilt  wurde.  Den  Theaterunternehmem  ist  zur  Pflicht  zu  machen,  nur 
solche  Stücke,  die  sie  auch  wirklich  zur  Aufführung  bringen  wollen,  zu  über- 
reichen und  nicht  etwa  erst  ihre  Wahl  nach  erhaltener  Bewilligung  treffen  zu 
wollen.  Von  einem  umsichtigen  und  kunstliebenden  Theaterdirektor  kann  mit 
Recht  erwartet  werden,  dass  er  dasjenige,  was  dem  Publikum  vorgeführt 
werden  könne,  zu  prüfen  und  zu  beurtheilen  verstehe,  und  dass  er  mit 
unzulässigen  oder  werthlosen  Erzeugnissen,  ohne  Wahl  und  ernstliche  Absicht, 
sie  zur  Aufführung  zu  bringen,  die  Behörde  nicht  behelligen  werde. 

Jn  eine  allgemeine  Beurtheilung  der  Zulässigkeit  eines  Stückes  über- 
haupt, ohne  dass  ein  bestimmter  Unternehmer  für  eine  bestimmte  Bühne  darum 
ansucht,  ist  sich  in  keinem  Falle  einzulassen. 

Der  Statthalter  ist  berechtigt,  die  angesuchte  Aufführungsbewilligung, 
wenn  er  es  für  angemessen  findet,  ohne  Angabe  der  Gründe  einfach  zu  ver- 
sagen. Insofern  jedoch  die  Hindernisse,  welche  der  Bewilligung  entgegen- 
stehen, nicht  sowohl  in  der  ganzen  Tendenz  des  Bühnenwerks,  als  vielmehr 
in  einzelnen,  einer  Abänderung  fähigen  Theüen  desselben  beruhen,  so  können 
dem  Unternehmer  im  kurzen  Wege  die  erforderlichen  Erinnerungen  gemacht 
werden,  um  ihn  in  den  Stand  zu  setzen,  durch  passende  Umarbeitungen  diese 
Bedenken  zu  beseitigen. 

Die  Manuskripte,  Programme  u.  s.  w.  der  beabsichtigten  Darstellungen 
sind  in  der  Regel  in  zwei  gleichlautenden  Abschriften  dem  Statthalter  zu 
überreichen,  wovon  eines  in  Amtshänden  zurückbleibt,  das  andere  aber 
paraphirt  und  mit  der  Erledigung  versehen,  den  Unternehmern  zurück- 
gestellt wird. 

Der  Statthalter  ist  ermächtigt,  vertrauenswerthe  Direktionen,  besonders 
im  Amtssitze  der  Statthalterei,  von  der  Beibringung  einer  zweiten  Reinschrift 
zu  entbinden. 

Soll  ein  Bühnenwerk,  das  bereits  mit  erlangter  Bewilligung  auf  einer 
Bühne  der  Kronlandshauptstadt  gegeben  wurde,  auf  Grundlage  dieser  Be- 
willigung auf  einer  anderen  Bühne  desselben  Kronlandes  zur  Darstellung 
gebracht  werden,  so  ist  die  Sicherheitsbehörde  zu  verlangen  berechtigt,  dass 
das  mit  der  ursprünglichen  Bewüligung  versehene  Manuskript  oder  eine  vidimirte 
Abschrift  desselben  beigebracht  werde,  um  sich  von  der  Uebereinstimmung 
der  Darstellung  mit  der  erhaltenen  Bewilligung  überzeugen  zu  können. 

Die  btaatssicherheitsbehörde  ist  berechtigt,  nicht  nur  den  Aufführungen, 
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sondern  auch  den  Generalproben  beizuwohnen,  um  über  die  Inszenesetzungen, 
Bekleidung,  Tänze,  Gruppirungen  und  Musikweisen  zeitgemäss  die  erforder- 
lichen Erinnerungen  machen  zu  können. 


C.  Bühnenengagementsformulan 
Deutscher  Bfihnen-Yerein. 

Die  General-Intendantur  der  Königlichen  Schauspiele  schliesst  vor- 
behaltlich Allerhöchster  Genehmigung  folgenden  Dienstvertrag  mit  .  .  .  ., 
durch  welchen  das  neue  Mitglied  des  Königlichen  Kunst-Instituts  auf  Grund 
der  als  Theil  dieses  Vertrages  geltenden  Reglements  für  die  Königlichen 
Schauspiele,  vom  1.  September  1845,  sowie  der  nachfolgenden  besonderen 
(I)  und  allgemeinen  (II)  Bestimmungen  der  Königlichen  Oper  als  ... 
verpflichtet  wird: 

I. 
Besondere  Bestimmungen. 

§  1.  Die  Vertragsdauer  beginnt  mit  dem  ..  ten  ....  189  .  .  und 
endigt  am  .  .  ten  .  .  .  .  189  .  . 

§  2.  Erfolgt  drei  Monate  vor  Ablauf,  also  spätestens  am  .  .  ten  .  .  .  .  1  .  . 
von  keinem  vertragschliessenden  Theile  eine  Kündigung,  so  gilt  der  Vertrag 
als  auf  ein  Jahr  verlängert.  Dies  gilt  auch  für  die  Folgezeit  von  Jahr 
zu  Jahr. 

Ist  der.  Vertrag  auf  längere  Zeit  geschlossen,  so  behält  sich  die 
General-Intendantur  ausdrücklich  das  Recht  vor,  denselben  nach  Ablauf  des 
ersten  und  dritten  Jahres  durch  voraufgegangene  dreimonatliche  Kündigung 
einseitig  wieder  aufzulösen. 

Alle  Willenserklärungen  der  vertragschliessenden  Theile  über  das- 
jenige, was  den  Gegenstand  dieses  Vertrages  bildet,  einschliesslich  der 
Kündigung,  haben  nur  in  schriftlicher  Form  und  Seitens  der  General- 
Intendantur  vorbehaltlich  Allerhöchster  Genehmigung  Rechtsgültigkeit.  Die 
Frist  gilt  aber  im  Hinblicke  auf  den  mitunter  wechselnden  Aufenthalt  der 
Künstler  hinsichtlich  aller  Erklärungs-  und  Kündigungsfristen  dieses  Vertrages 
Seitens  der  General-Intendantur  als  gewahrt,  wenn  die  General-Intendantur 
die  schriftliche  Erklärung  oder  Kündigung  innerhalb  der  Frist  zum  Abgange 
bringt,    gleichviel    wann    dieselbe    das    vertragschliessende  Mitglied    erreicht. 

§  3.  Für  die  Erfüllung  der  hiermit  eingegangenen  Verpflichtungen 
wird  dem  Mitgliede  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  dieses  Vertrages  die 
Zahlung  von  insgesammt:  Mark  ....  an  Gehalt,  jährlichem  Spielgeld  und 
Garderobe-Geld  zugesichert  und  zwar: 
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a)  ein  Geheilt  von  jährlich  .  .  .  Mark  .  .  zahlbar  am  Schlüsse  eines  jeden 
•    Monats  postnumerando. 

b)  ein  Spielgeld  für  jede  Vorstellung,  in  welcher  das  Mitglied  beschäftigt 
ist,  gleichviel  ob  in  einer  oder  mehreren  Rollen,  im  Betrage  von 
.  .  .  Mark. 

Dieses  Spielgeld  wird  jährlich  oder  für  die  Dauer  der  Spielzeit  .  .  .  mal 
garantirt.  Von  dieser  genannten  Garantie  kommt  das  Spielgeld  in  Wegfall, 
so  oft  das  Mitglied  durch  eine  von  ihm  selbst  ausgehende  Veranlassung  am 
Auftreten  verhindert  ist.  Auf  weitere  je  4  Tage  der  Verhinderung  wird  ein 
Spielgeld  in  Wegfall  gebracht.  Der  monatliche  Betrag  des  Spielgeldes  ist 
am  Erslpn  de?  folgenden  Monats  zahlbar;  Abrechnung  über  die  jährlich 
oder  für  die  Dauer  der  Spielzeit  garantirten  Spielgelder  dagegen  erfolgt  am 
Schlüsse  jedes  Kontraktjahres  oder  jeder  Spielzeit.  Fällt  der  Zahlungstag 
auf  einen  Sonn-  oder  Feiertag,  so  finden  die  an  diesem  Tage  fälligen  Zahlungen 
am  darauf  folgenden  Tage  statt. 

Hat  das  Mitglied  für  längere  Zeit  mit  der  Bühne  nach  einem  anderen 
Orte  überzusiedeln,  so  ist  ihm  auf  Verlangen  der  bis  zum  Tage  der  Abieise 
verdiente  Gehalt  an  diesem  Tage  auszuzahlen.  Die  Transportkosten  bei 
jeder  solchen  Uebersiedelung,  sowohl  die  Fahrt  auf  der  Eisenbahn  (für  Solo, 
mitglieder  II.  Klasse,  für  Chormitglieder  III.  Klasse),  auf  dem  Dampfschiffe 
(für  Solomitglieder  I.  Klasse,  für  Chormitglieder  II.  Klasse)  oder  mit  der 
Post  u.  dergl.  m.,  als  auch  die  Frachtkosten  der  Effekten  bis  zu  25  Kilo 
Gewicht  pro  Person,  bezahlt  die  General  -  Intendantur.  Bei  Gastspielreisen, 
welche  das  Mitglied  im  Dienste  der  General  ■  Intendantur  unternimmt,  erhält 
-dasselbe  besondere  Vergütung  für  jeden  Tag  der  Abwesenheit  vom  Wohnort 
nach  Massgabe  des  Allerhöchst  genehmigten  Reisekosten  -  Regulativs  vom 
18.  April  1877  (Solomitglieder  nach  Satz  b,  Chormitglieder  nach  Satz  d). 

§  4.  Das  Vertrag  schliessende  Mitglied  erhält  alljährlich  im  Sommer- 
halbjahr einen  Urlaub  von  acht  Wochen,  dessen  nähere  Bestimmung  von  der 
General  Intendantur  abhängt. 

Sollte  auf  Ersuchen  des  Mitgliedes  demselben  ein  nicht  vertragsmässiger 
Urlaub  bewilligt  werden,  so  verzichtet  dasselbe  für  die  Dauer  des  Urlaubes 
aul  Gehalt  und  Spielgeld. 

Auch  während  des  Urlaubes  bedarf  das  Mitglied  der  Erlaubniss  der 
General-Intendantur  für  jede  künstlerische  Darstellung. 

§  5.  Den  Mitgliedern  werden  alle  Kostüme  ausser  der  modernen 
Tracht  geliefert.  Dagegen  haben  sie  letztere,  sowie  alle  Kopf-,  Hand-  und 
Fussbekleidung ,  Trikots,  Unterbeinkleider  und  Leibwäsche  zu  jedwedem 
Kostüme ,  desgleichen  Schminke  und  Toilette  -  Requisiten  sich  aul  eigene 
Kosten  anzuschaffen.  Sie  sind  verpflichtet,  alle  Weisungen  der  General- 
Intendantur  und  ihrer  Organe  in  Betreff  der  Tracht,  Haartracht,  Schminke 
u.  dergl.  m.  sorgfältig  zu  beachten. 

Das  Mitglied  erhält  ein  Garderobengeld  von  Mark  .  .  .  jährlich. 

§  6.     Das  Mitglied  verpflichtet  sich  zur  Mitwirkung    in   allen,   gleich- 
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viel  an  welchem  Orte,  von  der  General-Intendantur  angeordneten  Proben, 
Vorstellungen,  Festspielen,  Prologen,  Konzerten,  lebenden  Bildern  und  zur 
Komparserie. 

§  7.  Der  erste  Engagementsmonat  gilt  als  Probezeit;  die  Kündigung 
kann  nur  Seitens  der  General-Intendantur  nach  Massgabe  des  §  9  im  Theile  II 
dieses  Vertrages  erfolgen. 

§  8.  Die  General- Intendantur  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  einem 
. . .  maligen  Gastspiel,  welches  in  der  Zeit  vom  . .  ten  .  .  .  1 8  . .  bis  .  .  ten  . . .  18  . . 
stattfinden  soll,  zu  erklären,  ob  der  Vertrag  in  Kraft  tritt  oder  nicht  und 
zwar  spätestens  am  vierzehnten  Tage  nach  dem  letzten  Gastspiele  (vergleiche 
jedoch  oben  §  2).  Erfolgt  keine  Erklärung,  so  gilt  der  Vertragsschluss  als 
abgelehnt.  Die  nähere  Bestimmung  der  Gastspieltage  und  die  Wahl  der 
Gastspielrollen  bleibt  der  General  Intendantur  vorbehalten.  Für  jede  Gastspiel- 
Vorstellung  erhält  das  Mitglied  ein  Honorar  von  ....  unter  Wegfall  jedes 
weiteren  Anspruches  an  die  General- Intendantur. 

§  9.  Das  Mitglied  erklärt  hiermit,  dass  dem  Abschlüsse  und  Vollzuge 
dieses  Vertrages  in  keinem  Theile  eine  von  ihm  früher  eingegangene  oder 
noch  nicht  gesühnte  Verpflichtung  irgend  welcher  Art  im  Wege  stehe,  deren 
Erfüllung  mit  dem  gegenwärtigen  Vertrage  unvereinbar  wäre. 

§  10.  In  folgenden  Fällen  wird  das  Mitglied  jedes  Rechtsanspruches 
aus  diesem  Vertrage  verlustig,  macht  sich  des  Kontraktbruciies  gegen  die 
General-Intendantur  schuldig  und  verfällt  in  eine  an  dieselbe  zu  zahlende 
Konventionalstrafe  im  Betrage  der  oben  in  §  3  aufgeführten  Gesammtsumme 
fler  Bezüge  an  Gehalt»  garantirtem  Spielgeld  und  Garderobegeld  für  die 
Dauer  eines  ganzen  Jahres,  während  die  General-Intendantur  berechtigt  ist, 
diesen  Vertrag  sofort  zu  lösen  und  während  sie  ihrerseits  aus  demselben 
keinerlei  Verpflichtung  mehr  hat: 

I.   Wenn  sich  die  Unwahrheit  der  von  dem  Mitgliede  in  §  9  abgegebenen 

Erklärung  herausstellen  sollte; 
II.  Wenn    das    Mitglied    zum    Anfangstage    der  Vertragszeit    oder    nach 

Ablauf  eines  Urlaubes  sich   nicht  pünktlich  einstellen  sollte.     Für  eine 

etwaige  unabwendbare  Verhinderung   ist   der   klare   Beweis   spätestens 

innerhalb  drei  Tagen  beizubringen; 

III.  Wenn  das  Mitglied  eigenmächtig  und  ohne  Rechtsgrund  das  Engagement 
verlässt  oder  sich  seinen  vertragsmässigen  Leistungen  auf  andere  Weise 
wiederholt  oder  gänzlich  entzieht; 

IV.  Wenn  das  Solo  -  Mitglied  nach  Abschluss  dieses  Vertrages  ohne  Er- 
laubniss  der  General-Intendantur  auf  einer  anderen  Bühne  des  Vertrags- 
ortes oder  während  der  Vertragsdauer  auf  Urlaub  ohne  vorherige 
Genehmigung  künstlerisch  wirkt. 

Die  Zahlung  der  Konventionalstrafe  hebt  die  Verpflichtung  des  Mitgliedes 
gegen  die  General-Intendantur  nicht  auf. 

§  11.     Die  General-Intendantur  oder  das  Mitglied  verpflichten  sich,  falls 
kein  bindender  Vorkontrakt  (Agenten- Vertrag,  giltige  Abmachung  durch  Brief* 
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Wechsel  oder  Telegramme  u.  dergl.  m.)  geschlossen  ist,  durch  ihre  einseitige 
Unterzeichnung  dieses  Vertrages  nur  in  dem  Falle,  wenn  derselbe  von  dem 
andern  vertragschliessenden  Theile  binnen  14  Tagen  nach  dem  Datum  der 
ersten  Unterschrift  oder,  wenn  solches  fehlt,  nach  dem  Tage  des  Empfanges 
mit  eigenhändiger  Unterschrift  zurückgesendet  wird  (vergleiche  jedoch  oben 
§  2).  Im  Falle  der  Minderjährigkeit  des  Mitgliedes  ist  genehmigende  Unter- 
schrift des  Vaters,  Vormundes  etc.,  jedoch  nur  lür  den  ersten  Vertrag,  bei 
Abschluss  mit  einer  verheiratheten  Dame  genehmigende  Unterschrift  des 
Ehemannes,  gleichfalls  nur  für  den  ersten  Kontrakt,  nach  Schliessung  der  Ehe 
beizubringen. 

§  12.  Das  Mitglied  erklärt  ausdrücklich,  dass  der  unterzeichnete 
Name  der  wirkliche  Vor-  und  Geburtsname  event.  unter  Beifügung  des 
Theaternamens  ist.  Im  Falle  sich  die  Unterschrift  als  falsch  erweist,  hat 
die  General-Intendantur  das  Recht,  das  Mitglied  ohne  Weiteres  zu  entlassen. 

IL 
Allgemeine  für  Jeden  Vertrag  gleichlautende  und  giltige  Bestimmungen. 

§  1.  Der  General-Intendantur  steht  zu,  ganz  nach  ihrem  Ermessen 
über  die  künstlerische  Thätigkeit  jedes  Mitgliedes  bei  den  von  ihr  geleiteten 
Theatern  zu  verfügen,  jedoch  nur  innerhalb  der  Kunstgattung,  für  welche 
das  Mitglied  sich  engagirt  hat. 

§  2.  Jedem  Mitgliede  ist  es  verboten,  sich  bei  irgend  einer  nicht  von 
der  Bühnenleitung  veranstalteten  öffentlichen  Aufführung,  sowie  bei  irgend 
einer  von  Vereinen  öffentlich  oder  privatim  veranstalteten  Vorstellung  in 
Ausübung  seiner  Kunstthätigkeit  zu  betheiligen,  ohne  hierzu  von  der  Bühnen- 
leitung vorher  die  schriftliche  Genehmigung  erhalten  zu  haben. 

§  3.  Das  eingereichte  Rollenverzeichniss  (Repertoire)  muss  alle  von 
dem  Mitgliede  bereits  dargestellten  oder  vollkommen  einstudirten  Rollen 
resp.  Partieen  enthalten.  Jede  derselben,  wenn  sie  zwei  Bogen  gewöhnlicher 
Rollen-  bezüglich  Notenschrift  nicht  übersteigt,  muss  spätestens  innerhalb 
vierundzwanzig  Stunden,  bei  grösserem  Umfange  spätestens  nach  zwei 
Tagen  dargestellt  werden  können. 

Bei  neu  zu  lernenden  Rollen  muss  je  ein  Bogen  gewöhnlicher  Schrift 
in  einem  Tage,  bei  Gesangspartieen  in  drei  Tagen,  gelernt  werden.  Die 
Frist  läuft  vom  Tage  der  Bekanntmachung  des  Repertoires,  auf  welchem  das 
Stück  (die  Oper)  zum  ersten  Mal  zur  Vorbereitung  angesetzt  ist. 

§  4.  I.  Bei  Dienstunfähigkeit  des  Mitgliedes  durch  Erkrankung, 
welche  nicht  länger  als  vierzehn  Tage  ununterbrochen  andauert,  hat  das- 
selbe für  diese  Zeit  Anspruch  auf  unverkürzte  Auszahlung  seiner  Gage,  aber 
nicht  auf  den  verhältnissmässigen  Theil  des  garantirten  Spielgeldes. 

II.  Bei  Dienstunfähigkeit  des  Mitgliedes,  welche  durch  Krankheit  von 
längerer  ununterbrochener  Dauer  als  vierzehn  Tage  hervorgerufen  wird,  steht 
der  Bühnenleitung  vom  Beginn  der  dritten  Woche  ab  das  Recht  zu,  für  die 
weitere  Dauer  der  Krankheit    die  Gage  auf  die  Hälfte  herabzusetzen.     Nach 
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Ablauf  der  dritten  Woche  der  Krankheit  hat  die  Bühnenleitung  das  Recht, 
den  Vertrag  zu  kündigen  und  acht  Tage  darauf  zu  lösen. 

Kürzung  der  Gage  bis  auf  die  Hälfte  und  Wegfall  des  Anspruches 
auf  Spielgeld  tritt  jedoch  in  diesen  Erkrankungsfällen  für  die  Dauer  der 
Dienstunfähigkeit  ein,  wenn  das  Mitglied  sich  die  Krankheit  nachweislich 
durch  eigene  Verschuldung  zugezogen  hat. 

III.  Für  wiederkehrende  Krankheitsfälle  treten  folgende  Bestim- 
mungen ein: 

a)  Ist  das  Mitglied  im  Laufe  eines  Vertragsjahres  länger  als  vierzehn 
Tage  im  Ganzen  durch  Krankheit  am  Dienste  verhindert,  so  ist  die 
Bühnenleitung  nur  verpflichtet,  dem  Mitglied  für  jeden  weiteren  Tag 
von  Dienstunfähigkeit  die  Hälfte  der  festgesetzten  Gage  unter  Fortfall 
des  entsprechenden  Spielgeldes  zu  zahlen. 

b)  Dauern  die  wiederkehrenden  Krankheitsfälle  im  Laufe  eines  Vertrags- 
jahres zusammen  länger  als  28  Tage,  so  ist  die  Bühnenleitung  be- 
rechtigt, vom  29.  Krankheitstage  ab  bis  zum  Wiederantritt  des 
Dienstes  dem  Mitgliede  weder  Gage  noch  Spielgeld  zu  zahlen. 

c)  Dauern  die  wiederkehrenden  Krankheitsfälle  zusammen  länger  als 
42  Tage,  so  hat  die  Bühnenleitung  das  Recht,  den  Vertrag  ohne 
Weiteres  zu  lösen. 

Jede  Absage  muss,  um  nicht  als  Vertragsverletzung  zu  gelten,  gehörig 
begründet,  eine  auf  Unwohlsein  beruhende  Absage  durch  einen  Theaterarzt 
bestätigt  sein. 

Bei  Dienstunfähigkeit,  die  bei  verheiratheten  Damen  während  ihrer 
Ehe  oder  in  der  gesetzlichen  Zeit  darüber  hinaus  in  Folge  von  Schwanger- 
schaft eintritt,  fällt  für  sie  der  Anspruch  auf  Gage  und  garantirtes  Spielgeld 
von  dem  Tage  ab  fort,  an  welchem  die  Bühnenleitung  ein  weiteres  Auf- 
treten für  unzulässig  erklärt.  Bei  verheiratheten  Chorsängerinnen  und  ver- 
heiratheten Figurantinnen  kann  in  diesem  Falle  Minderung  der  Gage  auf  die 
Hälfte  und  Verlust  des  .Anspruchs  auf  Spielgeld  eintreten,  wenn  die  Störung 
durch  Schwangerschaft  und  Wochenbett  und  deren  Folgen  nicht  über 
2^2  Monat  dauert.  Für  die  weitere  Zeit  fällt  jeder  Anspruch  auf  Gage  und 
Spielgeld  fort 

§  5.  Ein  Mitglied,  welches  eine  Militär-Einberufungö-Ordre  erhält, 
ist  verpflichtet,  dieselbe  spätestens  innerhalb  24  Stunden  nach  Empfang 
seiner  Bühnenleitung  urschriftlich  vorzulegen ;  wer  sich  der  Unterlassung  dieser 
Vorschrift  schuldig  macht,  kann  als  vertragsbrüchig  erklärt  werden. 

§  6.  In  folgenden  Fällen  ist  das  Mitglied  berechtigt,  den  Vertrag  so- 
fort zu  lösen,  und  seine  ferneren  Dienste  und  Leistungen  der  Bühnenleitung 
zu  versagen,  vorbehaltlich  aller  seiner  bereits  erworbenen  Ansprüche  auf 
Gage,  Spielgeld  und  etwaige  Pension : 

a)  wenn  die  Bühnenleitung,  trotz  geschehener  Aufforderung,  ihrer  im 
Vertrag  festgesetzten  Zahlungsverbindlichkeit  binnen  dreimal  vier- 
undzwanzig Stunden,  nach  dem  Fälligkeitstermin,  nicht  nachge- 
kommen ist; 
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b)  wenn  das  Mitglied  nachweist,  dass  es  ohne  Gefahrdung  seines 
Lebens  oder  seiner  Gesundheit  überhaupt  nicht  mehr  im  Stande  ist, 
seine  Dienste  oder  Leistungen  fortzusetzen. 

Das  Mitglied  darf  der  Bühnenleitung  einzelne  ihm  angesonnene 
Leistungen,  die  entweder  ausserhalb  der  Kunstgaitung  liegen,  wofür  es  sich 
engagirt  hat,  oder  die  nachweislich  seine  Gesundheit  oder  sein  Leben  ge- 
fährden, versagen.  Daneben  darf  es  sich  jedoch  seinen  übrigen  vertrags- 
mässigen  Leistungen  nicht  entziehen. 

§  7.  Bei  Unglücksfällen,  welche  das  Mitglied  in  Ausübung  seines 
Dienstes  durch  eine  Verschuldung  der  Bühnenleitung  oder  der  von  ihr  An- 
gestellten treffen,  gleichviel  wie  lange  die  dadurch  verursachte  Dienst- 
unfähigkeit andauert,  behält  dasselbe  seine  Ansprüche  auf  das  ganze  aus 
dem  Vertrage  ihm  zustehende  Einkommen  für  die  Dauer  der  Dienstunfähigkeit 
bis  zum  Ablauf  der  Vertragszeit  und  unbeschadet  seiner  sonstigen  Pensions-, 
sowie  seiner  Entschädigungsansprüche,  soweit  letztere  nicht  durch  eine  von 
der  Bühnenleitung  bewirkte  Unfallversicherung  gedeckt  sind. 

§  8.  Ueberall,  wo  von  einem  der  Kontrahenten  zur  Begründung 
seiner  oder  zur  Widerlegung  der  gegnerischen  Ansprüche,  auf  ärztliches 
Zeugniss  und  Begutachtung  Bezug  zu  nehmen  ist,  soll  zuerst  der  Theater- 
arzt darum  angegangen  werden.  Für  den  Fall  der  Bestreitung  dieses 
Zeugnisses  steht  der  Gegenpartei,  bezüglich  dem  Schiedsgerichte  frei,  das 
Gutachten  einer  medizinischen  Oberbehörde  oder  eines  als  Autorität  aner- 
kannten Spezialarztes  unter  Vorlage  des  theaterärztlichen  Attestes  ein- 
zuholen. 

§  9.  Ein  jeder  Vertrag  hat  auf  eine  bestimmte  Zeitdauer  zu  lauten. 
Jeder  Vorbehalt  eines  einseitigen  Prolongations rechtes  seitens  der  Bühnen- 
leitung ist  ausgeschlossen.  Die  Kündigungsfristen  innerhalb  der  Vertrags- 
dauer unterliegen  dem  Uebereinkommen  der  Vertragschliessenden.  Auf  die 
sogenannten  laufenden  Verträge  mit  beiderseitigem  Kündigungsrecht  findet 
diese  Bestimmung  keine  Anwendung. 

In  allen  Fällen,  wo  ein  Probemonat  vereinbart  ist,  steht  der  Bühnen- 
leitung das  Recht  zu,  den  Vertrag  an  jedem  Tage  innerhalb  des  ersten 
Engagementsmonats  derart  zu  kündigen,  dass  der  Kontrakt  nach  14  Tagen, 
vom  Tage  der  erfolgten  Kündigung  an  gerechnet,  gelöst  ist  und  zwar  unter 
folgenden  näheren  Bestimmungen: 

a)  Die  Kündigung  von  Seiten  der  Bühnenleitung  kann  nicht  er- 
folgen, bevor  nicht  das  Mitglied  einmal  aufgetreten  ist,  und 
zwar  bei  Solo-Mitgliedern  innerhalb  des  Rahmens,  der  durch  das  ein- 
gereichte Rollenverzeichniss  gegeben  ist,  sofern  das  letztere  den  Be- 
dingungen des  §  3  II  entspricht. 

Ist  ein  Auftreten  innerhalb  der  ersten  14  Tage  des  ersten 
Engagementsmonats  durch  Krankheit  des  Mitgliedes  unmöglich  gewesen, 
so  kann  die  Lösung  seitens  der  Bühnenleitung  ohne  jedes  Auftreten 
erfolgen,    und    hat  in    diesem  Falle    die  Bühnenleitung    dem  Mitgliede 
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nur   die    Gage    für    14  Tage    (selbstverständlich    ohne    Spielgeld)    als 

Entschädigung  zu  zahlen, 
b)   Gänzliches     künstlerisches    Unvermögen,     worüber    der 

Bühnenleitung  ausschliesslich   die  Entscheidung   zusteht, 

berechtigt    dieselbe,    schon    nach    dem    ersten    Auftreten, 

im  äussersten  Falle  schon  nach  der  Probe,  den  Vertrag  in 

allen  seinen  Theilen  ohne  weitere  Entschädigung,  als  die  Zahlung  von 

V4  Monatsgage,  zu  lösen. 

§  10.  Wenn  ein  weibliches  Mitglied  während  der  Dauer  des  Ver- 
trages sich  verheirathen  will,  so  hat  es  seinen  Vorsatz  der  Bühnenleitung 
spätestens  14  Tage  vor  Abschliessung  der  Ehe  schriftlich  anzuzeigen.  Die 
Bühnenleitung  hat  in  solchem  Falle  das  Recht,  den  Vertrag  zu  kündigen  und 
vom  Tage  der  Hochzeit  an  zu  lösen,  und  bleibt  nur  bis  zu  diesem  Tage 
zur  Zahlung  von  Gage  und  Spielgeld  verpflichtet. 

Wenn  die  Bühnenleitung  binnen  einer  Woche,  vom  Tage  der  An- 
zeige an  gerechnet,  den  Vertrag  nicht  schrittlich  kündigt,  bleibt  derselbe 
in  Kraft. 

Sollte  sich  das  Mitglied  verheirathen  ohne  vorherige  Anzeige  bei  der 
Bühnenleitung,  so  steht  letzterer,  sobald  sie  es  erfahr t,  das  Recht  augenblick- 
licher Kündigung  oder  Entlassung  des  Mitgliedes  zu,  auch  erlöschen  damit 
alle  Ansprüche  desselben  aus  dem  Vertrage,  vorbehaltlich  der  bereits  ver- 
dienten Gage,  sowie  des  bereits  verdienten  Spielgeldes.  Auch  in  diesem 
Falle  muss  die  Bühnenleitung  ihr  Recht  spätestens  binnen  einer  Woche  nach 
erlangter  Kunde  von  der  Verheirathung  ausüben  und  dies  dem  Mitgliede 
schriftlich  anzeigen,  widrigenfalls  die  Bühnenleitung  dessen  verlustig  geht. 

Durch  Eingehung  der  Ehe  wird  das  Mitglied  nicht  berechtigt,  das 
Engagement  vertragswidrig  und  eigenmächtig  zu  lösen,  sonst  verfällt  es  in 
die  im  Theil  1  festgesetzte  Konventionalstrafe.  Doch  hebt  die  Zahlung  der 
Konventionalstrafe  die  Verpflichtungen  der  Kontrahentin  gegen  die  Bühnen- 
leitung nicht  auf. 

§  1 1.  In  folgenden  Fällen  ist  die  Bühnenleitung  berechtigt,  den  Vertrag 
sofort  zu  lösen  und  das  Mitglied  zu  entlassen,  ohne  dass  dasselbe  weitere 
Ansprüche  daraus  erheben  dürfte,  als  auf  Zahlung  der  Gage  und  des  wirklich 
verdienten  Spielgeldes  bis  zum  Tage  der  Entlassung: 

a)  Wenn  das  Mitglied  in  wiederholten  Fällen  die  ihm  übertragenen  Rollen 
(Partieen)  nicht  in  den  nach  §  3  der  allgemeinen  Engagements- 
Bedingnisse  angeordneten  Fristen  genügend  memorirt  und  dadurch 
erhebliche  Störungen  des  Spielplans  oder  der  Vorstellungen  verursacht; 

b)  wenn  das  Mitglied  trotz  ergangener  Warnung  der  Bühnenleitung  in 
Widersetzlichkeit  gegen  Anordnungen  der  Bühnenleitung  oder  der  von 
ihr  zum  Erlass  der  Anordnung  Beauftragten  beharrt,  insbesondere  die 
Uebernahme  resp.  Ausführung  einer  ihm  vertragsmässig  obliegenden 
Verpflichtung,  beziehentlich  einer  ihm  zugetheilten  Rolle  oder  Partie, 
trotz  wiederholter  Aufforderung,  beharrlich  verweigert; 
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c)  wenn  das  Mitglied  Vorschriften  der  Disziplinar-  und  Hausordnung 
absichtlich  übertritt  und  trotz  der  dasselbe  dafür  treffenden  Strafen 
in  Widersetzlichkeit  fortfährt; 

d)  wenn  das  Mitglied  ohne  Urlaub  verreist; 

e)  wenn  das  Mitglied  ohne  Nachweis  unabwendlicher  Verhinderung  eine 
rechtzeitig  bekannt  gemachte  Vorstellung  verabsäumt,  in  welcher  ihm 
die  Darstellung  einer  Rolle  oder  Partie  oblag. 

In  allen  Fällen  (a — e)  steht  der  Bühnenleilung  frei,  statt  von  ihrem 
Rechte  augenblicklicher  Entlassung  Gebrauch  zu  machen,  eine  Geldstrafe 
bis  zum  Betrage  eines  monatlichen  Bühneneinkommens  des  Mitgliedes  zu 
verhängen  und  demselben  in  Abzug  zu  bringen. 

In  folgenden  Fällen  ist  die  Bühnenleitung  gleichfalls  berechtigt,  den 
Vertrag  sofort  zu  lösen  und  das  Mitglied  zu  entlassen,  ohne  dass  dasselbe 
weitere  Ansprüche  daraus  erheben  dürfte,  als  auf  Zahlung  der  Gage  und 
des  wirklich  verdienten  Spielgeldes  bis  zum  Tage  der  Entlassung: 

f)  wenn  das  Mitglied  durch  Handlungen  gegen  die  Gesetze  des  Staates, 
die  Pflichten  der  Sittlichkeit  oder  des  Anstandes  offenkundig  Anstoss 
erregt  und  dadurch  die  Achtung  vor  dem  Künstlerstande  beein- 
trächtigt; 

g)  wenn  das  Mitglied  schon  bei  Abschluss  des  Vertrages  wissentlich 
mit  einer  chronischen  Krankheit  oder  mit  einem  Leiden  behaftet  war, 
wodurch  seine  künstlerische  Leistungsfähigkeit  voraussichtlich  auf 
unbestimmbare  Zeit  hinaus  wesentlich  beeinträchtigt  wird,  oder 
welche  erhebliche  Unzuträglichkeiten  (Epilepsie,  ansteckende  Krankheit, 
Widerwillen  erregende  Uebel  etc.)  in  Bezug  auf  das  andere  Theater 
personal  mit  sich  führt,  und  das  Mitglied  beim  Abschluss  des  Ver- 
trages diesen  Zustand  verhcimlipht  hat.  Letzteres  bezieht  sich  auch 
auf  weibliche  Mitglieder,  die  beim  Abschlüsse  oder  während  der  Ver- 
tragsdauer den  Zustand  der  Schwangerschaft  wissentlich  ver- 
schwiegen haben. 

In  diesen  beiden  Fällen  (f  und  g)  darf  die  Entlassung  nicht  in  eine 
Geldstrafe  umgewandelt  werden. 

§  12.  Wird  das  Mitglied  durch  Abnahme  seines  Gedächtnisses,  Ge- 
hörs oder  Gesichts,  durch  Verlust  der  Stimme,  Lähmung  oder  Entstellung 
dienstunfähig,  so  hat  die  Bühnenleitung  das  Recht,  den  Vertrag  zu  kündigen 
und  nach  zwei  Monaten  zu  lösen.  Ist  diese  Dienstunfähigkeit  erweislich 
durch  eine  Verschuldung  der  Bühnenleitiang,  bezüglich  der  von  letzterer 
Angestellten  verursacht,  so  finden  die  Bestimmungen  in  §  7  der  allgemeinen 
Engagements- Bedingnisse  Anwendung. 

§  13.  Im  Falle  der  motivirten  Kontraktbruchs  -  Anmeldung  ist  die 
Bühnenleitung  berechtigt,  vom  Tage  der  Anmeldung  an  weder  Gage  noch 
garantirtes  Spielgeld  an  das  Mitglied  zu  zahlen,  jedoch  verpflichtet,  bis  zum 
Austrage  des  Prozesses  die  jedesmal  fällig  werdenden  Beträge  bei  der 
gesetzlichen  Hinterlegungsstelle  zu  deponiren. 


Bühnenengagementsformular.  475 

§  14.  Wird  das  Theater  durch  Brand  oder  sonstige  Elementar- 
Ereignisse  zerstört  oder  wird  bei  Krieg,  politischen  Unruhen,  Epidemieen 
oder  anderen  die  öffentliche  Wohlfahrt  in  ähnlicher  Weise  schädigenden  Er- 
eignissen das  Theater  von  der  Staatsbehörde  auf  unbestimmte  Zeit  geschlossen, 
so  ist  die  Bühnenleitung  zur  sofortigen  Lösung  des  Vertrages  berechtigt. 

Wird  das  Theater  von  der  Staatsbehörde  wegen  Landestrauer  oder 
wegen  nothwendiger  und  amtlich  angeordneter  Baureparaturen  auf  nicht 
länger  als  drei  Tage  geschlossen,  so  bleibt  der  Vertrag  bestehen,  und  die 
Bühnenleitung  ist  zur  Zahlung  der  Gage  verpflichtet. 

Wird  jedoch  das  Theater  auf  mehr  als  drei  und  bis  acht  Tage  ge- 
schlossen, so  bleibt  der  Vertrag  bestehen,  die  Bühnen -Verwaltung  ist  aber 
nur  verpflichtet,  vom  ersten  Tage  der  Schliessung  an  ein  Drittel  der  Gage 
zu  zahlen. 

Bei  behördlich  erfolgter  Anordnung  einer  längeren  Schliessung  des 
Theaters  steht  der  Bühnenleitung  an  jedem  Tage  eine  achttägige  Kündigung 
des  Vertrages  frei,  doch  müssen  Gage  und  Spielgeld  bis  zum  Tage  der 
Schliessung  voll  bezahlt  werden. 

Bei  Krieg,  politischen  Unruhen,  Epidemieen  und  anderen  die  öffentliche 
Wohlfahrt  in  ähnlicher  Weise  schädigenden  Ereignissen  hat  die  Bühnenleitung, 
ohne  dass  behördlicherseits  eine  Schliessung  des  Theaters  verfügt  wird,  das 
Recht,  den  Vertrag  nach  vorausgegangener  achttägiger  Kündigung  aufzulösen, 
während  welcher  acht  Tage  gleichfalls  nur  (siehe  al.  3)  ein  Drittel  der  Gage 
zu  zahlen  ist. 

In  allen  Fällen  der  Kündigung  wegen  Schliessung  des  Theaters  kann 
die  Kündigung,  soweit  das  Künstlerpersonal  in  Frage  kommt,  nur  gegen 
die  Gesammtheit  einer  Kunstgattung  desselben  erfolgen. 

§  15.  Bezieht  das  Solo-Mitglied  in  der  Zeit,  in  welcher  das  Theater 
alljährlich  geschlossen  ist,  von  der  Bühnenleitung  vertragsmässig  kein  Ein- 
kommen, so  kann  es  während  dieser  Zeit  an  der  freien  Verwerthung  seiner 
Berufsthätigkeit  an  auswärtigen  Bühnen  nicht  gehindert  werden. 

§  16.  Die  Bühnenleitung  sowohl,  wie  das  Mitglied  unterwerfen  sich 
in  allen  in  Bezug  auf  den  zwischen  ihnen  abgeschlossenes^  Vertrag  oder  aus 
demselben  entstehenden  Streitfragen  unbedingt  dem  Ausspruche  des  in  den 
Satzungen  des  Deutschen  Bühnen-Vereins  bezeichneten  Schiedsgerichts  unter 
Verzicht  auf  jede  Berufung. 

Das  Schiedsgericht  muss  in  allen  aus  dem  Vertrage  entstehenden 
Streitfragen  zuerst  von  den  Kontrahenten  durch  Vermittelung  des  Präsidiums 
des  Bühnen-Vereins  angerufen  werden.  Erst  wenn  das  Schiedsgericht  die 
Entscheidung  des  Falles  ablehnt,  steht  es  den  Kontrahenten  frei,  den  ordent- 
lichen Rechtsweg  zu  betreten. 

Die  Kompetenz  des  Vereins  -  Schiedsgerichts  beschränkt  sich  lediglich 
auf  die  eigentliche  Rechtsprechung  in  allen  bezüglich  des  Kontraktes  oder 
aus  demselben  entstehenden  Streitfragen,  wobei  es  Bedingung  ist,  dass  der 
eine  Theil  der  Streitenden  Mitglied  des  Bühnen-Vereins  ist.      Handelt  es  sich 
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um  Administrativ-  und  Sicherungsmassregeln,  also  z.  B.  Konkursprovokationen, 
Nachsuchung  eines  Moratoriums,  schleunige  Arreste  zur  Sicherung  der  Zahlung 
von  Gagen  oder  von  Konventionalstrafen  und  dergl.,  so  muss  der  landes- 
herrliche Richter  angegangen  werden.  In  allen  Fällen,  in  denen  das  ordent- 
liche Gericht  angegangen  werden  muss,  unterwerfen  sich  die  Kontrahenten 
dem  am  Vertragsorte  zuständigen  Gerichte. 

§  17.  Bei  einer  absichtlichen  Verletzung  des  Vertrages  seitens  der 
ßühnenleitung  kann  das  Schiedsgericht  derselben  eine  Geldstrafe  nach  Mass- 
gabe der  Verhältnisse  auferlegen  und  deren  Betrag  ganz  oder  theilweise  dem 
Mitgliede  oder  der  Vereinskasse  zuerkennen. 

§  18.  Jedes  Mitglied,  welches  der  Genossenschaft  Deutscher  Bühnen- 
Angehöriger  angehört,  ist  verpflichtet,  sich  die  statutenmässigen  Beiträge 
monatlich  von  Gage  bezüglich  Spielgeld  abziehen  zu  lassen.^ 

§  19.  Jedes  Mitglied  ist  verpflichtet,  sich  die  von  der  Bühnenleilung 
verhängten  Ordnungsstrafen  von  seiner  Gage  abzielten  zu  lassen.  Hält  es 
diese  Strafbeträge  für  zu  hoch  oder  nicht  für  gerecht  erkannt,  so  steht  ihm 
deswegen  Klage  beim  Schiedsgericht  offen. 

§  20.  Bis  zum  Erlass  einer  für  den  Deutschen  Bühnen  -  Verein  all- 
gemein giltigen  Disziplinar-  und  Hausordnung  bleiben  die  bis  jetzt  an  den 
einzelnen  Theatern  bestehenden  diesbezüglichen  Vorschriften  in  Kraft,  insoweit 
sie  nichts  enthalten,  was  diesem  Vertrage  zuwiderläuft. 

§  21.  Bei  Benefiz- Vorstellungen  sind  die  in  Abzug  zu  bringenden 
Tageskosten  stets  ziffernmässig  anzugeben. 

Vorstehender  Vertrag,  einschliesslich  der  allgemeinen  Bestimmungen, 
ist  von  beiden  Theilen  gelesen,  genehmigt  und  eigenhändig  unterschrieben 
worden  und  besitzt  jeder  der  Kontrahenten  ein  vollkommen  gleichlautendes 
Exemplar. 

Berlin,  am  .  .  ten 189  .  .  am  .  .  ten 189  .  , 

(wirklicher  Name  des  Mitgliedes.) 

(Theatername  des  Mitgliedes.) 

(Unterschrift  des  Vaters,  Vormundes  etc.) 

General- Intendantur  der  Königlichen  Schauspiele. 


D.  Bühnenengagementsformular. 

(Nichtvereinsbtthne.) 

Vertrag,  welcher  zwischen  Herrn  Direktor  .  .  .  einerseits  und  .  .  .- 
andererseits,  verabredet  und  geschlossen  wurde. 

§  1.  Herr  Direktor  .  .  .  engagirt  bei  seinem  Unternehmen,  wo  auch- 
er  Vorstellungen  zu  geben  für  gut  findet,  Herrn  ...  als  .  .  .  und  zwar  zunächst 
für  das  .  .  .  -Theater  in  . . .  auf  die  Zeit  vom  .  .  ten  .  .  .  18  . .  bis  .  .  fen  .  . .  18  . . 
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jedoch  steht  Herrn  Direktor  ...  im  ersten  Monat  der  Saison  das  Recht  zu, 
diesen  Vertrag  in  allen  seinen  Theilen  durch  eine  vierzehntägige  Kündigung 
wieder  aufzulösen. 

§  2.  Herr  .  .  .  verpflichtet  sich  zur  Uebernahme  aller  Rollen  und 
Partien  in  den  Abend-  wie  in  den  Nachmittags-Vorstellungen. 

§  3.  Herr  Direktor  .  .  .  zahlt  an  .  .  .  für  pünktliche  Erfüllung  der 
aus  diesem  Vertrage  hervorgehenden  Verpflichtungen  eine  monatliche  Gage 
von  .  .  .  Mark,  in  halbmonatlichen  Raten  am  1.  und  16.  jeden  Monats  post- 
numerando zahlbar;  die  Auszahlung  des  Spielgeldes  erfolgt  nach  Schluss  des 
Monats  nach  Massgabe  der  wirklich  gespielten  Rollen,  während  die  an  der 
garantirten  Gesammtzah!  etwa  noch  fehlende  Summe  am  Schlüsse  des 
Engagements  ausgeglichen  wird. 

§  4.  Herr  Direktor  .  .  .  stellt  den  männlichen  Mitgliedern  das  er- 
forderliche Kostüm  nach  ihrer  Anordnung  aus  der  vorhandenen  Theater- 
Garderobe,  mit  Ausnahme  der  modernen  französischen  Garderobe,  aller  Trikots 
und  der  Kopf-,  Fuss-  und  Handbekleidung.  Die  weiblichen  Mitglieder  haben 
sich  Alles  selbst  auf  eigene  Kosten  zu  stellen. 

§  5.  In  allen  Streitigkeiten  zwischen  den  Kontrahenten,  welche  die 
Entscheidung  eines  Gerichtes  erforderlich  machen,  unterwerfen  sich  Kontra- 
henten der  Kompetenz  des  .Amtsgerichts  .  .  . 

§  6.  Brand  des  Theaters,  Krieg,  ansteckende  Krankheiten,  Landes- 
trauer, Theilnahmslosigkeit  des  Publikums,  Direktionswechsel,  politische  Um- 
wälzung, bauliche  Veränderungen  oder  sonstige  Ereignisse  berechtigen  die 
Direktion,  diesen  Kontrakt  in  allen  seinen  Theilen  aufzulösen. 

§  7.  Sollte  Herr  .  .  .  diesen  Kontrakt  brechen,  nicht  rechtzeitig  an- 
treten oder  früher,  als  derselbe  beendet  ist,  das  Engagement  verlassen,  so 
verfällt .  . .  selbe  in  eine  sofort  zu  zahlende  Konventionalstrafe  von .  .  .  Mark, 
jedoch  hebt  die  Zahlung  der  Konventionalstrafe  die  Rechtsbeständigkeit  dieses 
Kontraktes  nicht  auf,  und  behält  sich  die  Direktion  ihre  diesfäfligen  Rechts- 
ansprüche auf  Erfüllung  des  Kontraktes  oder  Schadenersatz  nach  ihrem  Er- 
messen vor,  und  begiebt  sich  Herr  .  .  .  des  Einwandes,  dass  die  stipulirte 
Konventionalstrafe  das  Doppelte  des  wirklichen  Interesses  übersteige. 

§  8.  Herr  .  .  .  muss  spätestens  am  .  .  ten  ...  18  .  .  in  .  .  .  ein- 
treffen und  verpflichtet  sich,  die  von  der  Direktion  für  nöthig  erachteten  Vor- 
proben unentgeltlich  mitzumachen. 

§  9.  Es  erhält  Herr  .  .  .  pro  Abend  ein  Spielgeld  von  .  .  .  Mark, 
welches  demselben  .  .  .  Mal  in  der  Saison  garantirt  wird ,  jedoch  fällt  diese 
Garantie  so  oft  weg,  als  .  .  .  selbe  durch  ein  von  ih  .  ,  ausgehendes  Hinderniss 
am  Auftreten  verhindert  ist. 

§  10.  Bei  Krankheit  des  Herrn  .  .  .  steht  es  Herrn  Direktor  .  .  .  frei, 
nach  2  Tagen  die  Gage  des  Herrn  ...  zu  süspendiren,  während  die  Garantie 
des  Spielgeldes  sofort  in  Wegfall  kommt. 

§  11.  Für  gesetzlich  geschlossene  Theatertage  zahlt  Herr  Direktor  .  .  . 
an  Herrn  .  .  .  nur  die  Hälfte  der  Gage  und  des  stipulirten  Spielgeldes. 
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§  12.  Als  integrirender  Theil  dieses  Vertrages  gilt  das  demselben 
beigefügte,  vom  Herrn  Direktor  ....  nach  eigenem  Ermessen  abzuändernde 
Theatergesetz,  insoweit  dasselbe  keine  Bestimmung  enthält,  welche  den 
Satzungen  des  Kontraktes  widerspricht. 

§  13.  In  folgenden  Fällen  ist  die  Direktion  berechtigt,  diesen  Vertrag 
sofort  zu  lösen  und  das  betreffende  Mitglied  zu  entlassen,  ohne  dass  dasselbe 
weitere  Ansprüche  daraus  erheben  dürfte,  als  auf  Zahlung  der  Gage  und  des 
wirklich  verdienten  Spielgeldes  bis  zum  Tage  der  Entlassung: 

a)  Wenn  dasselbe  in  wiederholten  Fällen  die  ihm  übertragenen  Rollen 
oder  Partien  nicht  genügend  memorirt  und  dadurch  erhebliche  Störungen 
des  Repertoirs  oder  der  Vorstellungen  verursacht. 

b)  Wenn  dasselbe  trotz  ergangener  Warnung  der  Direktion  in  vertrags- 
widriger Widersetzlichkeit  gegen  Anordnungen  derselben  oder  der  von 
ihr  zum  Erlass  der  Anordnungen  Beauftragten  beharrt,  insbesondere 
die  Uebernahme  resp.  Ausführung  einer  ihm  zugetheilten  Rolle  oder 
Partie  trotz  wiederholter  Aufforderung  beharrlich  verweigert. 

c)  Wenn  dasselbe  Vorschriften  der  Disziplinar-  und  Hausordnung  ab- 
sichtlich übertritt  und  trotz  der  dafür  verhängten  Strafen  in  Wider- 
setzlichkeit gegen  diese  Vorschriften  fortfährt. 

d)  Wenn  dasselbe  einen  bewilligten  Urlaub  überschreitet  oder  bei  Ablauf 
des  Urlaubs  in  .  .  .  nicht  eingetroffen  ist. 

e)  Wenn  dasselbe  ohne  Nachweis  unabwendlicher  Verhinderung  eine 
rechtzeitig  bekannt  gemachte  Vorstellung  verabsäumt,  in  welcher  ihm 
die  Darstellung  einer  Rolle  oder  Partie  oblag. 

f)  Wenn  dasselbe  ausser  während  der  Zeit  seines  hierzu  vertragsmässig 
festgesetzten  oder  zu  Gastspielzwecken  besonders  bewilligten  Urlaubs 
ohne  Erlaubniss  der  Direktion  sich  auf  einer  anderen  Bühne  oder  auf 
sonstige  Weise  vor  der  Oeffentlichkeit  während  der  Dauer  dieses 
Vertrages  oder  auch  vor  Antritt  desselben  künstlerisch  produzirt. 
Jede  öffentliche  Produktion  ist  an  dem  Orte  (.  .  .  oder  anderswo), 
wo  sich  die  Direktion  befindet,  ohne  alle  Ausnahme  schlechterdings 
verboten. 

g)  Wenn  dasselbe  durch  Handlungen  gegen  die  Gesetze  des  Staates,  der 
Sittlichkeit  oder  des  Anstandes  off^enkundig  Anstoss  erregt  und  dadurch 
die  Achtung  vor  dem  Künstlerstande  beeinträchtigt. 

h)  Wenn  dasselbe  schon  bei  Abschluss  des  Vertrages  wissentlich  mit 
einer  chronischen  Krankheit  oder  einem  Leiden  behaftet  war,  welche 
oder  welches  seine  Leistungsfähigkeit  voraussichtlich  auf  unbestimmte 
Zeit  hinaus  beeinträchtigt  oder  Unzuträglichkeiten  in  Bezug  auf  das 
andere  Theaterpersonal  (Epilepsie,  ansteckende  Krankheit,  Widerwillen 
erregende  Uebel  etc.)  mit  sich  führt  und  bei  Abschluss  des  Vertrages 
diesen  Zustand  verheimlicht  hat. 

i)  Wenn  dasselbe  durch  häufig  wiederkehrende  Krankheitsfälle  oder  durch 
ein  längeres  Kranksein  das  Repertoir  stört  und  die  Dienstunfahigkeit 
desselben  länger  als  8  Tage  angedauert  hat. 
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In  den  Fällen  a  —  f  steht  der  Direktion  frei,  statt  von  dem  Recht 
augenblicklicher  Entlassung  Gebrauch  zu  machen,  eine  Geldstrafe  bis  zum 
Betrage  eines  halbmonatlichen  Einkommens  zu  erkennen  und  in  Abzug  zu 
bringen,  in  den  Fällen  g  —  i  darf  die  Entlassung  nicht  in  Geldstrafe  umge- 
wandelt werden. 

§  14.  Wenn  eine  als  Mitglied  engagirte  Dame  während  der  Dauer 
dieses  Vertrages  sich  verheirathen  will,  so  hat  sie  ihren  Vorsatz  der  Direktion 
spätestens  vierzehn  Tage  vor  Abschliessung  der  Ehe  schriftlich  anzuzeigen. 
Die  Direktion  hat  in  einem  solchen  Falle  das  Recht,  den  Vertrag  zu  kündigen 
und  vom  Tage  der  Hochzeit  an  zu  lösen  und  bleibt  nur  bis  zum  Hochzeits- 
tage zur  Zahlung  von  Gage  und  Spielgeld  verpflichtet.  Wenn  die  Direktion 
binnen  einer  Woche,  vom  Tage  der  Anzeige  an  gerechnet,  den  Vertrag  nicht 
schriftlich  kündigt  und  der  Dame  diese  Kündigung  behändigt,  bleibt  der 
Vertrag  in  Kraft.  Sollte  sich  die  Betreffende,  ohne  vorherige  Anzeige  bei 
der  Direktion,  verheirathen,  so  steht  letzterer,  sobald  sie  es  erfährt,  das 
Recht  augenblicklicher  Kündigung  und  Entlassung  zu,  und  es  erlöschen  damit 
alle  Ansprüche  ersterer  aus  diesem  Vertrage,  vorbehaltlich  derer  für  bereits 
verdiente  Gage  und  Spielgelder.  Auch  in  diesem  Falle  muss  die  Direktion 
ihr  Recht  binnen  einer  Woche  nach  erlangter  Kunde  von  der  Verheirathung 
ausüben  und  dies  der  Dame  schriftlich  anzeigen,  sonst  geht  die  Direktion 
dessen  verlustig.  —  Durch  Eingehen  der  Ehe  wird  eine  engagirte  Dame  nicht 
berechtigt,  ihr  Engagement  vertragswidrig  und  eigenmächtig  zu  lösen  und 
verfällt,  wenn  sie  es  demungeachtet  aus  eigenem  Antrieb  oder  auf  Geheiss 
ihres  Ehemannes  thäte,  in  die  in  §  7  bestimmte  Konventionalstrafe.  Die 
Zahlung  der  Konventionalstrafe  hebt  die  Verpflichtung  gegen  die  Direktion 
nicht  auf. 

§  15.  Jedes  Mitglied,  welches  durch  Unpässlichkeit  oder  Krankheit 
vom  Beruf  abgehalten  wird,  hat  sofort  Anzeige  resp.  Zeugniss  des  Theater- 
Arztes  der  Direktion  einzusenden,  es  mag  an  diesem  Tage  beschäftigt  sein 
oder  nicht,  und  darf  in  solchem  Falle  nicht  öffentlich  erscheinen. 

Ueberall,  wo  von  einem  der  Kontrahenten  zur  Begründung  seiner 
oder  zur  Widerlegung  der  gegnerischen  Ansprüche  auf  ärztliches  Zeugniss 
und  Begutachtung  Bezug  zu  nehmen  ist,  soU  zuerst  der  Theaterarzt  darum 
angegangen  werden.  —  Für  den  Fall  der  Bestreitung  dieses  Zeugnisses 
steht  der  Gegenpartei  bezüglich  der  Direktion  frei,  das  Gutachten  einer 
medizinischen  Oberbehörde  oder  eines  als  Autorität  anerkannten  Spezial- 
Arztes einzuholen. 

§  16.  Die  Direktion  verpflichtet  sich  auf  diesen  von  ihr  unterzeichneten 
Vertrag  nur  in  dem  Falle,  wenn  derselbe  von  Herrn  .  .  .  bis  zum  .  .  ten  .  .  .  18  . . 
mit  eigenhändiger  Unterschritt,  im  Fall  der  Minderjährigkeit  des  Herrn  ,  .  . 
jedoch  nur  für  den  ersten  Kontrakt,  zugleich  mit  genehmigender  Unterschrift 
des  Vaters,  Vormundes  etc.,  bei  Abschluss  mit  einer  verheiratheten  Dame  mit 
genehmigender  Unterschrift  des  Ehemannes  an  sie  zurückgesendet  wird. 

§  17.     Das  Gegen-Exemplar  dieses  Kontraktes  muss  von  der  Direktion 
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V 

eigenhändig   unterschrieben,    bis   spätestens    incl.    den  ....  zurückgelangt 
sein,  widrigenfalls  die  Unterschrift  des  .  .  .  keine  Gültigkeit  mehr  hat. 

§  18.  Bezugnahme  auf  mündliche  Verabredungen,  welche  etwas  von 
den  Bestimmungen  dieses  Vertrages  Abweichendes  festsetzen,  ist  ausgeschlossen. 
Etwaige  Abänderungen  dieses  Vertrages  haben  nur  Kraft,  wenn  sie  schriftlich 
abgefasst  und  von  beiden  Theilen  vollzogen  sind. 

§  19.  Herr  ,  .  .  bekennt  diesen  Vertrag  durch  die  Vermittelung  des 
Agenten  ...  in  B.  abgeschlossen  zu  haben  und  verpflichtet  sich  für  diese 
Vermittelung  .  .  .  Prozent  Provision,  zahlbar  in  .  .  .  monatlichen  Raten,  von 
seinem  Einkommen  auf  die  ganze  Dauer  des  Engagements  gemäss  dem 
von  ihm  dem  Herrn  .  .  .  unterschriebenen  Reverse,  den  er  hiermit  anerkennt, 
zu  bezahlen  und  von  seiner  Gage  von  Herrn  ...  in  Abzug  bringen  zu 
lassen. 

§  20.  Herr  Direktor  .  .  .  behält  sich  das  Recht  vor,  diesen  Vertrag 
von  8  zu  8  Tagen  zu  verlängern  und  zwar  unter  denselben  Bedingungen 
bis  .  .  ten  .  .  .  18  .  . 

Vorstehender  Vertrag,  welchen  die  Direktion  eventuell  auf  ihren  Rechts- 
nachfolger zu  übertragen  berechtigt  ist,  wurde  nebst  Theatergesetzen  in 
duplo  ausgefertigt,  selbst  gelesen,  genehmigt  und  eigenhändig  vollzogen. 

.  .  .,  den  .  .  ten  .  .  .   18  .  . 

(Unterschrift.) 


E.   Spanische  Theaterordnung 
vom  3.  September  1880. 

Ausf&hrungsyerordnuiig  zam  Urhebergesetz  yom 
10.  Januar  1879. 

2.  Titel,     Theater. 
Kapitel  I.     Dramatische  und  musikalische  Werke. 

61.  Oeffentlich  aufgeführte  dramatische  und  musikalische  Werke 
smd  allen  Vorschriften  des  Urhebergesetzes  und  den  besondern  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  unterworfen. 

62.  Ohne  vorgängige  Erlaubniss  des  Eigenthümers  darf  kein  Manus- 
kript oder  Druckwerk  öffentlich  aufgeführt,  dargestellt  oder  vorgelesen  werden, 
auch  wenn  es  schon  auf  einem  Theater  oder  in  einem  andern  Lokal  gespielt 
worden  ist. 

63.  Die  Gouverneure  und,  wo  nicht  ihr  Sitz,  die  Alkalden,  haben 
die  angekündigte  Aufführung  oder  Vorlesung  eines  jeden  literarischen  oder 
musikalischen  Werkes    sofort    zu    untersagen,    wenn    der    Eigenthümer    oder 
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dessen  Vertreter  sie  anruft,  weil  das  Unternehmen  nicht  ihre  Erlaubniss 
besitze,  und  selbst  ohne  Antrag,  wenn  notorisch  keine  Erlaubniss  er- 
theilt  ist. 

64.  Plan,  Sujet  und  Titel  eines  dramatischen  oder  musikalischen 
Werks  sind  Eigenthum  des  Verfassers  oder  Erwerbers  des  Werks. 

Die  vollständige  oder  theilweise  Entlehnung  von  Titel,  Sujet  oder 
Wortlaut  eines  gedruckten  oder  ungedruckten  literarischen  oder  musikalischen 
Werks  für  ein  andres  dramatisches  Werk  wird  daher  als  unerlaubter  Ein- 
griff in  das  Urheberrecht  bestraft. 

65.  In  Parodieen  darf  ohne  Erlaubniss  des  Autors  ein  wörtliches 
Fragment  oder  eine  Melodie  des  parodirten  Werkes  weder  ganz  noch  theil- 
weise aufgenommen  werden. 

66.  Jeder  Autor  hat  auch  nach  der  Veräusserung  das  Recht,  seine 
Werke  zu  korrigiren  und  umzuarbeiten.  Die  einfache  Korrektur  ändert  die 
Bedingungen  des  geschlossenen  Veräusserungsvertrages  nicht;  eine  wesentlich 
modifizirende  Umarbeitung  giebt  dagegen  dem  Autor  das  Recht  auf  ein 
Drittel  der  aus  der  Aufführung  seines  derart  umgestalteten  Werkes  her- 
rührenden Einnahme. 

Hiervon  abgesehen  bildet  die  Umarbeitung  eines  nicht  gemeinfrei 
gewordenen  Werkes  einen  unerlaubten  Eingriff.  Der  Bearbeiter  eines  gemein- 
freien Werkes  oder  sein  Vertreter  sollen  die  sie  betreffenden  Autorantheile 
vereinnahmen. 

67.  Niemand  darf  ohne  Erlaubniss  des  Eigenthümers  oder  dessen 
Rechtsnachfolgers  ein  dramatisches  Werk,  selbst  unter  Wechsel  von  Titel, 
Personennamen  und  Ort  der  Handlung,  für  die  Adaptation  zu  einem 
musikalischen  Werk  umgestalten.  Ist  eine  Umgestaltung  dieser  Art  im  Aus- 
land gemacht,  so  soll  der  Autor  des  Originalwerks,  unbeschadet  der  Be- 
stimmungen der  internationalen  Verträge,  die  Autorantheile  der  spanischen 
Vorstellungen  erhalten,  selbst  wenn  das  Werk  in  andrer  als  in  der  Sprache 
des  Originals  gespielt  worden  ist. 

68.  Ebenso  ist  für  die  Entlehnung  des  Sujets  eines  Romans  oder 
■eines  andern  Uterarischen  Werkes  behufs  Adaptation  zu  einem  dramatischen 
Werk  Einwilligung  des  Autors  oder  Eigenthümers  nothwendig. 

69.  Der  Autor  behält  nach  Zession  eines  dramatischen  Werkes  das 
Recht  über  die  Genauigkeit  seiner  Wiedergabe  oder  Aufführung  zu  wachen 
—  ohne  Nachtheil  für  Ausübung  desselben  Rechts  durch  den  Eigenthümer. 

70.  An  einem  öffentlichen  Ort,  gleichgültig  ob  die  Zuhörer  Eintritts- 
geld entrichten  müssen  oder  nicht,  darf  ein  literarisches  oder  musikalisches 
Werk  weder  ganz  noch  theilweise  in  andrer  als  der  vom  Autor  oder  Eigen- 
thümer veröffentlichten  Form  aufgeführt  werden. 

71.  Reine  Instrumental-  und  Tanzmusik  geniesst,  wenn  die  Aufführung 
in^Theatern  oder  öffentlichen  ^  Orten  vor  sich  geht,  wo  in  irgend  einer  Form 
Eintrittsgeld  erhoben  wird,  alle  Vortheile  des  Gesetzes  und  der  Verordnung 
über  das  Urheberrecht,  gemäss  §  19  des  zitirten  Gesetzes. 
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72.  Mitautoren  eines  dramatischen  oder  musikalischen  Werkes,  die 
vor  Beendigung  des  Werkes  die  Mitarbeit  aufgeben  oder  sich  nach  seiner 
Vollendung  der  Veröffentlichung  oder  Aufführung  widersetzen,  dürfen,  vor- 
behaltlich entgegengesetzter  Abmachung,  nur  über  den  von  ihnen  bearbeiteten 
Theil  verfügen. 

Kapitel  a.    Annahme  und  Aufführung  dramatischer  und  musikalischer 

Werke. 

73.  Das  Unternehmen,  das  ein  neues  auf  einem  spanischen  Theater 
noch  nicht  aufgeführtes  dramatisches  oder  musikalisches  Werk  zur  Lesung 
annimmt,  hat  dem  Einreichenden  einen  Empfangsschein  über  das  Werk 
zu  geben. 

74.  Ist  ein  neues  dramatisches  oder  musikalisches  Werk  der  Direktion 
eines  Theaters  oder  eines  zu  öffentlichen  Vorstellungen  bestimmten  Lokals 
eingereicht,  so  muss  die  Direktion  den  Autor,  Eigenthümer  oder  deren  Ver- 
treter innerhalb  zwanzig  Tagen  über  Annahme,  oder  Ablehnung  des  Werkes 
benachrichtigen. 

Falls  die  Zulassung  des  eingereichten  Werks  den  Interessen  der 
Direktion  nicht  entspricht,  hat  sie  es  ohne  weitere  Erklärungen  innerhalb  des 
im  ersten  Absatz  bestimmten  Zeitraums  gegen  Rücknahme  des  korrespondirenden 
Empfangss::heins  zurückzugeben. 

75.  Autoren,  Eigenthümer  oder  ihre  Vertreter  haben  stets  das  Recht, 
Rückgabe  ihrer  liierarischen  oder  musikalischen  Werke  vor  ihrer  definitiven 
Annahme  durch  das  Unternehmen  zu  verlangen. 

76.  Nach  Annahme  eines  neuen  Werkes  durch  das  Unternehmen 
haben  letzteres  und  der  Eigenthümer  durch  gemeinsame  schriftliche  Erklärung 
den  Zeitpunkt  der  Aufführung  oder  Darstellung  festzustellen,  entweder  auf 
einen  bestimmten  Termin  oder  nach  der  tour  de  rigueur;  doch  darf  diese  nur, 
solange  das  annehmende  Unternehmen  die  Leitung  des  gleichen  Theaters 
behält,  beansprucht  werden. 

Annahme  eines  neuen  Werkes  unter  der  Bedingung  von  Abänderungen 
durch  den  Autor  gilt  erst  mit  Annahme  dieser  Abänderungen  durch  das 
Unternehmen  als  definitiv. 

77.  Die  tour  de  rigueur  gilt  nur  für  die  neuen  dieser ^  Bedingung 
unterworfenen  Werke.  Repertoirestücke,  welche  die  Unternehmungen  beliebig 
darstellen  dürfen,  ändern  sie  nicht. 

78.  Die  Unternehmungen  haben  zum  Nachweis  des  Annahmedatums 
jedes  neuen  Werkes  und  der  mit  Autoren  bezw.  Eigenthümern  vereinbarten 
Bedingungen  ein  Register  zu  führen. 

79.  Der  Unternehmer,  der  ein  neues  Werk  annimmt,  muss  auf  seine 
Kosten  die  zum  Studium  und  für  die  Aufführung  nöthigen  Abschriften  her- 
stellen und  das  Original  dem  Autor  vor  Beginn  der  Proben  wiedergeben. 
Der  Autor  oder  Eigenthümer  wird  seinerseits  zum  Schutz  des  Unternehmens 
eine  vollständige  und  foliirte  Abschrift  durchsehen  und  mit  seinem  Namenszug 
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versehen.  Dies  Exemplar  besitzt  vor  Gericht  Beweiskraft.  Ausser  in  diesem 
Falle  darf  Niemand  Vervielfältigungen  oder  Abschriften  eines  dramatischen 
oder  musikalischen  Werkes  herstellen,  noch  ohne  Erlaubniss  des  Eigenthümers 
verkaufen  oder  verleihen,  auch  wenn  die  Werke  weder  gedruckt  noch  öffentlich 
aufgeführt  sind,  entsprechend  den  Bestimmungen  in  Art.  2,  7,  21  des  Ur- 
hebergesetzes. 

80.  Der  Komponist  oder  Eigenthümer  eines  neuen  musikalischen 
Werks  hat  dem  Theaterunternehmen  eine  vollständig  orcbestrirte  Partitur  zu 
beschafifen,  die  er,  vorbehaltlich  entgegenstehender  Uebereinkunft,  am  Ende 
der  Theaterperiode  zurückerhält. 

81.  Der  Autor  oder  Eigenthümer  des  neuen  angenommenen  Werkes 
verpflichtet  sich  das  Werk  auf  dem  annehmenden  Theater  aufführen  zu 
lassen,  falls  nicht  die  Theaterperiode  vor  der  Inszenirung  endet  oder  das 
Unternehmen  den  vereinbarten  Bedingungen  nicht  nachkommt.  In  beiden 
Fällen  darf  der  Autor  ohne  Nachtheil  für  seine  Ersatzforderung  und  ohne 
dass  das  Unternehmen  Einspruch  erheben  darf,  sein  Werk  zurückziehen. 

82.  Ist  ein  neues  Werk  von  einem  Theater  angenommen,  so  kann 
der  Autor  oder  Eigenthümer,  vorbehaltlich  entgegengesetzter  Uebereinkunft, 
es  auf  keinem  anderen  Theater  desselben  Bezirks  während  der  Theater- 
periode, oder  so  lange  die  mit  dem  ersten  Unternehmen  geschlossenen  Ver- 
pflichtungen bestehen,  aufführen  lassen. 

83.  Ordnung,  Tag  und  Stunden  der  Proben  bestimmt  das  Theater- 
untemehmen. 

84.  Der  Autor  hat  stets  das  Recht,  in  Uebereinstimmung  mit  dem 
szenischen  Direktor,  die  Rollen  seines  Werkes  zu  vertheilen  und  die 
Proben  zu  leiten.  Ebenso  hat  er  das  Recht,  so  oft  man  seine  Werke  dar- 
stellt, hinter  den  Koulissen  zu  bleiben. 

85.  In  den  gedruckten  oder  handschriftlichen  Vorstellungsankündigungen 
und  Programmen  sind  die  Werke  genau  mit  richtigem  Titel,  ohne  Zusätze 
oder  Weglassungen,  und  mit  den  Namen  der  Autoren  oder  Uebersetzer  an- 
zugeben, vorbehaltlich  des  den  Autoren  durch  Art.  86  gegenwärtiger  Verordnung 
eingeräumten  Rechts.  Die  Ausserachtlassung  dieser  Vorschriften  wird  mit 
Busse  bestraft,  die  durch  die  Gouverneure  und,  wo  die  Gouverneure  nicht 
residiren,  durch  die  Alkalden  ausgesprochen  wird.  Dieselben  Vorschriften 
sind  auch  für  die  gemeinfrei  gewordenen  Werke  zu  beobachten;  sie  dürfen 
deshalb  nie  nur  unter  den  Gattungsbezeichnungen  Tragödie,  Drama,  Komödie, 
komische  Oper,  Zwischenspiel,  Schlussstück  oder  andern  Benennungen 
angekündigt  werden. 

86.  Die  Redaktion  der  Ankündigung  steht,  soweit  sie  ein  neues  Stück 
betrifft,  dem  Autor  oder  den  Autoren  zu,  die  vor  der  ersten  Aufführung  die 
Veröffentlichung  ihres  Namens  verbieten  oder  verlangen  können. 

87.  Die  Unternehmungen  dürfen  ohne  Erlaubniss  der  Autoren  im  Text 
der  Werke  keine  Aenderungen,  Zusätze  oder  Kürzungen  vornehmen. 

88.  Das   Unternehmen   ist   nicht    verpflichtet,    falls    keine    entgegen- 
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gesetzte  Abmachung,  andere  Kostüme  und  Dekorationen,  als  das  Theater 
besitzt,  zu  benutzen,  vorausgesetzt,  dass  das  eine  oder  andere  dem  unter- 
schiedlichen und  historischen  Charakter  des  Werkes  nicht  widerspricht, 

89.  Die  Unternehmungen  sind  verpflichtet,  von  einem  neuen  Werk 
wenigstens  drei  Aufführungen  nach  einander  zu  veranstalten,  wenn  es  nicht 
vom    Publikum    bei   der   ersten  Aufführung  vollständig  abgelehnt  worden  ist. 

90.  Die  Unternehmungen  haben  den  Eigenthümern  dramatischer  oder 
dramatisch  -  musikalischer  Werke  oder  ihren  Vertretern  eine  Entschädigung 
zu  zahlen,  wenn  sie  die  Inszenirung  des  neuen  angenommenen  Werkes  über- 
haupt oder  zur  vereinbarten  Zeit  unterlassen,  vorbehaltlich  den  Fall,  wo  für  die 
Aufführung  des  der  tour  de  rigueur  unterworfenen  Werkes  während  der 
Theaterperiode  nicht  hinreichend  Zeit  war.  Die  Entschädigung  beträgt  für 
Werke  in  einem  Akt  250  Peseta,  für  solche  in  zwei  Akten  500  Peseta  und 
für  solche  in  drei  oder  mehr  Akten   750  Peseta. 

91.  Die  Eigen thümer,  die  unter  Verstoss  gegen  die  vereinbarten  Be- 
dingungen ein  neues  Stück  nach  der  Annahme  in  die  laufende  Theaterperiode 
zurückziehen,  sind  einer  gleichen  Entschädigung  zu  Gunsten  der  Unternehmung 
unterworfen  und  haben  den  Betrag  der  Kosten,  welche  das  Unternehmen 
speziell  für  die  Inszenirung  des  Werkes  erweislich  aufgewendet  hat,  zu 
zahlen. 

Die  Theaterunternehmungen  und  die  Eigenthümer  dramatischer  oder 
musikalischer  Werke  sind  ausserdem  gegenseitig  jeder  aus  Nichterfüllung  der 
betreffenden  Verpflichtungen  erwachsenden  Verantwortung  unterworfen. 

92.  Der  Eigenthümer  eines  dramatischen  oder  musikalischen  Werkes 
oder  sein  Vertreter  darf  ein  Werk  von  dem  Theater,  auf  dem  es  aufgeführt 
wurde,  zurückziehen,  wenn  das  Unternehmen  auch  nur  einen  Tag  mit 
Zahlung  der  entsprechenden  Autorantheile  aufhört.  Gehört  das  Werk  zwei 
oder  mehreren  Eigenthümern,  so  kann  jeder  von  ihnen,  in  Unterordnung 
unter  die  Bestimmungen  des  Art.  49  des  Urheber  -  Gesetzes ,  diese  Ent- 
scheidung treffen. 

93.  Der  Autor  eines  schon  öffentlich  aufgeführten  literarischen  Werkes, 
der  die  Aufführung,  weil  sie  sein  moralisches  Bewusstsein  oder  seine  poli- 
tische Meinung  verletzt,  vollständig  und  absolut  untersagt,  hat  vorgängig 
den  Eigenthümer  des  Werkes,  dem  er  es  zedirt  hat,  und  die  etwaigen  Mit- 
autoren oder  Miteigenthümer  zu  entschädigen. 

Handelt  es  sich  um  ein  musikalisches  Werk,  so  darf  der  Komponist 
die  Musik  für  ein  anderes  Werk  verwenden. 

94.  Streitigkeiten,  die  sich  unter  Miteigenthümern  feines  dramatischen 
oder  musikalischen  Werkes  bezüglich  der  Bedingungen  für  dessen^Annahme, 
Aufführung  oder  öffentliche  Darstellung  erheben,  werden,  wenn  mehr  als 
zwei  Miteigenthümer,  durch  Stimmenmehr  entschieden;  sind  nur  zwei,  so 
soll  durch  sie  ein  aus  vier  Schriftstellern  oder  Komponisten  zusammengesetztes 
Schiedsgericht  ernannt  werden,  unter  Vorsitz  eines  fünften  vom  Gouverneur 
bezeichneten    Schiedsrichters;    dies    Schiedsgericht    soll    den    Streit    friedlich 
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schlichten.  Fügt  sich  ein  Miteigenthümer  nicht  der  Meinung  der  Mehrheit 
im  ersten,  der  Entscheidung  des  Schiedsgerichts  im  zweiten  Falle,  so  gelangt 
die  Frage  vor  die  staatlichen  Gerichte. 

95.  Zufälle,  die  ein  Unternehmen  mit  Zustimmung  der  Obrigkeit  zur 
Suspension  seiner  Verpflichtungen  berechtigen,  sind:  1)  Pest.  2)  Erdbeben. 
3)  Nationaltrauer.  4)  Störungen  der  öffentlichen  Ordnung,  die  die  Auf- 
führungen gewaltsam  verhindern.  5)  Obrigkeitliches  Verbot  eines  Werkes, 
aus  Rücksichten  der  öffentlichen  Ordnung  oder  auf  Grund  gerichtlicher 
Entscheidung. 

Brand  oder  Einsturz  des  Gebäudes  gelten  bezüglich  Aufhebung  der 
Verpflichtungen  als  Fälle  höherer  Gewalt. 

Kapitel  3.     Autorantheile    aus    Aufführungen    dramatischer   und  musika- 
lischer Werke. 

96.  Die  Autorantheile  aus  Aufführung  dramatischer  und  musikalischer 
Werke  gelten  in  den  Händen  der  Theater-  und  Schaustellungsunternehmer 
als  ein  zur  täglichen  Verfügung  der  Eigenthümer  oder  ihrer  Vertreter 
stehendes  Depot. 

Haben  letztere  bei  Ertheilung  der  Aufführungsbewilligung  die  Antheile 
nicht  fixirt,  so  gilt  folgender  Tarif: 

Dramatische  Originalwerke  in  einem  Akt  3  %. 
„  „  „■  zwei  Akten  7  %. 

„  n  n  «^rei  oder  mehr  Akten  10%. 

Für  die  drei  ersten  Aufführungen  das  Doppelte  dieser  Antheile. 
Adaptationen  älterer  Theaterstücke,  Bearbeitungen,  Nachbildungen  und 
Uebersetzungen  berechtigen  nur  auf  die  Hälfte  dieser  Antheile. 

97.  Die  Autorantheile  aus  dramatisch-musikalischen  Werken  sind  denen 
dramatischer  Originalwerke  gleich :  die  eine  Hälfte  für  das  Libretto,  die  andere 
für  die  Musik,  jedoch  ohne  Unterschied  zwischen  Originalwerken  und  Ueber- 
setzungen. 

98.  Grössere  literarische  Arbeiten  in  Prosa  oder  Versen,  deren  Vortrag 
auf  den  Ankündigungen  als  wesentlicher  Theil  der  Vorstellung  angegeben 
ist,  berechtigen,  wenn  es  sich  dabei  nicht  um  Jubiläumsfeierlichkeiten  oder 
Benefizvorstellungen  handelt,  zu  den  gleichen  Antheilen  wie  einaktige  dra- 
matische Originalwerke. 

99.  Opern,  Oratorien  und  ähnliche  poetische  und  musikalische  Werke 
berechtigen  als  Originalproduktionen  spanischer  oder  fremder  in  Spanien 
ansässiger  Autoren  zur  Erhebung  derselben  Autorantheile  wie  dramatische 
Original  werke,  auch  wenn  das  Libretto  nur  Uebersetzung  oder  Bearbeitung; 
die  Autorantheile  vertheilen  sich  folgendermassen:  zwei  Drittel  iür  den 
Autor  oder  Eigenthümer  der  Musik  und  ein  Drittel  für  den  Eigenthümer  des 
Libretto. 

100.     Rein  instrumental-musikalische  nicht  gemeinfreie  Werke  berechtigen 
zu  folgenden  Antheilen:  für  Aufführung  einer  grossen  Symphonie  oder  Phan- 
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tasie  in  drei  oder  mehr  Sätzen  3%;  für  eine  Originalouvertüre  1%;  für  ein 
Originalballetdivertissement,  spanischen  oder  fremden  Genres  1%.  Andere 
Kategorieen  Instrumentalmusik  oder  Gesang,  die  in  Konzerten,  Zirkussen  oder 
auf  öffentlichen  Bällen  aufgeführt  werden,  ebenso  Praeludien,  Begleitungen  von 
Melodramen  und  Kouplets,  sind  für  die  Entrichtung  der  Autorantheile,  mangels 
Entgeltsabrede,  nach  ihrer  künstlerischen  Bedeutung  und  Ausdehnung,  analog 
dem  voraufgehenden  Tarif,  abzuschätzen. 

101.  Die  Aufführung  musikalischer  Werke  bei  religiösen  Zeremonieen, 
militärischen  Festen,  Serenaden  und  bürgerlichen  Feierlichkeiten,  denen  das 
Publikum  unentgeltlich  beiwohnen  darf,  unterliegt  nicht  der  Verpflichtung  zur 
Entrichtung  von  Autorantheilen  und  vorgängiger  Erlaubniss  des  Eigenthümers, 
sofern  die  gedachten  Werke  in  der  von  diesem  veröffentlichten  Weise  auf- 
geführt werden. 

102.  Der  den  Eigenthümem  dramatischer  oder  musikalischer  Werke 
gebührende  Prozentsatz  ist  von  der  Bruttoeinnahme  jeder  Aufführung  zu  er- 
heben, inbegriffen  Abonnement  und  den  Betrag  der  Platzmielhe  der  durch 
Theaterkasse  oder  Verkehrsbureaux  ver äusserten  Billets,  ohne  Rücksicht  auf 
besondere  Arrangements  oder  Vereinbarungen,  welche  die  Unternehmungen 
behufs  Billetverkaufs  zu  billigeren  als  den  gewöhnlich  angekündigten  Preisen 
treffen  sollten. 

Eine  Ausnahme  gilt  nur  für  die  den  Abonnenten  seitens  der  Unter- 
nehmungen eingeräumten  Preisermässigung. 

103.  Die  Eigenthümer  dramatischer  oder  musikalischer  Werke  dürfen 
mit  den  zustimmenden  Theatern  statt  eines  Prozentsatzes  eine  Pauschalsumme 
für  die  Autorantheile  jeder  Aufführung  vereinbaren. 

104.  Ausser  der  Bestimmung  des  Art.  49  des  Gesetzes  und  als 
natürliche  Konsequenz  dieses  Art.  haben  die  Gouverneure  und  die  Alkalden 
in  den  Ortschaften,  wo  Gouverneure  nicht  residiren,  auf  Bitte  des  Interessenten, 
die  Beschlagnahme  des  Einnahmebetrages  für  die  Bezahlung  der  rückständigen, 
vom  Unternehmen  auf  die  Autorantheile  geschuldeten  Summen  anzuordnen, 
nach  Entschädigung  der  Eigenthümer,  deren  Werke  jeden  Abend  aufgeführt  wurden. 

1Ö6.  Der  Autor  eines  dramatischen  oder  musikalischen  Werkes  hat 
für  jede  Aufführung  seines  Werkes  auf  unentgeltliche  Ueberlassung  zweier 
Fauteuils  im  ersten  Rang  Anspruch;  er  darf  aber  keine  grössere  Zahl  Plätze 
verlangen,  selbst  wenn  das  Werk  in  Mitarbeiterschaft  von  zwei  oder  drei 
Autoren  geschrieben  ist.  Am  Tag  der  Erstaufführung  seines  Werks  hat  der 
Autor  ausserdem  auf  eine  erste  Loge  mit  sechs  Plätzen  oder  auf  sechs  Fauteuils 
im  ersten  Rang  Anspruch. 

106.  Alle  Unternehmungen  haben  ein  nummerirtes  und  auf  jedem 
Blatt  mit  dem  Siegel  des  Zivilgouverneurs  oder  da,  wo  der  Gouverneur  nicht 
residirt,  des  Alkalden  gezeichnetes  Buch  zu  führen.  Nach  diesem,  »Ein- 
nahmebuch* genannten  Buch  ist  der  Betrag  der  Abonnements  und  der  jeden 
Aufführungsabend  gemachten  Einnahme  zu  konstatiren.  Der  Eigenthümer 
oder  sein  Vertreter    darf  das  Einnahmebuch  nach  Belieben  prüfen,  sobald   in 
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den    einen  Prozentsatz    der    Einnahme    entrichtenden    Theatern    eins    seiner 
Werke  aufgeführt  wird. 

107.  Jede  in  dem  von  den  Unternehmungen  zu  führenden  Einnahme- 
buch erkannte  Ungenauigkeit,  durch  die  dem  Eigenthümer  dramatischer  oder 
musikalischer  Werke  bezüglich  des  Empfangs  der  Autorantheile  aus  Auf- 
führungen der  bezeichneten  Werke  eine  Benachtheiligung  erwächst,  gilt  als 
schwerer  Eingriff  in  das  Urheberrecht. 

108.  Das  Unternehmen  hat  dem  Eigenthümer  eines  theatralischen 
Werkes  oder  seinem  Vertreter  jeden  Abend  eine  vom  Rechnungsführer  des 
Theaters  gezeichnete,  die  gesammte  Bruttoeinnahme,  einschliesslich  der 
Abonnements  verzeichnende  Note  zuzustellen.  Von  dieser  Verpflichtung  sind 
die  ein  festes  Aufführungshonorar  entrichtenden  Theater  befreit. 

109.  Die  Eigenthümer  dramatischer  oder  musikalischer  Werke  oder 
ihre  Vertreter  dürfen  auch  täglich  vermittelst  von  Kuponheften  die  durch 
Theaterkasse  oder  Verkehrsbureaux  verkauften  Billets  kontrolUren.  Von 
dieser  Verpflichtung  sind  die  eine  feste  Summe  für  die  Aufführung  ent- 
richtenden Theater  befreit. 

Wenn  die  Autoren  oder  Eigenthümer  es  für  nothwendig  halten,  dürfen  sie 
zum  Schutz  ihrer  Interessen  die  Billets  mit  einem  besonderen  Zeichen  versehen. 

1 10.  Besteht  der  Autorantheil  aus  den  AufRihrungen  in  einem  Prozent- 
satz der  Eintrittsgelder,  so  dürfen  die  Theaterunternehmungen  die  von  ihnen 
als  überflüssig  erachteten  Billets  unter  Benachrichtigung  der  Eigenthümer  der 
Werke  verschenken. 

In  solchem  Fall  ist  der  Nominalwerth  dieser  Billets  in  die  Rechnung 
für  Zahlung  der  Autorantheile  nicht  einzubeziehen. 

111.  Die  Antheile  der  Mitautoren  sind  gleich,  wie  gross  auch  die 
Betheiligung  eines  jeden  am  Plan,  an  der  Entwicklung  oder  Redaktion  des  Werks 
ist,  vorbehaltlich  entgegengesetzter  Vereinbarungen. 

Das  Gleiche  gUt  für  musikalische  Mitautoren. 

112.  Die  Urheber  oder  Eigenthümer  des  Libretto  und  der  Musik 
eines  neuen  dramatisch  -  musikalischen  Werkes  müssen  vorgängig  und  vor 
Annahme  des  Werkes  durch  ein  Theater  festsetzen,  ob  der  Komponist  die  den 
Melodieen  entsprechenden  Worte  unbeschränkt  drucken  oder  lithographiren 
darf,  oder  die  Bedingungen,  von  denen  der  Eigenthümer  des  Libretto  seine 
Genehmigung  abhängig  macht,  bestimmen. 

Mangels  Vereinbarung  darf  der  Komponist  die  Komposition  getrennt  oder 
in  Begleitung  der  mit  dem  Gesang  korrespondirenden  Worte  drucken  oder  zediren. 

113.  Die  Dekorationsmaler  und  sonstigen  Verfertiger  des  szenischen 
Materials  haben  keinen  Anspruch,  als  Mitautoren  der  öffentlich  aufgeführten 
dramatischen  oder  musikalischen  Werke  zu  gelten. 

114.  Ausser  den  durch  das  Urhebergesetz  vorgesehenen  Be- 
stimmungen sind  die  Cafes  und  Cafes -chantants  den  besonderen,  diese 
Art  Etablissements  regelnden  Verordnungen  unterworfen. 

115.  Diese    Etablissements    haben    ebenfalls    die    Autorantheile,    die 
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der  Eigenthümer  des  dramatischen  oder  musikalischen  Werkes   oder  dessen 
Vertreter  für  seine  vorgängig  zu  erbittende  Genehmigung  verlangt,  zu  entrichten. 

1 16.  Sie  sind  vom  Autorantheil  aus  Aufführungen  nicht  befreit,  selbst 
wenn  der  Eintrittspreis  im  Preis  für  die  Zehrung  inbegriffen  ist. 

117.  Lyceen,  Kasinos  und  alle  Arten  Liebhabergesellschaflen,  mit 
Jahresbeitrag  oder  Bezahlung  einer  zu  bestimmten  Perioden  oder  einmal 
fälligen  Umlage,  sind  den  voraufgehenden  Bestimmungen  unterworfen. 

Finden  die  von  diesen  Gesellschaften  organisirten  Feste  in  öffentlichen 
Theatern  statt,  so  haben  sie  die  für  diese  Theater  bestimmten  Autorantheile 
zu  entrichten  und  sich  allen  für  diese  geltenden  Bestimmungen  zu  unterwerfen. 

118.  Die  Herausgeber  oder  Verwalter  dramatischer  und  musikalischer 
Werke  oder  ihre  Vertreter  sind  bezüglich  theatralischer  Unternehmungen  und 
örtlicher  Behörden  wahre  Bevollmächtigte  der  Eigenthümer  der  genannten 
Werke;  zur  Feststellung  ihrer  Eigenschaft  genügt  die  Benennung  des  von 
ihnen  vertretenen  Eigenthümers  oder  Verwalters  durch  sie. 

Diese  Herausgeber  oder  Verwalter  haben  als  Vertreter  der  Eigenthümer 
den  Unternehmungen  die  Aufführungserlaubniss  zu  geben  oder  zu  verweigern. 
Sie  haben  den  Tarif  der  Autorantheile  für  Aufführungen  dieser  Werke  für 
jedes  Theater  bekannt  zu  geben.  Sie  dürfen  von  der  zuständigen  Behörde 
die  Suspension  oder  Garantie  gemäss  Art.  49  des  Gesetzes  verlangen. 

Ferner  haben  sie  das  Recht,  darüber  zu  wachen,  dass  der  Titel  der 
Werke  und  die  Namen  der  Autoren  in  den  Ankündigungen  genau  angegeben 
werden,  die  Zahl  der  Besucher  jeder  Art  und  die  Rechnungsbücher  zu  prüfen; 
die  den  Eigenthümern  dramatischer  oder  lyrischer  Werke  zustehenden  Autor- 
antheile zu  erheben,  nicht  nur  von  öffentlichen  Theatern,  sondern  auch  von 
Cafes-chantants,  Lyceen,  Kasinos  und  von  allen  mittelst  Beiträgen  konstituirten 
Liebhabergesellschaften. 

Sie  geniessen  in  Theatern  oder  öffentlichen  Lokalen  die  gleichen 
Vorzüge,  Vortheile  und  Rechte  wie  die  Autoren  und  Eigenthümer,  da,  wo 
letztere  nicht  wohnen;  sie  haben  aber,  auch  wenn  am  gleichen  Abend 
zwei  oder  mehr  Stücke  des  von  ihnen  verwalteten  Repertoires  gegeben 
werden,  in  jedem  Theater  nur  auf  unentgeltliche  Ueberlassung  eines  einzigen 
Fauteuils  im  ersten  Range  Anspruch. 

Endlich  haben  sie  die  genaue  Erfüllung  des  Urhebergesetzes  und  der 
Theaterordnungen  zu  verlangen. 

1 19.  Die  Zivilgouvemeure  und  in  den  Ortschaften,  wo  sie  nicht  residiren, 
die  Alkalden,  haben  alle  über  Anwendung  gegenwärtiger  Verordnung  zwischen 
öffentlichen  Unternehmungen  und  Autoren,  Schauspielern  und  anderen  mit 
diesen  Unternehmungen  in  Verbindung  stehenden  Personen  sich  erhebenden 
Streitigkeiten  zu  entscheiden.  Die  Vollziehung  ihrer  Entscheidungen  geschieht 
unbeschadet  der  Beschreitung  des  ordentlichen  Rechtswegs. 
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F.   Wiener  Burgtheaterregulativ. 

Bekanntmaehang. 

Se.  k.  und  k.  Apost.  Majestät  haben  mit  allerhöchster  Entschliessung 
vom  28.  Juli  d.  Js.  in  Betreff  der  Honorirung  dramatischer  Werke,  welche 
dem  k.  k.  Hotburgtheater  zur  Aufführung  überlassen  wurden,  in  theilweiser 
Abänderung  der  mit  allerhöchster  Genehmigung  erlassenen  Bekanntmachung 
der  k.  k.  Hoftheater-Direktion  vom  28.  Februar  1844  folgende  Bestimmungen 
zu  genehmigen  geruht. 

§  1.  Jeder  Verfasser  eines  dramatischen  Originalwerkes,  welches 
von  ihm  dem  k.  k.  Hofburgtheater  zur  Aufführung  überlassen  wurde,  hat, 
wenn  das  Werk  zur  Aufführung  gelangt  und  insoterne  nicht  eine  andere 
Vereinbarung  getroffen  wurde,  den  Anspruch  auf  einen  Antheil  (Tantieme) 
von  der  bei  den  Aufführungen  seines  Werkes  auf  dem  k.  k.  Hofburgtheater 
sich  ergebendenden  Brutto-Einnahme,  zu  welcher  auch  der  aus  dem  jährlichen 
Abonnement  auf  den  Theater  -  Abend  entfallende  Quotient  gerechnet  wird. 
Dieser  Antheil  beträgt: 

a)  Wenn  das  Stück  den  ganzen  Theaterabend  ausfüllt,   10  Percent; 

b)  wenn  nebst  demselben  noch  ein  einaktiges  Stück  aufgeführt  wird, 
6  Percent; 

c)  wenn  nebst  demselben  noch  ein  mehraktiges  Stück  oder  zwei  Stücke 
aufgeführt  werden,  3  Percent  der  vorbezeichneten  Brutto-Einnahme 
des  Theaterabends. 

§  2.  Der  Verfasser  hat  den  Anspruch  auf  die  Tantieme  von  allen 
während  seines  Lebens  stattfindenden  Aufführungen  seines  Werkes.  Nach 
seinem  Ableben  steht  dieser  Anspruch  seinen  Erben  noch  durch  15  Jahre 
von  seinem  Todestage  gerechnet  zu. 

§  3.  Die  Auszahlung  der  Tantieme  erfolgt  unter  Mittheilung  eines 
von  der  Cassa  des  k.  k.  Hofburgtheaters  amtlich  beglaubigten  Einnahme- 
Ausweises  vierteljährlich,  und  zwar  am  1.  Januar,  1.  April,  1.  Juli  und 
1.  Oktober  gegen  Quittung  und  Lebenszeugniss  des  Verfassers  oder  seiner 
gehörig  legitimirten  Erben. 

Die  Tantieme  kann  weder  cedirt  noch  mit  Schuldvormerkungen  be- 
lastet werden. 

Tantiemen,  welche  durch  drei  Jahre  nicht  erhoben  worden  sind,  ver- 
fallen zu  einer  Hälfte  zu  Gunsten  des  bei  dem  k.  k.  Hofburgtheater  für  ver- 
armte Schauspieler  bestehenden  Unterstützungsfonds  und  zur  anderen  Hälfte 
zu  Gunsten  der  Wiener  Schiller-Stiftung. 

§  4.  Ungeachtet  des  dem  Verfasser  eines  zur  Aufführung  im  k.  k.  Hof- 
burgtheater angenommenen  Werkes  zustehenden  Tantiemenanspruchs  hat 
doch  die  Direktion  des  k.  k.  Hofburgtheaters  allein  das  Recht,  den  Zeitpunkt 
sowohl  der  ersten  Aufführung,  wie  auch  die  Wiederholungen  zu  bestimmen. 
Jedoch  steht  dem  Verfasser    eines    zur  Aufführung    angenommenen    Werkes, 
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wenn  binnen  Jahresfrist  —  nachdem  die  Annahme  ihm  erklärt  worden  ist, 
—  die  erste  Aufführung  nicht  erfolgt  wäre,  das  Recht  zu,  sein  Werk  zurück- 
zuziehen und  über  dasselbe  anderweitig  frei  zu  verfügen. 

§  5.  Sobald  ein  dem  k.  k.  Hofburgtheater  übereichtes  dramatisches 
Werk  von  der  Direktion  desselben  angenommen  wurde,  hat  das  k.  k.  Hof- 
burgtheater hierdurch  das  ausschliessliche  Recht  zur  Aufführung  desselben 
für  Wien  und  dessen  Polizeirayon  erworben,  und  der  Verfasser,  dessen 
Rechtsnachfolger  und  Erben  sind  nicht  berechtigt,  die  Aufführung  einem 
anderen  Theater  in  Wien  und  dessen  Polizeirayon  zu  gestatten,  vielmehr 
verpflichtet,  das  k.  k.  Hofburgtheater  in  der  gesetzlichen  Verfolgung  jenes 
Theaters,  welches  ein  solches  Stück  zur  Aufführung  brächte,  zu  unterstützen. 

Desgleichen  ist  der  Autor  (und  dessen  Rechtsnachfolger)  bei  sonstigem 
Verluste  des  Rechtes  auf  den  Bezug  der  Tantiemen  verpflichtet,  im  Falle  der 
Veröffentlichung  seines  Werkes  durch  den  Druck  jene  Vorsichten  zu  ^be- 
obachten, welche  zum  Schutze  des  dem  k.  k.  Hofburgtheater  zustehenden 
ausschliesslichen  Aufführungsrechtes  gesetzlich  vorgeschrieben  sind.  Das 
ausschliessliche  Recht  des  k.  k.  Hofburgtheaters  zur  Auffuhrung  eines  solchen 
Stückes  erlischt  jedoch,  ausser  dem  im  §  4  erwähnten  Falle  der  Zurück- 
ziehung auch  dann,  wenn  ein  bereits  aufgeführtes  Stück  durch  zwei  auf 
einander  folgende  Jahre  nicht  zur  Wiederholung  gelangen  sollte. 

In  einem  solchen  Falle  hat  der  Autor  (oder  dessen  Rechtsnachfolger)  das 
Recht,  der  Direktion  des  k.  k.  Hofburgtheaters  das  ausschliessliche  Aufführungs- 
recht mit  einer  Frist  von  zwei  Monaten  (in  welche  jedoch  die  Theaterferien  nicht 
einzurechnen  sind)  zu  kündigen,  und  wenn  auch  innerhalb  dieser  Frist  das 
Stück  nicht  wiederholt  worden  wäre,  steht  es  ihm  frei,  die  Aufführung  des 
Stückes  auch  anderen  Theatern  in  Wien  und  dessen  Polizeirayon  zu 
gestatten. 

Aber  auch  in  diesem  Falle  erlischt  auf  Seiten  des  k.  k.  Hofburg- 
theaters nur  die  Ausschliesslichkeit  des  Aufführungsrechtes,  —  das  Auf- 
führungsrecht selbst  bleibt  dem  k.  k,  Hofburgtheater  erhalten,  wie  auch  der 
Anspruch  des  Autors  oder  seiner  Rechtsnachfolger  auf  die  Tantieme  hier- 
durch nicht  verändert  wird. 

Rücksichtlich  jener  Stücke,  welche  vor  Erlassung  dieser  Anordnung 
bereits  durch  zwei  Jahre  nicht  wiederholt  worden  sind  —  kommt  dem  k.  k. 
Hofburgtheater  noch  eine  sechsmonatliche  Frist  vom  Tage  ihrer  Erlassung 
zu  Statten. 

§  6.  Jeder  Autor,  welcher  dem  k.  k.  Hofburgtheater  ein  Stück  zur 
Aufführung  ohne  den  Vorbehalt  einer  rücksichtlich  des  Honorars  zu  treffenden 
besonderen  Uebereinkunft  überreicht,  unterwirft  sich  hierdurch  allen  Be- 
stimmungen der  gegenwärtigen  Anordnung. 

Hat  der  Autor  einen  solchen  Vorbehalt  gemacht  und  ist  in  Folge 
dessen  mit  ihm  eine  besondere  Uebereinkunft  geschlossen  worden,  so  ist  der 
Inhalt  der  letzteren  für  seine  Rechte  und  Verbindlichkeiten  massgebend.  — 
Wenn    zufolge    der    Uebereinkunft    an    Stelle    der    Tantieme    ein    einmaliges 
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Honorar  für  das  Stück  bezahlt  wurde,  ist  hierdurch  das  ausschliessliche 
Auftührungsrecht  für  das  k.  k.  Hofburgtheater  erworben  und  der  Autor  ist, 
ohne  Rücksicht,  ob  es  ein  erstes  mal  aufgeführt,  oder  ob  es  innerhalb  der 
im  §  5  erwähnten  zweijährigen  Frist  wiederholt  wurde  oder  nicht,  nicht 
berechtigt,  die  Aufführung  einem  anderen  Theater  in  Wien  und  dessen 
Polizeirayon  zu  gestatten. 

Die  gleiche  Bestimmung  gilt  für  Uebersetzungen  und  Bearbeitungen, 
welche,  soferne  nichts  Anderes  bedungen  wurde,  keinen  Anspruch  auf  eine 
Tantieme,  sondern  nur  das  Reoht  auf  ein  einmaliges  Honorar  gewähren. 

Uebersetzungen  aber  französischer  dramatischer  Werke,  soferne  sie 
unter  die  Bestimmungen  des  Staatsvertrages  vom  11.  Dezember  1866, 
R.-G.-Bl.  vom  Jahre  1866  Nr.  169,  fallen,  gewähren  nach  Massgabe  dieses 
Staats  Vertrages  den  Anspruch  auf  die  Tantieme,  wenn  der  Uebersetzer  das 
Autorrecht  erworben  und  die  durch  diesen  Staatsvertrag  zum  Schutze  des 
Autorrechtes  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  erfüllt  zu  haben  nach- 
gewiesen hat. 

§  7.  Die  gegenwärtige  Anordnung  tritt  mit  dem  heutigen  Tage  in 
Wirksamkeit  und  hat  auch  auf  jene  dramatischen  Werke  Anwendung  zu 
finden,  deren  Autoren  bereits  auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom 
28.  Februar  1844  Rechte  erworben  hatten,  insoferne  sie  oder  ihre  Rechts- 
nachfolger sich  in  Ansehung  ihrer  bereits  vor  dem  Erlasse  der  gegenwärtigen 
Anordnung  dem  k.  k.  Hofburgtheater  zur  Aufführung  überreichten  und  da- 
selbst aufgeführten  dramatischen  Werke  der  gegenwärtigen  Anordnung  zu 
unierziehen  erklären. 

Wien,  den  1.  Oktober  1872. 

Von  der  k.  k.  Hof-Burgtheater-Direktion. 


Q.   Preussisches  Hoftheaterregulativ. 

Begalatiy,   betreffend    die   Erwerbung   des   Auffiahrnngs- 

rechtes    dramatischer,     masikalischer    und    dramatisch- 

musikalischer  Werke. 

§  1.     Die  Verwaltungen  der  Königlich  Preussischen  Theater  gewähren 

dem  Urheber  eines  dramatischen,  musikalischen  oder  musikalisch-dramatischen 

deutschen  Original-Werkes,  beziehungsweise  den  Rechtsnachfolgern  desselben, 

für  dieUebertragung  des  ausschliesslichen  uneingeschränkten  Rechtes, 

ein  solches  Werk  innerhalb  eines  bestimmten  Bezirkes  aufzuführen 

eine  Vergütigung,  durch  Zahlung  entweder 
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a)  eines  Honorars  ein  für  alle  Mal,  oder 

b)  eines  Urheber- Antheils  (Tantieme),  welcher  nach  den  weiter  unten 
folgenden  Bestimmungen  zu  berechnen  ist. 

Die  Orte,  innerhalb  deren  Stadtbezirk  die  Ausübung  des  Aufführungs- 
Rechtes  erfolgen  soll, .  werden  in  einem  besonderen  Uebertragungsvertrage 
speziell  bezeichnet. 

§  2.  Mit  der  Uebertragung  des  vorstehend  erwähnten  Aufführungs- 
Rechtes  erwerben  die  Verwaltungen  der  Königlich  Preussischen  Theater  zugleich 
die  Befugniss 

a)  nach  eigenem  Ermessen  die  Rollenbesetzung,  die  Zeit  der  ersten  Auf- 
führung, sowie  der  Wiederholungen,  die  Inscenesetzung  und  Aus- 
stattung zu  bestimmen  und  anzuordnen; 

b)  die  Rollen  resp.  die  Vokal-  und  Instrumentalstimmen  zum  Gebrauch 
für  •  das  Künstlerpersonal  bei  den  Proben  und  Vorstellungen  durch 
Ausschreiben  oder  lithographischen  Umdruck,  oder  auf  ähnliche  Weise 
herstellen  zu  lassen;  sind  oder  werden  diese  Rollen  resp.  Stimmen 
einzeln  durch  Druck  oder  Stich  veröffentlicht,  so  ist,  sofern  der  Kom- 
ponist oder  dessen  Rechtsnachfolger  oder  Verleger  hiervon  den  be- 
treffenden Verwaltungen  Anzeige  gemacht  haben  und  letztere  diese 
Rollen  resp.  Stimmen  nicht  ankaufen,  ihre  Herstellung  nur  durch 
Abschreiben  zulässig; 

c)  den  Text  zu  den  musikalischen  oder  musikalisch-dramatischen  Werken 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  Aufführungs-Modus  auf  mechanischem 
Wege  vervielfältigen  und  in  den  Räumen,  in  welchen  die  Vorstellung 
stattfindet,  vertheilen  oder  verkaufen  zu  lassen. 

Es  ist  in  der  Regel  lediglich  Sache  des  Komponisten  oder  der  Rechts- 
nachfolger desselben,  von  dem  Textdichter  oder  dessen  Rechtsnachfolgern 
die  Einwilligung  zur  Vervielfältigung  des  Textes  zu  beschaffen  und  die  statt- 
gehabte Einwüligung  bei  Abschliessung  des  Vertrages  in  beweisender  Form 
darzuthun.  Erfolgt  diese  Einwilligung  nur  unter  gewissen  Vorbehalten,  so 
findet  die  Feststellung  derselben  in  einem  besonderen  Abkommen  statt. 

§  3.  Die  Ausschliesslichkeit  des  erworbenen  Aufführungs-Rechtes  er- 
lischt mit  dem  Ablauf  der  gesetzlichen  Schutzlrist,  ausserdem  aber,  wenn  das 
Werk  innerhalb  zweier  Jahre,  vom  Tage  der  Vollziehung  des  Erwerbungs- 
Vertrages  an  gerechnet,  von  der  betreffenden  Verwaltung  nicht  zur  Aufführung 
gebracht  wird,  oder  dieselbe  nach  geschehener  letzter  Aufführung  zwei  Jahre 
vergehen  lässt,  ohne  die  Vorstellung  zu  wiederholen,  vorausgesetzt,  dass 
seitens  des  Urhebers  oder  der  Rechtsnachfolger  desselben  die  Ausschliesslich- 
keit des  Aufführungs- Rechtes  mit  einer  Frist  von  4  Monaten,  welche  jedoch 
während  der  Dauer  einer  Landestrauer,  sowie  während  der  Theaterferien  nicht 
läuft,  gekündigt  ist.  Sind  die  Königlichen  Theater  wegen  eines  Krieges,  oder 
Brandes,  oder  auf  höhere  Anordnung  geschlossen,  so  findet  dies  Kündigungs- 
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recht  während  der  Dauer  des  Schlusses  der  Königlichen  Theater  überhaupt 
nicht  statt. 

§  4.  Mit  der  Uebertragung  des  Aufführungs- Rechtes  gehen  gleich- 
zeitig auf  die  Verwaltungen  der  Königlich  Preussischen  Theater  alle  Rechte 
über,  welche  dem  Urheber  oder  dessen  Rechtsnachfolgern  gegen  unbefugte 
Aufführungen  gesetzlich  zustehen,  sofern  letztere  innerhalb  der  Stadtbezirke, 
für  welche  das  Aufführungs-Recht  erworben  ist,  stattfinden  sollten. 

§  5.  Der  Urheber  beziehungsweise  die  Rechtsnachfolger  desselben 
leisten  den  Königlich  Preussischen  Theater-Verwaltungen  dafür  Gewähr,  dass 

a)  von  ihnen  Alles,  was  zur  Erhaltung,  Erwerbung  oder  Uebertragung 
der  Urheberrechte,  insbesondere  des  Aufführungs  -  Rechtes  der  be- 
treffenden Werke  nach  Vorschrift  der  Gesetze  oder  der  internatio- 
nalen Verträge  erforderlich  ist,  beobachtet  und  ausgeführt  worden, 
um  den  genannten  Verwaltungen  den  Besitz  der  ausschliesslichen 
Ausübung  des  erworbenen  Aufführungs-Rechtes  der  betreffenden  Werke 
zu  sichern; 

b)  dieses  Aufführungs-Recht  beim  Abschluss  des  betreffenden  Ueber- 
tragungsvertrages  nicht  bereits  anderweitig  zur  Ausübung  innerhalb 
der  Grenzen  des  Stadtbezirks,  für  welchen  dasselbe  erworben  wird, 
veräussert  war. 

Geht  in  einem  oder  dem  andern  dieser  Fälle  für  die  Verwaltungen 
der  Königlich  Preussischen  Theater  die  'Ausschliesslichkeit  des  Aufführungs- 
Rechtes  der  betreffenden  Werke  aus  irgend  einem  Grunde  durch  die  Schuld 
der  Urheber  beziehungsweise  deren  Rechtsnachfolger  verloren,  so  sind  die- 
selben zur  vollständigen  Schadloshaltung  der  betreffenden  Theaterverwaltungen 
event.  solidarisch  verpflichtet.  Gleichzeitig  erlischt  jeder  Anspruch  auf  Zahlung 
des  Urheber-Antheils  für  die  Folgezeit. 

§  6.  Aenderungen  in  der  Verwaltung  der  Königlichen  Theater,  sei 
es  durch  Veräusserung  oder  durch  Verpachtung,  haben  auf  die  Ausübung 
der  erworbenen  Aufführungs-Rechte  derselben  insofern  keinen  Einfluss,  als 
letztere  auf  die  Nachfolger  ohne  weitere  Entschädigung  übergehen,  falls  der 
Erwerb  dieser  Aufführungs-Rechte  durch  einmalige  Honorarzahlung  erfolgt 
ist;  bei  der  Zahlung  eines  Urheber-Antheils  geht  indess  die  Befugniss  zur 
Ausübung  der  erworbenen  Aufführungs  Rechte  nur  dann  auf  die  Nachfolger 
über,  wenn  dieselben  sich  zur  Zahlung  des  betreffenden  stipulirten  Urheber- 
Antheils  ausdrücklich  verpflichten. 

§  7.  Tritt  innerhalb  der  Schutzfrist  eine  Aenderung  in  der  Verwaltung 
der  Königlichen  Theater  in  den  Fällen  des  §  6  ein,  so  hört  mit  derselben 
gleichzeitig  für  die  bisherige  Verwaltung  die  Verpflichtung  auf  Fortzahlung 
des  Urheber-Antheils  auf. 

§  8.  Der  Urheber  -  Antheil  wird  von  der  Brutto  -  Einnahme  der  be- 
treffenden Vorstellung,  einschliesslich  des  Betrages  für  fortlaufend  vermiethete 
Plätze  (Abonnement),  berechnet  und  beträgt: 
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Berlin  Potsdam,  Char- 

lottenburg, Han- 
im  Opern-     im  Schau-    „^ver,  CeUe,  Kassel 
haus  spielhaus      „nd  Wiesbaden. 

1.  wenn  das  Stück  den  Abend  aus- 

füllt 70/,      10  0/,         50/0 

2.  wenn  das  Stück  den  grösseren 
Theil  des  Abends  ausfüllt,  somit 
als  Hauptstück  zu  betrachten  ist, 
zu  dem  nur  noch  ein  Vor-  oder 
Nachspiel  gegeben  wird, 

für  das  Hauptstück ....      41/2  %  6  %  3  % 

für  das  Vor-  oder  Nachspiel  .      IV2  %  3  %  IV2  % 

3.  wenn  an  einem  Abend  zwei  Stücke 
gegeben  werden,  von  denen  jedes 
ungefähr  die  Hälfte  des  Abends 
ausfüllt  und  keines  als  Vor-  oder 
Nachspiel  betrachtet  werden  kann, 

für  jedes  Stück 3  %  41/2  7o  2V2  % 

4.  wenn  an  einem  Abend  drei  Stücke 
gegeben  werden,  für  jedes  der- 
selben            2  0/^,  30/0  IV2  % 

5.  wenn  an  einem  Abend  vier 
Stücke  gegeben  werden,  für  jedes 

derselben II/2  o/^         2V2  %  1  % 

Der  Urheber  -  Antheil  für  musikalische  oder  musikalisch  -  dramatische 
Werke  wird  dem  Komponisten  beziehungsweise  seinen  Rechtsnachfolgern  un- 
verkürzt gezahlt,  wogegen  diese  die  Abfindung  des  Textdichters  oder  seiner 
Rechtsnachfolger  zu  übernehmen  haben. 

§  9.  Die  Dauer  der  Verpflichtung  zur  Zahlung  des  Urheber- Antheils 
fällt,  wenn  nichts  anderes  Vertrags  massig  bestimmt  ist,  mit  der  gesetzlichen 
Schutzfrist  zusammen. 

Die  Zahlung  des  Urheber-Antheils  erfolgt  für  jedes  Kalender-Quartal 
im  Laufe  des  darauf  folgenden  Monats. 

Ueber  die  Höhe  der  Brutto-Einnahme  entscheidet  lediglich  die  amtliche 
Anzeige  der  Königlichen  Theater-Hauptkasse. 

§  10.  Nicht  abgehobene  Urheber-Antheile  verjähren  nach  Massgabe 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  und  verbleiben  der  Theater-Hauptkasse. 

§  11.  Die  Zahlung  eines  Urheber-Antheils  findet  nicht  statt  bei  allen 
öffentlichen  Aufführungen  innerhalb  oder  ausserhalb  der  Königlichen  Theater, 
sofern  für  dieselben  ein  Eintrittsgeld  nicht  erhoben  wird.  Für  derartige 
Aufführungen  steht  dem  Urheber  respektive  dessen  Rechtsnachfolgern  ein 
Anspruch  auf  irgend  welche  Vergütigung  überhaupt  nicht  zu. 

§  12.     Vorstehendes  Regulativ  findet    nur  Anwendung  auf  die  Ueber- 
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tragung  derjenigen  Aufführungs  -  Rechte,  welche  seit  dem  1.  Januar  1876 
erworben  worden  sind,  beziehungsweise  nach  diesem  Zeitpunkte  erworben 
werden. 

Die  Verwaltungen  der  Königlich  Preussischen  Theater  können  indess 
auf  Grund  besonderer  Vereinbarungen  mit  den  Urhebern  oder  den  Rechts- 
nachfolgern derselben  die  Bestimmungen  dieses  Regulativs  auf  früher  statt- 
gehabte Erwerbungen  von  Aufführungs-Rechten  ausdehnen. 

Berlin,  den  23.  September  1876. 
General-Intendantur  der  Königlichen  Schauspiele, 
gez.  von  Hülsen. 


H.  Aufführungsvertragsformular. 

(Norddeutschland.) 

Zwischen  Herrn  .  .  .  zu  .  .  .  und  dem  Herrn  .  .  .  Direktor  des 
.  .  ,  Theaters  zu  .  .  .  ist  heute  folgender  Kontrakt  rechtsverbindlich  ab- 
geschlossen worden. 

§  1.  Herr  Direktor  .  .  .  erwirbt  von  Herrn  .  .  .  dessen  Stück:  .  .  . 
zur  Aufführung  in  deutscher  Sprache  im  .  .  .  Theater  seines  jetzigen 
Direktions-Bezirkes  zu  .  .  .  und  zwar  als  Abend-Vorstellung.  Dieses  Auf- 
führungsrecht gilt  nur  für  die  Person  des  Herrn  ...  so  lange  derselbe 
Direktor  des  genannten  Theaters  ist,  und  ist  derselbe  nicht  berechtigt,  anderen 
Direktoren  oder  Nachfolgern  das  Aufführungsrecht  zu  übertragen,  zu  ver- 
kaufen, zu  zediren  oder  zu  verleihen.  Es  sollen  aber  alle  Rechte  und 
Pflichten  aus  diesem  Vertrage  auch  auf  die  direkten  gesetzlichen  Erben  des- 
selben, nämlich  auf  die  etwaige  Wittwe  und  die  etwaigen  gesetzlichen 
Descendenten  desselben  übergehen,  dafern  und  so  lange  diese  Erben  das  im 
§  1  erwähnte  Theaterunternehmen  unmittelbar  für  ihre  eigene  Rechnung  und 
für  eigene  Gefahr  fortsetzen. 

Dem  Herrn  Direktor  ...  ist  es  nicht  gestattet,  das  Material  dieses 
Werkes  zu  verkaufen,  zu  verleihen,  abzuschreiben  oder  abschreiben  zu 
lassen,  bezw.  die  Vervielfältigung  des  Materials  auf  irgend  eine  Weise  her- 
zustellen oder  herstellen  zu  lassen. 

Ist  das  Aufführungsrecht  für  einen  ganzen  Direktionsbezirk  erworben, 
so  sind  jene  Städte  ausdrücklich  ausgenommen,  welche  das  „alleinige*  Auf- 
führungsrecht besitzen. 

§  2.  Herr  Direktor  .  .  .  zahlt  für  die  in  §  1  bezeichnete  Ueber- 
lassung  des  Aufführungsrechts  an  dem  oben  genannten  .  .  .  Stücke  in  dem 
genannten  Theater 

a)    für  die  .  .  .    ersten  Auffuhrungen  eine  feste  Garantie  von    ...    für 

jedes  einzelne  Stück,  zahlbar  bei  Abschluss  des  Kontraktes, 
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b)  für  die  erste  Aufiführung  ein  Honorar  von  .  .  . 

c)  für  jede  fernere  Aufführung  ein  Honorar  von  .  .  .  zahlbar  am  Schlüsse 
jeden  Monats,  spätestens  aber  innerhalb  der  nächsten  acht  Tage  nach 
Ablauf  dieser  Frist,  nebst  spezifizirter  Abrechnung  an  Herrn  .... 
franko  .  .  . 

d)  für  jede  Aufführung  eines  jeden  de  .  .  genannten  Stücke  .  .  eine 
Tantieme  von  .  .  .  Prozent  der  vollen  Brutto -Einnahme  inkl.  der  auf 
den  Tag  entfallenden  Abonnements-Quote  und  der  Billet- Vorverkaufs- 
gebühren, die  monatlich  zu  berechnen  und  an  Herrn  .  .  .  zu  .  .  . 
spätestens  acht  Tage  nach  Schluss  eines  jeden  Kalender-Monats  nebst 
spezifizirter  Abrechnung  protofrei  abzuliefern  ist  und  garantirt  diese 
Tantiemen  mit  .  .  .  Mark  für  jedes  einzelne  Stück. 

Dieser  Garantiebetrag  ist  bei  Abschluss  dieses  Kontraktes  zahlbar. 

e)  ein  festes  Honorar  von  ....  zahlbar  bei  Abschluss  des  Kontraktes. 
§  3.     Herr  Direktor    .  .  .    verpflichtet  sich,    das    genannte   Stück    bis 

spätestens  am  .  .  .  189  .  .  zur  Aufführung  am  .  .  .  Theater  zu  .  .  .  und 
zwar  als  Abend- Vorstellung  zu  bringen,  und  so  lange  ununterbrochen  all- 
abendlich zu  geben,  als  die  Brutto -Einnahme  einer  Woche  (von  inkl.  Montag 
bis  inkl.  Sonntag  gerechnet)  .  .  .  Mark  beträgt. 

§  4.  Ferner  verpflichtet  sich  die  Direktion,  Intendanz,  am  Schlüsse 
jeden  Kalender  -  Monats  und  spätestens  innerhalb  der  nächsten  drei  Tage 
nach  Ablauf  dieser  Frist  an  Herrn  ....  zu  ...  je  ein  mit  dem  Geschäfts- 
stempel beglaubigtes  Exemplar  des  für  jede  von  ihr  während  des  be- 
treffenden Monats  veranstaltete  öffentliche  Auftührung  ausgegebenen  Theater- 
zettels portofrei  einzusenden.  Die  Direktion,  Intendanz  ist  ferner  verpflichtet, 
am  Tage  nach  der  ersten  Aufführung  der  in  diesem  Vertrage  bezeichneten 
Werke  dem  Herrn  .  .  .  von  der  stattgefundenen  Erstaufführung  ^achricht 
zu  geben. 

§  5.  Gegenwärtiger  Vertrag,  welcher  nur  durch  schriftliche  Nach- 
träge gültiger  Weise  abgeändert  oder  ergänzt  werden  kann,  soll  Gültigkeit 
haben,  bis  er  nach  vorausgegangener  einmonatlicher  schrifthcher  Kündigung 
von  der  einen  oder  anderen  Seite  seine  Endschaft  erreicht,  jedoch  kann  die 
Kündigung  desselben  nicht  vor  dem  ...  189  .  .  erfolgen. 

§  6.  Ausserdem  ist  zwischen  den  Kontrahenten  noch  folgendes 
vereinbart  worden: 

Das  erworbene  Aufführungsrecht  de  .  .  im  §  1  genannten  Stücke  .  . 
gilt  nur  bei  der  Vorstellung  mit  dem  ständigen  Personal  des  genannten 
Theaters.  Bei  Heraniiiehung  eines  oder  mehrerer  Gäste  bedarf  es  einer 
jedesmaligen  besonderen  Vereinbarung,  widrigenfalls  diese  Aufführungen  des 
genannten  Stückes  als  unbefugte  betrachtet  werden. 

§  7.  Falls  die  kontrahirende  Direktion,  Intendanz  die  im  §  2,  3,  4 
übernommenen  Verpflichtungen  nicht  pünktlich  einhalten  sollte,  so  ist  Herr 
.  .  .  berechtigt,  sotort  die  weiteren  Aufführungen  seines  Werkes  zu  unter- 
sagen und  das  etwa  geliehene  Material  zurückzufordern. 
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§  8.  Dieser  Vertrag  ist  in  zwei  gleichlautenden  Exemplaren,  wovon 
jeder  Theil  ein  Exemplar  zugestellt  erhalten  hat,  ausgefertigt,  auch  beider- 
seits genehmigt  und  unterzeichnet  worden. 

Die  Stempelkosten  für  diesen  Vertrag  trägt  Herr  Direktor  .  .  .  in  .  .  . 

§  9.  Im  Falle  der  Nichterlüllung  der  vorstehend  übernommenen 
kontraktlichen  Verpflichtungen  trifft  Herrn  Direktor  .  .  .  eine  auch  ohne  be- 
sondere Mahnung  verfallende  und  an  Herrn  .  .  .  nach  Wechselrecht  zahlbare 
Konventionalstrafe  von  .  .  .  Mark  lür  jeden  einzelnen  Kontraventionsfall 
unbeschadet  der  Rechtsbeständigkeit  des  Vertrages  an  sich  und  unbeschadet 
der  Klage  aut  Erfüllung  der  in  diesem  Vertrage  bedungenen  Leistungen. 

Für  etwaige  aus  diesem  Vertrags  Verhältnisse  entstehende  Streitigkeiten 
ist  das  Amtsr,  bezw.  Landgericht  zu   .  .  .    ausschliesslich  zuständig. 

....  den 189  .  . 


I.   Aufführungsvertragsformular. 

(Süddeutschland  und  Oesterreich.) 

Vertrag,  der  am  heutigen  Tage  zwischen  Herrn  Direktor  .  .  .  des  .  . 
Theaters  in  .  .  .  einerseits  und  Herrn  .  .  .  in  .  .  .  andererseits  abgeschlossen 
wurde,  wie  folgt: 

§  1.  Herr  .  .  .  überlässt  dem  Herrn  Direktor  .  .  .  und  Herr  Direktor 
.  .  .  acceptirt,  und  zwar  für  die  Dauer  seiner  Direktionsführung  am  •  .  . 
Theater  in  .  .  .  also  für  seine  Person  und  für  dieses  Theater,  d.  i.  für  das 
gegenwärtige  Gebäude  dieses  Theaters  und  unter  den  derzeitigen  Besitz- 
verhältnissen das  Aufführungsrecht  des  Stückes  .  .  .  unter  nachfolgenden 
Bedingungen : 

§  2.  Herr  Direktor  .  .  .  bezahlt  bei  Unterfertigung  dieses  Vertrages 
ein  Einreichungshonorar  von  .  .  .  dann  auf  die  Tantiemen  einen  Vorschuss 
von  .  .  .  welcher  gleichzeitig  als  Tantiemen-Garantie  gilt  und  nicht  zurück- 
ersetzt wird,  auch  wenn  die  Tantiemen  die  Höhe  dieses  Vorschusses  nicht 
erreichen;  ferner  verpflichtet  sich  derselbe  von  der  Brutto  -  Einnahme,  ein- 
schliesslich der  Abonnements-Quote  und  Vorkaufs-Gebühr,  jeder  Vorstellung 
dieses  Stückes  am  .  .  .  Theater  in  .  .  .  Prozente  d.  i.  .  .  .  %  Tantiemen 
und  zwar  .  .  .  und  von  jeder  .  .  .  Vorstellung  dieses  Stückes  die  Hälfte 
der  Brutto  -  Einnahme  nach  Abzug  der  usuellen  Tageskosten,  welche  mit 
diesem  Stücke  verbunden  sind,  als  Benefiz  zu  bezahlen. 

§  3.  Herr  Direktor  .  .  .  verpflichtet  sich,  dieses  Stück  bis  .  .  .  am 
,  .  .  Theater  in  .  .  .  und  zwar  als  Abendvorstellung  zur  Zeit  der  gewöhn- 
lichen Abendvorstellungen  in  einer  der  Würde  des  Stückes  und  des  Theaters, 
sowie  der  Würde    der  betreffenden  Stadt    entsprechenden  Weise   aufzuführen 
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und  Herrn  ...  die  in  massgebenden  Lokalzeitungen  erschienenen  Besprechungen 
zuzuschicken. 

§  4.  Im  Falle  der  günstigen  Aufnahme  dieses  Stückes  Seitens  der 
Presse  und  des  Publikums  verpflichtet  sich  Herr  Direktor  .  .  .  selbstverständ- 
lich die  Auffuhrungen  dieses  Stückes  nicht  etwa  willkürlich  nach  der  ersten 
Vorstellung  zu  sistiren  und  dasselbe  so  lange  weiter  aufzuführen,  als  dasselbe 
eine  Wochen-Bruttoeinnahme  von  .  .  .  ergiebt. 

§  5.  Behufs  Kontrolle  der  Anzahl  der  stattgehabten  Aufführungen, 
sowie  behufs  Kontrolle  der  mit  jeder  Aufführung  gemachten  Einnahmen  ist 
Herr  Direktor  .  .  .  verpflichtet,  Herrn  .  .  .  auf  Verlangen  jene  Bücher  oder 
Aufschreibungen  vorzulegen,  aus  welchen  die  Tages-Einnahmen  für  dieses 
Stück  ersichtlich  sind,  sowie  jede  Honorar-  oder  Tantiemensendung  mit  den 
bezüglichen,  der  Wahrheit  entsprechenden  Kassarapporten  zu  belegen. 

§  6.  Falls  dieses  Stück  nicht  bis  längstens  ...  in  einer  den  vor- 
stehenden Paragraphen  entsprechenden  Weise  aufgeführt  ist,  verpflichtet  sich 
Herr  Direktor  ...  ein  Pönale  von  .  .  .  sofort  nach  Einmahnung  desselben 
an  Herrn  ...   zu  bezahlen. 

§  7.  Alle  Rechte  und  Pflichten  aus  diesem  Vertrage  gehen  dann  auf 
die  direkten  gesetzlichen  Erben  des  Herrn  Direktors  .  .  .  insofern  und  insolange 
diese  Erben  das  .  .  .  Theater  in  .  .  .  für  ihre  Rechnung  und  auf  ihre  eigene 
Gefahr  fortführen,  über,  wenn  Herr  .  .  .nicht  binnen  8  Tagen  nach  Eintritt 
des  Todesfalles  eine  gegentheilige  Erklärung  abgeben  sollte. 

§  8.  Die  Direktion  ist  nicht  berechtigt,  das  Material  dieses  Werkes 
zu  verkaufen,  zu  verleihen,  zu  vervielfältigen  oder  vervielfältigen  zu  lassen, 
auch  nicht  zu  kopieren  und  ist  nicht  berechtigt,  das  Aufführungsrecht  an 
jemand  Anderen  zu  übertragen,  zu  verkaufen,  zu  zediren  oder  zu  verleihen. 
Sollte  derselben  jedoch  die  Uebertragung  des  Materials  an  jemand  Anderen 
von  dem  Herrn  .  .  .  gestattet  werden,  so  erwirbt  der  Erwerber  dieses  Materials 
dennoch  damit  kein  Aufführungsrecht. 

§  9.  Falls  die  kontrahirende  Direktion  ihrer  im  §  2  übernommenen 
Zahlungsverpflichtung  nicht  pünktlich  und  genau  entsprechen  sollte,  so  ist 
Herr  .  .  .  berechtigt,  sofort  die  weitere .  Aufführung  des  Werkes  zu  unter- 
sagen und  das  komplette  verkaufte  oder  geliehene  Material  als  verfallen 
zurückzunehmen. 

§  10.  Eine  .  .  .  jährige  Nichtaufführung  dieses  Werkes  berechtigt 
Herrn  .  .  .  über  dasselbe  anderweitig  frei  zu  verfügen,  ohne  dass  das  ge- 
zahlte Einreichungs-Honorar  oder  noch  nicht  abgespielte  Tantiemen-Vorschüsse 
zurückersetzt  würden,  oder  die  kontrahirende  Direktion  irgend  einen  Ersatz- 
anspruch erheben  könnte. 

§  11.  Sollte  Herr  Direktor  .  .  .  während  .  .  .  jetzigen  Direktions- 
führung noch  ein  anderes  Theater  übernehmen,  so  erstreckt  sich  der  gegen- 
wärtige Vertrag  auf  dieses  andere  Theater  nicht. 

§  12.  Herr  .  .  .  erhält  zur  ersten  Vorstellung  .  .  .  Billets  zur  freien 
Benutzung. 
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§  13.  Alle  Zusätze  und  Abänderungen »  sowie  auch  den  allfällig 
geänderten  Titel  des  Stückes,  verpflichtet  sich  die  kontrahirende  Direktion, 
am  Tage  der  ersten  Aufführung  in  einer  auf  ihre  Kosten  herzustellenden 
Abschrift  Herrn  .  .  .  und  zwar  mit  dem  unbeschränkten  Verfdgungrechte 
für  alle  Bühnen  zu  übergeben. 

§  14.  Wenn  Herr  Direktor  .  .  .  diesem  Vertrage  in  irgend  einer  Weise 
zuwiderhandelt,  oder  denselben  in  irgend  einem  Punkte  nicht  einhält,  ver- 
pflichtet sich  derselbe  hiermit  zur  Zahlung  einer  sofort  fällig  werdenden  keinem 
richterlichen  Ermessen  unterliegenden  Konventionalstrafe  von  .  .  .  zahlbar 
nach  Wechseh-echt. 

§  15.  Beide  Theile  unterwerfen  sich  im  Falle  einer  Streitigkeit,  oder 
im  Falle  der  nicht  pünktlichen  Einhaltung  der  übernommenen  Zahlungs- 
verpflichtungen der  Kompetenz  der  .  .  .  Gerichte. 

Alle  Striche,  Aenderungen  und  Zusätze  in  vorstehendem  Vertrage  sind 
im  beiderseitigen  Einverständnisse  geschehen. 

Dieser  Vertrag  ist  in  duplo  ausgefertigt,  von  beiden  Theilen  gelesen 
und  genehmigt. 

Die  Stempelgebühr  trägt  die  kontrahirende  Direktion. 

Urkund  dessen  die  eigenhändige  Unterschrift  beider  Theile. 

.  .  .  den  .  .  ten  .  .  .  18  .  . 


K.    Formular  eines  Aufführungsagentur- 
vertrages. 

Zwischen  de  .  .  Herr  .  .  .  Schriftsteller  —  Komponist  —  in  .  .  ^ 
einerseits  und  Herrn  ...  in  ...  andererseits,  auch  für  die  beiderseitigen 
Rechtsnachfolger  gültig,  ist  heute  nachstehender  Vertrag  abgeschlossen 
worden. 

§  1.  D  .  .  Herr  .  .  .  überg  .  .  d  .  .  von  ih  .  .  verfasste  Werk  .  .  . 
Herrn  .  .  .  und  deren  Rechtsnachfolger  zum  alleinigen  und  ausschliesslichen 
Vertrieb  an  sämmtliche  Bühnen.  Herr  .  .  oder  dessen  Rechtsnachfolger  hat 
sohin  einerseits  allein  das  Recht,  Aufführungen  dieses  Werkes  zu  bewüligen, 
Aufführungshonorare  zu  vereinbaren  und  dieselben  in  Gemässheit  der  ab- 
geschlossenen Verträge  einzukassiren  und  ist  andererseits,  wie  auch  dessen 
Rechtsnachfolger,  verpflichtet,  die  Aufführungen  zu  kontrolliren,  unrecht- 
mässige Aufführungen  gerichtlich  und  zwar  im  eigenen  Namen  zu  verfolgen, 
über  die  Entschädigungs-  und  Honorirungsfrage  mit  der  betreffenden  Direktion, 
welche  die  unrechtmässige  Aufführung  veranstaltete,  Vergleiche  zu  schliessen 
und  endlich  berechtigt,  in  Streitsachen  zu  interveniren,  ohne  hierzu  eine 
spezielle  Vollmacht  einzuholen. 
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§  2.  Herr  ,  .  .  oder  dessen  Rechtsnachfolger  erhält  für  seine  Mühe- 
waltung eine  Provision  für  Deutschland  von  .  .  Prozent,  für  Oesterreich- 
Ungarn  .  .  Prozent,  für  das  fernere  Ausland  je  .  .  Prozent  sämmtlicher  mit 
de  .  .  §  1  benannten  Werk  zu  erzielenden  Einnahmen,  ist  berechtigt,  diese 
Provision  von  den  einfliessenden  Tantiemen,  Honoraren  etc.  vornweg  in  Ab- 
zug zu  bringen  und  die  ausgelegten  Kosten  für  Drucklegung  und  sonstige 
Herstellung  des  Materials,  sogenannte  Einrichtungsgebühren,  Uebersetzung, 
Prüfung  d  .  .  .,  Porto,  Versand,  Reklame  u.  s.  w.  zu  Lasten  des  Autors 
oder  dessen  Rechtsnachfolger  in  Rechnung  zu  stellen. 

§  3.  Die  Abrechnung  von  Seiten  des  Herrn  .  .  .  oder  dessen  Rechts- 
nachfolger erfolgt  vierteljährlich  und  zwar  binnen  14  Tagen  nach  Ablauf 
jedes  Kalender- Quartals.  Mit  dieser  Abrechnung  ist  auch  der  nach  Abzug 
der  Prozente,  Druck-  und  sonstigen  Kosten  verbleibende  Ueberschuss  dem 
Autor  oder  dessen  Rechtsnachfolger  abzuführen. 

§  4.  Herr  .  .  .  ist  befugt,  d  .  .  im  §  1  gedachte  Werk  in  Druck  legen 
oder  mit  den  nöthigen  Reserven  im  Buchhandel  erscheinen  zu  lassen. 

§  5.  Wer  von  den  .  .  .  Kontrahenten  diesen  Vertrag  bricht,  zahlt 
dem  Andern  eine  sofort  zu  entrichtende  Konventionalstrafe  von  .  .  .  Mark, 
ohne  dass  die  Zahlung  der  Konventionalstrafe  diesen  Vertrag  aufhebt. 

§  6.  Dieser  Vertrag  wird  auf  die  Dauer  von  .  .  .  geschlossen. 
Nach  Ablauf  dieser  Dauer  sind  beide  Kontrahenten  und  deren  jeweilige 
Rechtsnachfolger  berechtigt,  denselben  mit  monatlicher  Frist  zu  kündigen. 
Im  Kündigungs falle  ist  Herr  .  .  .  oder  dessen  Rechtsnachfolger  berechtigt, 
noch  durch  ein  Jahr  vom  Ablaufe  der  Kündigungsfrist  ab,  die  .  .  prozentige 
Provision  von  jenen  Eingängen  zu  beanspruchen,  deren  Abschlüsse  noch  aus 
der  Thätigkeit  des  Herrn  .  .  .  oder  dessen  Rechtsnachfolger  herrühren.  Zur 
Gültigkeit  der  Kündigung  bedarf  es  der  schriftlichen  Form. 

§  7.  Dieser  Vertrag  wurde  in  .  .  Exemplaren  ausgefertigt  und  erhält 
.  .  .  eine  Kopie  desselben. 

Den  Stempel  tür  diesen  Vertrag  trägt  der  kontrahirende  Autor. 

Als  Erfüllungsort  ist  .  .  .  vereinbart. 

Gelesen,  genehmigt  und  unterzeichnet. 

....  den  ....   18  .  . 


Register. 


A.  Sachregister. 


(Die  Ziffern  bezeichnen  die 
A. 

Abendvorstellung  185.  344. 

Abgabensystem  300  f. 

Abonnement  221.  230  f.  241.  246,  1. 

262. 
sgelder  354.  417,  121. 

—  -skarte  222  f.   239,  37. 
Adaptation  392  f. 
Affentheater  37,  19. 
Agent  5.  109  f. 

—  Anzeigepflicht  109. 

—  Buchführung  110.  449. 

—  Kontrollpolizei  121. 

—  Untersagung  des  Gewerbebetriebes 
110  f. 

urverträge  448  f. 

Aktuelle  Stücke  342. 
Ambulant  siehe  Gewerbebetrieb. 
Angestellte  siehe  Urheber. 
Annahme ,     behördliche ,     bei     Kon- 

zessionserth eilung  63. 
■—  des  Theaterstückes  336  f. 
Anonymes  Geisteswerk  353,  58.  432. 
Anzeigepflicht  des  Theateragenten  109. 

—  des     Theateruntemehmers     129  f. 
132. 

Arrangements,  musikalische  404. 


Seiten-  und  Anmerkungszahl.) 

Artistische  Zuverlässigkeit   siehe    Zu- 
verlässigkeit. 
Aufführung  149  f.    238.  282  f. 

—  Gestattung,  behördliche  154.  379. 

—  -sagenturvertrag  siehe  Agent. 

—  -sberichte,  Mittheilung  an  den  Ur- 
heber 353. 

sverbot   132  f.    144  f.    2.10.    246. 

333,58.  382. 

—  -svertrag  316  f. 

—  unentgeltliche  16  f.  281,41.  310. 
385  f. 

—  Verhältniss  zur  Vervielfältigung 
282  f. 

Auftreten  des  Schauspielers   176  f. 

—  auf  fremder  Bühne  190.  207. 

—  Verbot  127,24.   210. 

—  Weigerung  127,17.  194.  382. 
Ausdehnung      des     Wandergewerbe- 
scheines 104.  108. 

Auskunftertheilung  als  Verpflichtung 
des  Theaterunternehmers  115. 

Ausländer  als  Theaterunternehmer 
68.   107,21. 

—  als  Urheber  312  f.  411  f.  433  f. 
Auszüge,  musikalische   404. 
Autor  siehe  Urheber. 
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B. 

Ballet  siehe  Pantomime. 

—  -Szenarium  35,  13. 
Bannrecht  47.  177. 
Baupolizei  124. 

Beanstandung  siehe  Gewerbebetrieb. 

Bedürfnissfrage  bei  Genehmigung  von 
Theatergewerbebetrieben  65,  30. 

Begrenzung  der  Konzession  48  f. 

Beifalls-  und  Missfallensäusserungen 
der  Zuschauer  127,16.  232  f. 

Bekanntmachungen  des  Theaterunter- 
nehmers 178.  229  f.  259  f.  352. 

Beleidigung  des  Schauspielers  durch 
den  Unternehmer  208. 

—  durch  Zuschauer  und  litterarische 
Kritik  235  f. 

—  mittelst  Aufführung  141  f.   145,58. 
Beneficia  muliebria  68,  31. 

Benefiz  178,  10.  184  f. 
Bereicherung    des   Aufführungsrechts- 
verletzers 423  f. 
Berichterstattung  als  Verpflichtung  des 

Theaterunternehmers    siehe    Aus- 

kunftertheilung. 
Berufsmässig   18. 
Beschlagnahme  425,  149. 
Beschwerderecht     70.     95,  9.      107. 

121,27. 
Besprechungen  der  Aufführung    siehe 

Auffuhrung,  Vorstellungskritik. 
Bestellung  31  f.  40,32. 
Betriebspflicht  30,  36. 
Betriebsstätte  75. 
Beweisptlicht     des    Konzessionsnach- 

suchers  57.   70,  36. 
Biblische     Geschichten      siehe     Auf- 

führungsverbot. 
Bildung  des  Theaterunternehmers  siehe 

Zuverlässigkeit. 
Billet  221  f.  239.  253,2.  358. 

—  -Verkäufer  413, 107. 

—  -Vorverkauf  448. 
-sgebühr  354, 


Brand  des  Theaters  209  f.  382. 
Buchführung  der  Theateragenten  siehe 

Agent. 
Bühnenbearbeitung   243.  392. 
Bühnendienst  vertrag   161. 
Bühnenengagement  159  f.  452,18. 
Bühnenlokal  62.  371. 

—  Veränderung  und  Wechsel   364  f. 
Bühnenwerke  279. 

Busse  422.  426. 

c. 

Cafe-chantant  siehe  Lokaltheater. 

Chef  d'emploi  siehe  Erste  Rolle. 

Chor  192,  72.  330. 

Choreographische  Darstellung  siehe 
Pantomime. 

Clausula  rebus  sie  stantibus,  im  Privi- 
legiensystem 98. 

—  im  Btihnenengagement  208  f. 
Commis  interesse  19. 

Costume  de  ville  siehe  Garderobe. 

D. 

Darstellungskategorieen    42.    52.    56. 

75,  20. 
Debüt  175,  1.  213  f. 
Dekoration  281,41.  289,18. 
Dienstbezüge,    schauspielerische    168. 

172. 

—  Konkursprivileg  186. 

—  Pfändung  186. 

—  Verjährung  186  f. 
Direktor  19.  197,95. 
Dramatisches  Werk  34  f.  269.  275,21. 

320  f.  389  f. 
Dramatisch  -  musikalisches  Werk   269. 

326  f.   342. 
Dramatisirung  321.  400  f. 
Drehorgel  291,  25. 
Droit  d'entree  siehe  Eintrittsrecht, 
Druckschriften  151  f. 

E. 

Ehefrauen  als  Theateruntemehmer  68, 
31. 
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Ehefrauen,  deren  Engagement  1 69  f. 

—  Führung  von  Theatemamen  1 74, 47. 
Ehrverlust  91.   121,27. 
Einsichtnahme,    behördliche,    in    den 

Gewerbebetrieb    114. 

—  des  Manuskripts   148. 
Einstellung  siehe  Gewerbebetrieb. 
Rintragsrolle  409.  432. 
Eintrittspreise  30.  119.    130. 
Eintrittsrecht  251,21. 

—  der  Polizeibeamten  127,  20. 

—  des  Urhebers  359.   368,  129. 
Einziehung  424. 
Engagementsagenturvertrag      siehe 

Agent. 
Entschädigungsanspruch      aus     Auf- 
führungsrechtsverletzung   4 1 6  f. 

—  aus  Verletzung  des  Bühnenengage- 
ments 197  f. 

—  desgl.  des  Theaterbesuchsvertrages 
243  f. 

Erfolg    des   Geisteswerkes   316.   378. 
381. 

—  des  Schauspielers  174,  1.  198,  96. 
208.  210. 

Eriaubniss  siehe  Gewerbebetrieb. 
Erlöschen  der  Konzession  82  f 

—  des  Privilegs  99  f. 
Ermittlungsverfahren,  behördliches  59. 
Ersitzung       des       Aufführungsrechts 

426.  153. 
Erstaufführung  334.  343.  378  f. 
Erste  Rolle  193 
Erwerbsabsicht  15  f.  29. 
Erwerbsgeschäft  166,  5. 
Extemporiren    155,94. 

F. 

Fachbezeichnung   192. 
Ferienuriaub  des  Schauspielers  189  f. 
Feuerpolizei   125. 

Finanzielle  Zuverlässigkeit   siehe    Zu- 
verlässigkeit, 
Frauen  als  Schauspielerinnen   169,  21. 


Frauen  als  Theaterbesucher  264,  2. 

Freibillet  239,38.  358. 

Freie  Bühnen   117,12. 

Freies     Ermessen,     behördliches    64. 

96.   147. 
Frist    für    Einstellung    des   Gewerbe- 
betriebes 87  f. 

—  für   Abschluss    des    Aufführungs- 
vertrages 337. 

—  für  Vornahme  der  Aufführung  341. 
Fristung  90,30. 

Fungible  Person  261,24. 


Gage  168.    179  f. 

—  -nprozente  450  f. 
Garderobe  187. 

—  -ngeld   184. 

Gastspiel  161.  178,  10.  190.  203.  350. 
452,  18. 

—  reisen  76,  21. 
Gedankenbild  394  f.  405. 
Gefahr  122.   147,62.  191  f. 
Gehorsamspflicht     des     Schauspielers 

195  f.  412,  105. 
Geisteswerk,  Umnennung  seines  Titels 

407,  93. 
— -  Veränderung,  nachträgliche,  durch 

den  Autor  347  f. 

—  desgl.  durch  den  Unternehmer  344  f. 

—  desgl.    ohne    Willen    des    Autors 
429,  8. 

Geistiges  Eigenthum  siehe  Urheber. 
Gemeinnützige  Zwecke  17,  7. 
Genehmigung,  behördliche  49. 
Generalprobe  133.   148.  351. 
Gesammthand  siehe  Miturheber. 
Geschäftstüchtigkeit  60. 
Gesellschaftswandergewerbeschein 

103.   105,  11. 
Gewerbe  1 5  f. 

—  Ausübung  80. 

—  Beanstandung,  behördliche  114. 
betrieb,  ambulanter  32,  3.  76,  21. 
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Gewerbe,  Einstellung  87.  249. 

—  Erlaubniss,  behördliche  41.  50. 

—  -freiheit  23f.  28.  130.  151.  233.18. 

—  -polizei  3.  6.  15  f. 

—  -recht  46. 

—  selbständiges  19. 

—  Ueberwachung  1 1 3  f. 
Gewerbliche  Arbeiter  20. 
Gewerbsmässig  15. 
Gewinnabsicht  280. 
Grundrechte  43  f.  232.  427. 

H. 

Handlung,  dramatische  34  f. 

Haus  zu  Haus,  von  39.  104. 

Hausfriedensbruch  216. 

Heirath  der  Schauspielerin  208.  211. 

Herausgabe  305,  57. 

Hereditas  iacens  85. 

Hofräume   39,29. 

Hoftheater  17,  7.  53.  202,  1. 

Höhere  Gewalt  182.  209.  382. 

Honorar  des  Autors  119,20.   353  f. 

—  Konkursprivileg  356. 

—  Pfändung  357.  369. 

—  Verjährung  .357  f. 


Idealgut  285. 
Imaginäres  Bild  397. 
Indigenat  312. 
Individuallebensvorgang     siehe     Auf- 

fühningsverbot. 
Infamie  der  Schauspieler  159,  2. 
Ingebrauchnahme  der  Konzession  89. 
Inhaberpapier  226  f.  239. 
Iniuria  134,6.  233. 
Inspizient  197,  95. 
Instrumente,  mechanische  291,  25. 
Inszenirung  350  f. 
Interesse  der  Kunst    31.    38.    64,29. 

72.  98. 
Interessenkollision  453. 


Internationales  Urheberrecht  siehe  Aus- 
länder. 

Juristische  Person  als  Theaterunter- 
nehmer 65,31.  97,   16.  374. 

Jus  spectacula  publice  edendi  22. 

K. 

Kaffeehaus  388. 
Kammermusik  327. 
Kantate  327. 
Kapellmeister  197,95. 
Kassenbücher  1 19.  356. 
Kautionspflicht       der      Theaterunter- 
nehmer 56. 
Kinder,  Engagement  166  f. 

—  Verwendung  im  Gewerbebetrieb 
104. 

Kirche,  als  Aufführungsschauplatz  388. 

—  -nkonzert  327. 

—  Verhältniss  zum  Theater  5  f.  144, 
57.  160,2. 

Klaque  237,  32. 

Klatschen    siehe    Beifalls-    und   Miss- 

fallensäusserungen  der  Zuschauer. 
Kollektivkontrakt  209,  29. 
Kollektivwandergewerbeschein     siehe 

Gesellschaftswandergewerbeschein. 
Kommissionsvertrag  454. 
Komparserie  192,72. 
Konfiskation  siehe  Einziehung. 
Königshaus  siehe  Aufführungsverbot. 
Konkurs  des  Unternehmers  6 1 .  209, 28. 

249.  356.  379. 

—  des  Theaterbesuchers  250  f. 
Kontrahirungszwang  252  f. 
Kontraktsbruch  des  Schauspielers  205  f. 

212,51. 

—  des  Theaterbesuchers  245. 

—  des  Unternehmers  61.  205.  242  f. 
376  f. 

—  des  Urhebers  381.  415,  113. 
Kontrollpolizei  112  f. 
Konventionalstrafe  165,1.  198  f.  212. 
Konzession    22.  41  f.  211.  247.  383. 
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Konzession,  örtliche  Geltung  75. 

—  -sbeschränkungen  48  f. 

—  -ssysteme  41.   102  f. 
Kosten  des  Agenten  456. 

—  der  Aufführung  354.   417.  423. 

—  -deckung  310. 

Kostüm  39,25.  281,41.  289,18. 
Krankheit    des     Schauspielers    180  f. 

198,96.  208. 
Kreditun Würdigkeit  62. 
Kreirte  Rolle  177.  197,96. 
Kritik,  theatralische  232  f.  241. 

—  literarische   237,32. 
Kündigung  des  Engagements  212. 

—  des     Aufführungsagenturvertrages 
456. 

Kunstwerth  38,24. 
Kuratel  87,  19. 

L. 

Landestrauer  382. 
Lebende  Bilder  36. 
Legalprinzip  81. 
Legitimationspapier  226. 
Legitimationszeichen  224. 
Libretto  329.  342  f.  392  f. 
Logenvermiethungsvertrag  230,  8. 
Lokaltheater  24  f.  39.  64.   119  f. 

M. 

Maklervertrag  449. 
Manuskript  305.  368.  455. 

—  Einsichtnahme,  behördliche  148. 
Marionettentheater  37,19.  291,25. 
Marktverkehr  31,  1. 
Maschinisten  289,  18. 
Massenanhäuiung  122. 
Massenbedürfniss  28.  259. 
Matinee    siehe  Vormittagsvorstellung. 
Medizinalpolizei  126. 

Melodie  405. 

Mimische  Darstellung  siehe  Pantomime. 
Mimus  4,  1. 

Minderjährige  als  Theaterunternehmer 
68.  85.  103. 


—  deren  Engagement  168  f. 

—  weibliche  104. 
Ministerium  7. 

Mittel  des  Schauspielers  193. 

—  des  Unternehmers  56. 
Miturheber  320  f.  420.  435. 
Monodrama  36. 
Monolog  309. 

Monopol  des  Theateruntemehmers  8. 

256  t. 
Motiv,  musikalisches  405. 
Musikalisches  Werk  269.  274  f.  293. 

326  f.  403  f.  430  f. 

N. 

Nachahmung  389  f. 
Nachlassregulirung  85. 
Nachmittagsvorstellung  188. 
Namen,  Bekanntgabe  des  Urheber— s 
352. 

—  Bekanntgabe  des  Schauspieler — s 
178  f. 

—  Verwendung  des  — s  Lebender  in 
Aufführungen  145,58. 

—  -spapier  226  f.  239. 
Naturvorgänge,  deren  Darstellung  38. 
Nichtgebrauch  der  Konzession  87  f. 

—  des  Privilegs  100. 
Niederlassung,  gewerbliche  31. 

o. 

Oeffentlich  2.  39.   104.  188.  384  1. 
Opportunitätsprinzip  8 1 . 
Oratorium  326. 
Ordnung,  öffentliche  123. 

—  -sfeindliche  Stimmung  128,27. 
Ouvertüre  309.  329. 


Pantomime  34.  407. 

Parodie  390  f. 

Partei   im   Verwaltungsstreitverfahren 

69. 
Partitur  367,  124.  404. 
Patentrecht  306  f.  398  f. 
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Pfändung  siehe  Dienstbezüge,  Honorar. 
Phantasie,  musikalische  406. 
Phonographische  Aufführungswieder- 
gabe 292,  25. 
Platz  des  Zuschauers  230  f.  243,  53. 

—  -anweiser  413,107. 

—  öffentlicher  39.  104. 
Polizei  2.  15  f. 

—  -beamte,    Zulassung    zur  Vorstel- 
lung 127,20.  217  f. 

Popularklage  82. 

Portrait,     ungenehmigte     Ausstellung 

145,  58. 
Posthume  Werke  313,8.  433. 
Potpourri  404,  74. 
Premiere  siehe  Erstaufführung. 
Presszensur  149. 
Prinzipalin  68,  31. 
Privileg  41. 

—  -iensy Stern  24  f.  92  f. 

Probe  195  f.  198,96.  351.  430,10. 

—  -engagement  213  f. 

—  -monat  175,  1.  214  f. 
Prolongationsvorbehalt  203,  8. 
Provinzialbühnen,  gemeinsame  40,  33. 
Provision    der    Theateragenten    1 10. 

450  f. 

—  -sschein  449. 
Pseudonymes  Geisteswerk  432, 
Publizistisches  Unternehmen  17.  218. 

374  f. 


Quasipublizistisches  Unternehmen  29. 

48,31.   119,21.  218.  259.  268. 
Quittung  223. 

R. 

Rechnungslegung  als  Verpflichtung  des 

Aufführungsrechtsverleizers  356. 
—  des  Unternehmers  424. 
Rechtmässig  siehe  Uebersetzung. 
Rechtspflege,  einseitige  69,  33. 
Regiegeschäfte  343.  349  f. 
Regisseur  197,  95. 


Rekurs  55.  71.  81.  88  f.   107.  111. 
Relocatio  tacita  des  Engagements  202  f. 
Repertoire  siehe  Spielplan. 

rollen  194,82. 

Reservirte  Rolle  177.  197,96. 
Residenzpflicht  des  Schauspielers  189. 

198,  96. 
Res  iudicata  69. 
Revues  siehe  Aktuelle  Stücke. 
Reziprozität  313. 
Rollenbesetzung  349  f.  377. 
Royal tysystem  siehe  Abgabensystem. 
Rücktritt    vom    Agentur  vertrage   453. 

456. 

—  vom  Aufführungsvertrage  381  f. 

—  vom  Bühnenengagement  204. 

—  vom  Theaterbesuchsvertrage  248  f. 

s. 

Saalvermiether  413.  106. 

Sachgut  285. 

Sanitätsdienst    siehe  Medizinalpolizei. 

Schauspieler  19.  117,  12. 

—  Engagement  161  f. 

—  Haftbarkeit  für  Aufführungsrechts- 
verletzung 412. 

—  —  gegenüber  der  Zensur  155.  191, 
65. 

—  Standesrecht   159  f. 

—  Theaternamen  173  f. 
Schauspielunternehmen  34  f.  1 16  f. 
Schaustellung  37,  19. 
Schiedsgericht  des  Bühnen  Vereins  165,1, 

195,84.  215,9. 
Schutzfrist  275  f.  432  f. 

—  Verlängerung  436  f. 
Schwangerschaft  180.  211,39. 
Schweigepflicht  des  Unternehmers  335. 
Selbständig  siehe  Gewerbe. 
Separatvorstellung  245.  262.     ' 
Sicherheit,  öffentliche  126. 

—  -spolizei  123.    130,38. 
Singspiel  38  f.  98. 

—  -halle  siehe  Lokaltheater. 
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Sittenpolizei  28.    147,64. 

Sittliche  Zuverlässigkeit    siehe  Zuver- 


Skripturcharakter  der  Theaterbesuchs- 
urkunde 228.   265. 
Sommersaison  202. 
Sommertheater  76,21. 
Sozialinteresse  28  f.  308.  311,  71. 
Spezialitäten  160,2.    169,21.  191,69. 
Spezialrecht  1. 
Spielgeld  168.  183  f. 
—  -garantie  1 84,  35. 
Spielhonorar  siehe  Spielgeld. 
Spielleute  4,  l.   160,  2. 
Spielplan  118.  342.  412,  103. 
Spieluhren  291,25. 
Spielweigerung     194.    198,  96.    246. 

382. 
Sprachkolorit  399. 
Städtisches    Schauspielunternehmen 

siehe  Publizistisches  Unternehmen. 
Standesrecht  siehe  Schauspieler. 
Ständeunterschiede  241,44.  254,2. 
Statiren    192,72. 
Stehendes  Theater  9.  31.  365. 
Stellenvermittler  siehe  Agent. 
Stellvertretung     im     Gewerbebetriebe 

72  f.  79,  7.  85.  98.  105. 
Strafantrag  383.  426. 
Strassenaufführung  24.  39.   120. 
Strassenpolizei  128. 
Strike  der  Schauspieler  210. 
Subjektiv  -  öffentliches    Recht  45.  97. 

103. 
Suspension    der    Konzession   40, 33. 

90  f.  121,27. 
Szenischer  Apparat  281,41.   289,18. 

311.  424,149. 


Tantieme  273.  353  f. 

—  gesetzliche  Normirung  303.  353,61. 

—  Konkursprivileg  356. 

—  -ngarantie  355.  364. 


Tantiemen-Pfändung  357. 

—  Verjährung  357  f. 
Tanz  37. 

Telephonische      Aufführungsübermitt- 

lung  292,25. 
Theater 

—  agent  siehe  Agent. 

—  arzt  180.  18. 

—  besuch  216  f. 
svertrag  219  f. 

—  brand  124  f.  209.  246.  382. 

—  feuerpolizei  siehe  Feuerpolizei. 

—  gesetze  165,  1.  196. 

—  gewerbepolizei  siehe  Gewerbe. 

—  gewohnheitsrecht  7  f. 

—  Jahr  202. 

—  kontrollpolizei  sieheKontrollpolizei. 

—  maschinen  39,  25. 

—  namen    siehe   Ehefrauen,    Schau- 
spieler. 

—  polizei  2. 

—  Prozesse  364  f.  370  f.  436  f. 

—  recht  l. 

—  —  sgeschichte  4  f. 
sliteratur  9  f. 

—  —  squellen  8  f. 

—  reparatur  182.  382. 

—  Sachen  161. 

—  Sicherheitspolizei  siehe  Sicherheit. 

—  strafrecht  2,  4. 

—  strassenpolizei      siehe      Strassen- 
polizei. 

—  Zensur  siehe  Zensur. 
Theilaufführung    281,41.    309.    388. 

404. 
Thierkomödie  37. 
Tingeltangel  siehe  Lokaltheater. 
Titel  des  Theaterstücks  154.   377,  8. 

407,  93. 
Tod  der  Agenturvertragskontrahenten 

457. 

—  des  Konzessionirten  84  f. 

—  des  Privilegirten  100. 

—  des  Schauspielers  203. 
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Tod  des  Unternehmers  246  f. 

—  des  Urhebers  431  f.  435. 
Tongedankenbild  395,41. 
Tour  de  faveur  342.  7. 
Tour  de  rigueur  341  f. 

Tracht    der    Theaterbesucher    240  f. 

248. 
Transportanstalt  29,35.  218. 
Transposition  403. 
Transskription  403. 

U. 

Uebergang  der  Konzession  74  f. 

—  des  Aufiführungsrechts  332.  368  f. 
427  f. 

—  des  Privilegs  98. 

—  des  Theaterbesuchsrechts  239. 

—  des     Theaterunternehmens      197. 
208  f. 

—  des  Wandergewerbescheins  105. 
Uebersetzung  409  f.  421  f.  431.  433f. 

—  rechtmässige  270.  409. 
Ueberwachung  siehe  Gewerbe. 
Ueberzeugung,  behördliche,  bei  Kon- 

zessionsertheilung  59. 

Umherziehende    Schauspielergesell- 
schaft siehe  Wandertheater. 

Unentgeltlich  siehe  Aufführung. 

Unterbrechung    des    Theaterbetriebes 
182.  209  f.  246.  382. 

Untersagung    des    Gewerbebetriebes 
siehe  Agent. 

Urheber  269  f. 

—  Haftunggegenüber  der  Zensur  155. 
recht  der  Angesteliten  428,  7. 

—  -recht,  ewiges  389. 
register  433,  20. 

Usus  publicus  siehe  Zweckbestimmung, 
öffentliche. 


Variation  406. 

Varietetheater  siehe  Lokaltheater. 
Veränderung  des  Theateruntemehmens 
75. 


Veranlasser  der  Auffuhrung  413  f. 
422.  424. 

Veranstalter  der  Aufführung  412  f. 

Verein  117,12. 

Verjährung  der  Agentenprovisions- 
forderung 453.  456. 

—  der  Ansprüche  aus  AuflRihrungs- 
rechtsverletzung  425  f. 

—  der  Autorforderung  357  f. 

—  der    schauspielerischen     Dienst- 
bezuge  1 86  f. 

Verlagsvertrag  316  f. 
Veröffentlichung    des    Geisteswerkes 

284.  295  f.  312  f.  432. 
Versagung  der  Konzession  55  f. 

—  des  Wandergewerbescheins  105  f.* 
Versammlungspolizei  1 23. 
Verschwender  169. 
Versicherungsgesetze  20. 
Versifikation  399. 
Vertragsfreiheit  301. 
Vervielfältigung  siehe  Aufführung. 
Verzicht  auf  Ansprüche    aus  Auffüh- 
rungsrechtsverletzung 425. 

—  auf  Aufführungsrecht  427. 

—  auf  Autorrecht  428,  7.  435. 

—  aut  Konzession  83  f. 

—  auf  Privileg  99. 

—  -bare  Rechtsgüter  234. 
Vorbehalt  der  Aufführung  276  f.  430f. 

435. 
Vorbescheid,  behördlicher  70. 
Vorlesung  289,  18.  335. 
Vormittagsvorstellung  343. 
Vorprobe  195,87. 
Vorstellungskontrolle  116. 
Vorstellungskritik  237,  32. 
Vorstellungspolizei  1 26  t. 
Vorstellungsprogramm  129.  232. 

—  dessen  Wechsel  243. 

w. 

Wandergewerbeschein  103  f. 
Wandertheater  9.20.  25.  31  f.  102  f. 
167.  365. 
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Weibliche  Personen  siehe  Minder- 
jährige. 

Werthpapier  224  f. 

Widerruf  des  Privilegs  100  f. 

Wiedergabe  durch  Aufführung  284. 
295. 

Wiederholung  von  Theaterstücken 
232,  14.  377  f. 

Wintersaison  202. 

Wissenschaftliches  Theater  38. 

Wittwe    des  Konzessionsinhabers  85. 

Wohlthätigkeitszwecke  280  f.  310.387. 

Wohnräume  39,29. 

Wortlaut  der  Dichtung  344  f.  377. 

Z. 

Zahl  der  Aufführungen  252,  21.  363. 
Zensur  5.  132  f.   191,65.  379.  382. 


Zession  siehe  Uebergang. 

Zirkus  37.  193,  76. 

Zischen  siehe  Beifalls-  und  Missfallens- 

äusserungen  der  Zuschauer. 
Zurücknahme  der  Konzession  77  f. 

—  des  Wandergewerbescheins    108. 
Zurückweisung    vom    Theaterbesuch 

263  f. 
Zuverlässigkeit      des      Theaterunter- 
unternehmers 55  f. 

—  artistische  60  f.  79. 

—  finanzielle  31.  61  f.  79. 

—  sittliche  30.  60.  67.  79.  91. 

—  des  Theateragenten  110. 

—  deren  Nachweis  78. 
Zwangsvollstreckung     in     das     Auf- 
führungsrecht 369,  130. 

Zwecksbestimmung,  öffentliche  259. 


B.  Qesetzesregister. 

(Nur  die  wichtigeren  Gesetze  und  Verordnungen  sind  aufgenommen.  —  Die 
links  stehenden  Ziffern  bezeichnen  die  Paragraph-  bezw.  Artikelzahl  der 
betreffenden  Rechtsquelle,  die  andern  Ziffern  die  Seiten-  und  Anmerkungszahl). 


!•  BeichHgesetze* 

20. 

71,40. 

a)  Bürgerliches  Gesetzbuch. 

26. 

233,  18. 

104  (I  21.   II  78).     166,4. 

28. 

39,31. 

112  (I  67.  II  86).     166,5. 

29. 

50,  35. 

114  (I  70.   II  88).     169,18. 

30. 

41,3.  50,34. 

196  No.  8.    (I  156    No.   12.    II  163 

32. 

25.   38.  42.   50,  37.   52.  55,  1 

No.  8).     187,49. 

72,3. 

34-^  (II  295).     199,  103. 

33  a 

38,24.39,26.  42,5.  50,37.  53. 

626  (I  566.    II  565).     209,  27. 

62,24.  72,4.  80,10. 

631  (I  579.    II  569).     164,  14. 

33b 

32,3.  39,28.  96,  13.  132,45. 

652  (I  580.    II  587).     452,  16. 

34. 

50,  34.  74,  13. 

653  (II  588).     450,  9. 

35. 

109,2.  110,5.   121,28. 

655.     452. 

36. 

74,13.  80,7. 

1358  (I    1277.     II    1258).      170,  26. 

37. 

39,31. 

171,28.  172,40. 

38. 

80,7.  110,3.   121. 

1367  (I  1289.    II  1266).     172,35. 

40. 

50,  36.    51,41.    71,39.    83,  1 

1651  (I  1518.    II  1542).     168,12. 

96,13.  111,9. 

1822  No.  7  (1 1663.  II 1686).    168, 15. 

42. 
42  a 

76,21. 

b)  Allgemeines  Deutsches  Handels- 

42 b 

.  >  39,  31. 

gesetzbuch. 

43. 

276.     247. 3. 

**  •  v^»            *rf    i^  ■  ■    \^m 

45. 

67,31.  72.  87,19.  98. 

337.     229. 

46. 

85,9.  100. 

c)  Reichsgewerbeordnung. 

47. 

73.8. 

1.     68,31.  130  f. 

49. 

48,  33.  87  f. 

6.     16,3. 

51. 

120,  22. 

11.     68,31. 

53. 

40,33.  78  f.  90.  116,9. 

12.    67,31. 

54. 

55.  81,  14. 

14.     109. 

55. 

21.  31. 
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57. 

57  a. 

57  b. 

58. 

60. 

60a. 

60  b. 

60  c. 

60cl. 

61. 

62. 

63. 
120. 
144. 
147. 
148. 
151. 


105. 

25.   106. 

25.   107. 

108,  23. 

103,4.  108,24. 

39,31.   104,8. 

39,31.   104,6. 

105,11. 

20.  103,3. 

102. 

104, 10. 

107,22.  108,23. 

104,  10. 

131. 

48  f. 

111,10. 

73, 10. 


d)  Reichsstrafgesetzbuch. 

^'•Ui. 

36.  J 

38.     106. 

62:^26,156. 

123.     216,  1. 

183.     147. 

192.     234,22.  237,32. 

360  No.  8.     173,44. 

e)  Reichszivilprozessordnung. 
195.     71,39. 

749.  186. 

754.  369,  130. 

769.  381,23. 

774.  377,  7. 

f)  Reichsstrafprozessordnung. 
136.     121,27. 

156.     426,  156. 
443.     422,  140. 

g)  Reichskonkursordnung. 
15.     250,15. 
19.     209, 28. 
21.     249,  14.  251,  19. 
54  No.  1.     186. 


h)  Einfuhrungsgesetz  zur  Z.  P.  0, 

14  Zifl 

\2,     183,29. 

i)  Einzelne  Reichsgesetze. 

Gesetz 

V.  21.  Juni  1869.    4.     186,42. 

Gesetz 

V.  11.  Juni  1870: 

6. 

270,  6.  409,  96. 

8. 

278, 28. 

9. 

436,  33. 

11. 

432, 19. 

12. 

313,8. 

15. 

433,  23. 

17. 

431,14. 

18. 

424,  148. 

19. 

416,  118. 

20. 

416,117. 

21. 

424,  148. 

25. 

305. 

33. 

425,  151. 

35. 

426,  156. 

38. 

426,  155. 

39. 

409,  96. 

46. 

404,  75.  406,  89. 

47. 

404,  74. 

50. 

269.    270,4.    278,29.    408  f. 

430,  11.  433,23. 

51. 

322,11.  324.  328,35. 

52. 

278,28.  353,58.  431,14,  432 f. 

436,  33. 

53. 

352,  58. 

54. 

388.  399,54.  413,108.  417,119. 

55. 

417  f.  423,143. 

56. 

425  f. 

57. 

443. 

58. 

436  f. 

61.) 
62. 

312  f. 

Gesetz 

V.  31.  März  1873.  16.  1  _  .. 
V.  2.  Mai  1874.    43.  r**'^^' 

Gesetz 

Gesetz 

V.  7.  Mai  1874.    3.     151. 

2.  Gemeines  Recht. 

a)  Vorjustinianisches  Recht 

1.  Julia 

L  municipalis.     126,  15. 

1.  Julia  theatralis.     253,  2. 
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senatus   consultum    v.    J.  57  n.  Chr. 

56.  124,4. 
Ulpian.,  lib.  sing.  reg.  fr.  13.     160,  2. 
Cod.  Theod.  15,  7  de  scaen.     169,  21. 

b)  Pandekten. 
1.  3  de  his,  qui  not.  (3,2).     162,7. 
1.  28  comm.  divid.  (10,  3).     324. 
1.  1  §  5  de  serv.  corr.  (11,3).     254, 2. 
1.  4  §  2  de  condict.  (12,  5).     238,  32. 
1.  1 1  §  3  de  inst.  act.  (14,  3).     242,  50. 
1.  13  §  1  locati.  (19,2).     164,  14. 
1.  30  §  3.  1    51  §  1  eod.     164,  12. 
1.  54  §  1  eod.     208,  22. 
1.  7  de  praescr.  verb.  (19,  5).    200,  108. 
1.  65  pr.  de  aedil.  ed.  (21,1).     254,  2. 
1.  37  de  op.  libert.  (38,  1).     160,  2. 
1.  2    §  9    ne    quid    in    loco.    (43, 8). 

233,  19. 
1.  1    §  12,  13   de  obl.  et  act.  (44,7). 

166,4. 
1.  6  de  verb.  obl.  (45,  1).     169,  18. 
1.  38  §  17.  1.  96  eod.     200,  108. 
1.  137  §  6  eod.     441,  45. 
1.  31    pr.  de  solut.  (46,3).     164,  14. 

196,  92. 
1.   13  §  7  de  iniur.  (47,  10).     233, 19. 
1.  28  §  3  de  poen.  (48,  19).     237,  32. 

c)  Codex, 
c.  un.  de  mut.  nom.  (9,  25).     173,  44. 

d)  Sachsenspiegel  I. 
38,  1.  50,2.     160,2. 

e)  Gesetze  aus  der  Zeit  des 

deutschen  Bundes. 

Deutsche  Bundesakte  v.  8.  Juni  1815. 

18.     277. 
Bundesbeschluss    v.    22.   April  1841. 

277.  447. 
Bundesbeschluss    v.    12.   März  1857. 

278. 

3«  Landesrecht. 

A.   Baden. 
Polizeistrafgesetzbuch  v.  31.  Oktober 
1863.    63.     132,48. 


B.  Bayern. 
Polizeistrafgesetzbuch  v.  26.  Dezember 
1871.    32.     131,43. 

C.  Elsass-Lothringen. 
Einführungsgesetz  zur  G.-O.  v.  27.  Fe- 
bruar 1888.    3.     150,71. 

D.  Preussen. 
Aligemeines  Landrecht. 
Einl.  89.     455,  29. 
I  5,  14.     169,  18. 
I  5,  131.     222,  1. 
I  11,873.     183,29. 
I   11,925.     164,14. 

I  13,  22.     453. 

II  1,196.  170,26. 
II  1,211.  172,37. 
II  2,  109.  166,  5. 
II  2,148.  168,  12. 
U  2,  151.  168,  14. 
II   17,2.  113,2. 

II  17,10.     153,82. 
Gesetz  v.  7.  September  1811.     24. 
Gesetz  v.  11.  März  1837. 

32.     277.  437. 
Gesetz  v.   31.  März  1838. 

2  No.  5.     187,47. 
Gewerbeordnung  v.  17.  Januar  1845. 

19.     68,31. 

47.     25. 
Verfassungsurkunde  v.  3 1 .  Januar  1 850. 

27.     150. 
Berliner  Theaterordnung  V.  1  O.Juli  1851. 

1.  131,43. 

2.  120,22.   133,  1. 

3.  117,12. 

4.  116,  10.  131,43. 

5.  130,37.  148,66.   152,81. 
7.     154, 89. 

9.  154,  86,  90. 

10.  140, 43. 

12.  116,  11.   125,10.  128,26. 

13.  154,89.  155,94. 

14.  80, 9. 
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Gesetz    v.     20.     Februar    1854. 

2.     278.  437. 
Vormundschaftsordnung  y.  5.  Juli  1875. 

42  No.  9.     168,  15. 
Gesetz  v.   12.  Juli  1875. 

1.     166, 4. 

5.  166, 5. 

E.  Sachsen. 
Bürgerliches  Gesetzbuch. 

47.  166,4. 

1016.  186,44. 

1231.  183, 29. 

1243.  164,14.  183,29. 

1255.  450,6. 

1256.  450,7. 
1638.  170,25. 
1668.  172,36. 
1804.  166, 5. 
1810.  168,  12. 
1825.  167, 6. 
1915.  168,  15. 
1987.  169, 18. 

4.  Fremdes  Recht. 

A.  Belgien. 
Gesetz  v.  21.  Oktober  1830. 

1.  26,33.  137,24. 
Gesetz  v.   15.  Dezember   1872. 

2.  21,24. 

Gesetz  v.  22.  März  1886. 

6.  322,11.  324,16,17. 
9.     369,  130. 

17.  404,75. 

18.  328,38.  332,57. 
22.     275,21. 

24.  275,21.  418,125. 
26.     426,  156.    ' 

Gesetz  v.  22.  Mai  1888.     105. 

B.  Bolivia. 
Gesetz  v.   13.  August  1879. 

1.     137, 24. 

25.  281,41.     339,17. 

Opet,  Theaterreoht. 


28.     335,3.  347,30.  368,  126. 
30.     376, 3. 

C.  Brasilien. 
Verfassungsurkunde  v.  24.  Febr.  1891. 
72,26.     281,42 

D.  Chile. 
Gesetz  v.  24.  Juli  1834. 


5;     }  280,  38. 


£.  Columbia. 
Gesetz  v.  26.  Oktober  1886. 
60.    406,89. 

F.  Dänemark. 
Gesetz  v.  29.  Dezember  1857. 

17.  281,41. 

18.  363,112.  376,3. 

21.  417,121. 

22.  425,  151. 
Verfassungsurkunde  v.  28.  Juli  1866. 

86.     152, 77. 
Gesetz  v.  12.  April  1889. 
2.    400,58. 

G.  Ecuador. 
Gesetz  v.  3.  August  1887. 
9. 

35  a. 
36.      328, 38. 


280,  38. 


H.  England. 
10  Geo,  II.  eh.  28.     136, 17. 
25  Geo.  II.  eh.  36.     40,  33. 
3    Will.    IV.    eh.    15.      276.   384,2. 
417,  121.  425,  151. 

5  u.  6  Vict.  eh.  45.     276. 

6  u.  7  Vict.  eh.  68.     26,21.  40,33. 

56,3. 
38  u.  39  Vict.  eh.  21.     129,34. 
45  u.  46.  Vict.  eh.  40.     276,  25. 
VO.  V.  28.  November  1887.     315, 10. 
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51  u.  52  Vict.  eh.  17.  276, 25.  41 7, 121. 

eod.  eh.  41.     40,33. 

eod.  eh.  42.     129,34.  137,24. 

J.   Finnland. 
Gesetz  v.  15.  März  1880. 
8.     399, 54. 
12.     281,40,41. 
14.     376, 3. 
19.     417,  121. 
27.     425,  151. 
30.     369,  130 

K.  Frankreich. 
Patent    v.    16.   April    1641.     140,40. 

161,3. 
VO.  V.  9.  Dezember  1780. 
VO.  V.    13.  März  1784. 
Gesetz  v.  24.  Dezember  1 789.     161,3. 
Gesetz  v,   13./ 19.  Januar  1791. 

1.     23.  275. 

3.     275.  339,  16. 

6.     136. 
Gesetz  v.  2./17.  iMärz  1791.     23,  7. 

1.  275. 

Gesetz  v.  19.  Juli/6.  August  1791. 

2.  357. 

Gesetz  v.  19.  Juli  1793. 

1.     275. 
VO.  V.  2./3.  August  1793. 

1.  118,17. 

2.  136. 

VO.  V.  8.  Juni  1806. 

2.     51, 42.     56, 4. 
14.     137. 
Code  civil. 

217.     170,24. 

219.     171,28. 

225.     172,39. 

371.  j 

450.   il66,5. 

484.  I 

513.     169. 
1125.     172,39. 
1341.     222,1. 


1382. 

236.  28. 

1401. 

172,38. 

1574. 

172,35. 

1781 

183,29. 

2101 

No.  4.     186,  43. 

2271 

187. 

Code  de  commerce.    549. 

186,43. 

VO.  V. 

25.  April  1897. 

19. 

119,20. 

Code  penal. 

428. 

275,21.  426,156. 

Gesetz 

V.  5.  Februar   1810 

39. 

439,  40. 

Gesetz 

V.  S.Dezember  1824. 

40,33.  68. 

VO.  V. 

6.  Januar   1864. 

3. 

133,  1.  150,71, 

4. 

52. 

7. 

119,21. 

Gesetz 

V.  14.  Juli  1866. 

1. 

275,20.  439,40. 

Gesetz 

V.   2.  August  1868. 

183,  29. 

Gesetz 

V.   1.  Februar  1874. 
L.   Guatemala. 

137,23. 

Gesetz 

V.  29.  Oktober  1889. 

1. 

2. 

|281,42. 

5. 

390,  16. 

M.  Hawai. 

Gesetz 
1. 

V.  23.  Juni  1888. 
281,42. 

N.  Holland. 

Gesetz 

V.  28.  Juni  1881. 

9. 

369,  130. 

12. 

281,39,40. 

13. 
15. 

280,  38. 

18. 

417,121. 

0.  Italien. 

1,  Januar  1862. 

Mmisterialerlass    v.    ,.  _,         ^^.. 

14.Februarl864. 

138  f. 
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Gesetz  v.  25.  Juni  1865. 

1202 

.     377,5. 

13.     299.  354,61. 

1207 

.     281,41.  388,10. 

Gesetz  V.  19.  September  1882. 

1217 

.     417,121. 

2.     407,92. 

1218 

.     419,130. 

3.     40>,75,77. 

1220 

.     354, 64. 

5.     322,  10. 

1226 

.     412,105. 

6.     328, 36. 

^J)  280,  38. 

R.  Monaco. 

Gesetz 

V.  27.  Februar  1889. 

14.     339,  17. 

6. 

281,40. 

[5;}  369,  130. 

7. 

234,17.  328,38.  332,57. 

11. 

281,40.  388,11. 

34.     399,54.  417,121.  426,156. 

12. 

369,  130. 

Gesetz  v.   30.  Juni  1889. 

17. 

395,36.     404,75. 

37.     40,33.  131,43. 

22. ; 

23. 

417,121. 

40.     129,35.  133,1.  155,92. 

43.     116,11.  127,20. 

Gesetz 

V.  3.  Juni  1896. 

44.     128,26. 

1. 

430,11. 

45.     130,36. 

S.  Vereinigte  Staaten  von  Nord- 

48.     105. 

amerika. 

™:l"«- 

Revised  Statutes. 

4952 

.     281,39.  401,62. 

VO.  V.  8.  November  1889. 

4966 

.     417,121. 

38.     153,81. 

4968 

.     425,151. 

75.     1 10,  4. 

T.  Norwegen. 

P.  Japan. 

Gesetz 

V.   4.  Juli  1893. 

VO.  No.  78  V.  28.  Dezember  1887. 

1. 

290,  18. 

2.     281,40. 

2. 

281,40. 

5.     425,151. 

6. 

322,11.  333,58. 

7. 

328,  37. 

Q.   Mexiko. 

10. 

360,  lOl.     364,  113.     376,3 

Zivilgesetzbuch  v.  188^. 

407,  92. 

1138.     280,38. 

12. 

369,  130. 

1169.     280,38.  390,16. 

13. 

392,27.  399  f. 

1172.     357,81. 

18. 

417,  121. 

1175.     368,126. 

24. 

290,  18. 

1178.     376,3. 

36. 

425,  151. 

1179.     378,13. 

1184.     322,10. 

U,  Oesterreich. 

1192.     390,16. 

Allgemeines  bürgerliches  Gesetzbuch 

1194.     328,36. 

21 

.     166, 4. 

1195.     405,82. 
1201.     404,72. 

91 
92 

•  1  170,  27. 
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148.     166, 5. 

35. 

270,  6. 

149.     168, 12. 

36. 

292,  25. 

216.     168,15. 

43. 

313,8.  432  f. 

865.     169,  18. 

44. 

353,  58.  432  f. 

116J 

U     164,  14. 

47. 

433,  23. 

123' 

^     172,35. 

52. 

408,  93. 

1480.     186,44. 

55. 

426,  156. 

Pressgesetz  v.  19.  Oktober 

1846. 

56. 

424,  149. 

6. 

404,  76,  78. 

61. 

423,  143. 

7. 

328,  35. 

62. 

417,121. 

8. 

278.  328,  37.  364, 

113. 

65. 

439,41. 

22. 

279. 

32. 

417  f. 

V.  Parma. 

38. 

313,  7. 

Gesetz 

v.  22.  Dezember  1840. 

Theaterordnung  v.  25.  November  1850. 

20. 

395. 

1. 

26,  19. 

3. 

133,1.  154,90. 

W.  Peru. 

4. 

49,  33. 

Gesetz 

V.  3.  November  1849. 

Zensurinstruktion    v.    25. 

November 

1. 

281,42. 

1850.     29,32.  138  f. 

Ministerrathspraesidialerlass 

V.  21.De- 

X.  Portugal. 

zember  1867.    59,  13. 

68. 

,  ■,         29.  April  1826. 
Verfassungsurkunde  v.  - — ,  ..  ,^^^ 

Gesetz 

V.  30.  März  1880. 

20. 

0.  juu  löoz. 

145  No.  3.     137.24. 

Gesetz 

V.  26.  Dezember  1895. 

2. 

313,  7,8. 

Zivilgesetzbuch  v.  1.  Juli  1867. 

4. 

407,  92. 

579. 

357,81. 

6. 

312,5.  432,19. 

595. 

281,41.  339,17. 

7. 

322,11.  420,135. 

596. 

417,121. 

8. 

325,  23. 

598. 

335,3.  347,30.  368,126. 

10. 

352,  58. 

599. 

363,  107. 

14. 

369,  130. 

600. 

376,  3. 

15. 

431,  14. 

Y.  Russland. 

16. 

429,  7. 

20. 

360,  96.  376,  3. 

Reglement    über  die  Presszensur  von 

22. 

408,  93. 

1886/1888. 

23. 

279,31.     290,18. 

338,  15. 

47. 

281,41. 

421,  137. 

48. 

406,  89. 

24. 

338,  15. 

49. 

417,  121. 

28. 

409, 96. 

30. 

399,  54.  409, 96. 

Z.  Schweden. 

31. 

279,  31. 

Gesetz 

V.  10.  August  1877. 

32. 

404,  74  f. 

7. 

280,  38. 

33. 

403,71.  406,89. 

13. 

281,41.  363  f. 

34. 

279,31.  430,11. 

14. 

280,  38. 
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15. 

417  f. 

20. 

322,11. 

22. 

369,  130. 

AA.  Schweiz. 

Obligationenrecht. 

147No.  1.     187,48. 

Gesetz 

V.  23.  April  1883. 

2. 

280,  37. 

7. 

279.  300,44. 

11. 

280,  36.  292,  25. 

12. 

417,121.  426,156. 

13. 

426,  156. 

17. 

425, 151. 

20. 

439, 40. 

BB.  Sizilien. 

Gesetz 

V.  7.  November  1811 

8. 

299, 4U 

CC.  Spanien. 

Gesetz 

V.   10.  Januar  1879. 

7. 

405,  82. 

20. 

353,61. 

22. 

328,  39. 

23. 

328,38.  331,56. 

24. 

344,  20. 

25. 

417,121. 

VO.  V. 

3.  September  1880. 

62. 

290, 18. 

64. 

390,  21.    396,  46. 

408,  93. 

65. 

390,21. 

66. 

347,  30. 

67. 

393,  32. 

68. 

392,27.  400,58. 

69. 

377,5. 

70. 

344,  20. 

71. 

388,11. 

72. 

325,  23. 

74. 

337, 12. 

76. 

336,  8. 

77. 

342,  9. 

405,  82. 


80. 

367,124. 

81. 

376,  3. 

82. 

363,  107. 

83. 

351,50. 

84. 

350, 43. 

85. 

408,  93. 

87. 

344,  20.  377,  8. 

88. 

351,48. 

89. 

352,  55. 

90. 

377,  5. 

92. 

376,  1. 

93. 

331,56.  379,19. 

.  95. 

382,  26,  27. 

96. 

353,61.  357,81. 

97. 
100. 

353,61. 

101. 

281,41. 

105. 

358,  90. 

106. 

356,  74. 

107. 

354,  64. 

113. 

289,  18. 

115. 

388,11. 

119. 

119,20. 

VO.  V. 

26.  Februar  1881.     137, 

24 

VO.  V. 

11.  Juni  1886.     301.    - 
DD.  Transvaal. 

Gesetz 

V.  23.  Mai  1887. 

9. 

369,  130. 

12. 

281,39,40. 

13. 
15. 

280,  38. 

18. 

417,121. 

EE.  Tunis. 

Gesetz 

V.  15.  Juni  1889. 

4. 

404,75. 

5. 

339,  17. 

FF.  Ungarn. 

Gesetz 

V.  26.  April  1884. 

3. 

431,  14. 

4. 

369,  130. 
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19.  423, 143. 

27.  426, 156. 

36.  425,151. 

46.  404,  72,  75.  406,  89. 

50.  281,41.  338,15. 

51.  281,40.  430,11. 

52.  322,  10.  328,  35. 

57.  399,54.  415,115.  417,121. 

58.  417  f. 

GG.  Venezuela. 

Gesetz  v.  12.  Mai  1887. 

17.  357,81. 
VO.  V.  12.  Januar  1888. 

33.  390,21. 

36.  400, 58. 

50.  363, 107. 

63.  353,61. 

Gesetz  v.  17.  Mai  1894. 

4.  390, 16. 

8.  322,10.  420,135. 

17.  417,121. 

19.  329, 45. 

20..  328,36. 

32.  408, 93. 


5.  Internationales  Recht. 

a)  Berner  Konvention  v.  9.  Sep- 
tember 1886. 
2.     314,9.  411. 

5.  411.  434,24,27. 

6.  421,137.  434,24. 

9.     314,9.  411.  434,24. 
10.     392,  27.  400,  58.  404,  75. 
15.     434,25. 
SchlussprolokoU  Ziff.  2.     407,  92. 

Pariser  Deklaration    zur  Bemer  Kon- 
vention, V.  4.  Mai  1896. 

2.  314,9. 

3.  400,58. 

Zusatzakte  Ziff.  1,  III.     434,  24. 


b)  Reichs- Literar-Konventionen. 
Deutsch  -  Amerikanisches      Ueberein- 
kommen  v.  15.  Januar  1892. 
1.     315, 10. 

Deutsch-Belgisches  Uebereinkommen  v. 
12.  Dezember  1883. 

g*}  315, 10. 

10.     434,25. 


Deutsch  -  Englisches  Uebereinkommen 
V.  2.  Juni  1886. 
3.     315,  10. 

Deutsch  -  Französisches     Ueberein- 
kommen V.  19.  April  1883. 


;:i 


315, 10. 


10.     434, 25. 


Deutsch-Italienisches  Uebereinkommen 
V.  20.  Juni  1884. 

1. 

8. 

10.     434,25. 
Schlussprotokoll  Ziff.  2.     35,  13. 


s! )  ^^^'  ^^• 


Deutsch  -  Schweizerisches  Ueberein- 
kommen V.  13.  Mai  1869. 
1.  \ 

4.     315,  10. 
17.^ 

c)  Deutsche  Einzelstaats -Literar-Kon- 
ventionen. 

Hamburgisch  -  Englisches  Ueberein- 
kommen V.  16.  August  1853. 


M  315, 10. 
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Hannoversch -Englisches  Ueberein- 
kommen  v.  4,  August  1847. 


l. 


*  I  315,  10. 


Preussisch-EnglischesUebereinkommen 
V.  13    Mai  1846. 
l. 
3. 


I  315,  10. 


Preussisch-Englischer  Zusatzvertrag  v. 
14.  Juni  1855. 
4.     315, 10. 


d)  Fremde  Literar-Konventionen. 
Französisch  •  Italienisches    Ueberein- 
kommen  v.  9.  Juli  1884. 
2.     407, 92. 

Oesterreichisch-Sardinisches  Ueberein- 
kommen  v.  26.  Juni  1840. 
8.     395. 

Spanisch  -  Mexikanisches    Ueberein- 
kommen  v.  10.  Juni  1895. 
4.     300,44. 


t-^,  ^(  /4:},  \J^ 


Druck  von  J.  S.  Freuss,  Berlin  W.,  Leipzigerstr.  81/32. 
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